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Dorrede. 


Zur Herausgabe diejes Buches ermutigt mich vor allem der 
darin zur Veröffentlichung gelangende Stoff. Die Gejchichte des 
preußtichen Kirchenmwejens in dem von mir behandelten Zeitraum 
iſt bisher noch nicht auf Grund archivalifcher Quellen bearbeitet 
worden. Wangemanns fieben Bücher preußifcher Kirchen: 
geichichte beginnen überhaupt erjt mit dem jahre 1817 und grün 
den fidy nur in der Darjtellung der Bommerjchen Erwedung und 
der Schlefiichen Wirren auf ungedrudtes, wohl durch perjönliche 
Beziehungen erhaltenes Material. In Mühlers verdienftlicher 
Sejchichte der evangelijchen Kirchenverfafjung in der Mark Bran- 
denburg nimmt die Schilderung der in diefem Bande behandelten 
Entwidlung nur etwa 40 Seiten ein, und die Alten der Regi— 
Itratur des Kultusminiftertums, die ihm offen geitanden hat, find 
nur jehr lüdenhaft benüßt worden. Was die zufammenhängenden 
Darjtellungen der Kirchengejchichte aber über unjer Thema er: 
zählen, beruht durchweg auf diejen beiden Schriften und jonjtigen 
gedrucdten Quellen, abgejehen von mündlicher Tradition. 

Weil die Veröffentlichung eines bisher gar nicht oder nur 
ungenau befannten Stoffes das Erfcheinen des vorliegenden 
Budyes begründet, muß an jeiner Schwelle vor allem der 
Danfespflicht gegen alle die genügt werden, die mir diejen Stoff 
zugänglich gemacht haben. Der Herr Minijter der geiftlichen An: 
gelegenheiten gejtattete mir, im Sommer 1897 fünf Wochen lang 
in der Geh. Regiſtratur jeines Miniſteriums unter bereitmwilligiter 
Unterftügung der Herren Beamten derjelben zu arbeiten. Da ein 
Teil der Akten über die Anfänge von Union und Agende der 
Hegiitratur des Evangel. Oberfirchenrats überwiejen war, bat 
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id; auch dort um die Gejtattung der Einficht, die mir von dem 
verewigten Herrn Präſidenten D. Barkhauſen gütigit gewährt 
wurde. ch kann feinen Namen nicht nennen, ohne mein fchmerz: 
liches Bedauern auszudrücden, daß ich ihm dies Buch nicht noc) 
jelbjt in die Hand legen darf zum Dank für fein lebhaftes, war: 
mes Intereſſe an meiner Arbeit. Sodann durfte ich mit Erlaub— 
nis des Brandenburgifchen Konſiſtoriums auch einige der dort be- 
findlichen Alten des ehemaligen Kurmärkiſchen Oberkonſiſtoriums 
ercerpieren. Endlich fam das Königliche Geb. Staatsarchiv meiner 
Arbeit dadurch zu Dilfe, daß es mir mehrere Jahre hindurch um: 
fangreiche Aktenfjammlungen an das hiefige Stadtarchiv I über- 
wies, wo ich jie in Muße durcharbeiten durfte. 

AU den genannten hohen Behörden und Herren ſage ich 
meinen tiefgefühlten Dant. 

Die Frageftellung des Buches iſt, wie jeder Kundige bemerken 
wird, angeregt durch das m. E. grundlegende Buch von Karl 
Rieker: Die rechtliche Stellung der evangeliichen Kirche Deutſch— 
lands in ihrer gejchichtlichen Entwicklung bis zur Gegenwart. 
Durch dies Buch iſt bewiejen worden, daß der deutiche, inſonder— 
beit lutheriſche Proteitantisinus von feinen Urſprüngen an bis ins 
neunzehnte „Jahrhundert hinein kirchenlos geweſen it, und zwar 
nicht aus Not oder aus Schwäche, jondern aus Grundſatz. Dar- 
aus ergibt fich dann das Problem, wie es zur Bildung der kirch— 
lichen Inſtitutionen gekommen ift, Die heute jo jehr im Border: 
grunde des öffentlichen chriitlichen Lebens jtehen. Auf dies ‘Pro: 
blem, das jich nur auf dem Boden eines bejtimmten Landes in 
Angriff nehmen läßt, fucht das vorliegende Buch eine Antwort. 
Es jucht fie, indem es die Entitehung der Kirche vornehmlich aus 
den Wandlungen im Begriff und Weſen des Staates zu verjtehen 
bemüht tft. 

Das Material zum zweiten Bande, der bis zum Ende der 
Megierung König Friedrich Wilhelms des Dritten führen joll, it 
in meiner Hand und gefichtet. Ich will mir Mühe geben, ihn 
jobald als möglich dem erjten folgen zu laſſen. Doch gejtatten 
mir meine nächitliegenden amtlichen Bflichten immer nur während 
einiger Sommermonate, mich diejfer Arbeit zu widmen. 
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sh Habe dies Buch meinem Lehrer und Freunde, Herrn 
Profeſſor Dr. Mar Lenz in Berlin zugeeignet, in dankbarer 
Erinnerung daran, daß er mir zuerit das Verſtändnis für die 
Bedeutung des Staates im gejchichtlichen Leben erichlofien hat. 


Frankfurt am Main, Juni 1905. 


Erich Soerfter, 


Pfarrer. 
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Kapitel 1. Einleitung. 


Die Lage des protejtantijchen Kirchenwejens in den preußijchen 
Staaten am Ende des 18. Jahrhunderts. 


Als König Friedrich Wilhelm III. kurz vor Beginn des 19. 
Jahrhunderts am 16. Nov. 1797 den Preußiſchen Thron bejtieg, 
befand jich das proteftantische Kirchenweſen in jeinen Staaten in 
einem Zuſtande völliger Auflöfung. 

Ein gewaltiger gejchichtlicher Prozeß, dejjen Bedeutung wir 
Heutigen eben erſt zu ahnen beginnen, hatte das von der Refor— 
mation ber überlieferte Verhältnis zwijchen Staat und Kirche und 
Individuum unterböhlt: der Prozeß der Aufklärung. Aber das 
Alte beitand doch noch in Kraft und lebte fort, nicht nur in einzelnen 
Keiten, jondern als Inſtitution, gejtüßt durch feitgermurzelte Ge: 
wohnheit, aufs innigjte verwachien mit dev gefamten Organtjation 
des öffentlichen Gemeinweſens und mit einem jchügenden Nimbus 
der Heiligkeit umkleidet. 

Die firchliche Lage am Ende des 18. Jahrhunderts zu ver: 
ſtehen, iſt unmöglich” ohne Einficht in dieſe beiden Mächte: die 
Aufflärung und die luthertiche Kirchenordnung. 

Drei Güter vor allem verdankt die moderne Gejellichaft der 
Aufklärung und ihrer NRechtsanfchauung, dem Naturrecht: den 
einheitlihen Staat, die Vereinsfreibheit und die 
Gemwijjensfreibheit. 

1; Bgl. zum Folgenden: Jellinef, Georg, Allgemeine Staatälehre, 
Berlin 1900; Derjelbe, Pie Erklärung der Menfchen: und Bürger- 
rechte, Lpzg. 1895; Niefer, Die rechtl. Stellung der evang. Kirche Deutich: 
lands, Lpzg. 1893; Derfelbe, Grundfäbe reform. Ktirchenverfaffung, 
Lpzg. 1899; Lezius, Der Toleranzbegriff Lockes und Pufendoris, Ypzg- 
1900, 

Foerſter, Entitebung der preuß. Landeskirche. 1. 1 


2 Kapitel 1. Einleitung. 


Während der antife Staat eine durchgängige, Feine innere 
Spaltungen duldende Einheit war, haben jich die modernen Staaten 
dies erſt in langen, fchweren Kämpfen erringen müfjen. “Die 
abendländifchen Staaten des jog. Mittelalters find nicht nur von 
dem Gegenjage zwischen fürftlicher und ſtändiſcher Gewalt durch: 
zogen, jie jind vor allem auch begrenzt durch die Gewalt der 
Kicche, die als Erbin des Imperium Romanum allein noch das 
Beifpiel einer monijtischen herrjchaftlichen Organifation gab. Erſt 
mit der Spaltung der Kirche infolge der Reformation iſt die Un: 
terordnung der Firchlichen unter die jtaatlihe Gewalt und damit 
die Aufrichtung einer Spige über der Körperichaft des Bolfes 
möglich geworden. Doch erit das Naturrecht hat dieje Konjequenz 
klar und folgerichtig gezogen und die Einheit des Staates theo— 
vetisch zu begründen vermocht. 

Die Meifter des Naturrechts erreichen dies durch die Lehre 
vom Sozialvertrage. hr Urſprung liegt in dem refor— 
mierten Kirchenbegriff und feiner Ausbildung durch Robert Bromne 
im 16. Jahrh. wonach die Kirche, d. h. die Gemeinde, eine Ge— 
meinjchaft von Gläubigen iſt, die fich durch einen Vertrag nach 
Gottes Gebot unter den Gehorfam Ehrifti begeben haben. In 
Analogie mit der Kirche erflärten die Staatsrechtslehrer vefor- 
mierten Urſprungs auch den Staat, ja jeden politifchen Verband, 
als Reſultat eines jolchen Vertrages. Nach Richard Hoofer ha: 
ben Hobbes und Yoce aus dieſer Grundanjchauung den Staat 
als Einheit zu vechtfertigen unternommen. Sie begründen den 
Staat als Nefultat eines Vertrages der urjprünglich jouveränen 
Individuen. Der Inhalt diefes Vertrages ift die Unterwerfung 
Aller unter einen Willen. So entiteht der Staat, der nur ein 
berrichendes Organ fennt, der abjolute Staat, der von jedem im 
Staate Lebenden die Unterwerfung unter ihn als ein Gebot der 
Bernunft fordern darf, der jouveräne Staat, der alle öffentlichen 
Sewalten, der Kirche wie der Stände, ent: und ich jelbjt aneig- 
net. Es iſt die gedankliche Begleitung des politischen Prozeſſes, 
der in Frankreich die Firchliche Gewalt, wie die der Seigneurs zu: 
qunjten des Königtums zertvümmerte, in England die Kirche aus: 
ſchied und das Königtum unter das WBarlament beugte, und 
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in Brandenburg: Preußen die souverainite ftabilierte wie einen 
rocher de bronce. 

Der Zweck des Gejellichaftsvertrages aber fchließt die Wah— 
rung Der hohen Güter der Vereins- und Gemifjensfreiheit ein. 
Denn die Begründung des Staates auf die urjprüngliche Sou: 
veränität dev Individuen dient nicht nur dazu, jeine Einheit auf: 
zurichten, jondern auch dazu, die Grenzen ſeiner Macht zu be: 
jtimmen. Sie ift durch Entäußerung von Rechten des Indivi— 
duums und Uebertragung auf ihn entitanden, deshalb findet fie 
Ihre Schranfe an den unveräußerlichen Rechten des Individuums, 
auf die Diejes vernünftigerweife oder nach göttlicher Ordnung 
gar nicht verzichten Fann. Solches unveräußerliche Necht des 
Individuums ijt die Freiheit des Gewiſſens, d. h. nicht nur die 
sreiheit des Denkens und Glaubens, jondern auch die Freiheit 
der Betätigung der innern Religioſität. Diefes Necht iſt durd) 
den Gejelljchaftsvertrag nicht nur nicht auf den Staat übertragen, 
jondern der Gejellichaftsvertrag ijt — deutlich fchlägt hierbei die 
urjprünglich religiöfe Motivierung der Theorie durch — grade im 
Gegenteil dazu abgejchloffen, neben Sicherheit und Wohlfahrt dies 
angeborene Necht zu garantieren. 

Bon Ddiejer gemeinſamen Grundanfchauung aus bat nun aber, 
wie neuerdings mit feinem VBerjtändnis hervorgehoben !) iſt, die 
englische und die deutſche Aufklärung bedeutjam verfchiedene Fol- 
gerungen gezogen: während jene daraus die Freiheit der Kirchen: 
bildung und in Uebertragung auf das politiiche Gebiet die Ver: 
einsfreiheit ableitete, hat dieje daraus die pofitive Aufgabe der 
Sicherung der individuellen Gemijjensfreibeit durch den Staat 
gerechtfertigt. Nicht als ob nicht auch bei Hobbes’und Locke die 
Anerkennung diejes und bei Bufendorf die Forderung jener zu 
finden wäre, aber die Betonung ijt eine verjchiedene. Und das 
iſt jehr begreiflich: e3 war die politifche Yage und die religiöfe 
Tradition, die dort und hier die gemeinfame Grundanfchauung 
in einer anderen Spige ausprägte. Jene englifchen Lehrer ſtanden 
auf reformiertem Boden, ihnen erſchien als die Tendenz der Re: 


1) von Lezius, ſ. o. 
1 v 
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ligion das Königreich Ehrijti, die Gemeinden von Heiligen, aljo 
joziale Körper. Sie jtanden weiter unter der Einwirkung des 
heldenmütigen Kampfes von PBuritanern, Täufern, Kongregatio- 
naliiten, Quäfern um das Recht der freien Gemeindebildung 
gegen die Staatsficche und ihre alttejtamentlich motivierte Into— 
levanz, eines Kampfes, der nicht nur für die Freiheit der Ueber: 
zeugung, fondern gerade auch des Kultus und dev Gemeindever: 
fafjung geführt wurde. Ganz anders der Deutjche Lutheraner 
Bufendorf. Er lebte in dem heiligen Römischen Neich deutjcher 
Nation. Sein Denken bejtimmte die unmittelbar gegenwärtige 
Gefahr der Römischen Kirche und die noch frische Erinnerung 
an das unfägliche Elend des großen Neligionsfrieges, und ihn 
leitete mehr oder minder bewußt der Gedanke der deutjchen Re— 
formation, daß es fich in der Religion legtlich allen um die Se: 
ligfeit des Einzelnen, um etwas Individuelles und Transſzenden— 
tes handelt. 

Und weiter! Der engliiche PBrotejtantismus hatte jich jeine 
Eriftenzformen gegen die Krone erfämpfen müfjen, in Deutjchland 
waren territoriale Obrigfeiten die Säugammen der neuen Firch: 
lihen Bildungen gemwejen. 

Der aljo erklärte Unterjchied bejtimmt nun entjcheidend das 
bier und dort auftretende Ideal des Verhältniſſes zwischen Staat 
und Religion und das Kirchenideal. 

ode, der ſich darüber ausführlich ausgejprochen bat, weiß 
überhaupt nichts von Kulturaufgaben des Staates. Ihm iſt der: 
jelbe nur zum Schuge von Leben, Eigentum und Freiheit errichtet, 
die Vollserziehung fällt nicht in feinen Beruf; fie iſt Sache der 
Gejellichaft und der Firchlichen Vereine. Auch der Kultus und die 
Lehre der NReligion gehen den Staat nichts an. Jede Art von 
jtaatlicher Kirchenregterung iſt im Widerjpruch mit dem Gejell: 
Ichaftsvertrage. Das Normale und Geſunde iſt alſo für Locke 
der religionsloje Staat und davon volljtändig unabhängige, auto- 
nome firchliche Vereine!), — ein Syitem, das freilid) in England 


1} Locke ſchränkt diefen Grundfat jedoch von zwei Seiten ein: Er er— 
flärt es um des Staatszwecks willen für unmöglich, daß den Athetjten 
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nicht rein durchgeführt, dafür aber in den nordamerifanifchen Ko— 
lonien verwirklicht ift. Die Gewiſſensfreiheit beiteht bei Locke nicht 
ſowohl darin, daß das Individuum ſich jeine eigne religiöſe Ueber- 
zeugung bilden und befennen darf, jondern, da er fich Religion 
nur als Gemeinschaft denfen kann, in der Bildung von Freifirchen, 
die ſich jelbjt nach dem Willen ihrer Mitglieder regieren, Dogmen 
und Riten jejtjegen und Zucht üben. Dagegen denkt er nicht 
daran, daß die Kirche zu einer Gefahr für die Gemifjensfreiheit 
des Einzelnen werden könne. Im Gegenteil, der Einzelne hat 
zwar die Freiheit, fich jeine Kirche zu wählen oder zu bilden 
und jie zu verlafjen, aber jolange er im eimer Kirche tft, iſt ex 
ihren Sabungen und ihrer Disziplin untertan, und es gehört zum 
Wejen einer Kirche, daß ſie eine bis in das intimjte Gebiet rei- 
chende Zucht übt. 

Reltgtonsfreiheit ijt Freiheit der Kirchen vom Staate, Ver— 
einsfreiheit. Dem Einzelnen bleibt das Ventil des Austritts, 

Ganz anders denkt hierüber Pufendorf und jeine deutjchen 
Nachfolger. 

Auch er erkennt in der Erhaltung der salus publica den 
einzigen Zweck des Staates. Aber diefer Zweck erfordert grade, 
dag der Staat über alles Leben jeiner Einwohner jeine Hand 
hält. Inſonderheit auch über die Volkserziehung und das reli- 
atöje Leben. Im Alten wie im Neuen Tejtament findet Pufen— 
dorf die Ueberordnung der weltlichen Obriafeit über die Kirche 
gelehrt. Er führt die verhängnisvolle Zerrüttung der Kirche im 
Mittelalter auf den Mangel eines jolchen ſtarken weltlichen Kir: 
chenregiments zurüd. Erſt die Reformation babe das normale 
Verhältnis wiederhergeitellt. 

Die jachliche Begründung diejes Verhältniffes iſt bei Pufen— 
dorf eine doppelte. Einmal bedarf der Staat der Kirche und 
ihrer Funktionen zur Pflege einer gewiſſen Religioſität im Bolte, 
obne die jein Beitand gefährdet iſt, der jog. Naturreligion oder 
vernünftigen Religion. Daraus fchon erwächjt ein pofitives In— 
terefie des Staates an den Kirchen. Sodann — und Dies tit 
Toleranz gewährt werden könne, und er erklärt die Duldung fatholifcher 
Religionäsmeinungen al3 unverträglich mit der Sicherheit des Staats. 
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das ausjchlaggebende — kann der Staat den Kirchen feine Frei— 
heit lafjen um feiner Sicherheit willen. Er fann in feinem Be: 
reiche feine von ihm unabhängigen oder von ihm unfontrollierten 
Gewalten dulden. Die Verſammlungen der Bijchöfe und Pres— 
byter dürfen fein Geheimnis vor ihm haben; er muß bei der Ein- 
jegung der PBriejter und Religionsdiener mitwirken, den Spiel: 
raum der geiftlichen Oberen genau begrenzen; er muß die Lehr: 
jtreitigfeiten der Theologen als eine Urjache des öffentlichen Ru— 
mor3 unterdrüden, Zeiten und Orte des Gottesdienjtes ordnen, 
die Kirchenzucht, den Eleinen Bann, einfach verbieten. 

Das richtet ich hauptjächlich gegen die fatholische Kirche, aber 
Bufendorf wittert auch in den lutherifchen Theologen bierarchifche 
und päpitliche Gelüite. 

Der Staat muß fouverän fein, um jtarf zu fein. Weil er 
jouverän jein muß, darf es feine vom Staate freien Kirchen geben. 

Dies iſt die eine Gedanfenreihe Pufendorfs. Daneben her 
aber geht eine andre, Auch ihm tft die Gewifjensfreiheit des Ein- 
zelnen durch den Gejellichaftsvertrag nicht verloren gegangen. Glau— 
benszwang tjt ein Berjtoß gegen das Naturrecht und eine grobe 
Ueberjchreitung der Befugnijje der Obrigkeit. Denn die Religion 
ift etwas gänzlich Innerliches, das jeder Einzelne mit fich jelbjt 
auszumachen hat!). Der Staat ift deshalb zur Toleranz verpflichtet ; 
er muß fich zu den verſchiedenen Neligionsbefenntniffen unter jeinen 
Einwohnern indifferent verhalten und darf diefer Berjchiedenheit 
feinen Einfluß auf die bürgerlichen Nechte einräumen. Berjucht 
er durch Gewalt und Strafen Zuftimmung zum Dogma zu er: 
zwingen, jo erzielt er nicht Glauben, jondern Heuchelei. Die Sym: 
bole und der Gottesdienjt find nicht Objekt jeiner Rechtspflege. Die 
zu einer Gemeinde zufammentretenden Einzelnen können über alles 
dies nach ihrem Gutdünfen befinden und auch zwecdienliche Ver: 
anjtaltungen zur Aufrechterhaltung ihrer Gemeinschaft treffen. 

Aber eben um der Wahrung diejes individuellen Gutes willen 
muß der Staat intolerant jein gegen die Kirche. Denn ihre 

1) Doch beftreitet auch Pufendorf das Necht und Die Duldbarkeit des 
Atheismus. Beide Hauptgedanten Bufendorfs jind klar herausgeitellt ſchon 
von Treitjchle (Pr. Jahrb. Bd. 36, ©. 88 f., 1875), 
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Herrſchaftsanſprüche bedrohen die individuelle NReligionsfreiheit. 
Der Staat muß die Gemeinde jchügen gegen den Neligionseifer 
Ihrer Pfarrer und den Pfarrer gegen jeinen Inſpektor oder Su: 
perintendenten. Er muß von der Kirche verlangen, daß jie den 
Irrtum eines Glaubensgenojjen trage und nicht um geringfügiger 
Lehrunterichiede willen die Abendmahlsgemeinschaft aufhebe oder 
vermweigere. NReligionsfreiheit it Freiheit in und gegenüber der Kirche. 

Beide Gedankenreihen laufen aljo in einen Punkt zufammen, 
in der Forderung der Beherrichung der Kirche, der jcharfen Zucht 
über Priejter und Theologen, und der Uebergabe alles dejjen, was 
mit dem Staatszwede nicht in Beziehung ſteht, in die Freiheit 
der Einzelnen. Indem der Staat die Kirche unter feiner Aufficht 
und Regierung hält, dient er zugleich der Religionsfreiheit des Ein- 
zelnen. Dieje und die Stärfe des Staates bedingen fich gegenjeitig 
und vertragen jich nicht mit der Macht und Autonomie der Kirche. 

Pufendorfs jtaatsrechtliche Grundjäge haben das ganze 18, 
Jahrhundert durch geherricht und Theorie und Praxis, bejonders 
in Norddeutichland, tief beeinflußt. 

Es verdient aber nochmals hervorgehoben zu werden, daß 
diefe Theorien nichts als der gedanklich geflärte Niederichlag aus 
den religiös-politiichen Kämpfen der Zeit find. Die Greuel des 
großen Krieges, die Fortgehenden Bedrüdungen, bier der Prote— 
itanten, dort der Neformierten oder Lutheraner, die Streitig- 
feiten der Theologen, nicht zulegt die Erweiterung des Geſichts— 
freifes duch die Bekanntſchaft mit nicht chriftlichen Religionen 
und der jich regende Widerjpruch einer werdenden neuen Welt: 
vorjtellung gegen das Dogma: das alles wirkte zufammen, um 
das Anjehen der Kirche zu erjchüttern, fie als eine dem Staate 
wie dem Individuum gefährliche und feindliche Macht erkennen zu 
lehren. Es war „ein Rückgang vom Objektiven, Dogmatijchen 
und Saßungsmäßigen, das jih in Dogmen und Kirchenpflichten 
daritellt, auf das Subjektive und Perſönliche entjtanden; von der 
Religion als Inbegriff von Dogmen, Inſtitutionen, Theologien, 
Salramenten auf die Religion als jeeliihe Erjcheinung” '). Un: 

lı Val. Pr. Jahrb. Bd. 114 ©. 380: Tröltich, Religionswiſſenſchaft 
und Theologie des 18. Jahrhunderts. 
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vergejjen muß auch dem PBietismus das Berdienft bleiben, mit 
jeinen Stimmungen die altprotejtantische Kircheninſtitution ermweicht 
zu haben. Seine Väter find denn auch naturgemäß Anhänger 
der naturrechtlichen Anjchauung von Staat und Kirche und In— 
dividuum geweſen. 

‚sedoch, dem iſt an dieſer Stelle nicht weiter nachzugehen. 
Es genügt uns, die eine der Mächte zu veritehen, die das Kir— 
chenmwejen des 18. „Jahrhunderts gejtaltet haben, und ihre Ten: 
denzen zu erfennen. Bon zwei Motiven aus bejtreitet die deutjche 
Aufklärung die Kirche: im Intereſſe des Staates, wie des Einzel: 
gewiffens. Der Staat iſt der einzige und unumſchränkte Träger 
der Nechtsgewalt: summum imperium, quod in ommi civitate 
existit, et quo, velut anima, illa vivit ac libratur. Neben dieſer 
Staatsgewalt gibt es feine zweite jelbjtändige, jondern nur abgeleitete, 
übertragene Gewalt. Infolgedeſſen fann die Kirche immer nur 
Gewalt vom Staate haben; was in ihr und an ihr Objekt der 
Gewalt tjt, das ijt Objekt dev Staatsgewalt. 

Deren Grenze bildet die unveräußerliche, daher auch nicht 
auf den Staat übergegangene, Freiheit des Gewifjens. Die Ne- 
ligton unterjteht nicht menschlichen Gejegen, Neligion heißt aber 
der Glaube des Einzelnen. Sind aus dem freien Willen der Ein- 
zelnen Neligionsgemeinden, collegia, Vereine entitanden, und eine 
andere Art Entitehung iſt nicht denkbar, jo find diejelben, joweit 
ihr Zwed mit dem des Staats nichts zu tun hat, auch nicht Ge- 
genſtand ftaatlichen Zwanges, jie find dann aber überhaupt ſtreng— 
genommen nicht durch rechtliche Normen zuſammengehalten, ſon— 
dern durch ein lojes, freundwilliges Uebereinfommen, dem fich der 
Einzelne jederzeit entziehen fann, zu dejjen Erfüllung ihn Eeinerlei 
Gewalt anhält, und das jederzeit geändert werden fann. Auf fol 
ches Uebereinkommen gründen jich Ordnungen über Lehre, Agende, 
Saframentsverwaltung und deral. Aber das find nicht eigentlich 
NRechtsordnungen. Es gibt Fein Kirchenrecht neben dem ftaatlichen, 
jondern nur ein Recht; was durch diejes nicht geboten oder ver- 
boten wird, ift überhaupt nicht Gegenjtand des Rechts. 

Es iſt dann natürlich auch in das Belieben der einzelnen Ge- 
meinden gegeben, ob jie ſich mit andern zu einem größern Ver— 
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bande zujammenjchließen wollen, und je mehr jie es tun, deſto 
ſtärker muß darauf der Einfluß der Obrigkeit werden. 

Faſſen wir zufammen: Es gibt nach dem Syitem diejes Na— 
turrechts viele einzelne evangeliiche Gemeinden, deren jede ihre 
eigne Gejchichte, ihren eignen Willen, und daher auch ihre eignen 
Bildungen in Verfafjung, Kultus und Ausprägung des Bekennt— 
nisitandes hat. Es gibt ein jtaatliches proteitantiiches oder lu— 
theriiches, veformiertes Kirchenwefen, eine landesherrliche Polizei— 
bebörde. Es aibt ein Gefühl der Verbundenheit unter den Ge: 
noſſen derielben Neligionspartei, und damit eine ideale Größe: 
die lutheriiche und reformierte Kirche; in ganz blafjen Umriſſen 
und unbeichränft durch irgend welche Landesgrenzen auch eine Ge- 
meinjchaft aller proteitantijchen Neligionsverwandten, Aber es 
gibt nicht eine evangelische Kirche, eine vechtsperjönliche Ber: 
bindung aller evangelifchen Gemeinden eines Landes. 

Aber in dieje Gedanfenbewegung des Naturrechts hinein vagte 
die harte Geiteinmajje des überlieferten Tatbejtandes. Die alt: 
protejtanttichen Kirchenordnungen, auf denen in den meilten Ge— 
bieten des protejtantifchen Deutichlands das Verhältnis von Staat 
und Kirche berubte, hatten ihren Urſprung in ganz andern Ge- 
dDanfenreihen, als die des 17. und 18. Jahrhunderts waren. 

Der Gegenjag ') zwiichen dem Staats: und Sicchenbegriff 
des Naturrechtes und dem der Neformatoren läßt ſich deshalb 
ſchwer anſchaulich machen, weil beide in einer ganz andern Sphäre 
liegen. Bielleicht läßt er fich aber treffend fo formulieren, daß 
Kirche für die Neformatoren etwas Lebendiges, eine wirkende Kraft 
und Gemalt it, während jie dem Naturrecht lediglich als Inſti— 
tution und Organijation, als etwas Sacjliches, ericheint. Dieſe 
Gewalt hat einen transszendenten Urſprung. Es war ein religiöjes 
Erlebnis, nach dem ſich Luthers Gedanken über die Kirche ge— 


lı Zum Folgenden vgl. außer dem oben genannten grundlegenden Werte 
Riefers bejonders: Mar Lenz, Das Verhältnis der reformator. Dok— 
trinen zur polit. Gewalt. Aladem. fFeitrede, Berlin 1894; Köjtlin, Lu: 
thers Lehre von der Kirche, 1853; Sohm, Kirchenrecht, Bd—d. 1, 1892; 
Karl Müller, Wefen und Bedeutung der Kirche nach Luther 9. 3. 
Chr. Welt 161, 1895. 
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italteten. Er hatte erlebt, daß es in der Welt eine Gewalt des 
Geiſtes Gottes gibt, die durch das Wort und die chrijtliche Per: 
jönlichkeit wirft. Diefe Macht hatte ihm Frieden gegeben, und 
fie viß ihn immer wieder aus allen Stürmen und Kämpfen zu 
den Höhen des Gottvertrauens empor. Sie war für ihn eine 
Ichlechtiveg gegebene Wirklichkeit. Sie brauchte nicht erſt geichaffen 
zu werden, fie war da. Durch das Wort, wenn es nur lauter 
und rein gelehrt wird, ergreift fie fort und fort die Menſchen 
und gliedert fie in den Leib Chriſti, die Kirche des dritten Ar- 
tifel3 als überempiriiche Gemeinfchaft an geiftigen Gütern, ein. 
Wer glaubt, der wird zu ihrem Organ. Er fann nicht anders, 
der Strom rauſcht durch ihn hindurch. Es iſt das nicht jein 
Wille, jeine Abjicht, es ijt für niemand ein Necht, das zu tun, 
es iſt vielmehr eine innere Notwendigkeit, es ijt dev Zwang der 
Wahrheit, die befannt fein will. 

Auf der Empfindung und Anerfennung diejer jelbitändigen, 
unmittelbar von Gott jtammenden Gewalt, dieſes Regimentes 
Chriſti, gründet jich die lutherifche Ordnung des Kirchenweſens. 
Site ijt darauf angelegt, diefer Gewalt des Wortes Raum zu 
ichaffen, alle Widerftände zu bejeitigen, die fich ihr in den Weg 
zu den Menfchenherzen drängen, und alle Menfchen in den Wir— 
fungsfreis diejer Gewalt, unter den Schall des Wortes, zu bringen. 
Das ijt die Pflicht der chriftlichen Liebe zu den Nächiten. Haus— 
vater, Pfarrer und Obrigkeit haben gleicherweiſe dieſe Aufgabe, 
jeder Stand mit feinen Mitteln: die Obrigkeit, indem ſie Kirchen 
und Schulen erhält, faliche Lehre verbietet, vechte Pfarrer beruft 
und bejchüßt, der Hausvater durch die häusliche Zucht und Ar: 
beit, der Pfarrer durch die reine Lehre und Ktirchenzucht. Durch) 
jolches Zuſammenwirken wird der Leib Ehrijti gebaut, aber das 
eigentlich Schöpferifche und Treibende dabei ijt nicht, was Men- 
jchen tun, jondern was Gott tut; und was die Menjchen Jchaffen, 
aljo auch die ganze Kirchenordnung, das tun fie im freien Ge— 
horjam gegen Gott und fein Wort. 

Dieje geiitliche Gewalt ift aljo Stiftung und VBeranftaltung 
Gottes, ihr Dajeinsgrund iſt jein Gebot, ihre Funktionen jind 
Tätigkeiten Gottes und Chriſti. Gottes Beruf macht den Pre— 
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diaer, Gottes Wort gründet Bekenntnis und Lehre. 

Dadurch ijt jie dem Einzelnen unbedingt übergeordnet, er fommt 
ausschließlich als Objekt der göttlichen Beranftaltung oder als ihr 
Organ in Betradt. Von Freiheit des Einzelnen oder einer Ge: 
meinde dieſer Gottesmacht gegenüber kann gar feine Rede jein; 
Gemwiijensfreibeit in dem Sinne, daß es dem Einzelnen veritattet 
jein jollte, fich dem von oben normierten Kultus zu entziehen oder 
die Bekenntniſſe, d. h. die Schrift, öffentlich zu beitreiten, kennen 
die Keformatoren nicht. Um jo weniger, als jich mit diejer velt: 
giöſen Anjchauung bei ihnen der antife Gedanke verbindet, daß 
Neligion am Lande hafte. So bleibt für die Gewiſſensfreiheit 
im meitern Sinne fein Raum, die einzige Auskunft für die be- 
drängten Gemifjen iſt die Auswanderung. 

Nun erkennen aber die Neformatoren innerhalb des geijtlich- 
weltlichen Gemeinweſens, worin jte lebten, noch eine zweite Ge: 
walt neben der des Wortes an, die potestas gladii in Händen 
der Obrigkeit, der Fürſten. Mit Recht haben fie es fich jelbjt 
zum Verdienſt angerechnet, daß ſie auch diefe Gewalt auf den un: 
mittelbaren Urſprung aus Gott zurücdfübrten. Es ijt Gemalt über 
die Leiber, nicht über die Seelen, aber über die Leiber, eben weil 
von Gott fommend, unbejchränfte Gewalt. Ste beruht nicht auf 
Uiurpation, Vertrag oder Macht, jondern gleichfalls auf göttlichen 
Gebot, iſt Stiftung, Beruf. Wie die Wortgemwalt it ſie Dienit 
Gottes, beide haben denjelben Zwed, auch die weltliche Gewalt 
ijt dazu da, ut innotescat Deus ac glorificetur, oder, ut Evan- 
gelium propagari possit!). Der Unterjchied bejteht in den Mlit- 
teln: das Predigtamt wirkt durch Wort und Sakrament, die Ob- 
rigfeit durch Zwang und Geſetz, — und in der Sphäre: jenes 
arbeitet an den Seelen, dieje an den Leibern. 

In diefe Sphäre fallen nun aber auch alle actiones externae 
der Neligion, ja ihre ganze irdiſche Erjcheinungsmeile, ihr ganzes 
Gemeinjchaftsleben, ihre Form. Dies alles iſt Gegenſtand des 
Geſetzes der weltlichen Obrigfeit. 

Luthers Sprachgebrauch führt leicht dazu, ihm fäljchlich 


1; Melanchthon, C. R. XVI p. 86 und XXI, 553, bei Rieker, ©. 230. 
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allerlei moderne Gedanken unterzuichieben: „Man muß fi an 
den eigentümlich lutheriichen Begriff von Kirche und Kicchenge- 
malt erinnern: daran nämlich, daß Luthern bloß das im ftrengen 
Sinne kirchlich ijt, was er Geiftliches zu nennen pflegt, nicht alles 
das, was wir gewöhnlich firchlich nennen” — jagt Köftlin einmal 
mit lichtvolljter Beobachtung '). Wenn Luther aljo in dem „Kirch: 
lihen” feine Zwangsgewalt dulden will und das „Kirchliche“ da- 
von ausnimmt, jo meint ev damit nicht andres, als, daß Feine 
rechtliche Inſtanz die Schlüffel zum Himmelreich führt, Sünden 
vergeben und Gerechtigkeit zuſprechen kann. Das vermag allein 
Ehrijtus durch das Wort und die, denen er, wie dem glaubenden 
Petrus, die Wortgewalt, das Charisma gegeben hat, in andern 
Glauben zu weden. Aber Luther meint nicht, daß überhaupt 
nicht rechtliche Ordnungen aufgerichtet werden dürften über das, 
was wir Heutigen das „SKirchliche” nennen. Im Gegenteil, ev be- 
trachtet dies als die Verpflichtung der Obrigfeit, und grade in 
der Auferlegung diefer pofitiven Aufgabe zeigt fich am deutlichiten 
die lutheriſche Bejeelung der Staatsidee. 

Iſt es nötig, darauf hinzuweiſen, daß die beiden ſkizzierten 
Anichauungsweiien in aleicher Weife als Waffen gegen die Hie- 
rarchie dienten? Denn die Berufung auf den transjcendenten 
Uriprung des Glaubens und der Lehre der Neformatoren betritt 
den religiöſen Dajeinsgrund des Papſttums; nur bei einem der 
beiden Gegner konnte die Wahrheit jein; jtüßte Luthers und der 
Seinen Lehre ſich auf die Autorität Gottes und feines Wortes, 
jo war damit das Papſttum als mwidergöttlich gerichtet. Und die 
Berufung auf die von Gott der Obrigfeit und ihr allein über: 
tragene Nechtsgewalt erklärte zugleich alle weltliche Herrichaft des 
Bapftes für erjchlichen, und jeßte jene injtand, das Kirchenweſen 
zu reformieren, 

Aber dieje beiden Gedanken haben nun auch die Eigenart der 
neuen lutheriſchen Kirchentümer bedingt. Dieje jtellen jich als 
Wirkungen der verbündeten geijtlichen Gewalt, repräjentiert in 
den Neformatoren und ihren Jtachfolgern, und der Zwangsgewalt 


1) Lehre v. d. 8. S. 209. 
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der weltlichen Obrigkeit dar. Nicht der Staat regiert die Kirche 
und nicht dieje jenen, jondern das Wort Gottes beftimmt Die 
Gejtaltung aller öffentlichen Angelegenheiten. Noch it die Zeit 
errüllt von transizendenten Kräften und Zielen, und alles welt: 
lihe Handeln nur ein Teilitüc eines großen, einheitlichen Bro: 
zejles. Obrigfeit und Gerjtliche kommen dabei nicht als Macht: 
träger, jondern als Verwalter von Gaben und Berufen in Betracht. 
Dieſe als Berfafjer der Gutachten und Bedenken über alle Zweige 
des Öffentlichen Lebens und Interpreten des Wortes Gottes, und 
als Inhaber der Schlüfjelgewalt und Stirchenzucht. Und jene 
als Träger des Schwertes und der Nechtsgewalt, als die beru— 
jenen Ordner und Reiniger des Weberlieferten, — nicht als 
Schöpfer. Die Theologen und die Territorialobrigfeiten werden 
jo die Organe des Handelns Gottes zur Seligfeit der Landes— 
finder. Und da beide jich dafür Gott verantwortlich fühlen und 
auf göttlichen Auftrag gründen, jo kann es nicht wundernehmen, 
dag ſie ihn mit unerbittlicher Härte und Strenge ausführen. 

Die Kirchenordnungen und die Konjiftorialverfafjung jind der 
Ausdrud diejes Tatbejtandes. Beide beruhen auf dem Bündnis 
der Theologen und der weltlichen Obrigkeit; beide zeigen an, daß 
die altprotejtantiichen Kirchentümer nicht3 anderes fein wollen als 
jupranaturale Heilsanjtalten. Ste haben das „Kirchenregiment“ 
(in modernem Sinne), nicht die Gemeinde, als Eonjtitutiven Fak— 
tor, von dem die Lehre und der Gottesdienft der einzelnen Ge- 
menden ausgeht, von dem Kultus, Bekenntnis, Prediger und Zu: 
börer unbedingt abhängig find, weil im Kirchenregiment beides 
in eins geflofjen iſt: die geiftliche Gewalt des Wortes und die 
Nechtsgewalt der Obrigkeit. Die Kirche iſt etwas über den Ein- 
zelnen und dem Volt Schwebendes, an ihnen durch Kirchenord- 
nung und Kirchenzucht Wirkendes, nach der Schrift in jymboli- 
Ichen Büchern und Agenden ausgejtaltet; die Prediger jind Diener 
der Kirche, von ihr gejeßt und beherricht; das Alles kraft jupra: 
naturalen Urjprungs und göttlichen Gebots, dem ſich die Menschen 
zu unterwerfen haben. 

Genau nad) diefen Grundfägen ift auch in Brandenburg die 
Reformation vollzogen. ch darf mir verfagen, dies darzuitellen, 
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nachdem joeben eine ausgezeichnete Unterfuchung die Anfänge des 
landesherrlichen Kirchenregiments in den Brandenburgiichen Ter— 
ritorien wejentlic) geflärt hat’). Die Fürſorge des Landesherrn 
für das Kirchenweſen ftammt danach nicht aus Nachfolge in Die 
bischöfliche Jurisdiktion, gejchweige aus dem Gemeindewillen, fie 
iſt überhaupt fein alienum officium, jondern Ausfluß der relis 
giöjen Auffajjung vom Beruf der Obrigkeit, obrigfeitliche Pflicht, 
genau jo wie Nechtiprecjung und Landesverteidigung. Dabei 
fühlt ic) der Landesherr feineswegs als Herr über die Kirche 
ſondern als ihr Diener; es leitet ihn bei jeinen Maßregeln nicht 
ein dynaſtiſches oder polizeiliche Moment, jondern das reli- 
giöje, das Wort Gottes, wie es die Reformatoren verfündigt ha— 
ben, und wie es die Theologen auslegen und anwenden. Bis ins 
18. Jahrhundert hinein bat fich dieje Auffaflung von der Ver— 
pflichtung der Obrigkeit zur Fürſorge auch für das Religions— 
wejen erhalten und bei der allmählichen Umbildung des Begriffes 
Obrigkeit in den des Staates auf diejen übertragen. 

Bei diefer Auffafjung kann natürli von einer Unterjchei- 
dung jtaatlicher und Ficchlicher Tätigkeit oder gar von der Unter: 
ichetdung zwischen dem Landesherrn al3 Staatsoberhaupt und als 
Führer des Kirchenregiments feine Rede fein. Die Negierung 
der Kirche iſt ftaatliche Funktion, wie jede andre auch, ja, ſie gilt 
jener Zeit als die michtigite staatliche Funktion. Das beweiſt 
3. B. der immer wieder und oft mit Erfolg geltendgemachte An 
jpruch der Stände auf Beteiligung daran, ferner die Gejtaltung 
der damit betrauten Behörden ohne irgendwie tiefergreifende Ab— 
jonderung von den übrigen obrigfeitlichen Organen, endlich die Art 
und Weije, wie die Koſten der Kirchenregierung aufgebracht werden. 

Dennoch kann man den Punkt zeigen, an dem die weitere 
Entwicklung, die Abgrenzung jtaatlicher Funktionen in Bezug auf 


1 Niedner, Joh., Die Ausgaben des preuß. Staates für die evang. 
Landeskirche der älteren Provinzen. Ein Beitrag zur Geichichte der evang. 
Ktirchenverfajjung in Preußen (Stuttgart 1904, in Stu’ Sammlung firchen- 
rechtlicher Abhandlungen. Eine Schrift, Die mehr enthält, als ihr Name fagt, 
und mir geitattet bat, den Teil meiner Darjtellung über das Ueberfommen 
der Ktirchenregierung an den Staat in Brandenburg: Preußen zu ftreichen. 
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das Religionswejen von joldyen, die nicht dem Staat als jolchen 
zujtehen, eingejeßt hat: Schon in der Reformationszeit jelbit iſt 
eine gewiſſe Selbjtändigfeit der lokalen Gemeinde und ihres Gottes- 
dienjtes gegenüber der Obrigkeit amerfannt und in der Praris 
aufrecht erhalten worden. Das war nicht nur die Folge davon, 
daß der damalige Staat ja überhaupt lofer gefügt und viel me: 
niger zentralijiert war, als heute, wo jedes Dorf nach dem 
gleichen Schema verwaltet wird, und die Verbindung zwijchen der 
Zentralregierung und den einzelnen Landesteilen viel enger iſt, 
als dazumal jchon wegen der Verfehrsverhältniife möglich war. 
Nein, auch der Idee nach war die lofale Gemeinde nicht nur 
die unterjte Zelle des Staatsganzen , jondern etwas Beſonderes 
für fih. Vornehmlich aber der lokale Gottesdienit. Denn die 
Obrigkeit fühlte nicht den Beruf, alles nach ihrem Wollen ein: 
heitlicdy zu geitalten. Die Kirche war nicht Broduft des Staates, 
jondern des Geiſtes Gottes. Sie war da, und es galt lediglich, 
jie zu veformieren, von Mißbräuchen zu veinigen, und zu verhin: 
dern, daß nicht wieder das Verderben einreiße; darüber hinaus 
lieg man der Mannigfaltigfeit getrojt Raum. Sch erinnere in 
dieſem Zuſammenhange daran, wie ſtark die alten Kirchenordnun— 
gen, je älter, dejto mehr, betonen, daß Einhelligfeit in den Zere— 
monten nicht not jei, und nur auf Bejeitigung des paptitischen 
Sauerteigs bedacht jind. Oder daran, wie man von einer ein: 
beitlichen Regelung des Bildungsganges und der Anjtellung der 
Geiſtlichen abſah. Entjcheidend aber iſt die finanzielle Fundie— 
rung der lokalen Kirchenſyſteme. Denn e3 bejteht nad) der über: 
einitimmenden Auffaffung der Zeit feine Fürſorgepflicht des 
Staates für Kirchen, Pfarrhäufer, Prediger und Gottesdienite. 
Die Erhaltung diejer Anſtalten iſt nicht jtaatliche Funktion, der 
Staat beſchränkt fich auf Aufiicht und Nechtsichug, aber die Ge: 
meinden und Prediger leben nicht von jeinen Darreichungen, jon- 
dern von jehr verschiedenen Einnahmequellen, Pfründen, Stiftungen, 
Batronat, Almofen und milden Gaben !). Dies tt für die Folge: 
zeit von der größten Bedeutung geworden: an die finanzielle 


1) Eine bemerkenswerte Ausnahme bildet die Stiftung Mons Pietatis. 
©. u. und Niedner,©. M. 
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Selbjtändigkeit haben fich die Forderungen weiterer Unabhängig: 
feit von der Obrigkeit, die Theorien des Kollegialismus, allmäh: 
lich von ſelbſt angejchlofjen. 

Aber ihnen gegenüber blieb bis ins 18, Jahrhundert die 
(utheriiche Kirchenordnung tatjächlicy beitehen, obgleich die reli- 
giöſe Motivierung der ftaatlihen Funktionen in Bezug auf die 
Kirche verblaßt war. hr Halt waren und blieben die Inſtitu— 
tionen : die landesherrliche Kirchenvegierung, die Konjiftorien und 
die Kicchenordnungen und jymbolischen Bücher. Sie jtanden in 
der Welt der Aufklärung wie die Zeugen einer vergangnen Epoche, 
unvereinbar mit der Theorie des Naturrechts, wonach die Kirche 
ihren Grund im freien Willen der Einzelnen, der Staat aber über: 
haupt feinen transjzendenten Beruf hat, der Prediger Mandatar 
des Willens der Gemeinde, die Lehre und der Gottesdienjt Aus— 
druck einer freien und veränderlichen Uebereinfunft der Einzelnen 
ift, wonach die Kirchenregierung des Staates nur durch die Rück— 
jicht auf die salus publica geleitet wird und eine darüber hinaus: 
gehende Regierung überhaupt nicht eriitiert. 

Das Ringen der alten, an den bejtehenden Inſtitutionen 
ihren Nüchalt findenden Auffafjung mit dev neuen, die aus 
der politischen Lage und der allmählichen Umbildung des allge: 
meinen geijtigen Lebens naturnotwendig bervorgebrochen war, 
bildet den „inhalt der kirchenpolitiſchen Entwiclung im 18. Jahr: 
hundert. 

Deutlich beobachten wir das Ringen zweier grundverjchiede: 
ner Anſchauungen zunächit in den Verhandlungen der Kirchen: 
rechtslehrer. 

Die Lehrer des Staats- und Kirchenrechts, welche die An— 
fichten der preußiichen Beamten und Geiitlichen am Ende des 
18. Jahrhunderts gebildet haben, und deren Schriften wir immer 
wieder zitiert finden, jind vor allem folgende: Georg Yudwig 
Böhmer, Profeſſor in Göttingen, dejjen prineipia juris canonici 
von 1762 bis 1802 jieben Auflagen erlebten und auf den meijten 
proteftantifchen Fakultäten in Gebrauch waren, Andreas Joſeph 
Schnaubert, Profejjor in Gießen, in feinen Grundjägen des Kir— 
chenrechtS der Proteſtanten in Deutjchland (1792) und feinen Bei: 

? 
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trägen zum Deutjchen Staats: und Stirchenrecht (1782), %. ©. 
Lütter, Profeſſor in Göttingen, im Geiſt des Weſtfäliſchen Frie— 
dens (1792), in der Hiſtoriſchen Entwicklung der heutigen Staats— 
verfaffung des deutjchen Neichs (1786 ff.) und im Kurzen Begriff 
des deutſchen Staatsrechts (2. A. 1768), C. F. Häberlin, Pro— 
feſſor in Helmjtädt, in der Neubearbeitung des Pütterſchen Staat3- 
rechts (1797), Wieſe im Handbuch des gemeinen in Deutichland 
üblichen Kirchenrecht3 (1802). Zu den „Jurtiten gefellen jich Theo- 
foaen und Philoſophen, darunter die einflußreichiten: %. E. von 
Mosheim, Allg. Kirchenrecht der Proteftanten, nach defjen Tode 
herausgegeben von Ehr. E. von Windheim (1760); ©. J. Pland, 
Geſchichte der chriftlich-Firchlichen Geſellſchaftsverfaſſung (1803); 
Franz Volfmar Reinhard, Oberhofprediger in Dresden, in feinem 
Spyitem der chriftlihen Moral (3.8. 3. U. Wittenberg 1804) 
und Immanuel Kant, Methaphyſik der Sitten (1797). 

Alle diefe Männer jtehen auf dem Boden des NWaturrechts 
und huldigen den oben dargelegten Anjchauungen. Verträge find 
für fie das Fundament aller menjchlichen Gemeinschaften, des 
Staates wie der Neligionsgejellichaft. Die Kirche iſt ein Verein, 
wie andre auch. Der Staatszweck erichöpft ſich in der salus pu- 
blica. Site alle machen die jcharfe Unterfchetidung zwiſchen „den- 
jenigen Rechten, die der höchſten Gewalt nach allgemeinen Grund: 
jägen der Vernunft und Offenbarung in Anjehung dev Kirche zu: 
fommen“, und denen, „die ihrer Natur nach als Kollegialrechte 
einer Kirche angejehen werden fünnten“, zwijchen dem jus circa 
sacra maiestaticum, principi qua prineipi competens, jus, vi 
imperii civilis determinandi ea, quae in ecelesia respectum ha- 
bent ad reipublicae salutem vel ad tutelam publicam, und der 
potestas ecclesiastica oder den jura collegialia ecclesiae!). Für 
jie alle iit die Lirjache der Kirche der Wille ihrer Mitglieder, 
demgemäß ihre reinjte und primäre Erjcheinung die Einzelgemeinde, 
das Einheitsband der Gemeinden eines Landes ftellt lediglich das 
regimen externum de3 Territoriums dar’). Darüber hinaus gibt 

1) Böhmer, 8 21, 2. 2) Niedner, S. 102. zieht doch wohl 
aus den dort von ihm angeführten Zitaten eine zu weitgehende Folge, wenn 


er alö die herrfchende Doktrin hinſtellt, daß auch die in einem Territorium 
Foerfter, Entftehung d, preuß Landeskirche. J. 2 
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es nur eine geiltige Verbindung. Nechtsgrößen find nur Die 
Einzelgemeinden, Sie alle find erfüllt davon, dat ein unveräußer: 
liches Recht der menfchlichen Natur, das von feiner Gewalt ein: 
geichränft oder genommen werden darf, die Freiheit des Denkens 
auch binfichtlich der Religion ift. Und nicht nur dies: Es muß 
jedem Mlitgliede der bürgerlichen Gejellichaft erlaubt jein, feine 
Ueberzeugungen von der Religion ohne Störung der öffentlichen 
Sicherheit und Ruhe befannt zu machen und jich danach zu richten. 
‚Ferner: denen, die in Neligionsüberzeugungen zujammenjtimmen, 
muß erlaubt fein, fich zufammenzutun und alle die Einrichtungen 
zu treffen, welche jie nötig finden, um, was ſie für wahr halten, 
fortzupflanzen und durch gemeinfame Mebungen zu befeitigen, kurz: 
eine Kirche, eine firchliche Gejellichaft aufzurichten. 

Was gehört nun zum jus maiestaticum und was zur po- 
testas ecclesiastica, d. h., wie man jich Immer vergegenwärtigen 
muß, zur Slompetenz der Kirchenglieder ? 

Abgeſehen davon, daß fie das Necht haben, fich zu vereini: 
gen und alles zu tun, was zur Erhaltung des Vereins ihnen 
dienlich und nüßlich erjcheint, Fällt vor allem Folgendes — und 
das iſt nun jeher wichtig — innerhalb der potestas ecclesiastica: 
1) Jus determinandi doctrinas fidei. Es iſt dies ein jus ecelesiae 
commune, d. h. ein Necht aller membra ecclesiae, Aber jtreng 
genommen iſt es gar fein „Necht”. Consensus non coactione 
tenendus, sed per principia veritatis religionis Christianae fo- 
vendus et promovendus est, facultate euilibet aperta adiendi 
normam fidei aeternam, S. Sceripturam'). Mit jcharfer Polemik 
gegen Die entgegenitehende Behauptung, daß die Fürſten unab- 
änderliche Lehrvorſchriften feitzufegen oder über folchen zu halten 
hätten, wird 3. B. von Hufeland ?) erklärt, daß dies Necht bei 
der Kirche jet, d. h. bei der einzelnen Gemeinde, Und noch ent: 
jchtedener jpricht es Kant?) aus, daß es dem Staat und den Für: 
jten gar nicht zuitehe, etwas über Glauben und Nitus vorzu— 


vorhandenen Gemeinden einer Konfefjion als eine Gefellichaft mit bejon- 
derem Dafeinszwec zu behandeln feien. 1 Böhmer, $ 306. 

2) Ueber das Recht proteitant. Fürſten, unveränderl. Yehrvorjchriften 
fejtzufegen. Siena 1788. 3 Gef. W. BD. 5, ©. 160. 


Die Yage des protejt. Kirchenweſens in den preuß. Staaten. 19 


ichreiben: dies muß gänzlich den Lehrern und Borjtehern, die die 
Gemeinden jich gewählt haben, überlajjen bleiben. 2) Jus litur- 
gicum, ecclesiae proprium et pars potestatis ecelesiasticae; 
principi qua principi non competit'!). Nur über außerwejentliche 
und gleichgültige Religionshandlungen darf der Fürſt Verord— 
nungen geben, jobald daS allgemeine Befte es fordert, auch litur: 
giiche Mißbräuche abitellen. 3) Das Recht, die Neligionslehrer 
zu wählen, wenn auc) unter Aufficht und Bejtätigung des Staates. 
4) Das Recht, Mitglieder, die den der Religionsgejellichaft zu: 
grundeltegenden Vertrag verlegen, eigenmächtig auszujchließen, doch 
ohne nachteilige Folgen auf bürgerlichem Gebiete. 5) Das Recht, 
die jämtlichen jura collegialia in gewiſſen Fällen andern zur 
Ausübung zu belajjen, wobei es aber doch dabei bleibt, daß jie 
nicht verloren geben. 

Es iſt auf den eriten Blick erfichtlich, da diefe Theorie den 
Religionsgejellichaften und ihren Gliedern Befugnijje vindiziert, 
die ſie nach dem lutherischen Herfommen und dem Tatbejtande 
nicht bejaßen. Die Erklärung dafür, d. h. die Vermittlung zwi— 
ihen dem altlutherischen Recht und der Theorie des Naturrechts, 
finden Die Theoretifer in dem fog. Kollegialiyitem. 

Im Mittelpunft dieſes Syſtems jteht die Frage nach der 
Ausübung der jura collegialia ecclesiae, — eine Frage, die bei 
dem völligen Mangel einer rechtlich) wirkſamen Organijation der 
Kirchenvereine allerdings jehr nahe lag. Es gibt eine dreifache 
Löſung Diejer Frage: Früher waren fie, jo wird in Diejer 
Rechtsſchule ausgeführt, dem Klerus übertragen. Da diejer fie 
misbraucht hat und dauernd in Gefahr it, fie zu mißbrauchen, 
haben fie die Einzelnen wieder zurückgenommen. In vielen Kirchen 
Englands, Holland und in einigen Deutichlands — gemeint jind 
wohl die rheinischen Kirchen und etliche reformierte Fremdlings— 
aemeinden — werden fie ausgeübt durch die Genofjen der Ge: 
meinde jelbjt, d. h. aljo durch von ihnen gewählte Organe. Das 
iit eigentlich das Normale. In den größeren deutjchen Kirchen 
aber find die jura collegialia pacto vel tacito vel expresso oder 
ex jure devolutionis an die weltliche Obrigkeit übergegangen, die 
—2 Böhmer, 8 310. B 
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nun aljo kraft doppelten Nechtstitels die Kirche beherricht. 

Eine Theorie, die glänzend letjtet, was der Wiljenjchaft jo 
leicht als das höchjte Ziel ericheint, nämlich das Wirkliche als das 
Bernünftige zu begreifen! Die jcheinbar den Grundbegriffen des 
Naturrechts jchroff zumiderlaufende Ausübung eines Regiments 
innerhalb der Kirche durch die Obrigkeit ijt dadurch einleuchtend 
gerechtfertigt, und doch ijt der Staat Staat und die Kirchen Kir— 
chen geblieben. 

Diefe durch und durch EFonjervative Konjtruftion des Ber: 
bältnifjes von Staat und Kirche wird nun von fait allen Kirchen: 
vechtslehrern gegen Ende des 18. Jahrhunderts angenommen. Die 
tatfächlich vorhandene Herrichaft des Landesherrn über die Kirchen 
rubt demzufolge auf einem doppelten Vertrag, evitens auf dem 
Gejellichaftsvertrage al3 jus maiestaticum circa sacra, zweitens 
auf Uebertragung und daraus erwachjenem bejonderen Titel als 
potestas ecclesiastica. 

Aber die Benutzung diejer Konjtruktion ift nun doch eine jehr 
verjchiedene, Es bleibt nämlich die Frage, ob fich die Collegia 
der Kirchen durch jenen Pakt definitiv und für alle Zeit ihrer 
Kollegialrechte entäußert haben, und ob die Obrigfeit in ihrer 
Ausübung unbejchränft iſt. Soweit dies bejaht wird, ift Die 
Differenz zmwifchen dem Kollegialiyiten und dem alten Rechtszu— 
jtande rein theoretiicher Natur: die tatjächliche Kirchengewalt des 
Landesheren foll nicht erjchüttert werden. So erflärt Mosheim: 
„Nachdem die Fürjten im deutſchen Reiche dies Necht durch den 
Religionsfrieden erhalten haben, und darinnen nichts iſt, was mit 
der Neligion und Vernunft jtreitet, jo iſt dieſe Uebertra— 
aung unwiderruflich (S. 214)*. Aber jchon der Heraus: 
geber feines Buches fügt dazu die Anmerkung: „Die Unwiderruf- 
lichkeit jei nur eine hypothetiſche, d. h. nur jo lange die 
Fürſten durch die Uebung diejes Rechts nicht die Gewiſſen be: 
ichweren und, wie ehemals die Bijchöfe, desjelben migbrauchen”, 
die Kirche fann aljo dies Necht zurücknehmen, und der Landes- 
herr ift bei feiner Ausübung an die fortgehende Zuſtimmung der 
DVereinsgenofjen gebunden. Böhmer fordert nicht nur, daß die 
potestas ecclesiae auszuüben ſei als eine a superioritate terri- 
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toriali distineta, jondern daß der Fürſt daber gebunden ſei an 
den Consensus ecclesiae, wie er in den Symbolen und der Ob: 
jervanz zum Ausdruck komme. Reinhart betont, daß fich die 
firchliche Geſellſchaft, wenn te fich die Verträge, auf der fie be- 
ruht, auch von der Obrigkeit habe bejtätigen lajjen und dieje um 
ihre Aufrechterhaltung gebeten habe, doch damit des Nechts der 
Berbefjerungen nicht begeben habe. Und daß der Regent nur fo 
lange die Belenntnisichriften der privilegierten Religionsgeſell— 
ihaften mit Gewalt bei ihren Anſehen zu fchügen habe, als die 
Kirchen ſelbſt dies verlangen. Am jtreitbarjten aber hat Hufeland 
dies unabänderliche Recht der Gemeinde betont, der Ausübung der 
jura collegialia durch den Landesherrn Grenzen zu ſetzen. Faßt 
man die Sache fo, dann dient offenbar die Ableitung des Kirchen: 
regimentS aus den Sollegialrechten der Gemeinde dazu, dieſer 
einen Teil an der potestas ecclesiastica zu vindizieren, es als 
minder feitgefügt, als die Staatsgewalt, hinzuftellen. ja, man 
fann auf dieſe Theorie das Recht der Kirche, die jura colle- 
gialia wieder an fich zu ziehen, und anderfeit3 das Recht des 
Staates gründen, ſich der Ausübung Ddiejer jura zu entledigen. 
Kant hat denn auch unter Ablehnung eines jolchen Vertrages be- 
ftimmt erklärt, daß der Staat nicht das Necht habe, das Kirchen: 
wejen nach jeinem Sinne einzurichten, den Glauben und gottes- 
dienjtliche Formen dem Volke vorzufchreiben und zu befehlen, der 
Monarch joll fich nicht zum Priejter machen, weil ihm fonit ge: 
radezu gejagt werden könne, daß er (nämlich als Monarch) bier: 
von nichts veritehe"). Unzmeifelhaft ging in diefer Nichtung der Zug 
der Zeit: das Kollegialiyitem diente nicht zur Begründung der Kir- 
chengewalt des Landesherrn, jondern zu feiner Unterhöhlung. 

So ſtark nun auch jeine Borherrichaft damals war, ganz un— 
beitritten war es nicht. Schon bei Mosheim jelbit finden wir 
Bedenken dagegen geltend gemacht, wenn ſie auch jeine Geſamt— 
anichauung nicht erichüttern. Er war zu ſehr Siltorifer, um 
nicht den schwachen Punkt der follegialijtifchen Konjtruftion zu füh— 
len, nämlich, daß fie auf der unbemweisbaren, ja den Tatfachen 
miderjprechenden Fiktion einer Webertragung der jura collegialia 
1) Ge. ®. Bd. VE. 161 f. 


22 Kapitel 1. Einleitung. 


auf den Landesherrn pacto vel tacito vel expresso berubte. 
„Der Consensus de3 Volkes iſt gar nicht zu bemeijen, mit der 
jtillichweigenden Einwilligung, wenn man die Sache jcharf und 
jie allein nimmt, fiehet es jehr ichlecht aus“ (S. 575). Es bleibt 
ihm nichts übrig, al3 die Tatjache des landesherrlichen Kirchen: 
regiments mit praftifchen Erwägungen zu vechtfertigen. „Sind 
die Nechte der Kirche in den Händen der Yandesherren, jo fallen 
alle Unruhen und Unorönungen weg. Es iſt am beiten, daß 
diejenigen die Kirche dirigieren, die den Staat beherrichen. Und 
eben, um alle Unordnungen zu vermeiden, nehmen die Fürsten ich 
das Necht, die Kirche zu regieren” (5. 583). Damit beruhigen 
fich die meisten: Prudentiae est, principi potestatem ecclesiasti- 
cam relinqui?). „Wir PBrotejtanten gönnen unferen Yürjten die 
Rechte, die jie gegenwärtig haben, und injofern jagen wir, wir 
haben denjelben die Kirchenrechte übertragen“. 

Dagegen haben J. 3. Moſer (Nbhandl. v. dtſch. Kırcht., 
Bd. II S. 74) und Zachariä (Die Einheit des Staates und 
der Kirche, 1797, ©. 223) die Grundthejfe des Kollegialismus 
offen bejtritten. Ste zeigten, daß die evangeliichen Landesherren 
ihre Ktirchengewalt al3 Regenten nach dem Beripiele der Kö— 
nige in Israel und Juda, wie auch der erften chriitlichen Kaifer 
geübt haben, und daß man ihnen nicht Gründe ihrer Handlungen 
andichten dürfe, die ihnen jelber nicht in den Sinn gekommen 
ind, Am jchlagendjten weit die Unhaltbarfeit der Annahme einer 
jolchen Uebertragung Zachariä nad); feine Unterfuchung gehört 
zu den jcharfjinnigften Beleuchtungen der Frage überhaupt. Dieſe 
Gelehrten blieben alſo bei der älteren Theorie ftchen, wonach die 
stirhengewalt ein Stüc der landesherrlichen Gewalt jelbjt ijt. Auch 
dad Corpus evangelicorum jelbjt erkannte die Follegialiftifche 
Theorie nicht an (Schnaubert ©. 121). 

Indeſſen, das Fehlen einer nachweisbaren Uebertragung der 
jura collegialia der Kirche auf den Landesherrn ließ fich auch 
anders bewerten. Es ließ fic) daraus deduzieren, daß die Yandes: 
herren dieſe echte überhaupt gar nicht befäßen, daß jie 
jie im Neformationszeitalter nur notgedrungen übernommen 

1) Böhmer, $ 22. 
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hätten, weil die Gemeinden nicht imjtande waren, fie felbit zu 
verwalten, und weil fie e3 fich gefallen ließen. So der Heraus: 
geber von Mosheims Kr., v. Windhein, (S. 573 ff.). Ganz ähn: 
ih klingt e3 auch, wenn Häberlin die Ausübung dieſer Rechte 
als eine Anmaßung der Fürften bezeichnet (S. 424). Die Ein- 
jiht in die Schwäche des Kollegialiyitems führte aljo einerjeits 
zu einer Anerkennung der obrigkeitlichen Kirchengewalt al3 eines 
(andesherrlichen Nechts, andererjeitS aber fonnte man daraus den 
Schluß ziehen, daß diejes Necht überhaupt nur auf Zufall, zeit: 
weiligen Notitand oder Ujurpation gegründet jei. 

Wie in den Schriften der Stivchenrechtslehrer, jo ringt auch 
in der Geſetzgebung die neue mit der alten Staat3- und 
Kirchenanichauung. 

Die Inkarnation des Naturrechts ift das Allg. Preuß. Land- 
recht’), der letzte krampfhafte Verſuch, die altproteitantische Auf: 
fafjung zum Siege zu führen, das Preuß. Neligionsedift; jenes 
ein Niederſchlag erprobter politiicher Weisheit, in vornehmſter 
Sprache, Icharffinnig und umfichtig, das Werk von Männern, 
deren Fleiß und Können, deren geijtiger und fittlicher Größe, noch 
heute jeder Preuße mit Ehrfurcht buldigt; dieſes fchon in jeiner 
Form verratend, daß es dem Aufichwung des deutjchen Geiites 
fremd gegenüberjtand, jchnell und Liederlich gearbeitet, von den Zeit: 
genoijen, und zwar gerade den beiten unter ihnen, mit Ingrimm 
und Bitterfeit als Verſuch betrachtet, perjönliche und niedrige In— 
terejien unter dem Schein idealer Motive zu verfolgen. 

Wir betrachten zuerſt das Landrecht. Wir wollen verjuchen, 
möglichit jeine Tendenzen ans Licht zu jtellen; aber wir wollen 
von vornherein bemerfen, daß diejfe Tendenzen gemäß dem Auf: 
trag des königlichen Urhebers, ein allgemeines Geſetzbuch nad) Ber: 
nunfte und Zandesgejeten auszuarbeiten, nicht ohne man- 
cherlei Abichwächungen und Einjchränfungen zum Ausdrucd fom- 


1 Zu dem Folgenden vgl. Stölzel, G. ©. Svarez, Berlin 1885; 
Philippion, Geſch. des preuß. Staatswejens von Friedrich d. Gr. bis 
zu den Fyreiheitsfriegen, Lpzg., Bd. 1, 1880; Koch, Allg. LR., 2. T. 2. B., 
Berlin 1857; v. Kamp, Jahrbücher, Bd. 41, Berlin 1833; Lehmann, 
Stein, 1892— 1894, Bd. II ©. 34 ff, Niedner, ©. 101 ff, 
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men, mas ja den Geſetzgebern und ihrem Wirklichkeitsfinn nur 
zur Ehre gereicht. 

Lieit man im Zufammenhange den 11. Titel des 2. Teils 
„Bon den Nechten und Pflichten der Kirchen und geiftlichen Ge— 
jellichaften”, jo iit der erjte und durchichlagende Eindruck der von 
einer völligen Aufjaugung der evangelifchen Kirche, wie der Re— 
ligionsgefellichaften überhaupt, durch den Staat. Zwar find die 
Kirchengejellichaften, d. b. „Verbindungen mehrerer Einwohner des 
Staates zur Öffentlichen Feier des Gottesdienites”, alfo die Einzel: 
gemeinden '), jelbjtändige privilegierte Korporationen, aber pri: 
vilegiert find fie nur deshalb, weil der Staat fie zur Erreichung 
eines ihm wichtigen Zweckes braucht. Ste dienen einem Gtaat3- 
interefje. Denn fie jind ihm verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehr- 
furcht gegen die Gottheit, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen 
den Staat und ſittlich qute Gefinnungen gegen ihre Mitbürger 
einzuflößen. D. h. jie find Inſtitute zur Pflege der Bürgerge: 
finnungen, ohne die der Staat zerfallen müßte. Soweit jie dieſem 
Zwecke dienen, werden fie vom Staat gefördert und gejchüßt, da- 
mit jie ihm dienen, von ihm beauffichtigt und geleitet. Infolge— 
defjen ſteht die Religionsübung unter der Oberaufficht des Staates. 
Der Staat ift berechtigt, von demjenigen, was in den Verſamm— 
lungen der Ktivchengefellichaften gelehrt und verhandelt wird, Kennt: 
nis einzuziehen, Er prüft und verwirft Neligionsgrundjäte, welche 
dem vom Staat verordneten Zweck zuwider find, und unterjagt 
deren Lehre und Ausbreitung. Er ordnet öffentliche Bet:, Dank— 
und außerordentliche Feittage an. Die liturgiichen Ordnungen 
müffen ihm zur Genehmigung vorgelegt werden. Die Verfügung 
über Strafen an Leib, Ehre und Vermögen zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung, Ruhe und Sicherheit in den Kirchengejellichaften 
muß dev Obrigkeit überlafjen werden. Er entjcheidet über die 
Rechtmäßigkeit des Ausichluffes eines Mitgliedes. Er fchränft das 
Berchtgeheimnis durch die Nücjicht auf dem Staate drohende Ge— 
fahren ein. Er unterwirft die Geijtlichen auch in ihrer Amts- 

1) Daß die Kirchengefellichaften des LH. wirklich nur die Einzelge— 
meinden find, und daß es feine „evangelifche Kirche“ kennt, ſollte nicht 


— 


mehr beſtritten werden. S. Niedner ©. 108 ff.) 
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führung den ftaatlichen Gerichten. Die geiftlichen Obern der Kir: 
chengejellichaften jind dem Staat zu vorzüglicher Treue und Ge: 
borjam verpflichtet. Neue Verordnungen in Kirchen: und Reli: 
gionsjachen dürfen ohne Erlaubnis des Staates nicht gemacht, 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des geijtlichen Departements 
Beränderungen in Kirchenfachen nicht vorgenommen, noch weniger 
neue Kirchenordnungen eingeführt werden. Zu Synoden dürfen 
die Seritlichen ohne Vorwiſſen und Mitwirkung des Staates nicht 
berufen werden. Das Kirchenvermögen ſteht unter Aufficht und 
Direktion des Staates, Beim Erlöjchen einer Kirchengejellichaft 
fällt ihr Vermögen als herrenlofes Gut an den Staat zurüd. Neue 
Kirchen können nur mit jeiner ausdrücdlichen Genehmigung gebaut 
werden, Kirchengerätichaften ohne eine jolche nicht veräußert wer- 
den. Ohne jein Erfenntnis darf niemand das ehrliche Begräbnis 
auf dem öffentlichen Kirchhofe verjagt werden. Der Erwerb und 
die Veräußerung von Immobilien, fowie die Annahme von Schen- 
fungen iſt an jeine Zujtimmung gebunden. Die Errichtung neuer 
Parochien und die Feſtſetzung ihrer Grenzen tjt feine Sache. Beim 
Vollzug von Trauungen, Taufen, Begräbnifjen ift der Pfarrer 
an die ftaatlichen Gejege und WBolizeiverordnungen gebunden, er 
bat die Kirchenbücher nach defjen genauer Vorſchrift zu führen. 
Die Beitellung der Hirchenvorfteher bedarf der Genehmigung u. ſ. w. 
Diejer bis ins Eleine und einzelne gehenden Negierung der 
Kicchengejelliaften durch den Staat entipricht auf der andern 
Seite die Privilegierung der Kirchengejellichaften, ihrer Gebäude, 
ihrer Beamten und ihres Bermögens. So fann denn fein Zweifel 
jein, daß nad) dem Landrecht die Kicchengejellichaften auf das innigite 
mit dem Staat verbunden, ihm verhaftet und verpflichtet find. 
Es jcheint mir aber wichtig, neben dieſem einen Grundjaß 
des Yandrechts einen andern nicht zu überjehen, der in den ge: 
läufigen Daritellungen zu jehr in den Hintergrund zu treten pflegt. 
Es ijt dies der Grundjag der Gewiljensfreibeit, der darin nach 
allen Seiten ficher geitellt werden joll. Die Urheber des Land— 
rechts haben jelbjt ganz deutlich befundet, daß dieje beiden Ten: 
denzen fie geleitet haben. Pachaly, dem zuerit die Aufgabe zu: 
erteilt wurde, das jpröde Gejtein des Staatslicchenrechts zurecht 
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zu bauen, jchreibt darüber an den Großfanzler: „Sch ſetze aus 
dem natürlichen Rechte die Gerechtiame des Landesherrn über die 
Kirche und der Mitglieder unter ji ohne Rückſicht 
auf eine Neligionspartei feit .. Dies ift ungefähr der Plan, den 
ich entworfen habe . .“, und Ddiefer Plan fand die ausdrückliche 
Zuftimmung des Großfanzlers'). Alfo zwei Grundjäße waren 
maßgebend: 1) die Gerechtiame des Landesherrn und 2) die Rechte 
der Mitglieder unter ſich. Zu jenen gehört wejentlich die Ordnung 
der Disziplin und Verfaſſung, jowte die Abwehr verderblicher 
Neligionsgrundfäßge, zu diefen die Ordnung des Kultus und der 
Lehre, die alio nach dem Sinn des Landrechts nicht Sache der 
„Kirche“ im Unterjchied vom Staate, jondern der einzelnen Re— 
ligionsgejellichaft, Einzelgemeinde, ijt. Aus diefem zweiten Grund: 
ja folgt unmittelbar die Anerkennung verjchtedener Religionsge— 
jellichaften im Staate und die Ermöglichung zur Bildung neuer. 
Aber weiter: fchon indem das Landrecht überhaupt Feine evange- 
lifche Kirche als rechtlich organifierte Größe, jondern nur Reli— 
gionsparteien, d. h. Gefinnungsgemeinjchaften, und Stirchengejell- 
ichaften, d. b. Verbindungen mehrerer Einwohner des Staates zu 
Öffentlicher (Feier des Gottesdienftes, fennt *), hebt esan der Schwelle 
J 1) Materialien XIV, 92-11. 

2) Val. den berühmten Ausipruch von Suarez (Materialien ıc. XV, 
1391: Die Diſtinktion zwifchen Kirche und Kirchengelellichaft veritehe ich 
nicht. Die Kirche, abgefondert von der Kirchengefellichaft, fcheint mir ein 
dunfler Begriff zu fein, von dem fich die Gigenjchaften einer per- 
sona moralis nicht prädizieren lajjen. Der Staat bat die Aufjicht über 
die Kirchengelellichaften, fomwie ihm jolche über alle und jede in ihm be— 
findliche Korporationen zuitehet. Die Wichtigkeit und der Einfluß, welchen 
diefe Art von Gejellichaften auf die Sicherheit, Ordnung und Wohlfahrt 
der aroßen bürgerlichen Gefellfchaft haben, find die Urfache, warum ſich 
der Staat um die Kirchengejellichaft näher und genauer, als um andere 
Korporationen befümmert, ohne daß Dadurch in dem Grunde jeiner Be- 
fugnis etwas geändert wird. Unter diefer Aufficht des Staates kann jede 
Kirhengejellfchaft die ihr nach der Natur der Sache und nach 
den vom Staat gebilligten Gefegen und Berfallungen zufommende jura 
eollegialia frei ererzieren“. Und gegen den „Talichen und gefährlichen 
Sat von einer vermeintlichen unitate ecclesine” (ebda S. 123) erhebt er 
den Einwand: „Es gibt feine allgemeine Kirchengefellfchaft 
im Staate, fondern nur einzelne bejondere Gefellichaften, die durd) 
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hervor, dab das Eonjtitutive Element kirchlichen Gemeinjchaftsle- 
bens nichtS als der freie Wille ift. Durch den freien Willen der 
Einzelnen entſteht die Einzelgemeinde. Durch deren freien Willen 
ein Zujammenjchluß, denn „mehrere Kirchengejellichaften, wenn 
fie gleich zu einerlei Neligionspartei gehören, jtehen dennoch unter 
jich in feiner notwendigen Verbindung“. Auch vechnet das Land: 
recht mit der Möglichkeit der Losſagung einer Kirchengejellichaft 
von dem aroßem Ganzen: Auch durch Veränderung ihrer Reli: 
gionsgrundjäge verliert eine Kirchengejellichaft nicht das Eigentum 
der ihr gemwidmeten Kirchengebäude. So wenig bedeutet die Ver: 
mwandtichaft der Kirchengejellichaften von eimerlei Neligionspartei, 
daß, wenn emme Kicchengefellichaft erlifcht, ihr Vermögen nicht der 
Verbindung von Kirchengejellichaften anheimfällt, ſondern als ein 
berrenloje® Gut dem Staat. 

Das Landrecht richtet weiter eine ganze Neihe von Bollwerfen 
auf zum Schuß der Einzelgemeinden, der Pfarrer und der ein: 
zelnen Kicchenglieder gegen kirchliche Herrichaftsgelülte. 

Es fehlt den Einzelgemeinden nicht an einer Organifation. 
In jeder Kicchengejellichaft ſollen Kollegia jein, beftehend aus den 
GSeritlihen und den ihnen zugeordneten Vorſtehern. In außeror: 
dentlichen Fällen und Angelegenheiten müjjen von der Gemeinde 
fein äußeres Band unter einander verknüpft find. Dieſer Sat... hat 
wohl feine ungezweifelte Richtigfeit, die ich hier nicht zu beweifen brauche. 
Selbit die unitatem ecelesiae, die von den Katholifen jalviert wird, kann 
man böchitens nur in Anfehung des Yehrbegriffs oder im theologischen, 
abernihtimpolitifchen und rechtlichen Verſtande gel: 
ten laffen, wenn man nicht die ganze Hierarchie mit allen ihren, der Ver: 
nunft und dem Wohl des Staates jo nachteiligen Folgen autorifieren will. 
Indeſſen wenn man fich gleich allerdings nur fo viel einzelne 
Kirchengeſellſchaften, als einzelne Kirchengemeinden 
im Staate jind, gedenkt, fo gibt es doch eine Anzahl von Wahrheiten und 
Sätzen, die alle diefe Sozietäten miteinander gemein haben, und die ihr 
Verhältnis teild gegen den Staat, teil3 gegen andre Gemeinden, ſowohl 
ihres eignen als eines andern Religionsbekenntniſſes, teils die äußern 
Rechte der Kirchengemeinichaften, teils die innern Verhältniſſe zwijchen 
den verschiedenen Klaſſen ihrer Mitglieder beitimmen. Dieje Beitimmungen 
fließen teils aus den Begriffen und Grundfägen von Sozietäten überhaupt, 
teils aus dem Zweck der Ktirchengefellichaften, teils aus der Subordination, 
in der fie gegen den Staat ſtehen müſſen“. Vgl. Niedner, ©. 108 fi. 
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Bevollmächtigte oder NRepräjentanten gewählt werden. Den Kir- 
chentollegien fommt die Verwaltung der äußern Rechte der Ge: 
jellichaft zu. Kirchen und andere dahingehörige Gebäude jind aus- 
ichließend Eigentum der Kirchengejellichaft, zu deren Gebrauch fie 
da find. Ebenjo der Regel nach die Kirchhöfe und das Geläut. 
Die Ausfertigung der Vokation gebührt in patronatfreien Gemein: 
den den Boritehern, in den andern dem Batron. Hat ein Pfarrer 
das Vertrauen feiner Gemeinde verloren, jo muß er verjegt wer: 
den. Auch haben die Kirchenvorjteher die Pflicht, den geiftlichen 
Obern anzuzeigen, wenn der Pfarrer jeine Amtspflichten vernach— 
läfitgt oder in feinem fittlichen Verhalten zu gegründetem Tadel 
und Nergernis der Gemeinde VBeranlafjung gibt. Die Gemeinde 
ijt befugt, wegen der äußern Form und Feier des Gottesdienjtes 
dienliche Ordnungen einzuführen. Und ihr ijt die freilich jehr 
eingefchränfte Kirchenzucht in die Hand gegeben. Iſt nun auch 
bei dem allen eine Direktion der geiitlichen Obern und Aufficht 
vorgejehen, jo tjt doch aus dem Gejagten deutlich, daß das Land— 
recht den Einzelgemeinden durchaus ein eigenes und jelbjtändiges 
Tätigkeitsgebiet zubilligt, und daß es die Gemeinden nicht nur als 
pajjive Zuhörerichaften anjiebt, die regiert werden müſſen. reis 
lich fehlt e8 an Beftimmungen über die Wahl der Kirchenvorſteher 
und über die Abgrenzung ihrer Kompetenzen gegen den Pfarrer; 
es fann nicht zweifelhaft fein, daß einige der Gemeinde zugeitan- 
dene Rechte fat ausjchlieglich dem Pfarrer zugute gefommen find, 
wie die Selbjtbejtimmung in Sachen der Liturgie. 

MWeitgehend find auch die Beſtimmungen zum Schuß der Ge: 
meinde bei den Bejegungen der Pfarritellen. Es gilt da al3 Grund: 
ſatz: Niemals foll ein Subjekt, welches mit der Gemeinde in Streit 
und Feindjchaft lebt, oder gegen dejjen Grundjäge oder morali— 
jches Verhalten die Gemeinde erhebliche Einwendungen hat, der: 
jelben zum Pfarrer aufgedrängt werden. In allen Fällen muß 
daher das Subjekt, welches zum Pfarrer bejtellt werden foll, der 
Gemeinde zuvor befannt gemacht werden. Der in Ausficht Ge: 
nommene muß eine gehörig vorher angezeigte ‘Probepredigt und 
Katechifation halten. Die Gemeinde hat ſodann das Necht, eine 
Erklärung abzugeben. Ueber deren Grund entjcheiden, wenn 
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der Patron bei jeiner Anficht verharrt, die getiilichen Obern; auch 
die einzelnen Gemeindeglieder, aljo nicht nur ihre berufenen Ver: 
treter, können Widerjpruch erheben, doc) findet er Berücdjichtigung 
nur, wenn er von zwei Dritteln aller Gemeindeglieder gejtüßt 
wird. Iſt der Batron gar fatholifch, jo werden jeine Nechte noc) 
weiter zugunften der Gemeinde eingejchränft, ev hat in dieſem 
Falle einen Dreiervorjchlag zu machen. In den Gemeinden, Die 
das Bfarrwahlrecht haben, werden in ähnlicher Weiſe Bejtimmungen 
zum Schuß des Willens der Gemeindeglieder gegen das Gewicht 
der Kirchenvorſteher getroffen; auch hierbei muß der Gemeinde die 
freie Wahl aus drei Vorgejchlagenen gewährt werden. 

Die Geiftlihen find zunächſt jchon dadurch gegen jede 
Dierarchie ihrer Obern geſchützt, daß diefen zwar eine Aufficht 
über ſie zugefprochen wird, jo daß fie jchuldig find, den Superin— 
tendenten u. j. w. auf jedesmaliges Verlangen Rechenſchaft von 
ihrer Amtsführung, Lehre und Wandel zu geben, aber nur eine 
jehr geringe Disziplinargewalt. Hat ein Pfarrer grobe Exzeſſe 
begangen, jo fönnen die Obern ihn juspendieren, eine Unterfuchung 
einleiten und gegebenenfalls ihm die Entjeßung „andeuten“. Dem 
Geijtlichen aber jteht frei, auf jürmliche gerichtliche Unterjuchung 
und Enticheidung anzutragen, und e3 gebührt das Erfenntnis dem 
Landesjuitizfollegio. Entjegung aber iſt nur begründet durch Sri: 
minalverbrechen (in diefem Falle entjcheiden die Gerichte auch ohne 
Antrag der geiftlichen Obern) und grobe Vergehungen gegen die 
Kirchenordnungen und die darin vorgejchriebenen getftlichen Amts: 
pflichten, ingleichen durch ärgerlichen Lebenswandel. Eine Ent: 
jegung wegen Irrlehre fennt das Landrecht nicht. ES jchärft den 
Geiltlihen nur ein, daß fie in ihren Amtsvorträgen und bei dem 
öffentlichen Unterricht zum Anjtoß dev Gemeinde nichts einmijchen 
dürfen, was den Grundbegriffen ihrer Religionspartet widerjpricht. 
Und wie eingejchränft ijt diefer Sag! Ein Bergehen des Geiſt— 
lichen ift darin erjt dann jtatuiert, wenn ein Anjtoß der Gemeinde 
durch Die amtliche Tätigkeit des Geiftlichen nachweisbar it, und 
wenn es fich dabei um die Grundbegriffe bandelt!). Die Lehre 

1) Es ijt ſehr charafteriftiich, wie Suarez diefen Sat in feiner Mitt: 
wochsgefellichaft gewiſſermaßen entichuldigt hat. (Stölzel S. 185.) Der 
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wird alfo nicht an einer objektiven Norm gemefjen, fondern an 
dem Empfinden der Gemeinde. Ausdrücklich ſchützt das Land— 
recht die Getitlichen gegen die Erforſchung ihrer Gefinnung. In— 
wiefern fie, bei innerer Ueberzeugung von der Unrichtigfeit der 
Grundbegriffe ihrer Neligionspartei, ihr Amt dennoch fortjegen 
fönnen, bleibt ihrem Gewiſſen überlajjen. 

Endlich die einzelnen Kirchenglieder. Der Schuß ihrer Ge- 
wijjensfreiheit ift geradezu ein Grundgedanke des LYandrechts. An 
die Spiße jtellt e8 die Säge: Die Begriffe der Einwohner des 
Staates von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der 
innere Gottesdienft können fein Gegenitand von Zwangsgejegen 
jein. „jedem Eimmohner im Staat muß eine volllommene Glau— 
bens- und Gemwiljensfreiheit geitattet werden. Bier hat die jtaat: 
liche Macht ihre Grenze: Niemand ijt jchuldig, über feine Pri— 
vatmeinungen in Neligionsjachen Borfchriften vom Staat anzu— 
nehmen. Häuslichen Gottesdienft kann jeder Hausvater nach Gut: 
befinden anordnen, Doch darf er Mitglieder jeines Haujes, die einer 
andern Neligionspartei angehören, zur Beiwohnung desjelben wi— 
der ihren Willen nicht zwingen. Jedem mündigen Bürger jteht 
die Wahl der Neligionspartei, zu der er fich halten will, frei. 
Uber feine NReligionspartet ſoll die Mitglieder der andern durch 
Zwang oder liſtige Weberredungen zum Uebergange zu verleiten 
ji) anmaßen. Unter dem VBorwande des Religionseifers darf 
niemand den Hausfrieden jtören oder Familienrechte kränken. Steine 
Stirchengejellichaft it befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgejete 
wider ihre Ueberzeugung aufzudrängen. Es iſt zwar jedes Mit— 
alıed jchuldig, fic der eingeführten Kirchenzucht zu unterwerfen, 
doch bejteht diejelbe nur in der Verfagung des YZutritts zu den 
Derlammlungen der Gemeinde. Und wegen bloßer von dem ge: 
meinen &laubensbefenntnis abweichender Meinungen kann fein 
Mitglied ausgejchlojjen werden. Denn die Mitglieder haben ja 
das Necht, fich der Anftalten dev Gejellihaft zu ihren Religions: 
übungen zu bedienen. Den Pfarrern wird eingejchärft, alle Ge: 
legenheiten zum Anftoß für die Gemeinde auch in gleichgültigen 
Oberfirchenrat bat den Sat fpäter in fein Gegenteil umgedeutet (Aktenſt. 
BD. 2, 9.2, 5. 9). 
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Dingen zu vermeiden, jo auch in ihren Amtsvorträgen und beim 
öffentlichen Unterricht. Aller zudringlichen Einmifchungen in Privat: 
und YFamilienangelegenheiten müſſen ſie fich enthalten. Sie find 
zwar zu Privatmahnungen, doch in Sanftmut und Befcheidenheit, 
berechtigt. In öffentlichen Borträgen aber jollen jie jich aller per: 
jönlichen Anzüglichkeiten enthalten und bei Schilderungen von in 
der Gemeinde berrichenden Lajtern Feine Perſonen nennen oder 
durch individuelle Nebenumitände Eundbar machen. Sie dürfen 
auch ein Mitglied nicht eigenmächtig von Beiwohnung des Gottes: 
dienites oder von den Sakramenten ausichliegen, ebenſo niemand 
dazu durch äußern Zwang anhalten oder fich zu Haus- und Kran: 
fenbejuchen jemand gegen dejjen erklärte Abneigung aufdrängen. 
Nach unjerm Empfinden widerfpricht es diejer Tendenz, daß das 
Yandrecht eine Verpflichtung zur Trauung und zur Taufe ftatuiert; 
e3 fommt aber hier in Betracht, daß dieje Alte wegen ihrer bür- 
gerlichen Bedeutung damals als unerläßlich gelten mußten. 

Nicht minder ift in den Beitimmungen über den Pfarrzwang 
die Rüdjicht auf das Gewiſſen der Eingepfarrten zu jpüren. Zwar 
ſpricht es daS Landrecht dem Pfarrer als Necht zu, von den Einge- 
pfarrten zu fordern, daß fie jich in ihren Religionshandlungen, zu 
deren Bollziehung es der Mitwirkung eines Pfarrers bedarf, nur 
jeines Amtes bedienen jollen. Diejer Verbindlichkeit können fich 
Eingepfarrte nur mit bejonderer Erlaubnis der geiftlichen Obern 
entziehen, und dieje Erlaubnis darf nur aus erheblichen Gründen, 
beionders dann erteilt werden, wenn aus den Umſtänden erhellt, 
dag die Amtshandlungen diejes Pfarrers bei den Eingepfarrten 
den Zweck der moralifchen Beſſerung verfehlen dürften. Allein dieje 
Bejtimmung gilt nur für die volljtändige Loslöjung eines Einge: 
pfarrten von jeinem Pfarrer ; in einzelnen Fällen, bei Taufen, Trau— 
ungen und Begräbnifjen iſt dev Pfarrer verpflichtet, die Einwilligung 
zum Vollzug einer Amtshandlung durch einen andern Pfarrer der: 
jelben Religionspartei, gegen Empfang der ihm zufommenden Ge- 
bühren, zu geben. Natürlich ſchützt das Landrecht die Gemeindealie: 
der auch gegen unbillige Geldforderungen, es wahrt dem Staat das 
alleinige Recht, Tarordnungen für Stolgebühren feitzufegen, und 
bedroht Mehrforderungen darüber hinaus mit jtrengen Strafen 
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Dem Schuß der individuellen Weberzeugung dienen endlich 
auch die Verbote der VBerfolgungen und Beleidigungen zwiſchen 
den Stirchengejellichaften jelbjt und deren Mitgliedern, und der 
Zurückweiſung der Kirchenglieder von den eigentümlichen Religions: 
bandlungen einer Neligionspartei innerhalb der Stirchengefellichaften 
Augsburgiichen Befenntnifjes, wenn jene feine Kirchenanſtalt ihrer 
eigenen Neligionspartei in der Nähe haben. Wie denn überhaupt 
nicht nur den vom Pfarrzwange Erimierten ausdrücklich freige— 
itellt wird, Handlungen auch von einem Getitlichen einer andern 
Neligionspartei verrichten zu lafjen, jondern dies auch den Paro— 
chianen innerhalb der protejtantiichen Gemeinden gegen ein Di: 
mijjoriale ermöglicht wird. 

Man fann die Stellung des Landrechts zu den Kirchengeſell— 
ichaften nicht überdenten, ohne von tiefem Reſpekt vor der Groß: 
artigfeit der Grundgedanken und der Klarheit ihrer Durchführung 
erfaßt zu werden. In neueren firchlichen Darjtellungen erjcheint 
es leicht jo, als ob das Landrecht nichts als ein traurige Denk: 
mal des Gäjaropapismus jet. Aber dies iſt eine WVerdrehung 
des Tatbejtandes. Die Gewalt des Landesherrn war ficherlich 
in den altprotejtantijchen Kirchentümern größer, als jie im Land— 
recht fixiert wird. Und die Eingliederung der Kirchengeſellſchaften 
in den jtaatlichen Organismus war nicht jein Werk, jondern ge— 
rade das Erbe, das e3 übernahm. Aber indem das Landrecht die 
icharfe Scheidung zwijchen den Rechten des Staates in der Kirche 
und den Nechten der collegia nicht auf dem Wege der follegia- 
liſtiſchen Theorie unwirkſam, jondern geradezu zum Prinzip der 
Rechtsordnung macht, it es das erſte Gejegbuch jeit der Refor— 
matton gemwejen, in dem die im weitern Sinne firchliche Freiheit 
der Gemeinden und der Einzelnen zur Anerkennung gelangt ift. 
Das iſt das Neue, das Epochemachende, am Landredt. Es iſt 
nicht zu verfennen, daß die aus der irdischen Natur des Staats: 
zwecks abgeleitete Bejchränfung des Itaatlichen Handelns und da= 
mit dev Verzicht auf rechtliche Ordnung von außerhalb desjelben 
liegenden Materien eine neue Freiheit in der Entwiclung der 
firchlichen Emrichtungen und Lehren gab. So argwöhniſch und 
Eleinlich immerhin die veligiöjen Genofjenjchaften fontrolliert wur- 
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den, es blieb doch ein großes Gebiet des religiöjen Lebens unbe: 
rührt von jedem Zwange. Es gab zweifellos in der Kirche mehr 
Ungebundenheit, ald wir heute gewöhnt find. Es gab mehr, 
worum ſich Feine Obrigkeit kümmerte. Dieje Freiheit und Un: 
gebundenheit aber fam naturgemäß zum arößten Teile den Pre: 
digern zugute, da die Organe der SKirchengejellichaften zur Er: 
mittlung und Vertretung ihres Gemeinwillens jehr ungelent und 
zu einem Widerftande gegen den Prediger kaum fähig waren. 
indem aber das Landrecht jo das Necht des Staates und 
das Recht des Fndividuums und der Einzelgemeinde aufrichtet, 
bat es das Recht der Kirche — im alten Sinn — auf: 
gelöft. Die Notwendigkeit, ſich überhaupt mit Kirchen abzu— 
geben, iſt für das Landrecht darin begründet, daß es Menjchen 
aibt, die ein Bedürfnis nach öffentlichem Gottesdienjte haben. 
Es gilt für den Geſetzgeber, dies Bedürfnis jo zu dirigieren, daß 
der Einzelne dabei Befriedigung findet, aber an feinem Punkte in 
die Sphäre eines Andern überareift. Das Landrecht entlajtet 
nicht nur den Staat von der Verantwortung für die Neligion 
Der Einwohner, es erfennt vielmehr überhaupt niemandem, weder 
dem Staat noch den Predigern noch den firchlicden bern das 
Recht einer Einwirkung auf andrer Glauben mit andern Mitteln, 
als Lehre und Schrift, zu. Wenn auch dieje Folgerung aus dem 
Grundfage der abjoluten Glaubens: und Gemwifjensfreiheit des 
Individuums an nicht unerheblichen Stellen eingeichränft wird — 
es wird ja den Klirchengejellichaften, aber nur den einzelnen ?), ein 
Ausichlugrecht aus den gottesdienjtlichen Verfammlungen und den 
geiſtlichen Obern ein gewiſſes Mahn: und Strafrecht zugebilligt, 
— jo iſt doch klar, daß das Landrecht von einem Regiment, von 
Befehl und Zwang in Saden des Glaubens, der Lehre, des 
Gottesdienjtes nichts wiſſen will. Es hat für ein Kicchenreg i- 
ment von oben jozujagen feinen Platz. Dies ijt zwiſchen den 
beiden Aniprüchen des Staats und der Ktirchengejellfchafter nahezu 
zerrieben worden. Und jein Fortbeitehen nimmt fich im Syſtem 
des Landrechts wie eine Anomalie aus, tt auch zweifellos ein 
= 1) K och ER. ©. 228 Anm. 21: Suarez' Erläuterung zu $ 54, und 
das Zitat bei Niedner, ©. 107 Anm. 1. 
#oerfter, Entftehbung db. preuf. Landestirde. 1. 3 
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Kompromiß, eiu Zugeftändnis an das Herkommen. 

Das Landrecht jet Verbindungen der Kirchengejellichaften 
als beitehend voraus. Sie bejtehen durch die gemeinjame Diref- 
tion der geiftlichen Obern, das find — in der Regel — die fton- 
fijtorien; Superintendenten, Erzpriejter, Inſpektoren. Das Yand- 
recht erkennt auch die alten provinziellen Kirchen: und Konſiſto— 
rialordnungen, die vom Staat genehmigten Grundgejege und Ber: 
fafjungen der Religionsparteien (eine merfwürdige Geichichtsfon: 
jtruftion!), als beitehend an. 

Aber der Einfluß der geiftlichen Obern iſt nur an einem 
Punkte des firchlichen Lebens bedeutjam: bei der Berufung der 
Geiſtlichen. Sie entjcheiden über die Qualifitation der Getit- 
lichen; ohne ihr Zutun und Approbation kann niemand zu einem 
geifilichen Amte befördert oder auch nur zum öffentlichen Lehr: 
vortrage zugelafjen werden. Anitellungsfähig durd Patrone, wie 
durch Gemeindewahl find nur ſolche Subjefte, die entweder jchon 
im geijtlichen Amte jtehen oder doch al3 Kandidaten von den geiſt— 
lichen Obern ihrer Provinz nach angejtellter vorläufiger Prüfung 
die Erlaubnis zum Predigen erhalten haben. In ihrer Hand 
liegt auch das Beftätigungsrecht und die Einſetzung von Pfarr: 
jubitituten. 

Außerdem bleibt ihnen eine gewifje Aufjicht über die Geijt- 
lichen — aber mit ſehr bejchräufter Disziplinargewalt —, über 
die Kirchengebäude, das Kicchenvermögen, die Stiftungen u. f. w. 

Woher jtammt diefe Gewalt der Konfistorien? Vom Staat? 
Dom Landesheren? Bon den Kirchengejellichaften? Die Frage 
blieb offen und zwar mit voller Abjicht, denn unter den Nedal: 
toren (Srollmann, Klein) berrichte Zweifel über ihre Beantwor— 
tung. Die Meinung ging aber offenbar dahin, ſie nicht al3 vom 
Landesheren, jondern von der Gejellichaft übertragen anzufeben, 
Stand doch im erjten Entwurf ') der 8: „Bei den PBroteftanten 
it das Konjiitorium der VBorjteher der Kirchengefellichaft“. 
Und Suarez hatte in der Begründung zum evjten Entwurf ge: 
ſchrieben: „Begrifflih würde das Recht, (Brovinzialfonfiftorten 
anzuordnen, nicht dem Landesheren, jondern) den Kirchengeſell— 

11 Jakobſon, Kr. ©. 153. 


Die Lage des proteit. Kirchenweſens in den preuß. Staaten. 35 


ichaften zufommen“ '). Man begnügte fich dann damit, die Nechte 
der Konfiftorien aus den verjchiedenen Kirchenordnungen herzu— 
leiten, d. 5. man ließ den überlieferten Tatbejtand normgebend 
jein. Damit aber war zugleich die Einheit des Kirchenregiments 
verneint, denn dieje Kirchenordnungen find ja provinziell verjchie- 
den. Einen „Geijtlichen Obern“ für die ganze Monarchie Fennt 
das Landrecht nicht, da das Geiitliche Departement des Staatsmi- 
niſteriums von den Geijtlichen Obern ausdrüclich unterjchieden 
wird (S 113, 114). 

Ueber die genannten Nechte hinaus fennt das Landrecht fei- 
nerlei Befugniſſe des Kirchenregiments. Folge davon ijt eine tief- 
areifende Veränderung der rechtlichen Beziehungen innerhalb der 
Kirche. 

Zunädhft: das Landrecht kennt Errichtung von Kirchenge— 
jellichaften und Erbauung von Kirchengebäuden nur durch den 
Wunſch von Gemeindegliedern und auf deren Koſten, ja es erſchwert 
die Bildung neuer Kirchſpiele aufs äußerſte. Es rechnet damit, 
daß eher zu viel Kirchen, wie zu wenig find. Wie aber, wenn 
Menichen zu gleichgültig oder zu unvermögend find, jich Gottes: 
dienst und Kirchen zu bejchaffen? Wir interpretieren das Landrecht 
gewiß richtig, wenn wir darauf antworten: Dann joll auch feine 
Kirche ſein“). Wo fein Wille iſt, Kirche und Gottesdienst zu 
haben, da iſt niemand berufen, dergleichen zu jtiften, Wer jollte 
es auch tun? Der Staat hat feinen Beruf dazu, feine Funktion 
beichränft ji) auf Aufjicht und NRechtsichug des Vermögens der 
einzelnen Kirchengejfellichaften ; die Neligionsparteien find ganz uns 
beitimmte Größen; die Kirchengejellichaften bejtehen nur für fich 
jelbit; ein weiteres Organ gibt es nicht. 

Ferner: Wie geitaltet ji nun die Stellung der Prediger? 
Der Pfarrer der Neformationszeit war zu einem quten Teil Miſ— 
jionar oder dody Evangelijt. Er bringt und bietet eine meue, 
gute Lehre jolchen, die noch blind und taub jind. Steine Rede 
davon, daß der Pfarrer jein Amt führe auf grund des Willens 
der Gemeinde, und daß die freie Vfarrwahl auf der Linie der 

h Niedner,S. 112. 


2) Vgl. das Zitat bei Niedner, S. 128. 
3* 
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Anfchauung Luthers liege. Dagegen ijt fie nach dem LR recht 
eigentlich) das Normale, und die Bejegung der Pfarritellen durch 
Batrone oder geiftliche Obere nur das Zugelaffene, aber durch 
wirkſame Einjpruchsrechte der Gemeinden ſtark Eingejchränfte, 
Der Grundjag iſt: „Jeder Gemeinde der Pfarrer, der ihr zujagt. 
Dort fchafft der Getitliche durch jeine Predigt erſt die Gemeinde, 
hier bejtellt die Gemeinde den Geiitlichen, und fie und ihr Wunſch 
ift auch maßgebend für die Beendigung jeines Amtes. Dort jteht 
er über ihr, hier unter ihr. Dieje Wandlung erjtreckt jich auf 
das ganze Handeln des Geijtlichen. Die Norm dafür wird: dem 
Bemwußtjein der Gemeinde feinen Anitoß zu geben. Wach diefem 
Gejichtspunft richtet fich Lehre, Feier der Gottesdienite, Seeljorge. 
Gerade in diefem leßtgenannten Punkte zeigen die Borjchriften 
des LRs ein faſt ängftliches Bejtreben, die Gemeindeglieder 
gegen den Pfarrer und jeinen „Religionseifer“ zu bejchügen. Das 
ER grenzt die Berantwortlichfeit des Pfarrers für die Gemeinde: 
glieder nicht nur eng ab, es vechnet auch in Gelafjenheit mit dem 
Umftande, daß ein Teil der Emmohner des Staates fich dem 
Einfluß der Predigt nicht zu unterjtellen wünjcht, und es findet 
dabei nichts zu erinnern. Im Gegenteil, es garantiert das Necht 
der Unfirchlichkeit. 

MWir achten auch auf das Verhältnis der Prediger zu ihren 
geiftlichen Obern. Dies ijt num viel fomplizierter und unflarer 
geworden. Das Auffichtsvecht der Obern wird begründet auf den 
ftaatlihen Auftrag. Das iſt das Ueberlieferte. Aber feinem Um— 
fange nach wird es ſtark eingejchränft durch die Rückſicht auf 
den Willen der Kirchengefellichaften. Das iit das Moderne. Nur 
joweit die Tätigkeit der Pfarrer für die salus publica Wert oder 
Gefahr bat, unterjteht diejelbe ohne weiters der Direktion der 
geiltlichen Obern, und find dieje dafür verantwortlich, Eine dar: 
über hinausgehende Einwirkung auf die Geiitlichen fennt das 
EN nur da, wo die geiitlichen Obern jozuiagen als Mandatare 
der Kirchengejellichaften erfcheinen, aljo wo ein Geiitlicher feiner 
Gemeinde Anstoß gegeben hat, oder wo eine Klage oder Bejchwerde 
aus der Gemeinde vorliegt. Das LR jchliegt eine Initiative 
zur Kontrolle der Lehre der Geiitlichen durch die Oberen mit 
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unmißverjtändlichen Worten aus. Daraus aber ergibt fich klar, daß 
die Geijtlichen, joweit fie mit ihrer Gemeinde einig find, in allen 
geiitlichen Angelegenheiten von den Obern nach der Meinung des 
ER unabhängig jein jollten. Außerdem aber find die Geijtlichen 
Beamte des Staates!) und genießen als jolche auch deren Brivi- 
legien. Inſonderheit können fie nicht nah Willkür ihrer Vor— 
geiegten oder Departementschefs einjeitig entjegt oder verabjchiedet 
werden, ſondern fönnen jederzeit ein Erkenntnis des Landesjuſtiz— 
follegiums der Provinz verlangen ?). 

Dies führt uns nun auf den wichtigiten Punkt, die Autori- 
tät des Befenntnijjes. Nach der reformatorijchen Anſchau— 
ung iſt das Bekenntnis der Ausdruck des einzig richtigen Ver: 
tändnifjes des Wortes Gottes. Dabei gibt es nicht etwa eine 
Möglichkeit verjchiedener Auffaffungen, die für fich alle Anerfen- 
nung und Duldung beanfpruchen dürfen, jondern es gibt nur 
eine Wahrheit, klar und unzmweideutig für jeden, der jehen 
will, im Worte Gottes erkennbar. Bekenntnis, Evangelium, Wort 
Gottes, find im alten PBrotejtantismus völlig identiſch. So fommt 
nun alles darauf an, daß dies Wort Gottes gelehrt werde: wer 
es nicht lehrt, ift überhaupt fein Prediger des Evangeliums; wo 
es nicht erſchallt, ıjt überhaupt Feine Kirche, mögen auch hundert 
Prieiter und Kappen, Altäre und Monftranzen bei einander jein. 
Wie ganz anders denkt hierüber das LR! Norm der Lehre iſt 
danach nicht das Wort Gottes, fondern das Durchichnittsbewußt: 
ſein der einzelnen Kirchengefellichaft. Der Pfarrer iſt in feiner 


lı gl. $ 19 und 596. „Die Beitimmung befagt, daß die Geiitlichen, 
weiche ein Ktirchenamt haben, die Prärogative der Staatsbeamten geniehen 
follen”. Suarez dazu: „Sobald ich mir einen protejtantifchen Geiftlichen 
aedenfe, denke ich mir allemal eine Gemeinde, bei welcher er als Lehrer, 
Prediger oder Seelforger bejtellt ift. Qua talis gehört er zu den mittel: 
baren Beamten des Staat3 und hat als jolcher gewiſſe Rechte und Pflich— 
ten“ (Kochs ER 2. T. 2.8. 2. U. 1857 ©. 221 Anm. 8. Einen geift: 
lihen Stand kennt das EUR alfo nicht, Geiitliche find nur die im Amt 
ſtehenden 

2; Ob auch die 88 9—101 Tit. 10 auf den Geiſtlichen anwendbar find, 
wie der Minilter von Maſſow i. J. 1802 urteilte? Das fcheint nicht die 
Meinung der Geſetzgeber geweien zu fein. 
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Lehre nicht Organ einer beitimmten Wahrheit, jondern jie ift fein 
Erzeugnis und feine Privatfache. Es hat feine ausjchlaggebende 
Bedeutung, was gelehrt und wie Gottesdienft gehalten wird, denn 
die Veränderungen darin berühren nicht das Wejen der Kirche. 
Ihr Wefen macht ja nicht der geistliche Inhalt aus, fondern die 
rechtliche Form. Und unter den einzelnen Kirchengejellichaften 
beiteht daher auch feine materielle, jondern nur eine formale Ein: 
beit. Es ijt nur mehr eine hiftorische UHeberlieferung mit Rück— 
fiht auf den MWeitfälifchen Frieden, wenn man nun Doch die 
Kicchengejellichaften nach drei Neligionsparteien Elafjifiziert und 
reformierte, lutherifche und katholiſche unterjcheidet. Denn nur in 
ihwächiten Umrifjen bedingt die Neligionspartei den Charakter 
einer KRirchengefellichaft ; vielmehr prägt dieſe ihn jelbjtändig aus. 
Das Belenntnis und die Liturgie wird aus einem Ausdruck der 
von oben gegebenen, ewigen Wahrheit zu einem Statut, das jeinen 
Nechtsgrund in einem Beſchluß oder doch in der ſtillſchweigenden 
oder ausdrüclichen Zuftimmung der Gemeindeglieder bat. 

So ſteht die firchenrechtliche Konftruftion des ERS in jcharfem 
Gegenjag zu den altprotejtantiichen Anschauungen von der Kirche. 
Die entjcheidenden Punkte find, daß aus der Kirche als Heilsanjtalt 
fupranaturalen Urjprungs die Kirche als Geſellſchaft geworden 
it; daß als ihr fonftitutiver Faktor nicht mehr die getitliche Ge: 
walt und ihre Inkarnation, das SKirchenregiment, jondern der 
Wille der Gefellichafter angejeben wird; daß jenes, ſoweit es über: 
haupt noch funktioniert, teils als Staatsgewalt, teil® als Vereins: 
gewalt, deshalb aber auch teils vom Staat teils vom Willen der 
Sticchengejellichaften abhängig, evicheint. 

Den Rückſchlag gegen die im PR Eodifizierten naturrechtli: 
chen Theorieen von Staat und Kirche bildet das Neligionsedift 
König Friedrih Wilhelms II. vom 9. juli 1788 und die zu feiner 
Ausführung folgenden Reſkripte, Sabinetsordres und Inſtruk— 
tionen ?). 

1) Vgl. darüber Niedners Zeitichrift f. hijt. Theol. 1862 ©. 429; 
und vor allem: Preuß, Zur Beurteilung Wöllners in der Zeitichrift 1. 
Preuß. Gefch. u. Yandesfunde Bd. I und Bd. III, und neuerdings: Phi— 
lippfon, Stölzel in den vo. gen. B. 
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(She wir es aber betrachten, ıjt eine Vorfrage zu behandeln: 
Sind wir berechtigt, da3 RE als ein Widerfpiel zum ER zu be— 
trachten, da es doch vor dem LR, deijen Publifationspatent vom 
5. ‚Februar 1794 datiert ift, erlafjen iſt? Niefer hat neuerdings 
verjucht, zu zeigen, daß jich das LNR mit dem RE wohl vertrage, 
ja daß jenes die fortdauernde Gültigkeit dieſes vorausſetze. „Gerade 
das, was am RE epochemachend war, wurde in der Hauptjache 
vom ALR aufgenommen“). Allein Rieker bat hierbei die Ent: 
itehungsgeichichte des LRs nicht genügend in Betracht gezogen. 
Dieje zeigt, daß die betreffenden Paragraphen des ERS alle älteren 
Urſprungs find, al$ das RE?); bei ihrer Abfafjung fonnte man 
vom RE noch gar nichts ahnen, daher auch nicht darauf Bezug 
nehmen oder gar es fortbilden wollen. Und wenn man bei der 
legten Redaktion des LRS das inzwijchen erichienene NE unbe: 
rüdjichtigt ließ, jo jpricht dies doch wohl nicht für Anerkennung, 
fondern eher für abfichtliche yanorierung. Dagegen jind dem 
Urheber des REs die Formulierungen des ERS zweifellos befannt 
geweien, und die Vermutung liegt nahe, daß er mit dem RE dem 
EN zuvorfommen wollte. 

Zu einer Elaren Formulierung der Bedeutung des RES und 
jeines DBerhältnijjes zum LR it es freilich unter der Regierung 
König Friedrich Wilhelms IL. nicht gefommen. Das war bei dem 
damals in Preußen berrjchenden Kampf der gejeßgebenden Fak— 
toren untereinander, injonderheit bei dem Ringen Garmers mit 
Wöllner und bei der jchwanfenden Haltung des Königs nicht mög: 
lich. Immerhin hat Carmer es dahingebradt, daß das RE deut- 
lih von den Landesgefegen unterjchieden wurde Er hat am 
19. Dezember 1788 vom König eine KabinetSordre erwirft über 
die Bedeutung des RES?) Darin alzeptiert der König Carmers 

lı Kiefer, Rechtl. Stellung ©. 314. Aehnlich Schön, Yandes- 
firhentum, ©. 58. 

2) Eie finden fich alle bereit3 in dem Entwurf eines allgemeinen Ge— 
jegbuchs von 1784, I. T., Abt. 2, Ti. 6. Daß Wöllner denfelben, was 
an jich jelbitveritändlich ift, gefannt bat, |. Stölzel S. 251. 

3) Garmer fchrieb am 20, Nov. 1788 an Dörnberg: „Ach alaube, die 
Sache würde am beiten abgetan werden, wenn S. K. M. in einer zu pur 

listerenden KO erflären wollten, daß das RE ein bloßes firchliches Po— 
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Auslegung, daß das RE „ein Eirchliches Polizeigeſetz“ fein jolle. 
Die Deutung läßt fi) nur aus dem LER gewinnen, das ja Car- 
mer3 Terminologie enthält. Dort fehrt nun diefer Terminus in 
Tit. XIS 48, Tit. XIII S 10 ff. und Tit. XVII $S 10 ff. wie: 
der. Hält man dieje Paragraphen neben die 88 7—9, Teil 1, 
jo erjieht man deutlich, daß Carmer mit jener Benennung das 
RE unter die Landesgejege zu einer Art Inſtruktion für das 
Geiftliche Departement und die “Prediger ) hat herabdrücten wollen, 
eine Auffafjung, die, wie zu vermuten, von dem König und von 
MWöllner nicht geteilt wurde, aber auch bei der Majorität der 
Richter im Prozeß gegen den Prediger Schulz in Gielsdorf (1792) 
Anklang gefunden zu haben jcheint. 

Kann demnach feinesfalls von einer Anerkennung des RES 
durch das LR die Nede fein, jo ergibt auch eine materielle Prü- 
fung des RES, wie richtig die Zeitgenojjen geurteilt haben, daß 
e3 in vollem Gegenfage zu den Rechtsanſchauungen ftehe, die im 
LER ihren Ausdruc gefunden hatten. 

Niefer rühmt dem NE zwar nad, daß es zum erjtenmale 
in der Gejchichte der Gejeggebung die Durchbrechung des alten 
jtarren landestirchlichen Prinzips feitgelegt habe. Es ijt dies, 
wenn man eben den Gültigfeitstermin des RES mit dem des LRs 
vergleicht, ja richtig. Aber ich fann das nicht hoch anfchlagen. 
Jenes Prinzip war in den Preußiſchen Staaten längjt nicht nur 
tatjächlich, fondern durch mehrere landesherrliche Patente auch) 
ausdrüclich aufgegeben. Es war jeit der Beligergreifung der 
wejtlichen Länder und Polens hingefallen 2). Noch mehr: Frie— 
(igeigefet fei, und nicht3 weiter fagen wolle, al3 daß fein Katholife, So: 
cinianer, und wie die Leute heißen, fich einer evangelifchen Gemeinde als 
Prediger und Kirchenbediente aufdringen ſoll“ Niedners Ztſchr. f. hiſt. 
Ih. 1859 ©. 36). So geichah vs. 

1) DO. Mayer erklärt (Dtich. Verwaltungsrecht Bd. I ©. 43 f.) den 
Unterjchted zwijchen Yandesgejeß und Polizeigeſetz jo, Daß dieſes über- 
haupt nicht eigentlich Geſetz fei, denn es fchaffe fein Recht, es fei für die 
Regierung nicht bindend, eine „Verordnung“. Das Urteil des Obertribu- 
nal vom 15. Febr. 1799 bei der Reviſion des Prozeſſes Schulz behauptet 
m. E. zu Unrecht, daß das NE als Landesgeſetz unjtreitig gültig geweſen 
fei (Stölzel ©. 485). 

2) Vgl. Schön, Yandesfirchentum S. 53 f. 
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drich II. hatte auch den Herrnhutern die volle freie und öffent- 
liche Religionsübung zugeiprochen. Weder das NE noch das ER 
bringen alfo etwas Neues darin, daß fie mehrere ausdrücdlich 
aufgenommene Kirchen in dem einen Staate anerkennen. Aber 
es ıjt zu beachten, wie verjchteden im LR und im RE der da- 
mit ausgeiprochene Grundjaß formuliert ift. ES iſt nicht an dem, 
daß das LR mit dem RE übereinjtimme oder gar davon ab: 
bängig ſei. Der Unterjchied ift der, daß das EN lediglich formal 
öffentlich aufgenommene und geduldete Religionsgefellichaften un- 
terjcheidet, das RE dagegen zwijchen den „drei Hauptkonfeſſionen 
der chrijtlichen Religion“ und „den übrigen Sekten und Religions 
parteien“. D. h. das Landrecht läßt die Privilegierung neuer Kir: 
chen offen, während das NE jie verjchließt '). Mit Recht mußten 
die Herrnhuter dies als eine reaftionäre Formel empfinden, die 
das ihnen von Friedrich II. erteilte Privilegium zu annullieren 
ihien. Sie protejtierten deshalb dagegen und zwar mit Erfola: 
am 10. April 1789 wurde ihnen ihr Privileg ausdrücklich be- 
ſtätigt. Noch ein anderer Unterfchied verdient Hervorhebung: das 
ER Ipriht von Kirchengefellichaften und KReligionsgejellichaften, 
d. h. Einzelgemeinden, das NE von Konfeflionen und Sekten 
und Religionsparteien; dort beitimmt der Kirchenbegriff des Na— 
turrechts, hier der des alten Protejtantismus die Terminologie. 
Auch dies iſt nicht belanglos. Durch Hervorhebung der Konfeifion 
zieht das NE Grenzen zwijchen den einzelnen lutherifchen und ve- 
jormierten Gemeinden, die das LER, getreu einer durch Jahrhun— 
derte erprobten Untonspolitit, verwilcht. Drittens zählt das NE 
auch die geduldeten Neligionsparteien auf, während das ER dies 
nicht nur unterläßt, jondern ausdrüdlich die Möglichkeit zur Bil- 
dung neuer eröffnet. Viertens ift auch der Inhalt der Duldung 
ein anderer: im NE find fie tatjächlich nur toleriert, im LER förm: 
lid; genehmigt ?). 

Jedoch: der Unterfchied zwiſchen NE und LER liegt noch viel 
tiefer. Nämlich darin, dag das NE von einem Staatsbeariff 
ausgeht, der dem des LRs und der Aufklärung jtrads zumider: 
DD Gbenjo Schön ©. 60 f. 

2) Schön, ©. 6l. 
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läuft. Während einer der wichtigſten Grundjäße des Naturrechts 
die Bejchränfung auf die salus publica tft, erklärt e8 das RE 
für die Pflicht jedes chriftlichen Negenten, dahin zu jehen und 
dafür zu forgen, daß das Volk im wahren Ehrijtentum treu und 
unverfälicht unterrichtet werde, und weiter „die chrijtliche Religion, 
deren Vorzug und Vortrefflichkeit längit erwiejen und außer allen 
Zweifel gejegt tft, bei ihrer ganzen hohen Würde und urjprüng- 
lichen Reinheit zu erhalten, .. damit nicht Millionen der Unter: 
tanen die Ruhe ihres Lebens und ihr Troft auf dem Sterbebette 
geraubt und jie aljo unglüdlich gemacht werden”. Dies iſt die 
Anſchauung der Zeit Luthers; aber die Zeitgenofjen Friedrichs II. 
empfanden durchaus anders. Sie hielten das eben nicht für die 
Pflicht des chriftlichen Negenten, jondern für einen Eingriff in 
eine außerjtaatliche Sphäre, in die Bereinsgewalt der Kirchenge— 
fellfchaften und die unveräußerliche freiheit de8 Einzelnen. Wie 
außerordentlich jtark dies empfunden wurde, zeigt nichts deutlicher, 
als der Widerjpruch, den Suarez jelbjt dagegen erhob ?). 

Ebenſo ilt dev Kirchen begriff ein anderer. Im NE herricht 
die Anjchauung, daß die Konfeifion die Kirche macht, im LR vlt 
jie das Produkt des Willens der Gefellichafter. Daher dort die 
Betonung der jymboliichen Bücher, der Agenden und der reinen 
Lehre, der Gebundenbeit der Geijtlichen daran und ihrer Unter: 
ordnung unter das Geiftliche Departement, die Verichärfung der 
Zenſur und Disziplin, die Erneuerung der Kirchenvijitationen, 
die Kontrolle der Studien und der Orthodorie der Kandidaten, 
jomwie der Revers. Wir brauchen das nicht weiter zu verfolgen. 
Es iſt ein bis ins einzelne gehender Gegenfag: die Stellung des 
Staats zur Neligion, der Geiftlichen zu ihren Gemeinden und 
Obern, der Gemeinden zum Ktirchenganzen und feinen Ordnungen, 
alles iſt durchaus anders gedacht. 

Es tt denmach fraglos, das das NE einer der Aufklä— 
rung entgegengejegten Nechtsanjchauung entitammte und daß «8 
ſich mit dem Kechtsgefühl in Widerſpruch jegte, das die herr: 
chende naturrechtliche Theorie in der Preußischen Beamten: und 


1) Stölzel S. 238 ff. 
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Bürgerjchaft ausgebildet hatte. Es war ein Verfuch, den Strom 
der Zeit mit Gewalt zum Zurüdfliegen zu zwingen. Und mit wie 
unzulänglichen Mitteln! Der König, Wöllner, Hermes, Hillmer 
und was jich jonjt noch anbot, als Vertreter der reinen lutheri- 
schen Religion: das war ein zu eflatanter Widerfpruh. Mag uns 
heute die Lebhaftigfeitt und Schärfe diejes Widerjpruchs überra- 
ichen, weil wir den Staat3- und Kirchenbegriff der Aufklärung 
als unzureichend beurteilen, wir werden doch zugejtehen müjjen, daß 
das geichichtliche Necht auf jeiten der Gegner des REs war. Und 
jo empfanden im Grunde auch jeine Urheber jelbit. Daher war 
die Durchführung jo unficher und fchwanfend, in Worten jo roh 
und in Taten jo zaghaft; es war fein Kampf um eine Idee, jon: 
dern ein Zank mit unbequemen Nebenbuhlern und mit mißliebi- 
aen Theorieen. So fam es, dab das NE völlig erfolglos blieb, 
eine Epifode, die feine tieferen Spuren hinterließ. Als Friedrich 
Wilhelm III. es bejeitigte, verichwand es mit einem Schlage. Eben 
darin iſt auch uns das Necht gegeben, nicht ausführlicher darauf 
einzugehen. 

Wohl hat es nicht an jolchen gefehlt, die ihm zuſtimmten und 
ſich zu jeinen Tendenzen bekannten). Und die Verteidigung des 
RE bradte ſchwere Mängel de3 Neligionsweiens ans Licht; 
wir haben oben dargelegt, wie jtarf die Aufklärung den Zuſam— 
menhang des firchlichen Organismus aufgelöft hatte und wie ſchwer 
jie jeinen religiöſen Inhalt gefährdete. Der litterariiche Streit für 
und wider das NE zeigt, daß dies in nicht engen Kreiſen ge: 
fühlt wurde. Er zwang auch die Anhänger des Naturrechts, 
aufzumerfen auf den Widerſpruch zwifchen der von Alters über: 
lieferten Ordnung des Kirchenwejens und den Anfchauungen der 
Zeit, und wurde daher zum Ausgangspunft von Reformbeſtre— 
bungen, die mehr und mehr von dem naturrechtlichen Syſtem ab: 
führen mußten. Aber exit eine jpätere Epoche follte ihnen Kraft 
und Leben verleihen. 

Wir haben das fieghafte Ringen des Nlaturrechts mit den 

1: Solche zuftimmenden Urteile findet man vor allem in den beiden 
Zeitichriften: Gießener „Neueſte Neligionsbegebenheiten“, und Berliner 
„Annalen des preuß. Kirchen: und Schulwefens“. 
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Traditionen des alten WBroteftantismus in der Firchenrechtlichen 
Theorie und in der Gejeßgebung verfolgt. Es erübrigt noch der 
jchwierigjte Teil unfrer Aufgabe: zu zeigen, wie die naturrecht- 
lichen Anfchauungen auch die Verfaſſung und Bermwal: 
tung des firchlichen Vereins beeinflußten. 

Wir wiſſen jchon aus dem LR, daß die firchliche Behör- 
denorganijation ihre Spite hatte in den beiden geijtlichen Depar- 
tement3 !), dem lutheriichen und dem reformierten. Dem luthe— 
rischen Departementsminifter war zugleich das Präſidium im Ober- 
fonfiftorio, dem reformierten das im Sirchendireftorium und im 
consistoire superieur frangais übertragen. Das lutherifche Kir- 
chenwejen wurde unter dem Departement von dem luth. Ober: 
konſiſtorium in Berlin geleitet, daS aus dem ehemaligen kurmär— 
kiſchen Oberkonſiſtorium hervorgegangen und am 4. Oftober 1750 
in eine Yandesbehörde umgewandelt war — jehr gegen den Wunſch 
des Konſiſtoriums mit dem Namen: Oberkonftitorium ?), man hätte 
lieber den Titel: Kirchendireftorium gejehen. 

So hieß die Zentralbehörde für die deutjchen reformierten 
Gemeinden des Landes: der unkicchliche Name tft gewiß nicht 
bedeutungslos. Dieſe Behörde war 1714 aus der bereits 1705 
von Friedrich I. unter Direktion des Grafen von Wartenburg er: 


1) Fr. Wilhelm, der Gr. Kurfürst, hatte feitgejett, daß beim Konfiftorio 
allezeit ein reformierter Präfident fein jollte. Als das Reform. Kirchen: 
direftorium (15. Juli 1713) feinen erjten Präſidenten erhielt, fchien es an- 
gemefjen, beide Aemter zu verbinden. Das Amt des Präfidenten des Lu: 
theriichen Konſiſtoriums, ſpäter Oberfoniiitoriums, und des Kirchendirek— 
toriums blieb bis 1764 in einer Hand (von Bringen, von Knyphauſen, 
von Gocceji, von Brand, von Danfelmann). Dann erit wurde das geijt- 
liche Departement in zwei geteilt, ein lutherifches mit den Miniftern von 
Münchhaufen (—1771), von Zedlitz (—1788), Möllner (—1798), von Mai: 
ſow, und ein reformiertes mit den Miniftern von D’Orville (— 1771), von 
Dörnberg (—1793), Thulemeyer. 

2) Es jollte beitehen aus 2 Präfidenten, von denen der eine der De- 
partementsminifter war, zwei weltlichen und 5 geitlichen Beifigern, unter 
denen immer einer Reformierter fein mußte. Die Zahlen find nicht immer 
innegehalten worden; immer aber waren die geiftlichen Räte in Der Mehr: 
zabl. Das OR. war follegial verfaßt und hielt monatlich einmal Sit: 
zungen. Inſtruktion in Mylius C. C. M. cont. IV, p. 291. 
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richteten Kommifjton „zur Etablierung und Fortpflanzung der ve- 
formierten Religion und Kirche in allen unfern Landen“ hervor- 
gegangen. Neben dem Kirchendirektorium jtand das consistoire 
superieur frangais auf völlig gleichem Fuß; es hatte aber gegen 
Ende des 18. Jahrh. infolge der Verdeutichung vieler ehemals 
franzöfiichen Gemeinden an Bedeutung erheblich verloren. 

Während das Kirchendireftorium mit den ihm unterjtellten 
ca. 125 Gemeinden und Bredigern größtenteil$ durch direkte Kor- 
reipondenz verkehrte und nur da, wo die Neformierten dichter 
jaßen, jich der Vermittlung von Inſpektoren bediente, jtand das 
lutheriſche Oberfonfijtorium den Gemeinden und Pfarren erheb- 
lich ferner. Denn abgejehen von der Kur-, Neu: und Altmark, 
wo e3 zugleich als Provinzialkonſiſtorium fungierte, beitanden in 
großer, und von den einzelnen Landesteilen eiferjüchtig gehüteter 
Selbjtändigfeit, die provinziellen Konfiftorialorgane. Das Konji: 
jtortum in Königsberg für Preußen, in Köslin für Bommern, in 
Halberitadt, Magdeburg, Wernigerode, in Aurich, Ansbach, Eleve, 
Minden, Geldern, und zahlreiche Mediat- und Stadtkonfijtorien. 
Zwijchen den Konſiſtorien und den einzelnen Gemeinden und Geijt- 
lichen jtanden endlich die Superintendenten, Pröpſte oder Erz: 
priejter, mit dem Gejchäft der Viſitation betraut, aber mit Feiner 
andern Befugnis, al3 den übergeordneten Inſtanzen Anzeigen zu 
eritatten, wenn fie nicht mit den Stadtobrigfeiten in Fühlung 
Itanden und dadurch einen arößern Einfluß übten. In Städten 
mit mehreren Kirchen gab es wohl auch ‘Predigerminijterien mit 
gewählten Senioren an der Spiße. 

Es iſt unmöglich, von einer evangelisch-lutherifchen oder 
einer reformierten Kirche in der damaligen preußiichen Monar: 
hie zu reden. Charakteriſtiſch tit, daß jchon der Name dafür fehlt. 
Der offizielle Ausdruck für die Gefamtheit der firchlichen Bezie- 
bungen iſt: das lutherifche, oder reformierte, „Kirchenweſen“ in St. 
Majeität von Preußen Ländern und Provinzen ?’), ein Ausdrud, 
der noch deutlich wiederjpiegelt, daß Kirche jomohl im alten, ve: 
formatortschen, wie im naturrechtlichen Sinne nicht ein Verband 


l Qgl. dazu auh Lehmann, Stein, 1903. Bd. II ©. 12. 
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von Gemeinden, jondern entweder eine geiitige, veligiöje Größe, 
oder die einzelnen Gemeinden bezeichnet. Wenn das UR eine 
Kirche in jenem modernen Sinne nicht Fennt, jo iſt das nicht bloß 
Theorie, fondern die genaue Nachzeichnung der Wirklichkeit. 

Es fehlt an einem Einheitsbande, das eine folche Kirche fon: 
jtituieren fönnte. Beachten wir, daß dem Oberkonjiftorium die 
nach 1750 erworbenen Yandesteile der Monarchie: Schlefien, Weit, 
Sid: und Neuojtpreußen, Franken, nicht unterjtellt waren, day 
es an den Provinzialkonftftorien eine unüberfteigliche Schranfe 
feiner Wirkſamkeit fand, daß das Kirchendireftorium ebenfo in 
Djtfriesland, Cleve und Mark, in Sid: und Neuoſtpreußen nichts 
zu fagen hatte, fo zeigt fich, wie ſtark die in den leitenden Streifen 
berrichende naturrechtliche Tendenz war, die eine äußere Einheit aller 
Gemeinden für überflülfig, ja jchädlich hielt. (3. oben ©. 26.) 

Aber weiter: dieſe Konfiitorien jelbit — was find jie denn 
anders als Staatsbehörden? Die Chefs auf der oberiten Stufe 
Staatsminister und die Näte bereits jeit 1598 Staatsbeamte, die 
nur nebenamtlih im Oberkonfiftorium und Direktorium tätıg 
waren. Das Konfiitortum in Königsberg war ein Teil der Re— 
gierung und ausdrücdlich den vier „Oberräten“ unteritellt. Ebenſo 
eng war die Verbindung des Konfiitoriums in Köslin mit der 
Negierungsbehörde. In Schlejien fungierten als Konſiſtorialbe— 
hörden die Oberamtsregierungen zu Glogau, Breslau, Brieg. In 
Weſt-, Sid: und Neuoſtpreußen und in Franken waren jeit 1797 
die Konstjtorialgeichäfte den Kammern beigelegt. (Ebenjo geichah 
es 1802 in den Entjchädigungslanden). In Oftfriesland war 
Die Regierung zu Aurich Konftitorialbehörde, für Ansbach-Bayreuth 
die Ansbacher Kammer; das Kirchenweſen von Cleve-Mark jtand 
unter der Regierung in Cleve, das von Navensberg und Marf 
unter der zu Minden, das von Geldern unter dem dortigen Ad: 
miniſtrationskolleg. Die kirchliche und die ftaatliche Verwaltung 
war aljo vollitändig verichmolßzen. Darin aber lag naturgemäß 
auch eine Einſchränkung ihrer Funktionen auf das Externe des 
Kirchenweſens allein, das freilich jehr weit gefaßt wurde. 

Es iſt eine falſche Voritellung, al$ ob etwa das geiltliche 
Departement, modern ausgedrücdt, die Staatlichen Kirchenhoheits— 
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rechte ?), die Konftitorien das Kirchenregiment exerziert hätten. Dieje 
durch die SS 113, 114 des ERS nahegelegte Dijtinktion fällt ange: 
jtchtS der tatjächlichen Praxis in ſich zuſammen. Das geijtliche Depar- 
tement übt genau diejelben Pflichten und Nechte, wie das ihm unter- 
ſtellte Konſiſtorium. Berordnungen, die uns Heutigen unzweifelhaft 
zum Kirchenregiment zu gehören jcheinen, gehen bald von Departe: 
ment *), bald vom Konftjtorium aus, und auch diefes begründet jeine 
Stellung auf nichts anderes, als auf den landesherrlichen, Staatlichen 
Auftrag. Und wiederum kann es durch denjelben Gejchäfte zuge: 
wiejen erhalten, wie 3. B. die Zenſur, die jtaatlicher Natur find. 
Ueberdie3 jteht über ihnen der Landesherr mit grundjäßlich 
grenzenlojer, durch die Stände ?) nicht mehr bejchräntter Macht. 
Jederzeit kann er mit Einzelbefehlen dazmwijchenfahren, um bejon- 
dere Anmweijungen zu geben. Er iſt an feinen njtanzenzug ge— 
bunden, er jchiebt die Behörden einfach beifeite, wenn es ihm alio 
gut dünkt *). Die Kirchenregierung tft ein Stück der allgemeinen 
Landesregierung; nicht auf Scheidung firchenhoheitlicher und kir— 
henregimentlicher Funktionen drängt die Zeit bin, ſondern — mir 
werden e3 noch jehen — auf Berjelbjtändiqung der einzelnen 
Gemeinden aegen Zwang und Gewalt von oben überhaupt. 
Ueber den Gejchäftsfreis des Oberfonftitoriums gibt uns nä— 
heren Aufichluß eine Eingabe, die es gleich nach dem Negierungs- 
antritt König Friedrich Wilhelms III an ihn richtete, und worin 
es um Wiedereiniegung in feine alten echte bat, die ihm durch 
die von Wöllner errichteten Eraminationstommijfionen geraubt 
waren. Es reflamierte bier für jich die Prüfung der Kandidaten 
des Predigtamts, die Entwerfung und Einführung der chriitlichen 
Lehrbücher und der Vorjchriften für die Amtsführung der Pre— 


1) Schön, Pr. fir. ©. 25. 

2) 3. B. das Edilt betr. Abjchaffung des Eroreismus, C. C. VI, p. 326; 
betr. Predigtart der Kandidaten C. C. cont. I p. 326; und aus fpäterer 
geit: betr. Gebrauch d. Heidelb. Ktatechiämus, Nabe, Bd. 2, ©. 18; betr. 
Dimmelfahrtspredigten, ebenda, ©. 433. 

3 Xehmann, Stein IIS. 14. 

4) Die fchöne Ausführung von Otto Mayer, Dtich. Verwaltungs: 
recht, Bd. I S. 39 ff., trifft volljtändig auch auf die damalige Kirchenver— 
mwaltung zu. 
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dDiger, die Beſetzung der Vfarritellen Kal. Patronats und einen 
Einfluß auf die Bejegung der theologischen Lehrſtellen auf den 
Univerjitäten, dazu noch die Zenſur aller theologischen und philo- 
jopbifchen Schriften. Im wejentlichen forderte es damit den Ge- 
Ichäftsfreis zurüd, der ihm durch jeine Fundation übertragen war; 
nur die Zenſur war ihm erjt unter Friedrich Wilhelm IL — vor- 
übergehend — befohlen worden. Nicht erwähnt aber find dabei 
die Aufficht über die Eirchliche Vermögensverwaltung, da Wöllner 
dieje dem Oberkonjifiorium nicht jtreitig gemacht hatte, und die Dis— 
ziplin über die Geiftlichen, da dieje ihm 1760 genommen worden war. 

Ganz ähnlich war der Gejchäftsfreis des Kirchendirektoriums. 
Wir haben darüber zwei eingehende Schilderungen, die eine aus 
dem Jahr 1772, verfaßt auf Befehl des Fuftizminifters Frhr. von 
Fürst, die zweite vom Amtsantritt Thulemeyers 1793. Es hatte 
die Oberaufficht über alle reformierten Kirchen und Schulen, wie 
auch deren Stiftungen, Einkünfte, Renten, Gefälle, Almojen, pia 
corpora, über der Inſpektoren, Prediger, Rektoren, Präzeptoren, 
Küfter, Organijten und Kırchendiener LXehre, Leben, Wandel, Sa: 
larierung und Erhaltung, Annehmung und Abießung, über die 
Kirchengebäude, Pfarr, Schulhäufer und was zum Kirchenmweien 
ſonſt noch gehört. Eximiert waren die Hofprediger in Berlin, 
die auch auf Borjchlag des Departementminijters direkt vom König 
ernannt wurden. Es bielt die Eramina ab, vozierte und beitellte 
in allen Fällen Kal. Batronats die Inſpektoren, Prediger, Schul: 
lehrer, fonfirmierte die VBofationen der durch andere Patrone oder 
Semeindewahl Berufenen. Im Zufammenhang mit den Gemein: 
den wurde es durch die alle 3 jahre zu haltenden Bilitationen 
der Inſpektoren und die darüber zu erjtattenden Berichte gehalten. 
In der Disziplin der Geiitlichen war es gleichfalls an die feit 
1760 ergangenen Edikte gebunden. Das Direktorium war ein: 
flußreicher als das Oberkonfiftorium. Das lag an ver leichteren 
Veberjehbarfeit jeines Amtsbereichs und an der direfteren Der: 
bindung zwijchen ihm und den einzelnen Gemeinden. 

Ein bejonderes Verfahren zwiſchen Oberfonfiitortum und ftir: 
chendirektorium war für den Fall von Konflikten zwijchen luthe: 
rischen und reformierten Geiftlichen und Gemeinden fejtgejegt. Im 
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übrigen wurde Fühlung zwijchen den beiden Behörden dadurch 
bergeitellt, daß im Oberkonſiſtorium ein veformierter Rat jaß, der 
auch zugleich Mitalied des Kirchendirektoriums war. 

Es fönnte danach jcheinen, als ob doch wenigitens in den 
Gebieten, die dem Oberkonſiſtorium und Kirchendireftorium unter- 
jtellt waren, eine gewiſſe Einheitlichkeit des Regiments durch dieſe 
Fundationen verbürgt gewejen wäre. Allein dieſer Schein trügt. 

Zunächjt ’) Stellt jich der Einfluß auf die Geiftlichen als jehr 
gering heraus. Die Uualififation zum geiitlichen Amt war in 
älteren Kirchenordnungen meist nur in jehr allgemeinen Umwiffen 
beitimmt: Die anzunehmenden Pfarrer follen „tüchtig, gejchiekt 
und des Wortes Gottes erfahren“, „tüchtig, Gottes Wort zu 
lehren und Geelenforge auf fih zu nehmen“, „gottesfürchtig, 
jromm, gelehrt und getreu” jein oder jo ähnlich ?). Erſt jehr all- 
mäblich iſt eine fejtere Prüfungsordnung eingeführt worden. Und 
zwar bildete fich immer mehr und mehr ein doppelte® Examen 
heraus, das eine, praevium tentamen, ohne defjen Beſtehen nie- 
mand von einem Patron oder einer Gemeinde voziert werden jollte, 
das andere zum Predigtamt, das erjt mit den für eine Stelle Vo: 
zierten vorgenommen wurde. Aber eine Beitimmung über die er- 
forderliche Länge des theologischen Studiums fehlte, und die Zu: 
rückweiſung eines ſchon Vozierten jchien die Rechte des Patrons) 
jo jchwer zu verlegen, daß fie kaum je erfolgte. Das refor- 
mierte Kirchendirektorium ſetzte allerdings 1790 durch, daB auch 
daS examen pro ministerio der Vokation vorhergegangen fein 


1 Es wäre hier auch zu erwähnen, daß die Firchlichen Behörden den 
Einfluß auf die Schule hatten an das Oberfchulfollegium abgeben 
müflen, und daß, wie die Berichte der Kurmärkiſchen, Weitpr., Neu: 
oftpr., Pomm. Regierungen (bei Gedife, Annalen Bd. 1,9. 1 und Bb. II, 
9. 1; zeigen, die Tendenz auf Verdrängung des Pfarrers aus den Schulen 
und Befeitigung ihres fonfeilionellen Charakters ging. Der Miniiter von 
Maſſow hielt demgegenüber an einer Verbindung zwijchen Kirche und 
Schule feit. 

2: Dal. Jacobjon, Ev. Kr. des Preuß. Staates, 1864, ©. 342. 

3) Ueber die Machtitellung der adligen Patrone (bürgerliche waren 
vom Patronat ausgeichlojjen) in ihren „Leinen Füritentümern“ vgl. Leh— 
mann, Stein II S. 17—22. 

Feerfter, Entitehbung db. preuß. Landeskirche. I. 4 
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müffe. Dazu fam, daß dies Gramen in jehr verjchiedenen und 
oft recht fchwächlichen Händen lag. Nur die Kandidaten aus der 
Kurmark prüfte das Oberkonfiftorium und zwar durch die Bröpite 
von Nikolai und Betri in Berlin und deren Diakone '); in Breußen 
prüfte die Fakultät, in Bommern die geiftlichen Minijterien der 
größeren Städte, im Weſten die Klajjenpräfides, ebenjo in Oſt— 
friesland, in Ansbach-Bayreuth die Presbyterien. Die veformier: 
ten Kandidaten wurden für die Gemeinden diesjeitS der Mejer 
von dem Domminiftertum zu Berlin oder, wo die Entfernung zu 
weit war, von kommiſſariſch beauftragten Inſpektoren geprüft. 
&3 war natürlih, daß es bei diejen Prüfungen oft jehr ge: 
mütlich und willfürlich herging. Eine Aufficht über die Kandi— 
daten fand nicht jtatt, war auch faum möglich, mit Ausnahme 
der Alumnen des reformierten Domftifts in Berlin. 

Auch die Bejegung der PVrarritellen erfolgte, abgejehen von 
den Stellen Kal. Patronats, ohne Mitwirkung der Oberkonfiftorii, 
während hierin das Kirchendirektorium diesjeitS dev Wejer aller: 
dings größern Einfluß hatte. Gegen die Patrone und die Ge- 
meinden vermochten die Konftitorien nichts, die Oxrdinationen waren 
Borrechte beitimmter Pröpite oder Superintendenten ; in den Yan- 
den jenjeits der Wejer und in Franken war das Recht der Prü— 
fung, Ordination und Bejtallung unbejtritten bei den Gemeinden 
reſp. bei den Klaſſen. In den Vokationen erlaubten jich die 
Patrone oft die eigenmwilligiten Zufäge. Ein Hofrejfript vom 
Jahre 1794 tadelt jcharf, „daß manche Kirchenpatrone fich in 
ihren Predigervofationen allerlei Unregelmäßigfeiten, 3. T. aud) 
unanjtändige und gegen die Würde der Sache jtreitende Aus: 
drüce erlauben“. Und im Jahre 1789 brach ein heftiger Kon— 
flitt zwijchen dem Generalmajor Ludwig von Pfuel als Patron 
von Jahnsfelde (Kr. Yebus) und dem geiftlichen Departement aus, 
da jener als jein Hecht in Anfpruch nahm, den berufenen Pfarrer 
nur auf die reine und wahre Lehre des Jeſus von Nazareth zu 


1) Bol. KO. vom 12. April 1794, die das Tentamen denfelben ent- 
wand und der Graminationstommiffion Wöllners zumwies, und die Schrift: 
Abgendtigte Ehrenerklärung der Prediger der Petrifirche in Berlin D, ©. 
Reinbeck und J. E. Trofchel. 1794. 
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verpflichten und in der Vokation daran zu erinnern, daß die For- 
mula Concordiae von 1577, worin die Augsburger Konfeffion, 
die Apologie, die Schmalfaldifchen Artikel und die Lutherifchen 
Katechismen zu ſymboliſchen Büchern erhoben jeien, in preußtichen 
Landen als jchädlich und dem freien Geiſt des Proteitantismus 
ſchnurſtracks widerſprechend verworfen jei. Noch jchlagender be- 
leuchtet die Selbjtändigfeit der Patrone bei Bejegung der Pfarr: 
jtellen die Notiz, daß die Abtei Herford als Patron von Bünde 
die Pfarritellen direkt verfaufte !). 

Hier dürfte der Ort jein, den Wortlaut der Verpflichtungen, 
die die Geiftlichen auf ſich nahmen, feitzuftellen. Dabei iſt zu 
beachten, daß die Form der Ordination nicht firiert war, die Or- 
dinatoren hatten freie Hand, was für Fragen fie den Ordinan— 
den vorlegen wollten. Auf jymboltiche Bücher wurde dabei nir: 
gends hHingewiefen ?). Nach einem Beriht vom jahre 1805 
war für die lutherifchen Ordinationen in Berlin nur fejtgejeßt, 
den Ordinanden zu befragen, ob er feinen Anıtspflichten Genüge 
leiften wolle. Für die Keformierten enthielt die Kirchenagende 
von 1717 allerdings eine „Form, einen zum Predigtamt zu or- 
dinieren“. Hierin chließt fich an eine großenteils aus Schrift: 
jtellen zufammengejegte Anjpracdhe die Frage: „ob Ihr Solches 
Alles, was wir anigo gelejen haben, zu thun und bejtes Fleißes 
in Acht zu nehmen bereit ſeid“ — und dann die Ordinations— 
form: „So nehmen wir dich an zu einem Diener Chrifti und 
Prediger jeines heiligen Evangelii, und geben Dir, mit Auflegung 
unjrer Hände, nach dem Apoftolifchen und erſten Kirchengebrauch 
vollkommne Macht und Gewalt, Gottes Wort öffentlich, lauter 
und rein, ohne und außerhalb menschlicher Satzung, Irrtum und 
Kegereien fleißig und treulich zu predigen. Ferner überantworten 
wir Dir auch hiemit Macht und Gewalt, im Namen des 
Herrn Ehrijti die Sünde zu löfen und zu binden, die heiligen 
Sakramente zu verrichten und andre gebräuchliche Aemter der 
Kirchen Ehrifti zu unternehmen und jelbige zu gebrauchen; mit 
unfrer treuen und erniten VBermahnung, daß du Dir diejes Amt 


I) Bei Tifhhaufer ©. 160. 
2, Bericht vom 27. Nov. 1826. 
4* 
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wolleſt aufs höchite und mit ganzem Ernſt laſſen befohlen jein, daß du 
der Gemeinde de3 Herrn Chriiti mit reiner Lehre und gutem 
chrijtlichen Leben wolleſt treulich und fleißig voritehen und vor: 
gehen: Das alles geben und überreichen wir Dir im Namen Got- 
tes des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geijtes. Amen,“ 
— Im Jahre 1788 erjtattete Berichte aber jprechen ausdrüclich 
aus, daß dies Formular nicht mehr gebraucht, jondern durch 
eigne Aufſätze erjegt werde. Wie die eignen Aufſätze ausjahen, 
zeigt ein Blick 3. B. in Löfflers Magazin für Prediger. Da 
finden fi) u. a. folgende Fragformen, „ob Ste das Amt chriit: 
licher Religionslehrer bei denen, mit welchen Gottes Borjehung 
Sie in Verbindung jet, mit Gemwijjenhaftigfeit führen, die Wahr: 
beiten und Vorſchriften der chriftlichen Religion mit Deutlichkeit 
und Ernſt vortragen und ihren Fünftigen Gemeindegliedern durch 
ein gutes Beifpiel und einen frommen Wandel erbaulich werden 
wollen?” Oder: „Ob Sie das Lehramt in der chriftlichen Kirche 
mit Gewiſſenhaftigkeit nad) Ihrer beiten Einficht, mit einem wohl: 
wollenden Sinn für die Brüder und mit dem Gedanken führen 
wollen, daß Sie, al3 Gottes Werkzeug, vorzüglich in der gegen: 
wärtigen Zeit, zur Erleuchtung, Heiligung und Tröjtung der 
Menjchen wirfen wollen?" Oder: „Sind Sie feft und ernitlich 
entichlojjen, die Pflichten Ihres Amtes aus allen Kräften mit ge- 
wiljenhafter Treue wahrzunehmen, und durch Lehre, Leben und 
Beijpiel jich als einen rechtichaffenen Diener des Evangeliuns 
Jeſu Ehriftt zu bemeifen, jo geben Sie diejen Ihren Entichluß 
öffentlich zu erkennen“. 

Sn den Beitätigungs- veip. Bofationsurfunden , ſowie in 
den PBredigereiden und Neverjen, waren dagegen die Verpflich- 
tungen der Gerftlichen genauer formuliert. Bei den Luthe— 
ranern batte der große Kurfürſt die Verpflichtung auf die Kon: 
fordienformel für jeine damaligen Lande ſchon 1656 und aber: 
malig 1666 verboten: er wollte, daß die Verpflichtung nur „auf 
die 9. Schrift alten und neuen TejtamentS und mit derjelben 
einſtimmige uralte Symbole und Augsburgiiche Konfeſſion“ "), 

1) So in feiner Ordre vom 3. Dez. 1656. Der Kurfürft war wohl 
beeinflußt durch den Entwurf einer Kirchenvifitation von Prof. Frand in 
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oder auf „das reine und jeligmachende Wort Gottes, wie jolches 
in den prophetijchen und apojtolifchen Schriften gelehrt und in den 
vier Hauptiymbolis, der Augsburgijchen Konfejjion und deren 
Apologie wiederholt wird“ ?), erfolgen jollte. 

Dementiprechend lautete die Konfirmationsurfunde und Die 
Vokation bei Stellen landesherrlichen Patronats bis gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts: „... weil N. N. ſich kraft feiner an 
leiblichh geichworenen Eidesitatt Unferm Konfiftorialpräfidenten 
gegebenen Handtreu verbindlich) gemacht, jeinen Pfarrfindern 
und Zuhörern das reine und jeligmachende Wort Gottes, wie 
jolches in den prophetijchen und apoſtoliſchen Schriften gelehrt und 
in den vier Hauptſymbolis, der Augsburgifchen Konfejfion und 
derer Apologie wiederholt wird, vorzutragen und fie jowohl dar: 
aus, al® auch die Jugend aus dem Catechismo Lutheri aljo zu 
unterrichten und zu lehren“.... Die Worte: aus dem Cate- 
chismo Lutheri wurden jeit Mitte des 18. Jahrhunderts erſetzt 
durch die andern: „aus feinen andern als den vorgejchriebenen 
Katechismen“ . . . oder auch jo gefaßt: „... vorjutragen und fie 
alfo getreulich zu unterrichten und zu lehren, daß jie in wahrer 
Erkenntnis und Furcht Gottes je mehr und mehr wachjen und 
zunehmen“. Ebenſo ijt die Nennung der vier Hauptiymbole, der 
Konf. Aug. und der Apologie geändert worden. 1798 verfügte 
das geiftliche Departement folgenden Wortlaut: „Die Gemeinde: 
glieder und ihre Jugend in der rechten Erkenntnis Gottes und 
jeines Willens, nach dem Evangelio Jeſu Ehrifti, und wie diejes 
in den in Unjern Landen authorifierten jymbolischen Büchern der 
evangelifch-Iutherischen Kirche ift wiederholt worden, zu unterichten", 
oder: „der Gemeinde die Lehre Jeſu Ehrifti jo, wie fie in der 
Frankfurt a.d. D, 1633, worin es (S 8) heißt: „Die Norm der Lehre iſt 
die H. Schrift, und die Hauptigmbole, auch die Augsb. Konfeſſion, fie fei 
verbeijert oder nicht verbeflert, denn eine foviel von der andern diskre— 
piert, al3 das Evangelium Matthät vom Evangelium Yucae oder Johan: 
nis. Man hätte genug an einer großen Konfejiton, welche iſt die H. Schrift, 
und andern Heinen Konfefjionen, wie das Symbolum Apostolicum*. — 
Tholuck, Borgeichichte des Nationalismus 1: Das alad. Leben des 17. 
Jahrh. Abfchnitt: Frankfurt. 

1) So in feiner Ordre vom 1. Dez. 1666. 
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H. Schrift enthalten ijt, in Webereinftimmung mit demjenigen, 
was daraus in den in Unjern Landen autorijierten jymbolischen 
Büchern der evangelifch-lutherifchen Kirche wiederholt worden, ge: 
wiſſenhaft und treu vorzutragen“, — man jteht deutlich eine all 
mäbliche Erweichung und Subjektivierung der Lehrverpflichtung. 

Dazu hatten die Kandidaten vor ihrer Anjtellung einen Re— 
vers zu unterjchreiben, „daß fie die Reformierte Religion nicht 
ihmähen, verlegen und verfegern und unfere Edikte ’) übertreten 
mögen”. Diejer Neverd war aber jpäter erjegt worden durch 
einen Zujaß zur Konfirmationsurfunde, dahingehend: „... ſich 
auch des Schmähens, Läjterns, Verfegerns und Verdammens der 
Neformierten auf der Kanzel zu enthalten und allen derfalls pu— 
blizierten Ediftis gehorjamjt nachzuleben“. 

immer tft aber dabei zu beobachten, daß die von den Gemeinden 
oder Patronen ausgejtellten Vokationen oft viel weitergehende Ver: 
pflichtungen enthielten. 

Die reformierten Kandidaten ftellten bei ihrer Auf- 
nahme unter die Domkfandidaten und Alumnen folgenden Revers 
aus: .... „befenne ich mich nach der beiten Ueberzeugung meines 
Gewiſſens mit Hand und Herzen zu der Confeſſion des Höchitjel. 
Kurfüritens Johannis Sigismundi, injofern fie nach meiner 
jegigen Einſicht, die ich unter göttlicher Gnade durch fort: 
gefegten Fleiß immer vollfommnerzu machen juchen 
werde, mit den Heiligen Canoniſchen Büchern Alten und Neuen 
Bundes, der einzigen wahren Richtſchnur des Glau- 
bens der Ehrijten übereinfommt, und joll und will ich den in 
Religionsſachen annis 1614, 1662 und 1664 ergangenen Kur: 
fürjtl. Ediktis treulich und gehorfam nachleben u. ſ. w.“. Die 
Eonfeffio wurde mit folgendem Formular unterfchrieben: „Zu 
diejer Confeſſion, injomweit diejelbe in der Heil. Schrift, näm— 
lich in den kanoniſchen Büchern des Alten und Neuen Tejtaments, 
als dem Worte der Offenbarung des lebendigen Gottes, enthalten 
tt, und mit demfelben übereinftimmt, befenne ich mich nach Ueber: 


1) Gemeint find die Edikte vom 24. II. 1614, 2. VI. 1662 und 16. IX. 
1664, 
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zeugung meines Gewiſſens und verjpreche auch, derjelben gemäß 
zu lehren, will auch nicht weniger den in Neligionsjachen er: 
gangenen Kurfürftl. Verordnungen de annis 1614, 1662 und 
1664, welche ich mit allem Bedacht durchgelejen, mit aller Treue 
und fchuldigem Gehorjam nachkommen“. 

Der Predigerrevers lautete, fait gleichartig, ob der König 
jelbjt vozierte oder nur fonfirmierte: „ch Endesunterjchriebner ... 
befenne, daß ich ſchuldig und willig jei mit Beiſtand göttlicher 
Gnade, meiner Beitallung in allen Bunften getreulich nachzukom— 
men, auch mit Herz und Mund mich zu der von mir mwohlbe- 
dächtig durchgelefenen Confeſſion des Kurfüriten Johannis Sigis: 
mundi, ſowie jolche zu Leipzig und Thorn von den furbranden- 
burgiichen Theologen wiederholt erklärt und verteidigt worden, 
injofern fie mit der Heiligen Schrift übereinjtimmt, befenne, 
und bei föniglicher Ungnade nicht anders lehren, predigen, noch 
die jugend unterrichten, jonjt auch in meinem Lehramte, was Die 
zwischen uns und denen Lutheriſchen jchwebenden Controverſen 
anlanget, mich aljo verhalten wolle, wie in den Königl. und Kur: 
fürftl. Ediften de annis 1614, 1662 und 1664 ſowohl den Re- 
formierten als Lutheranern anbefohlen ift, und mein Gebet, Ar- 
beit, Thun und Lafjen dahin richten wolle, damit zwiſchen den 
difjentierenden Evangelifchen in den noch übrigen Streitigfeiten, 
wo nicht eine völlige Einigkeit, doch eine mutua tolerantia ge- 
jtiftet und erhalten werde. So wahr mir Gott helfe um Chriſti 
willen“, 

Bei der Ordnung der Disziplinargemwalt über die Geift- 
lichen müfjen wir etwas verweilen, weil jich gerade hierbei die Macht: 
lofigfeit der Kirchenbehörden und die Vermiſchung kirchlicher und 
itaatlicher Verwaltung zeigt. Wir fchließen uns dabei an eine 
Denkichrift an, die der Miniter von Maſſow, Wöllners Nach— 
folger, im J. 1802 dem Könige unterbreitete. Er ging dabei da— 
von aus, daß die jtrafbaren Handlungen der Geiftlichen lediglich 
nad dem ER zu beurteilen jeien, da die älteren Vorfchriften, ſo— 
weit fie damit nicht übereinjtimmten, als aufgehoben zu gelten 
haben. Das LR jeinerjeit3 aber ruhte auf dem Edift vom 16. 
Mai 1760 und den folgenden Zirkularen und Reſkripten vom 
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22. Sept. 1762, 26. Januar 1765, 12. Januar 1771), 

Wenn die älteren Kirchenordnungen und viele landesherr- 
liche Erlafje vor den genannten die Konftitorien, Superintendenten, 
Inſpektoren zur jtrengern Aufficht über die Geiftlichen ermahnen ?), 
was ift der Sinn? Sit e8 der, daß die Vergehen der Geiftlichen 
nach beiondern ficchlichen Gefichtspunften zu beurteilen ſeien, ſind 
die Konſiſtorien dabei in Gegenfaß zu den ftaatlichen Gewalten 
gejegt? Das ijt nicht die Meinung. Die Meinung ijt vielmehr 
die, daß auch die Geiftlichen Diener des Landesheren ſeien, wie 
alle Königlichen Offizianten, und daß fie von ihm oder in jeinem 
Namen jederzeit bejtraft, ja falftert werden fünnen, Ganz ähn: 
lihe Erlafje zur ſtrengen Dienjtaufficht find von Zeit zu Zeit 
wiederholt in allen Zweigen des Königl. Dienftes ergangen. Die 
Konfistorien ftehen dabei auch nicht um eine Nuance anders, als 
alle Oberbehörden, fie handeln nicht im Namen der „Kirche“, 
jondern al3 Mandatare des Landesherrn, an den jie deshalb auch 
in allen wichtigen Fällen berichten, der auch ohne ihr Zutun je 
derzeit einen läjfigen Diener fortjagen kann, und der dies leßt- 
ih allein?) kann. 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts aber rang ich die Weber: 
zeugung durch, daß dev Beamte nicht ein Diener des Königs, ſon— 
dern ein Beamter des Staates jei, daß deshalb jeine Stellung 
auch aegenüber der Willkür des Königs und feiner Borgejegten 
mit Necht3garantien umgeben werden müſſe. 

Diefe Anfchauung hatte zur Folge die Anerkennung des Grund- 
ſatzes, daß jeder Beante nur fraft Nichteripruches jeines Amtes 
entjegt werden fünne, und daß auch bei geringeren Strafen ihm 
ein Nechtsweg eröffnet werden müſſe. Im Zuſammenhang mit 
der Verbeſſerung des Prozeßverfahrens durch den codex Frideri- 
cianus 1748 führte Diefer Grundfaß zu der Ueberweiſung auch der 
Disziplinargerichtsbarfeit an die ordentlichen Gerichte. Denn diefe 


1 N. c. e. 2, S. 419; 8, ©. 157; 3, ©. 567,5, ©. 18. 

2) 3. B. Verfügung des Kirchendireftoriums vom 17. Nov. 1714, KO. 
vom 20. Auguſt 1737. 

3) Kaſſation ift immer nur durch Spruch des Yandesherrn erfolgt. 
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alleın jchienen eine Unabhängigkeit des Urteil3 zu verbürgen '). 
Eine außerordentliche Verminderung der Machtbefugnis des Ober: 
fonjijtoriums ?) und Kirchendireftoriums, denen nur eine geringe 
Strafgewalt, und auch dieſe bejchränft durch die Zulafiung der 
Berufung an die ordentlichen Gerichte, blieb. Vor allem aber 
eine außerordentliche Selbitbejchränfung des Landesherrn, der jich 
damit des Nechtes bloßer Machtiprüche begab und an das Urteil 
der Gerichte band, und injofern ein gewaltiger jtaatsvechtlicher 
Fortſchritt! 

Das Verfahren wurde in einem Edikt vom 16. Mat 1760 
dahin geregelt, daß alle und jede Sachen, die der Prediger (und 
Schullehrer) Amtsführung, Eonduite, üble Lebensart und grobe 
Vergehungen betreffen, wodurch bei den Gemeinden Nergernis und 
Schaden entjtehet, lediglich der Kognition der Konfiitorien 
unterworfen bleiben, daß aber die Kompetenz auf eine Geldjtrafe 
von 30 Talern oder Sujpenjion bis auf 3 Monate bejchräntt 
wurde. Bei jchwereren Vergehen hatte das Konjiftorium die Sache 
jogleich an das Juſtizkollegium abzugeben, und diejes jollte dann 
gehalten jein, es nicht bei bloßer Geldftrafe bewenden zu lafjen. 
Auch gegen die erjt erwähnten leichteren Strafen ſtand dem Geijt: 
lichen die Berufung an das Juſtizkollegium offen. Kam diejes 
zu einem milderen oder abjolutorifchen Erkenntnis, jo war wieder 
dem Konfiitorium verjtattet, an die Enticheidung des Juſtizdepar— 
tements zu appellieren. 

Anderjeit3 aber war die Initiative der Juſtizkollegia nicht 
an den Antrag der Konfiitoria gebunden). Es fonnten auch 
ohne folchen Unterjuchungsprozejje entitehen. In Ddiejen Fällen 
jollten die Juitizkollegia das Erkenntnis vor der Eröffnung jedes- 
mal an das geijtliche Departement einſchicken — eine Anordnung, 
die jedoch nicht immer befolgt wurde. 

Ebenjo war es zu halten, wenn ein Geiſtlicher wegen kri— 


1) Ueber dieje Entwidlung der Unabhängigkeit der Gerichte vgl. Stöl— 
sel, 15 Bortr. aus der brand.-preuß. Nechtsgeich., S: 157 if, u. Stölze 
Suarez ©. 327 ft. 

2) Zugleich (1748) wurde ihm die Ehegerichtsbarleit entzogen. 

3) Nester. vom 12. 1. 1771. N. e. ce. 5, pag. 19. 
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mineller Akte in Unterjuchung geriet. 

Das LR Ffodifiziert wejentlich diefe Ordnung), doch mit 
einem Unterjchied: es räumte ($ 532) den geiftlichen Obern die 
Befugnis ein, in jchweren und Elaren Fällen Geiftlichen die Ent- 
jegung „anzudeuten”“, die jie bis dahin nicht gehabt hatten. Vor: 
behalten aber blieb immer der Appell an die Gerichte ?). 

Eine bedeutjame Ergänzung diejer Disziplinarordnung bes 
Itand in Cleve-Mark und in Ojftfriesland. Bei den reformierten 
Synodal- und Klaſſikalverſammlungen mußte fich jeder Prediger 
zeitweile aus der Verſammlung entfernen. Dann fragte der 
Präſes die übrigen auf ihr Gewifjen, ob ihnen wider die Amts- 
führung und das fittliche Verhalten des Abgetretenen etwas Wi: 
driges befannt geworden fei. Außerdem wurden dort jährlich 
durch den Präſes in jeder Gemeinde Kirchenvifitationen gehalten, 
wobei bejonders die wider den Ortsprediger angezeigten Mängel 
in Betracht gezogen wurden. Es iſt ausdrücklich bezeugt (Bericht 
des Negierungspräfidenten von Rohr in Emmericd) vom 10. No- 
vember 1798), daß dieje Einrichtungen von jehr günitiger Wir: 
fung waren. 

Zweifellos haften der Ordnung der Disziplin ſchwere Mängel 
an. Sie find fpäter jehr ftark urgiert worden, und noch Mühler ?) 
hat grade in der MWebertragung der Disziplin an die Juſtiz— 
follegia einen Beweis für den Verfall der Kirche im Zeitalter 
Friedrichs d. Gr. gejehen. Wie mir fcheint, nicht mit Recht. Denn 
e3 handelt ſich dabei nicht darum, daß der „Staat” etwas an 
ſich geriffen hätte, was vorher der „Kirche“ zuitändig geweſen 
wäre, — dieſe Auffafjung beruht auf einer unzuläjligen Ueber: 
tragung moderner Theorien in die damalige Zeit. ES muß vor 
allem der Fortſchritt hervorgehoben werden, daß dadurch die 
Stellung der Geiſtlichen wejentlich gehoben und gefichert wurde. 

1) 7.2 Till $ 530-588, 67, 108, 426, 434, 444, Ti 10 8 72, 79, 81, 
98—103, Ti 20 (Bon Verbrechen und Strafen) a. vielen DO. 

2) Ueber die humanen Gründe diefer bewuhten Abweichung Suare;, 
Schlußvorträge, in Kamptz' Jahrb. Bd. 41 ©. 177. 

3) Gefch. der evang. Kirchenverfaffung in der Marf Brandenburg, 
1846, ©. 248 ff. 
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Die Ausübung der Disziplin wurde aus einer Sache der Willkür 
zu einer Sache des Nechts. Anderfeit3 wird jchon zutreffen, daß 
die Gerichte die Eigenart des geitlichen Amts, die eine jtrengere 
Beurteilung jeines Trägers, als andrer Beamten, verlangt, oft 
verfaunten und zu übergroßer Milde geneigt waren, — was jie 
in Prozeſſen gegen Beamte überhaupt waren. Auch war ein er: 
beblicher Uebeljtand, daß troß aller Verfügungen oft genug Pro: 
zeſſe gegen Geistliche dem geiitlichen Departement nicht zur Kenntnis 
gelangten. 

jedoch, die Zeitgenojjen haben in dem eingeführten Verfahren 
nicht eine gegen die Kirche gerichtete Handlung der Staatsomni- 
potenz erfannt. Die Entrüftung über den Machtiprucd im Prozeß 
Schulz-Gielsdorf zeigt das Gegenteil. Konjiftorium und Kirchen: 
direftorium jcheinen zufrieden gewejen zu fein, und die um jo 
mehr, als fie gar feinen Anlaß zu disziplinarischem Einjchreiten 
jahen, vielmehr jelbjt von der ihnen überlafjenen Gewalt kaum 
Gebrauch madıten. 

So zeigt gerade die Ordnung der Disziplinargewalt deutlich 
die beiden Tendenzen des Naturrecht3 wirkſam: die Staatsgewalt 
zu jtärfen, anderjeitS aber die perjönlichen Nechte des Einzelnen 
zu ſchützen. Mit dieſer Mebertragung der Disziplin an die Ge: 
richte war aber auch zugleich den Konſiſtorien die wichtigite Hand— 
babe zur Ausübung der Lehrzucht genommen, ja dieje überhaupt, 
da die Gerichte dazu nicht imftande und auch nicht willens waren, 
jo gut wie aufgehoben. 

Gewalt über die Lehre war dem Oberfonfiftorium und Kir: 
chendireftorium durch die genannten Fundationen injofern über: 
tragen, als fie eine Aufficht über die Lehre der Geiftlichen, und 
die beim Unterricht zugrunde zu legenden Lehrbücher zu entwerfen 
haben jollten. Borausjegung für beides aber ift offenbar der 
Beſtand einer fejten, objektiven Lehrnom. Gab es Ddieje? 

Rechtlich gab es fie in den ſymboliſchen Büchern, die ja auch 
in den Verpflichtungen der Geiftlichen aufgeführt wurden. Aber 
der Umfang ihrer Geltung war jo zweifelhaft geworden, daß man 
damit nichts mehr anfangen fonnte, 

Im Sabre 1767 gab ein Berliner Prediger, Fr. Gern. 
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Lüdke, eine Schrift vom faljchen NReligionseifer heraus. In diejer 
Schrift erklärte er die ſymboliſchen Bücher für ein eifernes, den 
protejtantifchen Chriſten widerrechtlich auferlegtes Joch unvollfom: 
mener menschlicher Belenntnisbücher, unter welches fie fich wider 
ihre Weberzeugung jchmiegen müßten. Man jolle die Lehrer der 
Kirche bloß auf Gottes Wort in der H. Schrift ſchwören lafjen. 
Wenn fie aber daneben noch auf Befenntnisbücher verpflichtet wür— 
den, jo könnte das immer nur mit der Einfchränfung gejchehen 
jein, infofern jene mit der Bibel übereinſtimmten ). Man jolle 
jeden die Grundmwahrheiten der chriftlichen Glaubens: und Sitten: 
lehre nach den Zeugnifjen der H. Schrift und nach feiner Ein: 
jicht vortragen laſſen. Diefe Schrift fand erbitterten Widerjpruch 
von oh. Melchior Göze in Hamburg ?), aber auch viel Anklang. 
Und gerade in Berlin wurde ihr am lebhaftejten zugeſtimmt in 
der Schrift eines Mannes, der jelbjt Mitglied des Oberkonſiſto— 
riums war: D. Anton Friedrich Büſching, Allgemeine An: 
merfungen über die ſymboliſchen Schriften der ev.-luth. Kirche 
(1770 und 1771). Er erklärte darin die H. Schrift als einzigen 
Erkenntnis: und Entjcheidungsgrund der chrijtlichen Religion, for: 
derte die fortgehende Veränderung und Verbeſſerung der chrift- 
lichen Lehre, befämpfte alle menjchlichen Borjchriften über die Lehre 
und vertrat mit Leidenſchaft den Sat, daß allen Lehrern die Frei— 
beit gelafjen werden müfje, die Lehre Jeſu Chriſti nach ihren 
Einfihten aus der H. Schrift vorzutragen, ohne darauf zu jehen, 
ob das, was fie lehren, mit den jymbolischen Büchern überein: 
ſtimme, oder nicht. Ganz in denjelben Gedanfengängen bewegte 
ich %. J. Spalding in jeiner Schrift über die Nußbarkeit 
des Bredigtamts (3. A. 1791), auch er ein hoch angejehenes Mit: 
glied des Oberkonſiſtoriums. Einzige Nichtichnur der Ueberzeu— 
gungen, Gefinnungen, Handlungen der Kirchengejellichaft jet das 
Neue Tejtament. Solange eine Gemeinde mit ihrem Prediger 


1) Wie fchon ähnlich vorher Spener, Lange, Freylingbaufen gegen 
Schellwig, Hanneden, Neumann behauptet hatten, die geradezu die Irr— 
tumslofigfeit und Inſpiration der j. B. lehrten (Mosheim, Kg. Bd. 9. 
S. 306 $ 48. 1778). 

2) Die gute Sache des wahren Religionseifers 1770. 
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zufrieden iſt, geht es den Staat nicht3 an, was er jagt. Erit 
dann, wann jte wider ihn klagt, ijt der Fall des von den beein: 
trächtigten Klägern geforderten Schußes da. Die Obrigkeit hat 
feinen Beruf, über die Fortpflanzung der Lehrjäge einer bejon- 
dern Kirchenpartei zu wachen. Durch die Bekenntniſſe der Vor: 
fahren jei die Freiheit des chrijtlichen Neligionsbefenntnijjes, ſo— 
weit es nicht die Grundlagen der bürgerlichen Gejellichaft betreffe, 
nicht und niemandem benommen. Als ein dritter Zeuge Ddiejer 
Anficht aus dem Oberfonfijtorium wäre auch noch Teller in jeinem 
Palentinian I (Berl. 1791) zu nennen. 

Um alle diefe Schriften entitand ein lebhafter Litterarijcher 
Streit, aber erit das Neligionsedikt vücte die Frage nad) dem 
Recht der jymbolischen Bücher in den Mittelpunkt. Und da zeigte 
jih nun, daß die leitenden Kirchenmänner Preußens alle auf 
dem Standpunkt jtanden, daß eine zwangsweije, rechtliche Ver— 
pflichtung auf die ſymboliſchen Bücher nicht mehr tunlich jei, und 
daß jie das Recht protejtantischer Fürjten, unabänderliche Lehr: 
vorjchriften feitzufegen und über denjelben zu halten, entjchieden 
verneinten !). 

Wir jehen die Mitglieder des Oberkonſiſtoriums und des 
Kirchendireftoriums als die Borkämpfer einer „beicheidenen Denk— 
und Lehrfreiheit”. Einige der charakterijtischiten Stellen aus den 
von ihnen gegen das Neligionsedift eingereichten Borjtellungen 
und Denkichriften ſeien hier angeführt. 

Sogleich nach Hebermittlung des REs an das Kirchendiref: 
torium (18. Juli 1788) überreichte dejjen tüchtigiter und vom all: 


1) Zahlloje Schriften über das Neligionsedift vertraten denſelben 
Standpunft. Die bedeutendite darunter dürfte die von Gottl. Hufe 
land jein: Ueber das Recht protejtantifcher Fürsten, unabänderliche Lehr— 
vorfchriften feitzufegen und über folchen zu halten. Jena 1788. Die be: 
fanntejte der Gegenjchriften ift die von Nönneberg, Ueber fymbol. 
Bücher in Bezug auf das Staatärecht. Roſtock 1789. Einen vermitteln: 
den Standpunkt nahm 3. B. Reinhard ein in ſ. Syitem der chriſtl. 
Moral, Bd.3 (3.4. 1804 ©. 703 ff.), und der Stuttgarter Prof. Schwab 
in feiner Dissertatio de jure Protestantium examinandi religionem suam 
(Stuttg. 1792). 
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gemeinjten Vertrauen getragener Nat, der Hofprediger Sad '), 
dem Departementsminijter Frhrn. v. Dörnberg, ein Promemoria, 
worin e8 u. a. beißt: 

„Aehnliche Beftimmungen (mie die, daß die ſymboliſchen Bücher einer 
jeden Konfeſſion für die Lehrer Vorfchrift und Norm fein follten, und daß 
die Abweichung Davon mit Kaſſation und ftärferer Ahndung bedroht wer: 
de) jind bereits früher ergangen, haben fich aber als undurchführbar er: 
wiefen, weil in den ſymboliſchen Büchern der proteitantifchen Kirche jelbit 
alle bloß menfchliche Autorität in Religions: und Glaubensjachen als un: 
zuverläffig verworfen wird; und weil eine genaue Handhabung dieſes Ge- 
fees allen Fortichritt der Erkenntnis in der Neligion aufhalten, die Ge- 
wijjen vieler Menfchen bedrücden und der Verfegerungsfucht nebit allen 
daraus entjtehenden großen Uebeln Borichub tun würde... Es entitanden 
viele verehrungSwürdige Männer, die unter dem Schuß der Toleranz mit 
Gelehrfamkeit und Ernit die firchlichen Syiteme prüften, das Wichtige 
vom Minderwichtigen fchteden und das Chriftentum feiner urfprünglichen 
Einfalt und Lauterfeit näherzubringen fuchten . . .. 

„Sollten nun bei der gegenwärtigen Lage des Neligionszuftandes alle 
Lehrer durch obrigfeitliche Gewalt angehalten werden, fich nach den Be: 
ftimmungen der jgmbolifchen Bücher der Kirche, zu der fie gehören, zu 
richten, und dann überall auf die Befolgung diejes Befehls mit der ge- 
hörigen Treue und Strenge gehalten werden, fo it zu bejorgen und fait 
unvermeidlich, daß eine große Heuchelei fich in die Kirche einfchleichen, 
viel Streit und Unruhe entitehen, die Gewalt der Obrigkeit und die Macht 
der Wahrheit in einen gefahrvollen und ungleichen Kampf geraten und 
Mißtrauen und Argwohn die Unterweifungen der Lehre fo viel fruchtlofer 
machen werde, ohne daß der heilfame landespäterliche Endzweck erreicht 
wird. 

„Wenigſtens entjteht durch die in dem allergnädigit erlafinen Edikt 
enthaltne ernitliche Verordnung für alle Diejenigen öffentlichen Lehrer, die 
nicht in allen Stüden dem alten Lehrbegriffe, wie er in den fombolifchen 
Büchern beitimmt und vorgetragen it, zugetan find, eine höchit peinliche 
Verlegenbeit, nämlich: entweder in jteter Furcht, angegeben und geitraft 
zu werden, qegen Die Befehle ihres Landesherrn zu handeln, oder wenn 
jie nicht Mut genug haben, Amt und Brot um des Gewijjens willen auf: 
zugeben, Heuchler zu fein und Andern etwas als feligmachende Wahrheit 
zu empfehlen, was jie jelbit nicht dafür erfennen. 

„Ich bin überzeugt, daß fehr viele meiner Amtsbrüder von beiden 


1) Friedrich Samuel Gottfried, geb. 1738, von 1777 ab am Dom, ne: 
ben jeinem Vater, Schwiegerfohn Spaldings. — Im Folgenden find Die 
von jeinem Sohne in Niedners Ztichrift f. h. Th. J. 1859 ©. 8 fi. ge— 
drucdten Urkunden benüßt. 
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protejtantifchen Kirchen fich jeit der Publikation dieſes Edikts in dieſer 
unglüdlichen Lage befinden; und daß darumter viele rechtichaffne Chrijten 
und fehr nübliche Yehrer find. Menfchen ohne Gewifjen ergreifen in fol: 
chen Umitänden ſehr bald ihre Bartei; fie hängen den Mantel nach dem 
Winde und lügen ohne Scheu eine Ueberzeugung, die fie nicht im Herzen 
haben; fie fprechen nicht, wie jie denken, jondern wie es ihrem zeitlichen 
Glücke vorteilhaft it, und wie man will, daß fie fprechen follen ; die aber 
Gott fürchten, müſſen einen harten Kampf ausitehen und wijjen nicht, wie 
fie Gehorfam gegen die Obrigkeit mit dem Gehorſam gegen ihr Gewiſſen, 
und das, was fie ihrem Amte jchuldig find, mit der Pflicht der Sorge für 
die Ihrigen vereinigen fönnen und dürfen. 

„Auch ich habe unter diefem Kampfe gelitten, aber ich habe feinen 
Ausweg, mich felbjt zu beruhigen, finden können, als den, meine Ten: 
fungsart und Gejinnung ebrerbietigit und ohne alle Zurüdhaltung anzu— 
zeigen, als welches ich auch dem gnädigen und mir unfchägbaren Vertrauen, 
dejien Se. Maj. mich befonderd gewürdigt haben, fchuldig zu fein qlaube, 

„Nach meiner Ueberzeugung und nach der Lehre der Proteftanten iſt 
das Wort Gottes, wie e3 in der H. Schr. enthalten ijt, die einzige allge: 
mein verbindliche Richtichnur des chriitlichen Glaubens, nach welcher alſo 
alle bloß menschliche Lehrbücher und Glaubensbefenntniife geprüft werden 
dürfen und von gewijjenhaften Lehrern auch geprüft werden müſſen. 

„Für fo übereinjtimmend mit der H. Schr. ich nun auch den in den 
ſymboliſchen Büchern beider Kirchen feitgefegten Lehrbegriff in allen we— 
fentlichen Artikeln erfenne, jo ijt meiner Einftcht nach in diefen Büchern 
doch teil manches enthalten, was bloß theologische und ſchwere Unter: 
fuchungen betrifft und alio nicht zu dem allgemeinen chrijtl. Unterricht 
aebört, der auf der Kanzel oder in den fatechetifchen Unterweifungen der 
Kinder gegeben werden joll; teils befinden fich darin auch folche Voritel: 
lungsarten, Durch welche von den Geheimnifjen des Glaubens mehr be— 
jtimmt und erklärt it, als die Bibel davon bejtimmt und erflärt hat. 

„Diefer Ueberzeugung gemäß babe ich ein chriftliches Yehramt nur 
unter der Bedingung übernehmen können: alles, was Menſchen bejtimmt 
und fejtgefegt haben, nach der alleinigen Vorſchrift des göttlichen Wortes 
prüfen, und dann das, und nur das, was ich als Wahrheit erfenne, auch 
lehren zu dürfen. Auch habe ich mich bei Antritt meines Amtes nur ver: 
pflichtet, den ſymboliſchen Büchern gemäß zu lehren, infofern ich jie nach 
meiner beiten Einſicht mit der heiligen Schrift übereinitimmend erfennen 
würde, wie es mein im Sabre 1709 ausgeftellter und bei den Alten des 
Kirchendireftorii befindlicher Nevers') bemeijet...“ 

Ganz ähnliche, eher noch jchärfere Bedenken erhob eine Ein: 
gabe der Iutherijchen Oberfonfiitorialväte Spalding, Dieterich, Bü— 


1) S. o. © 54. 


64 Kapitel 1. Einleitung. 


iching, Teller, vom 10. Sept. 1788, die Sad gleichjall mit unter: 
jchrieb: 

„Die ſymboliſchen Bücher find nach protejtantifchen Grundfäßen nicht 
feitjtehende Norm und VBorfchrift chriftlicher Yehre und biblifcher Wahr: 
beit. Sie find nichts weiter, als Belenntniffe diefer und jener Menjchen, 
die zu der Zeit, da fie abgelegt wurden, nötig und nüßlich waren. Wie 
viel Wahrheit fie auch enthalten mögen, fo können fie doch nie, ohne den 
Gewiſſenszwang, der zum Wefen der päpitlichen Hierarchie gehört, zu bil: 
ligen, zur Nichtfchnur des Glaubens und Lehrens gemacht werden. Die 
bleibt allein das Wort Gottes, wie e8 in der 9. Schrift enthalten it“. 
„Die Gewiljensfreiheit vieler redlicher und treuer Neligionslehrer wird 
eingefchränft werden, und diefe Männer werden ihr Amt mit beflemmtem 
Gemüt und unter Furcht verwalten”. „Eine nicht geringe Anzahl von 
ihnen wird zu dem abjcheulichen Laſter der Heuchelei verleitet werden”, 
„Obrigfeitliche Befehle und Gewalt in Religions- und Glaubenssachen 
haben immer nur die Wirkung einer Grbitterung der Gemüter gehabt”. 
„Wir beforgen, daß ein Befehl, nicht von den ſymboliſchen Büchern ab- 
zumweichen, wider Die gnädige Abſicht Gottes der Erkenntnis 
und Ausbreitung der Wahrheit Eintrag tun und den Hauptgrundfat der 
protejtantifchen Kirche über den Haufen werfen würde, nach welchem fie 
feinen unfehlbaren menfchlichen Richter erfennt, der in Glaubensjachen zu 
enticheiden das Recht hätte“. 

Diefelben Näte beantragten dann weiter, obwohl ihre Ein: 
gabe ungnädig und ablehnend beichieden war (16. Sept. 1788), 
eine Deklaration des REs (1. Oft. 1785), die folgendermaßen 
lauten jollte: 

„I: ES wäre jchlechterdings Niemand zu veritatten, den Grund der 
riftl. Religion felbit, ihre Wahrheit und Göttlichkeit oder gar die erjten 
Wahrheiten aller Religion zur Verführung andrer mutwillig anzugreifen. 
Nur hierdurch nämlich, feineswegs aber Durch VBerfchiedenheit Tymbolifcher 
und alfo bloß menjchlicher Meinungen, Erllärungen und Streitfragen wird 
die Moralität gefchwächt, die Sittenlofigfeit begünitigt, Der Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit der menschlichen Gefellichaft geſchadet. 

2, Die protejtantifchen Religionslehrer müßten in ihren Vorträgen feine 
ſymboliſche Kirchenlehre eigentlich und ausdrüdlich zum unnützen 
Anftoß der Gemeingalieder bejtreiten. 

3. Auch müßte jede andre bloß deflamatorijche, leichtiinnige oder gar 
fpöttiiche Beurteilung derielben verboten fein, weil das keine ruhige und 
bejcheidne Unterfuchung it, Durch welche letztere allein Wahrheit ans Yicht 
gebracht und gemeinnüglich werden kann. 

4. Den Predigern wäre aufzugeben, unter obigen Einschränkungen, 
nach ihrer gewiſſenhaften Erforfchung die eigenen deutlichen, unter den 
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rijtlichen Gemeinen nicht jtreitigen und oft wiederholten Anweifungen 
Jeſu zur Gottfeligfeit, wie zum Troſt, mit Aufrichtigkeit ihres Herzens 
und ohne Widerfpruch gegen ihre eigene innere Ueberzeugung und Gefin: 
nung vorzutragen“. 


Bei den bekannten Gejinnungen Wöllners kann es nicht 
mwundernehmen, daß er eime folche Deklaration, die eher eine 
Everfion des Edikts zu nennen ſei, jchroff ablehnte (24. Nov, 
1788). Indeſſen, das weiter zu verfolgen, ijt hier nicht unfre Auf: 
gabe: uns liegt nur daran, fejtzuftellen, daß das Oberfonfiitorium 
und das Kirchendireftorium damals feit auf dem Standpunkt der 
Lehrfreiheit ftanden und obrigfeitliche Befehle und Zwangsmaßre— 
geln auf dem Gebiete der Lehre grundfäglich und mit anerfen- 
nenswerter Entjchiedenheit ablehnten. Sie erfannten nur eine 
Schranfe der Lehrfreiheit an — ganz wie das LR —: den An— 
itoß beit der Gemeinde. Und auch durch den dem Oberfonfijtorio 
durh KO vom 12, April 1794 gewordenen Auftrag, die Kaſſa— 
tion der nmeologijchen Prediger durch Dekret per plurima!) ohne 
weiteres Verfahren bei den Juſtizkollegien vorzunehmen, bat es 
jih von jeinem Standpunkt nicht abdrängen und zu jolchem Ber: 
fahren nicht bewegen laſſen. Lehrzucht über die Geiſt— 
([ihben hat es nach wievornidht geübt?) 

Auch von dem Recht, die beim firchlichen Unterricht gelten: 
den Lehrbücher zu entwerfen, wollte man feinen Gebrauch mehr 
machen. Als der König 1790 dem Kirchendireftorium zumutete, 
ein neues allgemeines Lehrbuch in der Neligion für die refor- 
mierte ‚jugend einzuführen, votierten alle Räte dagegen. Mehrere 
waren überhaupt gegen die VBorjchrift eines beſtimmten Lehrbuchs, 
da fie das für einen Eingriff in das natürliche Necht des Leh— 
vers, aber auch für zwecklos hielten, jo bejonders der angejehene 
Rektor des Foachimthalichen Gymnafiums, Meierotto und der 


lı Den Näten Teller, Zöllner, Gedife al3 befannten Nevlogen und 
Aufllärern war das Hecht, dabei mitzuftimmen, entzogen. Büfching war 
aejtorben. 

2) Ter Brediger Schulz in Gielsdorf war jchon vor feinem berühmten 
Prozeß 1792 einmal wegen feiner Yehrart in Anſpruch genommen worden, 
aber von dem Geiftl. Departement geſchützt worden. Daß der zweite 
Prozeß nicht vom Oberkonſiſtorium ausging, dürfte befannt fein, 


- 


Averjter, Entitehbung der preuß. Kanbesfirde. I. > 
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Juriſt Friedel’). Andere hielten jedenfalls die Zeit für ungeeig- 
net, zu einem jolchen Werke zu jchreiten. 

Ebenjo ablehnend verhielt ſich das Oberkonſiſtorium zu den 
über feinen Kopf hinweg von der Examinationskommiſſion (6. Nov. 
1794) eingeführten Lehrbüchern, die auf allgemeinen Widerftand 
ſtießen °). 

E83 kann nicht überrafchen, daß, wenn ſchon auf dem Gebiete 
der Lehre die Freiheit der Geiltlichen vollitändig anerkannt war, 
auch auf dem des Kultus keinerlei Zwang oder Borfchrift von 
oben in die Entwiclung eingriff, zumal in den Fundationen der 
obern Ktirchenbehörden ein Auftrag dazu nicht erteilt war. 

Die Ordnung der Liturgie und der Agende berubte auf den 
reformatorischen Kirchenordnungen, deren Autorität formell unan— 
getajtet geblieben war. Schon daraus ergaben jich in den ein— 
zelnen Landesteilen, aus denen die Monarchie zufammengewachjen 
war, erhebliche Berfchiedenheiten. Jedoch, dieje Ordnungen bin: 
derten die Geiſtlichen durchaus nicht, die Formulare nach eignem 
Geſchmack und Gutdünken zu ändern; am konſervativſten beharrte 
man in Preußen) und in Schlefien bei den alten Formen. In 
den dbrigen Provinzen war wenigſtens in der Gejtaltung des 
Hauptgottesdienftes +) durch die „Stirchengebete für alle evangeliich- 
Iutherifchen und veformierten Gemeinden” von 1705 und 1713 
eine gewiſſe Gleichförmigfeit erjtrebt worden. Dieje Gebete zeigen, 
daß die alte lutheriiche Grundform, die dem Meßkanon entlehnt 


1) Einer der im Müller Arnoldfchen Prozeh abgefegten, dann im 
Kirchendireltorium wieder angeftellten Kammergerichtsräte. 

2) Es waren für die höheren Schulen das lateinifche Epitome theo- 
logine Christianae von Morus, für die geringeren das von der Kommiſſion 
jelbjt bearbeitete: Die chriftliche Lehre im Zufanımenhange. 

3) Bal. Boromsfi, E. %, Ueber die liturgiichen Formulare, bei. 

der luth. Gemeinden in Preußen. Königsberg 1790; für Schleſien ſ. u. 
Kap. 6. . 
4) Tie Yiturgie für das Tagamt, wenn feine Kommunikanten vor: 
handen, aus der Brandenburgifchen Kirchenordnung vom J. 1540 (vgl. 
darüber Heidemann, D. Ref. i.d. Marf Brandenbura; 1589. S. 219 ff.) 
hatte jich wegen ihrer fatholifierenden Form nicht eingebürgert; fie fehlt 
bezeichnenderweile fchon in der Agende von 1572. 
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war, verlafjen war. Der Verlauf war: Gebet vor der Predigt, 
Unjer Bater, Der Gott des Friedens u. j. w., Predigt, Gebet 
nach der Predigt, Segen ?). 

Eine Regelung der agendariichen Formen hatte bei den Re— 
formierten 1717 jtattgefunden (Kirchenagende für die evangelijc) 
reformierten Gemeinden in Preußen). Für die Lutheraner be: 
ſtanden die Vorſchriften der alten Kirchenordnungen zurecht, aber 
tatſächlich berrichte volle Freiheit. 

Die Zeitjchriften *) jener Tage ermöglichen uns, zu über: 
jehen, wie mit diefer liturgischen Freiheit von den Gerftlichen ge— 
Ichaltet wurde. Neben einer Unmenge neuer und eigner Formulare, 
finden wir Neubearbeitungen des Glaubensbefenntnifjes: „Wir glau: 
ben als Chriften an einen Gott, der alles, was da iſt, zum Dajein 
hervorrufte, alles erhält und mit weijer Güte für das wahre Wohl 
jeiner Menjchen forget. Wir glauben an Jeſum Chriſtum, in 
welchem und durch welchen jich uns die Gottheit deutlicher ge: 
offenbart hat, in welchem das Muſter reinjter Güte, die Tugend 
ohne Mängel auf Erden erjchienen tjt, der fich jelbit zum Opfer 
bingegeben hat für Wahrheit, Tugend und Menjchenwohl, und 
durch Leiden und Tod hinübergegangen it zur Herrlichkeit des 
Vaters, um auch uns die Stätte zu bereiten, wo wir, wenn wir 
hinieden treu erfunden, einjt mit ihm leben und jelig fein jollen. 
Wir glauben an Gott, den heiligen Geift, verpflichten uns 
mit diefem Glauben zu einem heiligen und tugendhajten Leben und 
hoffen mit freudiger Zuverficht eine felige Unsterblichkeit!" °) Auch 
andre Umgeftaltungen des Apoſtolikums wurden verjucht 9; häufiger 
aber ließ man es aus der Taufe fort. Die Taufformel wurde 
teils erweitert, teil verändert: „sch taufe Dich im Namen des 


1) Abweichungen von diefer Drdnung des Hauptgottesdienites wurden 
gerügt (3. B. 1750 im Fall eines Predigers Thiele in Züllichow). 

2) Löffler Magazin für Prediger, Seilers Liturgiſches Maga: 
zin, Pratjes Liturg Archiv, Wagnitzs Liturg. Journal, Beiträge zur 
Berbefferung des öffentl. Gottesdienites der Chriften von Hermes, Ft 
iher, Salzmann, 2 Bde. ch führe natürlich nur wenige Proben 
an. Mehr davon fann man 3. B. bei Tiſchhauſer ©. 166 ff. nad): 
leien. 

3) Löffler, Bd. 2, ©. 336. 4) Ebda ©. 347. 

5* 
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Vater und des Sohnes und des heiligen Geijtes. Ich nehme dich 
nach Verordnung des Erlöjers und im Namen der Kirche auf in 
den Schoß der Gemeinde Jeſu. Selig find alle, die reines Her- 
zens jind. Auch dein Name ift verzeichnet im Buche des Lebens, 
wenn du einjt binjiebit auf den Anfänger und Bollender dieſes 
Glaubens, der der Weg zur Wahrheit und zum Leben tit“ ?). 
Oder: „Set getauft zur Verehrung Gottes, deines Vaters, zur 
Nachahmung Jeſu Ehrilti, des größten Mufters hoher Tugend, 
und zur Wohnung des Getites göttlicher Wahrheit”. Der Ber: 
liner Feldprediger Ehr. W. Kraufe taufte 1787 einen jüdijchen 
Proſelyten mit folgender Formel: „So nehme ich Sie durch die 
Taufe auf Gott, den Vater, Sohn und Geiſt, oder auf Gott den 
Allweifen, Allgütigen und Allmächtigen in die chriftlich lutheriſche 
Kirche auf und verpflichte Ste durch diejelbe zu einem echt christlichen 
Leben“ ?\. Auch die „Umftändliche Inſtruktion für die Prediger“, 
die April 1794 von der Eraminationsfommiffion erlaffen wurde, rügt 
die unverantwortliche Anmaßung, daß die Prediger fich bei der Taufe 
eigenmächtige Abänderungen, jogar der Worte Jeſu, erlauben. Aehn: 
li lauten die Konfirmationsfragen: „Wollt ihr in euch bewahren 
den heiligen Glauben des Chriitentums, dem ihr als zarte Kinder 
durch die Taufe geweiht wurdet? Den Glauben an Gott, den 
Schöpfer, Erhalter und Regierer der Welt, als den liebevollen 
Bater, heiligen Gejeggeber und unparteiiichen Richter der Men: 
ihen; den Glauben an Jeſus, Gottes Sohn, den Heiland der 
Welt, der die Völker der Erde erleuchtet, der auch Euch erlöſt 
hat von der Macht des Irrtums, der Sünde und des Elends, 
und der uns alle, alle Gottes Stinder, führen will durch Wahr: 
heit und Tugend zum Woblgefallen Gottes und zu ewiger Selig: 
keit; den Glauben an den heiligen Geiſt des Chriftentums, den 
Geiſt Jeſu Chriſti und feiner Apoftel, der Wahrbeit, Frieden 
und Tugendkraft verleiht, den Gert, dev menschliche Gemüter mut 
wunderbarer Macht erhellt und erböbt, beifert und ummandelt, 
umd der auch Euren Sinn erheben joll über das Sichtbare zu 
dem Unfichtbaren; den Geift, der, wenn wir jeinen Führungen 
uns willig überlaſſen, unjerm Geiſt Zeugnis gibt, daß wir Gottes 
1) Ebda. 2) Alten 3. n. Ng., Bd. 2, Weimar 1791. 
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Kinder jind; — wollet ihr nach beitem Wiſſen und Gewifjen in 
euch zu bewahren jtreben dieſen dreifachen heiligen Glauben des 
Ehrijtentums, jo jaget a". Endlich die Trauformeln: „Gebet 
Eure Hände zufammen! So jchwört denn jet am Traualtar 
Sich Treue ein verlobtes Paar. Des Herzens Sprache Ipricht 
ihr Mund, Und Dir, o Gott, gefall ihr Bund. Was Gott zu: 
jammengefügt hat u. j. w.“ Oder — bei der Trauung eines ad- 
ligen Baares —: „Und nunmehr, nachdem Sie auf eine fo feier- 
liche Art ſich eheliche Treue und chriftliche Tugend gelobt haben, 
jo jegnet, jo heiligt die Religion diejen ehelichen Bund, im Na: 
men Gottes, des Vaters, der Mann und Frau für einander 
Ichuf, im Namen Jeſu Chriſti, des Stifter der Neligion, der 
die Ehe heilig zu halten gebietet, und unter Anmwünjchung des 
heiligen Geijtes, der fie nie verlaffe! Und einen Bund, jo ge: 
ſchloſſen unter der Feierlichkeit der Religion, foll der Menſch nicht 
leichtfinnig trennen. Sa, er bleibe ungetrennt, diefer Bund, bis an 
den Tod, der noch ferne von Ahnen Sei.“ 

Man wagte fich jogar an Neugeitaltungen des Gebets des 
Herrn. 1799 reichte ein Lehrer Dr. Oertel in Ansbach dem Kö— 
nige folgende Verſion zur Einführung ein: 

Gott, unfer Vater! Erhabnes Wefen! 

Dein Vatername werde verehrt! 

Dein Neligionsreich werde ausgebreitet! 

Dein Baterwille werde von uns Menfchen auf Erden, wie von den 

Bewohnern höherer Welten befolgt. 

Schenk uns täglich unfern notwendigen Unterhalt. 

VBerzeib uns unfre Vergehungen, wie auch wir unfern Beleidigern 

verzeihen! 

Laß uns nicht in gefährliche Verſuchungen kommen, ſondern befreie 

uns von der Herrichaft der Sünde. 

Denn Tu, o Vater, halt das Neligionsreich geitiftet, Du allein fannit 

e3 mächtig befchügen, und durch alle Jahrhunderte herrlich 
ausbreiten. Erhöre uns! 


(E35 wundert uns nicht, daß der König ſich dagegen ableh— 
nend verhielt.) 

In all diejen einzelnen Verſuchen zeigt jich ein Streben nad) 
Modernifterung der alten Formen und Anpafjung an den etwas 
jentimentalen, jchwülftigen und lehrhaften Zeitgeſchmack. Diejem 
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Streben verdanken zahlreiche Liturgifche Reformen aus der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts ihre Entjtehung. Es erichienen neue 
Agenden in diefem Sinne 1782 von Seiler, 1799 von Köjter, 1805 
von Gutbier, eingeführt wurden neue Agenden in der Pfalz, in 
Lindau, in Hamburg, Oldenburg, Schleswig=Holitein, Anhalt. Zu: 
gleich tauchten zahlreiche litterariſche Reformvorſchläge auf. Spa: 
zier erklärte in „freimütigen Gedanken über die Gottesverehruns 
gen der Protejtanten” (Gotha 1788) den Verfall der Neligiofität 
aus dem Zuſtand der Gottesverehrungen. In den Predigten zus 
viel Theorie und Spekulation ſtatt praftifcher Erörterungen, 3. B. 
Erklärungen der vorzüglichiten Yandesgefege! In der Liturgie mehr 
finnlich Anjchauliches als Hilfsmittel der Erbauung! Ebenſo 
äußerte jih Chriſtiani ın „Briefen zur Beförderung eines wei: 
tern Nachdenkens über die zweckmäßigſte Einrichtung des öffent: 
lichen Gottesdienſtes“. Noch wirkfungsvoller fchilderte Warm: 
holz ') die Eintönigfeit und die Unſinnlichkeit des protejtanti: 
ſchen Gottesdienites. Er forderte neue Feſte ?), 3. B. ein Refor— 
mationsfejt, ein Felt großer Kicchenlehrer, Totenfejt, Schul: und 
Kinderfeite u. f. w.; von anderer Seite wurde auch ein Feſt der 
Einjegnung zum Bürger ?) empfohlen. Im Gottesdienft ſollten 
mehr Zeremonien und Symbole, überhaupt mehr Abwechslung 
jein, fein Gottesdienjt follte dem andern gleichen *). 

Als eine jchwere Störung des Gottesdienftes empfand man 
allgemein die Belaftung der Kanzel mit der Abkündigung landes- 
herrlicher Edikte. 

sm Jahre 1787 hatte das Neformierte Kirchendirektorium 
— vor dem Amtsantritt Wöllners! — auf Antrag des Kirchen: 
follegiums in Königsberg an den König die Bitte gerichtet, eine 
neue Agende beritellen zu lajfen, da die alten Formulare dem ge— 
1) Löfflers Magazin III, 2, 

2) Alle chriſtl. Wochenfeiertage waren feit Friedrich d. Gr. abgeſchafft, 
mit Ausnahme der zweiten Feiertage an den 3 HDauptfeiten. Friedrich 
Wilhelm II. hatte den Himmelfahrtstag wiederhergeitellt KO. 4 1IL 1789), 

3) Das Oberfonfiltorium berichtete dagegen an Zedlitz, 9. Oft. 1787. 

4) Ganz ähnliche Borichläge bei: Thomajfius, Ueber Veredelung 
des chrijtl. Kultus durch Hilfe der Aeſthetik. Nürnb. 1803, 


Die Lage des protejt. Kirchenwejens in den preuß. Staaten. 71 


genmwärtigen Zeitalter gar nicht angemefjen jeien. Der Antrag 
war in derjelben Richtung gemeint, in der fich die oben gegebe- 
nen Verſuche beweaten. Aber das Mißtrauen des Königs gegen 
alle Neuerungen und „die Sorge vor dem anjtedenden Gift der 
jog. Aufklärer im jegigen für die reine chriftliche Religion jo 
äußerjt gefährlichen Zeiten“, ducchfreuzten den Plan. Der König 
wollte im Gegenteil feine neue Liturgie, jondern die alte und 
darin „weiter nicht3 als einige Ausdrücke der alten, damals noc) 
nicht Eultivierten deutichen Sprache” abgeändert jehen '). Jedoch, 
nur das alte Laskiſche Abendmahlsformular behauptete ſich. Im 
übrigen verfuhr jeder Prediger nad) eignem Befinden oder be: 
nüßte andre, nicht authorijierte Agenden. 

Der Zujtand iſt klaſſiſch und zuverläfiig in den Berichten ge: 
ichildert, die 1812 und noch 1822 eritattet wurden ’),. Es war 
ein Zujtand nahezu völliger liturgiicher Freiheit, die naturgemäß, 
da die Gemeinden vielfach einer wirkſamen Bertretung erman— 
gelten und nicht daran gewöhnt waren, fich um ſolche Dinge zu 
fümmern, allein dem Geijtlichen zugute kam. 

Ueberblicfen wir nun noch einmal die Stellung der Geijt: 
lichen zu den „Eirchlichen Obern" im Zuſammenhange, jo jehen 
wir, wie frei fie daftanden, wie loſe und [oder das Band war, 
das den Einzelnen mit dem Ficchlichen Verband verknüpfte. In 
der Lehre, im Unterricht, in der Verwaltung des Gottesdienites 
jind jie völlig jelbftändig, in Amtsführung und Wandel nur jehr 
dürftig beauffichtigt und lediglich den allgemeinen Gefegen unter: 
jtellt. Das Kirchenregiment fteht ganz im Hintergrunde, es tft 
noch) da, aber jeine Funktionen find eingejchlafen, und zwar nicht 
aus Yäljtgleit, jondern aus Grundſatz. Die Geiitlichen empfinden 
jich nicht jowohl von ihm, al3 von den Staatlichen Behörden, von 
den lofalen Obrigfeiten, Batronen und Gemeinden abhängig. a, 
ihre ganze Amtsjührung, wie ihre Exiſtenz beruht nicht auf ihrer 
Beziehung zur „Kirche“, fondern auf ihrer Beziehung zu den 
einzelnen Gemeinden. 

Bon dieſen iſt nun noch zu reden. 

l; KO vom 19. April 1788; ganz ähnlich auch S 6 des REs. 

2) S. u. Kap. 5 und Band II. 
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Die Organijation dev Gemeinden war im Oſten und 
Weiten ganz verjchieden. 

Die lutherifchen Gemeinden in den öftlichen Yandesteilen fielen 
in den allermeiften Fällen mit den politifchen zufammen und er- 
mangelten einer eignen Organifation. Neben dem Pfarrer pflegten 
in den Städten Ktirchenvoriteher zu jteben, vom Magijtrat oder 
Batron ernannt; bei wichtigeren Angelegenheiten wurde die ganze 
Gemeinde zur Abitimmung veranlaßt. 

Die reformierten Gemeinden hatten eine Organtjation em: 
pfangen durch die Kal. Preuß. Ev. ref. Inſpektions-, Presbyterial-, 
Klaififal:, Gymnajien: und Schulordnung von 1713), vevidiert 
1737. Bon der damit geichaffenen Organifation war aber gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts nichts mehr vorhanden, als die Presbyterien, 
welche jich durch Kooptation ergänzten, aber, da die Ktirchenzucht 
gänzlich abgejchafft war ?), auf die einfacheren lokalen Dinge be: 
Ichränft waren, — mie fehr, ift daraus zu erjehen, daß fie zu 
Ausgaben, die 5 Taler überftiegen, erit die Genehmiqung des Di: 
reftoriuns einholen mußten. 

In den Iutherifchen, wie reformierten Gemeinden des Oſtens 
berubte jonach die Ordnung und der Betrieb fait ganz auf den 
Geiſtlichen. Der Geiſtliche aber hat keinerlei Negtergewalt, er iſt 
ganz auf Zurechtweiſung und Grmahnung angewieſen ?). 

Anders hatte ſich die Verfaſſung der Gemeinden im Weiten 
und in Ojtfriesland geitaltet. In Eleve, Mark, Navensberg hatten 
ſich ſowohl die reformierten, wie die lutherischen Gemeinden eine 
presbpterial:fynodale Verfaſſung errungen. Bet beiden finden fic) 
Ende des 18, Jahrhunderts Presbyterien, aus Pfarrern und Mel: 
tejten zujammengejeßt, darüber Stlaffikallonvente mit einem ge: 
wählten Moderamen und Präjes, darüber Synoden und die Gene: 
valjynoden. Weniger ausgebildet war das Syſtem in Minden, 


1) Mylius, C. C. M. Bd. I, ©. 450. 

2) Durch die energiiche KO vom 31. Mai 1746 und Verfügung vom 
7. Juni des). Jahres. 

3) E. vor. Anm. und die Aeußerungen über die Unzuläftigfeit Der 
Kirchenzucht unter den Monita zum 1. Entwurf des LRs Jakobſon, Ar. 
©. 614 ff.). 
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Lingen, Mörs, Teklenburg, Geldern. 

Das Merfwürdigfte an diefer jelbitändigen Bildung war Die 
Organtjation von Gemeinden verschiedener Länder unter einer 
Generalfynode. Dieje vereinigte in ſich das Kirchenregiment, und 
nichts vielleicht bemweijt jo jehr die Herrichaft der kollegialiſtiſchen 
Theorie auch in der Braris, als daß man es ihr überlaffen fonnte. 

Ganz auf derjelben Grundlage berubte die Kirchenverfaſſung 
von Ditfriesland,. 

Hier aljo, aber auch nur hier, wo die evangelijchen Gemein: 
den lange Zeit unter dem Kreuz gejtanden hatten, haben wir ge: 
jchlofjene Kirchenkörper mit fejtem Zujammenhang, reinliche Schei- 
dung von Kirchenregiment, das bei der Synode, und Kirchenhoheit, 
die bei den durch die Negterungen vertretenen Konftjtorien iſt. 

In welchem Verhältnis ftanden die Gemeinden zu den Firch- 
lihen Obern? Man muß hierbei dreierlei unterfcheiden. Erjtens 
die Gemeinden im Weiten, ſowie in Oſtfriesland und in Franken. 
Dieje jcheiden infofern aus, als bei ihnen wie bei den obern Be— 
hörden die Meinung geltend war, daß das Ktirchenregiment in 
Händen der Presbyterien und Synoden läge. Ich verweije hier 
lediglich auf die jpäterhin anzuführenden Zeugniſſe diejes Selb- 
tändigkeitsgefühls und feiner Anerkennung. Dieje Gemeinden 
empfingen nichts von oben, es dachte aber auch niemand daran, 
etwas bei ihnen anzuregen oder anzuordnen. Im Djten find zu 
unterjcheiden die reformierten und die lutherifchen Gemetnden. 
Unter den erjteren war der Zuſammenhang enger, die Verbin: 
dung mit dem SKirchendireftorium jtraffer. Dies war möglich 
bei der geringen Zahl der in Betracht kommenden Gemeinden, 
und hatte jenen bejondern Grund darin, daß eritens das Pa— 
tronat bei 92 von den 111 Gemeinden, die anno 1748 gezählt wur: 
den, des Königs war, und zweitens das Stirchendireftorium durch 
die Kaſſe Mons pietatis!) tatjächlich für die Gemeinden durch 


1) Geitiftet 24. Dezember 1696 „zur Benefizierung der jeßigen und 
noch Tünftig anzubauenden reformierten Kirchen und deren Bedienten in 
unjrer Churmark Brandenburg”. Mylius ©. C. M., Bd. VI, S. 634. Durch 
KO vom 4. Dez. 1705 fehte der König Friedrich I. eine Kommiſſion ein 
bejtehend aus den Wirfl. Geh. Näten v. Danftelmann,v. Brandt 
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Zufchüffe zu den Predigergehältern etwas leiftete ’). Immerhin 
war der Einfluß des Direftoriums auf das innere Leben jehr 
gering. Das zeigte ſich 3. B. bei den Verhandlungen, die in 
feinem Schoß 1774 und 1783 über das offizielle Geſangbuch (Lob— 
waſſers Pjalmen mit Anhang) gepflogen wurden. Das Gefang- 
buch wurde von allen Mitgliedern als das denkbar jchlechtejte ver: 
urteilt, auch war es relativ teuer, aber vor ivgend einer tiefer: 
greifenden Veränderung, gejchweige vor Ausarbeitung und Ein: 
führung eines neuen fchredte man zurüd, jo jehr man fühlte, 
daß fich das Einheitsband der Gemeinden lockere, wenn jede auf 
ihre Weife der allgemein empfundenen Mangelbaftigheit des Lob— 
wafjer abhülfe. Denn man fürchtete den Widerjpruch der Ge: 
meinden gegen eine ſolche Maßregel. Die Gejfangbucheinheit löſte 
fich denn auch völlig auf; eine Unterfuchung im jahre 1806 er: 
gab, daß in den 142 befragten Gemeinden etwa 31 verjchtedene 
Gejangbücher im Gange waren, darunter mehrere Liederſamm— 
lungen mit ganz privatem Charafter. 

Gerade die Gefangbuchfrage zeigte aucd in den Iuthertichen 
Gemeinden die volle Ohnmacht des Oberkonfiftortums. Am 2. Of- 
tober 1780 hatte das Lutherische Departement die allgemeine Ein— 
führung eines neuen (jeher im Geichmad der Aufklärung gehal— 
tenen) Gejangbuchs zu Anfang des Jahres 1782, ſpäteſtens 1783, 
in allen ev.elutherifchen Kirchen und Schulen des Landes be— 
fohlen. Aber die Gemeinden protejtierten entichteden gegen einen 
folhen Befehl und erlangten bei dem König leicht das Zuge— 
tändnis, daß ſie es damit halten dürften, wie fie wollten. Schon 
am 22. Januar 1781 nahm das Departement (Zedlitz) feine früs 
bere Berfügung zurüd, Nur ein jehr Kleiner Teil der Gemeinden 


Bischof Urfinus und Hofpredigerr Uchenbach, unter Yeitung des 
Grafen von Wartenberg, mit dem Auftrag, daß die reformierten Kir: 
chen und Gemeinden in feinen Yanden, infonderheit in der Kurmark, auf 
alle in fünftigen Zeiten jich etwa zutragende Fälle und Veränderungen be— 
jtehen und nebſt denfelben Schulen und Seminarien eingerichtet werden 
mögen. Zu dieſem Zwecke follten namentlich auch Vorfchläge über die Ver: 
mehrung und zweckdienitliche Verwendung des mons pietatis getan werden, 

1) Tie Einnahmen der Kaſſe betrugen 1791/92 23969 Taler, 7 Sgr., 
10 Pfg., die Ausgaben 24018 Taler, 18 Sgr. 6 Pig. 
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hatte bis zum “jahre 1805 das neue Buch angenommen, Das 
Recht der Einzelgemeinden, ihren Gottesdienst jelbit zu bejtimmen, 
war damit glänzend anerfannt worden. 

Vor allem aber iſt hervorzuheben die finanzielle Selb: 
ft ändigfeit der Ortsgemeinden. 

Es iſt dies ein außerordentlich wichtiges Moment, daß die 
einzelne Kirchengefellfchaft völlig außer Zuſammenhang mit den 
andern fteht!), der einzelne Pfarrer ausjchließlich durch jeine Ge— 
meinde, von feiner Stelle lebt, — abgejehen von der Oberauf: 
ſicht, die fich aber auf eine vechnerifche Kontrolle bejchränft. Es 
bejteht für veiche Gemeinden Eeinerlei Berpflichtung zur Verwen— 
dung ihres Ueberſchuſſes zugunsten ärmerer, für die armen feinerlei 
Anjpruch auf Förderung, weder durch den Staat noch durch eine 
„Kirche“. Es gibt feine Möglichkeit zum Bau neuer Kirchen, zur 
Errichtung neuer Pfarritellen, anders, als durch Freimilligkeit. 
Der Getjtliche lebt vom Ertrag feiner Pfründe, den Dezem, den 
Kollekten und Stolgebühren, und er muß felbit zuſehen, wie er 
zu dem Seinen fommt. 

Es ıjt klar, daß bei diejer Sachlage ein Gefühl der Verbun— 
denheit zwischen den einzelnen Gemeinden und zwifchen Pfarrern 
und Stirchenregiment nicht auffommen konnte. Inſonderheit wird 
der Pfarrer ganz abhängig von der Gutwilligkeit jeiner Gemeinde 
und feines Patrons. Und gerade an diejem Punkte zeigte jich 
bejonders jchmerzlich die Unzulänglichkeit der bejtehenden Stirchen- 
verfaſſung. 

Eine 1788 in Breslau erſchienene Predigt über das Wüſte— 
werden geweihter Häuſer ſchildert, daß die Kirchengebäude in Schle— 
ſien vielerorten im Verfall ſeien. Und ähnliche Klagen finden ſich 
in vielen Schriften der Zeit ). Wie wenig die Oberaufſicht über 

1) Val. hierzu die hiltorifch fundierten Ausführungen in Jakob— 
ſons fr. ©. 637 ff.; infonderheit die Mitteilungen aus der Entſtehungs— 
geichichte des ER. Außerdem ſ. vo. ©. 15. 

2) Etliche Zeugniſſe dafür bei Tiſchhauſer in j. Gejchichte der 
ev. K. Dtſchlds. in d. eriten Hälfte d. 19. Jahrh. Baſel 1900, ©. 131, 
Aus dieſer etwas bunten, aber reichen Zufammenitellung von Urteilen 
über die Firchlichen Zuftände jener Zeit jind überhaupt mehrere der folgen: 
den Zitate entlehnt. 
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die kirchliche DBermögensverwaltung der Gemeinden bedeutete, zeigt 
3. B., daß im jahre 1823 allein in der Grafichaft Mark von 
192 evangelifchen Gemeinden feit Jahren und Jahrzehnten Feine 
Kirchenrechnungen eingereicht und geprüft waren, Ebenjo in der 
Lauſitz '). 

Die materielle Yage des Pfarrers jank tief. Wir haben aus 
den Anfang des 19. Jahrhunderts genug Klagen über die gänz- 
liche Unzulänglichteit des Kirchenvermögens und der Pfarreinfünfte. 
Im Jahre 1798 berichtete dev Kegierungspräfident von Rohr in 
Emmerich über das Sinfen des Standes der Prediger und Schul: 
lehrer infolge der gänzlich ungenügenden Gehälter; ein “Prediger 
Witte urteilte in einer Eingabe an den König (3. Febr. 1798), der 
Prediger ſei unter den Handwerkeritand geſunken; mehr als zwei 
Drittel aller Stadt: und Landprediger haben faum 300, manche 
nicht einmal 200 Taler Einkünfte. Und ebenfo motivierte Sad 
die Mangelbaftigkeit des Predigerwejens in einer Denkjchrift vom 
10. März 1802 mit der Armſeligkeit und Dürftigkeit jeiner Le: 
benslage und der illiberalen und 3. T. entehrenden Art ?), wie 
viele Prediger ihre Subjtitenzmittel zufammenbringen müßten. Das 
Oberkonſiſtorium aber wies darauf bin, daß die Bargehälter feit 
drittehalbhundert “Jahren, aljo jeit der reformatortschen Negelung 
des Kirchenweſens unverändert geblieben jeien, während die Ae— 
eidenzen, die ganz entwürdigend ſeien und den Prediger vom Pa— 
tron, Amtmann und dem gemeinen Mann abhängig machten, 
jeit 200 „jahren ftetig abgenommen haben, und Der Ertrag des 
Landbaus zurücgehe?). Als daraufhin eine allgemeine Unterfuchung 
wenigitens der Bfarritellen Königlichen Batronats vorgenommen 
wurde, fand fich, indem ein Gehalt von 500 Talern außer freier 
Wohnung und Holz als binlänglicd) angenommen wurde, daß ein 
Drittel der reformierten Stellen *) dahinter zurücblieben; manche 

1) Nah Tiſchhauſer ©. 132 f. 

2) Dazu vgl. jene Mitteilung aus dem Predigerjournal f. Sachlen, 
1807 (Tiſchhauſer ©. 133), daß in der Yaufi die Kollatoren den 
Predigern vor ihrer Wahl einen Revers abverlangten, worin fie bei jeder 
Verminderung ihrer Einkünfte Stillichweigen geloben mußten. 

3) Bericht an den König, 8. April 1802. 

4) Diefe hatten nur Bargehalt, feine Pfründe. 
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trugen nur 250—300 Taler. Die Prüfung der lutherischen Stellen 
fam nicht zum Abjchluß; exit aus dem “jahre 1815 haben mir 
eine erichöpfende Darjtellung von der äußerlichen Yage der Geiſt— 
lichen ’), aus der wir erjehen, daß in der Kurmark 93 Stellen, 
Wohnung und Garten mit in Anfchlag gebradjt noch nicht einmal 
300, darunter 18 nicht 200, und eine nicht 100 Taler trugen ; 
im Stendaljchen brachte nur eine einzige 350, alle andern weniger, 
drei nicht einmal 120 Taler. Herzergreifend nennt diefe Dar: 
ftellung einen Bericht aus Schlefien, wo eine große Zahl von ‘Pre: 
Digern wegen der Dürftigkeit ihrer Stellen gezwungen jet, im Cö— 
Itbat zu leben, im Kreife Sagan von elfen fünf. Dazu kommt, daß 
der Zehnte nach diejer offiziellen Berechnung um mindeitens ein 
Drittel zurüdgegangen war, die Stolgebühren kaum noch den zehn: 
ten oder zwölften Teil ıhres vormaligen Werts brachten, die ent: 
ehrenden Offertorien und Quartalsopfer bis auf ganz geringe 
Erträge zufammengejchrumpft waren, jelbit in den wohlhabend- 
jten und zahlreichiten Gemeinden höchitens 40—60 Taler. Das 
Bild vom äußern Stand des proteftantijchen Kirchenmweiens, das 
wir bier gewinnen, it allerdings das eines weitgehenden Berfalls. 

Niemand litt darunter jo jehr, als der Stand der Prediger, 
deſſen Lage wir erjt jeßt volljtändig überjehen. Die Freiheit und 
Selbitändigfeit ihrer amtlichen Stellung, die oben gejchildert ift, 
erforderte doppelt einen geijtig und jittlich jehr hoch jtehenden 
Stand: fonft war unausbleiblich), daß die Freiheit, die Iſo— 
fterung ihrer Stellung zu einer Entartung führen mußte. Nies 
mand fann heute rückblickend beurteilen, wie weit der Stand der 
Prediger damals dieſer Anforderung Genüge leijtete. Und mit 
allgemeinen Urteilen wird man jehr vorfichtig ſein müſſen. Aber 
jehr ernjte zeitgenöffiiche Beurteiler haben ihre Bedenfen über ein 
Sinken der geiltigen und moralischen Qualitäten des Prediger: 
Itandes in bejorgten Worten niedergelegt. 

Hören wir einige Zeugniffe Jolcher Soraenvollen. 

Sad jchrieb in der jchon oben ?) angezogenen Eingabe an 
den König über die legten Jahre unter Friedrich d. Gr.: „Zu: 

1) Vollitändig abgedrudt im Anhange. 

2) ©. vor. ©. 
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gleich breitete fich ein Geilt des Unglaubens und der Zweifel: 
jucht aus. Man verachtete die jog. Orthodorie, um dadurch als 
aufgeklärt zu erjcheinen. junge Leute hielten fich zu Weltver- 
bejjerern für berufen und traten ungejtüm gegen alle Vorurteile 
auf, als ob nicht jelbit Vorurteile Schonung verdienten, Der: 
artige Lehrer der Religion jchädigten das Volk, und es ift nicht 
zu verwundern, daß, die dies mit Betrübnis bemerften, nun in 
ihrem Eifer zu weit gingen.... Das Uebel iſt mehr denn 40 
Sabre alt, der Ernft des Studiums und die Tiefe der Kenntniſſe 
bei Kandidaten und Schülern hat abgenommen“ '). 

Ganz gleichartig jchilderte der Prof. Steinbart in Frankfurt 
a. d. DO. in einer dem Könige am 15. Dez. 1797 überreichten 
Denkjchrift die Sachlage ?). Nachdem er ausaeführt, daß eine 
wejentliche Schuld an den eingerifjenen Zuitänden den lebhaften, 
aber ungejtümen Zedlig treffe, fährt er fort: „In Diejer Zeit: 
periode geichah es, daß manche ich, felbit in ihren Predigten und 
bei Amtsverrichtungen, Leichtſinn und Spöttereien über alte kirch— 
liche Meinungen und Gebräuche erlaubten. Dieſes gab bei vielen 
religiöjen Leuten zu bitteren Unruben und Klagen Anlaß“, und 
dies führte zu heftigen Befchwerden bei dem König, Friedrich d. Gr., 
und jeinem Thronfolger u. ſ. w. 

Andre Gelichtspunfte treten uns in einer Eingabe des Pre— 
digers Karl Witte in Lochau bei Halle’) entgegen, worin er mit 
großer Ausführlichkeit und viel Detail den Durchichnittslandpre- 
diger als einen ungebildeten, unedlen, geldgierigen, Eleinlichen, 
ichmarogenden, trägen Menfchen jchildert, deſſen Che: und a: 
milienleben jehr oft anjtößig jei, und der allgemein verachtet 
werde. Und ein angejehener Laie *) hat 1809 dem König vorge: 


— 


1) Val. weiter Spaldings Selbſtbiographie S. 105 ff. (bei Stöl— 
zel S. 258) und ſeine ganz ähnlichen Ausführungen in der Eingabe 
vom 11. April 1798, wo er beſonders die wiſſenſchaäftliche Inferiorität 
der Prediger hervorhebt; und die amtliche Denkſchrift vom 8. April 1802; 
beides unten Kap. 3. 2) ©. u. Kap. 3. 

3) Ad Regem; vom 3. Febr. 1798, erfchienen unter dem Titel: Ueber 
Veredelung des Yandpredigeritandes. Halle 1799. 

4) Eingabe eines Hrn. von Waldau ad Regem, 6. Januar 1809, 
betr. Verbeiferung der Schulen und Pfarren auf dem Yande. 
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jtellt: „Der größte Teil der jegigen Prediger betrachtet ihr Amt 
nur als eine Nebenjache, ericheinen nur alle Sonntage in der 
Kirche, weil fie dies jchlechterdings tun müſſen, und halten eine 
erbärmliche Predigt, weil fie es nicht für nötig finden, zu jtudieren, 
und glauben, für den Bauern ift e8 doch aut genug, befümmern 
jich übrigens in der ganzen Woche nicht um ihre Gemeinden, es 
müßte fie denn eine Geld eintragende Amtsverrichtung, welche 
nicht bis zum Sonntage verjchoben werden fann, an ihre Biarrer: 
pflichten erinnern. Auch findet man nur jelten einen Prediger, 
der jeine Kenntnifje Durch Studieren zu erweitern oder jeiner Ge: 
meinde nüßlich zu werden fucht”. 

Klingt das übertrieben, jo erinnern wir uns doch an jenen Brief 
Schleiermachers aus Stolpe!): „Mittwoch war die Synodalver- 
jammlung der biefigen Diözejfe, und der Propſt hatte die Artig: 
feit, mich dazu einzuladen. Das hat mir einmal wehmütige Em- 
pfindungen gemacht! Ach, wenn man jo unter 35 Geiftlichen tt 
— ic babe mic) nicht geichämt einer zu fein; aber von ganzem 
Herzen habe ich mich hineingejehnt und bineingedacht in die hof: 
jentlich nicht mehr ferne Zeit, wo das nicht mehr jo wird jein 
können. . . Bon den offenbar infamen will ich gar nicht reden, 
auch wollte ich mir gerne gefallen laſſen, daß einige dergleichen 
unter einer ſolchen Anzahl wären, befonders folange die Pfarren 
noch 1000 Taler eintragen, aber die allgemeine Herabwürdiqung, 
die gänzliche Verichlofjenheit für alles Höhere, die ganz niedere 
finnliche Denkungsart — ich war gewiß der einzige, der in feinem 
Herzen gejeufzt hat, gewiß, denn ich habe ſoviel angeflopft und 
verjucht, daß ich jicher den zweiten gefunden hätte“. Und mie 
ſcharf urteilt derjelbe Schleiermacher in jeinen zwei Gutachten ?), 
1803, über den Durchichnitt der Getjtlichen ! 

Und neben dies Zeugnis perjönlichen Erlebens treten Schil: 
derungen von Jakobi und Niemeyer’). „Die Theologen zeichnen 

1) Schleiermachers Leben in Briefen, I. S. 319, 

2) S. W. 1,85 ©. 134 ff. 

3 7 9. Jacobi, Ueber Bildung, Lehre und Wandel proteit. 


Religionslehrer 1808 (bei Tiſchhauſer © 145: U. H. Niemeyer, 
Populäre u. praft. Theologie 1805 (ebda.) und von demj. Nöhelts Leben 
1809 (ebda. ©. 147). 
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jich (auf der Umniverfität) nicht jelten durch Unfittlichfeit aus und 
wollen ihre jchlechte Aufführung durch die unverfchämte Aeuße- 
rung bejchönigen, daß ihnen einmal im Amt der Genuß der Welt: 
freuden verboten je”. „Die Lektüre nicht nur der die Religion 
fetchthin behandelnden, jondern jelbjt alle Moralität aufhebenden 
Schriften greift immer mehr um fich, und ich wundre mich oft, 
wieviele Studierende die fchamlofejten Bücher aufjpüren, indes 
viele alle ernithafte Lektüre anefelt”. 

Ich führe endlich den gleichfalls jchon zitierten Bericht von 
Rohrs vom 10. Nov. 1798 an, worin er über die Prediger jei- 
nes Negierungsbezirf3 detailliert berichtet. Es jind jehr wenige, 
deren Lebensverhältniife einwandsfrei, aber dafür viele, die von 
ſchweren Borwürfen (Trunkjucht, zerrüttetes Familienleben, Hab— 
gier u. ſ. mw.) belajtet jind. Bon den traurigen Erfahrungen, die 
die jchlefiiche Negierung über die Trägheit und Nachläfjigleit der 
‘Prediger bei dev Vorbereitung der Predigten jammelte, bat jie 
am 22, Juni 1811 an den König berichtet. Danach war eine 
ichriftliche Vorbereitung der Predigten fo gut wie aus.der Mode 
aefommen. "). 

So darf es uns nicht Wunder nehmen, wenn wir in einer 
patriotiichen Schrift aus dem Jahre 1807 „Preußens Zukunft” 
die ergreifende Anklage lefen: „Bon Euch, ihr Prieſter, fordern 
wir den Gert des Großen und Guten zurüd. Ihr babt ihn 
ertötet, das Neich dev Wahrheit zeritört und euer dürftiges, kraft— 
lojes Selbit dem Volke aepredigt. ES ıjt geworden, wie ihr, 
ichlaff, ohnmächtig, Knechte der Not, mutlos, Zweifler an der 
Menjchbeit, an Gott und weiſer Weltordnung, und toter Natur 
zugeitorben. Laßt ab von dem Bemühen um Kindijches! Im 
Detail des gejellichaftlichen Lebens habt ihr gekramt, gelehrt, nüch— 
tern zu jein um Vorteil, Tugend zu üben um Vorteil, zu beten 
um Vorteil ).“ ... 


1) ©. u. ap. 5. 

2) Zum lebten Sat ein paar Beilpiele aus der U. D. Bibl.: Bd. 91,1 
die Yandmwirtfchaftspredigten von Koh. F. Schlez, Bon Schulden und 
Schuldenmadhen, Vom Nuten der Neinlichkeit; Bd. 94, 2 Tie Entwürfe 
zu Vollspredigten über die gelamten Verpflichtungen der Religion: Die 


Die Lage des protejt. Kirchenweſens in den preuß. Staaten. 81 


Dennoch jcheint es nicht gerecht, die Schuld an diefen Män- 
geln des geiftlichen Standes auf die Aufklärung oder gar auf ihre 
Theologie, den Rationalismus, zurücdzuführen. Es mag jein, daß, 
wie Sad, Spalding und Steinbart klagen, der Einfluß der fran- 
zöſiſchen Philojophie und Litteratur ein gefährlicher war, — aber 
der Grund der Uebel lag tiefer, und Ddiefe waren älter. Es wa— 
ren die äußeren Verhältniſſe, die finanzielle Armjeligkeit der 
Stellen, die Abhängigkeit vom Wohlwollen der Batrone und Orts: 
obrigfeiten, die “olierung vom follegialen Verkehr und der Man- 
gel eines Rückhalts, der Aufjicht und Rechtsſchutz gewährte, die 
Lücenhaftigfeit der Studienordnung und die Läſſigkeit der Prü— 
fungen, es war mit einem Worte die Loderung des Firchlichen 
Zufammenhanges, die ſich gerade an dieſem Punkte fühlbar 
machte. Oder darf man vielleicht gar nicht jagen: Loderung? 
Sagt man nicht bejjer: die überfommene Unfertigfeit der kirchlichen 
Ordnungen, die in der Neformationszeit nur notdürftig herge— 
jtellt waren, und zu deren Ausbau in dem harten Jahrhundert 
nach dem großen Kriege Mittel, Kräfte und Gedanken gefehlt 
hatten? Hat nicht der geijtliche Stand auch in der ‘Periode der 
Orthodorte an den jchweriten Mängeln gelitten, richtete ſich nicht 
die bittere Kritik des Pietismus an den Geijtlichen gerade gegen 
die Orthodoren? Gewiß, man darf nicht theologische Richtungen 
für die Mängel der VBerfafjung des geiitlichen Standes verant- 
wortlich machen. Im Gegenteil, die Anklage, daß der Nationa- 
lismus ihn vermwüjtet habe, muß jchon deshalb verftummen, weil 
dieſe Nöte gerade auch von jeinen hervorragendften Vertretern 
ernjt beklagt find, und weil aus ihrer Mitte eine ganze Reihe von 
Heformvorichlägen ſtammen, die jich jpäter als ausführbar und 
brauchbar bewährt haben. Wir werden davon noch zu veden ha— 
ben. Aber jchon hier fer hervorgehoben, daß es Männer ratio: 
nalijtiicher Denfart waren, wie Spalding, Teller, Zöllner und ihre 
Kollegen im Oberfonfijtorium, von denen die eriten Anſtöße zur Feſt— 


Tugend das beite Erhaltungsmittel unfres Körpers, die Tugend als Be: 
fürderungsmittel quter Vermögensumftände, der Tugend Einfluß auf das 
Glüd des Staates; Bd. 95, 2 die Predigten von Thief: Vom Spiel 
in Bahlenlotterien, vom übertriebenen Aufwand, und viele andre. 
Averfter, Entfiebung d. preuß. Landeskirche. 1. 6 
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ſetzung einer längeren Studienzeit, jtvengeren Handhabung der 
Eramen, Reinigung des Bejeungsverfahrens, Aufhebung der Acci- 
dentien, Bildung von Predigerfynoden, agendarijcher Neuordnung 
ausgingen. 

Fallen wir den Gejamteindrucd von der Lage des evangeli- 
chen Kirchenwejend am Ende des 18. Jahrhunderts zufammen, 
jo ergibt jich uns als wichtigites Ergebnis dies: die naturrecht- 
liche Unterjcheidung des jtaatlichen von dem religionsgefellichaft: 
lichen Tätigfeitsgebiet hat nicht etwa zur Anerkennung eines Kir- 
chenganzen neben dem Staat geführt, jondern im Gegenteil den 
kirchlichen Zuſammenhang aufgelöſt. E3 gab feine Kirche als 
vechtsperjönliche® Subjekt der religiöjen Betätigung und nicht als 
einheitliche Staatsanjtalt. Einzelgemeinden, Lehrer der Religion 
und Staatsaufficht: das find die fonitituierenden Faktoren des 
firchlichen Lebens, das Kirhenregiment ift nahezu 
verihmwunden. 
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‚sahrhundertwenden pflegen zu Prophezeiungen der zufünftigen 
Entwicdlung Anlaß zu geben. So ift auch die Wende des 18. 
zum 19. Jahrhundert, die durch eine firchliche Feier am 1. Januar 
1801 begangen wurde !), von nicht wenigen Ausblicen in das 
zufünftige Verhältnis von Staat und Kirche begleitet worden. 

Einige derjelben verdienen wohl auch bier eingereiht zu wer: 
den, nicht ſowohl weil ſie den Gang der Ereigniſſe bejtinmt 
hätten, — dies iſt vielmehr gar nicht der Fall geweſen —, ſon— 
dern weil jie uns in die Gedanken und Stimmungen der Zeit: 
genofjen eine lehrreiche Einjicht geitatten. 

sch nenne bier zunächit einige Aufjäge des jungen Wilhelm 


1) Kabinetsrejolution v. 27. Nov. 1800, 
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von Humboldt aus dem legten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts: 
Ideen über Staatsverfafjung; Sittenverbefjerung durch Anftalten 
des Staates; Deffentliche Staatserziehung; Wie weit darf fich die 
Sorgfalt des Staats um das Wohl jeiner Bürger erjtreden ? ') 

Der Inhalt diefer Auffäge iſt folgender: Eine Staatsver: 
jafjung nad) bloßen Grundfägen der Bernunft kann es nicht 
geben, immer bleibt ihre Gejtalt abhängig vom „Zufall“, d. h. 
von der gefchichtlichen Situation des Volkes, den individuellen 
Kräften, der nationalen Art. Die Eigenart der mittelalterlichen, 
bis zur Aufklärung veichenden Staatsverfafjung bejteht darın, 
daß ſie nach dem Prinzip gejtaltet war, die Regierung habe für 
das Glück und das Wohl, das phyſiſche und moraltjiche, der 
Nation zu jorgen. Aber: „Freiheit erhöht, Zwang eritickt die 
Kraft”. Deshalb muß ſich der Staat in Zufunft alles Beitrebens, 
direkt oder indirekt auf Sitten und Charakter der Nation zu 
wirken, enthalten. Alles, was eine jolche Tendenz befördern könne, 
vorzüglich alle Auffiht auf Erziehung, Neligionsanitalten, liegt 
außerhalb der Grenzen der Staatswirkſamkeit. Die öffentliche 
Erziehung gehört in feiner Weije zur Staatsaufgabe. Denn was 
iſt der Umfang der Wirkjamfeit des Staates? « Nur das, was 
er tun kann, ohne den Grundſatz zu verlegen, daß ſich jeder in 
ungebundner Freiheit, aus ſich felbit, in jeiner Eigentümlichkeit 
entwideln dürfe In die Privatangelegenheiten jeiner Bürger 
darf er fich nur einmijchen, um Kränkung der Rechte des Einen 
durch den Andern zu verhindern. Seine Aufgabe tit Sicherheit 
und Verhinderung von Uebeln, und dies allein. 7 

Humboldt beharrt mit diejen” Ausführungen durchaus bei 
den grundlegenden Ideen der Aufklärung. Deutlich jchimmert 
die DVertragsthearie durch mit der Annahme eines Vorbehalt der 
indtviduellerf Freiheit, namentlich der Religionsfreibeit der einzelnen 
Bertragichließenden bei Eintritt in den Staat. Daher der dürftige 
Begriff des Staates als eines Bolizeiinitituts, und die Abneigung 
gegen eine pojttive Kulturförderung durch den Staat. 

Wir haben es aber in diejen Ausführungen nicht mit den 

1) Gel. W. 1841. Bd. 1 S. 301; 318; 336; Bd. ITS. 222. 

6* 
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Gedanken eines Einzelnen zu tun, fondern mit einer mweitver: 
breiteten Stimmung. Wie jtarf dieſelbe war, erfennen wir bei 
niemand deutlicher, als bei Schleiermacher. Denn Schleiermacher 
it, troßdem ihn eine richtigere Einfiht in die Entjtehung des 
Staates leitete, zeitlebens dabei geblieben, dem Staat eine pofitive 
Beziehung auf die geiitige Kultur abzufprechen. Er hat zwar die 
Unhaltbarkeit der naturrechtlichen Theorie vom Staatsvertrag 
ſelbſt dargetan; der Staat ijt ihm nicht durch Vertrag oder Uſur— 
pation zuftande gefommen, jondern dadurch, „daß das Bewußt— 
jein der Zujammengebörigfeit eine Mafje von Familien durch: 
dringt” ). Er iſt nichts „MWillfürliches”, fondern ein Notwen— 
diges und Natürliches, der Eintritt der Idee einer individuellen 
Kultur ins Bewußtſein. Aber Schleiermacher bleibt doch dabei, 
daß die Auffaffung der Alten, wonach der Staat nicht auf das 
Kulturgebiet, d. h. nach der wohlzubeachtenden Terminologie 
Schleiermachers: auf Rechtsordnung, Wirtichaftsordnung und Ver- 
teidigung nad außen, bejchränft jei, jondern auf die Hervor— 
bringung des höchſten Gutes abzwecke, aljo den ganzen ethifchen 
Prozeß umfafje, faljch jei. Eine pofitive Tätigkeit in Beziehung 
auf das Wiffen und die Religion lehnt er ab. Zwar müßte 
doch eigentlich die Herleitung des Staates aus der Familie dazu 
führen, auch den Staat an der Aufgabe der Erziehung irgendivie 
zu beteiligen. Aber dagegen macht Schleiermacher geltend, daß 
überhaupt feine ‚Freiheit im Staate bejtehen fünnte, wenn es nicht 
Gebiete gäbe, in die er fich nicht mifche. Zwar, der Staat jei 
nicht bloß ein notiwendiges Uebel, eine Sicherungsanjtalt gegen 
Unrecht von außen und von innen; noch mehr: er bedürfe im 
Gegenteil, daß alle Einzelnen vom religiöfen Element durchdrungen 
wären. Aber: die Kirche verliere ihr Wefen, wenn fie al$ Staats: 
anjtalt ericheine, e3 liege im Wejen des Chriftentums, ganz und 
gar getrennt zu fein von der weltlichen Gewalt; und ebenfo wäre 
für die Organifationen des Wifjens Freiheit vom Staate das 
Natürliche und Notwendige ?). 

1) S. W. II, 5. ©. 276 ff. 

2) Zu dem Gejagten vgl. vor allem ©. W. III Bd. 8: Die Lehre 
vom Staate, ©. 3. 6 (Unm.), 10, 66, 201, 207. Am intereijfantejten die 
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Schletermachers Unterihägung des Staates muß man im 
Auge haben, wenn man das Zukunftsprogramm der Gejtaltung 
von Staat und Kirche betrachtet, das die „Reden“ ) aufitellen. 
Aus einer Stelle darin geht hervor, daß er bei ihrer Abfajjung 
auch unter dem Eindruck der franzöfiichen Revolution ?) geftan- 
den hat. Ferner hat er jpäter bezeugt, daß ihm bei feinem Ent- 
mwurf die Gejtaltung des religiöien Gemeinschaftslebens in Amerika 
vorgejchwebt habe’). In der Tat jcheint jein Kirchenideal zum 
großen Teil dort verwirklicht zu jein. Denn tft nicht bier die 
volle Trennung von Kirche und Staat durchgeführt, die Schleier: 
macher al3 vornehmjte Bedingung für das Gedeihen der Kirchen: 
anitalt ſchätzt? Sind nicht bier den Kirchen jene Korporations— 
rechte vorenthalten, die das DVerderben der Kirche einleiten und 
jie veriteinern? Sind nicht hier eine große Menge „Eleinerer und 
unbejtimniter Gejellichaften” entjtanden, die die naturgemäßen 
Heimftätten wahrer religtöfer Gemeinjchaft find? Indeſſen das 
Kicchenideal der urjprünglichen Reden iſt doch feineswegs von der 
Mirklichfeit amerikaniſcher Berhältniffe abgezeichnet. Es iſt radı- 
faler. Es iſt eine Konftruftion, der überhaupt feine denfbare 
Kirchenform entipricht. Wo feine Unterjchetdung jein foll zwiſchen 
„Prieſtern“ und Laien, fein jtetiges Briefteramt und fein Prieſter— 
ſtand, wo es feine gejchlofjene Verbindung zwijchen Briejtern und 
Laien und zwijchen Prieſtern untereinander gibt, wo nichts als 
Begabung und Aehnlichkeit der Sinnesart den „Redner“ und die 
„Verſammlung“ vereinigt, wo feine Firchlichen Gebäude, feine 


Ann. ©. 6—8, die Deutlich zeigt, wie unausgeglichen Schleiermacdhers 
Theorie ift. Bol. auh S. W. IB. 12: Die chriftl. Sitte, S. 483 u. 470, 
und die Alademterede ©. W. II, B. 3. ©. 232 ff. Sch!. geht hier in der 
Anerkennung eines pofitiven Staatszweds auch auf geiltigem Gebiet am 
weiteiten. Sehr ſorgſam abwägend, aber eben Deshalb auch jehr ver- 
klauſuliert äußert fich Schl. in der Praft. Theol. S. W. 1 BD. 13. ©. 668 ff., 
wohl erit in den zwanziger Jahren. 

1) In urfprüngl. Geitalt ber. v. Otto, Gött. 1899. 

2) ©. 124. 

3) S. W. 1 BD. 1. Anm. 16. ©. 372 f. Die Stelle von „den einzel: 
nen abgefonderten Gemeinheiten“ (in Otto s Ausgabe S. 106 u.) ijt alfo 
wohl nicht, wie Otto und Dilthey wollen, auf die Hermmbuter zu 
deuten. 
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Gemeinden, feine Symbole, fein firchliches Eigentum mehr find — 
dies alles ift aber doch auch in den amerifantschen Denominationen! —, 
da löſt jich die Kirche auf in religiöje Geſelligkeit. 

Das Zukunftsideal der urfprünglichen Reden iſt nicht etwa 
die Presbyterialverfaffung oder die freie Kirche im freien Staat, 
es ift vielmehr die Auflöfung der Kirche in jeder Form. Nicht 
nur vom Staat foll die Kirche getrennt werden, jondern Die 
religiöfe DBerfammlung jol von aller und jeder Nechtsordnung 
entbunden werden; ſie ſoll aus einer jtetigen Größe etivas Fließen— 
des, im Augenblid, vein aus dem individuellen Bedürfnis dev 
Hörer und dem Drange des Nedners ſich Bildendes und dann 
wieder Berjchwindendes, ohne Umrifje und Grenzen, fein. Sie 
joll nichts andres jein, als ein durch die Unkultur der Verhält— 
niſſe bedingter Erſatz für die einzig natürlide Form einer für 
die Neligion vorbereitenden Gejellichaft in der frommen Häus— 
lichkeit. 

„Der Begriff mwiderfpricht dem Getit der Neligion”, nämlich 
der Begriff der äußeren Neligtonsgejellichaft, defien, was wir 
empirische Kirchen nennen: in dieſem gelegentlichen Sat enthüllt 
jih uns Schleiermacders wahre Meinung. Wenn ev ftch gegen 
die Vermutung verwahrt, „als ftimme er den immer allgemeiner 
werdenden Wünfchen bei, dieſe Anftalt lieber ganz zu zerftören“, 
und das Bejtehen „einer Veranftaltung zum Bebufe der Schüler 
und Lehrlinge“ vechtfertigt, jo fordert er doch eine jo radikale Um— 
gejtaltung, daß fie einer Bejeitigung der Stirchenanitalt jehr ähn— 
lich iſt. Er wartet auf das Ende des fünftlichen Gebildes. Er 
verurteilt es nicht minder jcharf, als die, für die er redet, nur 
freilich aus einem andern Motiv heraus, 

Das find die Zufunftsgedanfen des jungen Schleiermacher:: 
nicht nur volle Löſung jeglichen Bandes von Staat und Kirche, 
jondern auch Beleitigung der Kirchen als körperfchaftlicher Ver— 
bände überhaupt. Wie find die Propbezeiungen des Humaniſten 
Dumboldt und des Romantikers Schleiermacher in die Irre ae: 
gangen! Was die erite Hälfte des 19. Jahrhunderts bringen 
jollte, war nicht Loslöfung der Kirche und Neliatonspfleae vom 
Staate, jondern im Gegenteil ihre felte Verknüpfung damit, die 
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bewußte Einbeziehung der Förderung des religiöfen Gemeinjchafts: 
lebens in den Staatszweck! Und nicht die Auflöjung des großen 
ficchlichen Organismus in zahlreiche einzelne, intime, vechtloje Ver: 
einigungen jtand bevor, jondern die Aufrichtung eines jo engen 
firchlichen Jufammenhangs, eines jo großen, einheitlichen Kirchen: 
förpers, wie es der deutjche Proteſtantismus bis dahin überhaupt 
nicht gekannt hatte. 

Der große Haſſer der Aufklärung zeigt fi) doch keineswegs 
frei von ihrem Einfluß. Wie fein Staatsbegariff deutlich die 
Spuren de3 alten Mißtrauens gegen den Polizeiſtaat an ich 
trägt, jo iſt auch jein Kirchenbegriff dem des Naturrechtes eng 
verwandt. Nur freilich iſt alles anders, ganz innerlich, motiviert, 
von einem neuen, wunderbaren Geiſt durchglüht und befeelt. 
Schleiermacher übertrumpft gewiſſermaßen die Aufklärung. Hatte 
innerhalb des Staates zuerkannt, jo jchreitet ev zu der Loſung 
fort: Hinweg mit jeder jolchen Verbindung zwiichen Kirche und 
Staat! Hatte jene als das fonjtitutive Element der Religions: 
gejellichaft den freien Willen des Einzelnen anerkannt, jo jteigert 
ev dies zu der Forderung: Dinweg mit allem, was einer ge= 
ichlofjenen Verbindung der Yaten und Briejter unter ſich oder 
mit einander auch nur ähnlich fieht! Eben damit wälzt er auf 
die Aufklärung den Schein der Nücitändigkeit, fie hat nicht zu 
viel, jie hat vielmehr noch lange nicht genug dem Recht des 
Individuums, des Subjefts, gegeben. 

Aber es iſt en vein negatives Ideal. Wie alle 
Propheten iſt Schleiermacdher ſtärker in der Kritik, ein Prediger 
des Gerichts, indem er Überempiriiche Maßſtäbe anlegt, jenen 
altteftamentlichen Propheten vergleichbar, die auch wider ihren 
Willen die Wegbereiter eines neuen Gejeßes wurden. Seine Kritik 
it von mächtiger Wirkung geweſen, aber das Neue ift ganz ent: 
gegen feinen Gedanken und Wünſchen geworden. 

Wenige Jahre darauf — 1803 — hat Schleiermacher aber: 
mals ın Sachen des proteitantifchen Stircehenwejens in Beziehung 
auf den preußischen Staat ') das Wort ergriffen. Jetzt aber 

ES. W. l Bd. 5. S. 11-156. 


88 Kapitel 2, 


nicht, um eine ideale Kirche zu Fonftruieren, fondern um den 
jchweren Mängeln der Firchlichen Wirklichkeit, wie fie ihm in 
Stolpe jo nahe getreten waren, erfolgreich zu begegnen. Zwei 
„unvorgreiflihe Gutachten“ gibt er ab, das eine über die Tren- 
nung der beiden protejtantijchen Kirchen, ihre Nachteile und Die 
Ausführbarfeit einer Union, daS andre über die Mittel, dem 
Verfall der Religion vorzubeugen, Belebung der gottesdienjtlichen 
Berfammlungen und Hebung des Standes der „Neligionslehrer". 
Hat er in den Reden jede Verbindung zwijchen Kirche und Staat 
befämpft, jo ruft er bier gradezu nach „einer Handlung des 
Staates, welcher ja ohnedies das einzige wirkffame Organ der 
firchlichen Gejellichaft jei“ ?). Der Staat foll die Union herbei: 
führen durch die Erklärung, daß die Teilnahme am Abendmahl 
binfort nicht al3 Erkennungszeichen eines Konfefjionswechjels zu 
gelten babe. Auch in feiner eignen Sphäre ſoll jich der Staat 
um den Konfelfionsunterjchied einfach nicht fümmern, er foll bei 
der Berufung von proteftantifchen Schullehrern, Univerfitäts- 
Dozenten, Predigern nicht mehr nach der Konfeljion fragen, ex 
joll auch die verjchiedenen firchlichen Berwaltungsbehörden mit der 
Zeit in eine zufammenjchmelzen. In den Reden hat Schleiermacher 
die Berfnüpfung des Prieftertums mit allerlei Nebenbeſchäfti— 
gungen, injonderheit mit dem Ackerbau und jtaatlich:vechtlichen Ge— 
ichäften, aufs ſchärfſte bekämpft; in den Gutachten verficht er 
grade daS Gegenteil. Und wie hat er dort den Staat ange- 
klagt? Hier appelliert ev an feine „wohltätige Hand“, redet von 
einer entjchwundenen „Zeit, da man fich Staat und Kirche in 
Oppofition dachte”, und charakterifiert den Gerjtlichen unbefangen 
und ohne Tadel als „Staatsdiener”. Hat Schl. ferner in den 
Neden die gottesdienftliche Berfammlung als etwas frei aus der 
Anziehungskraft des Nedners und dem Bedürfnis des Hörers fich 
Bildendes hingeitellt, fo betont er nun, daß der Gottesdienit unter 
beitimnten Formen und einer gejeßlichen Autorität ſtehe und ſich 
nicht frei Durch den gemeinfamen Willen und Die berrichende 
Stimmung des Ehrijten bilde. Hat er endlich in den Reden aus: 


1) ©. 73. 
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drüdlih den Einfluß des Staates auf die Pfarrbeſetzungen, 
‘Briejteramt und Prieſterſtand verurteilt, jo fchreibt er hier !): 
„Vielleicht jagt jemand, das ganze Verhältnis fei unnatürlic). 
Die Religionslehrer jollten „feinen eignen Stand ausmachen, zu 
dem man nach gewijjen bürgerlichen Formen berufen würde, Die 
Gemeinden follten jich ſelbſt ihre Lehrer juchen, und der Staat 
nichts damit zu jchaffen haben. igentlich jollte es nicht einmal 
ein bleibendes Gejchäft jein, jondern da alle von Gott gelehrt 
jein jollten, müßten es alle abmwechjelnd verrichten können. Biel: 
leicht jagt derjenige etwas, der diejes jagt, ja jogar etwas glän- 
zendes und fchönes, gewiß aber etwas jehr untröjtliches, indem 
er uns mit unjern Wünfchen auf einen Zuftand verweiit, zu 
welchem wir den Weg noch gar nicht einmal abfehen können“. 
Der jemand, der dieſes Glänzende und Schöne gejagt bat, iſt 
Schleiermacher jelbit! Aber nun jtellt er jich in den gegenwärtigen 
Zujtand und fragt, wa3 zu tun ift, wie die Sachen jeßt liegen. 

Doch, wenn auch eine große Wandlung in Schleiermachers 
Anfichten unverkennbar ijt, wenn ihn der Drang nach Reform der 
Gegenwart auch zu vielen Einjchränfungen und mindejtens vor: 
läufigen Verzichten veranlaßt, jo bejtimmt doch das in den Reden 
aufgeitellte Ziel immerhin noch in weitem Maß die Gutachten. 
Dies zeigt fich vor allem darin, daß auch hier wieder die gottes- 
dienstliche Verfammlung, die religiöfe Gejelligkeit, als eigentliches 
Zentrum der Kirche angejehen wird. Er ftimmt ein in die Kla— 
gen über den Verfall der Kirche, weil ev den öffentlichen Gottes: 
dienjt verachtet und verderbt ſieht. Womit andre dieje Klage be— 
gründen: daß der geiftliche Stand und das äußere Neligionswejen 
an Glanz und Macht verloren haben, und daß das Volk freier 
und felbjtändiger geworden und jich von den Herrjchenden nicht 
mehr jo leicht gängeln laſſe, — das weit Schleiermacher jchroff und 
mit beißendem Spotte ab. In diejen beiden Momenten fieht ev 
Fortschritt, nicht Verfall. Wohl aber erkennt er das Necht jener 
Klagen an, joweit fie religiös motiviert find. Bel dem gegenwär— 
tigen Zuſtand der Gottesdienjte leiden gerade die religiöſen Men— 


1) ©. 139. 
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jchen Schaden, die ein Bedürfnis nach Mitteilung und Gemein: 
ichaft haben, und infolge davon viele andre, denen das einzig 
wirkſame Mittel zur Entwiclung ihrer religiöſen Anlagen vor: 
enthalten wird, 

Indem er diefen Standpunkt einnimmt, vüden ihm alle Ver: 
fafjungsfragen, alle Sorgen um Stirche und Staat in den Hin: 
tergrund ; dagegen tritt die Einrichtung der öffentlichen Religions: 
übungen und die Beichaffenheit der Religionslehrer als deren Träger 
in die erite Linie, 

Was er an gottesdienftlichen Neformen fordert, liegt aus: 
jchlieglich auf liturgischem und homiletiſchem Gebiete: Verbeſſerung 
der Geſangbücher, des Gefanges, der Kirchenmuſik, Individuali— 
jierung der einzelnen Gottesdienfte, indem man fie nicht für eine 
ganze Gemeinde, jondern für einzelne Stände, Klaſſen, Altersitus 
fen geitaltet, oder ihnen bejondere Anliegen zum Inhalt gibt, Be- 
freiung der Predigt wie des Gebet von allem NReglementären, 
Statutarifchen, Uniformen und agendartichen Zwang, Yoslöjung 
der Abendmablsfeier vom Hauptgottesdienit und Ausgeſtaltung zu 
einer intimen Gemeinschaftsfeter der Begetiterten, dazu auch Los— 
löjung der Konfirmation vom eriten Abendmahlsgange. 

Der Schwerpunkt von Schleiermachers Ausführungen aber 
liegt in ſeinen tiefgreifenden und erniten Betrachtungen über den 
Tiefftand der Prediger). Er ſieht den eigentlichen Notitand 
darin, daß ſo viele Prediger find, „denen die Neligion und ıhr 
Amt gleichgültig ift, und die ſich durch Unfähigkeit, Unfittlichkeit 
und Roheit verädhtlich machen“. Wie iſt zu helfen? Man muß 
verfuchen, die Motive des Eigennußes, der Ehrjucht und der Träg: 
heit außer Kraft zu jegen, die viele ganz Unreligiöſe bejtimmen, 
nach diefem Amte zu greifen. Schleievmachers Vorſchläge in die: 
jem Punkte jind jehr merkwürdig und teilweiſe vecht jonderbar. 
Niemand foll Theologie jtudieren, ohne jich zugleich in eimem ans 
dern wiljenschaftlichen, Eünftleriichen oder technijchen Fach auszu— 
bilden, damit ev jederzeit die Möglichkeit babe, vom Predigtamt 
zurückzutreten, und damit das höchſt verderbliche Mitleid gegen 


1) Vgl. o. S. 79. 
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amtsſuchende und im Amt ſtehende Prediger ausgeſchaltet werde. 
Der Landprediger ſoll ſeine Einkünfte nicht anders als durch 
Ackerbau beziehen, der Stadtprediger ein Nebenamt bekleiden, da— 
mit ſie gezwungen ſind, fleißiger und tätiger zu ſein. Daneben 
aber finden ſich ganz aus dem Leben gegriffene Beobachtungen und 
Vorſchläge: Beſeitigung der allzu kleinen Pfarrſtellen, beſonders 
der reformierten, die oft nur wenige Seelen zu paſtorieren haben, 
Umwandlung der Accidenzen in fixierte Leiſtungen, Abſtufung der 
Gehälter, Bildung von Penſionskaſſen, Gründung von Leſegeſell— 
Ichaften u. ſ. w. Dieje Dinge find klein, fie ftehen aber in Zu— 
jammenhang mit den innerlichen Nöten der Kirche und legtlich mit 
der Neligion jelbjt. Dadurch untericheiden fich die „Gutachten“ 
jehr zu ihrem Vorteil von den Meinungsäußerungen über die 
Zufunft der Kirche, denen wir uns nun zumenden. 

Sie rühren nicht von Männern her, Die den Benannten ivgendivie 
vergleichbar wären. Es find vielmehr Eleine, mittelmäßige Geiiter, 
deren Projekte wir zu düberblicen haben. Wir heben nur die 
heraus, die am deutlichiten die Durchichnittsanficht wiederjpiegeln. 

Nur im Borbeigehen jtreifen wir dabei eine Schrift Tellers!), 
worin diejer typiſche Vertreter der Aufklärung Berliner Stils die 
vollen Konjequenzen aus der Entwiclung des 18, „Jahrhunderts 
gezogen hatte: Bollftändige Unabhängigkeit der Einzelgemeinden, 
daneben jehr weitgehende Oberaufficht des Staates. Das war 
eine verhallende Stimme. Nacdy irgendwelcher fejterer Organi— 
jation rief doch nachgerade jedermann, der nicht mehr blindlings 
der Aufklärung folgte. Da müſſen wir zuerit von den Kirchen— 
bauplänen des Ihüringer Baltors Jonatban Schuderoff 
in Altenburg reden, des einflußreichen Herausgebers des Your: 
nals für Veredelung des Prediger- und Schullehrerftandes, Er 
bat viel und breit geichrieben ?) und immer über dasjelbe Thema: 

1) Balentinian I, oder: Geheime Unterredungen eines Monarchen mit 
feinem Thronfolger über die Neligionsfreiheit der Untertanen. Berlin, 
1791. 

2) U.a. Etwas über Konfiitorien und deren zweckmäßige Ginrichtung, 
1804. Die Juriſten in der proteitant. Kirche, 1817. Weber den innerlich 
notwendigen Zufammenhang der Staats: und SKirchenverfafiung, 1818. 
Zahlreihe Aufſätze aus früherer Zeit in feinem Journal. 
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Staat und Kirche, und Kirchenverfaſſung. Was er denkt und 
will, ijt am beiten aus der zufammenfafjenden Schrift zu erfen: 
nen: Grundzüge zur evangeliich-proteftantischen Kirchenverfafjung '). 

Schuderoff geht von einer überrajchend richtigen Beobachtung 
aus: Bisher ift die protejtantifche Kirche bloß Idee. Sie bedarf, fol: 
gert er daraus, einer Organijation, der Selbitändigfeit, dazu vor 
allem ein zu Recht bejtehendes Berhältnis zum Staat. Der Fürft muß 
die in feinen Händen befindliche Kirchengewalt an die Kirche zurück: 
geben. „Der Grund des protejtantijchen Kirchengebäudes iſt zu be: 
feitigen, oder vielmehr diefes Gebäudes jichtbarer Grund erſt zu le: 
gen". Grundlagen des Staates wie der Kirche find Schuderoff na= 
türlich Verträge. Und zwar find drei jolcher Verträge grundlegend: 
einer gefchlojjen von den Staatsgliedern unter fich, einer von den 
Ktirchengliedern unter jich, einer zwischen Staat und Kitche. Denn 
die Kirche 1jt von vornherein etiwa® neben dem Staat, etwas 
Selbjtändiges neben ihm; fie iſt — als fichtbare Verbindung gott- 
gläubiger Menjchen, um die Idee der unfichtbaren Kirche zu ver: 
wirklichen, — nicht ein zufälliger Verein, jondern denfnotiwendig 
und göttlichen Urſprungs. Die Kirche hat ihre eignen Nechte, 
nicht erit vom Staate, jondern aus fich ſelbſt. Sie kann daher 
auch als rechtliche Größe mit dem Staate einen Vertrag jchließen. 

Der Inhalt diejes Vertrages ſoll folgender fein: Der Staat 
gewährt der Kirche joviel Macht, als fie zur Erreichung und Si- 
cheritellung ihrer Ziele bedarf. Die Berwalterin diefer Macht 
iit die gejamte Lehrerichaft der Kirche, vertreten durch ein Kon: 
ſiſtorium oder einen Kirchenrat. Alle oder wenigitens die metiten 
Mitglieder desjelben jollen Getftliche, ein jolcher auch der Präſi— 
dent, gewählt durch die Geijtlichfeit des Landes, jein. Denn die 
Juriſten find das Verderben der Kirche. Der Stirchenrat hat Die 
stirchenordnung zu erlaffen und die Kirchenzucht zu üben, er bat 
dazu die Macht, kirchliche Vorrechte zu entziehen und Strafen, 
Ausschluß von den gottesdienftlihen Verſammlungen, Berweige: 
rung des Patenamts, der öffentlichen Trauung, der Beerdigung, 
Kirchenbann und Kirchenbuße, zu verhängen; Bejtrafte darf der 


1) Lpzg. 1817; den Gejandten am Bundestage in Frankfurt Dediziert, 
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Staat nit zu VBormündern,, zum Eide, zu Beamten zulafien. 
Er fann Diener und Vögte anjtellen und hat Anſpruch auf Voll- 
ziehung jeiner Bejchlüffe durch die Staatsorgane. Auch muß die 
Kirche eine eigne PBolizeidienerfchaft halten. Während fo die Ge- 
meinden in jtrammer Zucht gehalten werden follen, joll den Geijt: 
lichen ihre yreiheit nicht verfümmert werden. Der Kirchenrat 
darf nur fejtjegen, was nicht gelehrt werden darf, aller Sym- 
bolzwang aber ertötet das Lebensprinzip des PBrotejtantismus. 
Nur offenktundigen Widerſpruch gegen Sittlichfett und Gottesfurcht 
darf der Kirchenrat nicht dulden; ein Geiitlicher, der fich dejjen 
auf der Kanzel fchuldig gemacht hat, ijt für amtsunfähig zu er: 
flären. genden dürfen nur Anleitung, nicht Gejeg fein. “Pre: 
Digerernennungen kommen der Gemeinde oder dem Patron nicht 
zu; fie gehören in die Hände des Kirchenrats. Endlich joll der 
Geritlichfeit das Necht zuitehen, einen Vertreter zu den Landtagen 
zu entjenden, und gar ein privilegierter Gerichtsitand. 

So jah die „Selbjtändigkeit der Kirche“ aus! Mit Recht hat 
Einer geurteilt, daß das hier eritrebte Ziel vielmehr die Unbe— 
jchränftheit der Bierarchie jei!). In welch eine andre Welt ver: 
jegen uns diefe Gedanken, als die von Schleiermachers Reden. 
Und folchen Tendenzen hing ein großer Teil der damaligen Geift: 
lichleit an. Es war, als jollte gleich an der Schwelle einer neuen 
Entwidlung offenbar werden, wie gefährlich für den Protejtan- 
tismus der Kirchengedanfe iſt, wie das Streben nad) einer jelb- 
ſtändigen Kirche mit Notwendigkeit zum Katholizismus zurüdführt. 

Ohne Widerfpruch find jolche Ausführungen freilich nicht ge— 
blieben. So findet ſich in Löfflers Magazin ?) eine gründliche 
Erörterung von J. E. Kirſten, welche die von Schuderoff geforderte 
Scheidung von Kirche und Staat und die Erjegung der Kirchen: 
vegterung des Staatsregenten durch die des Kirchenrats entjchie= 
den verwirft und im Gegenteil weitgehendite Einwirkung des 
Staates auf die Kirche und die Kirchlichkeit des Volkes verlangt. 

Auch die Schrift eines wacern rheinischen Pfarrers, der zum 
Hofprediger in Berlin auserjehen, es vorzog, jeine charaktervolle 

1) Ser Oberpräfident von Bülom 1818, f. Bd. II. 

2) V,2. v. 1811. 
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Arbeit der reformierten Gemeinde in Frankfurt zuzumenden, J. Ch. 
Spieß, in feinem „Verſuch einer protejtantijchen Kirchenordnung nad) 
den Bedürfniffen unjrer Zeit” ) iſt weit entfernt von den hier: 
archifchen Bejtrebungen Schuderoffs. Hier tritt m. W. ein eriter 
Derfuch auf, die Konfiitorialverfafjung durch; Synoden im vheini: 
chen Sinn zu ergänzen. Spieß betrachtet die Kirche als einen 
Verein einzelner, von einander unabhängiger Gemeinden unter 
einer doppelten Oberinjtanz: der Synode, die gewählt wird, und 
zu deren Amtskreis die Erhaltung, Fortpflanzung und Beförde- 
rung des gemeinschaftlichen Glaubens gehört, aber ohne Zwangs— 
gewalt, und des Oberkonftjtoriums, einer über die Ktivche gejeßten 
Staatsbehörde mit lediglich vom König ernannten Mitgliedern, 
als Organs der Oberaufjicht des Staates. Hier ift auch im 
Unterichied von den vorgenannten Schriftitelleen zum erſten Male 
der Wert der Presbyterialverfafjung und die Notwendigkeit einer 
Drganifation der einzelnen Gemeinden betont —: Gedanken, Die 
dann jpäter al3 die in den meitlichen Kirchen Preußens herr: 
chenden wieder und wieder ausgejprochen mwerden. 

Was it das Bedeutjame aller diefer Zukunftsgedanten ? Das 
fann nicht darin gejucht werden, daß hier Richtlinien des Wer: 
denden gegeben wären. Vielmehr iſt es dies, daß jich uns darin 
zeigt, wie groß der Widerftand war, den die dann tatjächlich ein: 
tretende Entwicdlung zu überwinden hatte. Wie es Fam, daß 
gerade das, worin fajt alle übereinjtimmten, Scheidung von Kirche 
und Staat, Berjelbitändigung fer es der Kirche, ſei es der Ge: 
meinden, nicht erreicht, vielmehr das nahezu allgemein al3 über: 
lebt betrachtete ftaatliche Kirchenvegiment mit einer nie befefjenen 
Machtvolllommenheit aufgerichtet wurde, wird auf den folgenden 
Blättern zu erzählen jein. 


1) Duisburg u. Ejjen 1808. 
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Der Regierungsantritt Friedrich Wilhelms des Dritten brachte 
die Bejeitigung des Neligionsedifts und des ganzen damit zuſam— 
menhängenden Syſtems. 

Es iſt befannt, daß der König wenige Tage nach feiner 
Thronbeiteigung in der richtigen Erkenntnis der Bervottung der 
Bureaufratie am 23. November 1797 eine eigenhändige Ordre) 
an alle Zweige des Königl. Dienjtes erließ „wegen Wegichaffung 
der phyſiſch und moralisch untauglichen Subjefte aus Unfern De- 
partements, Dikfajterien und Collegiis“ ?). 

Bei Uebermittelung dieſer Ordre an das Oberkonſiſtorium 
zur Weitergabe an die Inſpektoren und Geiſtlichen hatte ſich 
MWöllner erlaubt, in einem begleitenden Nejfript die Ordre dahin 
zu ergänzen, „alle geijtlichen Behörden, al$ Superintendenten, In— 
jpeftoren u. ſ. w. zu ihrer Pflicht mit verdoppelter Aufmerkſam— 
keit anzuhalten, damit die ihrer jpeziellen Aufficht anvertrauten 
Brediger und Schullehrer genauer, wie bisher an vielen Orten 
vielleicht noch geichehen, dahin beobachtet werden, ob jelbige nicht 
nur die Religion nad) der Vorfchrift des Religionsedikts rein und 
lauter lehren, jondern auch bei ihrem Amte in Kirchen und Schulen 
nicht nachläflig find“. Dementjprechend enthielt eine Verfügung 
des Oberkonſiſtoriums an die Inſpektoren der Kurmark vom 23. De- 
zember die zitierte Beziehung auf das Religionsedikt, obwohl in 
der Ordre felbit davon fein Wort zu lejen war. 

Offenbar hatte Wöllner mit diefem Sate den König vor der 
Deffentlichkeit al3 einen Freund des RES hinjtellen wollen. Aber 
dies mißglückte. Schon am 15. Dezember hatte der König den 
von ihm geſchätzten Konfiltorialrat, Brofefjor Steinbart in Frank— 
furt a. d. O. aufgefordert, ihm jeine Gedanken über die wichtig: 
jten Vorgänge in Kirchen: und Schuliachen vorzutragen. Per 


1) N. C. €. 10, 1529. Vgl. Lehmann, Stein. Bd. 2, ©. Hi. 
2) So faßt der Mintiter v. Thulemevyer ihren Inhalt zufammen 
bei Ueberſendung der Ordre an das Ref. Kirchendireftorium, 12. Dez. 1797. 
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Bericht, den Steinbart gerade zu Weihnachten einreichte, enthielt 
die denkbar jchärfiten Anklagen gegen Wöllner, Hermes und Hillmer. 

„In Berlin gibt e8 — Schreibt er u. a. — einige fehr verftändige 
Männer, welche wiſſen wollen, daß eine gewiſſe Branche oder ein hö- 
berer Grad der Maconnerie, darin Umgang mit höhern Geiſtern, Unis 
verfalmedizin, Goldmachen und andre übermenfschliche Kenntnilje zu er: 
langen vorgefpiegelt werden, ihre Mitglieder den feierlichiten Eid eines 
unbedingten Gehorfams gegen die Ordensobern abletiten lalfe, Daß Diele 
auswärtige unbefannte Obern aller Wahrfcheinlichfeit nach Jefuiten feien, 
und Daß der p. v. Wöllner vermittelit diefer Maconnerie fich an des 
höchitjeligen Königs Maj. anzufchmiegen Gelegenheit befommen haben. 
Da ich nie in den Freimaurerorden initiieret worden bin, und noch weniger 
den Geheimniſſen desjelben nachgeipüret habe, fo kann ich über den Grund 
oder Ungrund diefes Angebens nicht urteilen; doch habe ich es hier nicht 
unberühret laſſen können, zumal da ſchon des Königs Friedrichs Des 
Zweiten Majejtät in einem Briefe an D’Alembert unterm 2. März 1782 
dDiefer Sekte, die fich in Sachſen generierte, erwähnen. So viel tft hiltorifch 
gewiß, daß der Miniiter von Wöllner, fo lange er Chef ift, ganz nach 
den Prinzipien der römischen Kirche verfahren bat, und jelbjt den eriten 
Grundjaß der protejtantifchen Kirche, wodurch fie fich von dem Bapittum 
trennt, nämlich, daß die Heil. Schriften ohne Rückſicht auf Firchliche 
Autorität aus fich ſelbſt erfläret werden müßten, infringieret hat.” 

Eine allgemeine Unordnung in allen Geichäften, VBerderbnis 


des Charakters der jungen Theologen durch die erziwungene Heu: 
chelei, Schädigung des Anſehens des Königs „durch den unan— 
jtändigen Ton, worin der Minijter ihn in Edikten habe fprechen 
laſſen“, Berwahrlofung der pia corpora, jei die Folge dieſer Miß— 
wirtjchaft gewejen. Steinbart empfahl dringend die Nückkehr zu 
den verjtändigen Grundjägen des Minifter8 von Münchhaufen, 
des Vorgängers von Zedlitz, vor allem in der Berückhjichtigung des 
Oberfonfiftortums und in der Pflege und Erhaltung jeiner Au— 
torität. 

Dieje Denkſchrift bereitete einer Eingabe des Oberkonſiſtoriums 
(unterzeichnet: v. Scheve, v. Irving, Spaldina, Lamprecht, Teller, 
Nagel, Gedife, Sad, Zöllner) vom 25. Dez. 1797 den Weg, 
worin dasſelbe die Beraubung jeiner vorzüglichiten Nechte jeıt 
10 „jahren fräftig daritellte und um Wiedereinjegung in feine 
alten, ihm nach feiner Inſtruktion zuftebenden echte voritellig 
wurde. 
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Unmittelbar erfolgte die Antwort ’): Der König findet um 
jo wentger Bedenfen, 

„dieſem Gefuche zu genügen, da das OK dadurch in den Stand ge: 
jet wird, die ihm obliegenden Pflichten ohne Einfchränfung zu erfüllen, 
und feinen Wirkungsktreis mit zweckmäßiger Tätigfeit zur Beförderung 
wahrer Religiofität und Sittlichleit auszubreiten. Er wolle daher, dab 
das Oberkonſiſtorium feinen Gefchäftsgang überall nach den Worten und 
dem Sinn jeiner Anitruftion einrichte, und alle Dagegen eingelchlichnen 
Mipbräuche, befonders bei Graminierung der Kandidaten, Einführung der 
Lehrbücher, Belegung der Pfarritellen, Zenfur theologifcher und philo- 
fophifcher Schriften und dergl. in Zufunft vermeide und mit gehöriger 
Behutſamkeit gänzlich abjtelle, wogegen er von den fämtlichen Mitgliedern 
eine erneuerte Anjtrengung ihres Dienfteifers zur gewilienhaften Erfüllung 
ihres jo höchit wichtigen Berufes mit vollem Vertrauen gemwärtige. 

Damit waren eigentlih jchon das Religionsedikt und die 
Sraminationstommilfionen bejeitigt. Als nun der König von der 
oben erwähnten Verfügung des Oberfonfiltoriums vom 23. De: 
zember Kenntnis empfing, forderte er es jofort ?) zur Nechenichaft 
auf, wie es darauf gefommen jei, den Hinweis auf das Religions— 
edift einfließen zu lalfen, da die Kabinetsordre dazu nicht die 
mindeite Veranlafjung gegeben habe; und al3 das Konſiſtorium 
ſich auf den Befehl des Minijters berief und denjelben einreichte, 
da war Wöllner in die Lage gekommen, den König direkt zu 
fragen ?), ob er in jeinem Departement fünftig nach dem Reli— 
gionsedift verfahren jolle, oder ob der König andere Vorjchriften 
zu geben für gut befinde. „sch bin in meinem Poſten, fügte er 
hinzu, nichts weiter als der Vollſtrecker dev jedesmaligen Befehle 
meines Herrn, und dieje müſſen einem jeden treuen Staatsdiener 
jtetS heilig fein, weil er nach feinem Eide verbunden it, dem 
Willen feines Königs auf das Pünktlichſte ftreng zu gehorchen“. 
Aber auch dieſe deutliche Anfpielung darauf, daß nicht er, fon: 
dern der verjtorbene König, die Verantwortung für das Neligiong- 
edift trage, und daß er bereit jei, auch gegenteilige Befehle aus- 
zuführen, blieb ohne Wirkung. Eine neue Ordre vom 12. Ya: 

1) KO 27. Dez. 1797. 

2) 8. Januar 1798. 

3) Schreiben ad Regen: vom 10. Nanuar 1798. 

Foerſter, Entſtehung db. preuß. Landeskirche. 3. 
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nuar!) brachte die fürmliche und ausdrückliche Mipbilligung des 
Verfahrens Wöllner® und die Verwerfung des Neligionsedikts. 
Nicht ohne Ironie empfiehlt der König Wöllner, deutlich unter 
dem Eindrud der Steinbartjchen Vorftellung, bei feinen Verord— 
nungen fünftig nicht ohne vorherige Beratjchlagungen mit den 
wohlmeinenden und gejchäftsfundigen Männern des Oberkonſiſto— 
viums zu Werfe zu gehen, alfo mit denfjelben Männern, die 
MWöllner jo gewalttätig malträtiert hatte! Er stellt ihm, ganz 
der Daritellung Steinbarts folgend, den Minijter von Münch: 
baujen zum Vorbild hin. „Zu jeiner Zeit war fein Religions: 
edift, aber gewiß mehr Religion und weniger Heuchelei, als jeßt; 
und das Geiftliche Departement ftand bei Inländern und Aus: 
(ändern in der größten Achtung“. Den Schluß bilden die fchnell 
berühmt gewordenen Säße, in denen man den Nachhall des Ein: 
flufjes jpürt, den Sads Konfirmandenunterricht ?) auf ihn geübt 
hatte: „sch ſelbſt ehre die Religion, folge gern ihren beglüctenden 
Vorjtellungen und möchte um vieles nicht über ein 
Bolt herrſchen, weldhes feine Neligion hätte, 
Aber ich weiß auch, daß jie Sache des Herzens, des Gefühls und 
der eignen Ueberzeugung fein und bleiben muß, und nicht durch 
methodischen Zwang zu einem gedanfenlojen Plapperwerfe herab: 
gewürdigt werden darf, wenn fie Tugend und Nechtichaffenbeit 
befördern fol. Bernunft und Philoſophie müfjen 
ihre unzertrennlihjten Gefährten jein, dann wird 
fie duch ſich ſelbſt bejtehen, ohne die Autorität derer 
zu bedürfen, die es fich anmaßen wollen, ihre Lehrſätze künftigen 
Jahrhunderten aufzudringen und es den Nachfommen vorzujchrei: 
ben, wie fie zu jeder Zeit denken jollen“, 

Das Protokoll der Sitzung des Oberfonititoriums am 18. Ja— 
nuar, worin Wöllner dieſe Ordre publizierte, ergibt, dag nun 
auch Wöllner jelbit, wie das Kollegium, als entjchieden anjab, 
„daß durch die Ordre vom 12. Januar das Neligionsedift auf: 


1) Oft gedrudt, u. a. bei Minutoli, Beiträge zu einer künft. Biogr. 
Fr. W. III, Berlin 1843. ©. 51 ff. 

2) Val. das Glaubensbefenntnis St. 8. 9. des Prinzen Friedrich 
Wilhelm, ber. von F. ©. ©. Sad, Berlin 1787, ©. 22 f. 
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gehoben und für die Zufunft nicht als ein Landesgeſetz anzuſehen 
jei”. Bon einer öffentlichen Deklaration darüber aber wurde be- 
ſchloſſen abzuſehen, um nicht Mißdeutungen, übereilte Schritte oder 
ungegründete Bejorgnifje zu veranlajjen. 

Schon vor der Sigung hatte Wöllner durch zwei Hofreffripte 
vom 13. Januar die Aufhebung der Eraminationstommijfionen 
und des Neverjes verfügt und die alte Eramenordnung wieder in 
Kraft gejeßt. Das Neligionsedift jelbit verſchwand ſtillſchweigend. 
Am 11. März 1798 folgte Wöllner jeinem Werke, und gleich: 
zeitig wurden Hermes und Hillmer penfioniert, da die Präſidenten 
des Oberkonſiſtoriums und des Oberfchulfollegiums auf Befehl 
des Königs berichtet hatten, daß fie für die gedachten Kollegia in 
ihren bisherigen Verhältniſſen feinen Nutzen bringen würden ?!). 

Es war natürlich, daß die Entlafjung Wöllnerd und jeiner 
Helfershelfer, die Auflöjung der Eraminationsfommiffionen, die 
icharfe Wendung der KO vom 12. San. gegen die Heuchelei in 
allen liberaleren Kreijen große Hoffnungen auf das neue Regi— 
ment erwecte. Site jchtenen geitärkt durch die Yürforge, die der 
König zugleich damit einer VBerbefjerung des Schulweſens — einer 
alten Forderung der Berliner Aufklärer — zumandte, und durch 
die Ernennung Mafjows zum Minifter an Wöllners Statt. Was 
man erwartete, zeigt klar und deutlich die Widmung an den König 
und die Borrede, die Gedide jeinen „Annalen des Preuß. Schul: 
und Kirchenwejens” ?) voranjchidte. „Eine neue, glückliche Pe— 
riode“ jchien angebrochen. Auch in Eingaben an den König war 
dieje Erwartung an ıhn herangetreten. Eine Eingabe des Kon- 
jiitorialvatS Noentgen zu Eſens (Dftfriesland) vom 26. Januar 
1798 führte die um fich greifende Verachtung der Religion und 
ihrer Gottesdienite darauf zurüd, daß zwiſchen kirchlichen Ein- 
richtungen und herrjchender Denfungsart ein bis zu jchredlicher 
Höhe aufgejtiegener Difjenjus betehe. Ex forderte Reformen dem 
Geihmad der Zeit entjprechend und dem Grade der Aufklärung 
gemäß — vom König! 

Jedoch, Friedrich Wilhelm III. war weit entfernt davon, 


1) Bericht des Minifters v. d. Schulenburg vom 3. März 1798. 
2) Bd. 1. 1800, Berlin Unger. 
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Führer einer neuen Periode der Aufklärung zu fein. Sein Ge: 
genjat gegen Wöllner und jein Regiment war ein fittlich-perjön- 
licher, aber fein fachlicher. Er empfand ſich von Anfang an nicht 
weniger, wie fein Bater, als berufen, für das Seelenheil feiner 
Untertanen zu jorgen; er hegte auch feineswegs den Reſpekt vor 
der Freiheit und die Abneigung gegen Zwangsmaßregeln, die Die 
Doamen der Aufflärung waren, er wollte auch auf firchlichem 
Gebiete die Autorität ſtärken und Ordnung jchaffen. 

Sehr bald bot ſich eine Gelegenheit, dieje jeine Stellung pro- 
grammatifch zu firieren. Am 4. Juli 1800 rief der zweite Senat 
der Kriegs: und Domänenkammer zu Anſpach als Baireuthijches 
Konfiftorium die Enjcheidung des Geiftl. Departements an, ob 
ein ftaatlicher Zwang zur Taufe ausgeübt werden fünne Ein 
Mediziner und Brivatgelehrter, Dr. Sebeck in Baireuth, hatte ein 
am 13. Dez. 1799 geborenes Kind bis zum März 1800 nicht 
taufen lafjen. Dies hatte der Batreuther Superintendent ange: 
zeigt. Das dortige Konfiftorium war geteilter Meinung. Sein 
Bräfident, der nachmalige Minijter v. Schuckmann, vertrat die 
Anficht, daß die Taufe der Kinder eine bürgerliche Pflicht jet, 
und die Eltern dazu jtaatlicherjeitS angehalten werden müßten, 
fand aber dabei Widerjpruch bei der Mehrheit jeines Kollegiums, 
das die Kindertaufe weder von dem Stifter der chriftlichen Religion 
eingefegt, noch nach allgemeinen Grundjäßgen des Kirchenrechts oder 
den in Baireuth geltenden protejtantifchen Kirchenordnungen geboten 
erachtete, und nach dem ER den Grundjaß vertrat, daß ein von 
chriftlichen Eltern erzeugtes und gebornes Kind, auch wenn es 
nicht getauft, aller bürgerlichen Rechte fähig und genießlich jei. 
Das Geiftliche Departement entichied am 24, Juli 1800, daß ein 
beitimmter Termin, bis wann ein Kind getauft werden müſſe, 
nicht feitgejeßt werden könne. Die bürgerliche Ordnung werde 
erfüllt, wenn bei dem Prediger des Orts die Geburt und der bei— 
gelegte Name des Kindes zur Eintragung in die Liſte der Ge: 
bornen angezeigt werde. 

Daß dieje Entjcheidung Aufſehen erregte, fann nicht Wunder 
nehmen, wenn man an die lebhaften Auseinanderjegungen denkt, die 
die Eingabe der jüdifchen Hausväter im Jahre 1799 hervorge- 
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rufen hatte, worin fie ſich bereit erklärten, das Chriitentum an: 
zunehmen, — jedoch ohne Taufe. Bekanntlich hat Schleiermacher 
diefen Vorgang zum Anlaß einer Kleinen Schrift!) gemacht, worin 
er — mie in den „Neden über die Religion“ — die Taufe als 
einen rein religiöfen Akt ohne alle bürgerliche Wirkung fordert 
und daher allen Taufzwang verwirft. Die Entjcheidung des Geijt- 
lihen Departements lag ganz in derjelben Linie: der bürgerliche 
Akt der Eintragung in die Geburtsregijter hat mit der Taufe 
nichts zu tun, jene fann erzwungen werden, dieje iſt Sache der 
unbejchränften Freiheit. 

Auch blieb die Enticheidung des Geiſtlichen Departements 
nicht wirkungslos. In Berlin folgte der Buchhändler Belit dem 
Beijpiel Sebecks und in Oftpreußen ſogar zwei Landwirte. Dieje 
haben jelbjt, amtlich vernommen, über ihre Motive Auskunft ge: 
geben: Sie hatten feine dogmatischen Bedenfen gegen die Taufe, 
aber fie fanden fie „unnötig, abgeſchmackt, für Mutter und Kind 
Ihädlich und im Widerfpruch mit dev DVernunftreligion“. 

Wie dem König Anfang 1802 der Fall aus den Zeitungen 
befannt wurde, war er aufs äußerjte entrüjtet. Bei nächiter Ge- 
legenheit ſprach er Maſſow fein Mißfallen aus und fchärfte ihm 
ein, gegen die Vernachläjjigung dieſes veligiöjen Gebrauchs und 
den Berfall der Neligiofität überhaupt Vorkehrungen zu treffen. 
Diefem Gejpräc folgte am 23. Februar eine ziemlich ungnädige 
KO, worin der König, dem Maſſow inzwifchen das Konzept eines 
Reſkripts an das Oberfonfiitorium durch Kabinetsvat Beyme hatte 
vorlegen lafjen, der Neuerung durch die Feſtſetzung einen Damm 
vorichob, „daß die Kinder chriftlicher Eltern längitens 6 Wochen 
nach der Geburt zu taufen jind“, Die Worte, mit denen der König 
diefe Beſtimmung rechtfertigte, find für jeine Stellung zu charat: 
teriftisch, als daß jie hier nicht wörtlich angeführt werden follten: 

„Es Tann hiebei überall von feinem religieufen Zwange die Rede fein, 
den ich, fo lieb mir meine Religion iſt, deren Geijte er wideritreitet, haſſe, 
weil nicht die Heiligkeit der Taufhandlung felbit, fondern nur die Zeit, 
zu welcher folche vorzunehmen ift, bezweifelt worden. ber vernünftige 
Voritellungen des Pfarrers werden in den wenigen einzelnen Fällen, wo 
ein Vater, durch irgend einen Irrtum verleitet, Diefe heilige Handlung 

1) S. W. Abt. 1, Bo. 5, S. 1 ff. 
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nicht zur bejtimmten Zeit beobachten will, um jo wirffamer fein, als fie 
fich nur bei folchen Eltern ereignen können, die fich vor Anderen als Auf: 
geflärte auszeichnen wollen und daher leicht zu überzeugen fein wer: 
den, daß ihren Kindern durch die frühzeitige Taufe fein dentbarer Nach: 
theil entjtehen könne, diefelben im Gegentheile durch Unterlafjung derjelben 
nachtheiligen Folgen unmwiederbringlich ausgelegt werden. Sollten der: 
gleichen Borjtellungen aber fruchtlos bleiben, fo würden dergl. Eltern, 
wenn ſie fich nicht von der Kirche, mit Verzichtleiftung auf alle davon 
abhängige bürgerlichen Berhältnijje, ganz trennen und blos geduldet fein 
wollen, gleichjam als Wahnfinnige betrachtet, ihren Kindern Vormünder 
beitellt und durch diefe dafür gejforgt werden müſſen, daß die Unvernunft 
der Eltern den Kindern nicht nachtheilig werde. Es iſt daher Mein 
Wille, daß Ahr, ſowohl in den jchon vorgelommenen, als künftigen Fällen 
unterlajjener Kinder-Taufe hienach verfahren laſſen follt. Außerdem aber 
befehle ich Euch, fo wohlmwollend als ernftlich, mit wahrem Grnite und 
Wärme auf die Erhaltung und Beförderung der Achtung für religieufe 
Gebräuche, die für die Neligiofität felbit von der größten Wichtigkeit 
find, bedacht zu fein. 

Religions:Edikte und landesherrliche Befehle, welche geradehin auf 
Befolgung äußerer NReligions:llebungen gehen, haben immer und werden 
immer blos Seuchler machen, und aljo ihren eigentlichen Zweck ver: 
fehlen. 

Es müjlen daher ganz andere Wege eingefchlagen werden, und dazu 
fönnen vorzüglich die Geijtlichen und die Conſiſtorien Durch ein ange: 
mejjenes Benehmen wirkſam fein, jo wie im Gegentheile der Indifferentis— 
mus derfelben, wenn er einreißen follte, von den nachtheiligiten Folgen 
fein muß.“ 

Die KO wurde nicht nur fämtlichen Konjiftorien, jondern 
auch der Deffentlichfeit befannt gegeben), nicht ohne eine ernſte 
Ermahnung des Minifters, joweit es nur ohne Slaubenszwang 
geichehen könne, zu beweifen, daß den Konfiitorien und Getftlichen 
das Sinfen der Wertihägung auch der äußern Gottesverehrung 
nicht gleichgültig jei, und durch alle erlaubten und zwecdmäßigen 
Mittel wahre innere und äußere Religioſität zu befördern. 

Es war in milder Form ein ungnädiger Verweis, empfind— 
lich durch die geringichäßige Art, mit der dev König von denen 
geiprochen hatte, die ſich vor andern al3 Aufgeklärte bezeichnen 


1) Abgedrudt 3. ®. N. C. C. XI, 769, und in der „Schußfchrift für 
die Beibehaltung der Taufe“, Berlin 1802, die entfchieden Recht und 
Pflicht des Staates vertrat, die Taufe der Kinder chriftlicher Eltern inner- 
halb einer beitimmten Friſt zu erzwingen. 
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wollen, und durch jeinen tadelnden Hinweis!) auf den Indifferen— 
tismus der Konfiitorien und Geiftlichen, bedeutjam durch das Be— 
fenntnis zu den Abjichten de3 RES, wenn dies aucd als Mittel 
verworfen blieb. Das Geiftliche Departement gab in einer Imme— 
diatvoritellung an den König feinem Schmerze über die Kal. Un: 
gnade Ausdruck und fuchte jich zu entjchuldigen, indem es feine Ent- 
jcheidung dahin motivierte, e3 fei die Notwendigkeit der Taufe nicht 
bezweifelt, jondern nur die Zeit ihrer Bollziehung als freijtehend 
anerfannt worden, — eine Ausrede, die wenigitens Gedifes ?) und 
Tellers Meinung zweifellos harmlofer Hinftellte, al3 fie war. 
Als Erläuterung der Königlichen Kabinetsordre darf das 
Hofrejfript °) Maſſows vom 18. Februar 1802 angejehen werden, 
das, wie oben erwähnt, im Konzept dem König vorgelegen hatte. 
Dies Aktenſtück zeigt, wie weit entfernt der König von Gedanken: 
gängen der Art war, wie wir jie im vorigen Kapitel fennen ge: 
lernt haben, wie nahe er dem Standpunkt des Neligionsedifts 
jtand, ja, wie wenig gefehlt hat, daß diejes, wenn auch in andrer 
‚Form, erneuert wäre. Der König jieht die Leitung der firchlichen 
Angelegenheiten bis weit hinein in das Gebiet, das durch das 
Landrecht dem Einzelnen und den Kirchengejellichaften abgegrenzt 
war, als jeinen landesfürjtlichen Beruf an. Er teilt feines 
Vaters Abneigung gegen die Aufklärung, er betrachtet fich als 
Organ der Kicchengeiellihaft und gibt den SS 46—48 Tit. XI 
des LRs eine Deutung, die zweifellos dem Sinn feiner Urheber 
widerjtreitet, aber von den größten Folgen jein ſollte. Weitab 
liegt dies Rejtript von den Bejtrebungen, Staat und Kirche zu 
trennen und den Schwerpunkt in die einzelnen Gemeinden zu ver: 
legen. Bielmehr nimmt fich der Staat der kirchlichen Angelegen: 
heiten wieder aufs engite an und betont die Unterordnung der 
Kirchengemeinden und »glieder unter das landesfürjtliche Regiment. 
Ehe wir den weiteren Folgen diejes Königlichen Einichreitens 


1) Diefen empfand Maſſow fo fchwer, dab er in der Veröffentlichung 
der KO das Wort „derjelben“ (ſ. v. S. 3. 26) fortließ. 

2) Bol. Gedifes Ausführung darüber in den Annalen Bd. 2 9. 1: 
©. 132, 


3) Abgedrucdt im Anhange. 
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nachgehen, müjjen wir aber noch etwas bei andern Maßregeln 
verweilen, die inzmwifchen jchon im Schoße des Getitlichen Departe- 
ments in Angriff genommen waren. 

Es mußte das erite Anliegen des wieder in feine Rechte 
eingejegten Oberkonſiſtoriums, wie des Kirchendireftoriums fein, 
die Reformen wieder aufzunehmen, die man jchon früher für un: 
erläßlich gehalten Hatte, die aber unter der Regierung Friedrich 
Wilhelms II. liegen geblieben waren. In derjelben Sigung am 
18. Januar, in der Wöllner die KO vom 12. Januar 1798 
dem Oberfonjiftorium publizierte, und die Aufhebung des Reli: 
gionsedikts feitgeftellt wurde, bejchloß man, daß von den Membris 
collegii nähere Vorjchläge getan werden jollten, welche fernere 
Vorkehrungen zu treffen jeien. Wegen der Liturgie, welche aus: 
zuarbeiten und den Predigern nicht ſowohl vorzuichreiben als 
zum Gebrauche zu empfehlen jein würde, übernahm Teller Bor: 
ſchläge zu machen, Zöllner follte ein Regulativ für die Tentamina 
und Eramina und über die Ausarbeitung und Einführung eines 
Landesfatehismus entwerfen. An die legtgenannte Aufgabe aber 
ift man, wie wir gleich bemerken wollen, gar nicht erſt ewnjtlich 
herangegangen. 

Es war nur natürlich, daß dieſer Anlaß den Mitaliedern 
des Oberfonfiftortums das Bedürfnis nad) einer allgemeinen Um— 
jchau über die -Firchliche Lage nahelegte. Am 11. April 1798 
überreichte der würdige greife Spalding einen Kollegen eine Denk: 
jchrift, waS überhaupt zur Gründung, Belebung und Verbrei— 
tung einer wahren, chriitlich-proteitantifchen Religiofität im Volke 
zu tun ſei. Es iſt Die erjte in der großen Reihe von allge 
meinen Betrachtungen über die Eirchliche Lage, denen wir in 
den nächiten “jahren begegnen. Und wir finden fchon hier viele 
von den Themata auf die Tagesordnung gejegt, um die fich die 
fünftige Erörterung bewegen jollte. In den Bordergrund vüct 
Spalding die Sorge um eine wifjenfchaftliche Hebung der Prediger 
und des Predigernachwuchjes er fordert ein mindeitens dreijäh— 
riges Studium und Verichärfung der Eramina. Daneben aber 
betont er die Notwendigkeit einer ſtrengen Aufjicht über die Geiſt— 
lichen durch die Superintendenten, die Berbefjerung der Liturgie 
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und die Einrichtung von Synodalverfammlungen der Prediger 
nach rheinischem Muſter, nicht als Eirchenregimentliche Organe, 
jondern zur wijjenjchaftlichen Fortbildung und Selbjterziehung der 
Prediger. 

Dieſe Denkichrift iſt im Oberkonſiſtorium eifrig erörtert worden 
und fand lebhafte Zujtimmung, abgejehen von Einzelheiten, wie 
die Feitiegung des akademiſchen Trienniums, die zwar wünſchens— 
wert, aber zur Zeit noch undurchführbar erachtet wurde. 

An Anregungen fehlte es auch ſonſt nicht. Merkwürdige 
Eingaben an den König von Berufenen und Unberufenen vollten 
immer neue Fragen auf!) Bon allen Seiten famen dringende 
Verlangen nach Aufbeijerung der ganz ungenügenden PBfarrgehälter, 
nach SKicchenzucht, Neugeitaltung der Konfiftorien u. ſ. w.; der 
Tätigkeit des Konfiitoriums war damit Stoff in Fülle gegeben. 
Die Fragen, denen man jich zunächit zumwandte, waren: die 
Verbejjerung der Agende und Liturgie im Zufammenhange mit 
der Union; die Neuregelung der Eramina; die Stärkung der 
Disziplin. 

Die Frage der Liturgie und Agende erhielt einen neuen 
Anitoß durch eine Eingabe des Predigers Herroje in Züllichau 
vom Juli 1798, die die Aufmerkſamkeit des Königs erregte. Er 
forderte am 10. juli von Thulemeyer einen Bericht über die 
Anfertigung eines zweckmäßigen Kommuntonbuches und den Stand 
der bis dahin gepflognen Berhandlungen. Darauf fonnte Sad 
jofort mit einem Bromemoria erwidern (13. VII. 1798), 
das zeigt, wie willfommen ihm dieſe Anregung einer jeit langem 
und jorgfältig erwognen Lieblingsjache war. 

Sad jchilderte den bisherigen Gang der Verhandlungen. Wie 
ſich das Bedürfnis nach verbejjerter Liturgie im ganzen protejtan- 
tischen Deutjchland jchon jeit vielen Jahren geltend gemacht babe, 
da die in der lutheriichen, wie in der reformierten Kirche üblichen 
Formulare einer vernünftigen chriitlichen Erbauung in vielen 
Stüden binderlich geworden jeien. Sack fuchte den Grund nicht 
nur in der veralteten Form, jondern im Inhalt: In der Ans 

1) Regierungspräſ. v. Rohr in Emmerich al Regem (10. Nov. 1798); 
der Prediger Carl Witte (3. Febr. 1798). 
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wendung ganz unverftändlicher theologiſcher Ideen, der unrichtigen 
und jeltjamen Anmendung der Schriftworte und in dem Abjtand 
der ganzen darin herrichenden Borjtellungsart von den immer 
mehr geläuterten Einfichten in die chriftliche Neligton. Die er: 
fannten Mängel haben zu einer reichen Produktion Liturgijcher 
Arbeiten geführt; an manchen Orten, in der Bfalz, im Holſtein— 
chen, in Wien und Leipzig (vef.) auch zur Einführung neuer 
Agenden. In den preußiichen Landen aber ift die Reform — 
wie oben bereitS geichildert -—— nicht vom Fleck gefommen. 
Sads Promemoria fährt dann fort: 

„Jetzt erwacht nun bei allen, welchen eine vernünftige chriftliche Er: 
bauung am Herzen liegt, und die den Anjtoß, den viele rechtichaffne und 
ernithafte Chriſten an der ältern Liturgie nehmen, gern weggaeräumt fehen 
möchten, der Wunfch: daß darin von feiten der geiitlichen Behörden etwas 
bewirkt werden möchte; und jo ilt denn auch der Schloßprediger Herroſe 
zu Züllichau veranlaßt worden, feine und feiner Gemeine Bitte unmittel- 
bar vor S. M. Thron zu bringen. 

Meinen Ginfichten nach iſt es äußerſt zu wünfchen, daß eine beifre 
Liturgie nach und nach eingeführt werden möchte; Denn ich bin überzeugt, 
dab Dadurch die Sache chriltlicher Neligiofität gewinnen und der öffent: 
liche Gottesdienjt, der leider ſehr in Nichtachtung geraten, wieder mehr 
gefchägt und befucht werden würde. 

Es werden zwar immer Verjchiedne fein, die Damit nicht zufrieden 
find; aber auf der andern Seite entjteht auch bei einem großen achtungs: 
werten Teile des Bublilums eine weit gegründetere Unzufriedenheit, wenn 
das Gute, das die Vorſehung durch verbreitete beifere Erkenntniſſe herbei: 
geführt hat, als ein nicht zu brauchendes Pfund vergraben bleibt. 

Alle Willenfchaften und Künfte haben feit 200 Jahren ungemeine 
Fortfchritte gemacht. Nur die Form kirchlicher Erbauung iſt unverändert 
diejelbe geblieben. 

Inzwiſchen wird allerdings Behutſamkeit nötig fein, um nicht zu 
Unruhen, Klagen und Trennungen Anlaß zu geben. Zwang und Gewalt 
würden ohne Zweifel den Geiſt des MWideripruchs wecken und das abge: 
zweckte Gute eher hindern als befördern. 

Meine obnmaßgeblichen Gedanken über die beite Art der Ginführung 
einer neuen Agende find folgende: 

1) Daß von dem geijtlichen Departement mit Allergnädigiter Ge— 
nehmigung Sr. Maj. einigen ernitbaften und dazu in jeder Rückſicht 
brauchbaren Männern aufgetragen werde, eine Sammlung von kirchlichen 
Gebeten und Tauf:, Trauungs: und Abendmahlsformularen mit Bes 
nußung der fchon vorhanden und allgemein geichägten Agenden zu ver: 
anitalten. 
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2) Wenn diefe Arbeit vollendet und von der Behörde gebilligt worden, 
jo würde der Drud derjelben verordnet, und, wie es mit dem Gefebuche ’) 
gehalten worden, eine zeitlang abgemwartet: ob die allgemeine Stimme 
des Publifums die Arbeit zweckmäßig oder unbrauchbar finde, und dem: 
nad) der öffentliche Gebrauch derjelben von den Berjtändigeren gemwünfcht 
oder widerraten würde. 

3) Findet die neue Agende im allgemeinen Beifall, und wird die Ein: 
führung derfelben von den mehrjten Predigern und Gemeinden verlangt, 
fo würde durch ein Reſkript aus dem Geiltlichen Departement allen Be: 
hörden befannt gemacht, daß der öffentliche Gebrauch derfelben erlaubt 
werde, ohne jedoch den Gebrauch der bisherigen alten Agende gradezu 
zu verbieten; indem es jeder Gemeinde, und bei Taufen und Trauungen 
den Eltern und den Brautpaaren freiltehen müßte, von ihrem Prediger 
zu verlangen, daß er fich des alten Formulars bediene, jobald fie Dadurch 
ihre Erbauung bejjer befördert zu jehen glauben. 

Auf diefe Weile würde, nach meinem Dafürhalten, in wenigen Jahren 
die neue bejjere Agende jich von ſelbſt empfehlen und allmählich einführen ; 
da hingegen durch plößgliche Abjchaffung des Alten, und durch obrigfeit: 
lihe Zwangsmittel obnfehlbar Mißvergnügen und Befchwerden erregt 
werden würden.” 

Am bedeutungsvolljten aber it der Schluß von Sads Pro— 


memoria: 

„sch nehme mir die Freiheit, noch einen Wunſch bei diefer Gelegen- 
heit zu eröffnen, dejjen Erfüllung, wie es mir jcheint, vielen redlichen 
Ghriften im Lande fehr viel Freude machen würde. Auch das lutheriiche 
Oberfonfiftorium bejchäftigt jich jet mit den Weberlegungen, wie eine 
beiire Agende ohne Zwang zu empfehlen und einzuführen jei. Der alte 
würdige Herr Spalding und der felige Oberkonſiſtorialrat Dietrich haben 
darin ſchon vor mehreren Jahren jehr viel vorgearbeitet, welches aber 
bisher ohne weitern Gebrauch liegen geblieben ilt. Die beiden prote- 
itantifchen Kirchen in den preußischen Yändern find Durch die weile 
Toleranz der Landesherren Gott Yob! fchon dergejtalt verichwiitert und 
vereiniget, daß die Verfchiedenheit der beiderleitigen kirchlichen Syiteme 
ihr ehemaliges Gewicht verloren hat und feine wefentliche Trennung 
unter ihnen mehr veranlaßt. Warum jollte nun die bisherige Scheide: 
wand durch eine doppelte reformierte und lutheriiche Agende noch bei: 
behalten oder von neuem aufgeführt werden? Nebendem find die beiden 
Agenden fchon jest arößtenteils konform, und weichen mehr in Wörtern 
als in Sachen hin und wieder von einander ab. 

Wenn daher die neu anzufertigende Agende von tolerant denfenden 
Männern aus beiden Konfeflionen zulammengefegt, und dann als eine 
jolche empfohlen würde, die ſowohl in der reformierten als in der luthe- 

1) Gemeint iſt das LR. 
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riichen Kirche zu gebrauchen erlaubt wäre; jo würde dadurch ein jehr 
wichtiger Schritt mehr zur Annäherung zweier leider ohne Not getrennter 
Kirchenparteien geſchehen. Möchten dann auch die ſogen. Unterichei: 
dungslehren immer ftehen bleiben; jo würde doch ein Band mehr 
brüderlicher Einigkeit diejenigen, die in allen wejentlichen Stüden einerlei 
Meinung find, zufammenhalten, und auf die Art, jo Gott will, nach und 
nach alle Trennung zwifchen Parteien, die fich nie hätten trennen jollen, 
aufhören. 

Man hat eine foldye Vereinigung oft gewünscht und gefuht. Man hat 
fie aber durch Bereinigung der Meinungen jelbit zu bewirfen gehofft, 
welche Hoffnung aber immer fehlgefchlagen iſt; und bei der Verſchieden— 
beit der Denfungsart und der Einfichten, wie bei dem großen Intereſſe, 
welches Objekte des Glaubens immer behalten werden, auch bejtändig 
feblichlagen wird. Friede, Duldung und Liebe find die einzig möglichen 
Mittel der Einigkeit in Neligionsfachen! ..“ 

Diejes Promemoria überreichte Thulemeyer dem König am 
15. juli 1798, indem er ſich Sad ganz und gar anjchloß. 

Sp war die Reform der Liturgie jchon, ehe fie noch ange: 
griffen war, mit dev Union der beiden proteftantischen Kirchen: 
parteien verfoppelt worden. Und diefer Zujammenhang war ein 
notwendiger, die beiden ragen liegen fich nicht trennen. Eine 
liturgifche Reform mußte entweder zur Wiederaufrichtung der 
dem Zeitbewußtjein niedergejunfnen konfeſſionellen Schranken füh— 
ren oder zur Union. Es iſt auch gar feine Frage, daß gerade 
um dieſer Folge willen die agendarische Neform in den weitejten 
Ktreifen erjtrebt wurde: man wollte die innerlich empfundne Ein: 
beit äußerlich zum Ausdruck bringen. 

Unionsgedanfen lagen überhaupt in der Luft. Wurde im 
Jahre 1804 doch in Frankreich alles Ernites der VBerjuch gemacht, 
zur eier von Napoleons Krönung die reformierten Geijtlichen 
und Gemeinden mit der fatholifchen Kirche zu vereinigen! Mit 
ähnlichen Gedanken hatten ſich auch Dalberg und andre Kleinere 
Geiſter getragen?!). Wollends war in den Preußtichen Staaten 
| 1) Rabaut le jeune, Details historiques sur les divers projets de 
Reunion de toutes les communions chretiennes. Paris 1806; Dalberg, 
traite sur lunivers, Mannheim 1778; Masius, Le livre de la Reunion, 
Leipzig 1785; Jeruſalem, Bon der Kirchenvereinigung, 1772; 9. ©. v. Alpen, 
Batriot. Aufruf zur allgen. Bereinigung der Neligionen, 1801; Runge, 
Sit denn fein Verein der chriltl. Neligionsparteien möglich? Glogau, 
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die Tendenz auf Einigung der Neformierten mit den Quthevanern ?) 
von jeher gepflegt worden, jchon um den Abſtand zwijchen dem 
Bekenntnis des Negentenhaujes und der Mehrheit des Volkes zu 
bejeitigen. Noch im Jahre 1782 hatte das Reformierte Kivchen- 
Direktorium, um den Zwiſt dev beiden protejtantiichen Neligions- 
parteien nicht neu anzufachen und das Vergeſſen der Unterſchei— 
dungslehren nicht zu hindern, die Herausgabe einer Brandenbur- 
giihen reformierten Kirchengejchichte unter Georg Wilhelm, von 
dem Breslauer Hofprediger Hering, verhindert. 

GSharakteriftiich tit an dem Promemoria Sads vor allem 
dreierlei. Das Motiv der liturgischen Reform ift nicht etwa aus 
dem Kampfe gegen die Aufklärung entnommen, fondern im Gegenteil 
Verjöhnung des Zeitgetjtes mit den firchlichen Gebräuchen. Sad mill 
nicht Repriſtination, jondern wirklich eine Reform. Sodanı: Das 
Bromemoria jteht durchaus auf dem Boden der Anerkennung der li— 
turgiichen Freiheit. Die mancherler üblen Erfahrungen, die man 
mit der Einführung neuer liturgiicher Formen gemacht hatte, 
3. B. im Holiteinfchen, hatten dazu beigetragen, diejen Standpunkt, 
der ja auch im LA ausgeprägt ift, neu zu gründen, und Sad 
jpricht deutlich aus, daß der Verzicht auf jeden auch nur jchein: 
baren Zwang für ihn die unumgängliche VBorausjegung der Re: 
form tft. Drittens: Sad hat bier, was für die Folgezeit fo 
wichtig werden follte, zum eriten Male die Union jelbit als eine 
wejentlich liturgifche Sache hingeftellt und den dogmatiſchen Eini- 


1802; Schlegel, Ueber den Nuten der Annäherung und Nehnlichmachung 
der mehreren chrijtl. Neligionsparteien, Lpzg., 1803. 

1) Schriften diefer Jahre, die wenigitens eine jolche Union empfahlen: 
D. W. F. Hufnagel, Natichläge eines Weltbürgers zu einer zwechmäßigen 
Vereinigung beider proteitant. Kirchen; Brauer, Gedanken über einen 
Kirchenverein beider proteit. Neligionsparteien; Schember, Ueber Ber: 
einigung der beiden proteit. Konfellionen in den Bad. Gejamtlanden; 
Schleiermacher in 2 unvorgr. Gutachten, ©. W. 1 Bd. 5, ©. 46 fi.; 
Bland, ©. J. Ueber die Trennung und Wiedervereinigung der ge: 
trennten chrijtl. Hauptparteien, Tüb. 1803. Die legtgenannte, fehr einge: 
hende Schrift betont bei aller Wärme für die Sache doch die rechtli- 
chen Schwierigkeiten und fommt zu dem Nefultat, mehr abzuraten, als 
zuzureden. 
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gungsverjuchen den Riegel vorgefchoben, Die Union erjcheint als 
Gemeinschaft des Gottesdienjtes, der fonfejjionelle Standpunkt als 
Brivatjache, wovon die kirchliche Gemeinschaft unabhängig. it. 

Die KO des Königs vom 18. Juli 1798, die auf dieſes 
Promemoria hin erging, bedeutet dann die offizielle Einleitung 
der liturgiichen Reform, ganz in der Richtung dev Sadichen Vor: 
ichläge. Die KO lautet: 


Meine lieben Etatsminiftres Frhr. von Thulemeyer und von 
Maffomw. Aus dem von Euch dem Baron von Thulemeyer eingereichten 
PRromemoria des Oberkonſiſtorialrates Sad, eine neue Ktirchenagende be- 
treffend, babe ich mit Wohlgefallen erfehen, dab ſehr viele Prediger und 
Gemeinden beider Konfeflionen das Bedürfnis einer verbejferten Liturgie 
fehr lebhaft fühlen und daher eine den gereinigten Neligionsbegriffen an: 
gemeſſene neue Agende jehnlichjt wünſchen. Ganz befonders aber freut 
es mich, daß Hoffnung vorhanden ilt, beide Konfellionen durch eine 
gemeinjchaftliche Agende, der bleibenden Berjchiedenheit der Meinungen 
ungeachtet, einander näher zu bringen, und dadurch jelbit den unaufge- 
flärten Teil der kirchlichen Gemeinden immer mehr und mehr zu über- 
zeugen, daß Friede, Duldung und Liebe Die einzig möglichen Mittel der 
Einigkeit in WReligionsfachen find. Durchdrungen von Ddiefer Wahrheit 
will ich, daß bei der vorhabenden Liturgie nicht bloß aller Zwang, denn 
an dieſen darf in Angelegenheiten des Gewilfens und der Ueberzeugung 
gar nicht gedacht werden, fondern auch fo viel als möglich alle bürger: 
liche Autorität vermieden und die ausjuarbeitende verbeilerte Agende 
anfänglich bloß als eine Privatunternehmung einzelner Gelehrten ange- 
jehen werden foll. In diefer Hinficht finde ich die gang in diefem Geiite 
gemachten VBorjchläge des Rats Sad fehr zwecmäßig und empfehle fie 
Euch zur angelegentlichiten Beherzigung. Nächſtdem aber befehle ich Euch, 
einigen ernithaften, tolerant denkenden und in jeder Rückſicht zu dieſem 
Geſchäfte brauchbaren Männern, nach vorgängiger Meiner Genehmigung 
derjelben, den Auftrag zu machen, eine Sammlung von kirchlichen Gebeten, 
Tauf:, Trauungs: und Abendmahlsformularen mit Benußung der ſchon 
vorhandnen und allgemein geichägten Agenden zu veranitalten, Diele 
Arbeit fodann von der Behörde prüfen und nach von derjelben erhaltener 
Billigung, folhe dem großen Publikum zur allgemeinen Prüfung durch 
den Drucd vorlegen zu lafjen, die Stimmen der Verjtändigen darüber zu 
vernehmen, ihre gegründeten Erinnerungen zu benußgen, und wenn Die 
öffentliche Meinung für die Jwecmäßigfeit derfelben entjchieden hat, aud) 
die mehreiten Prediger und Gemeinden die Ginführung derſelben ver- 
fangen, unter Einreichung derſelben an Mich zu berichten. Alsdann werde 
ich bejtimmen, ob Der öffentliche Gebrauch der verbeilerten Agende denen, 
die fie verlangen, unter gänzlicher freiheit eines jeden, ftch noch der alten 


Erſte Vetätigungen eine3 Kirchenregiments. 111 


Agende zu bedienen, erlaubt werden folle. Nur auf diefe Weiſe wird 
eine, in dieſer wichtigen Angelegenheit, wovon die Wiederbelebung der in 
neuern Zeiten fo merflih in Abnahme gelommenen Neligiofität abhängt, 
fo höchit wünjchenswerte Verbeflerung ohne anjtößige unrubige Auftritte 
bewirft werden fünnen. Sch empfehle Euch daher, bei der Ausführung 
dieſes Auftrages, mit der möglichiten VBorficht und Behutfamfeit zu Werke 
zu gehen, und verfichre Euch, daß Ihr Euch dadurch aufs neue befeitigen 
werdet in der Gnade Eures wohlaffeftionierten Königs. 

Gemäß dem Königlichen Befehl ſetzten die beiden Departe- 
mentsminifter eine Kommiſſion ein, zu der Maſſow die lutheri- 
chen Oberfonfijtorialräte Teller, Zöllner und Hecker, Thulemeyer 
die reformierten Sad, Hofprediger Conrad den älteren und Meie— 
rotto deputierte. Die Kommijjion begann am 24. Oftober ihre 
Arbeiten mit dem merkwürdigen und wenig zu der Unionsten— 
denz des Vorhabens pajjenden Beihluß, daß zunächſt von beiden 
Seiten eine Agende entworfen, dieſe gegenjeitig fommuniziert, und 
dann beraten werden jolle, wie daraus ein Ganzes gemacht wer: 
den fünne. Das Erjte, was zuftande fam, war ein veformiertes 
Formular für die Vorbereitung und Feier des hi. Abendmahls. 
Die lutherifchen Kommiſſare hatten doch Bedenken, eine jolche der 
lutberifchen UWeberlieferung jo ganz fremde Form anzunehmen und 
rieten, vorerſt einen Verfuc damit in den reformierten Kirchen zu 
machen. Darauf wurden fie zu Oftern 1800 probeweije mit Ein: 
verjtändnis des Domminijteriums in der Berliner Domlirche ein: 
geführt. Sie fanden Beifall, und auch andre Gerftliche nahmen 
jie an, aus freiſter Entichließung: ausdrüdlich hatte der König 
den Gebrauc zwar erlaubt, aber dabei eingejchärft, daß er feiner 
Gemeinde aufgedrungen werde und feinerlei Zwang ftattfinden 
dürfe. (RO 27 III 1800.) Sie find gedrudt in dem bei Well: 
jtab verlegten veformierten Kommuntonbuch !). 

Die Arbeit der Kommifjare geriet ins Stoden. Der vefor- 
mierte Kommifjar Meterotto war erſt erfranft, dann geitorben ; 
auch andre der Kommiſſare waren duch Alter und Kränklichkeit 
gehindert, jich dev Sache mit dem nötigen Eifer hinzugeben. Erſt 
die Vorgänge im Jahre 1802 brachten fie wieder vorwärts, 

Schneller fam das Oberkonfiftorium mit der Neuregelung 


u Es iſt mir nicht gelungen, desſelben habhaft zu werden. 
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des PBrüfungsweiens zuftande Unter dem 12. Februar 1799 
wurde eine Inſtruktion für die Konſiſtoria über die theologischen 
Prüfungen exlaffen ). Es war die leßte Leiltung des alten Ober: 
fonfiitoriums, und für ihre Brauchbarkeit jpricht, daß die Inſtruk— 
tion fi) in der Preußtichen Landeskirche bis zum Jahre 1893 im 
Gebrauch behauptet hat. 

Die Inſtruktion bedeutet zweifellos einen bedeutenden Fort: 
ichritt gegenüber der herrichenden YZerfahrenheit. Sie legte Die 
Brüfungen in die Hände der tonfiftorien und hob die Prüfungen 
aus der Enge irgend eines Studierzimmers in das plenum collegii. 
Sie gab über den Gang des Eramens und die zu leitenden Bes 
dingungen bis ins Einzelnjte gehende Vorfchriften, obgleich fie die 
beitehenden Objervanzen nicht aufhob, wonad) auch einzelne Mit: 
glieder der Konfiitorten mit einem oder mehreren ihnen zugeord: 
neten Predigern die Prüfung verrichteten, 3. B. in der Kurmark 
der jeweilig älteite Propft von Nicolai oder Petri, und jogar die 
Beauftragung eines Inſpektors mit dem Tentamen nicht gänzlich 
bejeitigte. Ste jchloß die Gefinnungsinquifition beftimmt aus, 
legte aber allen Nachdrud darauf, „daß Diejenigen, denen ein 
Predigtamt anvertraut werden joll, nicht nur die erforderlichen 
Einfichten, jondern auch gewiljenhaften Ernſt und die nötige Geſchick— 
lichkeit haben, fruchtbare Erkenntnis der Religion und einen wahr: 
haft chriitlichen Sinn bei den ihnen anzuvertrauenden Gemeinden 
zu befördern”. Deshalb joll der Wandel des Kandidaten vor 
jeiner Meldung und Bewerbung fontrolliert werden, bei nachge— 
wieſenem Leichtjinn, Pflichtvergefjenheit oder Unfittlichfeiten ſoll 
die Zulaffung zum Gramen pro ministerio verjagt, die zum 
Examen pro lieentia nur bedingungsweiie erteilt werden. 

Die Inſtruktion gab aber mehr, als das bisher Beſprochene. 
Ste charakterifiert ſich als ein ernitgemeinter Verjuch, die wiſſen— 
ichaftlichen und moralischen Qualitäten des geiftlichen Standes zu 
heben. Zwar die Feſtſetzung eines Mindeftitudiums von 3 „Jahren 
ichien, wie wir gehört haben, dem Oberfonfiitorium noch zu weitge- 
hend, aber die hochgeipannten wifjenschaftlichen Anforderungen waren 


1) Gedrudt inv. Kamptzs Annalen Bd. XI, S. Bl, 
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ohne gründliches Studium nicht zu befriedigen. Die immer häu— 
figeren Klagen über Abnahme der Bibelfenntnis und des Ber: 
jtändnifjes der Urſprachen waren darin berückfichtigt, daß ausdrück— 
lich die Unbefanntichaft mit dem Grundterte des neuen Teſta— 
ments al3 entjcheidender Grund zur Verſagung der licentia con- 
cionandi bezeichnet war. Auch mußte im Tentamen die Fähig— 
feit, das neue und alte Tejtament im Urterte zu lejen, befonders ge: 
prüft werden. Etwas jtiefmütterlich ift die Kirchengejchichte, dem der 
Hiſtorie abgeneigten Sinn der Zeit entjprechend, bedacht, fie iſt 
nur als Hilfswifjenjchaft der Dogmatif gewürdigt, der Nachdrud 
auf die Kenntnis der Entwiclung des protejtantiichen Lehrbegriffs 
gelegt. Die Inſtruktion gibt denen, die das Examen vorzüglich 
beitanden haben, Ausficht und Anwartjchaft auf Beförderung ; ſie 
legt den Mittelmäßigen den Zwang weiterer Studien zu ihrer Ber: 
vollkommnung auf, über deren Ergebnis Kollogquia gehalten wer: 
den jollen, und macht von deren Ausfall die Verleihung beſſrer 
Stellen abhängig. Sie unterftellt auch die Ungeübten noch nad) 
der Anjtellung der jtändigen Beobachtung und Aufficht der In— 
ipeftoren und Konfiitorien. Bejonders wichtig aber jind die Be- 
jtimmungen über die Kolloquia mit den zu berufenden Inſpektoren. 
Niemand joll zu einem jolchen Amt berufen werden, der nicht 
neben Gejchäftsgewandtheit und Paſtoralklugheit auc eine hin: 
längliche theologische Gelehriamfeit befite. 

Für das Reſultat der Prüfung jollen nicht nur die Einzel- 
fenntniffe, jondern auc der Gejamteindruf von der Perſönlich— 
feit des Kandidaten maßgebend fein, die Eraminatoren jollen dar: 
auf jehen, ob „die Förderung wahrer Religiojität dem Kandidaten 
eine Angelegenheit des Herzens geworden ſei“. Die wiljenfchaft: 
lichen Anforderungen find hoch; vorzüglich fällt auf, wie ſehr auf 
den Nachweis eignen Nachdenfens und Urteilsvermögens gedrängt 
wird. Die eigne Meinung wird ausdrücdlicy gejchüßt; der Era- 
minator joll nicht verlangen, daß der Kandidat jeine Meinung 
würdige und billige, jondern fich zufriedengeben, wenn der Kandi- 
dat für die eigne etwas Stützendes anführen fann. 

Einen großen Fortichritt bedeuten weiter die Strafbeitim: 
mungen für die Zulafjung folcher Kandidaten zur Re die Die 


Averjter, Emtftebung d. preuß. Landeskirche. 1. 
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lic. cone. nicht rechtmäßig erlangt haben, ausgenommen Uebungs: 
predigten der Studenten. Dagegen war es eine gefährliche Kon- 
zeſſion an die Patrone, daß die Inſtruktion die Bräjentation von 
noch nicht einmal pro lic. conc. geprüften Sandidaten zum Pfarr: 
amt zwar erjchwerte, aber nicht ausichloß, und daß das Eramen 
pro ministerio erjt nach der Erwählung zu einer bejtimmten 
Stelle ftattfinden jollte. Immerhin fchärfte jie ein, daß die Pri- 
vatpatrone dem Präfentierten unter feinen Umſtänden die Voka— 
tion ausfertigen jollten, ehe er daS Eramen pro min. bejtanden habe. 

Gar nichts kam zunächjt heraus in der Frage der jtrengeren 
Aufficht über die Geiftlichen. Wir erwähnten jchon oben die Ka— 
binetSordre vom 23. November 1797 gegen die Mipftände in der 
Beamtenschaft int allgemeinen. Gleichfalls iſt jchon der Bericht 
Rohrs erwähnt, worin eine erſchreckende Schilderung vom Tiefitand 
der protejtantifchen Geiftlichfeit gegeben war. Rohr hatte zur 
Abhilfe dagegen die allgemeine Einführung dev niederrheintichen 
Stlajfifalverfammlungen und der fynodalen Ktirchenvifitationen emp— 
fohlen. Aber diefer Hinweis blieb zunächit unbeachtet. 

Am 6. Auguft 1798 benüßte der König einen Spezialfall, 
um Maſſow aufzufordern, „die Amtsführung und den Lebens: 
wandel der Geiftlichen unter eine genaue Kontrolle zu jegen, und 
der immer mehr überhandnehmenden Sittenlofigkeit der Kirchen: 
diener, die von den jchädlichiten Folgen auf die Moralität der 
Gemeinden it, entgegenzutreten“. 

Indeſſen, die Sache blieb liegen, bis auch fie durch die Vor— 
gänge im jahre 1802 neuen Anjtoß empfing. 


Das Hofreifript vom 18. Februar 1802 bot den Anlaß einer 
neuen grundjäglichen Erörterung über die Lage des protejtan- 
tischen Neligionswejens im Staate. Die Näte des Oberkonſi— 
ftorii äußerten fich darüber in 3. T. jehr ausführlichen Gutachten, 
unter denen das von Sad durch Gründlichkeit und Wärme auf: 
fällt. Er war bei der zunehmenden Senilität von Teller und 
Zöllner der eigentliche spiritus rector des Oberfonfiltorii, wie 
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auch das Reformierte Kirchendireftorium hinter jeiner perjönlichen 
Führung zurüdtrat. 

Sad jtellte an den Anfang feiner Ausführungen einen Rück— 
bli auf das RE und jeine verderblichen Wirkungen und eine 
ernite Warnung vor Zwang in Religionsjachen und obrigfeitlichen 
Befehlen über Handlungen, deren Wert durch die Freiheit bedinat 
it. Ebenjo ernſt aber betonte er, daß der Stand der religiöjen 
Gefinnungen feiner Regierung gleichgültig fein dürfe, und daß 
der gegenwärtige Verfall, das Eindringen der neueren philojo- 
phiſchen Syjteme und der Grundfäge der franzöjiichen Revolution, 
Grund zu ernjter Sorge jei. Daraus ergebe jih nun die vom 
König geitellte Frage: Was darf und was foll der Staat da: 
bei tun? „Sehr fein und faum bemerkbar iſt die Grenzlinie, 
welche die Weisheit und Gerechtigkeit nicht überjchreiten darf“. 

Sad beruft fi) zur Antwort auf den Inhalt jeines über 
das NE jeiner Zeit erjtatteten PBromemoria. Er empfiehlt: He— 
bung des Schulwejens, größere Strenge bei Bejegung der Schul- 
lehrer: und PBfarritellen und jorgiamere Aufficht über den Wandel 
ihrer Inhaber, Fürſorge für quten, fatechetifchen Unterricht, Rei— 
nigung und Schuß des öffentlichen Gottesdienites, gutes Beijpiel 
der Hochſtehenden. Nachdrücdlich betont er den Schaden, der 
daraus entjteht, daß Schule und Kirche vielfach gegen einander 
wirfen. Und nicht ohne Leidenschaft äußert er ſich über die herr: 
chende Tendenz der Unterhaltungslitteratur, obgleich er die Preß— 
freiheit nicht angetajtet wijjen will. Schwerlich ganz ohne Neben— 
abjicht stellt ex fejt, daß vom Staat zur Hebung des öffentlichen 
Gottesdienite3 und zur Reform des Kultus nur wenig geichehen 
fönne. „Auch dürfte an der Form der Gottesverehrung in unfern 
proteftantischen Kirchen nur wenig zu bejjern fein“. Der Bunt, 
auf den es hierbei vor allem ankommt, wird jcharf und klar in 
den Vordergrund gejchoben. Es iſt, was die Beten dev Zeit 
mit mwachjender Sorge erfüllte: der Niedergang der Predigt und 
des Einfluffes der Prediger. „Das hängt wieder zufammen mit 
der Armfeligkeit und Dürftigkeit, zu dev der geiftliche Stand unter 
den Protejtanten verurteilt iſt, und der tlliberalen und 3. T. ent: 
ehrenden Art, wie viele Prediger ihre Subfiitenzmittel zufammen: 

8* 
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bringen müfjen. Sie ziehen ihren Nachwuchs faſt ausschließlich 
aus den niedrigen Ständen“. 

Der auf Grund der abgegebenen Voten und mündlicher Be: 
ratung von Zöllner abgefaßte Bericht vom 8. April 1802 „über 
die Beförderung größerer NReligiofität in den Königlichen Staaten“ ') 
jteht erheblich unter der Höhenlage diejer Betrachtung ; mit Necht 
jegte Sad daran aus, daß die Aufbejjerung der äußern Yage 
des geiftlichen Standes zu jehr in den Vordergrund gerückt jei. 
Er umjaßt 147 Punkte. Einleitend wird der Mißbrauch der 
Preßfreiheit als eine Quelle der Geringfchägung der Religion be: 
zeichnet und eine veritärkte Zenjur empfohlen, auch verlangt, daß 
den höheren Ständen, namentlich den Beamten, Vorftehern der 
Gilden, Zünfte, Innungen u. j. w. der Wert der Religion 
und des Gottesdienjtes bedeutet werde. ES folgen Forderungen 
jtvengerer Sonntagsheiligung, des Schußes der gottesdienjtlichen 
Beiten, der baulichen Erhaltung der Kirchengebäude, des Werbots, 
fie zu weltlichen Zwecken, wie Muftlaufführungen u. dal., zu ge- 
brauchen. Den Schluß machen Vorjchläge über die Hebung des 
Schulwejens. Im Mittelpunkt aber ſteht eine Erwägung der 
Verfaſſung und Befchaffenheit des geiftlichen Standes, Wohl 
bedürfe auch die tadelhafte Form dev Gottespdienjte, die noch ganz 
das Gepräge voriger Jahrhunderte behalten hat, während Ge: 
ihmad, Denkungsart und Sitten jich auffallend verändert haben, 
der Verbeſſerung, doch dürfe eine Erneuerung der Liturgie feine 
tjolierte Maßregel bleiben, und werde nur in Zufammenhang mit 
der Hebung des Predigerjtandes von Erfolg jein. Von defjen 
Lage gibt der Bericht nun ein anjchauliches Bild. Er hebt ber- 
vor, wie ungenügend jich die Disziplin der Gerichte erwiejen 
babe, und wie gefährlich die -Ausichaltung einer konſiſtorialen, 
geritlichen Disziplin ſei. Aber ſchlimmer noch, als daß viele grobe 
Verſtöße zum Schaden des Standes ungerügt blieben, ſei die all: 
gemeine Untauglichkeit vieler Gerftlichen für die Zwecke ihres 
Amtes: ungenügende Gelehriamkeit und allgemeine wiljenfchaft: 





1) Gedrucdt ale Anhang zu der Schrift von Sad, Ueber die Ber: 
einigung der beiden proteitantischen Kirchenparteien in der preußifchen 
Monarchie. Berlin, 1812, Maurer; S. 115—191. 
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lihe Bildung. Worin liegen die Gründe? In der Herkunft und 
dem jozialen Niveau zuerſt. Es kommt fein Nachichub aus den 
gebildeten Kreifen , nicht einmal die Predigerfrauen entitammen 
diefen. Die Bargehälter find feit 2!/, Jahrhunderten, die Acei— 
denzien jeit 200 Jahren unverändert geblieben, ja, jogar zurück— 
gegangen. Die Einnahmen aus dem Landbau find unficher und 
jchwantend. Noch al3 Kandidaten ergreifen viele bei diefen Aus» 
fichten andre Berufe. Die ins Amt geben, fönnen aus Mangel 
an Büchern nicht weiterjtudieren. „Die Armut erzeugt auch Vie: 
drigfeit dev Gejinnung, Laſter und Unfrieden, Bernachläjfigung 
des Dienftes. Die Aceidenzien jind entwürdigend, weil fie den 
Pfarrer von Batron, Amtmann und Gemeinde abhängig machen. 
Ste abzujchaffen, jo wünjchenswert es it, find feine Mittel vor- 
handen, doch jollen wenigitens die allerdürftigiten Stellen aufge: 
bejjert, die gar zu Eleinen und jchlechten zujammengeleat, und in 
jeder Provinz einige Stellen, bejonders die der Generaljuperin: 
tendenten, ausgezeichnet werden, um als Sporn zu dienen. Die 
dringend nötige jtetige Beauffichtigung der Pfarrer iſt gehindert 
durch den Mangel von Fonds für Erſatz der Auslagen der In— 
ipeftoren, weshalb dieje ſich vor Reifen jcheuen, und durch den 
Mangel an Anjehen und Rang unter den Diözefanen. Gefordert 
wird für fie der generelle Titel Superintendent und der Rang 
gleich hinter dem Ddirigierenden Bürgermeiſter. Endlich bedarf 
auch die Erziehung der jungen Theologen auf Schulen und Uni: 
verjitäten und in der Kandidatenzeit einer Verbeſſerung, — es 
berührt peinlich, daß gerade diejer, vielleicht wichtigjte Punkt, nur 
gleichjam vorübergehend behandelt wird. Auch die lutheriſche Kirche 
braucht eine ähnliche Stiftung, wie jie die reformierte im Domkan— 
didatenſtift befißt. 

Der Erfolg diefes Berichts war geringer, als jeine Urheber 
erwartet hatten. Er drang gar nicht bis zum König. Der Mi- 
nıjter hatte ihn noch im April 1804 bei jich liegen und zeigte 
wenig Neigung, ihn weiterzugeben. Dennoch dürfen wir in manchen 
einzelnen Verordnungen eine Wirkung dev Darlegungen des Ober: 
konſiſtoriums jehen. So wurde erjt die Veranftaltung muſikaliſcher 
Aufführungen gegen Entree in den Kirchen durch Verfügung vom 
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26. April 1903 verboten, nachdem im Beifein des Königs in der 
Nikolaitirche in Berlin ſogar Beifall geflaticht war, und jpäter, 
18. März 1806, generell die Benügung der Kirchen zu Zwecken, 
die dem Anjtande und der Bejtimmung der Kirchen zu andäch— 
tigen Berfammlungen entgegen find. Die Dauer des theologijchen 
Univerfitätsjtudiums wurde auf drei „jahre fejtgefegt (27. Nov. 
1804). Eine freilich fruchtlos gebliebene Unterfuchung dev Pre: 
digergehälter wenigitens auf den Stellen Königlichen Patronats 
wurde veranjtaltet. Als binlänglich wurde dabei angenommen 
ein Gehalt von 500 Talern außer freier Wohnung und Holz. 
Es ergab fich, dag von den reformierten Stellen — die Unter: 
juchung der Iutheriichen fam, wie es jcheint, nicht zum Abjchluß, 
— 33 dahinter zurückblieben, einige Stellen trugen nicht mehr als 
250 bis 300 Taler. Der König Half wenigjtens mit Unterjtüt- 
zungen aus, jo qut ev vermochte. Den geijtlichen Obern wurde 
die Befugnis erteilt, ber dringenden Firchlichen Bauten ohne Weit: 
läuftgfeiten einen vorläufigen Berteilungsplan feitzufegen und in 
Bollzug zu bringen (18. Febr. 1805). 1805 trat das General: 
oberfinanz:, Kriegs: und Domänendireltorium in eine Beratung 
darüber ein, ob der Entheiliaung des Sonntags durch den Ver: 
fehr und das Offenhalten der Schenfen gejteuert werden fünne. 
(Endlich wurde am 4. Auqujt 1806 für alle Geiftliche, welche die 
Aufficht über einen gewiſſen Diftrilt von Kirchen und Schulen 
haben, die gleiche Benennung „Superintendent” vorgeichrieben, und 
dies bei Lutheranern und Neformierten gleicherweie troß mans 
cherlei Widerjpruch durchgeführt. Dagegen jcheiterte ein Verſuch, 
den Bußtag auf die Zeit zwiſchen 1. November und 1. April zu 
verlegen. Das Oberkonfiitorium batte den Aſchermittwoch dazu 
empfohlen, aber die Nüdjicht auf den unmittelbar vorhergehenden 
‚sajtelabend beſtimmte den König, darauf nicht einzugehen und den 
Bußtag im Juni zu belafjen ?). 

Die bedeutſamſten Folgen aber jener Königlichen Willens: 
fundgebung und der damit verbundenen Anipornung des Ober: 
fonfiftoriums waren, daß nun die Arbeit an der Verbejjerung 


1) KO vom 3. Oft. 1505. 
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der Liturgie wieder flotter betrieben wurde, und daß es zu einer 
grundjäglic wichtigen Entjcheidung über die Disziplinarverhält: 
niſſe fam. 

Am 13. März 1804 überreichte die liturgiſche Kommiſſion 
(Teller, Zöllner, Heder, Sad, Conrad) den Entwurf einer Li: 
turgie für beide protejtantifche Konfefjionen in den Preußiichen 
Staaten den beiden Departementsminitern. Er bejtand aus einer 
Sammlung von Gebeten und Formularen und einer Vorerinne- 
rung über den Gang des Sonntag: und Wochengottesdienftes, 
die Verwaltung der Saframente, die Konfirmation u. a. Jene 
Sammlung liegt mir nicht vor, wohl aber die Vorerinnerung, 
aus der die befolgten Grundjäge deutlich zu erjehen jind'). 

Die Kommifjare begleiteten die Vorlage dieſes Entwurfs mit 
einer Eingabe. Sie führten darin aus, daß fie gegen eine weit: 
gehende Aenderung der gottesdienstlichen Formen Bedenken hätten, 
damit nicht die Anhänger der alten jich gejtört fühlen könnten, 
und daß fie zwar den Gebrauch der alten Formen gejtattet, aber 
die willfürliche Einführung neuer verboten zu jehen wünjchten, — 
ein erſtes Beginnen, die Verbejjerung der Liturgie mit Zwangs— 
vorjchriften zu begleiten. Vor allem aber betonten fie nachdrüd: 
(ich, daß fie von der bloßen Verbefjerung der Liturgie allein wenig 
Erfolg für die Beförderung einer größern Religtofität erwarteten, 
wenn nicht zugleich anderweitige Maßregeln zu dieſem heiljamen 
Endzweck getroffen würden. Die Gleichgültigfeit gegen den öf: 
fentlichen Kultus nicht nur, jondern auch gegen wirkliche Religio— 
jität und gewifjenhafte Sittlichkeit, fünne nicht anders al3 durch 
etwas wirklich Entjcheidendes bejeitigt werden, um die Quellen 
dieſes ausgearteten Zeitgeiites zu verjtopfen und eine Entwidlung 
des Beſſern vorzubereiten. 

Die Kommiſſion berief jich dabei auf die Voritellung des 
Lutherifchen Oberfonftjtoriums vom 8. April 1802, die, wie oben 
erwähnt, feine vechten Früchte gezeitigt hatte. 

Thulemeyer jpendete dem Entwurf Beifall, aber Maſſow hatte 
Bedenken. Er beanjtandete die Berlegung der Fürbitten und 


1) Abgedrudt im Anhang- 
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Dankjaqungen vor die Predigt, vermißte eine Beftimmung, daß 
das Bater Unfer nur einmal — am Schluß der Predigt — 
zu beten, beim Abendmahl aber ganz wegzulafjen fei, wollte von 
feinerlet Bejchränfung der Prediger, bei Kaſualien freie Anjpra- 
chen zu halten, etwas wiſſen: man dürfe fie weder an die alten, 
noch an die neuen Formulare binden, und hielt allein das Ju— 
jtizdepartement für zujtändig, die Abkündigung der Edikte aufzu- 
heben '). 

Diefen Ausjtellungen Maſſows erwies fi) Sad im Einver: 
ſtändnis mit jeinen Kollegen zugänglich, dagegen warnte er vor 
dem weitern Vorhaben Majjows, den Entwurf druden und durch 
die Provinzialfonfiitorten den Geiftlichen zur Begutachtung vor- 
legen zu lafjen. Sad jah voraus, daß dabei nichts herausfom- 
men werde, und empfahl, da die KO vom 18. Juli 1798 dieſen 
Gang vorgejchlagen habe, den Entwurf al3 Privatarbeit feiner 
Berfafjer drucden zu laſſen und auf diefe Weile der öffentlichen 
Kritif zugänglich zu machen. 

Die förmliche Entjcheidung der beiden Minijter vom 29. Juli 
1804 ließ die Frage des Druds einftweilen dahingejtellt, wieder: 
holte aber die von Maſſow erhobnen Anjtände, nur mit der Ein- 
ichränfung, daß die Gebundenheit des Liturgen an Form und 
Ordnung des Gottesdienjtes anerfannt wurde, und ordnete dem: 
gemäß eine Umarbeitung der Borerinnerung an. 

Bald danach) ſtarben Zöllner und Teller; ihre Nachfolger 
wurden 9. Dft. 1804 Conrad Gottlieb Ribbeck, geb. 21. März 
1757 in Stolpe, zulegt Konfiltorialvat in Magdeburg, und 10. Dez. 
1804 Auguſt Hanſtein, geb. 7. Sept. 1761, zulegt Domprediger 
in Brandenburg ?). Sie wurden zu der Kommiſſion hinzugezogen, 
aber erſt im Oftober 1806 legten fie den älteren Kommiſſaren ihr 
Gutachten vor. 

Damals aber war inmitten des Zufammenbruchs des Preußi— 
chen Staates feine Stimmung für eine Jortführung der Neform 


1) In Baden waren jchon 1803 alle Edifte von den Kanzeln ausge: 
fchloijen, die nicht unmittelbare Beziehung auf die Kirche hatten 

2) Gleichfalls 1804, 14. April, wurde Niemeyer in Halle zum 
auswärtigen Mitglied des Oberloniiftoriums ernannt. 
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vorhanden. Auf ein Monitum der Minifter antworteten ihnen 
die Kommifjare, daß fie in den jegigen drangjalvollen Zeiten nicht 
imftande jeien, dieſer wichtigen Sache joviel ruhige Aufmerkſam— 
feit zu widmen, daß jte ein Finalgutachten abjtatten fönnten, und 
die Miniſter erklärten fih am 5. Nov. 1806 mit dem Aufichub 
einverjtanden. 
Das war das Ende des eriten liturgifchen Neformverjuches. 
Als nach der Wiederkehr ruhiger Zeiten das Werk wieder auf: 
genommen wurde, fnüpfte man nicht mehr an die Vorarbeit an. 
Ein ganz neuer Geijt bemächtigte fich des Reformwerks. 
Angefügt jet bier, daß auch an eine Reform der Gejang-: 
bücher hie und da gedacht war. Das Magdeburgifche Konfijto- 
rium hatte am 24. April 1806 die Königliche Erlaubnis zur Ein- 
führung eines neuen Geſangbuches im Herzogtum- Magdeburg 
durch Maſſow nachgejuht. Der König aber erklärte, er lege auf 
die Einführung neuer Gejangbücher feinen großen Wert, weil 
jedes alte auch noch jo jchlechte doch eine hinlängliche Anzahl wirk— 
lich erbaulicher Lieder enthalte, die ja für den Gottesdienit ge- 
wählt werden könnten. Dieje Kabinet3ordre !) bedeutete auf lange 
Zeit ein Unterlaffen der Gejangbuchverbefjerung, zumal jich auch 
bei diejer Gelegenheit, wie jchon 1804 in Iſerlohn und 1798 in 
Dresden, zeigte, daß grade die DVerfuche, neue Gejangbücher ein- 
zuführen, in den Gemeinden Störungen und Unruben hervorriefen. 
Dagegen fam die unter dem Eindrucd des Hofrejkripts vom 
18. Februar 1802 neu aufgenommene Regelung der Disziplinar: 
verhältnijje nun in der Tat um einen bedeutenden Schritt weiter. 
Die bei einem Einzelfalle fraß in Erjcheinung getretene Man- 
aelbaftigkeit jowohl der Disziplinaritrafgejeße, wie des Verfahrens 
aegen Geiftliche bejtimmte die Minijter von Maſſow und von 
Arnim am 25. April 1802 zu einem gemeinjfamen Antrag an den 
König, eine zweckmäßigere Einrichtung vorzunehmen. Der König 
hatte daraufhin in einer KO vom 1. Mai den Antrag genehmigt 
und zugleic) als Grundſatz der Neuregelung feitgeitellt, daß dem 
Geiftlichen Departement unter allen Umjtänden das Recht gegeben 


1) Vom 28. April 1806, 
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werden müſſe, gegen einen Geiftlichen, der fich jo unangemeſſen 
betrage, daß die Erfüllung feines wichtigen Berufs von ihm nicht 
erwartet werden könne, auf Dimifjion anzutragen, wenn auch die 
Kaſſation dem Spruch der Gerichte vorbehalten bleiben jollte. 

Darauf ließ Maſſow ein Negulativ ausarbeiten, das über 
die beitehende Lage einen jehr interefjanten Ueberblic bot!). Im 
zweiten Teile machte Maſſow VBorjchläge, was zu ändern ſei. Die 
Abjicht war, den geiftlichen Obern nicht nur Kenntnis von allen 
Brozefjen gegen Prediger wegen bürgerlicher Vergehen, Ehejchei- 
dung, Injurien, fisfalifchen Unterjuchungen, zu fichern, jondern 
ihnen auch die Kompetenz zu jelbjtändiger Prüfung zu erteilen, 
ob eine bejondre Beltrafung des Geiftlichen angebracht jei, ſei 
es auf Grund des richterlichen Erfenntnifjes durch Verweis, Geld- 
jtrafe, Dimiſſion, Kaſſation, jei es davon abgejehen bei geringeren 
Amtsvergehen, dann aber nur durch leichtere Strafen. Suspen— 
jion und Translofation al3 Verwaltungsmaßregeln zu verfügen, 
jolle ausjchlieglich dem Konfijtorium zuftehen. Die Berhandlungen 
vor dem Konititorium find an feine Prozeßform gebunden, e3 
fommt nur darauf an, eine gehörige Ueberzeugung von Schuld 
und Unschuld des Angeklagten zu gewinnen. Doc, darf abge: 
jehen von den Fällen, wo die Strafe des Oberkonſiſtoriums nur 
zur Ergänzung der gerichtlichen erfolgt, fein Geiitlicher beitraft 
werden, ohne jich vorher verantworten zu können. 

Maſſow war der Meinung, daß dieſer Entwurf, mit dejjen 
Tendenz auch Thulemeyer ſich einverjtanden erklärte, an den Groß: 
fanzlev und die Geſetzeskommiſſion gehen müjje, weil er eine Ab- 
änderung des Yandrechts daritelle. 

Als bald darauf das Oberfonfiftorium die Entlafjung eines 
Predigers, der durch ein gerichtliches Erkenntnis zwar freigeipro- 
chen aber ſtark belajtet war, mwünjchte, wandte ſich Maſſow an 
den König mit der Bitte, zu erlauben, daß er Antrag darauf 
beim Staatsrat jtellen dürfe, offenbar in Anwendung dev SS 98 ff. 
Tit. 10 des ERS auf den Fall. Darauf erließ der König eine 
Drdre, die beitimmt war, die Disziplin über die Getjtlichen auf 
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eine ganz neue Grundlage zu jtellen. „Es hat nicht das geringite 
Bedenken, daß des abjolutorifchen Erfenntnifjes ungeachtet dieſe 
Frage vom Oberkonfiftorio unter Eurem Vorſitz, bloß nad) Grün: 
den, die das Beite der Kirchenzucht bezwecten, entjchteden werden 
fann und muß, und ijt nicht einmal nötig, die Sache vor den 
verfammelten Staatsrat zu bringen, da jedes Departement des— 
jelben das, was das Beſte jeines Teiles des Dienjtes erfordert, 
am beiten beurteilen fann” !). Eine Ordre, die zweifellos den 
88 533 und 535 Tit. 11. ALR zumiderlief, die doc) nicht auf: 
gehoben wurden, und auc den SS 98 ff. Tit. 10 miderftritt. 
Die Tätigkeit des Kirchenregiments in dem Jahrzehnt vor 
Ausbruch des Krieges hinterläßt einen zwiejpältigen Eindrud. 
Zunächſt ift hervorzuheben, daß doch wieder Wert und Unent— 
behrlichfeit des Kirchenregiments zum Bewußtſein fommt. Was 
unter Friedrich II. jo gut wie gejchlummert hatte, unter feinem 
Nachfolger in jo überjtürzter und aller Weberlieferung zumider: 
laufender Weiſe wieder verjucht war, ins Leben zu vufen, ein 
Kirhenregiment, das war nun doch wieder da und gab 
wenigitens einige Lebenszeichen von fi. Am deutlichjten wird 
dies Eritarken des Kirchenregiment3 darin, daß e3 Die Disziplin 
über die Geiftlichen mit einer jeit einem Jahrhundert unerhörten 
Machtbefugnis wieder in die Hand befam. Aber auch die In— 
jtruftion über die Prüfungen der Kandidaten und die Aufiicht 
über ihre und der Geiftlichen wiſſenſchaftliche Fortbildung, ſowie 
die Verjuche, zu neuen agendariichen Formen zu kommen, weijen 
in diejelbe Richtung. Dieje Richtung führte vom Landrecht und 
den Rechtsanfchauungen der Aufklärung ab. In deren Konſe— 
quenz lag das allmähliche VBerichwinden des SKirchenregiments, die 
Auflöfung des firchlichen Organismus in jelbjtändig neben einan: 
der jtehende Religionsgejellichaften, die volle liturgiiche Freiheit 
und die Unabhängigkeit der Geiitlichen. Dem allen wirkte das 
Regiment Friedrich Wilhelms III. von anfang an entgegen. An: 
derjeitS zeigt fich in der Tätigkeit des Kirchenregiments in dieſem 
‚Jahrzehnt vecht deutlich, wie roſtig und ungelenk der überlieferte 


1) N. C. C. XI, S. 859. 
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firchenregimentliche Apparat war. Dieje Fülle von Behörden, in 
denen doch immer wieder nur diejelben Berjonen jagen: zwei geiſt— 
lihe Departements und drei Oberfonfiitorien, und im Grunde 
find die handelnden Kräfte doch nur der König, Mafjow und 
Sad, und alle andern lediglich Statiften. Sein einziger, der jeinem 
firchenregimentlichen Amte die ganze Kraft widmen fonnte und 
ſich dafür allein verantwortlich fühlte. Dabei, trogden alle bei- 
einanderjaßen, nur fchriftlicher, umftändlicher Verkehr. Ganz zu 
jchweigen von der Verichiedenheit der provinziellen Behörden und 
ihres Verhältnifies zu denen des Landes. Endlich läßt fich auch 
nicht überjehen, daß innerhalb der leitenden Kreife jtarfe Meinungs: 
verjchiedenheiten hemmend wirkten. Wir erinnern uns’), wie ab- 
lehnend Teller im Grunde aller firchenregimentlichen Einheit ge: 
genüberjtand, und von Gedike dürfen wir dasjelbe annehmen. Nur 
ihre Senilität wird fie gehindert haben, der beginnenden Abwen— 
dung von ihren Lieblingsmeinungen jchärfer entgegenzutreten. Aber 
eben daraus erflärt fich auch, daß bei allen Verſuchen, dem Kir— 
chenregiment einen größern Einfluß zurüdzugewinnen, doch nichts 
Nechtes herausfam. ES bedurfte neuer Männer und eines neuen 
Geiftes. ES bedurfte aber aud) einer neuen, einfacheren und fräf: 
tigeren Verfaſſung. 


Kapitel 4. Die Deränderung des Derhältnijjes zwijchen 
Staat und Kirche durd. die Steinjche Reform. 


Breußen verdankt jeine Wiedergeburt dem Eleinen Kreije herr: 
licher Männer, die ſich nach dem Frieden von Tiljit in Königs: 
berg zufammenfanden und während des zweiten Minifteriums 
Stein die Grundlagen des Preußifchen Einheitsjtaats legten, die 
ihn im wejentlichen bis heute tragen ?). 

1) Oben ©. 91. 


2) E v. Meier, die Reform der Berwaltungsorganifation, i. d— 
Einleitung. 
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Wenig beachtet, ja gröblich verfannt ijt aber bisher, daß 
von dort auch die Anregungen gefommen jind, die den Neubau der 
Preußiſchen Landeskirche begründet haben. In den aeläufigen Dar: 
jtellungen der Firchlichen Berwaltungsorganifation durch die Stein: 
ſche Reform erjcheint dieje nur als Fonjequente Fortſetzung des 
Territorialismus, als fat gedanfenloje, mechanische Gleichmacherei 
jtaatlicher und Firchliher Verwaltung). Ich glaube zeigen zu 
fönnen, daß die Steinfche Reform eine bewußte Abkehr von den 
Ideen über Staat und Kirche in fich fchließt, deren jieghaftes 
Bordringen im 18. Jahrhundert wir im erjten Kapitel geichildert 
haben. Es bejteht zwifchen dem Neubau des PBreußifchen Staates 
und dem der Landeskirche ein fajt natürlicher Zuſammenhang. 
Denn die Gejtaltung des Kirchenweſens ijt auf proteftantischem 
Boden abhängig von der Idee und Praris des Staates. Der 
PBrotejtantismus leitet aus jeiner religiöjen Ueberzeugung feinerlei 
Regeln über die Verfafjung der Kirche ab. Das entjcheidende 
Moment für die altlutheriiche Geitaltung der Kirchtümer war die 
Lutherifche Bejeelung der Staatsidee und die Willigfeit der da- 
maligen Obrigfeiten, ihre Macht in den Dienft des Neiches Gottes 
zu jtellen. Da war fein Raum mehr für eine „Kirche“, wo jich 
der Staat berufen wußte, die Anftalten zur Pflege der Religion 
ſelbſt aufzurichten und zu erhalten. Umgefehrt erzeugte die Lage 
der protejtantiichen Neligionsparteien in den Staaten, die jich 
ihnen feindlich oder doch gleichgültig gegenüberjtellten, mit zwin— 
gender Konſequenz protejtantische Kirchen, unabhängig vom Staate, 
ja in Zwiejpalt mit ihm. Und ebenjo hatte, wie wir gejehen ha— 
ben, der Staatsbeariff des NaturrechtsS und der Verzicht des 
Staates der Aufklärung auf eine pofitive Pflege der Religions— 
anftalten den Follegialiftifchen Kirchenbeariff zur Folge. Die Be: 
jchränfung des Staatszweds auf die salus publica in plattem 
und äußerlichem Sinne tit der Angelpunft, von wo aus allein 
die Zeriegung des Kirchenmwejend und das Auflonımen des Der: 
langens nach Kirche richtig verjtanden werden fann. 

1) S. Rieker, ©.322; Mühler S. 292 ff.; Schön, Ev. Kirchen: 
recht, ©. 69; Friedberg, Verfallungsgefege, S. 12; Bornhak, Bd. 3, 
S. 206. 
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Nun aber bedeutet die Tätigkeit Steins und feiner Helfer 
nicht mehr und minder als die Ueberwindung des Staatsbegriffs 
der Aufklärung und die Verwirklichung eines neuen Staatsge— 
danfens, der ſich in feiner ethiſchen Zuſpitzung als eine Erneue- 
rung des reformatoriſch-lutheriſchen erweiſt. 

Es iſt längſt als einer der größten Nuhmestitel des neuen 
Preußischen Staates anerkannt, daß er fich noch in tiefiter Er— 
Ihöpfung der Aufgabe einer Belebung der geiftigen Bildung zu— 
wandte!). Die Gründung der Univerfitäten in Berlin und Bonn, 
die Pflege der höheren und Bolfsjchulen, die Begründung des 
Berliner Muſeums find glänzende Zeugnifje für eine neue Auf: 
fafjung vom Weſen des Staates und vom Umfang der Staats: 
aufgaben. Denn nicht aus öden utilitariftiichen Motiven ift dieſe 
Staatstätigfeit entjprungen, jondern fie wurde geübt im Hinblid 
auf das Emige, worin aucd der Staat Grund und Ziel feines 
Beſtehens hat. 

Nun ergibt jid) aber aus den Darlegungen im zweiten Ka— 
pitel, bejonders aus der Wiedergabe der Anjchauungen Humboldts 
und Schleiermachers, daß die Staatstheorie des 18. Jahrhunderts 
die Pflege dev Bildung ebenfo wie die der Religion bewußt und 
Icharf von den Staatsaufgaben unterfchted, und wir haben beob- 
achtet, daß diefe Ausfcheidung durchaus in der Konfequenz der 
geſamten naturrechtlichen Entwicklung lag: der Staat hat als jol- 
cher weder mit der Wiflenjchaft noch mit der Religion etwas zu 
schaffen. Iſt es nun nicht ein ergentümlicher Widerjpruch, die 
Einbeziehung der Wiſſenſchaftspflege in die Staatsaufgabe als 
eine große und fegensreiche Tat zu preifen, aber die Einbeziehung 
der Neligtonspflege anderd und gegenteilig zu beurteilen? Ent: 
weder verharrt man auf dem engen und Ddürftigen Staatsbegriff 
der Aufklärung, der im lebten Grunde der amertfanifche tft, dann 
muß man auch die großartige Bildungspflege des Preußischen Staates 
im 19, Jahrhundert als Ueberariff in ein feiner Natur nach un: 
itaatliches Gebiet verurteilen. Oder man erfennt den Staatöbe- 
griff der Aufklärung für ungenügend, bejaht, daß der Staat „der 

1) Dal. die fchöne Ausführung VBarrentrapps in feiner Bio- 
arapbie über Koh. Schulze (S. 235). 
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Bildner und Erzieher der Nation” ?) fein joll, dann ergibt fich 
daraus auch ohne weiteres das Recht der von Stein gemwollten 
und teilweife vermwirklichten Aufnahme der Fürſorge für die Re— 
ligion der Bürger in den Staatszwed ?). 

Der Umfang der Staatsaufgaben jteht in einem naturgejeß- 
fihen Gleichgewicht mit der Macht des Staates. Der loje Staat 
des Mittelalters kennt faum einen andern Zwed, als den des 
Krieges. Wie viel Größeres vermochte jchon der abjolute Staat 
zu leilten! Stein hob den Staat auf die Höhe feiner Leiſtungs— 
fähigfeit, und auf dem Grunde, den er gelegt hatte, erlebten wir 
im 19. Jahrhundert, daß der Staat fih zum Subjekt der ge- 
gejamten Betätigungen der Nation auswuhs, daß er fih an 
Aufgaben heranwagte und ſie löſte, die die Vergangenheit ihm 
niemal3 zugemutet und zugetraut hätte, 

Was war Stein der Staat? Wir bejigen darüber feine theo— 
retiihe Auseinanderfegung von ihm, ja wir fünnen, auch an 
der Hand der neuften glänzenden Schilderung feines Lebens und 
Schaffens?) nicht deutlich die Bildung jeiner Gedanken dar: 
über verfolgen. Zwei Negationen aber ziehen fich durch alle 
feine Ausjprachen und Handlungen: der Staat tft nicht identisch 
mit der Monarchie und noch weniger mit der Bureaufratie. Zu 
diefer Einficht haben Stein neben den Einflüffen jeiner Abſtam— 
mung und jozialen Stellung und denen jeines Göttinger Lehrers 
Rütter, vor allem wohl feine Beobachtungen im weitlichen Preußen 
gebracht, wo er mannigfache, nicht von der Monarchie geichaffene, 
fondern von unten entjtandene VBerwaltungsorgane fennen und 
jchäßen lernte. Und in diejer Erkenntnis iſt er dann durch die 
mancherlei Erfahrungen mit der Unfähigkeit der Bureaufratie und 
dem Verſagen des abjoluten Königtums feft geworden. Was diejen 
Mächten an Kraft zur Erhaltung des Staates mangelte, das 
juchte er durch die lebendigen Kräfte aus der Breite des Volkes 


1) L2chmann, Stein, II, ©. 88. 

2; „Eine Anjtalt zur Belebung des vaterländifchen und chrijtlichen 
Geiſtes“ — Lehmann TI, ©. 530, Anm. 4; ©. 522 unten. 

3) Mar Lehmann, Freiherr v. Stein. Lpjg. Dirzel, 1902 ff. 
Bisher Bd. 1 u. 2. 
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zu ergänzen. Die in eine Einheit gefammelte Kraft der Nation, 
das geordnete Miteinanderwirken von Königtum, Beamtenfchaft 
und Bürgertum, — jo etwa möchten wir das Staatsjyjtem Stein 
beitimmen. 

Sicherlich ift das beherrichende Motiv dabei die Befähigung 
des Staates zum Kampfe wider die Fremdherrichaft. Dev Preußifche 
Staat war ihm, dem Preußen aus Wahl, nicht letter Selbſtzweck, 
jondern, jajt metaphyſiſch Elingen diefe Worte, ein Mittel im 
Kampf des Reiches der Wahrheit und Gerechtigkeit gegen das 
Neich der Lüge und der Finfternis. Eben damit aber durchbrach 
er die Enge des Staatsbegriffs der Aufklärung und erhob fich 
zur Erkenntnis einer jittlichen Kultur als der höchiten Angelegen: 
heit des Staates, ja der Menjchheit überhaupt. Wir dürfen die 
Worte, die einit Graf Spiegel an ihn jchrieb, ohne Bedenken als 
die Summe feiner eignen Weberzeugung anjehen: Der Preußiſche 
Staat war ihm die Stätte feiner Wirkſamkeit für Menjchenbil: 
dung und intellektuelle Kultur überhaupt’), Er band damit den 
Staat an die Ideale der Humanität, die unſre großen Denker 
und Dichter abſeits von den politischen Kämpfen entdect hatten, 
und fand in ihnen das Dajeinsrecht und den Zwec des Staates. 

Dieje hohen und idealen Tendenzen der von Stein unter: 
nommenen Reform des Staates finden wir unzmweideutig in meh: 
reren gewichtigen Dokumenten ausgejprochen. 

In einem fritiichen Moment hat Stein den König zu feinem 
Bolt aljo reden lafjen wollen: „Um zu verhüten, daß ihr über 
dem Zeitlichen und jeiner Bejorgung nicht das Ewige aus den 
Augen verliert, wird mein bejonderes und vornehmftes Augenmerk 
jein die Religion und ihre Uebung. Damit diejer innerjte Lebens: 
quell, aus welchem Kraft zu allen Menjchen: und Bürgerpflichten 
entipringt, nie in euch verjiege, wird man jorgjam wachen über 
die Heiligkeit des Gottesdienjtes gleichwie über des Standes Rein— 
beit und Unjträflichfeit, welcher dem Dienjte der Religion aus: 
ichließlich fich widmet, und fein Anjehn und Würde, ohne Unter: 
ichied der Konfefjtonen, jhüsen und mehren“ ?). Mit Necht be: 

1) Bert 1, 212. 

2) Lehm. Il, ©. 526. 
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merkt Lehmann’) dazu, daß „Stein fait in der Weije der Nefor: 
matoren des 16. Jahrhunderts dem Staate die Pflicht zueignete, 
für das Wohlergehen der Kirche zu forgen”. 

Ganz ähnlich heist es in dem WBolitifchen Teſtament?) vom 
24. Nov. 1808, wo mit allem Nachdruck al3 Staatszwed be- 
zeichnet wird „die Möglichkeit aufzujtellen, daß Jeder im Volke 
jeine Kräfte frei in moralifcher Richtung entwiceln könne”: „Da: 
mit... Treue und Glauben, Liebe zum Könige und Vaterlande 
in der Tat gedeihen: jo muß der religiöje Sinn des 
Bolfes neu belebt werden. Vorſchriften und Anord- 
nungen allein können diejes nicht bewirken. Doch liegt es der 
Regierung ob, mit Ernſt dieſe wihtige Angele 
genheit zu bebherzigen“. 

Stein iſt aber feineswegs der Einzige in jenem Königsberger 
Kreiſe geweſen, der fich zu folchen Gedanken aufgeſchwungen hat. 
Aus Altenjteins berühmter Denkjchrift vom 12. Sept. 1807 °) 
tritt uns jogar noch deutlicher daS Bewußtjein einer neuen Staats: 
idee und die Abzwedung des Staats auf den Weltplan und das 
menjchliche Gefchlecht entgegen. „Die höchſte Idee (nämlich des 
Staates) liegt in der Kraftäußerung zum Schaffen des höchjten 
Gutes der Menjchheit". „Es it der Zweck des Staates, der 
Menschheit die höchiten Güter teilhaftig zu machen”. Nun aber 
iſt „der Zuftand der Neligiofität der höchſte Zuftand der Menſch— 
heit“. Mit ergreifender Wärme jchildert Altenjtein dies: „Zu 
diejem gelangt, ichägt dev Menjch dieje Welt erji richtig. Er be: 
trachtet jie mit allen ihren Genüffen und Schmerzen als eine 
Stufe, um einen höhern Zuſtand zu erhalten, von dem er Die 
Uhnungen und den Borgenuß jchon auf diefer Welt bat, wenn 
er fich ſolchem ganz hingibt. Recht und qut zu handeln, iſt ihm 
nicht mehr bloß Ealte, jchmerzliche Pflicht oder das Werk ängit- 
licher Berechnung und Abwägung, den unangenehmen Folgen 
eines entgegengejegten Handelns zu entgehen; es iſt ihm jelbit 
höchſtes Glüd. Nur jo handelnd fühlt er fich glücklich und tim 

I)tebmann I], ©. 526. 

2) Entw. v. Schön. Terk I, 339; Lehmann II, 606. 
3) Rante, S. W. Bd. 18, S. 366, 402, 424. 
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Belig des höhern Zuftandes. Mit dieſem Gefühl wird ev die 
irdiiche Welt genießen und erhöhtes Glück bei diefem durch feinen 
innern Wideritreit getrübten Genuß fühlen. Mit diefem männ- 
lihen Gefühl aber wird er auch den Schmerz ertragen, der ihm 
vorübergehend erjcheint und der im Worgenuß des Höheren auf: 
geht. Er wird fich jelig fühlen, fein eignes Glück mitzuteilen und 
zu der Berbreitung des beglücenden Zuſtandes beizutragen. 
Ueberzeugt, daß nur Prlichterfüllung dahinführt, wird er Dieje 
nach ihrem ganzen Umfange mit Wärme üben". So fann nun 
auch fein Zweifel jein, daß des Staates Anliegen jein muß, dem ihm 
anvertrauten Teile der Menjchheit dies höchite Gut zu vermitteln. 

Zu AUltensteins Ausführungen bat Hardenberg mit einer 
bei ihm überrafchenden Wärme jeine Zuftimmung erklärt‘). Er 
gibt ihnen die Spige: „Der Staat, der das große Tittliche Ziel 
bat, das wir dem preußtichen vorgeitecdt haben, Beredelung der 
Menjchheit, hat die Verpflichtung doppelt auf fich, dieſe Religio— 
fität zu befördern und dadurch jeine Untertanen dem höheren 
Glücke zuzuführen. Dadurch wird er mächtig darauf hinwirken, 
daß die Tendenz allgemein und herrjchend werde. Ein Kampf, 
geführt um den Sieg des Guten über das Böje zu erringen, 
der echten, edlen Freiheit und Weliatofität über Sklaverei und 
heuchleriſche Immoralität und vaubjüchtigen Despotismus, ein 
jolcher Kampf wäre der berzerhebendite, und guter Erfolg muß 
ihn frönen, der Monarch, der ihn leitet, der Wohltäter der 
Menschheit, daS rechte geiftige Cberhaupt werden. Napoleon, in 
Aegypten Mohammedaner und jett Fatholiicher Chrift, geht da— 
von aus, die Neligton als Mittel zu bemügen, den Pöbel im 
Zaum zu halten und jeine Macht zu jichern und zu erhöhen. 
Viele feiner Schritte deuten darauf bin, daß er die Abficht bat, 
jich auch als geiftliches Oberhaupt aufzuftellen, um als weltliches 
deito unbejchränfter zu herrſchen“. 

Wer, aus dem 18. Jahrhundert und von den Bubliztiten 
der naturrechtlichen Schule herfommend, ſolche Ausführungen in 
den Dentichriiten der preußiſchen Staatsmänner der Neform Lieft, 
der muß Inne werden, daß bier ein ander Geiit webt. Cine 
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Fürjorgepflicht des Staates für die Religion hatte die Theorie, 
die Gejebgebung und die öffentliche Meinung im 18. Jahrhundert 
einmütig abgelehnt, und die Praxis hatte jich ihrer entjchlagen. 
Hier iſt ſie als im Weſen des Staates liegend 
anerfannt. Die Steinjche Reform iſt epochemachend gemwejen 
für das Verhältnis des Staates zur Neligion; fie bildet den An 
fang einer neuen Behandlungsweife der firchlichen Angelegenheiten 
im preußifchen Staate, fie Itellt das jtaatliche Kirchenregiment, 
die pojitive Pflege des religiöjen Gemeinjchaftslebens, auf eine 
neue Grundlage. Denn nicht obgleich) der Staat Staat it, als 
eine feiner Natur fremde Obliegenheit, pflegt er die Neligion, 
jondern gerade, weilerStaat iſt. Unter diefem Gejicht3- 
punkt will die Neuordnung der Berfaffung und Berwaltung des Kir: 
chenmwejens im Zufammenhange der Steinichen Neform betrachtet 
jein. Site ift wirklich — das Einzelne wird es zeigen — darauf 
angelegt, das religtöje Yeben des Volfes zu fördern und zu jtärfen. 

Hier aber drängt ſich eine Frage fat von felbit auf: Iſt 
die Einbeziehung der Neligionspflege in den Staatszweck nicht 
nur eine Wiederaufnahme der Tendenzen des Neligtonsedikts und 
des Zwangskirchentums, ein Verzicht auf die großen Errungen- 
ichaften der Aufklärung an Glaubens: und Gewiljensfreiheit? 
Sicherlich kann nicht geleugnet werden, daß bei jeder Betätigung 
des Staates auf religtöfem Gebiet die Gefahr nahe Liegt, Die 
„eine Grenzlinie zu überjchreiten, welche Weisheit und Gerechtig- 
feit ziehen“ ?). Und der preußijche Staat hat tatjächlich auch im 
Laufe des 19. „Jahrhunderts mehr als einmal dieſe Grenze über: 
jchritten, die ewige Sabung dem Zwang und Rechtsgebot aufge: 
richtet hat. Aber notwendige Begleitericheinung iſt ſolche 
Gelinnungszucht jo wenig bei der jtaatlichen Neltgionspflege, wie 
bei der jtaatlichen Wifjenichaftspflege. a, im Gegenteil, man 
darf behaupten, daß der Staat, wohlveritanden der Staat im 
Sinne Steins, die organifierte Nation, immer noch die relativ 
größte Gewähr gegen Uebergriffe der Zwangsgemwalt in das Ge- 
biet der Meberzeugung und des Glaubens und für ihre Selbjt- 
forreftur bietet. 

1) S. o. ©. 116. 
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Jedenfalls hat Stein an einen jolchen Mißbrauch der Staats- 
gewalt nicht gedacht. War doch feine ganze Reform nicht darauf 
angelegt, das Negieren und Befehlen von oben zu vermehren, 
jondern vielmehr Organijationen zu jchaffen, in denen ich freies 
und mannigfaltiges Leben jelbittätig entfalten könnte. Die Mittel, 
durch Die er und jeine Mitarbeiter den religiöjfen Sinn zu heben 
bofften, jind alle der rein jtaatlichen Sphäre entnommen: Schuß 
des Sonntags, Regelung der Neeidenzien, Aufbejjerung der Lage 
der Gerjtlichkeit, Auszeichnung bervorragender Verdienſte, Geiit- 
Iichfeitsifgnoden, Hebung der theologtichen Vorbereitungsanitalten, 
Bejeitigung des Patronats, Bildung jtädtifcher Kirchenvoritände, 
— mie mir das im einzelnen noch jehen werden. Seine und 
jeiner Mitarbeiter Aufzeichnungen find durchzogen von dem Bewußt: 
jein der Grenzen des ftaatlichen Handelns. 

Vor allem aber zeigt Steins Behandlung der Eonfefjionellen 
Unterjchiede, daß er den Staate zwar die Pflicht der Fürſorge 
für die Religion feiner Bürger zuſprach, aber damit keineswegs 
die Pflicht der Neutralität gegenüber den verjchiedenen Leber: 
zeugungen verfannte. Nicht nur, daß er die Unabhängigkeit der 
taatsbürgerlichen Rechte von der Konfeſſion, wenigjtens innerhalb 
der chrijtlichen Neligionsverwandten, zur feierlichen Anerfennung 
brachte. Wichtiger it, wie er das Berhältnis des Staates zu 
den bejtehenden firchlichen Gemeinschaften jelbit auffaßte. Wir 
erinnern uns: eben an dem Problem, das das Berlammenjein 
verjchtedner Konfejjionen in einem Staate ftellte, war der alte 
fonfejjtonelle Staat zerichellt. Er hatte die Fähigkeit nicht be— 
ſeſſen, dieſem Tatbeitande gerecht zu werden, und weil die& un— 
möglich jchien, hatte jich der Staat der Aufklärung gleichjam 
mürriich über die ihm durch das Vorhandenjein verichiedner Ne- 
ligionsgejellichaften geichaffne Unbequemlichkeit mehr und mehr 
von der Förderung der Religion zurücgezogen. Den Oberfläd): 
lichen erjchten und erjcheint noch immer als unumaängliche Konſe— 
quenz aus dem Verzicht auf Eonfefjtonelle Einheit die Trennung 
von Staat und Kirche überhaupt, Stein tit offenbar diejer Mei- 
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nung nicht gewejen. Er hat den Schlüfjel zur richtigen Behand: 
lung der firchlichen Verbände im Staat in einer Entdedung ge 
funden, die dem Pietismus für immer gedankt werden muß: in 
der Untericheidung von Kirche und Neligion, der Erkenntnis der 
Religioſität al3 einer individuellen Angelegenheit des menschlichen 
Geiſtes, die gleichſam hinter den fonfejjionellen Religionsanitalten 
liegt, der dieſe zwar große Dienjte leijten, die aber doch ein 
eignes, davon unabhängiges Leben führt. 

Wenn Stein und jeine Delfer die Staatsaufgabe der Pflege 
der Neligiofität betonen, jo verjtehen fie darunter eben Dies, den 
„Innern Lebensquell", einen „YZultand des Gemütes”, etwas, das 
überfonfejjionell, weil individuell it. Nicht die Frage: 
Staat und Kirche, jondern die: Staat und Reli— 
gion, liegtihnenim Sinne Und das tit bei näherem 
Ueberlegen auch fast jelbitveritändlich. In ihrem Beobachtungs- 
felde lag gar feine Kirche, faum die fatholijche, ficherlich aber 
nicht die evangelijche. Eine jolche gab es nicht. Was fie in Be: 
ziehung jegen mußten, waren Staatsbehörden, Gemeinden, ‘Pre: 
dDiger, aber nicht Staat und Kirche. Wir vergejjen heute zu leicht, 
wie jung das iſt, was jet evangelische Kirche heißt, und daß 
die Frageftellung: Staat und Kirche eine uns vom Katholizismus 
aufoftroyterte iſt. Kirchen find für Stein nur Hilfsinſtitute, deren 
ſich der Staat bedient, und zwar jouverän bedient. Uns Heutigen, 
die wir erlebt haben, mit welcher Leidenjchaft die Katholifen auch 
in Deutjchland ihre Kirche mit der Neligion identifizieren und 
den Staat der Kirche dienjibar machen wollen, — uns jcheint der 
Verſuch, auch das fatholiiche Kirchenwejen innerhalb des Staates 
zu organijieren !), unmäßig idealiftiich. Aber wir dürfen nicht 
vergejjen, daß die Sacjlage zu Steins Zeit eine andre war, — 
denn wie jehr war damals die Verbindung der deutjchen Katho: 
lifen mit dem Papſt aelocert! 

Weil Stein den Staat der Neligion, als einem Stücd der 
geistigen Menjchheitsbildung, verpflichtet fühlte und nicht den 
Stirchen, deren Berbältnis zum Staat ihm überhaupt gar feine 
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Schwierigkeiten zu bereiten fchien, deshalb konnte er den Ge: 
danken wagen, beide Kirchen gleichmäßig in die pojitive Staats» 
pflege einzubeziehen und beide gleicherweiſe als jtaatliche Organe 
zur Pflege der Neligion zu benügen. Deshalb fonnte er auch 
über die überlieferte Scheidung zwiichen Lutheranern und Refor— 
mierten binwegjehen ?). 

Aber Liegt nicht gerade in dieſem Ueberſehen der fonfeffionellen 
Differenzen eine großartige Zurüdhaltung und Bejchränfung der 
Staatstätigfeit auf die Förderung der äußern Lebensbedingungen 
dev Religion? Und die denkbar jtärfjte Gewähr für die Freiheit 
ihres innern Lebens? Liegt nicht gerade darin der bewußte Ver: 
zicht auf Wiederheritellung des alten Zwangskirchentums? 

Die Eigenart der Reform Steins auf firchlichem Gebiet tritt 
alfo in dieſem Doppelten hervor: daß er einerjeits mit Nach: 
druck die Pflicht des Staates gegenüber dem religiöſen Leben be- 
tont bat, anderjeits aber auch die Pflicht, ſich gegenüber den fon: 
feffionellen Differenzen neutral zu verb.iten. Stein ift, foweit 
wir ſehen, von der alten Doktorfrage nicht bewegt worden, ob 
der Staat ein jus in sacra oder nur circa sacra habe, — eine 
‚stage, die deshalb jo wenig Wert hat, weil ja die Grenze zwiſchen 
beiden jo willkürlich ift, — ev iſt vielmehr von der Aufgabe des 
Staated ausgegangen und hat daraus beides abgeleitet: die Pflicht 
pofitiver Förderung der Anjtalten und Mittel zur Pflege der 
Neligion und die Pflicht der Freilafiung dev im Volk lebendigen 
Strömungen und Sträfte. 

Wenn man Steins Organifation des Kirchenwejens Staats: 
firchentum nennen will, jo muß man fich doch gegenwärtig balten, 
daß es mit dem engen Staatstirchentum des älteren Protejtantis: 
mus und dem des Bolizeijtaates nichts als den Namen gemein bat. 

Wir verfolgen nun an der Hand von Yehmanns Buch, wie 
fi) die Organijationsgedanfen Steins und jener Mitarbeiter ent- 
wicelten und zur DBerwirklichung gelangten. 

In der Muße, die Stein durch jeine ungnädige erjte Ent- 
laffung aus dem Staatsdienfte am 4. Januar 1807 während des 
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Sommers vergönnt war, hat er in der ſog. Nafjauer Denk— 
ichrift ') zufammenhängend feine Gedanken über die notwendigen 
Reformen niedergejchrieben. Aus der Forderung der Einheit des 
Staates leitet ev hier die Notwendigkeit ab, mit der bisher durch 
das Syſtem der Provinzialminijterien gejchüßten Zerrifjenheit in 
allen Berwaltungszweigen zu brechen und Fachminiſterien 
einzurichten. Eins derſelben joll das Kultusminifterium 
jein, — der Name jtammt aus dev franzöfiichen Verfaſſung. 
Genauere Angaben über dejjen Kompetenz fehlen, zweifellos aber 
iit es als die oberjte Behörde in allen geiltlichen Sachen gedacht, 
die das bisherige Oberkonſiſtorium, Kirchendireftorium, Consistoire 
superieur in ſich aufjaugen, zugleich aber über den gejamten Um: 
freis des Staatsgebietes gejegt werden joll. 

Wie Stein damit an der Spibe der geplanten Organifation 
die geiſtlichen Sachen mit fejter Hand in den Umkreis des bürger: 
lichen Lebens einbezog, jo auch in den niedrigiten Negionen. Die 
politiichen Gemeinden ’ten gleichfalls die Förderung des kirch— 
lichen Lebens mit zu ihren Aufgaben erhalten, denn die Ber: 
waltung des Kirchenvermögens wollte er in den Städten wie in 
den Landgemeinden in die Hände der bürgerlichen SKollegien, 
Magiitrate und Stadtverordnete dort, Dorfgerichte hier, gelegt 
wiſſen. Zugleich aber wollte er in diefen untern Regionen nichts 
durch Berufsbeamte, alles durch Selbjtverwaltungsorgane getan 
haben; der Bureaufratie auf den höheren Stufen blieb nur die 
Aufficht, — was das gerade auf firchlichen Gebiete bedeutete, 
liegt auf der Hand, zumal zugleich die Batronate fallen follten ?). 

Zwijchen der oberiten und den unterjten Stufen vermitteln 
die Kammern, reine, von der Juſtiz ftreng getrennte Verwaltungs: 
behörden, aus Bureaufraten und gewählten Deputierten gemischt, 
die Organe der gejamten provinziellen, aljo auch der Firchlichen 
Verwaltung. 

Aus dem Embryo der Najjauer Denkjchrift iſt dann all: 
mäblich, unter Berücjichtigung dev Neformvorjchläge AUltenjteins 
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und Hardenbergs vom 11. und 12. September 1807), Steins 
großer Neformplan vom 23. November 1807 erwachlen. Er ver: 
langte darin an der Spite des ganzen Staatsweſens vier Fach: 
minifterien, davon das vierte das fombinierte dev Finanzen und 
des Innern jein jollte. Dem fechiten Departement desjelben wies 
er den öffentlichen Unterricht zu, dem fiebenten, für das er den 
Namen Kultusminifterium vorfchlug, die dem Juſtizdepartement 
entzogenen geiftlichen Sachen. Es jollte wieder in zwei Ab- 
teilungen, eine fatholifhe und eine evangelifche zerfallen. In 
diefer, der er den Namen Oberfonftitorium gab, jollten das bis— 
herige Oberfonfiftortum, Kirchendireftorium und consistoire auf- 
gehen, und die Angelegenheiten der Yutheraner und Neformierten 
unterfchiedslos behandelt werden. 

Diefer Plan fand an einem Punkte ſtarken und erfolgreichen 
Widerſpruch. Hardenberg, Beyme und Auerswald, die ihn begut— 
achteten, jprachen ſich, bejonders energijch der leßtgenannte, für 
die Vereinigung der Departements für den öffentlichen Unterricht 
und für den Kultus aus, und forderten zugleich die Erhebung 
derjelben zu einem jelbjtändigen Minifterium. Trotz Steins 
Wideripruch trat auch der König diefem Bedenken bei, daS aus 
der Sorge floß, daß durch eine Trennung der Schul: und Sir: 
chenverwaltung der religiöjfe Ajugendunterricht, und durch Die 
Eingliederung des Kirchenweſens in das Miniiterium des In— 
nern die Sache der Neligion ſelbſt Schaden leiden könne; beides 
Bedenken, die Stein nicht teilte, aber die nicht ohne Grund 
waren. 

Es verdient, bemerkt zu werden, daß dadurch die jpäter To 
hart angegriffene Nebenordnung des Theateriwejens, das mit unter 
den öffentlichen Unterricht befaßt war, und des Stirchenwejens 
entitand. Stein hatte das nicht jo gewollt. 

Entjprechend der Organifation der Oberbehörden ſollten ın 
ven „Negierungen” die Reſſorts fachlich gegliedert, und nach 
einem alten Wunſche Steins u. a. eine eigne DPeputation für 
geiftliche und Schulangelegenheiten gebildet und in dieſe techniſche 
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Näte berufen werden. Die von der allgemeinen Staatsverwaltung 
abgejonderten Konfiitorien verjchwanden. Stein folgte damit einer 
Anregung de3 Staatsminiſters von Schrötter, der jchon am 
20. Januar 1805 dem König vorgeftellt hatte, es ſei viel bejjer, 
die Geijtlichfeit jtünde unter dem PBrovinzialdepartement und nicht 
abjeit3 von der Staatsverwaltung und dem bürgerlichen Leben. 
Außerdem follten, — ein wichtiger, jpäter wieder fallen gelajjener 
Reformgedante! — in die Stammern neben den Berufsbeamten 
ftändifche Nepräientanten eintreten. 

Die Beichränttheit des Staatsgebiets im jahre 1807 brachte 
es mit jich, daß der großartige Plan nur unvolllommen in die 
Wirklichkeit überführt wurde. Das Minifterium des Innern und 
der Finanzen wurde zunächit nur zum Generaldepartement der 
finanzen und der Polizei (25. Juli 1808)'), und grade von der 
Bildung einer Abteilung für Kultus und öffentlichen Unterricht 
darin mußte Abjtand genommen werden, da es natürlich erjchien, 
vorerit die dahin gehörigen Sachen in der einzigen vom Feinde 
nicht bejegten Brovinz, Preußen, dem aus Zwedmäßigkeitsgründen 
übergangsweife noch weiter bejtehenden preußifchen Provinzial: 
departement anzugliedern. Die dazu am jelben Tage neugebil- 
dete Behörde führte den Titel: Preußifches Departement für das 
Geijtliche, Schul: und Armenweſen, und empfing zu Mitgliedern 
zwei Männer, deren Bedeutung ſich erſt jpäter recht deutlich zeigen 
jollte, Nicolovius und Süvern. 

Erit die am Tage von Steins Entlajjung, am 24. November 
1508, vollaogene, am 16. Dezember publizierte?) Berordnung 
betr. Die veränderte Berfajfung der oberſten 
Berwaltungsbehörden fchuf die beiden, nun getrennten 
Minijterien der Finanzen und des Innern und in Diejem Die 
Sektion für Kultus und Unterricht. Doch jollte — darin zelat 
ſich der Nachhall der uriprünglichen Intention Steins — der 
Kultus und das Unterrichtswejen in getrennten Abteilungen be: 
arbeitet werden, dieſes unter Direktion des Seftionschefs, Wilhelm 
von Humboldt (evnannt am 15. Dezember 1808), jener unter Vorſitz 
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de3 Staatsrates Nicolovius (ernannt am 8. Dezember 1808) '). 
Ueber die Kompetenz der Sektion für den Kultus heißt e3 in dem 
Bublifandum vom 16, Dez. unter Mr. 12: „Sie erhält alle Rechte 
der oberjten Aufficht und Fürſorge des Staates in Beziehung 
auf Keligionsübung (jus circa sacra), wie dieje Nechte das ALR, 
Teil 2, Tit. 11, 8 113 ff. bejtimmt hat, ohne Unterjchied der Glau— 
bensverwandten. Nach Maßgabe der, den verjchiedenen Religions: 
parteien zugeitandenen Verfaſſungen hat jie auch die Konjtitorial- 
rechte (jus sacrorum), namentlich in Abficht der Proteftanten 
nach 8 143 am angeführten Orte des ALRs. hr gebührt die 
Beurteilung wegen Tolerierung einzelner Sekten, auch die Juden 
itehen in Beziehung auf ihren Gottesdienit unter ihr. Nicht 
minder gebührt ihr die Aufficht wegen des Neligionsunterrichts 
bei der Erziehung“. As Unterbehörden der Sektion jind die 
Geiftlichen und Schuldeputationen bei den Negierungen zu be- 
trachten. 

Darauf traten die Negierungen wejentlich genau jo, wie fie 
Stein gewollt hatte, in Kraft durch die Verordnung vom 26. De: 
zember 1808 ?). Die wichtigften ‘Paragraphen derjelben lauten: 

Ss 5: Alle Zweige der Landespolizei, mithin auch die getitlichen und 
Schulangelegenbeiten geben zu den Negierungen über, und die Behörden, 
welche bis jett felbige verwaltet haben, entweder ein, oder werden mit 
den Negierungen vereinigt. 8 10: Die Angelegenheiten des öffentlichen 
Kultus und Unterrichts, und die Damit in Verbindung jtehenden Stipendien= 
fachen gebören in Rückſicht jämtlicher Neligionsverwandten ohne Unter: 
fchied, folglich auch der Römiſch-Katholiſchen und Evängeliſch-deutſch— 
und franzöfiich-Meformierten, vor die Negierungen. $ 23: Da es bei meh: 
reren Gegenftänden der Polizei- und Finanzverwaltung auf bejondre 
wiilenfchaftliche oder techniiche Kenntnis anlommt, jo nehmen an derſelben 
|der Regierung] ferner Anteil: a) die geiſtlichen- Konftitorial: und Schulen- 
räte. Bei jeder Regierung foll auch ein reformierter Geiſtlicher angeſetzt 
werden. . . 8 26: Die gefamten Gefchäfte der Regierungen werden nach 
ihren Danptbranchen jepariert und in befondern Abteilungen oder Depu— 
tationen verwaltet. Borläufig beitimmen wir deren eine... II für den 
Kultus und öffentlichen Unterricht. $ 27: Jede Deputation hält zwar 
unter dem Vorſitz eines Regierungsdireftors ihre beiondern Sigungen, und 
erläßt auch unter ihrem Namen die nötigen Verfügungen, 3. B. Geiſtliche 

Lehmann II, S. 540, 608 f. 
‚GE. ©. 464. 
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und Schul-Deputation der weitpreußifchen Regierung... 8 28: Sämtliche 
Deputationen ſtehen indeſſen untereinander in der genaueiten Verbindung 
und machen zufammen das Plenum aus... . 849: Die Negierungen find 
in Abſicht der einzelnen Zweige ihres Reſſorts denjenigen Staat 
behbörden untergeordnet, Denen die höhere Leitung dieſer Zweige an- 
vertraut iſt. 

Die Erläuterung zu diefer Verordnung gab die Inſtruktion 
vom gleichen Tage’). Dort heißt es über die Kompetenz der 
Geiftlichen und Schuldeputatton: 

s 3: „Die geiltliche und Schuldeputation verfieht jämtliche Gefchäfte, 
welche fich auf den öffentlichen Kultus und Unterricht und die öffentliche 
Meinung beziehen. Sie hat daher die Ausübung des landesherrlichen jus 
eirca sacra in feinem weitläufigjten Umfange, die Direktion und 
Aufficht von fämtlichen Kirchen, Schulen, Erziehungsanjtalten, milden Stif- 
tungen und ihrer Aerarien, Die Bejegung der unferm ‘Batronatrecht unter: 
worfenen Geijtlichen und Schulitellen ®), und die Beitätigung der von an: 
dern Batronen gewählten Subzefte, die Prüfung jämtlicher Getitlicher und 
Schullehrer, und die Aufficht über ihre Amtsverwaltung und moraliiche 
yührung. $ 62. Zum Amte der Deputation gehört es, Dafür vor 
züglich zuforgen, Daß der Ööffentlide Schul- und geiſt— 
lihelnterrihbtundfKultus, jowohlfeinemf{nnernals 
Aeußernnach, verbejfertundzwedmäßiger eingerichtet 
werde, um Neligiofität und Moralität, Duldungs: 
geitt und Unnähberung zwifchendenverjchiedenenGlau- 
bensverwandten, Bürgeriinn und Teilnahme fir die öffentliche 
Sade, Anhänglichkeit an Vaterland, Verfaſſung und Yandesherrn, Ach— 
tung und Ausübung der Geſetze zu befördern. Es werden fehr gerne 
Lorichläge, welche zu dieſem Zwede führen fünnen, angenommen werden, 
Auch haben es die Regierungen zu einem befondern Gegenjtand ihrer 
Aufmerfjamfeit zu machen, für die baldige Hinwegräumung derjenigen 
Hindernilje zu ſorgen, welche die bisherige Patronatsverfaſſung dem 
Kirchen: und Schulwejen in den Weg gelegt hat“. 

Außer den Berufsbeamten follten der Deputation zwei ftän: 
diſche Nepräjentanten angehören. 

Die Reform machte die bisherigen geiftlichen Behörden, die 
beiden geijtlichen Departements, das Oberkonfiitorium, das Kirchen— 
Direktorium, das consistoire superieur, und was von Provinzial: 
fonfijtorien noch nicht eines freiwilligen Todes aeitorben war, ver: 

1) ©.:©. ©. 481. 

2) Aber nicht der Superintendenten und in gleichem Range jtehenden 
reformierten und katholiſchen Geiftlichen. 
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ichwinden. 

Dies geichah natürlich nicht ohne Widerſpruch. Als das Kir: 
chendireftorium in Berlin im Auguſt 1808 erfuhr, daß die Ab- 
jicht bejtünde, für die Provinz Litthauen eine bejondre Konſiſto— 
vialabteilung bei der dortigen Kriegs: und Domänenfanımer zu 
errichten, fragte e8 am 14. September 1808 bei dem Könige an, 
wie ſich nun fein Berhältnis zu den dortigen reformierten Kirchen 
und Schulen geitalten jolle. Der preußijche Provinzialminiiter 
von Schrötter verfügte darauf am 14. Oktober, daß aller: 
dings gemäß Königlicher KO vom 5. Oftober jowohl für die lit: 
thautsche Kammer in Gumbinnen, wie für die ojtpreußiiche in 
Königsberg und die wejtpreußiiche in Marienwerder, die Bildung 
eigner Provinzialfollegien für Kirchen, Schul: und Armenjachen 
mit Ausdehnung auf die deutjch- und Franzöfiich-veformierten Ans 
gelegenheiten angeordnet jei. Der König behalte ſich aber vor, 
gegebenenfalls das Kirchendireftorium gutachtlic zu Nate zu ziehen, 
jolange die Wirkſamkeit desjelben noch fortdaure. Noch einmal 
vemonitrierte das Direktorium darauf in einer Voritellung vom 
1. Dezember 1808, worin e5 recht unglücklich der Neuordnung 
die alte Jundation des Kirchendirektoriums entgegenjtellte, al3 ob 
in einer jo drängenden Zeit eine ſolche vergtlbte Urkunde hätte 
einen Wert behaupten können. Indeſſen rechnete die Vorftellung 
ſchon mit der Unabänderlichkeit dev Neuorganijation, indem jie 
‘Berjonalvorjchläge über die den Kammerfonfiitortalabteilungen zu: 
zuordnnenden reformierten Räte machte. 

Die Antwort darauf brachte eine Verfügung Dohnas vom 
17. Januar 1809, worin endgültig die Ummandlung aller Pro— 
vinzialfirchenbehörden in getitliche Deputationen dev Regierungen 
unter Beigabe refornierter Näte und das Aufgeben des Kirchen: 
direftoriums in die Sektion angefündigt wurde. „Auf folche 
Weiſe werden nicht nur die reformierten geiltlichen Angelegen: 
heiten unter Mitaufficht der reformierten Mitglieder der Provin— 
zialkonſiſtorien (nämlich der geiftlichen Deputationen) jtehen, und 
Geistlichen dieſer Konfeſſion auch ferner Einfluß auf die Leitung 
Diejer Angelegenheiten im ganzen anvertraut bleiben; jondern es 
erhalten diefelben auch St und Stimme im den zur Aufficht und 
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Leitung aller geiftlichen Angelegenheiten für die ganze Monarchie 
überhaupt bejtimmten oberiten Kollegien, wodurdh Euch ... mit 
vollem Vertrauen ein erweiterter Einfluß und völlig aleiche Rechte 
mit der viel größeren Anzahl der zur lutherischen Konfeijion ge: 
börigen Staatsbürger verliehen wird“. Damit war, wie Sad jo- 
gleich richtig bemerkte, das Fortbeſtehen des Kirchendireftoriums als 
eines bejondern Kollegiums verneint. 

Das Direktorium gab fich aber damit noch nicht zufrieden. 
Abermals, am 9. April 1809, wandte es jich mit einer Eingabe 
an den König, die Diefer am 26. durch Humboldt beantiorten 
ließ ’). Er erklärte darin, daß durch die Zufammenjegung der 
Sektion eine Bernachläfftgung reformierter Angelegenheiten aus: 
geichloffen jei, da neben dem veformierten Chef (Dumboldt jelbit) 
noch ein reformierter Geiftlicher Darem berufen werden jolle. Eine 
bejondre reformierte Behörde aber jet mit der neuen Verfaſſung 
unvereinbar, auch werde e8 zur Beförderung wahrer Neligiofität 
bei weiten zweckmäßiger jein, daß alle chriitlichen Religionspar— 
teien in einem obern Kollegio vereint jeien, um gemeinschaftlich 
dahin arbeiten zu fünnen, daß der Unterjchted der einzelnen Ne: 
[igionsparteien nicht durch übel verjtandenen Eifer nachteilig wirfe, 
und da, wo allenfalls eine Möglichkeit der Begünftigung einer 
vor der andern eintreten könnte, imſtande zu jein, fich unmittelbar 
mit einander zu verjtändigen und diejelbe zu verhindern. Auf 
diefe Weiſe fönne man hoffen, daß allgemeine Neligio: 
ſität und Einigfeit aller Religionsparteien 
weit mehr als bisher werde gefördert werden, 
ohne daß darum irgend eine in ihrem bejondern Glauben erfalte. 
Man hege das Vertrauen zu den gutgefinnten und aufgeklärten 
reformierten Geijtlichen, daß fie die neue Verfaſſung nur von 
dieſer Seite jelbit anjehen und ihren Gemeinden vorjtellen würden, 
und jei vom Klirchendireftorium aewiß, daß es hierin mit Lehre 
und Beiſpiel vorangehen würde. 

Bei dieſem Beicherd hat fich das Kirchendireftorium beruhigt 
und ſich aufgelöft. 


1) Gebhardt, W. v. Humboldt als Staatsmann, Bd. 1. 
S. 283 ff. 
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Auch die Franzöſiſch-Reformierten blieben mit ihren Befchwer: 
den nicht zurück. In zwei Eingaben vom 25. Januar und 22. 
März 1809 forderten ſie das Fortbeiteben des consistoire supé— 
rieur. Die Ablehnung brachte ihnen eine Ordre!) vom 30. OF: 
tober 1809 nicht ohne Schärfe im Ton. Doc wurde ihnen der 
Beitand der franzöfiichen Kirchen und Gemeinden, die Selbjtver- 
waltung durch Presbyterien und die freie Wahl der Prediger und 
Lehrer garantiert und außerdem zugefagt, daß ſowohl in die Sek— 
tion, wie in den Provinzen, wo zahlreiche franzöfiiche Gemeinden 
bejtünden, in die Deputationen franzöftiche Geijtliche aufgenommten 
werden jollten. 

Energiicher noch wehrte ſich das Oberfonjtitorium. Seine 
geiitlichen Räte, Sad, Hecer, Ribbeck, Nolte, Hanſtein, reichten 
am 3. Januar 1809 ein von dem Präfidenten von Scheve un: 
terjtüßtes Promemoria gegen die Aenderung der Verfaſſung ein, 
worin fie über drei Punkte Bedenken erhoben: 1) über die Tren— 
nung der Schul- und Neligionsangelegenheiten, — da diefe Sachen 
innerhalb der Sektion getrennt behandelt werden jollten; 2) über 
den Namen der Sektion: für den Kultus, da doch der Kultus 
nur ein geringer Teil der Amtstätigfeit der Geijtlichen jei; 3) über 
den Mangel einer oberiten Direktion dev geiftlichen Sachen, wie 
jie bisher vom Oberfonftitorio und Geiitlichen Departement aus: 
gegangen ſei, — ein gradezu unverjtändlicher Einwand! 

Ein Hofreffript vom 17. Januar 1509 verdeutlichte darauf 
dem Oberkonſiſtorio die Abficht der Neuorganiſation. Es unter: 
jchied zwischen den Funktionen des Oberfonfiitoriums als kurmär— 
fische Provinzialbehörde — dieſe Jollten bis zur Ausführung der 
Inſtruktion für die Kammern fortdauern — und als Yandesbe- 
hörde. Dieje ſei durch die Organtfation der Sektion für den 
Kultus aufgehoben, doch jollten mehrere Mitglieder des Oberkon— 
ſiſtoriums in die Sektion berufen werden. Die Abficht bei diefen 
Veränderungen gehe dahin, „den Konjiitorien durch die Kombinie— 
rung mit den Nammern ein arößeres Anjeben und eine 
freiere Disposition über die zu Ausführung ihrer Zwecke 

1) G.S. ©. 601. Ein andres Datum der Eingaben nennt Geb- 
bardt,®.v. Humboldt als Staatsmann, 1, &. 282. 
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erforderlichen Mittel zu verschaffen, den Sektionen des Kultus und 
des öffentlichen Unterrichts aber eine neue VBerfafjung zu geben, 
worin diefelben, unzeritreut durch andre Gejchäfte, 
mit voller Tätigfeitihrer großen Beftimmung 
jih widmen fönnen“ Dies Nefkript hat dann Dohna 
noch durch ein bejondres Schreiben ') erläutert, worin er übri— 
gens zugab, daß der Name der Sektion nicht jonderlich glück— 
lich jei. Weiter fuchte ev das Oberkonſiſtorium zu bejchwichtigen 
durch eine Mitteilung vom 18. Februar, daß der König durch 
KO vom 13, Februar befohlen habe, dem Präftdium jeder Sammer 
einen angejehenen Geiftlihen als Mitglied beizuordnen. Diejer 
geiitliche Mitdireftor ?) — unjchwer erfennt man darin den Vor: 
läufer dev nachmaligen Generaljuperintendenten — jolle aber nicht 
als eigentlicher Geichäftsmann gebraucht werden, jondern fich der 
allgemeinen Leitung geijtlicher Angelegenheiten unterziehen. 

Am 20. Februar 1809 übernahm dann Wilhelm von Hum— 
boldt jein Amt. Das Oberkonftitorium aber gab ich noch nicht 
zufrieden. Als die inzwijchen konſtituierte Regierung zu Bots: 
dam am 23. März 1809 die Uebergabe der Akten des bisherigen 
Provinztalfonfiltoriums forderte, jchten es dem Bräfidenten von 
Scheve angebracht, noch einmal zu bitten, daß man von einer Ver: 
legung der Behörde nach Botsdam Abjtand nehme und das Kon— 
jiitorium unter jeinem alten Namen in Berlin fortbeitehen laſſe. 
Die Eingabe de3 Oberkonſiſtoriums an den König, 13. April 1809, 
fertigte Hanſtein. Es bieß darin, nach einer bitten Klage über 
die jchroffe Form der Entlafjung der bisherigen Räte des Ober: 
fonfiltoriums: 

„Uns dünft die Bereinigung der geiftlichen Oberbehörde mit einem, 
ſei e8 auch dem höchiten weltlichen Landestollegio, jowie die Unter: 
ordnung der inneren firchlichen Angelegenheiten unter eine jolche Behörde 
dem Ansehen und der Würde der Religion mehr nachteilig als förderlich 


zu fein, und wir fünnen uns nicht Davon überzeugen, Daß, bejonders in 
den Augen des Volkes und der Stirche, Die Neligionsjache gewinne, wenn 
1) Vom 22. Januar 1809. 

2) Es war für Oftpreußen der dem König fehr naheſtehende Borowski. 
Humboldt hatte gegen diefe Einrichtung anfänglich Bedenken (Brief: 
wechjel mit Nicolovius,S. 4. 
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diefelbe, wie es nach der Tabulatur der neuen preußifchen Staatsorgani- 
fation der Fall zu fein fcheint, zwifchen die Bolizei- und das Kaſſenweſen 
gleichjam hineingefchoben und Kirche und Schule unter der Kategorie von 
Bildungsanitalten ſelbſt mit dem Theater in eine Art von Berührung 
gejegt werden. Sollten Em. Kal. Majejtät als erjter proteitantifcher 
Fürſt und al3 oberjter Schußherr der Kirche in Allerhöchjtdero Provinzen 
mit dem bisherigen Oberfonfijtorio diefelbe Anficht zu nehmen, und Die 
oberbifchöfliche Regierung der Kirche als eine von der oberherrlichen 
Regierung des Staates durchaus verichiedne Funktion der protejtantifchen 
Fürſten zu betrachten geruhen, fo dürfte die dringende Bitte der Kirche, 
welche wir in dem Namen und als oberite Stellvertreter derfelben aus: 
zufprechen wagen: die oberjte Leitung der firchlichen Landes- und Pro- 
vinzialangelegenheiten durch ein jelbjtändiges Oberfonftjtorium und jelb- 
ftändige Provinzialfonfiftorien verwalten zu laffen — in Em. Kal. Majejtät 
Augen ebenfo gereht al3 erfüllbar erſcheinen.“ Weiter werden die großen 
praftifchen Schwierigfeiten gefchildert, die eine Verlegung des Konſiſtoriums 
nach Potsdam namentlich für die getitlichen Näte, die in Berlin domiziliert 
jeien, mit fich bringen würde. 

Auch privatim trug der Präfident von Scheve am 17. 
April 1809 feine Bedenken nochmals bei Dohna vor. 

Zugleich rührten jich die Superintendenten der Kurmarf mit 
einer Eingabe an den König (22. April 1809), worin fie baten, die 
Bermifchung des Geiftlichen und Weltlichen jo viel al3 möglich zu 
verhüten, der geistlichen Staat3behörde eine gewiſſe Selbitändigfeit 
zu erhalten, und die bisherigen geiftlichen Räte nicht durch eine 
Verlegung des Konfiftoriums nach Potsdam davon zu trennen. 

Humboldt, dem Dohna dieje Eingaben überwies, forderte 
darüber Gutachten von Nicolovius und Süvern '). Nicolovius 
fritifierte in feinem Votum treffend die imaginäre Unabhängigkeit 
und Selbitändigkeit der bisherigen firchlichen Oberbehörden. „Ge— 
wiß ift, daß jene unabhängiger erjcheinende Verfaſſung der höchiten 
geiftlichen Behörde in der Tat fehr abhängig war“. Sie war in 
der Realifierung ihrer Zwecke überall gehemmt und vermochte, mo 
es auf Fonds und dergl. ankam, gegen die ftaatlichen Oberbehör: 
den wenig oder gar nichts auszurichten, Nicolovius erhoffte grade 
von der innigen Verbindung mit dem Minifterium des Innern, 
dem der Finanzen, und vom regelmäßigen Bortrag getitlicher Sa: 


1) Gebhardt, R. von Humboldt als Staatömann, Bd. I, 
S. 285. 
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chen im Staatsrat einen freieren Wirfungsfreis. Süverns Gut: 
achten beichränfte fich im wejentlichen auf Perſonalvorſchläge. Auf 
Grund dieſer Voten entwarf dann Humboldt einen Bericht an 
Dohna, dem diefer vollitändig zuitimmte, und der dann nahezu 
wörtlich in die Königliche Kabinetsordre vom 6. Mai an Präſi— 
denten und Räte des Oberfonfiitoriums überging. Sie lautete: 

„Veſte, würdige Räte! Niemandem kann Religion und Neligiofität 
teurer als Mir, niemandem an ihrer Beförderung, an Jugenderziehung 
und Unterricht, an Wirkſamkeit der Geijtlichen und Schulmänner inniger 
aelegen fein. Deshalb eben forgte Ich bei der jehigen Einrichtung der 
oberjten Staatsbehörden für eine befondre oberſte Behörde, die mit gleicher 
Selbitändigfeit aber in unbejchränkter Ausdehnung alle geiltlichen und 
Schulfachen ohne Ausnahme umfaſſe, indejien das ehemalige geiitliche 
Departement, Oberfonfiitorium und Oberfchulfollegium von Ddiefen An: 
aelegenheiten in mehreren Provinzen teils ganz, teils zum Teil ausge: 
ichlojjen war; und die von Seiten des öffentlichen Unterrichts jogar alle 
Bildung für Wilfenichaft und Kunft in Anfpruch nehme. Die Errichtung 
diefer Behörde, und die Aufhebung der ehemaligen, iſt von Mir Selbit 
durch das Publicandum vom 16. Dez. v. J. öffentlich befannt gemacht. 
Als Mitglieder und Oberfonititorialräte werdet hr, die eriten Geijtlichen, 
Hofprediger Sad, Pröpſte Nibbed und Hanjtein, zur Sektion des Kultus 
übergeben, und nur die einjtweilige Entfernung derjelben von Berlin hat 
jolches feither noch behindert. In ihrer Verbindung mit dem gefamten 
Miniiterio des Innern, und mit Hilfe der geiltlichen Deputationen bei 
den Provinzialfollegien, werdet Ihr ſodann vollitändiger und Fräftiger zu 
wirken imitande fein, als es die fonjtige Iſolierung des ehemaligen geiſt— 
lichen Departements und die Verbindung der Provinziallonftitorien mit 
den Auftiztollegien geitattete. Die Erfahrung felbit hat dies in allen 
Provinzen bewieſen, wo die geiftlichen und Schulangelegenheiten von den 
Brovinzialdepartements und Kammern geführt wurden, ſodaß eben des— 
halb fchon zur Zeit des geiltllichen Departements im Jahre 1804 das 
oftpreußiiche Littauifche Konfiltorium zur Kammer überging '). Nur für 
das Kurmärkiſche Konſiſtorium und wegen Berlin entiteht durch die Ver: 
pflanzung der dortigen Regierung nach Potsdam allerdings BVerlegenbeit. 
Allein auch diejer wird ſich abhelfen laſſen. Die geiltliche Deputation 
erhält in dem Hofprediger Eylert und durch Berufung würdige Mitglie: 
der. In Berlin wird Diefelbe zwei beitändige Kommiſſarien, den einen 
für das gejamte Berlinfche Kirchenwejen, den andern für das dortige 
Elementarſchulweſen haben, und ch werde fogar gern jehen, wenn das 
Amt des geistlichen Kommiljarius einer der lutheriſchen Pröpite jelbit zu 
übernehmen fich entjchließen follte. .... Für die Prüfung dev Kandidaten 


1) S. o. ©. 46. 
Foerſter, Entftebung d. preuß. Landeskirche 1. 10 
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zu Bredigeritellen in Berlin und für die ganze Kurmarf, beabfichtige Sch 
eine eigne Kommillion ”), Die aus dem eriten Hof: und Domprediger, den 
beiden Iutherifchen Pröpſten und noch einem reformierten und lutherifchen 
Geiſtlichen zuſammengeſetzt fein fol. Dieſe Examinationskommiſſion wird 
auch bei Beſetzung der Predigerſtellen Meines Patronats der Kurmär— 
kiſchen Regierung Gutachten und Vorſchläge abgeben. Ich hoffe durch 
dieſe Erläuterungen Euch über die am 13. v. M. Mir geäußerten Be— 
ſorgniſſe zu beruhigen; ſolltet Ihr in Verfolg derſelben Mir noch Wünſche 
vorzutragen durch Pflicht und Ueberzeugung Euch beruſen fühlen, ſo 
werde Ich ſie von ſo verdienten Männern und den erſten Geiſtlichen mit 
Wohlwollen aufnehmen.“ 


Gleichzeitig (23. Mai) und in gleichem Sinne ließ der König 
den kurmärkiſchen Superintendenten ermwidern. 

Weitere Wünſche vorzutragen verzichtete nunmehr das Ober: 
konſiſtorium. Wie bitter aber jein Bräfident v. Scheve die Auf- 
hebung und jeine Entlafjung empfand, brachte ev noch einmal zum 
Ausdruck in einer Eingabe vom 8. ‚juni, worin er jich die Au— 
torijation zur Schließung und Auflöfung des Oberkonſiſtoriums 
erbat. In der Antwort Dobhnas vom 29. uni 1809 jpiegelt 
fich deutlich ein gewifjer Aerger über diejen zähen Widerſpruch. 
Er beklagt, daß Scheve bei jeiner Beurteilung fortgejegt von ganz 
falichen Gefichtspunften ausgehe; das Oberfonjiftortum höre gar 
nicht auf, jondern beitehe fort, teils als Sektion, teils als Depu— 
tation der furmärkifchen Regierung, und jeden, dev es mit der 
Beförderung echter Neligiofität treu meine, müſſe die neue Or: 
ganijation mit den erhabenjten und ſchönſten Hoffnungen erfüllen. 
— Am 5. Juli trug dann die Sektion Scheve auf, das Ober: 
konſiſtorium am 31. Juli zu fchliegen. 

So vollzog fich die Reform in den oberen Regionen. Aber 
war das Abjehen der Reformer nicht auch auf eine Veränderung 
unten, d. b. auf eine Neuordnung der Gemeindeverfaflung und 
auf eine Neform des geiftlichen Standes gerichtet? Gewiß; nur 
mangelte bier die Zeit zur jofortigen Durchführung. Ste jahen 
aber ganz deutlich, worauf es anfam. Auch bier mußte Erzie: 
hung zur Selbitverwaltung erjtrebt werden. Demgemäß bejtimmte 

1: Diefe Kommiffion fam nicht zu jtande, vielmehr wurden die Prü— 


fungen der geistlichen Deputation in Potsdam übertragen. (Gebhardt, 
R.v. Humboldt |, S. 289). 
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die Städteordnung vom 19. Nov. 18081) in 8 179, daß Depu: 
tationen, gemifcht aus Mitgliedern des Magiſtrats und von der 
Stadtverordnetenverfammlung gewählten Stadtverordneten und 
Bürgern, legtere in dev Mehrzahl, eingejegt werden jollten zur 
Verſorgung der Firchlichen Angelegenheiten. Außerdem jollte jede 
Kirche einen Obervorfteher und zwei Kicchenvorjteher aus der 
Gemeinde erhalten, welche die Erterna beforgten. Das bedeutete 
den Anfang einer jelbjtändigen Firchlichen Organifation, doch im 
innigiten Zujammenbange mit dem fommunalen Leben überhaupt, 
die Gewinnung eines für den äußern Bejtand des lofalen Kirchen: 
wejens verantwortlichen Organs. 

Mit gleicher Sicherheit traf Stein den Schwachen Punkt in 
der ländlichen Kirchenverfajjung , das Watronat. Schon am 
10. Mai 1808 hatte er an Minifter Schrötter gejchrieben: „Die 
Batronatsrechte trifft derjelbe Vorwurf dev Anomalie, als die 
Batrimontaljurisdiktionen, fie dürften daher in feinem Falle zu pro= 
pagieren und hierunter den fünftigen zweckmäßigſten Beitimmun- 
gen des Geiitlichen Departements vorzugreifen fein, welches viel- 
leicht geraten finden dürfte, den Gemeinden eine Konkurrenz bei 
der Predigerwahl, unter angemeſſenen Modififationen, einzuräu- 
men“. Eine KO vom 30. Mai 1808 gab diejen Gedanken zur 
Erwägung des Geijtlichen Departements. Und abermals war er 
in der Inſtruktion vom 26. Dez. 1808?) den Regierungen zur 
Weiſung mitgegeben. 

Es iſt wunderbar, daß die Neformer in demfelben Augen: 
blide, da fie die Einheitlichkeit und Kraft der Verwaltung von 
oben jtärften, Schritte beabjichtigten, den Gemeinden eine Selbit- 
verwaltung und Selbittätigfeit und zwar gerade am wichtigften 
Punkte zuzuweiſen, wie dieſe noch nie beſeſſen hatten. Wieder 
zeiat ji) hierin der Grundgedanfe der Steinfchen Reform, die 
nicht auf Aufrichtung einer neuen Bureaufratie, jondern auf Schaf: 
fung von Formen zur Entfaltung eignen Lebens hinauslief! 

Ebenjo hat Stein auch die Lage der Geijtlichen bei feiner 
Reform im Auge gehabt. Er jah mit Schmerz den Niedergang 
) G⸗S. ©. 34 fi. 

2) ©. o. ©. 139. 
10* 
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des Standes, in dem er den Vorgänger und Erzieher dev Erwach— 
jenen ehren wollte!). Trotz der traurigen Lage des Staates 
plante ev deshalb eine Verbeiferung der ökonomischen Yage der 
Geritlichen durch Erhöhung und Firierung ihrer Einfommen und 
Ablöfung der Stolgebühren und Accidenzien, und Auszeichnung 
eminenter Verdienfte durch Ernennung zu Biichöfen und Aebten ?). 
Auch hierbei muB betont werden, daß in der Anerkennung der 
Verpflichtung des Staates zur ausfömmlichen Dotierung der Pfar— 
reien eine qrumdjäßlich veränderte Stellung des Staates zur Ktirche 
in Erjcheinung tritt. 


Es konnte nicht ausbleiben, daß die „nangriffnahme der Ne: 
form die Aufmerkffamfeit auch weiterer Kreiſe von neuem auf den 
unbefriedigenden Zuſtand des Kirchenweſens richtete, und daß von 
allen Seiten her Borjtellungen und Natichläge über das, was zur 
Wiederbelebung des religiöfen Sinnes förderlich fer, einliefen. 
Exit in den Verhandlungen darüber enthüllt ſich uns vollends 
Geiſt und Sinn der begonnenen Reform. 

Wir begegnen in den Alten aus jenen Jahren wieder und 
wieder Grörterungen über die Lage der Volksreligion. Da finden 
wir wiederholte Eingaben ?) des würdigen, dem Königspaare jo 
teuren, Köniasberger KonfiitorialvatS Borowsfi, worin er den 
Verfall der Sittenzucht unter den Predigern mit erregten Worten 
ſchildert, ſtrengere Aufficht, unmachfichtliche Kaſſation der Unwür— 
digen, Auszeichnung Hervorragender fordert. Da finden wir ein 
Gutachten des Erziehers des Kronprinzen, Delbrück, mit Rand— 
bemerkungen des Kriegsrats Scheffner, eines treuen Kantianers, 
über Gemütsbildung im Soldatenſtande, wiederum mit bittern 
Klagen über die Dede und Leere der herrichenden Predigtweiſe 
angefüllt*). Da kommt em jchlicdhter Yandpaftor zweimal?) mit 
Borjtellungen, die dem König bejondere Aufmerkiamfeit abge: 


li Ycehbmann ll, &. 526 Anm. 2. 

2) Yehbmann II, ©. 408, 415 und 529. 
3) 25. Auguſt, 16. Sept. 1508. 

4) 11. Nov. 1807. 

5 20, Dt. 1805 und 16. April 1809. 
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wannen, Paſtor Dobermann aus Leutmannsdorf bei Schweidniß. 
Er jchildert Religiofität und Sittlichfeit „überall faſt eritorben”, 
er erbittet jehr natv einen Drud auf die Staatsdiener und die 
niedern Volksklaſſen zum Bejuch des Gottesdienjtes, zwangsmäßi— 
gen Fortbildungsunterricht in der Religion für die Schuljugend 
und die noch nicht verheirateten Perſonen, er denkt an die Ein» 
richtung von Sittengerichten. Aber neben all diefen unausführ- 
baren Projekten betont ev auch die Notwendigkeit, dem Gottes: 
dienjt durch eine Verbejjerung der Liturgie mehr Würde zu geben 
und die Ökonomische Lage der Prediger zu heben, die deren Stand 
auch ſozial herabziehe, befonders alle Stolgebühren gegen eine 
abgeitujte Befteuerung der Gemeindeglieder abzuichaften. Auf öfo: 
nomifchem Gebiete bewegt fich auch der Vorſchlag!), alle Bfarr: 
äder in Erbpacht zu tun, damit die Geijtlichen für ihren Beruf frei 
würden. Und auch ein angejehener Yate?) nimmt das Wort im jelben 
Sinne, alle Bfarräcder einzuziehen und die Pfarrer auf feſtes Gehalt zu 
jeßen. Und dies jind noch längſt nicht alle Stimmen, die damals über 
die Lage des kirchlichen Lebens den Weg zum Throne juchten. Alle 
bat teils das Geiftliche Departement, Süvern oder Nikolovius, 
teils das Oberkonſiſtorium, geprüft und geduldig beantwortet. 

Aus der Fülle derartiger Anregungen aber ragen vornehm: 
lic) vier hervor und dürfen, teils um ihres Inhalts, teils um 
ihrer Verfaſſer willen, Intereſſe beanjpruchen: eine Schrift des 
Predigers Neumann) in Loſſow bei Frankfurt a. d. O. über 
die fünftigen Verhältniſſe der Geijtlichen bei der neuen Or: 
gantjation des Staates ), eine umfafjende Eingabe der Oberfon: 
jiitorialräte Hecker, NRibbed, Nolte, Hanitein vom 20. Oftober 
1808 an den König, ein Werfajjungsentwurf Schleiermachers >) 
und ein Promemoria Eylerts. 

Neumann geht von der — wohl irrigen — Behauptung aus, 
daß bis vor 100 „Jahren der Predigeritand im Volke Achtung 


1} 31. Juli 1809. 
2) v. Waldau, 6. Januar 1809. 
3) ©. u. Kap. 6. 
4) Berlin, 1808. 
5) D. Zeitjchrift F. Kr. 1. S. 326. 


150 Kapitel 4. 


genofjen habe. Erſt das Zeitalter Friedrich habe darin verderb: 
lihen Wandel gebradt. Sie wurden nunmehr nur noch geduldet 
als Knechte der Schwachen und Vögte der Hohen. Viele Geijt- 
liche jelbjt verloren das Gefühl für die Heiligkeit ihres Standes. 
Dennoch feien jie nicht perjönlich haftbar für die Verachtung der 
Religion. Ihre Verhältniffe machten ein gedeihliches Wirfen un: 
möglich. Jetzt jcheint ein günjtiger Zeitpunkt zur Erneuerung des 
Standes da zu fein. „Wir wollen bitten, nicht um Vermeh— 
rung weltlicher Macht, Erhöhung der Einfünfte und Befoldungen, 
Rang und Titel, jondern um Aufhebung vorhandener Hinderniſſe 
unjerer Wirkſamkeit, geiftige Veredelung der Mitglieder unjers 
Standes, Anregung eines höheren Geijtes durch amtliche Veran: 
jtaltungen und Beränderungen der Art, wie wir bisher unfern 
Unterhalt empfingen“. Aus diejer Stimmung heraus werden fol- 
gende Beijerungsvorjchläge motiviert: Strengere Prüfungen der 
Kandidaten und genauere Aufjicht in verkleinerten Superintenden: 
turen; Synoden der Getitlichen zum Zwecke wiſſenſchaftlicher und 
itttlicher Fortbildung; Bejchränfung der Patronatsrechte, injonder- 
beit Abänderung des bejtehenden Stellenbefegungsmodus ; Abnahme 
der PBfarrländereien; Ablöjfung der Accidenzien gegen firierte Ae— 
quivalente; ftrengere Sonntagsheiligung. 

Neumanns Schrift hat jedoch vorerjt feinen andern Erfolg 
gehabt, als den eines, von Süvern verfaßten, Anerfennungsichrei: 
bens (14. Januar 1809). Die Sektion bekundet ihm darin auf: 
richtige Freude, daß fich diefe Stimme aus der Mitte der Gert: 
lichkeit erhoben habe, und bezeugt ihm die innige Webereinjtim: 
mung ihrer eignen Anfichten mit den feinen, 

„Auch fie betrachtet den gegenwärtigen Zuitand des Mehrteils der 
Geiftlichkeit nicht als eine das Maß des verwerflichen Zeitgeijtes über: 
jteigende Berfchlimmerung, glaubt aber, daß der Stand der Geiftlichen 
großenteils im Zeitgeilte zu tief verjunfen ei, jtatt daß er durch die Kraft 
des ihm urfprünglich innewohnenden bejiern Prinzips jich über demfelben 
hätte emporbalten, ja ihm zum Gegengewichte dienen jollen. Sie erfennt 
es für den ficheriten Weg, Dielen Stand wieder zu feiner Beitimmung und 
Würde zu erheben, zuvörderjt alle diejenigen aus feiner Mitte zu ver: 
einigen, welche jich noch rein bewahrt haben von dem Einfluß der Zeit 
und fräftig genug find, den höhern, himmlischen Geift in ihren Mit: 
brüdern wieder zu erweden und zu verbreiten, damit aus ihm felbft feine 
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Miedergeburt beginne und hervorgehe, und diefer ſodann zu Hilfe zu 
tommen durch Wegräumung aller Hinderniffe und durch Anwendung aller 
Beförderungsmittel, wodurch der Staat von innen fowie von außen auf 
diefe ihm felbit höchit wichtige Angelegenheit zu wirken vermag“. 

Eingehender behandelt wurde die Vorjtellung der Oberkonſi— 
itorialräte. Nicht zwar um ihres innern Wertes willen. Im 
Gegenteil! Als der König fie am 2. November 1808 dem Mi: 
niſter von Schrötter überjandte, jchrieb er dazu, die Vorſchläge 
jeien gut gemeint, im allgemeinen aber zu äußerlih. „So große 
und wichtige Gegenjtände der Staats: und Menjchenwohlfahrt 
müſſen aber aus höheren und allgemeineren Gefichtspunften auf- 
gefaßt, es muß mehr aus der Innern Menjchennatur genommen 
und wieder darauf bingeleitet werden, was zur Bildung des 
Menſchengeſchlechts durch Entwidlung feiner Anlagen, Beredelung 
jeines Gefühls und Heiligung feines Gemüts gejchehen joll“. Dem 
ungeachtet empfahl der Monarch die Prüfung der Denkichrift und 
wiederholte dies, als er wenige Tage danach!) auch die oben er: 
wähnte Borjtellung des Paſtors Dobermann überfandte, mit be- 
jonderm Hinweis auf den von dieſem hervorgehobenen Punkt der 
Liturgie, deren Verbeſſerung jchon jeit mehreren jahren erwogen 
werde Er mwünjchte, daß darüber Gutachten von Borowski in 
Königsberg, Hofprediger Reinhard in Dresden und Hofprediger 
Eylert in Potsdam eingeholt würden. 

Die 31 Foliojeiten umfajjende Denkjchrift handelt im eriten, 
ausführlichiten Teile von den Dienern der Neligion. Umjtändlich 
wird auseinandergefegt, was von ihnen zu Fordern jei, und ge- 
prüft, wie weit jie diejen Forderungen entjprächen, und was für 
Einrichtungen nötig wären, ihnen zur Erfüllung zu helfen. Da 
wird zuerit, um die Gelehrjamfeit zu heben, gefordert, die bei den 
Reformierten beveit3 bejiehende Einrichtung ?) allgemem zu mas 
chen, daß die Standidaten das Examen pro ministerio vor Ihrer 
Wahl machen müſſen. Sodann wird eine Klaſſifikation der Ge— 
prüften vorgejchlagen: in die dritte Klaffe Verſetzte jollen nur zu 
gervöhnlichen “Predigerftellen auf dem Lande und in Eleinen Pro: 


1) 9, Nov. 1808. 
2180 S. 49. 
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vinztaljtädten, die in der zweiten zu ſolchen an größeren Orten 
und in gebildeten Gemeinden, die in der erjten zu vorzüglichen 
und ausgezeichneten Stellen wahlfähig fein. Dieje Maßregel aber 
fünnte nur dann ihren Zweck erreichen, wenn die Patronatsrechte 
entweder gänzlich aufgehoben oder doch beichränft und die Bejet- 
zungen der Predigerftellen durch das Oberfonfiitorium allein oder 
dergeitalt erfolgen würden, daß die Patrone nur unter drei vom 
Oberfonfiitorium aufgejtellten Kandidaten die Wahl frei hätten. 
Außerordentlich mangelhaft jei weiter die Worübung in den Pre— 
digergejchäften. Ste müfje jchon auf der Univerſität intenfiver 
betrieben, vor allem aber den Superintendenten, als berufenen 
Erziehern der Kandidaten, zur ernftlichen Bilicht gemacht und jchon 
deshalb die Superintendenturen weſentlich verkleinert werden. 
Wichtiger aber als Gelehrjamkeit und praktische Fertigkeit jei ern 
frommer Sinn und lebhaftes Intereſſe für den Beruf, und es 
jei nicht zu leugnen, daß ſich ſolche Gefinnung unter den jüngeren 
und jüngjten Amtsgenofjen vermindert habe. Schuld daran trage 
die Vernachläjfigung des Neligionsunterrichts auf den Schulen 
und die jpöttiiche Geringichäßung der Neligion in den nichttheo: 
logiſchen Borlefungen auf den Univerfitäten. Es jolle deshalb 
allen Lehrern an hohen und niedern Schulen der Grundjaß ein: 
geichärft werden, daß Neligiofität das mwürdigite und wichtigjte 
Mittel zur Erziehung der Menfchheit jei. — Dies führt von jelbit 
zur Erörterung der Aufficht über Pflichttveue und Wandel. Hier 
wird nun gejchildert, daß die bisherige Aufjicht gänzlich) unge: 
nügend jei, weil die Superintendenturen zu groß und die Bijita- 
tionen zu bloßen Formalitäten berabgejunfen jeien. Außer der 
Abitellung diefer Mängel jei die Wiedereinführung und Belebung 
der Synodalfonvente zur Anregung der Amtsweisheit und Pflicht- 
treue, zur wiſſenſchaftlichen und praktischen Fortbildung nötig, 
vor allem aber eine neue Viſitationsordnung und detaillierte Kon: 
trolle über den Wandel der Geiftlichen (Beitimmung einer außer: 
amtlichen Kleidung, Verbot des Kartenſpielens, Tanzens u. ſ. w.). 
TO ffenbare Fehler und Vergehungen der Geiftlichen jollen ſtrenger 
geahndet und — das folgende lieſt man mit aroßer Bermwunde- 
rung — jefreter behandelt werden. Sie jollen nur von eilt: 
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lichen, dem Generalfuperintendenten, Konſiſtorial- und Oberfon: 
fiftorialfommiffionen, unter Vermeidung aller PBublizität, gerichtet 
werden. Nur Eriminelle Delikte fommen fortan vor den Richter. 
Anderjeits aber find treue NReligionsdiener auch gebührlich zu be— 
lohnen und zu ehren. Die Predigereinnahmen jollen durch Fi— 
xierung der Accidenzien erhöht, die Naturallieferungen gejteigert, 
ein Emeritenfonds gearündet, verdiente Geijtliche 3. B. durch Or- 
den ) ausgezeichnet werden. 

Der zweite Teil handelt von den für das Volk vorhandenen 
Anftalten und Mitteln zur chriftlichen Belehrung, Ermunterung, 
Gewiſſenserweckung und Beruhigung. Der Verfall der Predigt 
und des öffentlichen Kultus erfordert Neuerungen. Welche? 

„E. K. M. Weisheit und Gnade wird, fo wie ihrem ganzen Volke, 
fo auch den Lehrern der Kirche den bisher genofjenen Segen der unbe: 
Schräntten Denk- und Gewifjensfreiheit ferner erhalten; aber e3 würde 
Mißbrauch dieler Freiheit fein, wenn jeder Geiftliche es fich erlauben 
wollte, auf der Kanzel und am Altare feine eigne Religionsphilofophie, 
feine fubjeltiven Anfichten, Meinungen, Deutungen in Abficht religiöjer 
und biblifcher Gegenitände dem Volke vorzutragen, unter dem Namen Des 
Evangeliums die jedesmalige Modephilofophie des laufenden Jahres zu 
predigen oder die chriftliche Wahrheit in Phrafen zu verhüllen, welche 
von dem Unfundigen entweder gar nicht veritanden oder jo unglüdlich 
mißverjtanden werden fönnten, Daß die Gemeinden von der einen Kanzel 
Atheismus, von der andern Rolytheismus, von der dritten Pantheismus 
zu hören vermeinen würden. Bei aller Berfchiedenheit der Anfichten und 
Meinungen, welche die Natur des Gegenitandes und der echte Geiſt des 
Protejtantismus mit fich bringt, kann dennoch in der Lehre injfofern Ein: 
heit jtattfinden, ‚daß überall Chriſtentum, der Bibel gemäß und in der 
allgemein verjtändlichen Sprache gepredigt wird‘. Und Dies können 
E. K. M. von allen Geiitlichen des Landes unbedingt fordern, dies allen 
zum Segen der Gemeinden und der Religion ernjt und jtrenge befehlen.“ 

Der Kultus aber wird fich heben, wenn die höheren Stände 
niit gutem Beifpiel vorangehen, es muß deshalb den Staatsdie- 
nern zur Pflicht gemacht werden, daran teilzunehmen, es müſſen 
die Sonn: und Feiertagsruhe durch neue Gejege energisch ge- 
Ihüßt, einige populäre Stirchenfeite, wie die Firchliche Feier des 
Geburtstages des Königs, neu eingerichtet, dev Bußtag verlegt, 

1: Bis zum Beginn des 19, Jahrhunderts erhielten Die Geijtlichen in 
Breußen grundfätlich feine Orden. 
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die Firchlichen Gebäude verbejiert werden. 

Laufen ſchon diefe Vorjchläge auf nichts anderes als neue 
Strafgejege hinaus, jo ift vollends die Forderung einer jtrengen 
und umfafjenden Zenſur ganz und gar aus einem rückſtändigen 
Geiſt geboren. 

Der dritte Teil handelt von dev Schule, deren Unterjtellung 
unter firchlichen Einfluß verlangt wird; der Schluß betont Die 
Notwendigkeit, das ganze Kirchen: und Schulwejen einem eigenen, 
unabhängigen Chef zu unterftellen, — wohl im Sinbli auf die 
den Oberkonſiſtorialräten gewiß nicht unbekannt gebliebenen Pläne 
einer Neuorganiſation der oberjten Staatsbehörden. 

Die diefe Eingabe begleitende Kabinetsordre veranlaßte das 
Preußische geiftliche Departement, das Oberfonfiitorium zum Bes 
richt über die bisher getanen Schritte zur Verbeſſerung der Li: 
turgie aufzufordern und zugleic; von Borowsfi, Eylert und Nein: 
hard Gutachten darüber zu erbitten. Das Oberkonſiſtorium be: 
gnügte fich damit, den Lauf der jeit 1798 fchwebenden Verband: 
lungen, wie wir ihn oben gejchildert haben, mitzuteilen’). Wein: 
bard, „der ehrwürdige Veteran der protejtantifchen Stirche in 
Deutſchland“, Icheint darauf nicht geantwortet zu haben; Eylert3 
Bericht traf erſt nach Monaten ein; Borowski dagegen votierte 
umgehend und entjchieden. Iſt eine Aenderung der Liturgie not— 
wendig? Mein! Wenn man aber doch zu Aenderungen ent: 
ichlofjjen jei, an welchem Punkte it dann einzufegen? Am Ge: 
jangbuch und am Schmuc der Kirchengebäude durch Gemälde und 
Bereicherung der Gottesdienite durch aute Muſik. Aber man 
lajje die alten Formulare, wie fie find, und laſſe jedem Prediger 
die Freiheit, daran nach Umjtänden zu ändern. Iſt im Augen: 
blie eine Abänderung in der Liturgie auch nur rätlich? em, 
das Bolt muß erjt wieder zu Atem fommen. Dringend dagegen 
it eine jtrengere Abwehr der um jich greifenden Sonntagsent: 
beiligung ?). 

Das Geiftliche Departement aber wartete den Einlauf der 
erbetenen Gutachten nicht ab; es evjtattete dem Könige von fich 
aus einen aus der Feder von Süvern geflofjenen Bericht’). In 

1) 15. Dez. 1808. 2) 28. Nov. 1808, 3: 25, Nov. 1808. 
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dieſem inhaltreihen Schriftſtücke jpürt man den ethijch jtrengen 
und doch jo freien Geiſt jener Tage ganz beſonders deutlich. 

„Die gegenwärtigen PVorfchläge (der Oberfonfiitorialräte und des 
Paſtors Dobermann) beruhen alle auf der Grundanficht, ala ob es mög— 
lich fei, Durch Befehle und VBorfchriften, durch gewifle Anordnungen in 
betreff der Verwalter des Religions: und Schulweſens und der Anjtalten 
für dasſelbe, feinen innern Geift, wie es fo nötig ift, zu erneuern und 
ihm höheres Leben einzuflößen ... Vorfchläge und Entwürfe aber zur 
Berbejjerung des Religions- und Erziehungsweiens, denen eine große 
Anficht dejjen, was unfrer Zeit not tut, und ein tiefes Gefühl zu grunde 
liegt, werden aus der innern Natur des Menfchen abgeleitet und wieder 
auf dieſe berechnet jein und nicht an der Außenfeite verweilen müffen“. 

Dieſe Grundjäße jtehen an der Spiße. 
Dann beißt es zu den Vorjchlägen der Petenten über Die 
Hebung des geiltlichen Standes: 

Obwohl es fehr billig ift, daß der Staat und deſſen Beamte würdigen 
Religionslehrern auch äußerlich ihre Achtung zu erkennen geben, obwohl 
das Anjehen der Geiftlichen Dadurch fehr unterftügt werden kann, und 
dieſes wieder, noch mehr aber die innere Würde derjelben, in Der prote- 
itantifchen Kirche von großem Einfluß auf das Anſehen der Religion und 
des Kultus felbit ift, fo iſt Doch zweierlei in betreff dieſes Punktes wohl 
zu berücjichtigen. 

„yuerit: Die überall nach dem Aeußern gehende Neigung ') des Zeit— 
alters zeigt fich auch im geiftlichen Stande als vorherrfchend und drückt 
ſich in beiden vorliegenden Eingaben ebenfalls ſehr deutlich aus. Gin 
Staat aber, der der FFrivolität des Zeitalters einen Damm entgegenfehen, 
der Ernit an Stelle des Leichtjinns, Würde und Selbitgefühl an Stelle 
der Eitelfeit, Tugend und Kraft an Stelle der Schlafiheit hervorrufen 
will, Darf diefe Neigung, wie überall nicht, jo am wenigiten in dem 
Stande begünftigen, welcher, wenn alles nur im Sinnlichen lebte, unver: 
rüct eine höhere und heiligere Nichtung bewahren follte. Statt dem ver- 
fehrten Streben dieſes Standes nachzugeben, ijt es eher nötig, ihm ein 
Gegengewicht zu geben, und fein Trachten von dem Weltlichen, worauf es 
gerichtet it, zu dem Innern und Geiftigen, wovon er ja ſich nennet, 
zurückzuziehen. 

„Sodann, wieviel auch äußere Ehre und Anjehen im geiftlichen Stande 
erteilt wird, jo hat doch das Anſehen eine weit höhere Bedeutung, welches 


lı Ganz ähnlich hatte fih Nicolovius ausgefprochen, als 
Borowski den Titel „Kirchenrat” für ausgezeichnete Geiſtliche vor: 
ſchlug. „Ach finde es bedenklich, den der wahren Würde des geiftlichen 
Stande nachteiligen Trieb nach eitier Ehre zu fördern”. (Dentjchrift 
S. 164, 165). 
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er felbjt Durch innre Würde, durch Lehre und Wandel fich gibt. Dies 
ift unter den Mitteln, die Autorität und Wirkſamkeit der Geijtlichen zu 
heben, am meijten in Anfchlag zu bringen und mit Recht ihnen entgegen 
zu halten, wenn fie meinen, allein von außen fünne ihnen das Begehrte 
verliehen werden. Rang, Titel und Ehrenzeichen fünnen ihnen auch nie- 
mals in den Augen des Volks erjegen, was an innerm Werte ihnen ab- 
gebt, niemals ihnen Wirkſamkeit und Einfluß verichaffen, den ſie von 
jelbjt durch geiftiges Uebergemwicht gewinnen müßten. Dieſen aber haben 
jie größtenteil3 verloren, weil die große Mafje des Standes, von welt: 
lichem Triebe erfüllt mehr denn von geiftlichem, die Grundfäge der Welt: 
leute als Norm annahm, nicht geiftig ftarf genug, dem Spotte Unver- 
jftändiger die ruhige Würde eines von irdifcher Neiqung lauteren Sinnes 
entgegenzuitellen, eher jich bemühte, ihnen gleich zu fein in allem, und ihr 
Zun und Treiben gefliffentlich nachahmte. . . Aber nicht nur die Sitten 
und das Leben der Geiftlichen modelten und modeln jich jo nach denen 
der Weltlichen und entäußern jich ihrer Mürde, fondern ſelbſt in Die 
Tempel dringen eben dadurch die weltlichiten Ansichten. Die Predigten 
hören auf, chrijtlich und geijtlich zu fein, und verlieren ihre erbauende 
Kraft, in oben abgeichöpfte, piychologijche Abhandlungen verwandelt und 
auf Schmeicheln der Sinne berechnet; die heiligſten Handlungen des Kultus, 
3. B. die Konfirmation, werden wie Schaufpiele verwaltet; der Bibel wird 
ihre hohe göttliche Kraft entzogen und der tiefe Sinn der erhabenjten 
Stellen durch die gemeinfte Deutung verfeichtet und entkräftet.“ 

„Da alſo den Geiftlichen nichts bleibt, was fie von den Weltlichen 
unterscheidet und über fie hebt, nicht im bürgerlichen Leben, nicht in der 
Kirche, fo muß notwendig der Schein der Ehrmwürdigfeit jchwinden, worin 
lie fonit dem Volke erichienen. Mit der höheren Geiftesfraft mußten fie 
verlujtig geben der Ueberlegenheit des Anfehens und Einflujjes, welche 
fie ehedem behaupteten, und herabfinfen zu DOffizianten, die gewiſſe einmal 
hergebrachte Handlungen des Kultus verrichten, und Deren man bei ge: 
willen VBorfällen des Yebens jich bedient. Daß dieſe Herabjegung von 
den Geiltlichen felbit noch nicht gefühlt wird, legt fich Dadurch am fpre- 
chendjten an den Tag, daß fie fogar den übrigen DOffizianten noch mehr 
gleichgeießt fein wollen durch Titel, Rangordnung und Abzeichen, jtatt 
zu bedenfen, daß fie als Verwefer der heiligiten Angelegenheit weit höher 
fich felbit jtellen müjfen, daß fie jo leicht es können, wenn fie nur ganz 
find, was fie fein follen, und ihre eigentümliche Würde fehr mißfennen, 
wenn fie in die Ordnung weltlicher Staatöbeamten, auf deren Abjtufungen 
fie eiferfüchtig binfehen, eintreten wollen. So wie fein wahrhaft Ge- 
lehrter andern Nang wird haben wollen, als den er fich felbit gibt, durch 
Getitesbildung und Gelehriamteit, jo wird auch fein wahrhaft Geiftlicher 
eines andern Nanges begehren, als den er fich ſelbſt durch ein Ueberge— 
wicht echt geiltlichen Sinnes und Wandels zu geben vermag.“ 

„uf Die NRangordnung der fatholifchen Geiitlichfeit kann fich Die 
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protejtantifche in dieſer Hinficht nicht berufen. Denn der höhere Rang 
fatholiicher geiftlicher Würden entipringt immer aus einer höhern Weihe, 
die zugleich einen höheren Grad geijtlicher Kraft und geijtlicher Gaben 
beilegt. Der vornehmere Geistliche der fatholiichen Kirche iſt nach ihrem 
Glauben näher der Gottheit, Empfänger einer reineren und vollern Ein: 
wirfung von ihr, demnach innerlich höher. Die obern Geiitlichen der 
protejtantifchen Kirche hingegen find nur höhere Staatsbeamte, ihr größeres 
Anſehen tt ein bloß äußerlich erteiltes und äußerlich wirfendes. An 
innerer geijtiger Kraft und dem Vermögen, die Offenbarung der Gottheit 
den Menschen zu verkünden, find fie alle gleich, ja hierin vermag ſelbſt 
der niedrigite den höchiten zu übertreffen; und wenn nicht der höhere 
Geistliche zugleich der Würdigere ift, jo wird Nang, Titel und Ehren: 
zeichen jo wenig in den Augen feiner Untergebnen als des Volks ihn zu 
einer höhern Würdigfeit jtempeln.“ 

„Eine Umkehrung der berrichenden Sinnesart des geiltlichen Standes 
läßt ſich aber nur erwarten, zuerit von einer allgemeinen Erziehung, 
welche das in den Menichen größtenteils eritorbne fräftigere Prinzip 
wieder belebt, jodann von einer forgfältigern Vorbereitung der jungen 
Theologen, die ihr Studium fast durchgängig nur als Brotjtudium treiben, 
Daher nur des Eramens wegen jludieren, ferner von der größten Vorficht 
bei der Wahl der Mitglieder des Standes und ihrer jorgfältigiten Prü: 
fung, endlich von einer fortgejegten MWachlamteit und Aufiicht über die 
Kandidaten und Prediger, in Hinficht ihres Lebens, ihrer wiljenichaft: 
lichen Bildung, ihrer amtlichen Tätigkeit nicht bloß, Tondern auch des 
Geiſtes ihrer Tätigkeit und ihres ganzen geiitlichen Charakters.“ 


Bon diejen Geſichtspunkten aus werden nun die zur Hebung 
des geiltlihen Standes gemachten einzelnen Borichläge geprüft. 
Einige derjelben finden den Beifall Süverns, jo die bejjere Er: 
ziehung und Vorbereitung der Kandidaten für ihr Amt, die Ber: 
legung des Eramens pro ministerio vor die Wahlfähigfeitser- 
klärung, die Einterlung der Kandidaten wenigitens in zwei Klaſ— 
jen, die Wiederbelebung der Kirchenvifitationen, die Verkleinerung 
der Zuperintendenturen, ein ftvenges Verbot der Beteiligung der 
Geiſtlichen an allen öffentlichen unpafjenden VBergnügungen, und 
die Förderung der Statechijationen mit dev erwachjenen ‚jugend. 
Außerdem die Vermehrung des Einkommens durch Zuſammenle— 
gung allzufleiner Stellen, die Fixierung der Aceidenzien, die Ab: 
ihaffung des Beichtgeldes, Steuerprivilegien. Beſtimmt und 
ſcharf abgewiejen wird die Einführung irgend einer polizeiartigen 
Sittenzucht und die Einjegung bejonderer Disziplinarkonftitorial: 
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fommijjionen. Ausführlich verweilt Süvern bei dem „finnreichiten 
Borichlage“ der allgemeinen Wiedereinführung der Synodalkon— 
vente. „Sie müſſen als geiftliche Bildungs» und Zenjuranitalten 
organifiert jein und unter Oberleitung der Generaljuperintendenten 
jtehen, die dann zu ihrer urjprünglichen Wirkſamkeit zurückge— 
führt werden müſſen“. Süvern denkt fie fih als erſte Inſtanz 
für die Geiftlichen. „Fehlende fünnten durch fie gewarnt, ge— 
tadelt, beharrlich Irrende jchärfer zurechtgewieſen, anerkannt 
Schlechte der längern Gemeinschaft des geiitlichen Standes un- 
wirdig erklärt werden”. „Zugleich könnten fie zur pajtoralijchen 
und wiifenschaftlichen Fortbildung der Prediger äußert wirkſam 
jein. 

Wiederum jteigt der Bericht aus jorafältigen praktischen Er- 
wäqungen zur Höhe idealer Grundjäße auf, indem er fich den Aus- 
führungen der Denkſchrift über die Anftalten für Religioſität zu- 
wendet und dabei einen jehr lebhaften Ton anjchlägt: 


„Auch zur Aufrechterhaltung ihrer Heiligkeit haben die Verwalter des 
Kultus jelbit eine Gewalt, die bier gar nicht in Anschlag gelommen ijt 
und der Grundanficht zufolge auch nicht fommen fonnte. Jeder ſymbo— 
lichen Handlung der Neligion kann der Prieiter, der jie verrichtet, eine 
Würde und Heiligkeit und eine Wirkſamkeit auf dag Gemüt geben, Die 
dem Spotte die Spige bricht und die Handlung vor Entweihung ſchützt. 
Und wehet in den Predigten jelbit ein religiöfer Geiſt, iſt der Prediger 
von ihm durchdrungen, jo iſt es nicht anders möglich, als er muß Die 
Herzen angreifen und wahrhaft Die Menjchen erbauen, ſodaß fie erhoben 
und geſtärkt von dannen gehen. Diefer Geilt, von echter Bildung ausge: 
drüct, it auch der Mittelpunkt, in dem die anziehende Kraft des Pre: 
digers, ſowie, verwebt durch die ganze Yiturgie, der Mittelpunkt, in dem 
die anziehende Kraft der Kirchen ruhet. Wo er fehlt, da kann feine 
äußere Beranjtaltung ein gleich geltendes Surrogat abgeben — die Yange- 
weile und das Gefühl der Leerheit wird doch durchbrechen.“ 

„And leider geht dieſer Geiſt der Mehrzahl unfrer Geiftlichen fomwie 
unfern Yiturgieen ab. Seiner leer, ſetzen die Prediger Wert in tönende 
Phraſen, in Schöne Bilder, ihren Stolz in die eitle Kunſt, Tränen hervor: 
zuloden, oder tragen eine Dunkle Dogmatik oder eine fraftlofe Moral oder 
jeichte Menfchenfenntnis vor, Die die kräftigen Herzen des Volks durchaus 
nicht anfprechen. Wenn Ddaber ein Gebot gegen Atheismus, 
Bolythbeismus und PBanthbeismus auf den Kanzeln 
nötig tit, Jo tft es eben fo nötig gegen die gänzlide 
Nullität, Die fiezum großen Teile beberricht.“ 
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„Aber fehr iſt zu bezweifeln, daß gegen das eine wie gegen 
das andere ein Gebot allein hilft. Denn jelbit nach einem aller: 
höchiten Befehle, nur reines Chrijtentum auf den Kanzeln zu predigen, 
das in Vorjchlag gebracht wird, würde Doch jedem noch möglich fein, 
feine eigne geringe Meinung und Anficht in die Bibel hineinzutragen und 
den Leuten jein eianes Ghrijtentum — welches oft ganz gegenchriitifch 
fein dürfte — jtatt des echt chrijtlichen darzubieten.“ 

„Bon außen angebildet und angeheftet fann der 
religiöfe und hriftlihe Sinn nicht werden. Der muß 
fihbvoninnen erzeugen. Am fräftigiten wächlt er von der Kind- 
beit, mit der Jugend zu einem, den ganzen Mann durchdringenden Lebens— 
prinzip auf. Ein von ihm in vorzüglichem Grade erfüllter und begeiiter: 
ter Menſch iſt ein wahrer Getitlicher und, ijt fein Körper als Organ für 
den Ausdruc desfelben gebildet, ein guter Prediger. Ein jolcher it das 
größte Kleinod der Kirche und kann nebjt einer geijtvollen Liturgie, Die 
nur nicht fchaufpielerifch fein muß, als wohin auch mancher neumodijche 
Prediger fich neigt, allein für jich ohne weitre Beihilfe das gefamte An- 
fehen der protejtantifchen Kirche wieder emporheben.“ 

Immerhin it e8 auch nach Süverns Meinung gut, wenn 
der Staat jeine Achtung gegen die Religion an den Tag lege. 
So erjcheint ihm nicht unzwechmäßig, alle Hindernifje aus dem 
Wege zu räumen, die den öffentlichen Beamten die Teilnahne 
am Gottesdienst oft unmöglich machen, Störungen der Sonntags: 
feier zu verbieten, Verunreinigung und Verunftaltung der kirch— 
lihen Gebäude polizeilich verhüten zu lafjen und die Gemeinden 
zur Schmücdung der Kirchen anzuregen, den Berkauf unfittlicher 
Lieder und Pamphlets auf Märkten und Schenken zu unterjagen, 
den Buptag für die ganze Monarchie auf einen Taq zu verlegen, 
Scharfen Widerjpruch aber erhebt er gegen die Forderung der 
Rückgabe der Zenfur an das Oberfonfiitorium: e3 würde dadurch 
ein Geilteszwang erneuert werden, von dem befreit zu jein jeder 
denfende Menjch fich freut. 

Die dritte bedeutjame Kundgebung zu den Bemühungen der 
Preußischen Staatsmänner um Reform des Stirchenweiens iſt 
Schleiermachers „Vorſchlag zu einer neuen Verfaſſung der prote: 
ftantifchen Kirche im preußischen Staate”, von A. X. Richter ſchon 
1861 publiziert ’). Er ift einen Monat jünger, als die Denkſchrift 


1) Zeitfchrift für Kirchenrecht I, ©. 326 fi. Weiter abgedrudt bei 
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der Oberfonfiitorialräte und der Bericht Süverns darüber. Nicht 
unmöglich, ja wahrjcheinlich iſt), daß Schleiermacher von Stein 
oder doc aus dem Königsberger Kreife dazu angeregt war, jeine 
Gedanken im Anjchluß an die „zwei unvorgreiflichen Gutachten”, 
die er in feinem Vorjchlag als befannt vorausfeßt, auszufprechen. 

Schleiermacher empfiehlt die Aufrichtung einer jelbitändigen 
vom Staat jo gut wie völlig losgelöften Kirche unter dem über- 
mächtigen Negiment von Theologen. Als Ziel bezeichnet er eine 
Verfaſſung der Gemeinden, die jedem, der es will, fein Berhält: 
nis als Gemeinglied wieder teuer macht, indem er darin tätig 
wird, und eine Verfaſſung der Geiitlichfeit, die dieſe in einen 
lebendigeren Zuſammenhang unter jich bringt und zu einer erhöhten 
religiöjen und wifjenichaftlichen Tätigkeit antreibt. Dem Staate 
joll die Aufficht über das ordnungsmäßige Verfahren und über 
die Kirchengüter bleiben, aber der innern Verwaltung der Kirche 
joll er ſich gänzlich entjchlagen und „dieſe ihr jelbit mit einem 
jolhen Grade von Unabhängigkeit zurickgeben, daß ſie als ein 
jich jelbjt vegierendes lebendiges Ganze daſtehe“. Als Voraus— 
jegung für die Durchführung jeiner Pläne jtellt Schleiermacher 
jodann bin, die Kirche auch wieder in Beſitz eines Teils ihrer 
ehemaligen Güter zu jegen, und vor allem den Eirchlichen Unter: 
ichied zwischen Yutheranern und Neformierten gänzlich aufzuheben. 
„Die proteftantifche Kirche im Staate jei durch— 
ausnur Eine“. 

Der Loslöfung der Kirche vom Staat dient die fcharfe Un: 
tericheidung zwischen bürgerlicher und Eirchlicher Gemeinde. jedem 
mündigen chriftlichen Staatsbürger foll es für feine Perſon frei- 
ſtehen, ob ex fich zu einer chriitlichen Gemeinde halten will, oder 
nicht. Diefem Grundjag entipricht auch, daß aller Parochial— 
zwang abgejchafft wird. Die Kirchengemeinde vegiert jich durch) 
eigne Organe; ſtaatliche Kommifjare wachen nur darüber, daß 
die Staatsgejege nicht verlegt werden. Die Gültigkeit der Ehe 
joll hinfort nicht von der Trauung, jondern von einer bürgerlichen 


Wangemann, D. kirchl. Kabinetspolitit Fr. Wilh. III (1884) ©. 61 ff. 
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Bejtätigung abhängen. Aufgebote gehören ebenjomwenig in den 
Gottesdienit, wie Ediktabfündigungen. Der Staat jteht der pro: 
teitantischen Kirche nicht anders gegenüber als der Fatholischen. 
Ausnahmen hiervon bejtehen darin, daß jeder gehalten jein foll 
(auch wenn er fich jelbit zu feiner Gemeinde zählt), jeine Kinder 
taufen und am öffentlichen Religionsunterricht teilnehmen zu 
lafjen; ferner, daß die Bifchöfe und Stiftsherrn vom König oder 
vom Minijter zu ernennen find; endlich, daß Diele in einer et— 
waigen Staatsrepräjentation und zwar im Oberhauje Sit und 
Stimme haben jollen. 

Die Belebung der Gemeinden wird eritrebt durch Bildung 
von Presbyterien. Die Melteften, die darin dem Prediger zur 
Seite ftehen, werden gewählt. Stimmberechtigt jollen jedoch nur 
jein Diejenigen jelbitändigen, ortsanſäſſigen, männlichen Gemeinde: 
glieder, die mindeitens zweimal jährlich an der Kommunion teil: 
nehmen. Den Geichäftsfreis des Presbyteriums bildet die Ver: 
waltung des Kirchenvermögens, die Aufjicht auf die parochialen 
Elementarjchulen nebit der Beitellung der Schullehrer, Organiſten, 
Kantoren und andrer niedrer Kicchenbeamten, die Kirchenzucht an 
den Gemeindegliedern, die Beteiligung bei der Wahl dev Pfarrer 
unter Aufhebung des Patronats, das Necht, Erinnerungen und 
Wünjche wegen der Ordnung des Kultus geltend zu machen. 

Die Prediger werden zu Synoden zufammengefaßt unter Lei- 
tung des Propſtes, der von den Synodalen gewählt wird. Stumm: 
berechtigt in der jährlich zu baltenden Synode find alle diejenigen 
Prediger, die drei Jahre tadellos im Amte find. Sie hat fol: 
gende Bejchäfte: die Aufiicht über die Kandidaten, die fie entipre: 
chend ihren wiljenschaftlichen und Predigtleiſtungen klaſüfiziert oder 
von der Anjtellung zurüchält; die Rüge und nötigenfalls Strei: 
hung der Kandidaten aus der Yılte; Beſprechungen über Kirchen: 
und Zchulverhältniijfe in den Gemeinden und Beratichlagungen 
über Geſangbücher und Agenden; Pflege wiſſenſchaftlicher Beltre- 
bungen; Mitwirkung bei den Pfarrbeſetzungen, indem von der 
Synode den Gemeinden Vorſchläge gemacht werden. Endlich ſollen 
die Synoden auch durch Bildung von Kaſſen Mittel zu Alters— 
zulagen und Penſionen ſammeln, damit allmählich die Adjunktionen 
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und Gubjtitutionen aufhören. 

Die Spite der Verfaffung in jeder Provinz bilden die aus 
ſechs Theologen zufammengejeßten Kapitel mit einem Bifchof an 
der Spitze, follegial verfaßt. Beſtellt werden Stiftsherren und 
Bifchöfe durch ein Zuſammenwirken von Synode, Kapitel, Mi: 
nijter und König. Funktionen der Kapitel jollen jein der Gottes: 
dienſt in der Kathedralficche, häufige Vifitationen, Klajfifikation 
der Prediger nach ihrer Tauglichkeit, Betätigung der Pfarrver— 
jeßungen und Prarrwahlen, Beitimmung über die oben erwähnten 
Alterszulagen, Disziplin über Amtsführung und Wandel der Pre— 
diger, Leitung des Glementarlehrerjeminars, Beurteilung der Sy- 
nodalverhandlungen, Dirtenbriefe, Nevifion dev Schulen und des 
Kultus, 

Diefer iſt bejonders berücfichtigt: Nur junge Prediger jollen 
an die Agenden gebunden jein; die Synodalen haben volle Litur: 
gifche Freiheit, doch follen fte darüber in den Synoden berichten; 
alle zehn Jahre joll das Kapitel eine allgemeine Revifion anjtellen, 
abergläubifche oder veraltete Gebräuche befeitigen, die Form für 
die jungen Prediger neu feftitellen und die Richtung weiterer wün— 
ſchenswerter Neformen andeuten. 

Daß doch auch Schletermacher fich der Befürchtung vor einem 
Mißbrauch der Kapitelgewalt nicht völlig entzogen hat, zeigt die 
Beitimmung: „Bifchöfe und Kapitel haben in Glaubensjachen nichts 
zu verordnen und feine Lehrbeitimmungen feitzujegen oder zu ver: 
werfen; wohl aber fönnen jte jede leichtfinnige und leidenjchaft- 
liche Polemik ihrer Untergebnen disziplinarisch vügen“. 

In der Organifation der Provinzialkirche erreicht Schleier: 
machers Plan fein Ziel; darüber hinaus gibt es nur noch die 
jtaatliche Oberaufficht über das gejamte, protejtantifche und katho— 
lifche, Kirchenwejen des Landes, geübt durch einen Minijter und 
jeine Räte, unter dem dann die Provinztal- und Synodalfommifjare 
jtehen. Disziplinarinftanz für den Biſchof joll der König ſelbſt 
mit den Staatsrat fein. Nur für dringende Ausnahmefälle ſoll 
die Ausficht offen bleiben, aus Deputierten aller Bistümer eine 
allgemeine Synode unter Autorität des Königs zu verlammeln. 

Ganz gewiß kann man auch in diefem Vorſchlag den Ver— 
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fafjer nicht nur der „Butachten”, fondern auch der „Reden“ wie— 
dererfennen. 3. B. in der Erklärung, daß die Zugehörigkeit zu 
einer Gemeinde Sache der Freiwilligkeit fein jolle, in dev Tren— 
nung der Trauung von der bürgerlichen Bejtätigung der Ehe, in 
der Aufhebung des Parochialzwanges. Aber jtärker noch tritt her: 
vor, wie viel firchlicher Schleiermacher inzwischen geworden tft, 
wie viel höher er jet den Wert fefter Ordnungen, Organifationen 
und Inſtitutionen einjchäßt, ja wie er damit den „Reden“ gradezu 
widerſpricht. 

Das hier vertretne Ideal der Freiheit der Kirche vom Staat 
hat aber zwei Seiten. Einmal ergibt ſich daraus die volle Un— 
abhängigkeit der ſtaatsbürgerlichen Rechte vom kirchlichen Be— 
kenntnis. Dies war auch die Meinung der preußiſchen Reformer. 
Anderſeits eine Selbſtregierung des nun eben freiwillig zur evan— 
geliſchen Kirche gehörenden Bevölkerungsteils, unabhängig vom 
Staate. Dies war nicht nach dem Sinn der maßgebenden Staats: 
männer. Süvern hat in einem Botum zu Schleiermachers Vor— 
ichlag ausgeführt, es würde die vorgefchlagene Aufrichtung einer 
jelbjtändigen, von dem Staatseinfluß befreiten Kirchenverfafjung 
zu einem Antagonismus führen, der nur „entweder in Hierarchie 
oder in noch tieferen Verfall der Kirche und ihres Anſehens durc) 
Gleichgültigfeit und Verachtung der Weltlichen gegen fie übergehen 
könne“. Auch Süvern wollte die Gemeinden organifiert, und wie 
wir jchon wiſſen, Synoden, ähnlich den rheinischen Klaſſikalkon— 
venten, eingerichtet jehen, und erkannte Schleiermachers Ausfüh- 
rungen darüber mit Wärme an, Aber in dieſem Hauptpunkte 
wich er von ihm ab. Es war das erjte Auftreten einer Diffe- 
renz, die ein Jahrzehnt ſpäter die lebhaftejten Nuseinanderjegungen 
erzeugen ſollte. 

Auf welche Seite muß fich der nachlebende Beurteiler jtellen ? 
Wie mir jcheint, auf die des Staatsmanns und nicht des Theo- 
logen. Eine jolche Geiftlichkeitsficche, wie ſie Schletermacher wollte, 
ijt nicht vereinbar mit dem veformatorischen Gemeinjchaftsideal. 
In der Verbindung geiltlicher, charismatifcher Gewalt mit Necht3- 
gewalt, in der Beichränfung des Staates auf das Materielle, dem: 
gemäß in der Trennung des firchlichen vom bürgerlichen Leben 
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und in der Unterjcheidung eines höheren und niederen Klerus 
beruht die Stärke und die Eigenart des Katholizismus. Es war 
wirklich eine Annäherung an das hierarchische deal, was Schleier: 
macher anriet. Und es iſt dies um jo unverftändlicher, wenn man 
jich erinnert, wie jtreng und abfällig Schleiermacher ſelbſt wenige 
Jahre zuvor über das geiftige und moralifche Niveau der Geift: 
lichkeit geurteilt hatte’). Es tut fait weh, Schleiermacher als „den 
Grund aller Uebel“ der kirchlichen Lage das Verhältnis der Kirche 
zum Staat nennen, aljo die Berfaffung dafür verantwortlich ma: 
chen zu hören. Wie viel richtiger und beicherdner dachten über 
den Wert äußerer Neformen die damals führenden Staatsmänner ! 

Auch im einzelnen können mehrere der Vorichläge Schleier: 
machers nicht gebilligt werden. So die enge Verbindung des 
Elementarjchulweiens mit dem Kirchenwejen; mit diefem würde 
auch jenes völlig dem Einfluß des Staates entzogen worden fein. 
Eine gewiſſe Ktirchenzucht mag wünfchenswert jein, aber eine öf— 
fentliche Kticchenbuße, wie Schletermacher fie einrichten will, jcheint 
mit dem jittlichen Empfinden des Proteſtanten unvereinbar und 
hätte jicherlicy dem ſchlimmſten Mißbrauche Tor und Tür geöffnet. 
Die liturgische Freiheit des Predigers war eine berechtigte For— 
derung, aber fie muß eine Schranfe haben am Willen der Ge- 
meinde, und dev Kultus im jonntäglichen Gottesdienit bedarf doch 
einer regelmäßigen Form. Die Behandlung der Kandidaten er: 
jcheint zu milde, wenn erſt nach dem dritten Falle fittlicher Gra— 
vamına die Streichung erfolgen fol. Die Stellung der Bifchöfe 
und Stiftsherren iſt zwar äußerlich prunfvoll, aber inbaltsleer. 
Die Erhebung einer Kirche der Provinz zur Kathedralfirche ohne 
jelte Gemeinde und gar die Zulaffung bifchöflicher Hirtenbriefe 
pafjen gar nicht in den Rahmen proteltantiicher Kirchen, End: 
lich ijt auch die Aufteilung der proteltantischen Kirche des Yandes 
in gegen einander abgeichlofjene, im jich ſelbſtändige Provinzial: 
firchen ein unglücklicher Gedanke, Zwar war es gewiß ein Fehler 
der jpäteren Zeit, daß man allzu eifrig darauf bedacht war, allen 
Brovinzen, ungeachtet der großen hiſtoriſchen Untevichtede zwijchen 
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dem Weſten und Often, zwijchen dev Mark und Schlefien, Die: 
jelben gottesdienftlichen Formen aufzuzwingen. Aber vom Aus: 
taufch der geiftigen Kräfte, von einer Einwirkung des lebendigeren 
Weſtens auf den matteren Often hing gradezu das Wiederaufleben 
des religiöien Geiites ab. Man fann jchwerlid) bedauern, daß 
Schleiermachers Vorſchlag nur ein Vorſchlag geblieben iſt. Ni: 
colovius bejchloß, die weitre Erörterung aufzufchieben, bis die 
Sektion durch die ihr zugedachten geiftlichen Mitglieder vermehrt 
wäre, und jo ging der Entwurf ohne weitre Folgen zu den Akten. 

Noch viel ergebnislofer blieb der gutachtliche Bericht aus 
dem Gejichtspunfte der Staatsmwohlfahrt, den Eylert am 5. April 
1809 einreichte, und der vor allem deshalb von uns nicht über: 
gangen werden darf, weil und darin zum eriten Male der Dann 
begegnet, dev jpäterhin dev intimjte Ratgeber des Königs wurde. 

Er handelt in drei Abfchnitten auf 70 ganz engbeichriebenen 
Foliofeiten über die Wichtigkeit und Tendenz des Kultus überhaupt 
und deſſen Geringihägung, über die Urſachen, aus denen die Ge: 
ringſchätzung des Kultus und der damit verbundne Verfall der 
Religion und Sittlichfeit entiprang, über die Mittel, wodurch dem 
Kultus die verlorne Achtung wieder verſchafft und chrijtliche Re— 
ligiofität befördert werden kann. Uns interefjiert weſentlich der 
dritte Teil. Es fomme darauf an, führt Eylert aus, der freien 
Entwiclung der Neligion wieder Plab zu machen. Schade nur, 
daß Eylert diefen Grundjaß bei feinen weitern Ausführungen 
völlig aus den Augen verliert! Freie Entwicklung der Religion 
wird ihm unter der Hand identiſch mit Unabhängigkeit der Geiſt— 
lichkeit. Er verlangt eine Neuorganijation der geiftlichen Behör— 
den, die nur aus Theologen und Pädagogen bejtehen dürften und 
völlig unabhängig jein müßten von Finanz: und Juſtizverwaltung, 
und zugleich die Abichaffung aller Batronate dev Magiſtrate und 
Gutsherrichaften und die Bejeitigung des Wahlrecht3 der Gemein: 
den. Diejes mit größtem Nachdrud, — aljo grade entgegenges 
jest den Gedanken Steins, Er will jogar die litterarijch-theo- 
logische Produktion ftaatlich, d. h. durch die geiftlichen Behörden, 
geleitet jehen. Weil er in dem Umfichgreifen der Aufklärung von 
den Univerfitäten her und in ihrer Litteratur den eigentlichen Grund 
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der Irreligioſität jieht, will ev die gelehrteiten Theologen durch 
Preisausfchreiben aufgefordert wiſſen, das Verhältnis der Kirche 
zur jpefulativen Vernunft zu erörtern, ein theologisches Tribunal 
zur Rezenſion aller theologischen, religiöſen, asfetischen Schriften 
in einem offiziellen Journal errichtet und einen biblijchen Yan: 
desfatechismus überall eingeführt jehen. 

So äußerlich, wie dieje Pläne, find auch feine Gedanken über 
eine Hebung des geiftlichen Standes. Es joll ihm ein höherer 
Rang beigelegt werden, um auch den Nachwuchs aus gebildeten 
Kreifen heranzuziehen; Studenten der Theologie und Kandidaten 
jollen durch eine Art von Uniform, ein weißes Kreuz, ausgezeichnet 
werden! Bejjer ijts, wenn ev auf den Univerjitäten theologijche 
Seminare zur Uebung in eignen Arbeiten, jtrenge Gramina und 
feierliche Aufnahme in die Kandidatenfchaft und in jeder Provinz 
ein Predigerjeminar fordert. Das Ordinationsgelübde will er jo 
formuliert haben: „Das Evangelium Jeſu rein und unverfälicht, 
jo wie es in den heiligen Büchern enthalten ift, treu vor Gott 
und Menjchen zu lehren, ihm und jeinen großen Forderungen ge— 
mäß jein Amt zu führen und fein ganzes öffentliches und häus— 
liches Leben einzurichten“. Alle geiftlichen Stellen jollen durch 
die Behörden, möglichjt nach der Anciennität, bejegt, die Prediger 
alljährlich vifitiert und unmoralijche ftreng geftraft werden. Un: 
umgänglich jet auch die Verbeſſerung der Öfonomiichen Lage. Man 
ziehe die überflüffigen Pfarritellen, namentlich die franzöfifchen, 
ein und verbinde fie. Man unterjage jedem Prediger, ſelbſt Acer: 
bau zu treiben und verwandle die Aceidentien in Gebühren an 
die Kirchkaſſen. 

Auf dem Gebiete des Kultus will Eylert feine Zugeftändniffe 
an die „ſinnlich-äſthetiſchen“ Anfprüche der Zeit machen. Sa, der 
nachmalige begeijterte Vorkämpfer der Agende fpricht ſich bier 
Iharf gegen alle Liturgifchen Reformen aus. Es genüge, wenn 
auf gute kirchliche Polizei, Sonntagsrube, Sauberkeit und Schmuck 
der Stirchen, Pflege des Geſanges und der Gejangbücher gehalten 
werde. Liturgiiche Formulare brauchen nur, die am Buchitaben 
fleben, da alles auf das Herz des Nedners ankomme. So folle 
denn jedem, dev durch eingejandte Arbeiten dem Landesfonfiitorium 


Die Veränderung des Verhältniffes zwifchen Staat und Kirche. 167 


jeine Geichieflichkeit bewiefen habe, freiftehen, die firierten litur- 
gischen ‚Formulare, die möglichjt mannigfaltig jein müßten, nicht 
zu gebrauchen. Formulierte Gebete ferien nur Ntotbehelfe unge- 
ſchickter Prediger. Eylert betrachtet dabei als jelbitverjtändlich 
folgenden Gang des Gottesdienjtes: Geſang, Gebet vor der Pre: 
digt, Gejang, Predigt, Gebet, Gejang, Segen. Bon der Freiheit 
de3 Predigers ausgenommen will er nur die Frageform bei Trau: 
ungen und Konfirmationen ſehen. Sehr förderlich erjcheint auch 
ihm die Einführung neuer Feſte, wie eines Bußtages, Neforma- 
tionsfeites, einer Gedächtnisfeier für die Verftorbenen. 

Endlich heißt es am Schluß des Ganzen: „Eine jede Ge: 
meinde erhalte einen aus angejehenen und religiöien Männern be— 
itehenden Kirchenvorjtand, der für das innre Wohl und für die 
äußere Ordnung derjelben forgt. Er trete regelmäßig jeden Monat 
einmal mit dem Prediger zufammen; und in Ddiefen Konferenzen 
fonıme alles zur Sprache, was die Religiofität in der Gemeinde 
befördern, die Achtung für den Kultus erhalten und die Teilnahme 
an der Öffentlichen Gottesverehrung erweden kann“. 

Wie Eylerts Bericht innerhalb der Sektion aufgenommen ift, 
läßt fich nicht jehen. Weder Nicolovius noch Süvern haben jich 
dazu geäußert. Dazu lag auch fein Grund vor, denn inhaltlich 
bot die Schrift faum etwas Bejondres, das nicht fchon in Sü— 
verns Kritik der Oberfonfiftorialeingabe berückjichtiat worden wäre, 
und ihr Verfaſſer war damals noch einfaches Mitglied der geift: 
lichen Deputation der Potsdamer Regierung. Merkwürdiger ift, 
daß Eylert ſelbſt in jeinen „Charafterzügen“ von dem Schickſal 
diejes Berichts nichts erwähnt. Vielleicht ift ihm die Erinnerung 
an ein Dokument peinlich gewejen, worin er fich jo ſtark für Ti: 
turgische Freiheit ausgeiprochen hatte. 


Was Stein und feine Mitarbeiter erjtrebten, das war feine 
„Kicchenverfafjung“, wie jie Schleiermacher vorjchwebte. Sie er: 
jtrebten Reform des Staates als Bildner und Erzieher der Na: 
tion zu einer höheren Kultur, Belebung des vaterländijchen, fitt: 
lihen und religiöjfen Empfindens, weil nur daraus die Kräfte 
fommen konnten zu dem ungeheuren Kampfe, der bevorjtand. Sie 
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waren fich bewußt, daß eine der jtärkiten Kraftquellen des Volks— 
lebens die Frömmigkeit iſt. Ste betonten deshalb nicht das Recht 
des Staates zur Aufficht des Kirchenwejens als eines ihm frem- 
den, wohl gar gefährlichen Körpers, jondern die Pflicht des 
Staates, ihm mit jeinen Mitteln zu dienen. Wie foll denn der 
Staat auf die Hingebung feiner Bürger zählen dürfen, der ihnen 
nur als Bolizei und Militär entgegengetreten iſt? Wie ganz anders 
wird der Staat in den Herzen jeiner Bürger mwurzeln, der ſich 
ihnen als Hort und Hüter ihrer teueriten geiltigen Güter bewährt 
bat! So wird die Pflege der Religion, wie der geiftigen Bil 
dung zur Staatsaufgabe, grade weil man fie ald jelbitändige 
geiftige Mächte veritehen gelernt hatte. 

Die energiiche Betonung und Durchführung dieſer Gedanten 
hat dem Preußischen Staate eine Nichtung gegeben, aus der ibn 
jelbjt die Stürme von 1848 nicht völlig haben hevausdrängen 
fönnen. Trotz aller Einreden iſt in feinen Bürgern ein Bewußtſein 
davon geblieben, daß der Staat nicht lediglich Machtjtaat fein 
darf, jondern der Volksbildung verpflichtet iſt. Und dieje geijtige 
Volfsbildung, deren Hut der proteftantische Deutiche vom Staate 
fordert, schließt die Neligiofität nicht aus, jondern ein. Weil 
das Volksgemüt in der Heimat der lutheriichen Neformation Die 
Frömmigkeit des Asfeten und des Sterarchen als etiwas Fremd: 
artiges und Ungeſundes ablehnt und ftatt deſſen eine Frömmig— 
keit jucht, die im Bunde fteht mit Batriotismus, Wiſſenſchaft und 
joztalem Leben, befruchtend und befruchtet, darum lehnt es auch 
injtinftio „die Kirche” ab. Denn die Kirche iſt ein Gebilde ka— 
tholiſcher Frömmigkeit '); zu ihr gehört fie, wie das kanoniſche 
Recht, die Unfehlbarfeit, die doppelte Moral und das Mönchtum. 
Lutberische, Ddeutiche Frömmigkeit aber kann eine „Kirche“ wohl 
tragen, aber ſich nie ganz vorbehaltlos in ihr wohl fühlen. Ihr 
ift eigen, in den großen Wendungen und Neujchöpfungen auf po- 
litiſchem und jozialem Gebiet und in den ihnen zugrundeliegenden 
Bewegungen des Geiſtes das Schreiten Gottes anzuerkennen, und 
nicht in der Ausbildung Eirchlicher Nechtsfagungen. Ihr Haus 

1) Val. die fchönen und ins Wejen der Dinge dringenden Ausfüh- 
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und ihre Heimat fann nicht andres jein, als der Staat, die 
Organijation des Volkes, das dem Glauben wider den Schein 
als Ehriitenheit, und damit in Luthers Sinn als Kirche ailt, 
weil darin Gottes Geiſt und Wort wirft. ES verjchlägt nichts, 
daß dabei auch Ungläubige und Andersaläubige im Bolt find; 
lutheriſcher Glaube it fühn genug, fich über jolche Einrede hin: 
wegzuſetzen und troß aller Spaltungen im Leibe der Nation fie 
der Ehriftenheit gleich zu jeßen, weil ihm der Sieg des Wortes 
fejtiteht, und er im Werdenden das herrliche Ende ahnt. 

Deshalb fordert der Proteitantismus den Staat, der der Pre: 
digt des Evangeliums nicht nur Raum läßt, ſondern die Fürjorge 
dafür und die Wahrung der feiner geijtigen Eigenart entiprechen: 
den Freiheit als eine feiner eigenften Aufgaben verwaltet. Die 
dem Mejen des Broteftantismus treuite Form des religiöjen Ge: 
meinschaftslebens ijt das Staatsfirchentum, wie es Stein mit fichrer 
Hand in Preußen wieder aufrichtete. 


Kapitel 5. Die Sektion für den Kultus 1809 — 1815. 


Erneuerung des landesherrlichen SKirchenregiments; das tt 
auf einen fnappen modernen Ausdrucd gebracht, Sinn und Ten: 
denz der Steinchen Neform des Kirchenweiens. Dabei iſt zu be- 
achten, daß landesherrliche und jtaatliche Funktionen ſich für Die 
damalige Zeit decken; die fünitliche Scheidung zwijchen Yandesherrn 
und Staat verdankt erit dem Jahre 1848 und dem Staatsbeariff 
des Liberalismus ihre Entitehung. Stein hat das ftaatliche 
Kirchenregiment neu gegründet, und er bat es neu und wirkfiam 
geitaltet. Der Unterſchied zwischen der Auffalfung der Aufklä— 
rung und der jeinigen iſt gerade an diefem Punkte augenfälltig, 
dag Stein pojitive Aufgaben des Staates gegen die Religions: 
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gemeinjchaften erkannte. Er hörte auf, die Kirchen lediglich unter 
dem Gefichtspunft der Polizei zu betrachten. Für diefe neuen 
pojitiven Aufgaben juchte er fich geeignete Organe zu Schaffen, weil 
er richtig urteilte, daß die althergebrachte Verfafjung der Kraft 
und Einheit ermangele. 

Er ging befanntlich, ehe er jein Werf vollendet hatte. Die 
Steinſche Reform blieb unfertig, auch auf kirchlichem Gebiete. 
Aber was er aufgebaut hatte, iſt doch jo feit geweien, daß es 
jich bis heute gehalten hat. Als die Aufklärung im 18. Jahr— 
hundert das bejtehende Band zwifchen Kirche und Staat lockerte 
und das Staatliche Kirchenregiment langſam verjchwinden machte, 
da blieb nichts als zufammenhangloje, bilfloje einzelne Gemeinden. 
Als in der Mitte des 19. Jahrhunderts mit ſtärkeren und tieferen 
Gründen die Emanzipation des Staates von der Kirche gefordert 
wurde, da war eine evangelijche Landeskirche da, 
eine fejte Verbindung der evangelijchen Gemeinden des Landes, 
die ihren Platz und ihr Recht forderte und an ihrer Behörden: 
organifation einen fichern Halt beſaß. Dieſe Behördenorganija- 
tion aber war organisch und ohne Bruch aus dev der Steinfchen 
Neform herausgewachjen. Und die Errichtung von Presbyterien 
und Synoden im achten Jahrzehnt iſt gleichfalls nichts anderes, 
als die jpäte Verwirklichung von Gedanken, die jchon damals — 
wie wir jahen — erwogen wurden. Wichtiger wohl noch iit, 
dag Stein erit die Möglichkeit zu der Einheit der Landeskirche 
gejchaffen hat, indem er luthertiches und reformiertes Kirchenweſen 
verband und den Grundſatz durchführte, daß alle Provinzen gleich 
behandelt und das Berhältnis aller Gemeinden zum Regiment 
das gleiche nnd klare wurde. Der wirre Knäuel von Bezie— 
bungen zwiſchen der herkömmlichen Unzahl geistlicher Behörden, 
den Departements, dem Oberkonſiſtorium, Kirchendirektorium, 
consistoire superieur, den Konfitorien, Kammern u. j. w., war 
in einen einfachen und glatten Inſtanzenzug mit genau abge- 
grenzten Kompetenzen aufgelöft, die fünftliche Scheidung von jus 
circa und in sacra außer Kraft gejeßt worden, 

Bor allem aber: das Verhältnis zwijchen Gemeinden und 
Kirchenregiment, ihre ſtraffe Verbindung mit über ihnen jtehenden 
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Regierungsgewalten, die dem 18. Jahrhundert jo völlig fremd 
war, die Verlegung des Schwerpunfts in das Negiment, — eben 
dies ijt damals begründet. Wir haben im erjten Kapitel gejchil- 
dert, wie jehr jich im Laufe des 18. Jahrhunderts das Kirchen: 
vegiment verflüchtigt hatte. Das 19. Jahrhundert hat eine Stär- 
fung desjelben gebracht, wie fie bis dahin im Proteftantismus 
unerhört war. Und mindejtens ein großer Teil diejer Stärke iſt 
ihm zugefloffen aus der Stellung, die Stein ihm gejchaffen hat. 
Daher fommt es, daß die Gejchichte der proteftantifchen Kirche 
auf Jahrzehnte hinaus eine Gejchichte des Kirchenregiments wird, 
daß es vornehmlich dejjen Pläne, Neußerungen, Taten jind, ‚Die 
auch wir im folgenden zu erzählen haben, 

Wir jchildern die erſte Tätigkeit der neu gejchaffenen Sektion 
für Kultus und öffentlichen Unterricht. Dabei ſei aleich bemerkt, 
daß Diejelbe durch die Veränderung der Verfaffung aller oberjten 
Staatsbehörden, durch den Sturz des Minifteriums Dohna-Alten- 
jtein und die Ernennung Hardenbergs zum Staatsfanzler am 
27. Oktober 1810 ebenjowenig betroffen wurde, wie durch die Or- 
ganijation des Miniſteriums des Innern (KO vom 3, Juni 1814). 
Sie blieb in ihrer Einrichtung und in ihrem Wirkungsfreis un: 
verändert bis zu ihrer Umwandlung in das Kultusminiitertum 1817. 
Dasjelbe gilt vom Perjonalbeftand der Sektion und bejonders 
der Abteilung für den Kultus. Denn der Rücktritt Humboldts 
von der Leitung der Sektion und fein Erſatz durch Schuckmann 
am 20. Nov. 1810, fowie defjen jpätere Ernennung zum Mi- 
nifter des Innern (3. juli 1814), griff in den Geichäftsgang 
nicht eben tief ein. Humboldts Einwirkung auf die getitlichen 
Angelegenheiten, für die er fein größeres Intereſſe hatte, war ge- 
ring, und auch Schumann war genötigt, Nicolovius darin freie 
Hand zu lajjen. In dev ganzen Zeit pflegte Nicolovius, der 
Direktor der geiftlichen Abteilung war, Verfügungen an die Un: 
terbehörden und an die Geiftlichen alleine zu zeichnen '). Unter 


1) Den größeren Anteil an den Gefchäften der Kultusabteilung, den 
Humboldt ich in feinem eriten Briefe an Nicolovius ausbe- 
dungen hatte (Briefwechiel von W. v. H. mit GHLEN, Berl. 1894 ©. 4), 
bat er tatjächlich nicht genommen. (Denkſchrift auf Nic. von Alfred 
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Nicolovius waren in der Sektion tätig die theologischen Mit: 
glieder Sad, Hanftein, Ribbe und für die wenigen Angelegen- 
beiten der franzöftich Neformierten Ancillon. Die Berufung Rein: 
hards aus Dresden, die Nicolovius wohl wegen deſſen Auftreten 
gegen den Nationalismus jehr eifrig betrieb, zerichlug ſich, da 
Reinhard ſich zu alt fühlte'). Süverns Tätigkeit gehörte vor: 
nehmlich der Unterrichtsabteilung; eben dort und in der wiljen: 
Ichaftlichen Deputation war Schleiermachers Wirkfungsfreis. Doch 
wurde ihnen mehr als einmal Gelegenheit geboten, ihr Votum 
auch über geiſtliche Angelegenheiten abzugeben. 

Ueber Wilhelm von Humboldt it nicht nötia, hier zu han— 
dein, nachdem Daym?), Gebhardt und Barrentrapp?) jeine Ber: 
fon und amtliche Wirkſamkeit erichöpfend und ſachkundig gejchil: 
dert haben. Der zulegt Genannte bat auch von Süvern*) und 
Schudmann?) glänzende Charafteriftifen gegeben. Dagegen for: 
dert die Pietät, Nicolovius, Sad, Ribbeck und Hanjtein, als die 
etgentlichen Bearbeiter der Eirchlichen Geſchäfte, hier etwas näher 
zu charafterifieren. 

Georg Heinrich Ludwig Nicolovius war 1767 in Königs- 
berg als Zohn eines Beamten in wohlhabenden Verhältniſſen ges 
boren, alſo bei ſeinem Eintritt in die Sektion 42 Jahre alt. 
Ein merkwürdiger Bildungsgang lag hinter ihm. Er war Theo- 
loge und hatte doch nie die Kanzel beitiegen, er war nicht Juriſt, 
und doch in veinen VBerwaltungsgeichäften tätig gewejen. Seine 
Studien, feine Neifen, jeine Lektüre und fein Verkehr dienten 
nicht jowohl der Schulung für einen beitinunten Beruf als dem 
Gewinn einer reichen und tiefen allgemeinmenichlichen Bildung. 
Dieje hatte er fi) denn auch in der Tat errungen. Er war 


Nicolovius, 1841, ©. 172, 179 u. 183; Urteil Dohnas über Hum— 
boldts Mangel an Antereife für Die geiftlichen Sachen bi &ebhardt 
©. 308 u 352). Wie Nicolovius Shudmann gegenüber feine 
Selbitändigkeit wahrte, ſ. in d. Denkſchrift S. 193 —19. 

1) Denkſchrift S. 188. 

2; W. v. 9. Berl. 1556. 

3) Johannes Schulze. Lpzg. 1859 ©. 240. 

4) Ebenda 238, 
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in den griechifchen und lateinischen Klaſſikern ebenfo heimiſch, wie 
in der englischen und franzöfiichen Litteratur, in Spinozas und 
Fichtes Schriften, wie in der Bibel. Er zeichnete und malte 
und verjtand fih auf Kunſt, injonderheit die der italieni- 
schen Renaiſſance, und er bejaß zugleich die Fähigkeit, die Natur 
jeeltich auszufoften. Er hatte für Italien geichwärmt, ohne doch 
das Heimatsaefühl für die norddeutiche Tiefebene zu verlieren. 
Er jchrieb einen wundervoll abgerundeten und, wo er fich gehen 
lafjen durfte, Schwungvollen Stil, der ihm bis nach Frankreich 
den Auf eines deutichen Muſterſchriftſtellers eintrug, und viele 
jeiner Briefe an Gleichaeitinmte find von einen Schleier echter 
Poeſie ummoben. 

Der Königsberger Pietismus, der uns aus Kants Jugend 
befannt tft, war der Boden, aus dem jeine Jndividualität heraus: 
wuchs. Doch emanzipierte er fich früh von jeiner Engigfeit und 
Bildungsangit. Unendlich viel befannte ev, Hamann zu danken. 
Die Anhänglichkeit an dieſen jchlug ihm die Brücke zu Jakobi. 
Diefer hat ihn warmer Freundſchaft gewürdigt, und er bat ihn mit 
jchwärmerischer, fait demütiger Dingebung als einen Bropbeten geehrt. 
Der ganze Freundeskreis, der ſich um Jakobi jammelte, die Für: 
tin Galligin, die familie Stolberg, die Gräfin Neventlow, lau: 
dius, Yavater betrachteten Nicolovius als einen Geiftesverwandten. 
Zu Klopjtoct hat er mit ihmen amdächtig aufgeblict; Peſtalozzi 
weihte ihn zum Erben jener Wünſche für die Menjchheit; 
Schloffer wurde jein Schwiegervater, Friedrich Stolberg jein 
nächiter Freund. Sowohl jein Anlehnungsbedürfnis, wie eine 
ſtarke Anlage zur Bejchaufichkeit, ein unverwüftlicher Quietismus, 
wie es jein Sohn einmal nennt, fanden bier veichite Nahrung. 
Er „legte fi) an der Ruhe und Milde und der wohltätigen 
Dämmerung“ in Jakobis Weſen. Allezeit hat er eine initinktive 
Abneigung gegen klare und entjchiedene Naturen gehabt: Kant hat 
er einen löcherigen Brunnen, Goethe, dejjen Nichte feine Frau 
war, einen gefährlichen Dichter genannt, von Stolberg jich zurück— 
gezogen, als feine Natur durch dejjen jtürmifches und drängendes 
MWejen aus dem Gleichgewicht zu fommen drohte. In Pempel— 
fort, in Emfendorf, wie nachmal® in Eutin entzückte ihn vor 
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allem die Weltabgezogenheit, „wo das Gute im Stillen wohnt“, 
das Idylliſche des Dafeins, die nach innen weifende Nichtung aller 
Geſpräche, die einjeitige Pflege des Gemüts- und Gefühlslebens,. 
Im Vertrauen auf die fi) darin offenbarende Wahrheit, in der 
Scheu gegen alle fritiiche Berührung von Herzenswahrheiten und 
in der Abneigung gegen verftandesmäßige Spekulation, in der 
Berwerfung des „eitlen Plunderkrams der pbilofophiichen Moral”, 
in der Liebe zum Altertum und zum Altertümlichen, in dev Freude 
am Irrationalen, Myitiichen, in der Fähigkeit feinen geijtigen 
Genießens zeigt jich Nicolovius ganz als Vorläufer der Noman: 
tier. Wie nur Einer von ihnen, hat er den Gegenjaß jeiner 
Denfweife zu der der Aufklärung gefühlt. Gegen die Berliner 
Spielart derjelben äußerte er jtärfiten Widermillen: „Täglich wird 
mir die wachiende Schar der Helden unleidlicher, die Alles wifjen, 
Alles kennen, und die Wahrheit bar in der Tajche tragen, die 
nirgends Mangel jpüren und in ihrer Fülle die Bedürfniffe der 
Armen an Geijt nicht ahnen“. Noch arimmiger war fein Haß 
gegen die Revolution und das Jakobinertum. 

Nomantiisch war auch feine Neligion. „Was it Religion 
anders als Suchen der verborgnen Gottheit im Glauben, daß jie 
jich enthülle? Die Gottheit iteigt hernieder und begegnet ihren 
Freunden auf dem Wege. Wer ihr begegnet tit, der bat Offen: 
barung. Was hilft fremde? Wen Offenbarung zu teil ges 
worden, der darf urteilen. Er begreift die heiligen Sänger und 
ift einer von ihnen; ev verſteht Jeſum“. Sehr früh hat er er: 
fannt und fich deifen gefreut, daß die Nichtigfeitserklärung aller Got- 
tesbeweiie die Frömmigkeit nicht nur nicht gefährde, jondern gradezu 
fördere. Mit Nachdruck betonte er, daß fie ihren Sig im Gefühl 
babe, ein inneres Erleben jei; demütig laufchte er dem Gott in 
fi. Aber dieje Erkenntnis der Eigenart der Neligion lieh ihm 
auch ein tieferes Verſtändnis für die geichichtliche Offenbarung, 
für die Bibel. Gejchichtliche Probleme lagen dieſer harmlojen 
Natur ganz fern, den Beweis für die Wahrheit des Ehriftentums 
lieferte ihm feine Schönheit: daß es einen Geiſt der Milde und 
Freundlichkeit atmet und mit beglückter Zufriedenheit und voll: 
fommner Ruhe erfüllen kann. 
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Iſt die feinfinnige Schilderung von Hamanns Chriſtentum 
richtig, die uns Fürzlich geichenkt ') ift, jo iſt ev ein echter Schüler 
diejer urjprünglichen Perſönlichkeit. Er ift fein ausgeprägter Pro— 
tejtant; dazu hat er bei aller Verehrung für Luther und bei allem 
Widermwillen gegen die dumpfen Gebete des Fatholiichen Kultus 
einen zu tiefen Eindrud von der Frömmigkeit der Fürftin Gal- 
ligin und ihrer Geijtesverwandten. Er ift nicht orthodor, dazu 
ift er zu weitherzig und zu jehr Individualiſt. Er ift nicht 
Bietift, dazu hat er zuviel Ehrfurcht vor dem Allgemeinmenjch: 
lichen und zuviel Anerkennung vor dem „Weg der Natur, der 
neben allem, was man Gnade nennt, läuft". Er gehört in jene 
religiöje Bewegung hinein, die uns in ihren Einzelheiten leider 
noch recht unbefannt it, aber durch die Namen Hamann, Herder, 
Schleiermacher genugjam charafterifiert wird. 

Alles fehlte ihm, was zum Staatsmann zu gehören fcheint: Drang 
zum Wirken, zähes Wollen, Freude an Kampf und Sieg. Er 
war liebenswürdig und harmonisch, heiter und gelajjen, aber, man 
fann es nicht leugnen, ein wenig weichlich, ohne Initiative und 
paſſiv und im perfönlichen Verkehr leicht jchüchtern. Er ſchien 
nad) Anlage und Neigung dazu bejtimmt, in engem Kreiſe und 
auf bejcheidnem Poſten oder als freier Schriftjteller vor allem 
fein Leben auszuleben. 

Daß er dennoch zum Mitarbeiter der Steinichen Reform an her: 
vorragender Stelle berufen wurde, verdanfte ermehr einem Zufall, als 
daß er mit eignem Entjchluß darnach gegriffen hätte. Er war 1795 
nach jahrelangem ziellojem Herumſchweifen auf Fürjprache Stolbergs 
Sekretär bei der bifchöflichen Kammer in Eutin geworden, weil je länger 
deito mehr die Ueberzeugung in ihm erwachjen war, „einen feſten 
Punkt zu brauchen“, einen beitimmten Dienit und Beruf. Dann, 
nachdem Stolbergs Konverfion das friedliche Leben in Eutin zer: 
jtört hatte, hatten die Liebe zu feiner ofjtpreußiichen Heimat und 
mancherlei perjönliche Beziehungen ihn dorthin zurückgezogen. 
1805 war er als weltlicher Nat beim oſtpreußiſchen Konſiſtorium 
angejtellt worden. Als jolcher erlebte er „den alles zeritörenden 

1 Bon Stephan in der Jeitichrift F. Theol u. Kirche. ‘a. 1902, 
S. 345 ff. 
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Orkan“ von 1806 und 1807 mit und trat, wohl durch Scheffners 
Empfehlung, dem Steinjchen Kreiie nahe. Mächtig erariff ihn 
da die weltgefchichtliche Stunde. Er wuchs durd die Größe der 
Zeit. Wie es jeiner Art entiprach, deutete er fie fich metaphyſiſch— 
religiös und gab als einer der erjten der Ueberzeugung Ausdrud, 
daß der YZulammenbruch des Staates ein Gottesgericht, und daß 
die einzige Hoffnung der Zukunft eine Yäuterung und Erneuerung 
des Volksgeiſtes, die wichtigfte Aufgabe die Entbindung und 
Bflege der geiltigen und religiöfen Kräfte ſei. Hierin wie ın 
dem unvermüjtlichen Glauben au Preußens Zukunft berührte er 
ſich mit den Neformern. Stein und Dohna, Schön und Niebuhr 
faßten Vertrauen zu ihm. Es lag nahe, dab Stein den feinge- 
bildeten, aufrichtig frommen und geichteften Mann zum Mitarbeiter 
auseriab und ihn auf den durch feine bisherige amtliche Tätig: 
feit gewiejenen Poſten als Direktor dev Kultusſektion ſtellte. 

Er nahm das Amt nicht ohne Zaudern an, aber, da es ihn 
hatte, widmete er jich ihm mit größter Dingebung und Freudig: 
feit, die ihm jelbit in den jcehweriten „jahren des Miniſteriums 
Altenftein blieb. Durchgreifen, befehlen, organifieren war nicht 
jeine Art, aber bedächtiges Ueberlegen, zartes Anfaſſen und be: 
hutiames Ausführen. Auch als Beamter behielt er ein jtarfes 
Anlehnungsbedürfnis, er konnte nur mit folchen arbeiten, Die 
jeine zyreunde waren. Unwilltürlich legte ev im jene amtliche 
Arbeit immer etwas von feiner Seele mit hinein. Am beiten ge: 
langen ihm jolche Erlaſſe und Denfjchriften, wo er diejer freien 
Lauf lafjen durfte — wie der von einem echten etbifchen Pathos 
durchglühte Aufruf an die Geiftlichkeit 1813). Er dachte hoch 
von jeiner Aufgabe, „einen neuen Geiſt zu weten”, ev hatte eine 
tiefe Abneigung gegen alle Maßregeln, die nach Polizei rochen, 
und vertraute auf die Macht dev Ideen und PBerjönlichkeiten. 
Aber er war mehr darauf aus, Anregungen, die an ihn heran 
traten, in Ddiefem Sinne zu modeln und, jo viel er fonnte, zu 
verinnerlichen, als jelbjt neue zu geben, und er blieb in den 
einzelnen Gejchäften jeines Nefforts ſtark abhängig von feinen 
Näten. 

DS. 204 der Denkichrift. 
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Die drei geiftlichen Räte der Sektion, die ihm an die Seite 
gejtellt waren: Sad, Hanitein und Ribbed, und mit 
denen er fich in beitem Einvernehmen zu halten wußte, waren 
doch von ganz andrer Art. Alle drei hatten die entjcheidenden 
Einflüjfe ihres Bildungsganges vom Nationalismus empfangen, 
freilich) von jenem älteren Nationalismus, der, unabhängig von 
den jymbolischen Schriften, doch feſt auf der Bibel jtand und 
nichts andres, als ein durch vernünftige Neflerion gereinigtes und 
aufgellärtes biblifches Chriftentum fein mollte. Aber immer 
blieb dies ihnen vor allem eine Lehre, die heitre und wohl: 
tätige Empfindungen und moralijche Entichlüfje zu wecken geeignet 
jei. Das Wejentliche darin, das jorgjam von dem Spefulativen 
unterfchieden wird, ift ein ftrenger Theismus, Chriſtus als Bor: 
bild, die zukünftige Auferftehung und das Glüd der Tugend, 
Dies, den „Lehrbegriff der protejtantiichen Religion”, ordentlich 
und klar und zugleich jchön und feierlich vorzutragen, dem Ber: 
jtand der Hörer zu beweiien und moralisch fruchtbar zu machen, 
jchien ihnen allen die wichtigite Aufgabe der Lehrer der Neligion. 
Don diejem Standpunkte aus hatten jie die gleiche Abneigung 
gegen die Auswüchſe des deijtiichen Nationalismus und die Aus: 
artungen der Berliner Aufklärung in Litteratur und Leben — 
wir haben jchon genug Zeugniſſe Ddiefer Stimmung aus ihrer 
‚jeder fennen gelernt ') —, wie gegen alles, was als Schwärmeret, 
Myitizismus oder Theoſophie verdächtig war. 

So verichieden die drei Näte perjönlich waren: Sad vor: 
nehm, von Gellerticher Heiterkeit, gejellig, Ribbeck jteif, gründlich, 
zurücgezogen, Hanſtein gejchäftsgewandt, gejalbt, populär ?); dieje 
Grundüberzeugungen waren ihnen gemein. Und ebenjo hatten jte in 
jahrelanger gemeinjamer Tätigkeit im Oberkonſiſtorium fich ein 
ziemlich übereinjtimmendes Urteil über das, was der Kirche not 
tue, gebildet. Sie waren natürlich Kollegialiften, die Unter: 
icheidung zwijchen Staatsregiment und Kirchenregiment war ihnen 


1) S. o. ©. 77, 116, 152. Hier ſei auch erinnert an Sacks Urteile 
über Schleiermacdher; bei Dilthey, ©. 78, 443, 536. 
2) Sehr fcharfe Urteile über Nibbed und befonders über Hanjtein 
finden fih in Schleiermachers Briefw. m. Gap, ©. 13, 38, 73, 119, 156, 
Foeriter, Entfiehung d. preuß. Landeskirche. J. 12 
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in Fleifh und Blut übergegangen, und nur jehr ungern hatten 
fie jich in die Vermiſchung beider gefunden. Gie erjtrebten eine 
Befeftigung und Ausdehnung der Kollegialrechte der Kirchen, und 
da ihnen dieſe wie felbjtverjtändlich durch ihre Lehrer vertreten 
Ichienen, jo ftand im Bordergrunde ihrer Wünjche neben Union 
und Agende vor allem eine neue Verfaſſung des geiftlichen Stan- 
des. Mit ihrer Kenntnis der Firchlichen Verhältniffe und Ge- 
jchäfte, jowie der Yage der Geiftlichen hatten fie Nicolovius gegen: 
über von vornherein eine gewifje Ueberlegenheit, die noch durch 
das Anjehen vermehrt wurde, das Sad als Greis und als Beicht: 
vater der Königl. Familie, Ribbeck als Seeljorger der Königin 
Luife, und Hanjtein als Lohn feiner mujterhaften Wirkfamkeit 
in den jchweren Jahren von 1806—1808 bejaß. 

So fommt es, daß wir bei allen bedeutjameren Gejchäften 
der Sektion in den nächiten fahren die Leitung mefentlich in 
Händen diefer geiftlichen Näte jehen. Nicolovius’ Einfluß blieb 
im Hintergrunde, und war nur auf einem Gebiete groß, freilich 
einem jehr wichtigen, nämlich dem der Berfonalien. Erjt Alten: 
jtein bat perſönlich auch in die geiftlichen Angelegenheiten tiefer 
eingegriffen. 

Die Fragen, mit denen fich die Sektion zuerst zu bejchäftigen 
hatte, waren alle jolche, die jchon 1808 in Königsberg erwogen 
waren: die zufünftige Geftaltung des Patronats, die Epijkopal- 
verfajlung, die Einrichtung von Synoden. 

Gemäß den eigeniten Ideen Steins ’) war jchon in der KO 
vom 30. Mat 1808 der Sat enthalten: „Wegen fünftiger Aus- 
übung der PBatronatsrechte, wobei vielleicht den Gemeinden eine 
Konkurrenz einzuräumen fein wird, bleibt die nähere Erwägung 
des geritlichen Departements vorbehalten”. Im Oktober 1808 
noch waren an die Regierungen Verfügungen ergangen, jich gut— 
achtlich über den Borjchlag der Verleihung des Batronatsrechts 
an ſämtliche Kirchgemeinden zu äußern. Die Berichte gingen bis 
zum Februar 1810 allmählich ein und wurden in der Sektion 
von den geiſtlichen Räten bearbeitet, namens derer Ribbeck einen 
Finalbericht erjtattete. Die Negierungsgutachten liefen darauf hinaus, 

1) S. o. ©, 147. 
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daß die Uebertragung des Batronatsrechtes auf die Kirchgemeinden 
an jich betrachtet allerdings ratſam fei, indem dadurch den Ge- 
meinden nur ein ihnen der Natur der Sache nach zuftehendes 
Recht wiedergegeben werde, die den Gemeinden jelbit überlafjene 
Wahl ihrer Lehrer und Seelforger auch bei den eriteren ein hö— 
heres ynterefje an dem Kirchenwejen und Kultus erzeugen und 
ein engere Band zwiſchen ihnen und den Predigern Fnüpfen 
werde. Aber, da die Kirhgemeinden noch feine 
wegs einen ſolchen Grad von Kultur erreicht 
hätten, jo ſei es jehr bedenklich, ihnen das Wahlrecht zu geben, 
zumal da die Kandidaten nicht für jo gebildet und vorbereitet ge: 
halten werden dürften, daß dadurch die Wahl nur tauglicher Sub- 
jefte gejichert erjcheine. Endlich könnten die meiiten Kicchgemein- 
den die Patronatslaften nicht tragen. 

Unter diefen Umftänden fei nur möglich, allmählich auf das 
Ziel einer Aufhebung der Patronate hinzuarbeiten. Dies könne 
geichehen, entweder, indem die Bejegung der Pfarrſtellen ausjchließ- 
[ih den geiftlichen PBrovinzialbehörden übertragen, oder indem den 
Gemeinden eine jtärfere Beteiligung an der Wahl gefichert und 
zugleich durch eine neue Kandidatenordnung die Willkür der Pa— 
trone eingeſchränkt würde. 

Die geiftlichen Räte hätten lieber gejehen, wenn man den 
erjten Weg gegangen wäre, aber fie fühlten doch, daß eine folche 
Stärkung der Bureaufratie ein vollendeter Widerfpruch zu den 
urjprünglichen Intentionen geweſen wäre Sie empfahlen des: 
halb den zweiten und jchlugen vor, die Gemeinde folle ein Ein- 
Ipruchsrecht gegen den präjentierten Kandidaten erhalten, über 
dejjen Gültigkeit die Brovinzialbehörde zu entjcheiden habe; der 
Patron jolle gehalten jein, vor jeder Bräjentation das Urteil der 
geiftlichen PBrovinzialbebörde einzuholen und fich dem zu fügen, 
Beichwerde an die Sektion vorbehalten. Zugleich jolle das Kan— 
didatenwejen verbejjert werden, indem das Examen pro ministerio 
allgemein ') vor die Wahl verlegt und die Wahlfähigfeit auf die 
ſchon Beitandnen bejchränft würde. Man ijt überrafcht, die Ge- 
mwährung des EinjpruchsrechtsS an die Gemeinde bier als etwas 
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Neues behandelt zu jehen, während es doch jchon im LR ($ 329 
— 339) ausdrüdlich fejtgefegt war; joll man annehmen, daß dieje 
Beitimmungen des LRs nur auf dem Papier geitanden haben und 
der Sozialen Uebermacht der Patrone gegenüber nicht zur Aus: 
führung gelangt jeien? 

Der Impuls, der von den Königsberger Tagen ausgegangen 
war, zeigt fich nicht ſtark genug, die praktischen Schwierigkeiten 
aus dem Wege zu räumen. „Die Gemeinden haben nicht genug 
Kultur”, das war der Einwand, der von allen Seiten dem Grüne 
der der Selbjtverwaltung nachhallte. Das Volk bedarf der Lei- 
tung, nur von der Bureaufratie ijt das Heil zu erwarten. Diejer 
Seit, von dem auch Humboldt nicht frei war, wie die gleichzeitige 
Behandlung dev Schullehrerpatronate!) zeigt, hinderte den großen 
Fortichritt, den Stein im Auge gehabt hatte. Das Nejultat war 
jo dürftig, wie nur möglich. Durch KO vom 15. Augujt 1810 
wurde mwenigitens das Eine durchgefeßt, daß nur bereit3 pro mi- 
nisterio geprüfte und tüchtig befundne Kandidaten wahl- und prä: 
jentationsfähig jein jollten. Dies war die einzige Beichränfung 
der Allmacht der Patrone, die man wagte. Aber den Gemeinden 
wurde damit Fein weitergehendes Necht eingeräumt. Im Gegen 
teil, auch die ſchwachen Anſätze zu einer Beteiligung an der Kir— 
chenverwaltung, wie fie die Städteordnung ?) gefchaffen hatte, wur: 
den bejeitigt. Die Deklaration des $ 179 lit. a derjelben vom 
7. November 1811 bejtimmte, daß derjelbe nur für Kirchen zu 
gelten babe, deren Patron der Magiſtrat oder die Stadt jei, und 
deutete damit den Sinn des Paragraphen in fein Gegenteil um. Die 
ungeheure Mehrzahl der Kirchen blieb nach wie vor unter der aus— 
jchlieglichen Leitung der Regierung. Und noch weiter ging der 
Befehl vom 9. Januar 1812, der die Zukunft der Batronate beim 
Verkauf von Staatsdomänen und fükularifierten geiftlichen Gütern, 
auf denen jolche bisher gerubt hatten, vegelte. Ex bejtimmte, daß 
zwar die Laſten auf die Güter und deren Erwerber gelegt werden, 
die Nechte aber auf den Staat übergehen jollten! Es wurde aljo 
nicht auf eine Aufhebung der einer Entwiclung des Gemeindele- 

N Gebhardt, S. 259 f. 
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bens jo binderlichen Patronatrechte hingearbeitet, jondern im Ge- 
genteil auch dieje Gelegenheit benüßt, das ftaatliche Vatronat aus: 
zudehnen. 

Mehr Eifer und Liebe wandte die Sektion der Frage nad) 
einer neuen Verfaſſung des geiftlichen Standes zu. Zwei Wege 
boten jich hier da, und beide waren bereit3 empfohlen: eine Ver: 
fafjung nach dem Muſter der ſchwediſchen durch Stärkung des 
epijfopalen Elements und eine nad) dem Mujfter der reformierten 
Klaſſikalordnung durch Einrichtung von Synoden der Geijtlichen. 

Nicolovius war begreiflicherweife der erſte Weg ſympathiſcher. 
Das entiprach jeiner ganzen Auffafjung von der Schuld des geift: 
lihen Standes am Rückgange der Voltsfrömmigfeit und von der 
Notwendigkeit, dem Stande durch etliche erleuchtete, ausgewählte 
Männer in autoritativen Stellungen, die er fich auch von aus- 
mwärt3 nach Preußen berufen dachte, einen neuen Geift einzuflößen. 
Das wies hin auf Wiederherjtellung des aus den veformatorischen 
Kirchenordnungen jtammenden, aber großenteil3 verfallenen Amtes 
der Generalfuperintendenten. 

So beantragte denn auch Nicolovius in einem jelbjtverfaßten 
Bericht an den König vom 29. März 1810’). Er erklärte darin 
die Aufrichtung einer fürmlichen Epifkopalverfafjung nach dem 
Mufter der englischen und ſchwediſchen Kirche in Breußen für un— 
tunlich und zwecklos. Worauf es ankomme, jei die Heritellung 
von Aemtern, die mit wichtigeren getitlichen Gejchäften und be: 
deutenderem Einfluß, mithin mit einer wahrhaft höheren Würde 
verbunden jeien. Er dachte fich als Gejchäftsfreis der General: 
fuperintendenten die Ordinationen, die Einführungen der Super- 
intendenten, die Aufficht über diefe und die Befugnis, jie zu Des 
ratungen in Firchliden Angelegenheiten zufammenzurufen, Gene: 
rallirchenvijitationen, die erjte und geheime Unterfuchung der bei 
den Regierungen einlaufenden Bejchwerden über die Amtsführung 
und den Lebenswandel der Geiitlichen und die Bekleidung der 
geijtlichen Mitdirektorjtelle ?) bei den geijtlichen Regierungsdeputa— 
tionen. Er mollte die Generaljuperintendenten im engiten Zu: 


9» Abgedrucdt in der Denkichrift S. 184 f. 
2) ©. o. ©. 143. 
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jammenhange mit den Deputationen erhalten, aber ihnen ganz 
nach den Intentionen des Königs bei Schaffung der geiftlichen 
Direftorjtelle einen perjönlichen, geijtlihen Wirkungsfreis zuge: 
wiejen jehen. 

Nicolovius’ Anregung jcheiterte daran, daß er jelbft für nötig 
erklärt hatte, diejen Generaljuperintendenten, deren in jedem Negie- 
rungsbezirf einer fein follte, ein angemefjenes Gehalt zu gewähren. 
Dazu aber waren bei der traurigen Lage der Finanzen des Staates 
feine Mittel vorhanden, 

Dennoch war die Anregung feineswegs fruchtlos, denn e3 
zeigte fich, daß dem Könige Gedanken, wie die vorgetragenen, nicht 
fremd waren. Er neigte zu einer Wiederherftellung der Biſchofs— 
würde. Demgegenüber blieben nun zwar Schumann wie Nico— 
lovius dabei, daß dies nicht ratſam ſei. Beide erklärten, ein vom 
Staate ernannter Bifchof würde doch weder von inländischen, noch 
von ausländischen Biichöfen gleichgeachtet werden, da dazu nun 
einmal die Weihe gehöre. Ste befürchteten ferner, daß bei der 
übrigen Geiftlichfeit eine folche Heraushebung Einzelner leicht Eis 
ferfucht und Unzufriedenheit erregen fünne. Endlich — und dies 
Argument kommt wohl ausjchlieglih aus Schuckmanns Feder: 
„Da fich jet eine bedeutende Zahl Myſtiker und Nomantiker jicht: 
bar zum Katholizismus neigt, jo könnte die Ernennung von Bi: 
fchöfen aus dem Gefichtspunfte betrachtet werden, als habe aud) 
die Regierung diefe Tendenz“ '). Wenn aber auch diefe Einwen— 
dungen zufammen mit den finanziellen Bedenken fürs Erfte die 
Ausführung des Planes verhinderten, jo war bei der Eigenart 
des Königs, jeine Meinungen nicht vajch aufzugeben, zu erwarten, 
daß man jpäter darauf zurückkommen würde. 

In derfelben Linie, wie die Anregung der Wiederheritellung 
der Generalfuperintendenten, liegen Erhebungen über den Einfluß 
der Superintendenten, Kirchenvifitationen und den Gebrauch von 
Agenden und Liturgien ?). 


1) Schreiben Shudmanns an den Staatslanzler von Harden— 
berg vom 18. Juni 1812. 

2) Am 8. Dezember 1811 forderte die Sektion von allen Deputationen 
darüber Bericht. Die einlaufenden Berichte find bei der Schilderung 
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Ein zweiter Weg, dem geijtlihen Stande eine neue und 
bejjere Verfaſſung zu geben, bot fich in der Einrichtung von Sy— 
noden. Wir willen fchon, daß die geiftlichen Räte, ebenjo wie 
Schleiermacher, eine jolche Einrichtung dringend wünjchten '), und 
daß ſchon ehe die Sektion nod) eigentlich Fonftituiert war, dieſer 
Plan offizielle Anerkennung gefunden hatte. 

Schon im Dezember 1808 hatte die damals noch bejtehende 
Preußische Kammer Borjchläge zur Einrichtung von Kreis: und 
General-, d. h. Provinzialſynoden eingereicht, die Nicolovius freund: 
lich aufnahm, die aber in der Unruhe jener Tage begreiflicher- 
weife liegen geblieben waren. Die Sache fam erjt wieder in Fluß 
durch einen Antrag der Breslauer Regierungsdeputation vom 
22. Juni 1811. In derſelben war ein eifriges und angejehenes 
Mitglied der Konfiftorialrat Gap, ein naher Freund und Ge: 
jinnungsgenofje Schleiermadherd. Die Korreipondenz der beiden 
Freunde zeigt, daß der Breslauer Antrag von Gap verfaßt und 
dazu bejtimmt war, die einjtweilen liegen gebliebenen Synodalpläne 
Schleiermachers wieder zur Verhandlung zu jtellen ?). 

Die Breslauer Geiftliche Deputation berichtete, fie habe den 
Wunſch gehabt, die durch die Superintendenten eingereichten Kon- 
duitenliften der Geiftlichen, in denen dieſe fait ohne Ausnahme 
als die einfichtsvollften und treujten Diener der Kirche charafteri: 
jiert waren, zu fontrollieren, und zu dieſem Zwecke von drei be- 
liebig herausgegriffenen Predigern die fjämtlichen Konzepte oder 
Entwürfe der im vergangnen Jahre gehaltenen Predigten einge- 
fordert. Nur nach mancherlei Schwierigkeiten, da auch der Su: 
perintendent in diefem Auftrag eine Unbilligfeit gejeben und ſich 
anfänglich geweigert hatte, ihn auszuführen, gelangte die Depu- 
tation in den Bejig der gewünjchten Materialien. Der eine Pre— 
diger lieferte auf vier Seiten eine Ddürftige Inhaltsangabe aller 
jeiner im vorigen Jahre aehaltnen Bredigten, die aber den Ber: 
dacht jehr naheleate, erit nachträglich zufammengerafft zu jein. Der 


oben S. 71 benütt worden. Ueber Befürchtungen, die die Rundfrage ber: 
vorrief, j. Briefwechjel Schleierm-Gaß, S. 105. 

1) ©. vo. ©. 158. 

2; Briefmechfel zc., S. 87, W, 101, 104, 108. 
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zweite erjchien mit einer vollitändigen Predigt und acht Entwürfen. 
Der dritte übergab eine gedructe Vredigt von jehr geringem Ge: 
halt und vier Entwürfe. Alle drei erklärten, es jei ihnen fein 
Geſetz befannt, das die Geijtlichen verpflichte, ihre Predigten zu 
fonzipieren. 

Die Deputation jchloß aus diejer Erfahrung, daß viele Geiſt— 
liche grade den wichtigiten Teil ihrer Amtstätigfeit, ihr Predigen, 
nicht mit der Gewifjenhaftigfeit und dem Fleiß betrieben, wie fie 
ſollten; und hiermit begründete ſie ihren Antrag auf Erlaß einer 
Synodalordnung als des einzigen Mitteld zur wirkſamen Aufficht 
und Erziehung des geiftlichen Standes. 

Die Sektion forderte nun die Breslauer Deputation auf?), 
ausführlichere Vorſchläge einer verbejjerten Synodalverfaifung zu 
machen, und erhielt davauf von jener am 16. Januar 1812 einen 
vollftändigen Entwurf in 120 Baragraphen nebjt Erläuterungen. 

Was bezwecte derjelbe? Eine Zuſammenſaſſung der Geiſt— 
lichen einer Superintendentur unter Leitung des ſtaatlich ernannten 
Superintendenten mit folgenden Funktionen: Zenſur der Geiſtli— 
chen und Kandidaten durch den Synodalausichuß als evite In— 
ftanz; Mitwirkung bei Bejegung der Pfarrſtellen; Errichtung von 
Emeriten: und Reliktenkaſſen und andern gemeinnüßigen Anjtalten, 
wie Lejezirfel und Bibliotheken ; alljährliche gemeinfame Beratungen 
(Konvente) über den Zuitand der Neligiofität im allgemeinen, Li— 
turgie, Stirchengefang, Elementarjchulwejen, über praftiiche Einzel: 
fragen und wiljenichaftliche Themata. 

Mit diefen Beitimmungen verbunden jind noch mehrere, die 
nicht eigentlich zu einer Synodalordnung zu gehören fcheinen. Sie 
zielen ab auf eine Hebung des Amtes der Superintendenten, Ber: 
Ichärfung der BVifitationen, Bildung von Presbyterien in den Ge- 
meinden, auf Bindung des Patron an eine Vorjchlagsliite, Die 
die Deputation mit Hilfe der Ausichüffe berftellt, auf schnelle 
MWiederbejegung erledigter Stellen und Berbot der Meldungen 
dazu. Grade auf dieje Beitimmungen legte die Deputation be- 
jondern Wert. Für felbjtveritändlich erachtete fie die Verſchmel— 


1) Verf. vom 2. Juli, Monitum vom 2. Oft. 1811. 
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zung der Geijtlichen beider proteftantifcher Konfeſſionen zu einer 
Synodalverfafjung. Nur ungern verzichtete fie auf den Vorjchlag 
einer Kirchenfteuer, „mit welcher jich, wenn auch jede Poſſeſſion 
nur mit acht Grofchen jährlich fonkurrierte, jehr viel ausrichten 
ließe“. 

Der Breslauer Entwurf wurde den andern Regierungsdepu— 
tationen zur Begutachtung überjandt '). Nur drei, die von Gum— 
binnen, Stargard, Marienwerder, erklärten ihn für tauglich. Die 
Liegniger wünjchte die Synoden lediglich als wifjenjchaftliche und 
follegiale Konvente geitaltet zu jehen, äußerte fich aber gegen ihre 
Betrauung mit VBerwaltungsgejchäften, da dies der erjte Schritt 
zur Hierarchie jein könnte. Die Königsberger reichte zwei Gut: 
achten ein. Das eine, von Borowski, bezmweifelte die Nützlichkeit 
und Opportunität der Einrichtung ; das andre, vom Konſiſtorial— 
vat Straufe, lautete günjtiger, wünjchte aber, wie das Liegniter, 
die wijjenschaftliche Tendenz der Synoden ftärfer ausgeprägt zu 
jehen. Ganz ablehnend äußerten ſich die neumärfiiche und die 
kurmärkiſche Megierung. Jene erklärte: „Solange fich der Geiit 
der protejtantijchen Prediger nicht ändert, wenn er wohl gar, wie 
ev jeßt metitens ift, durch ihre engere Verbindung von den vielen, 
die ihn haben, auch auf die übrigen, die ihm noch nicht haben 
mögen, übergehen möchte (und es ift gewiß, daß durch jolche Ber: 
bindung fich leicht der Geiſt verbreitet, der einmal der herrichende 
it), jo lange wird durch feine Synodalverfafjung viel zur Beför- 
derung des Nußens des Predigtamts gewonnen werden, und es 
jind daher gewiß noch andre Anstalten und Vorbereitungen nötig, 
um den einmal unter unfern PBredigern berrichenden Geiſt anders 
zu leiten, oder man wird wenigitens bei jeder Aenderung in der 
Synodalverfafjung nach unjrer Meinung darauf jehen müſſen, 
daß auch dieſer Geijt ſich andre”. Diejer Gert ift der der Auf: 
Härung, welcher fich in der Inanſpruchnahme der Lehrfreiheit für 
die Geiftlichen, der Vernachläjjigung der Hausbejuche, den Moral- 
predigten und der Vernachläſſigung der geichichtlichen Grundlagen 
des Ehriitentums zeige. Deshalb jeren folgende Beitimmungen in 
die Synodalordnung einzufügen nötig: Kein Pfarrer darf ohne 
1) Verf. vom 28. San. 1812. 
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Zultimmung der Synode neue Katechismen, Gejangbücher, Litur: 
gien einführen; er iſt bei Taufen, Trauungen, Beerdigungen, 
Abendmahlsfeiern an die Liturgie gebunden; er hat dahin zu 
jehen, daß jeine Lehre und Lehrart in feinem Widerfpruch mit 
denen der Prediger feiner Synode und mit denen der liturgischen 
Schriften jtehe, und darf niemals auch nur den Eindruck eines 
Widerfpruchs gegen den öffentlichen Lehrbegriff erwecken. 

Die Potsdamer Deputation verwarf in einem wohl vom Feld— 
propjt Offelsmeyer verfaßten Botum den Entwurf, weil er viel 
Unrichtiges, Unpraftifches und Ueberflüffiges enthalte, und wünjchte 
jtatt dejjen ein Negulativ für die Haltung von Predigerfonventen 
als geiftlicher Konjervatorien und einen Aufruf an alle Diözejen, 
jolche, aber von jich aus, zu gründen, wie die in 12 Diözefen 
der Kurmark jchon gejchehen ſei!). 

Einer ausdrüdlichen Bitte von Gaß?) ift es zu danken, 
daß Nicolovius Ddiefe Gutachten zur Bearbeitung nicht den 
Räten der Kultusjeftion, fondern Schleiermacdher, aljo einem 
Mitgliede der Unterrichtsjeftion, zufchrieb. Und dieſer äußerte 
jich feineswegs nur unter dem Gefichtspunft des Elementarjchul: 
wejens darüber — Dies fiel vielmehr Süvern zu?) —, fondern 
reichte am 2. Januar 1813 einen vollftändigen Entwurf einer 
„Synodalordnung für die protejtantiiche Geijtlichfeit in ſämtlichen 
Provinzen” +) ein, zugleich mit dem Konzept aller zu ihrer Inkraft— 
jegung erforderlichen Verfügungen. 

Der Entwurf unterjcheidet jich von dem Berfaffungsplan vom 
Sahre 1808 durd) feine Befchränfung auf die Geiftlichkeit. Er 
bietet feine Kirchenverfaflung. Somohl die Gemeindeordnung, wie 
die des Stirchenregiments und des Verhältniffes zum Staat tjt aus: 
gejchaltet. Freilich hätte fich dieſes alles allmählich daran anglie— 
dern laſſen. Was fürs erite übrig geblieben ıjt, tft To zu jagen 
das Mitteljtück des Plans vom jahre 1808, aucd) diejes freilich 


li Berichte von Gumbinnen, 25. März 1812; Stargard, 8. Juni; 
Marienwerder Auli; Liegnitz 2, Mai; Königsberg 8. Juni; Königsberg 
i. d. Neumarf 28. März; Potsdam 11. Juni. 

2), Briefwechfel, S. 104. 3) Votum vom 13 Februar 1513. 

4) Abgedruct im Anhange. 
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durch die Anerkennung der Befugnifje vom Staat ernannter Be: 
hörden und Beamten, der Deputationen und Superintendenten, 
verändert. Nach den Erörterungen, die fich an feinen eriten Plan 
fnüpften, durfte Schleiermacher hierfür die Zuſtimmung auc) 
derer erwarten, die damals die Bildung einer neuen Hierarchie 
befürchteten. 

In diejer Beichränfung zeigt der Entwurf einige Momente, 
die tief bedauern lafjen, daß man auf diejer Grundlage nicht wei: 
tergebaut hat. Wir meinen bejonders den Berfuch der Einfüh- 
rung einer wirkſamen brüderlichen Disziplin. Schon oben haben 
wir gejehen, daß dieje Frage in der Luft lag, und daß fie durch 
eine Königliche Ordre !) in einer ſehr bedenklichen Weife ihrer 
Löjung zuzuführen verfuht war. ES wäre nun vom höchſten 
Werte geweſen, ein Disziplinarverfahren zu jchaffen, das eine 
ſtärkere Garantie für die geiitliche Behandlung getitlicher Dinge 
geboten hätte, als das Berfahren vor den ordentlichen Gerichten, 
ohne doch die Geijtlichen in jchranfenloje Abhängigkeit von ihren 
Vorgejegten zu jegen. Dies verjuchte der Entwurf, indem er 
zwijchen Vergehen gegen ein beitimmtes Geſetz und folchen aus 
dem Gebiete des Wandels unterjchied und dieje, jomwie alle Strei- 
tigfeiten zwijchen PBfarrern unter fich dem Schiedsgericht der Sy- 
node unterwarf. Derartige Berjtöße jollen durch brüderliche Vor: 
haltung des Ausſchuſſes oder durch zeitweile Ausſchließung aus 
der Synode geahndet werden; in jchwereren Fällen joll namens 
der Synode aud) Berjegung oder Suspenfion bei der Deputation 
beantragt werden können. 

Einen gefunden Gedanken erkennen wir auch in der Forde— 
rung einer Mitwirfung der Synode bei den Pfarrbejegungen, in: 
dem ihr ein Necht der Begutachtung darüber eingeräumt wird, ob 
in der Sittlichkeit des Präjentierten oder in äußern Verhältniffen 
etwas der Bejtätigung entgegenjtebe. 


1) ©. vo. ©. 123. Inzwiſchen hatte eine KO vom 15. Juli 1809 doc 
wieder das Verfahren nach der Weifung des URN geregelt, d. h. beitimmt, 
dab der Departementschef in Fällen, wo ihm der Spruch der Gerichte 
nicht genügend erfchien, Durch Vortrag im gefamten Minijterium 
Remedur zu Ichaffen babe. 


188 Kapitel 5, 


Drittens wird man auch nur billigen können, wenn der Ent: 
wurf bemüht it, die Ausbildung der Kandidaten zwijchen den 
beiden Gramina befjer zu überwachen und Vorkehrungen zu 
treffen, daß dieje bis dahin völlig fich jelbjt überlajjenen jungen 
Leute Gelegenheit zur Uebung in Predigten und Amtsgejchäften 
und Anleitung zu wifjenfchaftlichen Arbeiten empfingen. 

Außerdem jollte die Synodalordnung dazu dienen, den Pre— 
digern Gelegenheit zu Beratungen über Fragen der Eirchlichen 
Praris und zu gemeinfamen Anträgen an die Deputation, ſowie 
diefer zur Information über die Anfichten der Geiftlichen zu 
ichaffen, und fie überhaupt enger mit einander zu verbinden. Be- 
jonders ift daran gedacht, etwa nötige Veränderungen im Gottes» 
dient und die „zu wünſchende“ Gleichförmigfeit der Lehrart!) 
zum Gegenſtand von Diskuifionen und Bejchlüffen zu machen. 

Wiſſenſchaftliche Beichäftigungen gehören nicht von felbjt zum 
Geſchäftskreis der Synoden, denn — jagt der Berfafjer in Dem 
erläuternden Begleitichreiben: fie müfjen lahm werden, wenn man 
fie von oben befiehlt. Doch können die Synoden von fich aus 
auch fie in den Umfreis ihrer Tätigkeit einbeziehen. Ebenſo tit 
die Errichtung gemeinnütziger Anjtalten in ihr Belieben geitellt. 

Endlich verdient Hervorhebung, wie auch bierbei jtilljchwei- 
gend der Union der Weg gebahnt wird, indem der Konfeſſions— 
unterschied zwiſchen lutheriſchen und reformierten Bredigern, ohne 
daß darauf weiter eingegangen wird, lediglich aus praftiichen 
Gründen tanoriert tt. 

Nicolovius überwies Schleiermachers Entwürfe, ohne fich 
jelbit dazu zu äußern, den geiftlichen Näten der Sektion. Bei 
diejen aber jcheint das Intereſſe für den Plan, den jie nicht ſelbſt 
ausgearbeitet hatten, gering gewejen zu fein. Sad zwar machte 
nur unbedeutende Ausjtellungen, aber Hanſtein, der die Schrift: 
jtücte am 6. April 1813 empfing, „zu einem Zeitpunkt, in wel 
chem der Geiſt und das Gemüt von den öffentlichen Angelegen- 
beiten jo mächtig angezogen wurde“, benußte dieje Ablenkung, fie 
liegen zu lafjen. Exit am 26. juli 1817 gab er fie gelegentlich 


1) Dies betont Schleiermacher in dem Begleitjchreiben. 
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zu den Alten zurüd. Damals aber war die jynodale Bewegung 
in andre Bahnen gelenkt, und man ariff auf Schleiermachers Ent: 
wurf nicht zurück. Er blieb, wie der erjte vom Jahre 1808, ohne 
Wirkung, und hat für den nachlebenden Erzähler nur den Wert, 
die langjame und gewundene Entwidlung der jynodalen Beitre- 
bungen zu zeigen. 

Ueber informationen, Borbereitungen und Anträge iſt die 
Sektion mit alledem nicht binausgefommen. Daran mag einer: 
ſeits die Zeitlage ſchuld gewejen fein, die jo viel dringendere Auf: 
gaben in den Bordergrund jchob; gewiß it aber auch die Per- 
jon des oberiten Chefs dafür verantwortlich zu machen, der, wie 
wir nod) jehen werden, allen derartigen Reformen ſehr kühl ge: 
genüberjtand. 

Nur in wenigen Fragen gelang es der Sektion, lang ge: 
wünschte Verbefjerungen durchzufegen. Nachdem im Jahre 1809 
ohne rechten Erfolg eine Berjchärfung der Sonntagspolizei ange- 
jtrebt war, fam den darauf zielenden Bemühungen im Sabre 
1810 ein Anftoß von der Seite de3 Königs zu Hilfe Er war 
auf einer Reife nad) Bommern in der Kirche zu Stargard wäh— 
rend eines ihm zu Ehren gejungenen Tedeumd Zeuge tumultua- 
rischer Vorgänge gemwejen und hatte am Ordensfejte im Berliner 
Dom mit Unmillen bemerkt, daß viele Perſonen in der Kirche den 
Hut auf dem Kopfe behielten. Die Folge feines Unmwillens war 
die „Belanntmachung zur Borbeugung der Störungen während 
des Gottesdienjtes in Berlin“ '), deren jcharfe und unpraftijche 
Beitimmungen freilich wieder unabläjjige Beſchwerden und Ver: 
handlungen verurjachten. 

Die Ediktpublifation von den Kanzeln wurde endlich durch 
Anjchlag an die Kirchtüren erjeßt, furz darauf, nach Gründung 
der Geſetzſammlung, vollitändig abgejichafft ?). 

Nach langen und jchwierigen Verhandlungen fam am 28. März 
1811 ein neues Militärkirchenreglement zuitande, das die Brigade: 
und Garnifonprediger den Deputationen unteritellte. 


1) 25. Januar 1810 KO an Dohna; 27. Januar 1810 Dekret des 
Polizeipräfidenten von Berlin; 1. Februar 1810 Belanntmachung u. f. w. 
2) Verfügungen vom 15. Dez. 1809 und 9. Sept 1811. 
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An einem Punkte griff ſogar dev König ſelbſt durch. Durch 
KO vom 20. März 1811 befahl er die Einführung einer neuen, 
gleichmäßigen amtlichen Kleidung für alle evangelifchen Geift- 
lichen des Staates, um den ärgerlichen Geſchmaäckloſigkeiten und 
PVerichtedenheiten zu wehren. Er hatte perjönlich nach den ihm 
vorgelegten Proben über die zu wählende Form entjchieden. 

Vielleicht am bedeutjamjten aber ijt eine geringfügig er- 
jcheinende Verfügung, die beftimmt war, den Gang der 
Unionsbewegung ohne Auffehen zu fördern. Wie fehr Diefe 
den Mitgliedern der Sektion am Herzen lag, bewies das Er: 
jcheinen einer Kleinen, aber inhaltsreichen Schrift von Sad, 
1812, über die Vereinigung der beiden protejtantijchen Kirchen: 
parteien in der preußifchen Monarchie. Er ging von der Be: 
obachtung aus, daß jich zmwijchen den Konfeſſionen eine erfreu- 
liche Embeit der Denfungsart entwicdelt habe, warf dann einen 
Nücdblid auf das Mißlingen früherer Unionsverfuhe und des 
Verſuches Friedrich Wilhelms II, die Scheidewand zwijchen den 
Konfefitonen wieder aufzurichten, und unterjuchte nun die gegen: 
wärtige Lage. Das Gelingen der Union erjchien ihm ausfichts- 
voll, wenn man die Einficht benüßte, daß fie nicht durch eine Ein- 
trachtsformel erreicht werden fann, und daß die alten Symbole 
auch innerhalb der Union ruhig als Dokumente früherer Strei: 
tigfeiten, doch ohne Autorität weiterbejtehen bleiben können. 

Iſt Union notwendig? Jedenfalls it fie wünjchenswert, um 
den Warteigeiit endgültig auszurotten und um aus zahlreichen 
Miichehben — man denke daran, daß der König jelbit, wie Sad) 
in einer jolchen lebte — ein Trennungsmoment fortzuräumen. 
Werden dann nicht ftatt zwei drei Kirchenparteien fein? Und wird 
es nicht Unruhen geben? Sack befürchtet das nicht. 

Aber wie joll die Sache angefaßt werden? Schleiermachers 
Vorſchlag einer Deklaration des Staated wird verworfen, der 
Staat überjchritte damit feine Kompetenz, eine Erklärung der 
Kirche jelbft jei unerläßlih. Eine Theologenfonferenz ſei unter 
allen Umftänden zu vermeiden. Vielmehr erfolge die Union durch 





I) Er war der Schwiegerfohn Spaldings. 
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Aufhebung der Verpflichtung auf alle ſymboliſchen Bücher, mit 
Ausnahme des Apoftoliftums und der Auguftana. Die Namen: 
Lutherifch und Reformiert jollen verſchwinden, eine „vereinigte 
evangelijche Kirche” ſoll entitehen. 

Jede einzelne Kirche behalte ihre obfervanzmäßige Verfaſſung, 
ihr Vermögen, firchliche Einrichtung, ihren Ritus mit Ausnahme 
des hi. Abendmahls. Die Jura stolae werden überall eingeführt ; 
das Beichtgeld aufgehoben ; alle Kafjen, Stiftungen, Legate bleiben 
unverändert. 

Taktifch jet jo vorzugehen: Der Staat berufe von jeder Kon: 
feffion zwei oder drei einjichtSvolle Geiftliche zum Entwurf eines 
Unionsplans. Derxjelbe werde allen Bredigern vorgelegt und erit, 
wenn fünf Sechjtel fich dafür erklären, mit landesherrlicher Ge- 
nehmigung ausgeführt. Sollte dies nicht zujtandefommen, jo 
müßten freilich die Verfaſſungen und Rechte der beiden Konfeſ— 
fionen auf alle Weiſe aufrecht erhalten bleiben. 

Deutlich merft man der Schrift an, daß ihr Verfaſſer die 
Union zwar dringend wünjcht, aber Ddreierlei Bedenken 
hat: daß man die Frage auf das Gebiet des Befenntnifjes hin— 
überjpiele, daß der Staat einjeitig etwas befehle, daß die Union 
auf eine Unterdrückung der jchwächeren Kirchenpartei — er meint 
natürlich die reformierte — durch die ftärfere binauslaufe. 

Dennoch wird man faum für denkbar halten, daß derjelbe 
Mann, der ſeit Jahrzehnten unabläffig auf die Union bingedrängt 
und den König ebenjo wie feine Mitarbeiter dafür erit gewonnen 
hatte, fi am 20. Januar 1813 jo abweifend und warnend dar: 
über ausgejprochen habe, wie Eylert ') berichtet. Jmmerhin mag 
dem König bei Gelegenheit der Konfirmation des Kronprinzen 
das Nebeneinanderwirken reformierter und lutherifcher Geijtlicher 
an einem Altare Anlaß zu einer Neußerung über die Förderung 
der Union gegeben haben. Und dieje Sicherheit einer Zuſtim— 
mung des Königs zur Union mag dann wiederum der Geltion 
Mut zu einem folgenjchweren Schritte gegeben haben: zur Auf: 
hebung der Verpflichtung auf die jymbolifchen Bücher. Am 


1) Charakterzüge, 3. Teil, 2. Abt. ©. 5. 
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27. Dftober 1813 wurden neue VBolationsformulare für alle Fälle, 
jowohl wo die Negierung zu vocieren, al$ auch wo fie nur zu be: 
jtätigen babe, erlajjen, gleichlautend für lutheriſche und refor- 
mierte Prediger. Sie umſchrieben die Verpflichtung mit den Wor- 
ten: „daß er [der Prediger] die ihm anvertraute Gemeinde mit: 
tels fleißigen Unterrichts in dem Worte Gottes, ſowie jolches in 
der Heiligen Schrift enthalten ift, wie auch durch Ausjpendung 
der Heiligen Sakramente als ein guter Seeljorger lehren, tröjten 
warnen, ſtrafen“ wolle. Nachdem jchon im Stirchenregiment der 
Konfefjionsunterjchied für belanglos erklärt war, nachdem auch 
bei den Eramina jede Nücdjichtnahme darauf bejeitigt war — 
futheriiche und reformierte Kandidaten wurden von denjelben 
PBrüfungsfommiffionen eraminiert!) —, wurde nun auch für das 
Predigtamt jelbit eine gemeinfame Grundlage unter Abjehen von 
den fonfejfionellen Differenzen gejchaffen. — 

Erit nach dem glücklichen Ausgang des großen Krieges von 
1813 fam die Behandlung der firchlicden Angelegenheiten aus 
der Aera der Vorbereitungen, Erwäqungen und Anläufe hinaus. 
Ehe wir aber dazu übergeben, it hier der Ort, noch eine Maß: 
regel zu behandeln, die nach dem Urteil vieler die evangeltjche 
Kirche jchwer geichädiat und die Stein:Hardenbergiche Reform 
mit einem Makel belaftet hat: die Säfularijationen. 

Befanntlih hatte der Reichsdeputationshauptſchluß vom 
25. Februar (23. April) 1803, $ 35, die Landesherren ermächttat, 
in den Entjchädigungs: und Stammländern geijtliche Güter als 
Staatsgut in Beichlag nehmen und verwenden zu lafjen, ihnen 
dafür aber die Verpflichtung zur feiten und bleibenden Ausitat- 
tung der Domfirchen und zur Zahlung von Penſionen an Die 
Betroffenen auferlegt. Vorausſetzung dabei war, daß der lokale 
Gottesdienſt und die Seeljorge nicht geichädigt würden. Schon 
1806 war darauf in Preußen der Plan der Säfularijationen 
ernitlich erwogen worden ?), wie man denn in allen Nachbarlän- 


— — 


dern damit voranging. Auf dieſen Plan griff Stein 1807 in der 


1) Verf. vom 21. Auguſt 1809. 
2) Publ. aus dem preuß. Staatsarch. Bd. 77. ©. 96, 133, 
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Not des Staates zurüd ?). Und Hardenberg brachte ihn 1810 
zur Ausführung. Die Art diefer Ausführung hat Steins Bei: 
fall nicht gehabt; mit Necht, wie der Erfolg bewies, befürchtete 
er, daß die Grundjtücde zu allzu billigen Preiſen verjchleudert 
werden würden, und riet, fie jtatt dejjen hypothekariſch zu belajten. 
Außerdem aber — und das ijt jehr bedeutjam — wünſchte er, 
einen Teil der jo gewonnenen Mittel zur Dotation der Re— 
ligions- und Lehranftalten zu verwenden und von der Hingabe 
zur Bezahlung der Kontribution auszunehmen, denn, äußerte er, 
man dürfe dieſe wichtigen Bildungsmittel nicht von dem Zuſtand 
der öffentlichen Kafjen abhängig machen und müfje ſie deshalb 
mit Grundeigentum fundieren °). 

Die beiden Edifte vom 27. und 30. Dftober 1810 lauten in 


den einjchlagenden Beitimmungen: 

„Ferner haben wir beichlojfen, die geiftlichen Güter in Unſrer Mo- 
narchie zu fäkularifieren und verlaufen zu lajjen, das Auflommen davon 
aber gleichfalls dem Staatsfchuldenabtrage zu widmen, indem wir für 
vollitändige Penfionterung der jetigen Pfründner und für reichliche Do— 
tierung der Pfarreien, Schulen und milden Stiftungen forgen. Wir haben 
hierin nicht nur das Beifpiel fait aller Staaten und den allgemeinen 
HZeitgeijt für uns, fondern auch die Ueberzeugung, daß wir weit mehr der 
Gerechtigkeit gemäß handeln, wenn wir jene Güter unter den oben er: 
wähnten Bedingungen zur Rettung des Staates verwenden, als wenn wir 
zu Diefem Ende das Vermögen Unſrer getreuen Untertanen jtärler an 
ziehen wollten“. 

Und das zweite: 

In Erwägung, dab a) die Zwecke, wozu geistliche Stifter und Klöfter 
bisher errichtet wurden, teil mit den Anfichten und Bedürfniifen der Zeit 
nicht vereinbar find, teils auf veränderte Weile befjer erreicht werden 
fönnen; b) daß alle benachbarten Staaten die gleichen Mafßregeln er: 
ariffen haben; ce) daß die pünktliche Abzahlung der Kontribution an Frank— 
reich nur dadurch möglich wird; d) daß wir dadurch die ohnedies jehr 
großen Anforderungen an das Privatvermögen unfrer getreuen Unter: 
tanen ermäßigen, verordnnen wir, wie folgt: 8 1. Alle Klöjter, Tom und 
andre Stifter, Balleyen und Commenden, fie mögen zur fatholifchen oder 
protejtantiichen Religion gehören, werden von jest an als Staatsgüter 
betrachtet. $ 2. Alle Klöiter, Dom: und andre Stifter, Balleyen und 
Commenden ſollen nach und nach eingegogen, und für Entjchädiqung der 


i) Lehmann Il, S. 528. 
2) Berb, 8b. II, S. 491 ff. 511 fi. 
Foerſter, Entjtebung d. preuß. Landeskirche. 1. 13 
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Benüber und Berechtigten foll geforgt werden. $ 4. Wir werden für bin: 
reichende Belohnung der oberjten geiltlichen Behörden und mit dem Rate 
derjelben für reihlihe Dotierung der Pfarreien, Schulen, milden 
Stiftungen und felbit derjenigen Klöfter forgen, welche jich mit der Er— 
ziehung der Jugend und der Krankenpflege beichäftigen und welche durch 
obige Borjchriften entweder an ihren bisherigen Einnahmen leiden oder 
deren durchaus neue Fundierung nötig erjcheinen dürfte. 


Von proteftantischen geijtlichen Gütern eignete jich der Staat 
innerhalb feines damaligen Territoriums auf dieſe Weije an: 
die evangelifchen Domitifter zu Havelbera, Colberg und Cammin, 
die Ballei Brandenburg des Fohanniterordens, das Heermetjter: 
tum und die Kommenden desjelben. Das Domkapitel zu Bran- 
denburg entging der Aufhebung). Und jtillichweigend wurden 
noch mehrere Stifter davon verjchont. 

Was ijt von diefer Maßregel zu halten? Es ijt, um em 
gerechtes Urteil zu gewinnen, notwendig, zu unterfcheiden zwischen 
der Säfularifation jelbjt und der Verwendung der jäkularijierten 
Hüter. 

Je und je ift die Säkularifation als ein Naub an der evan— 
gelifchen Kirche verklagt und beklagt worden *). Nun ıjt obne 
weiteres zuzugeben, daß Säkularifationen immer, wie auch Stein 
jelbit ausgeiprochen ) hat, etwas Gehäfjiges an ſich haben, denn 
fie find privatrechtlich betrachtet Eingriffe in das Necht des Ei- 
gentums,. Aber dies Necht ift nicht das Höchſte, und außeror— 
dentliche Umitände geitatten,, darüber hinmweazujchreiten. Nun 
aber ijt die Hauptfrage: Wer war der gejchädigte Eigentümer? 
Wir beſchränken uns bei der Antwort auf die jäfularijierten pro- 
teitantischen Güter. Und da muß fejtgejtellt werden: Diejenigen, 
die die Säkulariationen als einen Raub an „Derevangeli: 
ſchen Kirche" anflagen, vergeſſen, daß die ſäkulariſierten Güter 
ja gar nicht der Kirche gehörten und gar nicht für irgendwelche 


1) Dove in Nealeneyelopädie Bd. 14, ©. 4. 

2) Neuerer Zeit bef. von Gerlach, Dotationsanfprüche der ev. 
Kirche in Pr. Lpzg., 1874; Venter, Das gute Necht der preuß. ev. K. 
Eſſen, 1886; Schian, D. ev. Kirchen u. d. Staat, 1904, ©. 18, 

3) Stein an den fchlei. Zivillommijfar u. Maſſow, 25. Nov. 1807. 
Publ. Bd. 77, S. 624). 
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firchliche Zwece verwendet wurden. Eine Ueberweijung für jolche 
Zwede, Verwendung für firchliche Anftalten (Belohnung ausge- 
zeichneter Verdienjte, Schaffung vorzüglich bejoldeter Stellen, Auf: 
beiferung der Pfarrgehälter, Errichtung von Seminaren u. dal., 
wie Stein plante) hätte genau ebenjo einen Eingriff in das Bri- 
vateigentum vorausgejegt und wäre rechtlich auch nicht ein Deut 
anders zu beurteilen gewejen, al3 die Inanſpruchnahme fir die 
Bezahlung der Staatsjchulden. 

Dap die firchlichen Zwede von dem Bejit des Johanniter: 
ordens feinen Nutzen hatten, leuchtet von jelbjt ein. Aber auc) 
von den Stiftern Havelberg, Colberg und Kammin gilt das Gleiche. 
Nur jomweit auf denfelben PBatronatspflichten ruhten, famen ihre 
Einkünfte wirklich kirchlichen Zwecken zugute, und gevade dieſe 
Batronatslaften blieben von den Sälularifationen unberührt’). 
Im übrigen dienten die Einkünfte nahezu ausſchließlich zur Ge— 
mwährung von Präbenden an die Mitglieder und Eripeftanten, 
meiit fürſtliche Perſonen, hohe Hof- und Staatsbeamte, Glieder 
beſtimmter adliger Familien. Demnach iſt es eine Sage, daß „Die 
evangelijche Kirche“ durch die Sälularifationen gejchädigt jet. 
Richtig tft nur, daß fie den ihr von Stein zugedachten Nuten 
davon nicht gehabt hat. 

Es folgt daraus, daß auch eine rechtliche Verpflichtung des 
Staates zur finanziellen Fundierung evangeliich-Firchlicher Anjtalten 
und Einrichtungen aus den Säkularifationen nicht abgeleitet wer: 
den kann, jo oft dies auch geichehen ift. Denn es muB als zwei: 
fellos gelten, daß die Webernahme der in S 4 des Ediftes vom 
30. Oktober definierten Verpflichtungen als Ausgleih für 
die geplanten Sälularijationen gemeint und an 
Dotierung von Pfarren und Schulen und Bejoldung der geiit- 
lichen Behörden nur injoweit gedacht war, als diefelben ihre Baſis 
in den jäfularijierten Gütern hatten, Eine allgemeine Berpflich- 
tung des Staates zur Erhaltung des ganzen Kirchenweſens in den 
Edikten ausgeiprochen zu jehen, gebt zumweit und verfennt Flärlich 
den maßgebenden Anlaß der ganzen Maßregel. Wir willen jchon, 


1) &. o. 5. 180. 
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daß Stein diefe Verpflichtung viel tiefer begründete, nämlich aus 
dem Wejen des Staates, nicht nur als eine rechtliche, jondern 
jogar als eine moralijche Verpflichtung des Staates gegen das 
geiftige und veligiöfe Leben des Volkes. Sein Gedanfengang war 
nicht der: Der Staat jäfularifiert die getftlichen Güter und hat 
deshalb die Berpflichtung, die Ficchlichen Einrichtungen mit feinen 
Mitteln zu unterjtügen. Sondern eher der umgefehrte. Weil der 
Staat die Aufgabe hat, Bildner und Erzieher der Nation zu jein, 
deshalb muß er die geiitlichen Güter jäfularifieren, um jich Mittel 
(wie zum Abtrag der Staatsjchulden, jo auch) zu jener Aufgabe 
zu verichaffen. Hardenberg allerdings begründete die Säkulari— 
jationen ausjchlieglich mit der Notwendigkeit, die franzöftiche Kon: 
tribution aufzubringen, und ließ die Abzwedung auf den Gewinn 
von Mitteln für Bildungszwede zunäch it fallen. Erſt jpäter, 
von 1817 ab, hat man diejen Nebenzweck der Sälularifationen 
wieder aufgegriffen, indem man in einzelnen Fällen die jäfula- 
rifierten Fonds für beitimmte Kirchen: und Schulzwede feitlegte. 

Somit ericheint der Akt der Säfulariiationen als eine zwar 
immerhin bedenkliche Mapregel, aber feineswegs als ein Naub 
an der evangelischen Kirche. Auch haben wir wahrlich nicht nötig, 
darauf einen Nechtstitel für die Kirche zu gründen, da Stein 
jelbjt einen viel beifern dafür geboten hat. Dagegen tit die Verſchleu— 
derung der geiftlichen Güter zugleich mit einem großen Teil des 
Domänenbefiges wohl mit Necht als eine ungejchtete und ſchä— 
dDigende Mafregel getadelt worden. Aber nur dev Wirtichafts- 
biitorifer vermag dies Urteil zu bearünden. Ihm mag auch das 
Urteil überlafjen bleiben, ob die Abſicht Steins, die Religions— 
und Lehranitalten mit Grundeigentum zu fundieren, glücklich und 
durchführbar geweſen, und ob damit in der Tat für die Dauer 
der Zweck erreicht worden wäre, fie vom Zujtande der öffentlichen 
Kafjen unabhängig zu machen. Uebrigens bat Stein dabei na= 
türlich nicht an die Fundation der „Kirche“ gedacht, welche es in 
jeinem Gefichtsfrerfe gar nicht gab, jondern an einzelne Anjtalten : 
Seminare, Schulen, Univerjitäten, Bejoldunasfonds u. dal. Nach: 
dem die erite Not vorüber und die Befreiungskriege dem Staat 
wieder mebr Luft gemacht hatten, iſt ev doch dieſen Intentionen 
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Steins injofern gefolgt, al3 er aus den jäkulartjierten Fonds in 
vielen Fällen Kirchen: und Schulfonds errichtet hat. immerhin 
wird man al3 Tatjache anerkennen dürfen, daß der Staat von 
den Säfularijationen nicht den Gewinn gehabt hat, den er bei 
einer umjichtigen Finanzverwaltung hätte haben können, und daß 
dies mit daran jchuld ijt, wenn ihm auf Jahrzehnte hinaus die 
Mittel zur Förderung der Bildungs: und Neligionsanjtalten 
fehlten. Feſt fteht auch das andere, daß die Bulle de salute ani- 
marum vom ‘fahre 1821 eine eimjeitige Begünſtigung dev Römi— 
ichen Kirche darſtellt, indem dieſer, die allerdings jchwerer ge— 
litten hatte, dadurch Mittel für Zwecke zur Verfügung geitellt 
wurden, die die evangeliiche Kirche aus Mangel an Geld noc) 
jahrzehntelang nicht erreichen konnte '). 


Das Jahr 1813 brachte den Krieg, auf den jeit 1808 Doch 
alles hingerichtet gemwejen war, deſſen Zurüftung alle Kräfte in 
Anipruch genommen und alle nicht unmittelbar darauf abzielenden 
Staatsgejchäfte gelähmt hatte. Mit welchen Empfindungen aud) 
die Männer, denen die Leitung der geiftlichen Angelegenheiten 
anvertraut war, jene Tage durchlebten, da der Aufruf vom 
17. März das Volt Preußens zum Kampf für des Vaterlandes 
Ehre und Selbitändigfeit vief, zeigen zwei Ichlichte Dokumente. 

Das erite jener jchon erwähnte Aufruf an die Geritlichkeit 
des Preußischen Staates aus Nicolovius’ Feder vom 24. März 
1813 ?). 

„++ Damit das große Beginnen gelinge, der rechte Geift gewedt, ge: 
hoben und erhalten werde, fordern wir zutrauensvoll diejenigen auf, 
denen die Sorge für die Seelen anvertraut ift. Bei der Geiſtlichkeit ſteht 
es, dab an allen Enden des Vaterlandes der Sinn lebendig jei, der fein 


I) Diefe Ausführung über die Sälularijationen war fait wörtlich fo, 
wie oben, vor dem Erfcheinen von Niedners Schrift niedergefchrieben. 
‘ch verweife nun nachdrücdlich auf dieſelbe. Sie beweiſt unwiderleglich, 
daß eine Herleitung der Fürlorgepflicht des Staates für die evangeliich- 
firlichen Einrichtungen aus den Sälularilationen unjtatthaft tft, weil 
dieſe davon überhaupt nicht berührt worden find. Die Anerkennung der 
jtaatlichen Fürforgepflicht it ganz unabhängig daneben entitanden. 

2) ©. o. ©. 176. Gedr. in d. Denkſchr. S. 204 f. 
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Opfer für die allgemeine Sache zu groß achtet und ihr mit allem Rollen 
und Vollbringen ſich ganz dahin gibt... Wenn in allen der Wille hberricht, 
Leib und Leben, Gut und Habe, Sohn und Bruder, unaufgefordert auch 
das Liebite und Lebte hinzugeben, damit das Höhere gewonnen werde, 
wenn überall im Waterlande folch heiliges euer brennt, dann wird Gott 
Segen geben, und der Hohe PreiS wird, auch mit Eurer fräftigen Hilfe, 
errungen. 

„Die Zeit aber erfordert noch Größeres von Euch, und höher noch 
ist Euer Beruf. Wenn ein Volk zu fchwerem, edlem Unternehmen auf- 
jteht, Dann nahet es fich zu Gott, und Gott nahet jich zu ihm. Gin Zeit: 
alter neuer Wunder bricht an, und die Erfahrung der höheren Menfchen 
aller Zeiten wird Millionen Fund. Nun kann es gelingen, Die Grundfeften 
wahrer Ehre, Selbjtändigfeit und jedes höchiten Gutes der Menfchheit 
wieder aufzurichten: Die Zuverficht des frommen Herzens und den großen 
Sinn, der über die Erde zum Himmel fich richtet. Nun vermag das neu- 
belebte Volk die große Borzeit und ihre göttlichen Seher zu ver: 
jtehen. . . . 

„Damit aber dieſes heilige Geſchäft, deſſen Stunde nun da iſt, würdig 
unternommen und kräftig geführt werde, ermahnen wir die Geiſtlichen, 
vor allem ſich ſelbſt zu erheben. Wer an trägem, kalten Sinn krankt, 
wer den Glauben und die Liebe verlaſſen, wen die ſchwere Zeit in Miß— 
mut und Berzmweiflung niedergedrücdt, und wen die Welt zu irdiichem 
Treiben verführt bat, alle diefe mahnen wir, mit Schreden zu fehen, 
welches Amt in ihre Hand gelegt ift, an ihre Bruſt zu fchlagen und ich 
die Erneuung des Geiltes zu erflehen, von dem fie den Namen tragen, 
damit fie jelbjt erfüllet feien mit der Gabe, die jie den Gemeinden mit: 
zuteilen berufen find. Guch aber, ihr wahrhaft Geijtlichen, die ihr die 
Welt überwunden habt und nun Dausbalter der Gnaden und Geheimniffe 
Gottes jeid, denen wir es danken, daß das Wort der größeſten Wahr: 
heiten unter uns nicht verhallt und der heiligjte Glaube nicht unterge- 
gangen iſt, zu Euch ſteht unſre Zuverficht, dab Ahr, erfreut nach ſchmerz— 
haftem Harren Durch den anbrechenden Tag, den geöffneten Herzen und 
erweiterten Ohren nun gemaltig predigen, und die reiche Fülle der Gaben 
Gottes im Menſchen erweden werdet...“ U 

Faſt noch tiefer in die innerliche Größe jener Tage verjeßt 
uns ein zweiter, an fich wenig bedeutender Vorgang. Der Staats: 
fanzler Hardenberg hatte von dem Breslauer Profeſſor Auguiti ?) ein 
Ktriegsgebet verfaſſen lafjen, das am Palmſonntage 1813 von allen 
Kanzeln verlejen werden jollte. Es hieß darin unter anderem: 
„Ein Boll, das Deinen Namen fürchtet und Gerechtigfeit und 


1) Start zufammengezogen. 
21 Schleierm. Briefiwechiel m. Gab, S. 132. 
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Treue liebt, flehet zu Dir um Segen... Laß, o Herr, gelingen, 
was wir zu deines Namens Ehre beginnen... Wir kämpfen nicht 
aus Uebermut und fchnöder Ruhmbegier, wir jtreben nicht nad) 
Herrichaft über andre Völker, wir dürften nicht nach ungerechtem 
Hold oder Silber...“ Es ehrt Sad, Ribbeck und Hanſtein, 
daß ſie gegen dieſe Wendungen jchwere Bedenken hatten. Sie 
urteilten, dies Gebet jei dem chriftlichen Sinne der Demut und 
Unterwerfung nicht angemefjen. Sie entwarfen ein neues For: 
mular und riefen die Entjcheidung des Königs an, Diejer ver: 
warf nun zwar auch das von ihnen verfaßte, aber gleichzeitig das 
erite vorgeichlagene. Er ließ ein drittes durch den Breslauer 
Konfiftorialrat Gaß anfertigen, das dann wirflihd am Palmſonn— 
tag auf allen Kanzeln des Staates zur Verleſung fam. Immer— 
bin war es das Verdienit jenes Einſpruchs, den häßlichen Selbft- 
ruhm und die noch bäßlicheren VBerunglimpfungen des Gegners 
von einer Stunde des Gebets ferngehalten zu haben, wie fie im 
Leben der Völker nur felten fommt. 


Kapitel 6. Derfajjung, Liturgie und Union 1814 — 1817. 


Die eriten Jahre?) nach der Wiederheritellung des Preußi— 
ihen Staates jind auch auf Firchlichem Gebiete jahre voll fühner 
Pläne und vajch vorjchreitender Arbeit. Bejtrebungen, die feit 
Jahrzehnten nur erwogen und vorbereitet waren, die Union, Die 


1) Es ſei bier erwähnt, dab die Bundesafte über die Verfaffung der 
Kirche nichts auslagt. Der Art. 16 ftellt nur die jtaatsbürgerliche Gleich- 
berechtigung der Glieder aller chriltlichen Religionsparteien feit. — Urs 
jprünglich war mweitres geplant Ber zweite preuß. Entwurf eines Bun- 
desvertrags vom April 1815 enthielt den Saß: „Die Nechte der Evange— 
lifchen gehören in jedem Staat zur Landesverfaſſung, und Erhaltung 
ihrer, auf Friedensſchlüſſen, Grundgefegen oder andern gültigen Verträgen 
beruhenden Nechte jind dem Schuß des Bundes anvertraut.” Im öſter— 


200 Kapitel 6. 


Agende und vor allem der Ausbau der Verfafjung, wurden ernſt— 
lich aufgenommen, und es jchien, als jolle in kürzeſter Friſt nad): 
geholt werden, was lange verjäumt oder liegen geblieben war. 

Die Anregung dazu ging von dem Könige jelbit aus. Er 
hatte in den jahren der Reform des Staates im Hintergrunde 
geitanden, zwijchen 1808 und 1813 iſt nur in feltnen Fällen eine 
Königliche Willensmeinung hervorgetreten. Jetzt beginnt er jelbft 
und ganz perjönlich die geiitlichen Gefchäfte zu leiten, mehr und 
mehr bejtimmt er deren Richtung und Gang, prägt er jeine Sn: 
tentionen aus und weiß er, Tendenzen, die fich mit den jeinigen 
nicht decken, auszufcheiden. 

Das Intereſſe des Königs für die Firchlichen Dinge braucht 
nicht exit durch die jchweren Lebenserfahrungen in der Zeit von 
1806 bis 1813 erklärt zu werden. Mögen dieje ihn erniter und 
ficchlicher gejtimmt haben, jo wijjen wir doch, daß er jchon von 
Anfang feiner Regierung an auf die Neuordnung des Kirchen: 
wejens in jeinem Lande bedacht war. Er verfuhr dabei durchaus 
— und das ıjt auch weiterhin zu beobachten — al3 Late und 
Gemeindeglied. Er ging aus von der BVerbejjerungsbedürftig- 
feit der gottesdienitlichen VBerfammlung, von feinen Eindrücden in 
der Kirche. Daher richtete fich jein Augenmerk jogleich auf die 
Verbefjerung der Liturgie. Er ärgerte fich, daß in der Pots— 
damer Hof- und Garnijonkicche (einer Simultanfirche), die er am 
bäufigiten bejuchte!), die Geiitlichen verjchiedene Amtskleidung 
trugen, daß der Berlauf des Gottesdienjtes anders war, je nach- 


reichifchen Entwurf vom Mai 1815 beißt es: „Jeder Konfeſſion joll die 
ausfchließliche Verwaltung der Gegenitände ihres Kultus und ihrer 
Kirchengelder zuftehen.“* Metternich ließ dann feine Fallung zu guniten 
der Preußifchen fallen. Die revidierte Verfaflung vom 2. Juni formu— 
lierte den Sat dann jo: „Ebenfo werden die Rechte der Evangelischen 
in jedem Bundesjtaat in Gemäßbeit der Friedensichlüjfe, Grundgeſetze 
oder andrer gültiger Verträge aufrechterhalten.” Am 8 Juni wurde 
dann der ganze Sat auf Bayerns Antrag geitrichen. Klüber, Alten 
d. W. Kongr. Bd. II, ©. 305, 313, 320, 476, 535), Man jtimmte alio 
überein, daß Angelegenbeiten der evangelifihen Kirche nicht zur Kompetenz 
des Bundes gehörten. 
1) Eylert, II, 1. ©. 301 f., 315 
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dem der lutherifche oder der reformierte Prediger ihn abhielt, und 
daß der Raum jo fahl und leer war und nichts enthielt, was 
von ſich aus zum Herzen ſprach. Dazu mag gefommen jein, daß 
er es fchmerzlich empfand, dank des bejtehenden Konfeſſionsunter— 
jchiede3 niemal3 mit der Königin zufammen das heilige Abend: 
mahl empfangen zu können. Syn folchen perjönlichen Erfahrungen 
mwurzelt des Königs Eifer für Liturgie und Union: er iſt aus 
dem ganz natürlichen Yaiengefühl des Bedürfnifjes nach Konfor- 
mität des Kultus entiprungen '). Auch das Intereſſe des Königs 
an der Union iſt weſentlich Intereſſe am Kultus; er it 
nicht im geringiten dogmatisch-theologifch intereffiert, noch weniger 
an Berfajjungsfragen. Es iſt fait eine Ungerechtigkeit gegen ihn, 
wenn Eylert ihn den Beinamen Theologus zujpricht ?). Im Ge: 
genteil, er hat gegen alle Art von Theologie eine entichiedene Ab- 
neigung, wie die meijten Laien wiljenjchaftliche Unterjuchungen 
von Gemütswerten jcheuen, er fonnte jehr geringſchätzig über Die 
Predigt jprechen, die Theologen hart anflagen ?), und ev betrach— 
tete die firchlichen Verfaſſungsbeſtrebungen mit derjelben Gering: 
Ihäßung, wie die politischen *). 

Diefer Laie aber fühlte fich zugleich als König, durchaus be: 
rechtigt und berufen, al$ membrum praecipuum aud) das Kir: 
chenweſen in jeinen Staaten zu regieren, nicht weniger als jein 
Vater und feine älteren Vorfahren in der Regierung, auf die er 
fich gerne berief. „jimmer wieder zwar hören wir aus jeinen Kund— 
gebungen und Ordres die Verficherung, er mwolle in geijtlichen 
Dingen nicht bejehlen, er jet nicht Herr der Sticche 5), aber das 
bedeutet bei ihm nicht, daß er der Gemeinde Die Freiheit, jelbit 
ihre firchlichen Angelegenheiten zu ordnen, überlajjen wolle, — 
er jpottete wohl aradezu über andrer Borliebe für die Presby- 

1) Sehr charafteriitiich des Königs Aeußerung bei Eylert, II, 1. 
S. 304. 

2) III, 1. ©. 336. 

3) Belege maſſenhaft bei Eylert, 3. B. Bd. 1, ©. 395 ff., II, 1. 
S. 374 ff, II, 2 ©. 30. 

4) 3.8. Eylert III, 1. ©. 361 f. 

5) 3. 8. bei Eylert Ill, 1. S. 332, 362. 
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terial- und Synodalordnung —, jondern daß er fich als Diener 
„des alleinigen Herrn der Kirche” fühlte, dejjen Willen er zur Durch: 
führung zu bringen babe. Er hatte nicht jenes mächtige Selbjt- 
gefühl, das Friedrichs des Großen Handeln aroß macht, auch wo 
e3 willfürlich und eigenmächtia ift, jondern ein ausgeprägtes Be- 
dürfnis nach Deckung und Autorität. Daher verficherte ex fich bei 
allen Plänen und Anregungen immer exit peinlich, ja fait ängſt— 
lich, ob jie den Ordnungen Chriſti, der Apoftel und Neformatoren 
gemäß wären. Dieje waren ihm das Gejeß der Kirche, an das er 
jelbjt gebunden jei, Das er aber auch aufrecht zu erhalten habe. 
Der Streit darüber, ob irgend eine firchliche Mapregel fachlich 
angebracht und heiljam tft, wurde ihm immer zu einer Unterfuchung, 
ob jie bibliich oder reformatorisch jei. Daß es ihm damit ernit 
war, hat ihn in das eigne Studium dev Schriften Luthers, der 
igmbolifchen Bücher, der alten Kirchenordnungen hineingetrieben. 
Was er darin fand, war ihm dann bis ins einzelne hinein und 
ganz ungejchichtlich Autorität. Und er glaubte ſich auf dem Bo— 
den des guten Nechts zu befinden, wenn er dafür allgemeine An: 
erfennung und Gehorſam forderte. 

Als er nach dem erjten Barifer Frieden vom 30. Mai 1814 
nach Berlin zurücgefehrt war, gab er dem Miniſter von Schud: 
mann auf, die Verbeſſerung der Liturgie nun endlich in die Wege 
zu leiten, und vegte dadurch neue Verhandlungen darüber im 
Schoße der Sektion an. Was der König damals im einzelnen 
als jeine Meinung ausgejprochen hat, iſt leider unbefannt. Ge: 
wiß iſt nur, daß er auf Abjchaffung der willfürlichen Ber: 
änderungen in der Liturgie und Wiederheritellung der ehr: 
würdigen alten Formen des Kultus mit Ausſonderung dejjen, 
was durch die Zeit anjtößig geworden jei, gedrungen bat. Als 
eine jolche ehrwürdige Einrichtung muß er dabei auch die Aus— 
ſchmückung der Altäre mit Kruzifie und Leuchtern genannt haben. 

Die geiftlichen Näte der Sektion nahmen dieje Anregung wohl 
nicht ganz ohne Sorge auf. Sie vieten ab, den Zweck durch einen 
Befehl erreichen zu wollen. Das werde bei der großen Verſchie— 
denheit des Alten in allen Provinzen und der jeit jo vielen „jahren 
geduldeten Willkür in den Neuerungen Gejchrei über Gewiſſens— 
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zwang und möglicherweije jogar jtatt Annäherung der proteftan- 
tiichen Konfejiionen weitere Spaltung veranlafjen. Warnend ver: 
wiejen jie auf die Folgen des Neligionsedifts. Die Aufitellung 
eines SKruzifire® auf dem Mltar der Wotsdamer Garniſon— 
und der Domtirche hielt Sack für jehr bedenklich. Er erhob nicht 
nur im Schoße des Minifteriums, jondern auch bei dem Könige 
perjönlich dagegen Einjpruch und forderte, um fich den Rücken 
jeinev Gemeinde gegenüber zu decken, dafür einen öffentlichen, 
Sinn und Zweck diejer Neuerung aufflärenden Königlichen Befehl. 

Der Miniiter berichtete darauf an den König. Er beitimmte 
den ihm gewordnen Befehl dahin, „mit den geijtlichen Räten auf 
Wiederheritellung einer würdigen Liturgie für beide proteltantijche 
Konfejjionen bedacht zu jein, um der willfürlichen Verſchiedenheit 
zu jteuern, worunter der Gottesdienjt häufig bloß die Geitalt Falter 
Deklamationen annehme, und dafür zu jorgen, daß die Kirchen 
durch ſchickliche Aufitellung der Symbole der chriitlichen Religion 
auch auf die Sinne der Gemeinden den Eindruck machen, der ihrer 
heiligen Beltimmung angemejjen it". Das Miniiterium halte 
aber für nötig, daß erſt die Heberzeugung der Geijtlichen für die 
gute Sache gewonnen werde. Dazu jchiene ihm eine Synodal: 
verfajjung geeignet, wie fie Schudmann aus Franken kannte '), 
nach der ſich die Geijtlichen der Synode pertiodifch verfammeln, 
um fich über Gegenitände der Neligion wechſelſeitig zu beraten, 
jedoch ohne daß ihnen äußre Gemwalt verliehen werde. 

Zugleich wünjchte das Miniſterium einen öffentlichen Erlaß 
über das, was geplant werde, worin bejonders die Veranitaltung 
einer Beratung, wie der Firchliche Zuſtand am gründlichjten zu 
verbejjern jei, befoblen werden jollte ?). 

Das Miniiterium juchte alio das Intereſſe des Königs für 

1) Er war Rammerpräfident in Ansbach-Baireuth geweſen; val. oben 
S. 100. 

2) Schreiben Schudmanns an Kabinetsrat Albrecht vom 17. Auguſt 
1814; dazu vgl. Anhalt der Unterredung des Königs mit Eylert 
(Bd. III, Abt. 1, S. 304; Schreiben Albrechts an Shudmann vom 
20. Auguſt; Berihbt Shudmanns an den König vom 23. Auguſt; 
Entwurf eines öffentlichen Erlaſſes von Sadı vom gleichen Tage; 
Schreiben Shudmanns an Albrecht vom 29. Auguit. 
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die Liturgie im Sinne der in jeinem Schoß, bejonders bei den 
Beiftlihen Räten, feit langem gepflegten jynodalen Bejtrebungen 
auszunügen, Es hoffte, die Bildung von Synoden mit dem Ar: 
qument zu fördern, daß dieſe dann den liturgifchen und Unions- 
tendenzen des Königs dienen würden. 

Die Berfaffungsbejtrebungen hatten inzwiſchen ſchon von an- 
drer Seite einen Fräftigen Anjtoß erfahren. Noch während des 
Krieges hatte das Mliniftertum die Potsdamer Geistliche Depu— 
tation aufgefordert, über die im dortigen Bezirke aus freiem Willen 
der Geiftlichen entjtandnen Synodalverfammlungen näheres zu be- 
richten). Dieje wohl lediglich Zwecken weiter information 
dienende Anfrage benüßgte nun die Potsdamer Regierung, — 
dev Gegner von Synoden, Feldpropſt Offelsmeyer, war im Felde! 
— um die Superintendenten für eine neue Kirchenverfafjung mobil 
zu machen. Sie erklärte in gradem Gegenſatz zu dem Bericht an 
das Miniftertum vom 11. uni 1812, daß fie in den bejtehenden 
Synodalverjammlungen nicht allein ein Mittel zur Hebung und 
Belebung des Getitlihen Standes, jondern zugleich eine Vorbe— 
reitung zur Herbeiführung einer bejjeren Stirchenverfafjung ex: 
blicke, und forderte von den Superintendenten eine Ausiprache 
über Bedeutung und Einrichtung einer Synodalverfafjung ?). 

Unter den Superintendenten war der jchon früher genannte 
Neumann aus Xojjow; er ſowohl, wie jeine Kollegen Küjter 
in Berlin und Tiebel in Nauen, hielten nun den Zeitpunft 
für gefommen, nicht bloß einzeln Kirchenbaupläne zu entwerfen 
und einzureichen, jondern eine Fräftigere Aktion zu beginnen. Die 
Superintendenten der Kurmark hatten ſich jchon früher einmal 
mit einer gemeinfamen Eingabe an den König gewandt ); jo ver: 
fammelten jie fi) abermals am 8. und 9, uni 1814, 22 an 
der Zahl, in Berlin, mitten in der Zeit, da die Breußifchen Pa— 
trioten allerorten, bingeriffen durch den Eindruck des alorreich be- 
jchlofjenen Strieges in Verfaſſungsträumen jchwelaten *), um eine 


1) Bal. oben ©. 186. 

2) Zirkulare v. 18. Dez. 1813. 

3) S. o. ©. 144, 

4) Damals ließ auch Auguiti „Erinnerungen aus der deutſchen 
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Eingabe an den König zu beraten und zu bejchliegen. Im Au: 
auft wurde die Vorftellung der 22 Superintendenten dem König 
eingereicht, zugleich dem Minifterium Mitteilung gemacht. 

Es hieß in dieſer Borjtellung:: 

„ . e· E. K. M. haben früberhin Allerhöchitielbit, von den Mängeln 
unfrer proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung in ihrem Aeußern überzeugt, Das 
Urteil, in welchem große Verheißungen liegen, ausgelprochen: daß diefe 
in vieler Sinficht veraltete und dem Endzweck der Religion fogar ent: 
gegenwirkende Verfaſſung einer Verbeſſerung bedürfe, und die geiitlichen 
Staatsbehörden, welche E. K. M. als den höchiten Biſchof unfrer Kirche 
repräjentieren, haben ung neuerdings aufgefordert, ihnen unfre Vorſchläge 
zu jener Verbejferung einzureichen. Wir haben dies nicht allein einzeln 
nah Maßgabe unfrer geringen Einfichten und Kräfte getan, fondern ung 
auch in dieſem Zeitpunkt, der fo vieles Gemeinnüßgige und das Gemüt 
Grgreifende hervorgebracht bat, in Allerhöchitdero Hauptitadt zur allge: 
meinen Beratung über diefen Gegenjtand verfammelt. Hierbei fühlten 
wir auf das Yebendigite unfre Verpflichtung, als Neligionsdiener und 
Staatsbürger freimütig und ebrfurchtsvoll uns einem frommen Throne 
mit dem traurigen Bekenntnis zu nahen, dab die proteitantifche Kirche 
unſres Yandes, wenn Deren jeßige Einrichtung bleibt, immer mehr auf: 
hören werde, ihren höchſten Endzweck zu erreichen und auf das religiöfe 
Leben der Staatsbürger einen wohltätigen Einfluß zu behaupten. 

Da nun auch bereits im Jahre 1809 die Sektion für den Kultus, fich 
ftügend auf das von Allerhöchit denenjelben ausgeiprochene Urteil, erklärt 
bat: „Der ficherjte Weg, Das Heil der Kirche zu befördern, fei der, daß 
alle diejenigen Geiftlichen, welche fich noch rein bewahrt haben von dem 
Einfluß der Zeit und Fräftig genug find, den höhern, himmlischen Geiit 
in ihren Mitbrüdern zu wecken und zu verbreiten, jich vereinigen, damit 
in der Kirche jelbit ihre Widergeburt beginne“,') jo legen wir vor den 
Thron desjenigen Monarchen, den Gott zum mächtigiten Fürſten des 
proteitantiichen Deutfchlands erhoben und dadurch zum fräftigiten Be— 
Ihüßer und Pfleger der proteitantifchen Kirche auserforen hat, die ehr: 
furchtsvollite Bitte nieder: Daß E. K. M. als Oberhaupt unfrer Kirche 
geruben mögen, eine Kommiſſion aus den eriten und vorzüglichiten Geiſt— 
lichen des Yandes zu ernennen, Damit dieſe ihre Vorichläge zum Wieder: 
emporheben unirer Kirche Allerhöchitdenenielben ehrfurchtsvoll zur Prüfung 
und Genehmigung überreiche. — Wir unſrerſeits find über Diele Vor: 


Reformationsgefchichte zur Beherzigung unfrer Tage“ (Breslau 1814. 1. ©.) 
ericheinen, unter der Begründung, es müſſe mit der neuen politischen 
Organiſation auch eine neue Organifation der Kirche beginnen, deren 
Schaffung er von den Füriten erwartete. 

1) S. o. S. 150. 
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fchläge einig, aber wir dürfen uns nicht erdreiiten, ſie dieſem allerunter- 
tänigiten Gefuch beizufügen, ſondern müflen erwarten, ob wir den Befehl 
erhalten werden, fie vielleicht Der von uns erbetnen Kommiſſion vorzu- 
legen... .“ 

Diefe Eingabe fam den geitlichen Näten des Miniſteriums 
wie gerufen. Sie jtüßte den Bericht vom 23. Augujt aufs Beite. 
Deshalb jtellte der Miniſter nun den förmlichen Antrag, die geiſt— 
lichen Räte der Sektion unter Zuziehung des Oberkonſiſtorialrats 
Hecker und des Hofpredigers Eylert zu gemeinfamen Beratungen über 
einen Berbefjerungsplan des protejtantifchen Kirchenwejens zu be: 
auftragen. Der König genehmigte dies, befahl aber auch die Her: 
zuziehung des Feldpropſtes, Konftstorialvats Offelsmeyer zu der 
Kommiſſion!). 

Am 17. September 1814 wurde die Oeffentlichkeit durch eine 
Bekanntmachung im Berliner Intelligenzblatt unterrichtet. Sie 
war nicht gleichlautend mit dem Entwurf Sads, ſchloß ſich aber 
dejien Gedanfengang aufs engjte an. Dem Publikum wurde darin 
die Einjegung einer Kommiſſion mitgeteilt, die den Auftrag em: 
pfangen babe, 

„nach reifem Ueberlegen Borichläge über die zwechnäßigiten Ber: 
beilerungen des Gottesdienites durch die obere geiftliche Behörde nach des 
Königs Zurüclunft aus Wien vorzulegen. Der Wunſch und der Wille 
des Königs geben dahin, daß diefer engere Ausfchuß der Geiſtlichkeit Die 
Liturgien und die Gejamtbeit der firchlichen Gebräuche der ausländischen 
proteftantifchen Kirchen nach dem Ausfpruche des Apojtels: Prüfet alles 
und das Beite behaltet, unterfuche, prüfe, mit den unfrigen vergleiche 
und mit dem Geiſte und den Grundſätzen unfrer heil. Religion zufammenbalte, 
um die beiten Liturgiichen Formen aufzuitellen, die, indem fie den reinen 
Lehrbegriff der proteitantifchen Kirche aufrecht erhalten und bewahren, 
dem Gottesdienite neue Kraft und neues Yeben geben und die Neligiofität 
des Volfes immer feiter begründen mögen.” 

War jo der Auftrag der Kommiſſare ganz auf das litur: 


1) Küſter, Neumann, Tiebelj Grundlinien einer fünft. Ver: 
fallung der prot. Kirche im preuß. Staate. Berlin 1815. Vorrede. — 
Neumann, & 9, Aus welchem Gefichtspunfte muß die in Anregung 
gebrachte Verbefjerung der protejt. Kirchenverfaſſung betrachtet werden ? 
Berlin 1815. — Vorſtellung an den König in der Mittel. an dag Mini: 
jterium, verfaßt 9. Juni 1814, eingereicht im Auguſt; Bericht des Miniſters 
vom 9. Sept. 1814; KO vom 15. Sept. 
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giiche Gebiet bejchränft, jo war auch die Motivierung allein diejem 
entnommen: 

„Schon lange fühlt man ziemlich allgemein in den preußifchen Staaten, 
daß die Form des Gottesdienites in den neueſten proteitantifchen Kirchen 
nicht das Erbauliche, FFeierliche habe, was die Gemüter erregend und er: 
greifend, fie zu religiöfen Empfindungen und frommen Geſinnungen 
ftimmen und erheben fönnte. Der Symbole gibt es wenig, und die ein: 
geführten find nicht immer die bedeutungspolliten oder haben einen Teil 
ihrer Bedeutſamkeit verloren; die Predigt wird als der wefentliche Teil 
des Gottesdienites angefehen, da fie doch, obgleich höchjt wichtig, eigent- 
lich nur die Belehrung und Ermunterung zum Gottesdienjt ijt; die Litur— 
gien find teils fo unvollitändig, teils fo ungleich und unvolllommen, daß 
vieles der Willtür der einzelnen Geiftlichen überlaffen bleibt, und daß 
die Gleichförmigfeit der firchlichen Gebräuche (eine der Hauptbe— 
dingungen ihrer wohltätigen Wirkung) beinahe ganz ver: 
loren gehet.“ 

Merkvürdig genug wurde jodann die Eingabe der Superin: 
tendenten, in der doch von Nenderung der Liturgie nicht die Nede 
war, als eine Bitte gedeutet, eine Reform der gejchilderten Mängel 
anzubahnen, und damit die Einjegung der Kommiſſion begründet. 
Man ſieht, wie Fünjtlich die Liturgiichen Tendenzen des Königs 
mit den Berfafjungsbeitrebungen der Superintendenten, die fich 
mit denen der geijtlichen Räte dedten, in eins geflochten waren. 

Die Kommifjare freilich dachten nicht daran, ihre Aufgabe jo 
eng zu faſſen, wie es der Wortlaut des Publikandums gefordert 
hätte. Sie jeßten jogleich in der eriten Situng folgende Ordnung 
der Verhandlungen fejt: 1) Mangel des getitlichen Sinns und der 
Amts: und Berufstüchtigfeit der Geiftlichen, und wie demjelben 
jogleich oder nach und nach abzubelien ſei; 2) Mängel in dem 
protejtantijchen ‘PBredigtiweien; 3) Mängel in der Liturgie und 
Vorichläge zu deren Berbeiferung und Erhöhung der religiöfen 
Feierlichkeiten; 4) Mangel an Kirchenzucht im Innern und Aeußern ; 
firchliche Polizei; 5) Mängel in der Kirchenverfaffung und Stel: 
lung derjelben gegen den Staat, wobei die Kirche und die Kir— 
chendiener zu berückjichtigen find. Die denkbar umfaijendite Tages: 
ordnung ! 

Die Deffentlichfeit aber hielt fich natürlich an die offizielle 
Bekanntmachung und jtand unter dem Emdrud, als handle es 
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jic lediglich um liturgifche Neuerungen. Das rief eine lebhafte 
Kritik hervor. So wandte ſich „ein altgläubiger protejtantijcher 
Iheolog“, ein niederrheiniſcher Reformierter, mit einer Vorftellung 
an Schudmann und Nicolovius, worin er fich mit jtärfiten Worten 
gegen jede Bejchränfung der Predigt und gegen die Einführung 
neuer Symbole, die mit dem Heidelberger Katechismus unverträg- 
{ich und rechtlich unmöglic) fei, verwahrte. Das, was der König 
grade als Wiederherjtellung des Alten anſah, das fchalt diejer 
Mann einen neologischen Verſuch, das Ehriftentum den jinnlichen 
Neigungen der Zeit anzupaſſen. Und ohne zu wijfen, wie jehr 
er mit den Kommifjaren übereinftimmte, erklärte ev für die Haupt- 
jache die bejjere Bildung des geiftlichen Standes, die Hebung der 
theologischen und philojophifchen Disziplinen auf den Univerjitäten 
und eine Presbyterialverfajjung ?'). 

Don ganz anderm Standpunkte aus bemängelte Löfflers Ma: 
gazin ?) die Einfegung der liturgischen Kommiſſion. Bier arg: 
wöhnte man nicht mit Unrecht Antaftung des liturgischen Selbſt— 
beitimmungsrechtS der Gemeinden. „Man wird Mühe haben, 
was der Ausschuß zuftande bringt, allgemein einzuführen. Be: 
fehle würden dazu am wenigiten das Mittel ſein. Man erlaube 
vielmehr jeder Gemeinde, den Gebrauch davon zu machen, den jie 
für ratſam findet. Wir Proteftanten haben ohnehin nicht eine 
Kirche, jondern Kichen. Unſer Augsburgiiches Bekenntnis fängt 
mit den Worten an: ecclesiae“. 

Vor allem aber erariff Schleiermacher von dieſer Voraus: 
jeßung aus, daß es lediglich auf liturgiiche Veränderungen abge: 
iehen jet, das Wort). In feinem jchnell hingeworfnen, nicht 
ohne jpürbare Erregung geichriebnen Appell an die Kommiſſare 
it alles darauf zugejpigt, ihnen zu Gemüte zu führen, daß die 
ficchliche Reform am verkehrten Ende angefangen jet, daß eine 
Verbeſſerung des Gottesdienites zwar auch nötig, aber auf feinem 
andern Wege als durch gemeinjame Arbeit von VBertrauensmännern 
der geſamten Geiftlichkeit zu erreichen, daß daher das allerdrin- 

1) Anonyme Eingabe aus dem September 1817. 


2 Bd. VII, 1. 
3) Glüdwunfchfchreiben u. f. w. ©. W. 1. Abt. Bd. 5. ©. 157 fi. 
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gendjte jei, Die Berfafjung der Kirche jelbit zu grün- 
den, aus welcher das andre alles von jelbit, wie und wenn es 
recht ijt, hervorgehen werde. Dieje Theje ſtützte Schleiermacher, 
indem ev mit feinfter Ironie, die Doch nichts perjönlich Verlegen: 
des an fich hat, die in ihrer einjeitigen Zuſammenſetzung begrün— 
dete Unzulänglichkeit der Kommiljion gegenüber den gemaltigen 
Schwierigkeiten auch nur ihrer engjten und eigentlichiten Aufgabe 
und die Unklarheiten in dem ihr gewordnien Auftrag ans Licht 
ſtellte. 

Wie ſehr Schleiermacher dabei einen großen Teil der öffent— 
lichen Kritik auf ſeiner Seite hatte, zeigt z. B. die Anzeige ſeiner 
Schrift in der Jen. Litteraturzeitung!). Dort wurde unter ſchar— 
fem Tadel dev Hintanjegung der Predigt im Publikandum aus: 
geführt, dag die Predigt, Gebet und Geſang die Hauptitücte im 
evangeliichen Gottesdienit jeien, und alle andern formen und 
Symbole als unproteftantijch, katholiſch, ja heidniſch verworfen. 

Die Kommifjare konnten eine jo dringliche Einrede nicht 
ignorieren, zumal ihnen wohl befannt war, wer der anonyme 
Verfaſſer jei. Ste veröffentlichten eine „Antwort”, die von Sad 
verfaßt und von ihnen allen unterjchrieben war ?). Mochte fie 
auch empfindlich berührt haben, daß Schleiermacher ihnen jo deut: 
lich vorgehalten hatte, das geplante Unternehmen überjtiege meit- 
aus ihre Kräfte, jo fühlten fie jich ja, wenigitens in ihrer Mehr— 
heit, mit Schletermachers Ausführungen ganz einig. Auch fie er: 
warteten nicht, daß eine Neuordnung des Kultus genügen würde, 
die erlojchene Flanıme der Andacht wieder anzufachen, fondern 
erjtrebten vor allem, dag die Lage der Geijtlichfeit gehoben und 
die Kirche von innen heraus neu gejtaltet werde. Auch fie waren 
mit mancher Aeußerung im Publikandum vom 17. September 
nicht einverjtanden, wie mit der Herabjegung der Predigt, dem 
Drängen auf neue Symbole u. j. w. Das brachten jie in ihrer 
Antwort würdig und jchlicht zum Ausdruck, fie machte auch auf 
Schleiermacher jelbjt einen günjtigen Eindruck?“). 

1) 1814. Nr. 228. 

2) Berlin, 1814. 

3) Eylert, Bd. I, S. 200. 

Foeriter, Entitebung d, preuß Landeskirche. 1. 14 
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Aber die „Antwort“ konnte nicht hindern, daß doch im mei: 
tern Publikum der Eindruc berrfchend blieb, als beabfichtige man 
eine neue Gottesdienitordnung von Staatswegen, durch Geſetz zu 
erlaffen. Es fehlte eben in der „Antwort” eine beitimmte Aeuße— 
rung darüber, daß Dies nicht gewollt jei. Die en. Litteratur: 
zeitung!) hielt ausdrücdlich ihre Bejorgnifje aufrecht, daß der König 
auf den Vorjchlag von ſechs Geitlichen in jo wichtiger Sache Ver: 
ordnungen treffen wolle. Diejelbe Sorge veranlafte einen Laien, 
Grävell, auf die Antwort abermals eine „Ermiderung“ ?) folgen 
zu lajjen, worin er die Kommiſſion bat, fie ſolle jich ſelbſt be- 
Ihränfen und ihre Arbeit nur als Vorſchlag für eine allgemeine 
Kirchenverfammlung auffaffen und eine jolche vom Staat verlan- 
gen, da diejer von fich aus zu liturgischen Vorſchriften nicht be- 
rechtigt jei. Die Kirchenverfammlung folle aus von der Geiitlich- 
feit gewählten Biarrern und Doktoren der Theologie zujammen- 
geießt jein und fich in Ordnung der Liturgie auf Feititellung we— 
niger Elemente bejchränfen, jomwie für würdige Ausjtattung der 
Kirchen und Pflege der Muſik Sorge tragen, daneben aber vor 
allem jich mit der wichtigeren Frage bejafjen, wie die moraltiche 
und intelleftuelle Fähigkeit dev Prediger zu heben jei. 

Und neben diejen Laien trat ein bochangejehener Theologe, 
der jchon genannte Gap in Breslau Am Schluß einer vor: 
trefflichen Schrift über den chriftlichen Kultus ?) kritiſierte er die 
Einjegung der Kommiſſion. Die Heilung der Uebel, an denen 
die Kirche leide, könne nicht vom Kultus ausgeben, die Verbeſſe— 
rung müfje an andern Bunften anheben. Nämlich — es tut wohl, 
in der Menge äußerlicher Vorjchläge auch einmal auf eine Er- 
innerung daran zu Ttoßen, daß der Proteitantismus eine geiltige 
Größe tft, — bei der Negeneration der Theologie, um der mit 
dem Untergang der Orthodorie entitandenen Verwirrung und Ober- 
flächlichkeit ein Ende zu machen. Außerdem bei der Berfaffung 
der Kirche und der Bildung der werdenden Geiftlichen. Gaß er: 


li 1815, Wr. 44. 
2) Berlin, 1814. 
3) Breslau, 1815. Bal. auh Schleiermachers Briefmechfel ꝛc., 


S. 117—122, 
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Elärte jich entichieden gegen Symbole und gegen neue liturgijche 
Formen '). 

Die Beiprechungen der Zeitungen über diefe Schriften er: 
regten die Aufmerfjamfeit des Königs. Er wünjchte fie zu haben. 
Schuckmann überjfandte am 21. November das „Glückwunſchſchrei— 
ben” und die „Antwort”. Dabei charafterifierte er jenes jo: „Der 
höchit ungeziemende ironische Ton über eine von S. M. befohlene 
Maßregel hat mich verpflichtet, dem Verleger den Ausweis des 
Imprimatur von der Zenjurbehörde abzufordern, und da er diejen 
nicht beibringen konnte, ihn in Strafe nehmen zu lafjen. Das 
Publikum hält allgemein den Prof. Schleiermacher für den unge: 
nannten Berfafjer. Er leugnet es). Daß der Schein eines Aus: 
länders nur geborgt ſei, gefränfte Eitelkeit, nicht mit zu der Kom— 
mijjton berufen zu fein, und Unzufriedenheit darüber, daß fein 
Mitglied der Univerjität dabei jei, jich in der Schrift ausiprechen, 
it jo wenig zu verfennen, als daß der Verfaſſer Scharffinn und 
Sachkenntnis beſitzt. Es it zu bedauern, daß dieje Einficht durch 
hämiſche Gejinnungen getrübt wird, da S. M. eine würdige und 
ernite Prüfung gewiß jelbit nicht mißbilligt“ °). 

Aber irgend welchen Eindruck auf den König machten dieje 
Schriften nicht. Mit der ihm eigenen zähen Beharrlichkeit brachte 
er jegt gerade eine feiner liturgtichen Lieblingsideen zur Ausfüh- 
rung. Im Dom hatte Sads Einrede die Aufitellung des Kru— 
zifixes und der Leuchter hintangebalten ; das Glüdwunfchichreiben 
jowohl, wie die Antwort batten jich über derartige Symbole jehr 
zurücdhaltend ausgelajjen und bejonders darauf bingewiejen, daß 
man reformierten Gemeinden damit Anftoß geben werde. Den: 

1; Ganz ähnlichen Sinnes auch „Sendichreiben an einen Freund 
weltl. Standes über Erneuerung des Kultus”, Lpzg. 1815; und viele 
andre Schriften. Nur ganz vereinzelte Stimmen billigten die Einſetzung 
der Kommiſſion, 3. B. Journal f. Pred, B. 59, St. 4, 1816. 

2) Dab Schleiermacer offiziell gefragt fei, ilt unbefannt. Der 
Mintiter jcheint Dies vermieden zu haben. Aus Eylerts Gharafterz. (1. T. 
S. 200} geht hervor, daß Schl. fich den Nächitbeteiligten ganz offen als 
Verf. befannt bat. Webrigens ift gerade die Paritellung der Lit. Komm. 
bei Eylert in allen Einzelheiten unrichtig. 

3 Albredtan Shudmann, 16. Nov. 1814; Shudmann 
an Albrecht, 21. Nov. 1814. 

14* 


212 Kapitel 6. 


noch ließ der König jegt in der Potsdamer Hof: und Garnifon- 
firche, deren Batron er war, damit vorgehen. Und Eylert war, 
obgleich die Kirche jimultan und er jelbjt veformierter Herkunft, 
weniger jteifnadig, al3 Sad. Gerne entiprach er dem Befehl des 
Königs, in der erjten Predigt nach Aufjtellung der neuen Sym- 
bole die Gemeinde über ihren Wert aufzuklären ’). Die Predigt 
wurde von Eylert fofort in Drucd gegeben, um dem Wuniche 
des Königs auch in weiterm Kreiſe Hindernifje aus dem Wege 
zu räumen. Aber Eylert hatte es doch in etwas verjehen: er 
hatte in jeiner ‘Predigt von einem Befehl des Königs aeiprochen, 
und der König wollte doch in geiftlichen Angelegenheiten nichts 
befehlen, er wollte nur ausführen, was Chriſtus befohlen hatte. 
Dies jprach er Eylert in einer ziemlich ungnädigen Kabinetsordre ?) 
aus. Nicht aus feinem Befehl, jondern aus dem Weſen der chrijt- 
lichen Kirche hätte Eylert die Aufitellung der Symbole vechtfer: 
tigen jollen, — freilich eine jehr jchwierige Aufgabe! Es iſt bei 
diejer kleinen Sache genau jo verfahren, wie fpäter bei der Agende 
im Großen: Der König jet ein Ziel, läßt fich in feiner Mei: 
nung durch Feinerlet Gründe beirren, verlangt von feinen Näten, 
daß es ſchleunigſt erreicht werde, aber ohne daß fie feinen Wunsch 
oder Befehl in den VBorderarund jtellen. Auf dieſe Weife ift in 
die Behandlung der geiitlichen Dinge eine gewiſſe peinliche Un: 
Harheit, um nicht zu jagen: Unmwahrbeit bineingefommen, daß, 
was doch als Königlicher Wille mit Einſetzung der ganzen amt: 
lichen Autorität betrieben wurde, immer nur als Aft der Frei: 
willigfeit und Ueberzeugung erjcheinen jollte°). 

Und wie nahmen endlich die Kurmärkiſchen Superinten: 
denten es auf, daß fie durch die Bekanntmachung vom 17. Sep: 
tember vor der Deffentlichkeit als Anveger geieglicher Maßregeln 
zur Herſtellung liturgifcher Ordnungen hingeſtellt waren, obaleich 
jeder Gedanke daran ihnen fern gelegen hatte? Die drei Führer, 
die jich das Verdienſt zuichrieben, den Stein ins Rollen gebracht 


1) Eylert, 11,1. ©. 316 ff. 

2) Ebda, S. 332. 

3) KO an Eylert, 29. Nov. 1814; Eylert an den König bei 
Ueberjendung der Predigt, 18. Dez. 1814; KD an Eylert, 29. Dez. 1814. 
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zu haben, veröffentlichten ihre Entwürfe!); da konnte nun aller: 
dings jeder jehen, daß ihre Bitte an den König nicht auf eine 
neue Liturgie, jondern auf eine Synodalverfafjung hinausgegangen 
war. Da man aber in der Oeffentlichfeit fortfuhr, die Kommiſ— 
jion die „Liturgiiche” zu nennen, jchrieb Neumann nochmals eine 
Kleine Schrift?) zur Aufklärung des großen Publikums. Er er- 
zählte darın die Vorgeſchichte, natürlich nur, ſoweit fie ihm be- 
fannt war. Er wußte nicht, daß jchon vor der Eingabe der Su- 
perintendenten die Einberufung einer Kommiſſion zur Verbeſſe— 
rung der Liturgie zwifchen dem König und dem Minijterium er: 
wogen war. Er betonte, daß in der Berfammlung im Juni von 
der Liturgie überhaupt nicht die Rede geweſen jei, jondern von 
der Berfaffung; er ſprach offen aus, es jet den Superintendenten 
aufgefallen, daß die Bekanntmachung dieje einzige Angelegenheit 
in den Vordergrund jtellte. Aber man tröjtete jich mit der Hoff: 
nung, daß es die Kommiſſion dabei nicht bewenden fafjen würde. 
Neumann verjicherte, daß niemand fejter davon überzeugt jein 
könnte, wie die Zuperintendenten, daß die Kirche ſich nur aus 
jich jelbit heraus eine neue Liturgie geben könne. 

Unterdefjen hatte die Kommiſſion mit unverdrofjenem Eifer 
gearbeitet. Ein ungeheures Material war zu bewältigen, da von 
allen Seiten, erbeten?) und unerbeten, Natjchläge und Vorftellungen 
einliefen. 191 mehr oder minder umfangreiche Aufſätze waren 
zu prüfen. Den Ausgangspunkt dev Beratungen über die Kirchen: 
verfafjung bildeten naturgemäß die drei Aufläße von Küiter, 

1) S. o. Anm. 1 auf S. 206. 

2) Ebda. 

3 U. a von Niemeyer und Knapp in Dale, Planck in 
Göttingen, Spieß in Franfiunt a. M, Borowski in Königs— 
berg. — Auch Schuderoff lieh fich vernehmen (ſ. o. ©. 9). Ber: 
trauensmann des Miniſters unter den Kommillaren war OffelSmepyer, 
der mit ihm in der Verurteilung der Synodalverfailung übereinſtimmte. 
Er hatte 13 Jahre in Gleve gelebt und dort die Bedenlen gegen das 
Predigerwahlrecht der Gemeinden, ihre Verwaltung des Kirchenvermögens 
und die Mitwirlung der Synoden bei den Gramina fennen gelernt. Er 
war auch Gegner aller polizeilichen Ktirchenzucht. (Brief an Schuck— 
mann, 29 Nov.) 
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Neumann und Tiebel, die diefe mit dem Hinweis einreichen durften, 
daß die Prinzipien derjelben den Beifall der 22 Superintendenten 
gefunden hätten. Sie jeien alle darin einig, daß der Kirche 
„eine von der Staat3gewalt unabhängige Sy: 
nodahverfaſſung“ vor allem andern not tue!). 

Wir können deshalb an dem Inhalt diefer SKtirchbaupläne 
nicht vorübergehen. Küſters deal war die ſchwediſche Kirche und 
die Brüdergemeinde. Von erjterer hatte er freilich völlig ver: 
ſchwommene Borjtellungen, denn wie hätte er fonjt dort die Un— 
abhängigfeit der Kirche von der Staatsgewalt verwirklicht ſehen 
fönnen! In Preußen aber, führte er aus, jei die Kirche nur 
noch eine polizeiliche Anstalt, höchitens ein ethiſches Inſtitut. 
Hierin, in der mangelnden Verfaſſung, nicht in dev Berderbtheit 
des Volkscharakters oder der Geijtlichen liege der Grund des 
ficchlichen Verfalls. Richtig ſchrieb er: „Die Kirche bat das mit 
dem Gebiete der Wifjenjchaft gemein, daß jte fich nicht ohne die 
verderblichiten Folgen für fich felbjt und den Staat nach eben den 
Gejegen und auf eben die Art, wie diejer, regieren läßt". Aber 
ganz unlutheriſch war die daraus abgeleitete Folgerung: „Die Ne: 
ligion muß einem von dem Staat ganz unabhängigen Regiment 
unterworfen jein“. Synoden al3 Berfanmlungen von Geijtlichen 
zur Förderung ihrer Bildung und ihres Charatters haben wenig 
Zweck; denn auch der Schule wäre damit nicht genüßt, wenn man 
immer nur auf Gejchiellichkeit der Lehrer hinarbeitete, ihnen aber 
die Mittel vorentbielte, auf Sinn und Geiſt der Schüler zu wir: 
fen, und dDiejen freijtellte, wie fie dieihnen dar 
gebotne Gelegenbeit zurBildung benügen woll- 
ten! Auch eine nene Liturgie, jo gewiß es winjchenswert jet, 
der Willkür zu jteuern, bedeute nicht viel, und wie jollte jie zu: 
Itandefommen, wenn nicht durch Beichlüffe der Kirche? 

So ſei, worauf es anfomme, eine freie firchliche Synodal— 
verfafjung. Küſter verwahrt fich dagegen, daß das die Wieder: 
aufrihtung einer Hierarchie bedeute, aber er will jchlieglich doch 





1) TZiebelanSad, 17. Sept, Küjter an die Kommiffion, 9. Oft. 
1814. Tiebel batte jeinen Aufſatz nah Sads mündlicher Kritif vor 
dem Drud umgearbeitet. 
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nichts anderes. Denn er argumentiert jo: Synodalverfaflung 
heißt Bearbeitung aller firchlichen Angelegenheiten ausschließlich 
durch die Mitglieder der Kirche. Das fönne nur durch Neprä- 
jentanten geſchehen. Dieje ſeien im UÜrchriftentum die Apojtel, 
jet die von ihnen geordneten Lehrer. Deshalb fordere die Sy: 
nodalverfaffung, daß „alle Eirchlichen Angelegenheiten nur bloß 
von Geijtlichen und, injfofern dazu auch Weltliche nötig find, 
unter der Leitung von Getftlichen bejorgt werden“. Auf der 
unterjten Stufe der Verfafjung, in den Presbyterien, find frei: 
lich Weltliche neben dem Ddirigievenden Getitlichen unentbehrlich, 
aber auf den höheren, in Kreis-, Provinzial-, Oberſynoden jollen 
nur Geiftliche wirken; etwaige beigeordnete weltliche Räte haben fein 
Stimmrecht, der Staatsfommiffar nur ein Aufjichtsrecht. Dabei 
tritt die Provinzialſynode, deren gewählter Präſes Bijchof heißt, 
an die Stelle der Provinzialkonfiftorien, die Oberjynode mit dem 
Oberbifchof, der aus drei vorgefchlagenen durch das Los (!) be: 
jtimmt wird, an die des geijtlichen Departements. 

Die Piarrer werden nur durch Pfarrer gewählt. Zum Ge- 
ichäftsfreis der Presbyterien und Kreisiynoden foll auch die Kir: 
chenzucht gehören, die bis zur Ausfchliegung und Acht mit den 
Folgen der Eides: und Tejtierunfähigfeit und der Verfagung des 
firchlichen Begräbnifjes geht. Die Disziplin über die Pfarrer 
liegt in Händen der Ktreisiynode. Von Lehrzucht ift übrigens 
feine Rede. Die Provinzialſynode joll auch das ganze Schul: 
wejen leiten. 

Neumanns Gedanken gehen in ganz gleichen Geleiſen. Er 
beſchränkt ſich mehr auf grundjägliche Erörterungen und will die 
Entſcheidung, ob das Ktirchenregiment jynodal oder epiſkopal ge: 
führt werden joll, den Synoden jelbjt überlaſſen. Aber er tit 
mit Küjter darin einig, daß die protejtantifche Eirchliche Sozietät 
als jolche jeit etwa 30 bis 40 Jahren al3 aufgelöft betrachtet 
werden fönne. Die Zeitangabe überrajcht; dentt Neumann an 
das Landrecht? Die Kirche bedürfe einer „Sozialautorität”, die 
ihr verloren gegangen jei. Er jucht dies jogar biblijch zu be— 
weiſen. Die Autorifation der Kirche, ſich jelbjt, und zwar durch 
die Getitlichfeit, unter Anwendung ſtrenger Kirchenzucht, zu re 


216 Kapitel 6. 


gieren, beruhe auf Mths. 16 V. 19. Das iſt das Prinzip des 
Katholizismus. Ja wohl, die verkehrte Anwendung der Römi— 
ichen Kirche tft nur, daß dieſe Autorität dort einem Einzigen 
übertragen iſt. 

Tiebel3 Ideal it die weſtfäliſche Kirchenverfaſſung vefor: 
mierter Herkunft. Er will doch wenigitens, daß die Gemeinden 
ihre Geiſtlichen jelbjt und frei wählen; aber das Stirchenregiment 
joll auch nach ſeiner Meinung allein bei diejen ſein. Auch be: 
ſchränkt er die Kirchenzucht auf die Ausjchliegung von Firchlichen 
Ehrenämtern. 

Selten iſt wohl die Tendenz auf ein äußerliches Machtkirchen— 
tum kraſſer und offner auf protejtantiichem Boden ausgeiprochen 
worden, al& in diefen Projekten. Wenn es eine mwejentliche Tat 
der Neformation war, das Band zwifchen geiftlicher und Nechts- 
gewalt vadifal zu zerichneiden, diefe in ihrem ganzen Umfange 
der bürgerlichen Obrigfeit al$ membrum praecipuum der Ge: 
meinde in die Hände zu legen, die Pfarrer allein zu Dienern 
des Wortes zu machen, die äußere Gemeinde, „von der fein Wort 
im Neuen Tejtament ſteht“, zu unterjcheiden von dem „Leib Chriſti“, 
jo waren hier Grundgedanken des lutherischen Befenntnifjes preis- 
gegeben. Ein Kirchenideal tritt auf, das der lutherifchen Nejor- 
mation völlig jvemd ift, das aber freilich die Entwicklung im 
19, Jahrhundert nur zu jehr beitimmt hat. Die Kirche foll eine 
Macht jein, — aber nicht nur durch die überzeugende Predigt 
des Evangeliums, durch die geiftige Beberrichung der Zeitbildung, 
durch Ermweifung von Geift und Straft der Liebe, jondern durch 
Polizei und Bolitif, durch Entfaltung äußerer Gewalt! 

Ebenjomwentg deckt jich dies Kirchenideal mit dem genuinreformier: 
ten. Zwar find Berührungen vorhanden. Die Auffafjung von der 
Kirche als einem jelbjtändigen Yebensfreis außerhalb des Staates, 
als einer Genofjenfchaft, einer Sozietät; das Wertlegen auf eine 
bejtimmte Form der Verfaſſung für das religiöje Leben; die Herlei— 
tung derjelben aus der hl. Schrift; die Betonung der Kirchenzucht: 
das alles find Züge des reformierten Kirchenideals, deutlicher noc) 
des jpäteren als des urjprünglichen Kalvinischen. Blickt man aber 
tiefer, jo gewahrt man große Unterjchiede. In Die Augen fällt 
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vor allem, daß hier das Kirchenregiment nahezu ausjchlieglich in 
die Hände der Geijtlichen gelegt werden foll, — wie hat doch 
Galvin gegen einen „Rat von Hohepriejtern und Phariſäern“ ge- 
eifert!), wie jehr ift ein Grundgedanke der Kalviniſchen Kirchen: 
verfafjung gerade die Abwehr hierarchiſcher Tendenzen der Geijt: 
lichen! Dock noch etwas andres tritt hinzu: es iſt die Auf: 
fafjung von Presbygterien und Synoden als Mandatare oder Re— 
präjentanten der Sirchenmitglieder. Sie tft durchaus unrefor: 
miert, denn der reformierte Protejtantismus faßt die Presbyterien 
(Konſiſtorien) und Synoden ganz anders auf, nämlich als Vertretungen 
des Geſetzes Gottes gegenüber den Gemeinden; jie handeln nicht 
namens der Gemeinde, fondern in Autorität ihrer geiftlichen Aus— 
rüftung; nicht kraft formaler, jondern fraft materialer Berufung. 

Aber gerade dieje Nepräfentationsidee zeigt deutlich, aus wel: 
chen Einflüffen dies Kirchenideal ftammt. Es tjt Die Ber: 
mäblung der fonjtitutionellen Ideeen franz: 
ſiſchen Urſprungs mit dem Kirhenbegriff des 
Naturrehts. Das Vaturrecht hatte ja Staat und Kirche 
von einander getrennt und al3 Vereine fonftruiert, deren Machtjub- 
jeft der Gejamtmwillen der Bereinsmitglieder jei, und die franzö— 
jüichen Publiziſten hatten die Verwirklichung diejes Prinzips für 
den Staat in der Regierung durch die Volksvertretung gefordert 
und gejchaffen. Betrachtet man nun einmal die Kirche als etwas 
für fich Bejtehendes auf einer Fläche neben dem Staat, fo liegt 
es nahe, auch diejen Gedanken auf jie anzumenden: fie muß durch 
jich jelbjt, d. h. durch eine Nepräjentation ihrer Mlitglieder, re: 
giert werden. Wenn man aber dann nur wenigſtens Fonjequent 
gemwejen wäre! Aber davon hielt wentgitens Küjter und Neumann 
die hergebrachte Stellung der Geiftlichen ab, Tiebel blieb dem Grund: 
gedanken treuer. Jene behalfen jich mit einer Fiktion, indem jie die 
Geijtlichen in die berufenen Vertreter der Gemeinden umdeuteten. So 
gewann man unter dem Schein moderner Ideeen eine von der 
Entwidlung längſt verurteilte Bofition zurüd, unter dem Schlagwort 
der freien Stirchenverfafjung die unbejchränfte Gewalt der Hierarchie, 


1) Rieker, Grundf. reform. Ktverf. 1899, S. 124, Anm. 2. 
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unter dem VBorgeben, nur Freiheit vom Staate zu erjtreben, die 
volljtändige Ausichließung des Laienjtandes vom Kirchenregiment. 

Und noch einen Grundgedanken diejer Pläne müfjen wir aus 
franzöfifchem politifchem Urſprung herleiten. Es ijt das Streben 
nach egalite, die Tendenz der Zentralifation. Somohl den Yu: 
thertum, wie dem Kalvinismus ift das Verlangen nach großen, 
einheitlichen SKirchenförpern fremd. Die Einheit der Kirche iſt 
rein geijtlicher Art: es ift zwar in den meilten Füllen das Na— 
türliche, daß bei den Gemeinden eines Landes auch eine gemiffe 
äußerliche Gleichförmigfeit der Ordnungen und des Regimentes 
bejteht, aber es liegt nichts daran, Das Drängen auf Zuſammen— 
fafjung zu einem mächtigen, großen Ganzen, zu einem in ſich ge 
jchlofjenen, impoſanten Kirchenkörper iſt nichts als das Seiten: 
ſtück zu der politischen YJentralifation der franzöfiichen Staat$- 
verwaltung. Wie hier das Präfekturſyſtem Land: und Stadtge- 
meinden im jich aufjog, jo wird dort die Einzelgemeinde nur zum 
niederjten Verwaltungsbezirt der „Kirche“. 

Wie anderd waren Doch die Stonjequenzen, die Stein aus 
dem auch von ihm anerkannten Prinzip des franzöfiichen Konſti— 
tutionalismus gezogen hatte! Auch er wollte feine Leitung des 
Religionswejens durch eine, ſei es juriſtiſche oder geiftliche Bureau: 
fratie, aber ev wollte eben das Volk jelbft an feiner Leitung be— 
teiligen. Deshalb machte er das Neligions-, wie das Bildungs: 
und Armenmejen zum Gegenitande der ‘Pflege des Staates, wollte 
er e5 hineinpflanzen in die Selbjtverwaltungsorgane der Stadt: 
verordnetenverfammlungen und Yandgemeinden und natürlic) auch 
in die ftändischen Nepräjentationen. In diefen Aufriß paßt eine 
Synodalverjajjung jchlechterdings nicht hinein ; was die Synoden 
zu bewirken hätten, it ja ſchon in die Hände der Selbſtverwal— 
tungstörper gelegt. 

Synoden als Träger der Negiergewalt find im Katholizis- 
mus mie im WProtejtantismus da entjtanden, wo der Staat der 
Religion feindlic) oder gleichgültig gegenüberitand, wo er den 
Dienjt der Nechtsordnung des Kirchenwejens jchuldig blieb. Sie 
jind aus dem Bedürfnis nach SKirchenregiment hervorgegangen, 
nicht aus dem einer Vertretung neben dem Negiment, wie die 
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Barlamente. Sie jegen nicht ein beftehendes Regiment voraus, 
jondern fie jchaffen es erit. Daraus ergibt ſich, daß ſich das 
Synodaliyitem mit dem jtaatlichen Kirchenregiment eigentlich nicht 
verträgt. ES liegt den Synoden im Blut, in Reibung mit dem 
jtaatlichen Kicchenregiment zu ftehen und in einer möglichit jcharfen 
Kritit des Staates ihr Eriftenzrecht zu erweiſen. Ganz folge: 
richtig eritrebten deshalb die drei Superintendenten Abjchaffung 
des jtaatlichen Kirchenregiments und Erjaß durch ein jynodales, 
nicht aber beider Verbindung. Sie verwarjen aber eben damit 
den Grundgedanfen der Steinjchen Reform. 

Wenn im Sabre 1808 u. ff. in den Stein nahejtehenden 
Kreiſen Synoden befürwortet wurden, jo war etwas ganz an: 
dres gemeint, als politiiche Organifationen: Bildungen zur He— 
bung des geijtigen Niveaus der Geijtlichkeit, zu wiljenjchaftlicher, 
ethifcher und praftijcher Vertiefung. Keine Rede von einer ihnen 
beizulegenden Negiergewalt; im Gegenteil, jie jind al3 Träger 
moralischer Autorität gedacht, die Mittel ihrer Wirkſamkeit: Aus: 
jprache, Erziehung, brüderlihe Zucht, Ermahnung, Belehrung. 
Man wird nicht fehlgehen, wenn man die Synoden, wie jie Stein 
im Auge hatte, auf eine Stufe jtellt mit den wifjenjchaftlichen 
Deputationen, die er in vielen Zweigen der Staatsverwaltung 
den Berufsbeamten beizuordnen gedachte, — ein ‘Plan, der, wie 
befannt, nur in jehr unvolllommner Weile ausgeführt worden 
it. Er wollte allerdings den Geijtlichen einen Einfluß auf den 
Gang der firchlihen Angelegenheiten, auch in Förderung ihrer 
Standesinterejjen eine gewijje Selbitändigfeit gewähren, aber der 
Gedanke einer vom Staat losgelöften, nur durch Geijtliche gelei: 
teten Kirche lag ficherlich nicht in der dee des Staates, die ihn 
bei jeiner Reform beitimmte. 

Wie iſt es wohl zu erklären, daß jelbjt ein Mann, wie 
Schleiermacher, fih Kirchenidealen zuneigen fonnte, wie ſie 
die drei Superintendenten vertreten hatten, und hierin eine 
„Treie Kirchenverfaſſung“ erblickte)? Sehe ich recht, jo hat das 
jeinen Grund darin, daß jich die Pläne der Superintendenten 

1) Vgl. f. Schrift: Ueber die... Synodalverfaflung, S. W. 1. Abt. 
Bd. 5. ©. 216 ff. 
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doch in einem Punkte mit der Grundſtimmung aller Liberalen 
berührten: in der Verurteilung der Bureaukratie. Gegenüber 
der Leitung des Kirchenweſens durch einige vom König berufene 
Beamte und Räte mochte allerdings auch ein hierarchiſches Sy— 
nodalſyſtem als das beſſere erſcheinen. Es ſchien doch wenigſtens 
einige Sicherheit gegen Willkür und Unberechenbarkeit etlicher 
Weniger zu bieten. Wir werden ſpäter erfahren, daß nur ein 
einziger preußifcher Staatsmann an der großen Auffaffung Steins, 
daß die Religion Volksſache jei, fejthielt, Schön. Er blieb ın 
dem folgenden Agendenitreite dabei, daß die Beratungen und Be— 
fchlüffe darüber vor die Stände gehörten. 

Noch ein andres Moment aber wird man mit erwägen 
müjjen, um Schleiermachers Irrtum in der Beurteilung der Sy: 
nodalverjafjung zu verjtehen. Ihm und den metiten ſeiner Zeit: 
genofien fehlte die Orientierung der Gedanken an dem katholiſchen 
Ideal und der Praxis der Kirche. Es fehlte ihnen die Anſchau— 
ung von der Wirkung eines großen, zentralifierten Kirchenförpers 
auf Religion und Kultur, daher auch das Gefühl für die legte 
Unverträglichleit einer jolchen Kirche mit dem Wejen des ‘Pro: 
tejtantismus. Die damals erjt anhebende Emporentwidlung der 
Römischen Kirche hat den Proteſtanten einen nicht hoch genug zu 
ſchätzenden Gewinn gebracht, nämlich den einer Flareren und tie 
jeren Einficht in die Andersartigfeit des protejtantijchen gegenüber 
dem fatholiichen Kirchenideal. 

Dazu fommt, daß die damals Lebenden, und Schleiermacher 
bejonders, in ihren Gedanken von fleinen Firchlichen Bildungen, 
der Brüdergemeinde, den niederrheinischen Kirchen und von dem, 
was jte von den amerikanischen Gemeinschaften wußten, ausgingen. 
Dort fanden fie nun eine lebendigere Neligiofität und erklärten 
jihh Dies aus der Freiheit vom Staat. Dieje Erklärung war 
nicht oder doch nur jehr teilweife vichtig. In Wahrbeit hing 
dieje größere Innigkeit des veligiöjen Gemeinjchaftslebens eben 
mut der Kleinheit des Umfanges zujanımen, Indem man Die 
Berjchiedenheit der Lage einer kleinen gejchlofienen Gemeinjchaft 
und einer Volkskirche überiah, alaubte man, die dort unbedent: 
lichen, ja fürderlichen Ordnungen und Formen auf dieje übertra= 
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gen zu können, ohne zu jehen, daß fie hier von jelbit ganz an: 
ders wirfen müßten. Was dort perjönliche Kraft und Autorität 
war, mußte aber hiev Mechanismus und Nechtsiagung werden. 

Jedoch, nur jehr wenige fahen tiefer. Als einen davon erwähne 
ich den Rezenſenten der Jenaiſchen Litteraturztg. ’). Er jchrieb: 
„Die Erfahrung zeigt, daß, wo die Wifjenjchaften unter die Ob- 
hut des Staates geitellt find, fie beifer gedeihen, al$ da, wo der 
Korporationsgeiit noch berrjchend it“, und wandte das auf die 
Kirche an. Was die Superintendenten wollten, jei reine Dierarchie. 
Die Getitlichen riifen das Kirchenregiment an jih. Pfarrer und 
nicht3 als Pfarrer jollten die Kirche beherrichen. „Befigen denn 
jie allein den Geift Gottes?" Scharfblicdend betonte er, wie 
ichlecht dabei die theologischen Fakultäten fahren würden, wenn 
jie dem Einfluß der Laien, des Staates, entzogen würden. Und 
es waren wirklich aut lutberifche Gedanken, wenn er ein ander: 
mal?) jchrieb: „Das Reich Gottes in der Tat und in der Wahr: 
beit erſcheint im chriftlichen Staate, und um jo reiner und le— 
bendiger, je mehr er vom chriftlichen Getite der Gerechtigkeit und 
Liebe durchdrungen ijt. Für die Kirche bleibt nichts übrig, als 
daß ſie die Pflegerin der religiöjen Gefinnung ſei, durch Andachts— 
erregung und -übung. Als jolche aber muß fie innig verfnüpft 
jein mit dem Staate und mit dem öffentlichen Leben des Volkes“. 

Im Mai 1815 vollendeten die Kommiſſare ihre Arbeit, am 
6. Juni überreichten fie als Ergebnis ein Gutachten, die Ver: 
beflerung der Kirchenverfafjung betreffend, im Umfang von 165 
Folioſeiten). Zugleich richteten fie ein Schreiben an den König, 
worin fie eine furze Ueberficht über die getane Arbeit und die 
bauptjächlichen Gejichtspunfte ihrer Vorjchläge gaben. Diene es 
bier, Sinn und Ziel ihrer Arbeit kurz zu ſtizzieren, obwohl ein 
Vergleich mit dem Gutachten jelbjt leicht erfennen läßt, daß Die 
Voritellung an den König zahmer lautete, als jenes. 


1) 1815. Mr. 161. 

2) 1815, Nr. 219, in der Kritik der fatholifierenden Schrift von Bede 
Dorff: Zur Kirchenvereinigung. Eine Streitfchrift gegen eines Unge— 
nannten Glückwunſchſchreiben. 

3) Abgedrudt im Anhange. 
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Die Kommiſſare hatten aus den ihnen eingereichten Aufſätzen 
ſechs Berbejjerungsvorjchläge hevausgejchält, worin fie den allge: 
meinen Wunjch der Kirche erfennen zu müſſen alaubten. 

Erjtens ſei unerläßlich eine innere Verbejjerung des geijt- 
lichen Standes und diefe zu erreichen durch eine religiöfere Er- 
ziehung und jorgjamere Vorbereitung der Geiitlichen auf Schulen, 
Univerfitäten und Seminarien, ſowie durch itrengere Aufficht auf 
ihre Amtsführung. 

Zweitens müſſe den Predigten eine größere formale Frei— 
heit verliehen, und außer den gewöhnlichen Perikopen noch einige 
„Jahrgänge biblifcher Texte dargeboten werden. Gegen die an- 
ſtößigen Abweichungen von der Kirchlichen Lehre wünichten die 
Kommifjare eine Verpflichtung der Prediger auf das biblische 
Ehriftentum und den Gebrauch der biblischen Sprache. 

Drittens äußerten fie fich über die Liturgie, wohl wii: 
jend, daß dieje für den König die Dauptfache jet, und deshalb 
ausdrüdlich hervorbebend, „daß auch die zweckmäßigſten liturgi— 
ichen Formen und die vollfommenfte Einrichtung des öffentlichen 
Gottesdienstes die gewünfchte Wirkung nicht bervorbringen wür- 
den, wenn nicht ihre Vorichläge in ihrem ganzen Zuſammenhang 
berücfichtigt würden”. Sie trugen an auf Wiederberitellung des 
Altar: und Ehorgejanges, auf die jonntäglich wiederkehrende Ab- 
lejung eines Glaubensbefenntnifies, eine ausgezeichnete Stelle für 
das feierliche Kicchengebet, größere yeierlichkeit bei der Abend- 
mahlshandlung, bei einzelnen Feſten und bei Leichenbegängniſſen 
und auf Beſſerung des Firchlichen Gejanges und Einführung all: 
gemeiner provinzieller Gejangbücher. Auch zu der fchwebenden 
‚srage der Symbole nahmen fie Stellung. Sie hoben hervor, 
daß völlige Gleichförmigfeit in äußeren Formen nicht notwendig 
jet und durch Gejege ohne Unruhen nicht werde eingeführt wer: 
den fünnen. Site baten daher, von der Abficht abzuſtehen, auch 
in den reformierten Kirchen Kruzifixe auf dem Altar aufzuitellen, 
da dieſes von einem großen Teil der reformierten Gemeinden als 
ein Aergernis empfunden werden würde. Als unbedenklich allae- 
mein einzuführende Symbole bracten jie zwei brennende Altar: 
ferzen, ein einfaches Kreuz und vor demielben eine geöffnete Bibel 
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in Vorſchlag. 

Viertens mwünjchten fie eine ftrengere äußere Kirchenpolizei 
und die allmähliche Wiedereinführung einer zeit: und zwectgemäßen 
Kirchenzucht. 

Fünftens, — und damit famen fie zu dem, was ihnen 
die Hauptjache war, — rieten fie, um eine dem Geiſte des echten 
Proteſtantismus angemefjene Kirchenverfafjung berzuftellen, zur 
Annahme des presbyterianischen oder Synodaliyitems. Nur wollten 
fie diefes mit dem Konfiitorialiyiten verbinden, doch darin die 
geiitlichen Näte von den Provinzialiynoden wählen lafjen und 
nur diejen ein Stimmrecht zugeitehen, und für die Schulen und 
Kirchen aller Religionen im ganzen Königreich ein kollegial ver: 
faßtes, von einem jelbitändigen geiftlichen Miniſter präfidiertes 
Ober-Konſiſtorium fonjtituieren. 

Als jehiten Punkt behandelten fie die materielle und jo- 
ztale Lage des Predigerſtandes und die Mittel zur ihrer Hebung. 

Es muß auffallen, daß von der Union hierbei gar nicht Die 
Rede, im Gegenteil die Errichtung befonderer Behörden für Ne: 
formierte und Lutheraner in Ausficht genommen war. Die Kom: 
mijjare waren aber der Meinung gemwejen, daß die Unton nur 
durch die Synoden herbeigeführt werden fönne, und begnügten 
ſich deshalb damit, jet nur ihren jehnlichen Wunsch danad) zu 
beteuern '). 

Sehr charakteristisch it, wie der König diejes Schreiben der 
Kommiſſare aufnahm. Er nahm nämlich nur zu den Punkten 
Stellung, die ihn intereifierten, zur Frage der Liturgie und der 
Symbole. Ueber alles andere wollte er den Finalbericht des Mi: 
ntiter3 abwarten, bierzu aber bemerkte er ſogleich: 

„sh kann die Meinung der geiltlichen Kommiſſion über das einfache 
Kreuz im Gegenjag vom Kruzifie durchaus nicht teilen. Den Erlöfer am 
Kreuz befennen alle drei chriitlichen Konfeflionen, und kann alfo fein 
pajlenderes Symbol auf den Altären einer jeden derfelben aufgeitellt 
werden, als das Bild des Erlöferd am Kreuz. Anitoß bei den Gemein: 
den fann und wird es nicht mehr geben, auch lehrt die Erfahrung, daß 
dieſe Beforgnis der geiftlichen Kommiflion gang unbegründet it. In 
vielen proteftantifchen Kirchen meiner Staaten iſt bereits das Kruzifix als 


1) Schreiben der Kommiſſare vom 6. Juni 1815. 
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ein Eymbol des chriftlichen Glaubens aufgeitellt; in Potsdam ‚in der 
Garniſonkirche tit folches nach der Anordnung des verdienjtvollen Hof: 
predigers Eylert als eine würdige Zierde des Altars von der Gemeinde 
mit Beifall aufgenommen und Dabei die dee einer Annäherung an den 
Katholizismus, die auch von mir weit entfernt ift, nicht im mindejten 
erregt worden. Es ift daher durchaus fein Grund abzufehen, weshalb 
nicht in den Kirchen der beiden evangelischen Konfefjionen ein Kreuz mit 
dem Bilde Chriſti auf dem Altar ſollte aufgeitellt werden fünnen; viel- 
mehr glaube ich, daß feine Gemeinde denjenigen, deren Kirchen es befigen, 
wird nachitehen wollen. Wenn fich indeifen gleichwohl evangelifche Ge- 
meinden finden jollten, welche noch zu wenig aufgeflärt find, um den 
wahren, von allem Mopjtizismus weit entfernten Sinn dieſes Symbols 
richtig zu falfen, fo mag bei diefen ein einfaches Kreuz die Stelle des 
Kruzifires vertreten; indem ich mir hierin feine Befehle, fondern nur eine 
zulaifende Leitung beilegen will” '). 

Damit aljo war das Gutachten zunächjt in die Hände des 
Minijters gegeben. Und der Minifter las es mit ſtärkſtem Un: 
willen über das, was die Kommiffare über die Firchliche Verfaſ— 
jung ausgeführt hatten. Schon früher hatte er die Aufjäge der 
drei Superintendenten geprüft, und jeine Randbemerkungen in dem 
von ihm benüßten Exemplar zeigen, wie Fatholifterend er ihre For: 
derungen fand. Und jeßt jah er, daß die Kommiſſare, großen: 
teils Näte feines Minijteriums, mit diefen ‚Forderungen weithin 
übereinjtimmten. Schon am 15. Juni fchrieb er eigenhändig an 
die Kommiſſion zu Händen von Sad, und jedem Satze dieſes 
temperamentvollen Schriftjtüces merkt man an, wie fich ein ge: 
jundes Staats: und Laiengefühl gegen die reaftionären Pläne em: 
pörte, zu denen ſich die Kommiſſare hatten verleiten laſſen. 

Zehn Fragen legte ev den Kommijjaren vor und verlangte 
darüber vollitändige und ausführlich begründete Antworten, und 
jede Ddiejer Fragen jchloß einen Vorwurf für die Kommifjare ein. 
Ob und was das ehemalige Oberfonfiitorium mehr und befjer für 
Kirchen und Schulen gewirkt habe, als das jegige Departement? 
Ob bei diefem nach Erfahrung oder a priori mehr Gefahr für 
das Innere der Kirche oder für den Einfluß von Stonnerionen, 
Begünftigung oder Verfeindung bei Beförderungen und Strafen 
vorhanden jei, als bet dem ehemaligen Kollegio? Ob der Antrag 


1) KO v. 13. Juni 1815, 
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auf Wiederheritellung eines Oberfonjiftorii bloß durch die Wünſche 
der Superintendenten und die Analogie motiviert würde, weil 
Provinzial:Kollegia jtatt haben follten, und in dieſem Falle, ob 
der Antrag auch ganz analog dahin ginge, daß wie in den Pro— 
vinzial-Kollegiis, auch im Oberkonſiſtorio die weltlichen Mitglieder 
feine Stimme haben follten? Ob Kirchen und Schulen bis 1806, 
wo jede der beiden evangelischen Konfejjionen ihren eigenen Mi: 
niſter hatte, in bejjerem Anſehen und Flor geitanden und jeit der 
jegigen Einrichtung gejunfen wären? Oder ob die Verbindung 
diefes Minijterii mit der übrigen Staatsverwaltung durch Bekannt: 
ihaft und Benützung ihrer Mittel nicht viel mehr nüßlich geweſen 
wäre? Ob nicht alle den Neligionsunterricht in den Schulen und 
bei der Konfirmation betreffenden Angelegenheiten, ſowie die Lei— 
tung der Volksſchulen durch die Geijtlichfeit auch in der Abtei— 
lung für den Kultus mit den geijtlichen Mitgliedern beraten wür— 
den? Ob man diejelben nicht auch bei Berufung der Vrofefjoren 
der Theologie zu Nate zöge? Ob aber und aus welchen Srün- 
den das ganze übrige Erziehungs: und Unterrichtsmejen in Wifjen: 
Ichaften und Künſten für eine Sache der Kirche zu erklären wäre, 
die nur durch ein geijtliches Kollegium betrieben werden könne? 
Warum man Theologe und Gerjtlicher jein müfje, um den Unter: 
richt in den alten Sprachen, in der Gejchichte, Mathematik, Phyſik, 
Medizin, Jurisprudenz, Gymnaſtik, Kriegskunſt, den Schönen Kün- 
jten u. j. mw. zu leiten, die allen Menfchen ohne Unterfchied der 
Stonfeljtionen angehören? Warum dieſe Angelegenheiten alſo nur 
unter Einwirkung der geiitlichen Mitglieder des geiftlichen De- 
partements gedeihen könnten? 

„Zah, fährt das Schreiben des Minilters fort, der Zögling und 
Studierende auch der Kirche angehöre, beweijt nichts, alS dab darum für 
jeinen Religionsunterricht Durch die Geiitlichen aeforgt werden müßte. 
Im Uebrigen gehört auch der Erwachjene der Kirche mit an. Es müßte 
aljo die Geijtlichleit auch überall mit zu Gericht figen, die Polizei und 
Finanzen mit verwalten, wenn jenes Naifonnement wahr jein follte. 

Man muß mit fehr guten Gründen gerüjftet fein, wenn man damit 
auftreten will, daß alle Erziehung und aller Unterricht, alle Gymnajien 
und Univerjitäten, Alademien und willenjchaftlichen Anftalten nur von 
Geijtlichen regiert werden jollen, um der Empörung aller übrigen Falul— 
täten und der ganzen litterarifchen Welt, die gewiß nicht ausbleiben wird, 

Foerſter, Entftehung d. preuß. Landeskirche 1. 15 
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und der gehäffigen Bezüchtiqung zu begegnen, daß man dem Beispiele des 
Bapites folge, der jet den Neluiten wieder das Monopol der Erziehung 
überwiejen. 

Bei der allgemeinen flaren Einficht der Herrn Mitglieder der Kom: 
milfton, auch Ihrer nähern Kenntnis von dem bisherigen Gange der Ge- 
jchäfte und der Unbefangenheit ihrer Gefinnungen fcheint es fait, als 
möchte bloß Nachgiebigfeit gegen das Verlangen der Zuperintendenten 
dieje Anträge motiviert haben, um den Schein, als wolle man das An: 
ſehen des geiitlichen Standes nicht unterftüßen, zu vermeiden, da ich auch 
in den VBorfchlägen der Superintendenten vergebens nach Tatfachen und 
Realgründen dafür fuche. 

Bei der Wichtigkeit der Sache müſſen wir aber fo wenig dieſes 
fcheuen, als von der andern Seite, wenn wejentliche Gründe vorhanden 
find, die auch für die dem Staate zuitehenden Nechte in der Ktirche eine 
neue Urganifation fordern, deren freimütige Tarlegung, wenn fie auch 
Tadel des Bisherigen enthielte; um fo mehr, da über eine folche Organi- 
fation das geſamte Staatsminilterium fein Gutachten aus überzeugenden 
Gründen Sr. Majeität vorzutragen haben würde, 

sch mus Ahnen hierbei aus echter Liebe für das äußere Wohl der 
Ktirche und der Unterrichtsanjtalten ofien geiteben, daß injofern ich etwas 
dafür zu wirfen vermocht, ich die Mittel dazu bauptlächlich in der Ber: 
bindung mit der allgemeinen Staatöverwaltung gefunden habe, und Daß, 
wenn Diefe aufhören fol, ich durch die Nullität, in der ich in mehr als 
30jährigem Dienſtleben die tfolierten Konſiſtorien und geiltlichen Departe: 
ments geſehen babe, erſchreckt, der Geijtlichfeit dringend raten müßte, fich 
einen andern Miniiter oder nach dem Vorſchlage der Superintendenten 
einen Erzbifchof zu erbitten, indem ich in folcher Stellung ihre Erwartung 
erfüllen zu fünnen mir nicht zutraue. Daß ich jedoch die Wahrheit jtand- 
haft verteidigen würde, dab ihr weder nach der Bibel, noch nach den 
Srundfägen der Staatsverwaltung außer dem NWeligionsunterrichte Die 
Regierung des gefamten Grziehungs- und Unterrichtsweſens zuſtehe. 

Sie werden aus Obigem die Notwendigkeit diefer Nücfrage nicht 
verfennen; und Damit fie baldig erfolgen möge, bemerfe ich nur noch, 
daß es der Konkurrenz des indelien zur Armee abgegangnen Hrn. Feld— 
propſten hierbei nicht bedürfen wird, fondern ich die Beantwortung nur 
von den anweſenden Herın Mitgliedern erwarte“ '). 

Welchen Eindruck diefes geharnifchte Schreiben auf die Kom— 
mijjare gemacht hat, jpüren wir noch heute in den ungerechten 
Worten, mit denen Eylert jeiner gedenft?). Die gemeinjame Ant: 


wort vom 27. Juni fiel recht lahm aus. Die Kommiſſare lehnten 


1) Schreiben des Miniiters an Sad, 15. Juni 1815. 
2) Charalterzüge, 1. T. ©. 198 f. 
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eine DVergleichung des früheren und des jebigen Zuſtandes ab, 
hoben aber hervor, daß auch in dem früheren nichts zu tadeln 
gewejen wäre, was eine merkwürdige Blindheit bekundet. Sie 
leiteten den Wunjch, das Oberkonſiſtorium wieder hergeitellt zu 
jehen, vielmehr aus dem Weſen des PBroteftantismug 
ab, der follegiale Bearbeitung der geiftlichen Sachen erfordere! 
Denn jonit — damit gaben fie Schuckmann den faum verhüllten 
Vorwurf Eatholifterender Tendenzen zurüc, — ſei die Leitung der 
Kirche einem Einzelnen überlajjen und das Verhältnis zurücge- 
führt, was der Protejtantismus beftritten habe, das Monarchiſche 
itatt des Presbyterianischen. Ueberdies müſſe man auch den Fall 
bedenken, dag der Minijter ein Mann fein Eönne, dem Religion 
eine Sache von gar feinem oder politiichem Werte jei, oder ein 
intoleranter, verfolgungsjüchtiger Eiferer oder ein parteitjcher Feind 
aller anders Denkenden. Gegen alle Willfür eines Einzelnen jchüße 
allein die Eollegiale Behandlung der Dinge. In der Tat babe 
die Kommijfion gemeint, daß den weltlichen Räten im Oberfon: 
ſiſtorium in geitlichen Angelegenheiten Stimmwecht nicht zuzuge- 
itehen jei, zumal man vorausgejegt habe, daß auch Nicht- Brote: 
jtanten Mitglieder der Behörde jein jollten. Mindeſtens müfje 
das Verhältnis jich ändern, daß die Zahl der weltlichen Beiſitzer 
doppelt jo groß jet, wie der geijtlichen. Für den Namen Ober: 
fonjiitorium jpreche die Tradition aller protejtantijchen Länder und 
die Sinnlofigfeit der jegigen Benennung: Sektion für den Kultus, 
Die Gefahr von Konnerionen hänge nicht von der Verfafjung, 
jondern von den ‘Berjönlichkeiten ab. Den Borteil einer Verbin: 
dung der geijtlichen Berwaltung mit der allgemeinen Staats-Ver: 
waltung wollten jie anerfennen, aber es jet nicht einzujehen, wa— 
rum diejer Vorteil geringer jein jollte, wenn jich Kirche und Schule 
eines bejonderen Miniſters erfreuen würden. Weber den veligiöjen 
Unterricht in Schulen ſei allerdings auch mit den getitlichen Räten 
verhandelt worden. Dagegen jeien mehrere Beſchlüſſe, die fie für 
jchädlich hielten, ohne ihre Zuziehung erfolat, 3. B. die Einſetzung 
bejonderer Schul-Inſpektoren und die Bildung jtädtischer Schul- 
Deputationen. Die Anjtellung mehrerer Theologie-Brofefjoren an 
den Untverfitäten jet ihnen erſt Durch die Blätter bekannt gewor— 
15* 
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den). Die Kommifjare hätten für die Kirche nicht die Leitung 
des gejamten Bildungswejens, jondern nur die Yeitung der Volks— 
ichulen und der religiöjfen Angelegenheiten auf Gymnajien und 
Univerfitäten reflamiert *). Leßteres war allerdings aus dem Gut: 
achten nicht herauszulejen, — im Gegenteil hatte dies mit unmip- 
verjtändlichen Worten die Aufhebung einer bejondern oberiten 
Scyulbehörde und die Hebertragung ihrer Funktionen an das Ober: 
fonjiitorium gefordert. 

Der Nächite, der fich zu den VBorjchlägen der Kommiſſion zu 
äußern hatte, war naturgemäß Nicolovius. Er bemerkte zu Ab— 
ichnitt 1 und 2 des Gutachtens: „Unfehlbar wird immer der 
Mangel jolcher Geiftlichen, die Großes zu wirken vermögen, das 
bauptjächliche Hindernis inneren Lebens fein, und die erite Frage 
bleibt deshalb: Woher nehmen wir Salz zu würzen"? Die Vor: 
ichläge der Kommiſſion ſeien ganz gut, aber hinzugefügt müſſe 
werden die Berufung ausgezeichneter Männer aus dem Auslande, 

Bejonders ausführlich äußerte er fich zu dem liturgifchen Teil 
des Gutachtens. 

„Es tut wehe, fchreibt er, den Sinn fo ganz und gar auf etwas 
Neues gerichtet zu jehen, da doch bier wohl am beiten durch Säuberung 
und Aufräumung Des vergefienen, vernachläffigten oder vorwißig ver- 
worfenen Alten zu helfen iſt. Welch ein Schaf die alten Liturgien find, 
und mie jede jpätere, zum Beifpiel die engliiche, eben um jo mehr oder 
weniger vortrefflich iſt, als fie fich der alten anſchließt oder von ihr 
entfernt, das erfennt gewiß jeder, der fich irgend mit ihnen bejchäftigt. 
Zu geichweigen, daß in dieſen Tingen fich jehr wenig in Muße machen 
läßt, das Treffliche immer im Augenblide der Not, der Erhebung der 
Seele entitanden iſt, und eine gute Yiturgie (Agende, Gefangbuch) daher 
eine Vereinigung dieſer Denkmale der großen Momente geiftvoller Männer 
it. So muß man Doch nun ohne Scheu befennen, daß zu unferer Zeit 
feine noch jo großen Preiſe irgend erträgliche gottesdienstliche Bücher 
hervorbringen können, weil der begeifternde Glaube und die Andacht nur 
bei dem folgenden Sejchlecht wieder einheimiſch fein wird, nicht bei einer 

1) Das fann fich nur auf die erjten Berufungen an die neue Berliner 
Univerfität beziehen, — die in einem Zeitpunft erfolgten, wo das alte 
Oberkonſiſtorium aufgelöit, die Sektion noch nicht vollitändig fonjtituiert 
var. 

2) Schreiben, von allen Kommilfaren, außer Offelsmeyer, unter: 
zeichnet, vom 27. Juni 1815. 
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Generation, die nur eben wieder zum Glauben und der Yiebe für das 
Chriſtentum fich ummendet. Sieht man in den alten Yiturgieen manches 
Gebet u. ſ. w. unter den Namen durch Geiſt und Gharalter großer 
Kirchenväter und in neueren manches aus der Zeit der Reformation her- 
jtammende Formular und lieit dann in den Verhandlungen der Kom: 
million, daß Herr Superintendent Küjter ein langes und ein kurzes Kirchen: 
gebet auszjuarbeiten übernommen babe ’ı, fo dürfte man wohl dringend 
bitten müjfen, das zerfnicdte Rohr nicht zu zerbrechen und endlich dem 
Zeritören Einhalt zu tun.“ i 
Nicolovius wünjchte alfo für die Liturgie Erneuerung des Alten. 
Nachdrüdlich plaidierte ev für das Sursum corda und für das 
apojtolische Credo gegen ein neu zufanmenzuftellendes Bekenntnis. 

Zu Abichnitt 5: Kirchenverfafjung, erklärte ſich Nicolovius 
zunächit mit der Errichtung von Synoden einverftanden. Um jo 
Ichärfer wandte er fich gegen die Forderung jelbjtändiger und iſo— 
lterter Konſiſtorien. Das wideritreite der Idee der Neform von 
1808. Außerdem gefährde es den Unionsgedanken, denn die Wie- 
dereinjegung der Konfiitorien bedinge eine abermalige Trennung 
der Konfeſſionen. Auch den Bijchofstitel hielt ev getreu jeinem 
früheren Botum *) feineswegs für barmlos. Im ganzen hatte er 
gegen die Ausführung der Vorjchläge des Gutachtens große Be- 
denken. „Was joll eine Verfajjungsform ohne Geiſt?“ Alſo 
nicht nur der Minifter, der, wie Eylert urteilt, Geiftliches geiſt— 
lich zu richten nicht verjtand, jondern auch dieſer vielleicht inner- 
lichſte und religiöjejte unter den Näten des Mliniiterrums nahm 
Stellung gegen die Neußerlichkeit diejer Berfaffungspläne! Er 
faßte, was zunächit gefcheben müßte, in folgende Punkte zufammen: 
Einführung von Synoden ; Gründung einer Kandidaten: Bildungs: 
anstalt in Wittenberg; VBerbefjerung der äußeren Lage der Geiit: 
lichen und WMWiederherftellung der Würde der General: Superinten- 
denten; Berufung geiiterfüllter Männer aus dem Auslande; Er: 
neuerung dev abgejtorbenen Liturgie und Pflege der dazu gehörigen 
Muſik- und Gejangsanftalten °). 

1) Das ftand nicht im „Gutachten“, fondern in den Protofollen der 
Kommifiion. 

2) S. o. S. 182. 

3 Bemerkungen, 17. 
©. 240 ff. 


Sept. 1815; abgedrucdt in der „Venkjchrift“ 
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Wir verfolgen nun die Wirkungen des Gutachtens der Geiſt— 
lihen Kommifjton zunächit auf dem Gebiete der liturgifchen Ne: 
form, fodann auf dem der Kirchenverfafjung. 

Der König hatte dem Minifter eröffnen lafjen, daß er zu: 
nächit nur einen Bericht über die Liturgiichen Teile des Gutach— 
tens von ihm erwarte. Diejen Bericht reichte der Miniiter am 
24. November 1815 ein, indem er zugleich ausführte, daß er über 
das Gejamtqutachten nicht eher berichten fünne, al3 das Staats: 
minijterium dazu Stellung genommen hätte, da darin eine völlige 
Beränderung des Berhältniffes der Kirche zum Staate vorge: 
ichlagen jet. 

Schuckmanns Sonderbericht ?) über den liturgiichen Teil des 
Gutachtens der getitlichen Kommiſſion enthält 31 Bemerkungen 
zur Liturgie und 8 zu der Agende und den Symbolen. Berge: 
bens jucht man eine zugrundeliegende einheitliche Anſchauung vom 
Sinn des evangeliichen Gottesdienites. Dev Miniſter hält ſich 
an Einzelheiten. In der Hauptiache bewegt er jich auf der von 
Nicolovius vorgezeichneten Linie. Manche feiner Bemerkungen 
find voll gefunden Menschenverjtandes, z. B. die gegen die Eins 
beziehung der Taufen in den fonntäglichen Gottesdienit, gegen die 
obligatorische Wiedereinführung der Wochengottesdienjte, gegen 
die tägliche Oeffnung der Kirchen zu jtillem Gebet unter der Bet: 
aloe und tägliche Morgenandachten in den Kirchen, gegen das 
Verbot der Beerdigqungen in den Morgenitunden, gegen Die Ver: 
legung der gerichtlichen Eide in die Kirche und vor die Gettlichen. 
Andres wieder iſt recht Eleinlich, wie dev Einjpruch dagegen, daß 
die Altarferzen im Gottesdienit brennen tollen, wodurd unnütze 
Ausgaben entitehen würden, oder zu jehr mit den Augen des Po— 
(itifers angejeben, wie das Bedenken gegen die eier des Refor— 
mationsfeftes. Die Ausſprache über die Symbole tt fichtlich von 
dem Wunſche getrieben, darin den Lieblingsmeinungen des Königs 
weiter entgegenzufommen, als die Kommifjare: daher das Ein- 
treten für das Kruzifix und die unterichtedslofe SOAUNE von 
Reformierten und Lutberanern. 

Wenige Tage nach Abjendung diejes Berichts leate Schud- 

1) Abgedrucdt im Anbange. 
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mann dem König auf Nicolovius’ Veranlafiung noch zwei Alten: 
jtücke vor, die zum Beweiſe für Nicolovius’ Theſe dienen jollten, 
daß man, ftatt Neues zu jchaffen, fi) an das Alte halten müjje, 
was zu frommer Zeit aus wirklicher Andacht entiprofjen, über die 
Gemüter die Macht der Tradition und der Gewohnheit habe. 
Nämlich die Liturgie Joachims II. aus dem Jahre 1568!) und 
eine engliiche Bublitation vom Jahre 1767 über Verhandlungen, 
Die der DHofprediger Friedrichs J.. Jablonski, über Einführung der 
engliichen Liturgie in Preußen geführt hatte ?). 

Mit größtem Intereſſe widmete fih num der König in den 
nächiten Wochen dem Studium des betreffenden Teiles des Gut- 
achtens und des Miniiterialberichtes. Punkt für Punft ging er 
die gemachten Vorjchläge durch und äußerte jich dazu in kurzen 
ergenhändigen Bemerkungen, die er jedoch nicht als Defrete jon- 
dern als Stoff zu weitrer Diskuſſion aufgefaßt wiſſen wollte). 
Auch hielt er darüber Rückſprache mit Ancillon, Dann begann 
er jelbjt, eine Ordnung des Gottesdienjtes zu entwerfen. Er 
faßte ins Auge, fie zunächit probemeije in der Berliner und Bots: 
damer Garnijonficche und im Dom einzuführen. Ueber den von 
der geiftlichen Kommiſſion vertretnen Grundjaß, daß eine neue 
Liturgie nur das Werk einer Generaliynode jein fünne, vermied 
er ſich auszujprechen. Doch jagte er auch nichts dagegen. 

Den eriten eigenbändigen Aufjag des Königs überjandte Al: 
brecht dem Minifter am 15. Februar 1816. 

„Vorläufige Bemerkungen insbefondre anwendbar auf den Dom, die 
beiden Garnilonlirchen in Berlin und Potsdam”, — fo hatte der König 
das Schriftſtück überfchrieben. Sie lauteten: 

„Auf dem Altar ſteht ein Kreuz. 

Zu beiden Seiten eine brennende Kerze. 

Eine große Bibel in der Mitte. 


Will man in den Kirchen Altarblätter, fo iſt die Einſetzung des hei- 
ligen Abendmahls zu wählen. 


1) Wohl von 1540. 

2) Gedrucdt in der „Tenkſchrift“, S. 246 ff. Val. „Tarlegung der 
im vorigen Jahrhundert wegen Ginführung der englifchen Ktirchenver:- 
faffung in Preußen gepflogenen Verhandlungen“. Lpzg., 1542, auf Grund 
der erwähnten englifchen Publifation vom % 1767; und Auguſti, Gr: 
innerungen u. j. w. 2.9. Bresl. 1815. 3) Abgedrudt im Anhange. 
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Wo fein eigentlicher Altar bereits in der Kirche vorhanden, wird ein 
deckiger Tiſch mit anltändiger Altardede gejtellt und wo möglich mit 
einem Geländer umgeben. 

Will man mehrere Gemälde in der Kirche anbringen, jo müſſen es 
Gegenſtände aus dem Neuen Teitament fein, deren Annahme durch Runit- 
verjtändige zu beurteilen iſt. 

Vor dem Altar werden fümtliche Rirchengebete verrichtet, die vorge: 
jchrieben find, und unter feinerlei Vorwand durch den Geiitlichen ver: 
ändert vorgetragen werden Dürfen. 

Bei jämtlichen Kirchen: und Ranzelgebeten, welche letztere dem Geiit- 
lichen überlajjen bleiben, jteht alle Zeit die Gemeine von ihren Sigen 
auf, ebenjo bei Ablejung des Textes. 

Abhaltung des jonntäglichen Gottesdienites: 

Ein paar Accorde der Orgel bezeichnen den Anfang des Gottesdienites, 
hierauf ſingt der vierjtimmige Chor, der in den größeren Kirchen gegen 
30 Perfonen ſtark fein fann, wobei jedoch feine Frauenzimmer fein dürfen, 
ein ganz kurzes Lied ohne Begleitung der Orgel, als etwa: „Was atmet 
und lebet, lobfinge dem Herrn mit Feitgefang“, nach welchem der Getitliche, 
der fich unterdeilen vor dem Altar eingefunden hat, die feitgefesten Gebete, 
Berifopen ablieit und mit dem VBaterunfer und dem Segen beichlieht. 

Hierauf fingt derfelbe Chor ein noch kürzeres Schlußlied, als etwa: 
„Freuet euch, ihr Gerechten, freut euch hoch des Herrn p. p.“, womit Die 
erite Dauptabteilung des Sottesdienftes endet. Nach Endigung des Yiedes 
fällt die Orgel ein, und die Gemeinde, die bis dahin gejtanden hat, jingt 
4 bis 6 Verſe aus ihrem Gefangbuche, wobei fie fien darf. 

Nunmehr ericheint der Geijtliche auf der Kanzel, die Gemeinde ſteht 
wieder auf; der Geiltliche verrichtet ein eigen angefertigtes kurzes Ein- 
gangsgebet und verfündet gleich darauf den Text. Nach Ablefung des: 
felben fann fich die Gemeine wieder ſetzen. 

Während der Predigt wird nicht (foll niemals) mehr gelungen (mer: 
den‘, auch fein eigentliches Gebet von den Geijtlichen geiprochen werden. 

Die ganze Predigt darf nie über eine halbe Stunde dauern; fürzer 
it noch bejier. Ginige religiöje Gegenftände, die dem Tage angemeflen 
jind, mit einer furzen und bündigen Nutzanwendung begleitet, vorgetragen, 
genügen. Nach der Predigt und dem Amen des Geiftlichen ſteht die Gemeine 
nochmals auf, um ein ganz furzes Schlußgebet und den Segen abzuwarten. 
Nach diejen fann jich alles wieder jeen, und ein oder zwei von der Gemeine 
aefungene Berfe machen den ganzen Beichluß des Gottesdienjtes.“ 

Ueber die Gejtaltung des Altardienftes vor der Predigt äußert 
jih dann mehr ins Einzelne gehend folgende Skizze: 
Ghor: Was atmet und lebet ꝛc. 
Prediger: Das Stirchengebet (wor der Predigt benannt) inkl. Unfer 
Vater ꝛc. ohne Abkürzung. 
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Chor: In Ewigkeit. Amen! (Sallelujab). 

Prediger: Das Kirchengebet (nach der Predigt genannt) mit Abkürzungen. 
Mollejt und auch, o Herr, ꝛc. 
Ich glaube an Gott ꝛc. 
Empfanget hierauf den Segen des Herrn. 

Ghor: Freut Euch, Ihr Gerechten. 

Der Entwurf ift noch völlig unberührt von dem Einfluß der 
älteren Lutberichen Gottesdienftform. Der Wortlaut der Gebete 
ichließt fich eng an die herfömmlichen Gebete von 1717 an. Ni: 
colovius’ Anregung, das altkirchliche Credo in den Sonntagsgottes- 
dienjt aufzunehmen, hat Erfolg gehabt, — er tft aljo als der 
eigentliche Vater dieſer vielbefämpften Maßregel anzufehen!). Neu 
it, daß der König die gefamte Liturgie zulammenlegte und den 
Bredigt-Teil des Gottesdienites auf einen im fich abgejchlofjenen 
liturgiichen Teil folgen ließ. In dieſem liturgtichen Teil, der jich 
ausjchlieglich im Verkehr zwiichen Chor und ‘Prediger abipielte, 
jollte die Gemeinde auf pajlives Zuhören angewiejen jein. Auf 
dieje Weiſe fam das herkömmliche Kirchengebet vor der Predigt 
und das nach der Predigt unmittelbar nacheinander, nur durch 
einen furzen Zwiichenjag des Chores getrennt. In dem richtigen 
Gefühl für die Wunderlichfeit diefer Anordnung hatte der König 
das Gebet nach der Predigt erheblich abgekürzt. 

In diejer Form wurde die Liturgie in der Hof- und Gar: 
nijongemeinde in Potsdam und in der Garniſonkirche in Berlin 
eingeführt und evjchien jie im Druck?). 

Natürlich blieb der Borgang nicht im Verboragnen. Kein 
Geringerer als Schleiermacher erariff die Feder zu einer Kritik”), 
Seine Schrift zerfällt in drei Teile. Im erjten beurteilt ev die 
einzelmen Stüce der neuen Ordnung, vor allem das an zweiter 
Stelle jtehende Gebet, den Verſuch, das apoſtoliſche Glaubensbe— 

1) Woher aber jtammt die Einleitung zum Credo „Wolleft uns auch, 
o Herr, Standhaftigkeit und tägliches Zunehmen geben in dem alten 
wahren und ungezweifelten chriftlichen Glauben, den wir befennen und 
auf den wir die Hoffnung unfrer Seligleit gründen“? Sie bat eine leije 
Aehnlichkeit mit der Einleitung aus dem Taufformular der reformierten 
Agende von 1741. 

2) Berlin, Dieterici, 1816. 

3)5%W.1,80.5. S. 191 ff. Vgl. Briefwechfel mit Gaß, ©. 127. 
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kenntnis in jedem Gottesdienjt zur Verlefung zu bringen, und die 
Einleitungsformel dazu und die beiden Chorgejänge. Im zweiten 
die Anordnung des Ganzen, den ganz unglücklichen Gedanken, die 
beiden Gebete aneinanderzureiben, die Stellung des Segens vor 
der Predigt, den Beginn des Gottesdienjtes ohne Präludium und 
Gemeindegelang und die dem Chor zugedachte Nolle. Im dritten 
beipricht er die Gefahr, die dieje Liturgie für die Wertichägung 
der Predigt und für den Gemeindegefang mit fich bringen würde, 
Es ijt eine glänzende Kritik, die nahezu in allen Punkten den 
Nagel auf den Kopf traf und die Zuftiimmung aller Liturgifer 
der Zeit auf ihrer Seite hatte. Ausdrüclich bekannte fich Schleier: 
macher am Schluß zu der ſchon früher ausgeiprochenen Anficht, 
daß eine neue Liturgie nicht das Werk eines Einzelnen jein, fon: 
dern nur durch lange und ernfte Arbeit der Synoden gewonnen 
werden könne. 

Eylert berichtet, daß Schletermachers Schrift auf den König 
ſtark eingewirkt habe’). Die weitere Entwicklung läßt davon nicht 
viel merken. Es jcheint aber, daß fich der König den Bedenfen 
gegen die ungeſchickte Berfürzung des Kirchengebets und die Fort: 
lajjung der Fürbitte für die Ktirche und die Erhaltung von Wort 
und Saframent nicht verichloß. Dafür ſpricht ein neuer eigen: 
händiger Verſuch zur Berbejjerung des Allgemeinen Sirchengebets, 
worin der Anfang im Anschluß an das Gebet nach den Wochen: 
predigten von 1717 fo lautet: 

„Allmächtiger ewiger Gott, Barmberziger Vater in Jeſu Chriſto! 
Wir bitten Tich demütiglich, fiche uns ferner in ÖGnaden an; vergieb ung 
unire Sünden und Uebertretungen und erneuere uns im Geiſte unjeres 
Gemütes, dab wir Dir dienen in Heiligfeit und Gerechtigfeit, Die Dir ge- 
fällig it. Grbalte unter uns die Predigt Deines Wortes, famt dem reinen 
Gebrauch Deiner heiligen Saframente und gieb treue Hirten und Lehrer 
uns und unjern Nachlommen. Steure und wehre mächtiglich allen Ber: 
führungen von den Wegen der Unfchuld und der Gottjeligfeit, Damit Dein 
Name einmütiglich in der ganzen Chriſtenheit gebeiligt, Dein Reich vermehrt 
und das Reich des Böfen je mehr und mehr zeritört werde. Nimm Dich allent- 
halben gnädiglich Deiner Kirchen an und fchaffe ihnen Pfleger und Bejchüger 
an allen Herrichaften und Negenten. Laß Deine Barmbherzigfeit groß wer: 
den über die Perfon unfers allergnädigiten Königs und Herrn u. ſ. w. 


1) Gharafterzüge, Bd. II, Abt. 1, ©. 313 f. 
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Die neue Liturgie jollte ein Verſuch fein. Noch iſt Feine 
Nede von dem jus liturgicum des Landesherrn u. dal. Noch 
bleibt der Standpunft des Ministeriums unbejtritten, daß eine 
neue Liturgie nicht ohne irgendwie herbeigeführte Mitwirkung der 
Kirche zuitandefommen fünne. Daß der König fich noch unficher 
fühlte, geht am bejten Daraus hervor, daß er zur jelben Zeit drei- 
fachen Auftrag erteilte zur Ausarbeitung einer Liturgie für den 
Sonntags-Gottesdienit und eine Agende, nämlich an Eylert, an 
Ribbeck und Hanjtein und an Sad. Bon dem Schidjal der Ar- 
beit Eylerts erzäblt dieſer jelbit ausführlich‘). Der von ihm aus: 
gearbeitete Entwurf iſt in den Akten nicht zu finden. Dagegen 
liegt ein Schreiben vor, worin er auf einige Berbejjerungen der 
eingeführten Yıturgie für die Potsdamer Garnifonsfirche anträgt, 
nämlich vor allem auf Zufammenziehung der beiden Gebete vor 
und nach der Predigt — er legte einen Entwurf dazu gleich vor. 
Zweitens auf die Einführung von Neiponforien, damit die Ge— 
meinde nicht während der Liturgie paſſiv bleibe. Drittens auf 
die Erlaubnis, neben den Perikopen andere Schriftitellen zu ver: 
lejen. Viertens auf die nur einmalige Berlefung des Unjer Vater, 
entiveder am Altar oder am Schluß der Predigt, und auf Ab- 
wechslung mit den Segensformeln, jo, daß den Schluß der Li: 
turgie ein neutejtamentlicher Segenswunfch, den Schluß des ganzen 
Hottesdienites der aaronitiiche Segen bilden jollte ?). 

Ribbeck und Hanſtein überreichten zunächit nur einen Ent- 
wurf für den Sonntagsgottesdienit ’). Sie bemerften dazu, daß 
außer dem Prediger und dem Chor auch die Gemeinde zur Mit: 
tätigfeit herangezogen werden müſſe, da jonjt zu befürchten jet, 
daß die Gemeindeglieder erit zur Prediat fommen würden. Auch 
jei die Mittätigfeit dev Gemeinde jeit der Reformation im Ge— 
brauch und finde auch in dev bijchöflichen Kirche von England 
itatt, deren Liturgie nach der der ältejten chriftlichen Kirche ein- 
gerichtet jei. Nicht nur Intonationen, Reſponſorien und Geſang 
der Gemeinde und des Chores jollten jeden Sonntag mechieln, 

1) Gharafterzüge, Bd. III, Abt. 1. ©. 305 ff. 


2) Schreiben von Eylertan Albrecht, 4. Juni 1816. 
3) 4. März 1816. 
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Jondern darin auch der Charakter der Anbetung mit dem der Dan: 
ſagung. Auch das apojtoliiche Symbol an jedem Sonntage zu ge: 
brauchen, hielten fie nicht für zweclmäßig und wünschten in Abwechs— 
fung damit Berlefung einer Zufammenftellung biblifcher Sprüche, 
welche die Hauptlehren des Chriftentums enthalte). Dementipre- 
chend gliedert fich der reiche Entwurf in folgende Teile: Einlei- 
tung; Demütigung vor Gott; Anbetung o der Dankſagung; Bitte 
und Fürbitte; DVerlefung aus der Heiligen Schrift und Glaubens- 
befenntnis. Darauf folgt der Schluß und dann exit Kanzellied 
und Predigt. 

Sads Entwurf, zu dejjen Ausarbeitung er ein volles Jahr 
gebrauchte, unterjchted ſich davon weſentlich. Er erflärte oder 
wiederholte die Erklärung, daß er die herkömmliche reformierte 
Sonntagsliturgie für durchaus zweckmäßig halte. Die Gebete 
vor und nach der Predigt feien aut evangelifch, verjtändlich, 
ichriftmäßtg, erbaulih. Auch an der Ordnung des Ganzeu jei 
nichts auszujegen. Eine ganz neue liturgiſche Form würde der Ge- 
meinde auffallend jein und die kirchliche Andacht eber itören, als be- 
jördern. Er wolle daher nur wenig Abkürzungen, Zuſätze und Stil: 
änderungen empfehlen, 3. B. dem Gebete vor der Predigt die allge- 
meine Beichte und das apojtoliiche Symbol hinzufügen. Für viel 
wichtiger als die Nenderung der Sonntagsliturgie halte er die Ber: 
bejferung der Formulare für Trauungen, Taufen und Ordination. 

Sads Entwurf ſchloß jich alſo aufs Engite an das Beftehende 
an. Er wollte nach einem Orgelpräludium Schriftverlefung durch 

1) Sie legten fünf Proben bei: I, Epb. 1, 3; Job. 4, 24; 1 Tim. 6,' 
15—16; Joh. 3, 16; 1 Betr. 2, 22; 2 Cor. 13, 4; Ebr. 13, 20; 2 Gor. 1, 
22—23; Röm. 8, 16—17; 2 Gor. 13, 13. II. Eph. 1, 3; Act. 17, 24; 
ef. 52, 10; 2 Cor. 5, 19; 2 Cor. 5, 21; 1 Thefj. 5, 9; Phil. 7, 2; Joh. 1,12; 
Sal. 4, 6; Röm. 8, 11; 1 Betr. 1, 22; 2 Gor. 13, 18. IH. Epb. 1, 5; 
Pf. 97, 6; Röm. 1, 20; 1 Cor: 8, 6; Gol. 1, 19—20; 2 Gor. 5, 15; Yale. 
20, 21; Röm. 5, 5; Röm. 5, 2; 2 Gor. 13, 13. IV. Eph. 1, 3; 1 Chron. 
30, 11; Hiob 12, 13; Eph. 3, 14—15; 2 Theil. 2, 14; Röm. 3, 25; Gbr. 9, 14; 
Gol. 1,22; Ebr. 8, 12; 1 Cor. 2, 9.10, 12; 2 Cor. 13, 13. V. Epb. 1, 3; 
Serem. 32, 17; 5 Mof. 32, 6; 1 ob. 3, 1; Eph. 3, 11—12; 1 Betr. 3, 18; 
Röm. 5, 10; Röm. 4, 25; Ebr.5, 8; Eph. 12, 18; Eph. 1, 14; Epb. 4, 30; 
Röm. 6, 19; 1 Theil. 2, 12; 2 Gor. 13, 13. 
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einen Kandidaten haben, ſowie Aufgebote und Abkündigungen. 
Dann jollte nach dem legten Geläut der Gejang der Gemeinde 
einjegen und der Prediger das agendarifche Gebet vor der Predigt 
und das apojtolijche Bekenntnis verlejen, auch das Unjer Vater 
beten; dann folate das Dauptlied der Gemeinde, Schriftverlefung 
von der Kanzel, Kanzelvers der Gemeinde, Predigt, agendarijches 
allgemeines Kirchengebet, abermaliges Unjer Bater und der Segen. 

Es zeigt, daß Sad von allen Räten den König am beiten 
fannte, wenn er in dem Begleitjchreiben, wonmt er dem Könige 
jeinen Entwurf überreichte, nochmals ausdrücklich Einſpruch da— 
gegen erhob, der Kirche eine nach dem Gutachten weniger Geiſt— 
licher verfaßte Liturgie durch obrigfeitliche Befehle aufzudrängen 
oder jie auch nur vorläufig in der Domgemeinde einzuführen. 
Er ging nicht auf die Nechtsfrage ein, aber er jchilderte anſchau— 
lich die vorauszujehenden Wirkungen eines jolchen Borgehens: 

„Es tt nicht zu erwarten, daß eine von einem oder einigen Wenigen 
gefertigte Liturgie allgemein gebilligt und ohne Widerspruch angenommen 
werden wird, Schon hat, was von den Vorfchlägen der Geiftlichen Kommiſſion 
befannt geworden iſt, bei mehreren eine große Unzufriedenheit und Bes 
forgnis veranlaßt, es möchten der Kirche Neuerungen im Kultus nach Dem 
Gutdünken weniger Theologen, denen man eine gejetgebende Autorität 
in geitlichen Dingen nicht zutrauen und einräumen könne, aufgedrungen 
werden. Bei der Verfchiedenheit der Anfichten und Meinungen würde 
felbjt die vortrefflichite und tadellojejte neue Liturgie von einigen der An— 
näberung zum Aberglauben der papiltifchen Kirche, von anderen der Ab- 
mweichung von Der Reinheit des Glaubens und wieder von anderen der 
Aufregung verwirrter, myjtiicher Gefühle beichuldigt werden. Dann 
dürfte es unter den Predigern nicht an folchen fehlen, die bei einer Ab: 
änderung des firchlichen Ritus, welche nicht von der Kirche ſelbſt aus: 
gebt, die Nechtaläubigfeit und Gewiſſensfreiheit gefährdet zu jehen ver: 
meinen und die ihrem Amte fchuldig zu fein glauben, vor Gefahr zu 
warnen und zur Feithaltung an dem Belenntnis des Glaubens zu er: 
mahnen, woraus allerlei Streit und Gewiſſensangſt entiteht. Kirchliche 
Gebräuche und Symbole jind nun zwar nicht der Glaube und die Religion 
jelbit, und fie anordnen oder abjchaffen iſt fein Eingriff in Die Gewiſſens— 
freiheit; fie werden jedoch von vielen dafür angeſehen und oft für heiliger 
gehalten als der Lehrbegriff jelbit.” 

Auf dieſe Bedenken gründete Sad die Bitte, die Einfüh— 
rung einer veränderten Liturgie noch auszufegen, bis durch die 
künftige Generaljynode eine verbejerte, vollftändige Agende für die 
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evangeliiche Kirche in Borichlag gebracht werden könne. Bis 
dahin jolle man ſich begnügen, die Provinztaliynoden zur Be- 
ratung über dieſen Gegenitand anzuregen, und überdies gelehrte 
und fromme Männer aus weitejten reifen zu Nate ziehen, Grit 
wenn die Generaliynode dem Könige den Entwurf einer neuen 
Agende zur allerhöchiten Genehmigung vorlege, dürfte die wünſchens— 
werte VBerbejjerung allgemeinen Beifall finden, von den Gemein: 
den mit Freude und Dank aufgenommen und etwaiger Wider: 
ſtand mit Fug und Necht bejtraft werden ?). 

Sad blieb alio fejt bei dem Programm, das die geistlichen 
Näte zu Anfang der liturgiichen Bewegung aufgeitellt hatten, und 
das auch das Programm Schleiermachers war: Erſt Berfafjlung, 
dann Liturgie. Nicht zu leugnen aber ijt, daß feine fachlichen 
Vorjchläge die Spuren einer greijenhaften Gebundenheit an das 
lUleberlieferte zeigten. 

Der König las die Eingabe des von ihm hochverehrten Mannes 
genau, aber Eindrucd machte fie auf ihn nicht, wie feine eigen: 
händigen Randbemerfungen dazu zeigen. Für die Zuſammen— 
legung der Gebete vor der ‘Predigt berief ev ſich auf den Antrag 
der geiſtlichen Kommiſſion, — ein hartnäckig fejtgehaltnes Mißver— 
jtändnis, da die Kommiſſion zwar das Allg. Kirchengebet vor die 
Predigt verlegen, das Eingangsgebet aber in eine geſungne, ganz 
kurze Ktollefte verwandeln wollte, — und auf die gute Erfahrung, 
die man damit bei den Militärgottesdieniten gemacht habe; «8 
jolle daher in der Domgemeinde ebenjo gehalten werden. Als 
Segensipruch nach der Predigt wollte er den altteitamentarijchen 
und am Ende dev Gebete den neutejtamentariichen gebraucht 
willen. Die Berlefung von Evangelium und Epijtel gehöre un: 
bedingt an den Altar, dev Gemeindegejang nach der Schriftver: 
lefung ſolle gejtrichen werden. Grundſätzlich bemerkte er, von 
Veränderung (dev Yıturgie) könne eigentlich wicht die Rede fein, 
da bisher gar Feine Liturgie beobachtet worden, jondern jeder 
Geiſtliche nach feiner Willfür das Allgemeine Gebet ꝛc. ablas 
oder gemeinhin nicht ablas. Es müſſe einmal zur Probe der 
Anfang gemacht werden, und dieſe Jolle im Dom ftattfinden, un: 

1) Promemoria von Sad an den Stönig, 15. März 1817. 
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bejchadet der Generaliynode. Wenn verjtändige Geiftliche ihre 
Sculdigfeit tun, jo werden feine Unruhen in der Kirche itatt- 
finden, zu denen niemand berechtigt jei. Ueberdies folle ja die 
gottesdienftliche Sonntagsordnung beinahe wörtlich beibehalten 
werden. 

Mit jeinen Randbemerfungen !) jandte der König Sads Ent- 
mwurf an Eylert zur Begutachtung. Eylert nahm in feiner Ant: 
wort zugleich Bezug auf Schleiermachers Kritik. Die Schrift- 
verlejung zwiichen dem zweiten und dritten Geläut hielt ev für 
ganz unzweckmäßig. Die Aufgebote möchten in den Nachmittags: 
gottesdienjt verlegt werden. Nachdrücklich bedauerte er das Fehlen 
von Chören in Sads Entwurf; wenigitens in Berlin hielt er die 
Bildung von Sängerchören für leicht erreichbar. In den Ehören 
müßten Knaben-(Diskant)Stimmen jein; die Reſponſorien ſollten 
vom Chor und der Gemeinde aejungen werden. Die biblijche 
Verlefung, die nicht fehlen dürfte, gehöre inmitten der Liturgie 
und zwar vor das Npojtolitum. Die beiden Gebete vor und 
nach der Predigt wollte er, wie jchon gejagt, in eins zuſammen— 
gezogen wiſſen. Auch in der Formulierung trat er für den Ent- 
wurf des Königs ein, namentlich wünjchte ev für die Staats: 
Diener Erinnerung an ihren Eid. „Was der Brofejjor Schleier: 
macher über diejen Punkt tadelnd jagt, iſt wie das Meifte feiner 
Schrift nichts al3 eine leere Sophiſterei, wovon Gottlob ein 
frommes, Erbauung juchendes Gemüt nichts weiß“ 2). 

AU diefe Bemerkungen Eylerts fanden den vollen Beifall 
des Königs, mit Ausnahme der Beteiligung der Gemeinde an 
den Reiponjorien ?). 

Nach dieſen Grundjäßen wurde nun die Liturgie für den 
Sonntagsgottesdienit in der Hof- und Domkirche zu Berlin ge: 
ftaltet. Eylert rühmte von ihr: „Sie gehört zu den beiten, die 
ich kenne, und wird gewiß die Erbauung der Gemeinde befördern, 
da jie dem öffentlichen Gottesdienjte mehr feierliches und erheben- 
des gibt, woran es bejonders in der Domkirche zu Berlin bis 


1) 15. März 1817. 
2) Gutachten, 29. März 1817. 
3) Randbemerfungen vom gleichen Tage. 
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jet fehlte). Am 20. April 1817 richtete der König folgende KO 
an Sad: 

„sch danke Ahnen für den Mir eingefchicften Entwurf einer Liturgie 
für die Hof- und Domlirche zu Berlin. Wie Sie aus der Anlage erjehen 
werden, babe ich denjelben etwas abgeändert und das Meiſte aus der 
alten Agende aufgenommen, daher fehr wenig Abänderungen der alten 
Liturgie vorlommen und, im Wejentlichen, durch die Einführung der an- 
liegenden, die Ich für Die Hof- und Domkirche zu Berlin hiermit feitjege, 
nur Die alte, außer Acht gelommene mit einigen Zufägen hergeſtellt wird. 
Die herfümmliche Vorlefung aus der ©. Schrift vor dem Anfange des 
Gottesdieniteg, zwilchen dem zweiten und dritten Ginläuten zur Kirche, 
fol unterbleiben, weil Ddiejes Borlefen, während die Gemeinde fich nach 
und nach, die Anficht jtörend, verfammelt, nur als zwecdwidrig angeſehen 
werden fann, die Aufgebote aber, welche nachher noch durch die Antelli- 
genzblätter dem Publikum befannt werden, am jchidlichiten in den nach 
mittägigen Gottesdienit zu verlegen find. Außerdem werden Sie finden, 
daß die hergeitellte Yiturgie nur den Zuſatz von einfallenden kurzen Chören 
enthält, von welchen Ich erwarten fann, daß fie jedes unverdorbne Gemüt 
aniprechen werden. Bielleicht iſt es jpäterhin der eigne Wunſch der 
Gemeinde, in die Chöre mit einzujtimmen; in dieſem Falle habe ich nichts 
Dagegen, überlajje es aber lediglich der Gemeine. Die Chöre werden jegt 
in Muſik gelegt und demnächit eingeübt). Sobald dies geſchehen und 
der Ausbau des Innern der Domlirche vollendet ift, fol die hier ange: 
ichloffne Liturgie eingeführt werden, und Sie erhalten hiedurch den Auf: 
trag, ſchon vorläufig das Erforderliche mit dem Domminifterium anzu: 
ordnen, auch die Liturgie bei dem Buchdruder Dieterici, käuflich für 
jedermann, abdruden zu lajjen. 

65 wird Mir angenehm fein, von Ahnen zu vernehmen, daß Sie 
und das Domminiſterium mit Diefer Anordnung des vormittägigen Gottes: 
dienites einveritanden find; in Abficht des nachmittägigen lafle ich es bei 
dem, was bisher ftattgefunden hat.“ 

Gleichzeitig erhielt der Miniſter Mitteilung von des Königs 
Anordnung ?). 

Der Entwurf jelbjt hatte folgendes Ausfehen. Ein Gejang 
der Gemeinde nach Wahl des Predigers machte den Beginn. 
Darauf die Salutatio des Predigers vom Altar aus: Der Herr 
jei mit Euch, aufgenommen vom Chor mit der Antwort: Und 
mit jeinem (!) Geifte. Sodann das Kirchengebet vor der Predigt, 

1; Schreiben Eylerts an Albrecht, 14. April 1817. 


2) Dazu hatte fih auch Zelter bereit erflärt. 
3) KO vom 20. April 1817 an Shudmann. 
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wie in dem Entwurf von 1816: „Barmbherziger getreuer Gott 
u. ſ. w.“ mit dem Dank für alle irdiſchen und geiftlichen Wohl: 
taten, injonderheit für das helle Licht des Evangeliums, woran 
unmittelbar der Paſſus aus dem Fürbittengebet nach der Prediat 
gefnüpft wird: „Wir bitten Dich, Du wolleſt Deine chrijtliche 
Kirche mit allen ihren Lehrern und Dienern durch Deinen heiligen 
Geijt regieren, daß ſie bei der reinen Lehre Deines Wortes er: 
halten, der wahre Glaube in uns ermwect und geftärfet werde, 
auch die Liebe gegen alle Menjchen in uns erwachje und zunehme”. 
Diejer erſte Gebetsteil bejchlofjen mit der Anrufung: Erhöre uns, 
o Herr!, die der Chor wiederholt und verjtärft. Darauf ein 
Sündenbefenntnis, verbunden mit der Bitte um gejegnete Ver: 
kündigung des göttlichen Wortes, vom Chor mit Amen bejtätiat. 
Es folgt die biblische Lektion des Evangeliums oder der Epijtel, 
von Chor rejpondiert mit Hallelujab.. Dann das ‚Fürbittengebet: 
„Laſſet uns ferner beten: Allmächtiger, ewiger Gott”, — wie in 
dem Entwurf von 1816, an eriter Stelle die Fürbitte für „unfern 
allergnädigften König und Herrn“ und jein Haus enthaltend, die 
wiederum vom Chor mit dem Sag: Erhöre uns, o Herr! be: 
jtätigt wird, an zweiter Stelle die Fürbitten für das Königliche 
Kriegsheer und alle Diener des Königs und des Vaterlandes unter 
Erinnerung an ihren Eid, für alle chriftlichen Negenten und Die 
Heilige Allianz, für alle Königlichen Yänder, für die allgemeine 
Not mit dem von Schleiermacher 1816 jo jehr vermißten Zujaß: 
„Laß uns Alles in der Welt zum Beſten dienen“, und der gleic): 
falls von ihm gewünschten Nenderung: „Bewahre uns vor einem 
böjen, unbußfertigen Tode”. Ein Amen des Chores macht den 
Beihluß. Sodann mit der Ginleitungsformel von 1816 das 
apoftoliiche Glaubensbefenntnis, das der Chor mit dem: Ehre jet 
dem Vater ermidert, und das Unjer Vater mit der Einleitung: 
„Mache uns würdig, Herr, daß wir mit Vertrauen und Unjchuld 
Dib anrufen und jagen fönnen: Unjer Bater“, ein Amen des 
Chors, der apojtoliiche Gruß und der Chorſatz: „Heilig, heilig, 
heilig ijt der Herr, und alle Yande jind jeiner Ehre voll“, Damit tit 
der Itturgische Teil abgeſchloſſen; es folgt das Hauptlied, die Predigt 
ohne Unterbrechung, der Naronitische Segen und der Schlußaejang. 


Foerfter, Entitehung d. preuß. Landeskirche. 1. 16 
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Zweifellos enthält diefer Entwurf gegenüber dem von 1816 
eine ganze Neihe von Verbejjerungen. Schleiermachers Kritik hat 
darauf eingewirkft 3. B. darin, daß die Gemeinde gleich zu An— 
fang zu Wort fommt und das Recht erhält, die Nejponforien mit- 
zufingen, daß die Fürbitte für die Predigt und die Kirche an 
dem vornehmiten Plate eingeitellt, eine Bitte für die chriftlichen 
Negenten der Welt aufgenommen, das Unſer Vater an einen 
bejjern lat, der Segen an den Schluß des Ganzen gerückt ift, 
und in vielen einzelnen ftiliftiichen Aenderungen. Aber zu welcher 
Länge iſt nun der Gebetsaft ausgewachjen, und wie jehr erjcheint 
die Predigt nur als Anhang des Ganzen, ganz zu jchweigen von 
dem groben Fehler in der Form der Salutativo, den jtehen ae- 
lafjen zu haben, Eylerts liturgiſches Sachverſtändnis in schlechtem 
Lichte ericheinen läpt!). 

Sat war nicht gejonnen, ſich der Königlichen Willens: 
äußerung blind zu unterwerfen, und er fand nun in jeinem Wider: 
jpruch gegen die geplante Veränderung die Unterfiüßung des ge: 
jamten Hof- und Dom-Mintjteriums. Am 20. Mai 1817 wandte 
es jih an den König und trug ihm folgende Bitten vor: Es 
möge der Teil des Gebetes, der die Fürbitten enthält, nach der 
Predigt verlegt werden, denn es fer zu befürchten, daß jonft die 
Länge des Gebets ermüden, die Predigt nur als Anhang er: 
icheinen werde, die Zuhörer entiveder vor der Predigt die Kirche 
verlafjen oder exit zur Predigt fonmen würden. Ferner bean: 
tragten die Domprediger eine Reihe von kleineren, ſtiliſtiſchen 
Aenderungen, vor allem die Korrektur der Salutatio. Auch möchte 
dem Prediger veritattet werden, jtatt Evangelium und Epiitel 
andere Schriftitellen zu verleſen. Endlich aber jolle dem Ab: 
druck der Liturgie folgende kurze Bemerkung vorgedrucdt wer: 
den: „Diefe Liturgie iſt dev bisber in unjerer Kirche gebräuchlich 
gemwejenen bis auf einige Abänderungen und Zuſätze völlig gemäß. 
Ste iſt von Seiner Majeſtät allerböchitjelbit vorgejchrieben und 
ein neuer erfreulicher Beweis, wie jehr die heilige Sache der Be- 
förderung chriitlicher Erbauung unjerem allerteueriten Vlonarchen 

I) Eylert wiederholt diejen Fehler noch in feinen „Charakter— 
zügen“ Bd. III, 2. ©. 55, 
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am Herzen liegt. Möge fie unter der Mitwirkung des Geiſtes 
Gottes ihres heilfamen Zweckes nicht verfehlen.“ Das Dom; 
mintjterium wollte damit dem Vorwurf eigenmächtiger Handlungs— 
weile zuvorkommen '). 

Man merkt es der Antwort des Königs an, daß ihm diejer 
MWiderjpruch jtörend war. Mehrere der in Borjchlag gebrachten 
Abänderungen freilich fonnte ev nicht anders als billigen. Die 
Beichränfung dev Bibelleftion aber auf das Sonntagsevangelium 
oder die Epiitel hielt ev aufrecht, „mit Vorbedacht, um aller 
Willfür in dev Auswahl vorzubeugen und das ehrwürdige Alte 
wieder eintreten zu lajfen.“ Die kurze Vorbemerkung fand er 
angemejjen, bis auf den entjcheidenden Punkt: er forderte, daß 
das „vorgejchrieben” in „genehmigt“ verändert werde. Zu dem 
eriten Antrage aber bemerkte er: „Die Zufammenftellung des 
Hottesdienites vor dev Predigt beruht auf einem Vorſchlag der 
getitlichen Kommiſſion, den ich jehr angemefjen gefunden habe, 
und die Bejorgnis, daß man die Predigt als bloßen Anhang des 
Gottesdienstes anjehen und zum Zeil vor derjelben die Kirche ver: 
lajjen oder erit kurz vor ihrem Anfang fich einfinden werde, hat 
ſich in der Hof und Garniſons-Kirche zu Potsdam zu meinem 
Wohlgefallen als nicht gegründet gezeigt. Auch kann es die An— 
dacht nicht ermüden, wenn das ohne allen Zuſatz gelafjene alte 
Kirchengebet vor der Predigt jtatt nach derielben, und ob es vor 
dem Altar oder von der Kanzel gehalten wird; nur dann fann 
e5 ermüden, der Gottesdienit am Altar dreiviertel Stunden 
währen, wenn die Worte fait unveritändlich gedehnt werden, eine 
jehr üble Gewohnheit manches Gerjtlichen, der durch dieſe Art 
der Verlejung des Gebetes und des Evangeliums oder der Epiitel 
mehr ‚Feierlichleit in den Gottesdienst zu legen glaubt." Indeſſen 
zögerte der König dann doch, den ſofortigen Abdruck der neuen 
Liturgie zu befehlen; bis zum Ende des ‚Jahres blieb fie ungedruct ?). 


1, Eingabe, von den vier Domgeiitlihen Sad, Stofh, Ehren 
berg, Théremin unterzeichnet, 20. Maı 1817. 

2) KO an das Minijterium der Domfirche, 30. Mat 1817; Mündliche 
Ergänzung dazu nach Albrechts Bericht; Befehl zum Drud vom 9. Oltober 
1817. Ob fie gedrudt ijt? Gin Druceremplar iſt weder in der Kal. 

16 * 
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inzwischen hatte die in der Berliner und Botsdamer Garni: 
jonfirche eingeführte Liturgie ihren Gang durch alle Garniſons— 
Gemeinden angetreten. Bei einem Gejpräh am Sonntag nad) 
Weihnachten 1816 hatte der König dem Feldpropſt Auftrag ge: 
geben, alle Prediger der Armee mit entiprechender Anmeifung zu 
verfehen. Da nun nach der Militärkirchenordnung von 1811 die 
Feldprediger den Konſiſtorien unterjtellt waren, hatte der Feld— 
propit jich zur Ausführung diejes Befehles an den Minifter ge- 
wandt, diejer aber unter dem Eindruck von Schleiermachers Kritik 
Bedenken erhoben und die Beibringung eines fchriftlichen Befehls 
vom König verlangt. Indem ſich Offelsmeyer deshalb perjönlich 
an den König wandte, trat ev Schleiermachers Anjtänden gegen: 
über aufs wärmite für die neue Ordnung ein und räumte jenen 
nur in dem Vorſchlag einiger ganz geringfügiger Aenderungen 
am Stil der Gebete ein Necht ein. Der König genehmigte Offels: 
meyers Entwurf einer Anweijung an jämtliche Feldprediger zur 
äußeren Anordnung des Gottesdienjtes und nach nochmaliger 
Erwägung mit Eylert auch drei der von Dffelsmeyer vorge— 
Ichlagenen fleinen Abänderungen, 

Wie völlig als Laie ev immer noch den liturgischen Dingen 
gegenüberitand, beweift feine Bitte um Auskunft, weshalb eigent: 
lic) der eine Segenswunfch der altteftamentliche und der andere 
der neutejtamentliche genannt werde. 

Dem Königlichen Befehle gemäß wurde nun die Liturgie zu: 
jammen mit dem Fleinen Soldatengejangbuch gedrucdt und nach 
und nach in allen Garniſonkirchen eingeführt’). 

Die Liturgie iſt diejelbe, wie die von 1816. Schleiermachers 
Bibliothek, noch im Staatsarchiv, noch in der Negiltratur des Doms auf: 
zutreiben. Bier fehlen überhaupt Alten über die gejchilderten Verhand— 
lungen. Nicht einmal dies fonnte fejtgeftellt werden, ob die Liturgie tat: 
jächlich eingeführt worden tit. 

1} Schreiben Offelsmeyers an den König, 9. Febr. 1817; KO 
vom 11. Febr. an denfelben; Veränderter Entwurf Offelsmeyers mit 
Gutachten Eylerts, 16. Febre; Genehmigung des Königs, 20. Februar. 
Liturgie für die Armee. Berlin 1817 bei Georg Deder (Das einzige 
Gremplar, deffen ich habhaft werden konnte, ift in Dem Geh. Archiv des 
Kriegsminiiteriums). 
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Kritik iſt nur in drei ganz geringen jtiliftiichen Korrekturen berück— 
fichtigt ). 

Aber der König hielt auch damit die Verbeſſerung der Liturgie 
noch nicht für abgeichlofjen. Er beichäftigte jich fortdauernd da— 
mit, probierte und jtudierte. Ich füge zum Zeugnis dafür noch 
einen eigenhändigen „Werfuch einer Liturgie für die Garnifon- 
firchen” an, der leider nicht genau datiert tft, aber wohl etwa 
aus dem Februar 1817 jtammt. Er lautet: 

Ein paar Uccorde der Orgel. 

Chor: Was atmet und lebet, lobjinge dem Herrn mit Feſtgeſang ıc. 

Prediger: Laſſet uns beten 

(nun folgt das Gebet, welches unter der Benennung: Das 
Kirchengebet vor der Predigt, in der Agende von 1717 auf: 
geführt fteht, jedoch mit Weglaffung des Vaterunfers): Barm- 
herziger getreuer Gott, Tu ewiger Bater unjerd Herrn Jeſu 
Chriſti, der Du mit Deinem Heiligen Geijte regiereit in Ewig— 
feit ꝛc. 

Ghor: Ehre fei dem Vater und dem Sohne und dem Heiligen Geijte, 
der da war von Anfang, der da iſt und der da fein wird von 
Ewigkeit zu Ewigkeit. Amen. 

Prediger: Laſſet uns ferner miteinander beten 

inun folgt das Gebet, welches unter der Benennung des 
KtirchengebetS am Sonntage nach der Predigt in der Agende 
aufgeführt ift, jedoch mit den Abkürzungen, wie fie eben dort 
unter der Benennung: Gebet nach den Wochenpredigten, zu 
finden find): Allmächtiger Gott, Barmherziger Vater in Jeſu 
Ghrtito, wir danlen Dir von Derzen ıc. 

Ghor: Ehre ſei dem Vater ꝛc. wie zuleßt. 

Brediger : Die heutige Eptitel ze. 

Wolleſt uns auch, o Herr! Standhaftigfeit und tägliches 
Zunehmen geben in dem alten wahren und ungezweifelten 
chriftlichen Glauben, den wir befennen, und auf den wir die 
Hoffnung unſrer Seligfeit gründen: 

‘ch glaube an Gott ꝛc. 

Chor: Heilig, heilig, heilig ift Gott, der Herr Zebaoth! Alle Yande 
find feiner Ehre voll. 

Prediger: Ter Gott des Friedens heilige Euch ganz und gar, und Euer 

ganzer Geiit, Seel und Yeib werde uniträflich auf die Ju: 


1) Einleitung: Yaflet uns vor dem Angefichte Gottes un 5 demütigen; 
Gib, daß wir Dein heiliges Wort .. . in reinem Herzen behalten; Be: 
wahre uns vor einem böfen, unbußfertigen Tode. 
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funft unjer® Herren Jeſu Ehrifti '). Getreu ijt, der Euch 
rufet, der wirds auch tun. (Diefe Worte, die eigentlich den 
Schluß des alten Kirchengebets vor der Predigt machen, 
müſſen dort weggelaijfen werden). 
Vater Unfer ıc. 
Empfanget hierauf den Segen des Herrn: 
Der Herr fegne Euch und behüte Euch ꝛe. 
(Die bier angeführten Kirchengebete der Agende find dem 
Sprachgebrauch und den Zeiten gemäß zu berichtigen, im 
übrigen aber unverändert zu laflen). 
Ghor: Freut Euch, Ahr Gerechten, freut Euch hoch des Herrn ze. 
Die Orgel präludiert ganz kurz und der Geſang der Gemeinde hebt an. 
Zugleich juchte fic) der König genaue Kenntnis von dem 
Stand der Liturgie in der Monarchie zu verichaffen. Albrecht 
mußte fich deshalb an den ſchleſiſchen Oberpräfidenten Merfel in 
Breslau wenden und empfing von ihm eine den König hoch über: 
rajchende Auskunft. In Schlejien hatte fich näntlich die alte 
lutheriſche Gottesdienjtform nahezu unangetajtet erhalten, ja fie 
war fogar noch reicher ausgeftattet worden. Der Frühgottesdtenit, 
der in Breslau ſchon um 5 Uhr morgens begann, dauerte 3, der 
Hauptgottesdienit um 9 Uhr ohne Kommunion gleichfalls 3 und 
der Nachmittagsgottesdienit um 1 Uhr etwa 2 Stunden. 
Sängerchöre, Kirchenmuſiken, Gejang des Getitlichen waren 
jelbjt in den Landfirchen die Regel. Im Dauptgottesdienjt folgte 
auf das Morgenlied das Kyrie, mit Mufikbegleitung von dem 
Sängerdyor vorgetragen. Darauf die Intonation des Geijtlichen: 
Gloria in excelsis Deo, beantwortet durch den Gemeindegejang: 
Allein Gott in der Höh ſei Ehr; die Salutation und das Kol: 
leftengebet, beide vom Chor beantwortet, die abaejungene Epiitel, 
eine Kirchenmuſik, die etwa zwanzig Minuten dauerte, aber: 
malige Salutatio, das abgefungene Evangelium, das Dauptlied mit 
Mufifbegleitung, darauf das Glaubensbefenntnis, von der Ge- 
meinde gejungen. Erſt dann die Predigt; darauf nach allge: 
meinem Sündenbefenntnis das Kirchengebet in feiter agendarijcher 
Form, die Anzeigen der Sterbefälle und Aufgebote, ein freies 
Gebet, ein jtilles Baterunjer und ein Segenswunfch. Dann der 
Schlußteil: nach kurzem Gemeindegelang eine geſungene Kollefte und 


I) Wörtlich jo. 
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der Segen; endlich der Schlußvers der Gemeinde. Im Nachmittags: 
gottesdienjt hatte man jogar noch, wenigitens in den Stadtfirchen, 
die lateinische Sprache bei Intonation, Neiponforien, Gloria, 
Salutatio und Kollekte beibehalten’). 

Alles, was wir bisher von erjten liturgifchen Reformen ge: 
jchildert haben, war ohne offizielle Mitwirkung des Minifteriums 
gejchehen, ja ihm teilweife erit im Moment oder nach der Aus: 
führung befannt geworden. Es waren Privatverjuche des Königs, 
auf dem Gebiete, worin er fich unbejtritten als Herr fühlte, in 
jenen Hof- und Garnijonfircchen. Noch harrte Schuckmanns 
Bericht über den liturgiſchen Teil des Kommiſſionsgutachtens 
eines Beicheides. Im Miniftertum war tatjächlich inzwiſchen 
nicht weiter darüber verhandelt worden. Wir willen, daß bier 
die Anficht herrichte, eine Lituraifche Veränderung könne nur durch 
ſynodale Beratungen herbeigeführt werden. Auch waren ja die 
Verfuche des Königs allen Räten genau befannt; man glaubte 
aljo abwarten zu müjjen, was er anordnen würde Statt einer 
jolchen Anordnung aber erfolgte am 4. Februar eine KO, worin 
der König Bericht über die Yage der Verbeſſerung der Liturgie 
forderte. Er hoffe, daß die Sache inzwijchen ihren Fortgang ge— 
babt habe. Der Bericht des Minifters vom 28, Februar legte 
noch einmal die Stellung des Mintfteriums dar: ES habe in: 
zwifchen den Provinzialfonfiitorien Auftrag gegeben ?), Presby— 
terien und Synoden zu bilden, „Mit legteren werden dann auc) 
die beabfichtigten Aenderungen und Berbejjerungen der Yıturgie 
zuerſt beraten und die darauf fich beziehenden Vorſchläge der 
Geiftlichen den Behörden zur Prüfung und mweitern Bearbeitung 
vorgelegt werden.“ 

Auf dieſem Punkte blieben die liturgischen Reformbeſtrebungen 
bis zu Beginn des Minijteriums Altenftein. Jedoch iſt bier noch 
einiger Neuerungen Erwähnung zu tun, die gleichfalls der Ini— 
tative des Königs entjtammen, Schon im „jahre 1810 hatte ev 
angeregt, ob nicht verdienten Geijtlichen der Titel eines Biſchofs 

lı Schreiben von Albrecht an Merkel, 16. Febr. 1817; Mer: 


fels Bericht darauf, ohne Datum. 
218. u. S. 256, 
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verliehen werden könnte, den Plan dann aber infolge der Ein- 
wendungen des Miniiters und Nicolovins’ fallen laffen’),. Nun 
verfügte er ohne weitere VBorbereitung die Ernennung zweier 
Biichöfe, Sack in Berlin, Borowski in Königsberg, aber in der 
diesbezüglichen KO ?) jprach er ausdrüdlich in Rückſicht auf jene 
Einwendungen aus, daß diefem Schritt gar Feine Bedeutung für 
die Verfafjung der Kirche beigelegt werden jollte. Er wollte ihn 
ganz und gar nur als einen Verſuch zur Hebung des geijtlichen 
Standes, zur „Belohnung ausgezeichneter Verdienſte“, angejeben 
wifjen. Offenbar in dem jchon einmal charakterifierten Bedürfnis 
nach Anlehnung an ehrwürdige Autoritäten gegenüber lebendigem 
Wideripruc berief er ſich dabei auf das Beiſpiel des Königs 
Friedrichs 1. Er beitimmte aufs Genaueſte die Titulatur: Bifchöfe 
der evangelischen Kirche ®) mit dem Prädikat Hochwürden, ſowie 
die Amtskleidung: Ein jeidener Talar und ein goldnes Kreuz auf 
der Brut. 

Eine liturgiihe Neuerung war auch die Einführung neuer 
Feſte. Die Kommiſſion hatte fich über die Einrichtung neuer Feite 
zurückhaltend geäußert, der König aber arıff diejen Gedanken auf 
und verordnete nicht nur die firchliche Feier der großen vater: 
ländiſchen Gedenftage, 18. Oftober: Schlacht bei Leipzig, 31. März: 
Einnahme von Paris, 18. Juni: Schlacht bei Belle-Alliance, am 
jedesmal folgenden Sonntage, jondern aud) die Einführung eines 
allyährlichen SKtirchenfeites zur Erinnerung an die Verftorbnen am 
legten Sonntage des Ktirchenjahrs *). Und bei diefer Gelegenheit 
jollte auch die Aufjtellung der Symbole, auf die er jo großen 
Wert legte, gefördert werden: am Totenfejte wie am Karfreitage 
jollten die Altäre jchwarz behangen und mit brennenden Kerzen 
gejchmückt werden. Er fuchte auch jonit nach Gelegenheiten, mo 


DE. o. ©. 182. 2) 18. Nanuar 1816. 

3) Nicht, wie Eylert fchreibt: der ev. Landeskirche (Bd. I, ©. 204). 

4 Ulbredtan Shudmann, 23. März 1816; Verf. des Mini: 
jteriums v. 24. Sept. 1816, KO v. 17. Nov. 1816. Die Liturgie für den 
Tom ſah nach einem Borfchlage Eylerts für die oben genannten va- 
terländifchen Gedenktage, ſowie für Totenfeit, Bußtag und Karfreitag 
pallende Ginfchübe in das Fürbittengebet vor (Marginalien des Königs 
zu Eylerts Gutachten vom 29. März 1817). 
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er dieſen Lieblingsgedanfen zur Ausführung bringen fonnte. Als 
im Herbſt 1816 Klagen über katholische Projelytenmacheret aus 
Litthauen famen, befahl er in der Meinung, diefem Unweſen 
damit zu ftenern, die Aufitellung von Kruzifixen und Kerzen auf 
den Altären dort jofort anzuordnen !). 

Während jo das perfönliche Intereſſe des Königs die feit 
Jahrzehnten in Fluß befindliche liturgische Reformbewegung end— 
lich wenigitens zu einigen jichtbaren Ergebnifjen führte, war die 
Frage einer Neuordnung der firdhlidhen Ber: 
fajjung allein der Prüfung des Minijters und feiner Kollegen 
anheimgegeben. Ehe fie aber noch an den Minifter und das 
Staatsminijterium bevantrat, war jchon ein wichtiger Schritt zur 
Neugejtaltung der Firchlichen Behörden durch die Verordnung 
vom 30. April 1815 erfolgt ?). Dieje hatte zwiſchen die Regie: 
rungen und die Zentrale des Staates Provinzialbehörden einge: 
jchoben ’). Der Staat war in 10 Provinzen und 25 Negierungs- 
bezirfe eingeteilt, an die Spige jeder Provinz ein Oberpräfident 
gejtellt und unter Aufhebung der bisherigen geiftlichen und Schul: 
deputattonen bei den Regierungen am Sauptorte jeder Ober- 
präfidentur eine bejondre Behörde mit dem Titel Konfiftorium 
unter dem Vorſitz des Oberpräfidenten errichtet worden. Diejes 
Konfiltorium, als oberite Behörde aller Stirchen und Stonfej- 
jionen einer Provinz, jollte in Beziehung auf die Protejtanten die 
berfömmlichen Konftitorialvechte ausüben. In denjenigen Regie— 
rungsbezirten, worin danach fein Sit eines Konfiftoriums war, 
jollten Kirchen- und Schulfommiffionen aus Geiftlichen und Schul: 
männern zujfammengefeßt, unter Leitung des Konftitortums und 
unter Vorſitz eines Mitgliedes der Negierung, bergejtellt werden 
zur Erledigung jolcher Gejchäfte, die einer nähern perjönlichen 
Einwirkung bedurften. Die an andern Orten, als den Sigen 
der Oberpräfidenten, teilweiſe noc) beitehenden Konſiſtorien wurden 
aufgehoben, jo in Stendal, Halberjtadt, Hetligenftadt u. a. a. O. 

Eine genaue Abarenzung zwifchen dem Gejchäftsfreis des 
Konfiftoriums und der Negierungen enthielt die Verordnung nicht; 

1; KO 23. Sept. 1816. 2) Gefegjammlung ©. 85. 

3) Bgl. Treitichfe, Teich. Gefch. im 19. Jahrh. 2. T. ©. 192 ff. 
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doch zeigt jchon die Aufhebung der Deputationen, daß im wejent: 
fihen alle bisher von dieſen geführten Gejchäfte auf die Konſi— 
jtorien übergeben jollten. 

Bei Gebietserweiterungen im Laufe des 18. Jahrhunderts 
war die Firchliche Verfaſſung der neugewonnenen Länder in der 
Regel unangetajtet geblieben; fie blieb neben der der Stamm: 
lande bejtehen. Jetzt verfuhbr man anders, — ein deutliches 
Zeichen vom Fortwirken der Steinjchen Ideeen. War mit diejer 
Ordnung nicht ein Teil der von der geiftlichen Kommiſſion vor: 
getragnen Wünſche bereits erfüllt? Inſofern die neugejchaffnen 
Brovinzialbehörden den Namen Konfiftorium erhielten, aller: 
dings. Aber wie tatjächlich die Neuordnung ohne Kenntnis der 
Wünſche der Kommiſſion lediglich aus politischen Gründen, meil 
die Größe des wiederaufgerichteten Staates eine Zwiſcheninſtanz 
zwijchen ZJentralverwaltung und Negterungen nötig machte, er: 
iolate, jo iſt fie auch fachlich den Intentionen der Kommiſſion 
entgegen. Denn dieſe neuen „Konfiitorien” find nicht jelbitändige 
firchliche Behörden außerhalb des Staates, geichweige denn geiſt— 
liche Behörden, jondern Oberpräfidialabteilungen im engiten Zu: 
jammenbange mit den andern Zweigen der Staatsverwaltung. 
Das zeigt nicht nur der Vorſitz des Oberpräfidenten, neben dem 
die Mitglieder nur Näte jein jollten, jondern auch der den Konſi— 
jtorien zugemwiejene, über die Grenzen der evangeliichen Kirche 
hinausgehende Gejchäftsumfang und die Jujammenjegung: katho— 
liſche neben evangelischen NRäten! Die Einrichtung bedeutet alſo 
feine Abweichung von der durch Stein geichaffenen Grundlage. 
Die Kommiſſare fühlten jelbit, daß die dadurc ins Yeben tretende 
Ordnung ihren Borjchlägen zumwiderlief, und baten deshalb, bei 
der Durchführung der Organiſation ihr Gutachten nicht außer 
Erwägung und Berücjichtigung zu lafjen "ı. Jedoch war davon 
zunächit fein andrer Erfolg zu jehen, als daß Jich die Heraus: 
gabe der Inſtruktionen für die neuen Behörden bis zum Oftober 
1517 hinauszog. 

Das Gutachten der geiftlichen Kommiſſion hatte Schuckmann 


1; Schreiben an Shudmann, 30. Nov. 1815. 
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inzwischen, getreu jeiner Anfündigung '), vor das Staatsminijterium 
aebradht. Am 16. Januar erjtattete Diejes dem Könige ausführ: 
lihen Bericht ?). 

Das Schriftſtück it von Schumann verfaßt, und jeine Ver: 
öffentlihung wird dazu dienen, das Andenken Ddiejes Staats: 
mannes, das durch Eylerts üble Nachreden und durch den Gegen- 
jat; gegen Altenitein, ſowie jene Teilnahme an der Demagogen- 
verfolgung gelitten hat, in ein günjtigeres Licht zu rücden. Denn 
es tritt darin nicht nur ein anerfennenswerter politijcher Scharf: 
blick, ſondern auch ein wirkliches Verjtändnis für den Unterjchted 
zwiichen PBrotejtantismus und Katholizismus hervor. 

Der Bericht ift dem Gutachten der Kommiſſion gegenüber 
im Ganzen, wie im Einzelnen ablebnend. Der Schwerpunft 
liegt naturgemäß in der Kritik der Vorfchläge der Superinten- 
denten und der Kommiſſion über die äußere und innere Kirchen: 
ordnung. Mit Nachdruck wird hierbei zuerit die Unmöglichkeit 
einer ins bürgerliche Leben eingreifenden, jormwie aus Vorgängen 
in demjelben abgeleiteten Kirchenzucht dargetan. Der Sinn der 
zuläſſigen und wünjchenswerten Kirchenzucht wird auf Ermahnung, 
Belehrung und Abweifung derer, die den Gottesdienft durch Spott, 
Hohn, Unrube oder Unanitändigfeit ftören, jo lange te dies tum, 
beichränft und der jeelforgerliche Charakter dadurch betont, daß 
die Zuchtübung ausjchlieglich in die Hände des Geiitlichen gelegt 
und alles offizielle Beiwerk ihr ferngehalten wird. 

Der Kern der Anträge auf Nenderung der Kirchenverfaffung 
wird klar und zutreffend dabin beitinmt, daß die jeit der Nefor: 
mation von den preußiichen Negenten über die proteitanttiche 
Kirche durch die von ihnen beitellten Behörden ausgeübten Maje- 
Htätsrechte nun getrennt und unabhängig von aller Staatsgewalt 
lediglich an die Geiitlichkeit jelbit und ihre gewählten aetitlichen 
Bertreter übergeben jollen. Die Unverträglichkeit dieſer Forderung 
mit den wahren Intereſſen des Staates und der normalen Stel: 
lung der chriftlichen Obrigfeit, mit den Rechten dev Laien und 
der proteitantiichen Auffaſſung vom Beruf der Geritlichen, Die 
doch „auch nur Mitglieder und Diener der Kirche find“, und mit 
ö 1) ©. 0. ©. 230. 2: Abgedrudt im Anbange. 
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dem Geijt der Neformation wird dann in jchlagenden Ausführungen 
fejtgeitellt. Daraus werden die gejunden Grundjäße hergeleitet, 
daß die Gemwijfensfreiheit des Einzelnen jowohl vom Staate wie 
von der Ktirche zu xejpeftieren jei, daB die Vereinbarung über 
die Lehre, über alles, was NWeligion und Kultus betrifft, der 
Kirche allein, d. b. der Gejamtheit ihrer Gemeindemitglieder, zuitebe, 
vorbehalten das jtaatliche Aufjichtsrecht, daß aber der Kirche 
feinerlei Negiergewalt eigen jet, jondern allein dem Staate. Bon 
diejer Grundlage aus prüft das Staatsmintiterium die einzelnen 
Anträge der Kommilfton. Der PBarochialzwang und die Auf: 
bebung dev Eremtionen, die Errichtung von Presbyterien in den 
Barochieen vorbehaltlich der PBatronatrechte, und von Kreisignoden 
zur Beförderung der Innern Angelegenheiten werden gebilligt. 
Auch die jährliche Abhaltung von Provinzialſynoden der Super: 
intendenten unter Leitung des Generaljuperintendenten findet Ber- 
fall. Aber dieſe Synoden find etwas andres, als die Kommiſſion 
gewollt hatte, nämlich nicht Organe des Kirchenregimentes, jondern 
Organtjationen der Getjtlichkeitt, — ganz in der Art, wie jchon 
Stein fie gemeint hatte, Bildungen ähnlich den von diejem zur 
Ergänzung und Belebung der jtaatlichen Behörden geplanten 
wilienjchaftlichen Deputationen. Nach Schudmanns Meinung fol 
in ihren Bereich grade alles das fallen, was nicht Sache des 
Stirchenregiments, weil nicht Objeft von Necht und Zwang, tit, 
jondern freierer Vereinbarung und wechlelnder und perjönlicher 
Beurteilung unterliegt. Werl die Synoden Fein Kirchenregiment 
erhalten jollen, wird auch die Umwandlung der herfömmlichen 
Konſiſtorialverfaſſung in „eine vein getitliche republikaniſche“ jcharf 
befämpft, der Vorjchlag, im Konfiftorium nur gewählten Geijt- 
lichen ein Stimmwecht zu gewähren, mit vernichtender Kritik ab- 
gewiejen. „ES Fönnte nichts Nachteiligeres für die Kirche ge: 
icheben. . . . Die Zeit der Hierarchie it vorbei... . Will die Kirche 
im Aeußern regieren, jo gräbt ſie ihr Grab... Die allgemeine 
Stimme des Publikums hat fich gegen dies Streben nad) Prieſter— 
berrichaft jehr laut erklärt. Haß gegen die Geiſtlichkeit wäre die 
gewiſſeſte Folge einer jolchen Einrichtung und derjelben damit der 
religiöje Einfluß beim Volke verſchloſſen. . . . Indem man über 
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Vereinigung der protejtantiichen Konfeilionen jchreibt und jpricht, 
will man jie durch ſolche Vorjchläge noch weiter trennen umd 
neues Intereſſe zur Spaltung geben." Das Staatsminiiterium 
will daher die Königliche Ernennung der Superintendenten, General: 
juperintendenten und Ktonfiitorialräte, ſowie das volle Stimmrecht 
auch der weltlichen Näte unbedingt aufrecht erhalten jeben. Ganz 
bejonderd scharf wendet ich das Staatsminifterium dann noch 
gegen den Anſpruch der Getitlichkeit, das ganze Erziehungs: und 
Schulwejen, auch das höhere wiljenschaftliche allein und unab- 
bängig „aleich den Jeſuiten“ leiten und vegieren zu wollen, und 
verwirft die Forderung dev Wiederheritellung eines iſolierten 
Oberkonſiſtoriums mit einem eignen geiftlichen Miniſter an der 
Spitze. 

Wird eine Aenderung der Kirchenverfaſſung abgelehnt, ſo 
erkennt das Staatsminiſterium doch Reformen zur Aufbeſſerung 
der Lage der Geiſtlichen als notwendig an. Doch wird auch 
hierbei betont, daß die proteſtantiſche Kirche keine Mönche, nicht 
ſolche Prieſter will, welche aufhören, Staatsbürger zu ſein, „da 
die Vertilgung ſolches Prieſterſinnes Zweck der Reformation war”, 
den Tendenzen auf Ausſonderung eines eignen geiſtlichen Stan- 
des gewehrt und gar „die Nachahmung Fatholiich-bischöflicher 
Hirtenbriefe” abgemwiejen. Dagegen beantragt das Staatsmini: 
jtertum die Errichtung von Predigerfeminaren. Die äußere Lage 
der Geiftlichen fordre dringend eine Aufbefferung. Aber bei der 
Umjchau nah Mitteln dafür zeigt ſich Verlegenheit. Nur die 
Zufammenlegung allzu Kleiner ‘Bfarreien, die Einziehung entbehr: 
licher Stellen und die Ablöjung de3 Beichtgeldes jcheint dem 
Staatsminiſterium durchführbar; die Erhebung einer Kirchen: 
jteuer, die dem Volke als eine Prieſterſteuer erjcheinen würde, 
die Erhöhung der Stolgebühren und eine allgemeine Gebaltsauf- 
beijerung verbietet jich durch Die Yage des Landes und Der 
Staatöfinanzen. 

Nur zaghaft wird die jubjidiäre Fürlorgepflicht des Staates 
anerfannt, indem die Entichädigung für Fortfall des Beichtgeldes 
um Unvermögensfalle den Staatsfaffen auferlegt wird. Die in 
den Königlichen “Proflamationen an die Nheinländer und die Be: 
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wobner der Provinz Vojen ?) jo warm zugelagte Verbeiferung in 
der äußern Lage der Neligionsdiener fcheiterte an der harten Not— 
wendigfeit der Sparjamteit. 

Was aljo an pofitiven Ergebnijjen übrig blieb, war ſehr 
dürftig. Das Staatsminiitertum fühlte das jelbit. Aber es be- 
bauptete, das liege in der Natur der Sache. Denn wejentliche 
Neligionsreformationen fünnten nicht das Werk von Kirchenver— 
jammlungen und geijtlichen Kommijfionen, ſondern nur von ein: 
zelnen prophetiichen Männern fein, die das Volk zu begeiftern 
vermöchten. Auf andern Wegen komme nichts heraus, als bloß 
menschliche Machmwerfe zu bierarchifchen und politischen Zwecken. 

Es liegt feine Nachricht vor, wie der König dieſen Bericht 
des Staatsmintjteriums und den darauf bezüglichen Vortrag des 
Minifters aufnahm. Man wird qut tun, jich zu erinnern, daß 
er bei Einjegung dev geiftlichen Kommiſſion ja an Berfafjungs: 
fragen überhaupt nicht gedacht hatte, daß jein Intereſſe ausſchließ— 
lich an der liturgischen Neform bing. Er ließ deshalb in der 
Behandlung der Kommiiftionsanträge auf Umgeitaltung der Ver: 
fajjung dem Miniſter freie Hand, Anſtandslos unterzeichnete er 
die von Schuckmann entworfne Kabinetsordre vom 27. Mat 1816 1, 
worin wir den endgültigen Beſcheid auf das Kommiſſionsgut— 
achten zu jeben haben. Sie entipricht aufs genaueite dem Bericht 
des Staatsminiiteriums, 

Befohlen wurde darin die Errichtung von Predigerſeminaren 
und zwar zunächit eines in Wittenberg, weiter die Einziehung 
überflüffiger Wochen: und Nachmitiagspredigten, die vorfichtige 
Reviſion der Perikopen, die Aufhebung der Eremtion der Zivil: 
perjonen vom Parochialzwange, endlich und hauptjächlich die Er: 
richtung von Presbyterien und die Organifation von Kreis- und 
Brovinzial-Synoden. Die Synoden haben einen doppelten Zweck: 
Debung des geiftlichen Standes, wozu ihnen aud) eine gewiſſe 
Disziplinargewalt vertraut wird, und „Beratung der innern Ans 
gelegenheiten der Kirche zur Erhaltung der Einigkeit in der Lehre 
und Liturgie“, — ein Satz, der Schleiermacher Anlaß zu einer 
nur zu treffenden Weisjaqung über die Gefahr eier Kompetenz 


1) GS. 1815 ©. 25. S. 47. 2) Abgedrudt im Anhange. 
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der Synoden über die Lehre und zu einer wundervollen Recht: 
fertigung der freien wiſſenſchaftlichen Forſchung und der Mannig- 
faltigfeit der Denfarten und Kultusformen in der Kirche gab ?). 
Alle anderen auf die Verfaſſung bezüglichen Anträge der Kom: 
mifjjare wurden abgelehnt. Um die äußere Lage der Geiftlichen 
aujzubejjern, wurde die Bereinigung Eleiner, nahe beieinander ge- 
legener Pfarreien ins Auge gefaßt und eine Entjchädigung für 
das aufzuhebende Beichtgeld aus den Kirchen- oder Gemeinde- 
fajjen und, wo Dieje unzulänglich wären, aus der Staatsfafje 
verfügt. Die Wiederheritellung der jeit 1806 verlorenen Im— 
munitäten dev GBeijtlichen (Befreiung von Kommunallaiten u. j. m.) 
hatten jchon zwei Kabinetsordres vom 13. Sept. 1815 und 11. März 
1816 gebracht. Im Uebrigen wurde die Geiftlichfeit bei der ge— 
drücten Finanzlage des Staates auf das Wohlwollen des Königs 
verwiejen. Ihre Nangverhältniije wurden ganz nad) dem An— 
trag der Kommiſſion feitgejegt ?). 

Dei dem Bortrage des Miniſters hatte der König auch Die 
Abſicht geäußert, nach Verlauf einer Fünfjährigen Tätigkeit der 
Kreis: und PBrovinzial-Synoden eine General-Synode in Der 
Nefidenz zujammenzurufen, Der Minifter hatte dies den geiſt— 
lichen Räten erzählt, aber in die KO war davon nichts aufge: 
nommen. Waturgemäß lag den Räten viel an dev Publikation 
diefer Abjicht, und fie vermochten den Minifter zu dem Antvage, 
dieje Abjicht ſchon jet der Derfentlichfeit bekannt zu geben. Auch 
dies hat der König, wenn auch erſt nach einigen Wochen, zugeitanden 3). 

Anfang des ‚jahres 1817 ergingen an die Konſiſtorien detail: 
lierte Verfügungen im Sinne der beiden Sabinet3ordres vom 
27. Mai und vom 26. November *). Dazu fam eine weitere Ber: 
fügung über die unverzügliche Rückgabe ſolcher Kirchen an die 
Gemeinden, die zur „Zeit des Krieges für militäriſche Zwede in 


1) S. W. 1. Abt. B. 5. 5. 212 f. 

2) Es fei hierbei bemerkt, daß Urdensverleihungen an Geiitliche im 
18. Jahrhundert nicht übli waren. S. auch Eylert, 1,2, S. 428. 

3) Shudmann an den König, 25. Sept. 1816; KO 26, Nov. 1816. 

4 Nefkr. vom 2. Januar 1817, j. Kamp’ Annalen Bd. 15. 126 ff.; 
Wachler, Theol. Nachrichten 1817, S. 20 ff. 
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Benügung genommen ſeien!). Die Konfiftorien waren aber von 
dieſen Verfügungen feineswegs erfreut, und aus vielen ‘Provinzen 
liefen Bedenken und Bejchwerden ein. Das brandenburgiiche, 
das fchleftiche und das ojtpreußiiche Konfiitorium ſahen in der 
Aufhebung der Eremtion der Zivilperfonen einen Zwang, der 
Empörung hervorrufen werde, wenn damit auch die Freiheit in 
der Wahl des Konfirmandenunterrichtes und der Saframente ge: 
jchmälert werden jollte. 

Dies war nun frerlich nicht die Abjicht der Kabinetsordre, 
aber der Minifter wußte doch nichts vecht Triftiges gegen Diefe 
Bejchwerde zu entgegnen. Er vertröjftete die Konſiſtorien auf 
jpätere Berfügungen. Ebenfo jtieß die Ablöjung des Beichtgeldes 
auf Schwierigkeiten. Die Konfijtorien fürchteten davon eine 
dauernde Schmälerung des Pfarreinfonmens. Sie bezweifelten, 
day der Minijter eine genaue Kenntnis von der Höhe diejes Ein: 
fommenteils gehabt habe. In Schlefien allein betrage es jähr: 
lich etwa 30 000 Taler. Wie jolle dafür Erjat geichafft werden, 
da die Kirchenvereine unvermögend jeien, jelbit die laufenden Be— 
dürfniſſe zu bejtreiten, die Kommumen überjchuldet und von andern 
Aufgaben in Anspruch genommen. Werde der Staat bereit jein, 
Eriag zu leiften? Sehr verftändig führte das ſchleſiſche Konſi— 
ftorium aus, ehe man das Beichtgeld aufbebe, müjje ein andrer 
Weg gefunden werden, die nötigen Mittel aus den Gemeinden 
aufzubringen. Der Minifter mies dieſe Einrede ziemlich fchroff 
zurüc ?). Aber es war damit doch ein wunder Bunft berührt, und 
ſchließlich hat die praktische Einficht der Konfijtorien gejiegt: Die 
Ablöjung des Beichtgeldes iſt unterblieben. 

Bon ganz andern Beſorgniſſen zeigte ſich das Konſiſtorium 
in Köln erfüllt. Es erfannte in den Berfügungen des Minijters 
die in Berlin berrichende Unkenntnis der dortigen Verhältniſſe. 
Hier wurden jeit alters die Superintendenten -— Inſpektoren und 


1) KO vom 22. Febr. 1817 an Shudmann und Bopyen. 

2) Das fchleftiche Konfiftorium hatte zugleich die Stellung des Konſi— 
jtoriums zu den Provinzialregierungen einer jehr fritiichen Betrachtung 
unterzogen, was der Minijter jich energijch verbat. Bol. Briefwechjel 
mit Gap, ©. 133. 
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Klaſſenpräſides — von den Meltejten und Geijtlichen gewählt; 
jollte dies hoch gehaltne Hecht genommen werden? Bier gab es 
auch keinerlei Beichtgeld, dafür aber allerlei oblationes tidelium 
als wejentlichen Bejtandteil der Pfarrbejoldung. Sie abzujchaffen 
ſei weder nötig noch wünschenswert, auch jehr Fojtipielig. Und 
wie verhielt jich die Verfügung des Mintiters zu der überfom- 
menen Verfaſſung, wobei der Firchlich:religtöfe Nexus zwiichen 
GHeiftlichen und Gemeinden befonders gut gediehen ſei? Setzte 
jie nicht deren Aufhebung jtillfchweigend voraus? Und forderte 
nicht die Bildung von Kreisignoden eine Neneinteilung dev Provinz 
in firchlicher Beziehung? Endlich warnte das Konftitorium mit 
Rückſicht auf den Gegenjah zum Katholizismus vor Liturgifcher 
Annäherung an denjelben. — Auch hierauf eviwiderte der Minijter 
ohne jachliches Eingehen auf die vorgetragnen Bejchwerden. Es 
war die erite Regung des rheinischen Selbjtändigfeitsgefühls, das 
in den nächiten Jahren jo ſtark und für die oberite Kirchenleitung 
unbequem bervorbrad) '). 

MWeitaus das wichtigfte Stücd in dev KO vom 27. Mai 1816 
war der Befehl zur Einrichtung von Kreis: und Provinzial: 
jynoden. Die Vorarbeit für ihre erſte Verſammlung legte der 
Minijter in die Hände von Ehrenberg, der Anfang 1817 als Nat 
in die Sektion zum Erſatz für den greifen Biſchof Sad einge: 
treten war. Er war Weftfale von Geburt und unter den da— 
maligen Domgeiftlihen wohl unbeitritten dev bedeutendite, ein 
Mann von fejten, durchgebildeten Heberzeugungen und beitimmtem 
Ton. Der von ihm ausgearbeitete Entwurf einer vorläufigen 
Synodalordnung, die in dem Reſkript vom 2. Januar 1817, 
Nr. 4, angekündigt war, gelangte im März zum Drud, im Mai 
zur Verfendung. Das Begleitichreiben an die Konſiſtorien ordnete 
an, daß der Entwurf unter den PBredigern zirkulieren und dann 
den Gegenitand der eriten, noch im Laufe des jahres zu halten: 
den Kreisignode bilden jolle. Zugleich ging man an die Bor: 


I; Berichte des Brand. Schlei. Oſtpr. Konftitoriums vom 21. Janırar, 
2. u. 10. Februar 1817; des Konfiitoriums zu Köln vom 8. Febr. 1817; 
erneuter Bericht des Schlei. Konf. vom 19. März 1817; Antworten des 
Minifters am Rande der Eingaben. 
Foeriter, Entitehung der preuß. Landestirche. 1. 17 
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bereitung der Provinzialignoden, indem die Konſiſtorien aufge: 
fordert wurden, Borjchläge für die Ernennung dev General- 
juperintendenten zu machen; — für jeden Negierungsbezirf war 
einer in Ausficht genommen. Die Wahl der Superintendenten 
und Generaljuperintendenten in den Bezirken Köln und Münjter 
wollte der Miniſter einftweilen nicht angetajtet jehen. 

Der Entwurf ') jelbjt umfaßt 54 Paragraphen und gliedert 
ſich nad) einer Einleitung ($ 1—6) in drei Teile: Von der Orts: 
gemeine und dem Presbyterio ($ 7—21); von der Kreisgemeine, 
dem Superintendenten und der Kreisſynode ($ 22—43); von 
der WBrovinzialgemeine, dem Generalfuperintendenten und Der 
Brovinzialiynode (3 44—54). Den Zweck der Organifation be- 
itimmt 8 1 dahin, „daß fich durch die Synoden die Kirche nad) 
ihren verjchiedenen Abteilungen als ein Ganzes daritelle und er: 
weije, als eine Gemeine des Herren, in der alles feit zufammen- 
hängt, und fich mittels ihrer Lehrer und Seelforger mit fich jelbit 
über ihre wichtigjten Angelegenheiten unter dev Aufficht 
und Leitung der getjtlihen Staatsbehbörden 
berate“ Darin war die Ablehnung der von den Superinten: 
denten unverhohlen und von der Kommiſſion verbüllt beanjpruchten 
Selbftregierung der Kirche durch ihre Getitlichen ausgeiprochen, 
daher denn auch diefer Baragraph im Mittelpunkte der Diskuſ— 
jion auf den Kreisignoden jtand. Inſonderheit will der Entwurf 
nach 8 2 die Synoden als Organijationen der Geiftlichen, Die 
„berufen find, al3 Diener Ehrifti fein Wort zu verfündigen, aus: 
zulegen, Lehre, Troit, Erquickung und Befeftigung anzuwenden 
und die von Ihm eingeſetzten heiligen Saframente zu verwalten“, 
aljo nicht im Sinne vömischer Prieſter die Herde der Gläubigen 
zu regieren, — angejeben willen. Wenn auch die wiljenichaft- 
liche Fortbildung der Geijtlichen nicht zu den unmittelbaren 
Zwecken der Synoden gehören joll ($ 3) — man bemerfe den 
Einfluß von Schletermachers Ausführungen vom Jahre 1813?) —, 
jo wird doch auch dafür von den Synoden ein Gewinn erhofft, 

1) Am bequemiten zugänglich in den Verb. der Provinzialiynode von 


Jülhlich, Gleve, Berg, 1818. Gedr. bei Funde in Grefeld; oder bei 
Wachler, Theolog. Nacır. 1817, ©. 262 ff. 2,8. o. ©. 188. 
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vor allem aber darauf gerechnet, daß die Geiftlichen fich auf den 
Synoden gegenjeitig zu ihren Amtspflichten ermuntern, lehren und 
jtärfen, 

Als unterjte Abteilung des großen firchlichen Bereins er: 
icheint die Ortsgemeinde, beftehend aus den Eingepfarrten einer 
Kiche (3 7—21). Sie erhält ein Presbyterium aus einigen 
Helteiten, Armenpflegern (Diafonen) und Nendanten. Jene ſollen 
mit dem Geiftlichen die Spezialaufficht über die innern Angelegen: 
heiten der Gemeine, die zweiten die Armenpflege, die dritten die 
Verwaltung des Kirchenvermögens und die Aufficht über die fird): 
lichen Gebäude in Händen haben, doch jo, daß alle dieje Dinge 
zur Beratung de3 ganzen Presbyteriums fommen. Den Borfit 
führt der ‘Prediger oder der Erite von ihnen, oder fie wechjeln 
damit ab. Die Mitglieder werden das erite Mal von allen Haus: 
vätern, jpäter von den bleibenden und ausjcheidenden Mitgliedern 
auf 4 jahre gewählt. Die Ausjcheidenden find wieder wählbar. 
Der Patron iſt von jelbjt Mitglied des Presbyteriums. Wähl— 
bar jind nur Männer von völlig unbejcholtnem Ruf, außerdem 
it die Wahl auf Solche zu lenken, die chriitlichen Sinn durch 
fleigige Teilnahme am öffentlichen Gottesdienjte und an dem 
Genuſſe des heil. Abendmahls betätigen. Es iſt leicht zu jehen, 
dat die Presbpterien nach veformierter Tradition organifiert wer: 
den jollen: Weltefte und Diafonen, jede mit bejondern Obliegen— 
heiten betraut. Doch fehlt e3 auch nicht an Abweichungen von 
reformierten Typus; eine ſolche tit 3. B. die Wiederwählbarkeit. 

Die zweite Stufe ftellt die „Kreisgemeine“ dar ($ 22—43), 
eine höchit merkwürdige Auffaffung, da im Begriff der chrijtlichen 
Gemeine die Berjammlung um die Wortverfündigung welentlich 
it. Wir haben aljo bier zum erſten Mal den verhängnisvollen 
Beariff') einer Gemeinde ohne gottesdienitlichen, veligiöien Mittel: 
punft. Die Kreisgemeine wird gebildet aus den Gemeinen, welche 
einen gemeinjchaftlichen Superintendenten haben, und ihr Pres— 
byterium foll aus den jämtlichen Predigern des Kreiſes bejtehen. 

Den Vorfig in dieſem „Kreispresbyterium“ führt der vom 

1) Wie bei Schön, Ev. Kirchenrecht in Preußen, Bd. I, ©. 292; 
vorher fchon bei Herrmann, Die notwendigen Grundlagen zc. ©. 21. 

17 * 
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König ohne Zutun der Synode ernannte Superintendent. Mit 
den gewählten Beijigern, dem Aſſeſſor und dem Scriba, bilder er 
das Moderamen. Der Entwurf will ihn jowohl als Organ der 
Synode, — aber ohne daß er von ihr dazu beauftragt tft! — 
wie als solches der höheren Behörde aufgefaßt ſehen. In 
jener Beziehung ſoll ev die Aufficht über Sitten und Amts— 
tätigfeit dev Geiftlichen und den Lebenswandel der Kandidaten 
und Schullehrer, die Leitung der Synoden und die Kirchenviii: 
tationen haben; in dieſer ijt er ftändiger Kommiſſar des Konſi— 
jtoriums und in der Negel Schulinipeftor. Bei weitem das wich: 
tigſte jeiner Gejchäfte ıjt die Viſitation, die ſich auf das Verhält— 
nis des Geiltlichen zu jeinev Gemeinde, jeine Amtsführung und 
jeine Predigten erſtreckt (5 24—36). Während jo das Amt des 
Superintendenten mit einem wirklichen Inhalt angerüllt wird, 
bleibt der Gejchäftsfreis dev Synode eng und dürftig und we: 
jentlich auf die Entgegennahme und Beiprechung der Berichte des 
Superintendenten und dev Verordnungen der Behörden, Austaujch 
von Amtserfahrungen und Studienergebniffen u. j. mw. bejchräntt. 
Darüber hinaus führt nur das allerdings jehr dehnbare Recht der 
Antragitellung über Hindernifje und Beförderungsmittel des kirch— 
lichen Lebens. In diefem Sabe jcheint wenigjtens ein Necht ge: 
währt, Beichlüffe zu faſſen, ohne die doch Anträge nicht möglich find. 

Ganz analog tit die Provinzialgemeinde organifiert (S 44—54), 
die PBrovinzialiynode aus allen Superintendenten einer General: 
juperintendentur gebildet und das Amt des Generaliuperinten: 
denten ausgeftaltet. Er übt nicht nur die oberjte Aufjicht über 
alle Prediger, Lehrer, Kandidaten und Superintendenten, jondern 
iſt auch ſtimmfähiges Mitalied des Konſiſtoriums, nimmt an den 
Examina pro ministerio teil, macht die Vorſchläge für Belegung 
der Predigeritellen, ordintert die Prediger, introduziert die Suse 
perintendenten, vijittert Die Gemeinden dev Superintendenten und 
leitet die Provinztaliynode. Die Synode jelbjt aber tit wiederum 
nicht viel mehr als eine VBerlammlung zum Nedenhalten. 

Mit Hecht bat Schletermacher in der gleich zu erwähnen: 
den Kritik des Entwurfs auch feine merfiwirdige Form bemän- 
gelt. Sollte eine jo bedeutiame Einrichtung anders als durch 
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ein alle Verhältnifie diejer Synoden zu den Staatsbehörden, den 
Konfiftorien und untereinander regelndes Geſetz ins Leben treten 
fönnen? Statt defjen begründete man fie auf eine nicht veröf: 
jentlichte Kabinet3ordre und ein Minijterialreifript, das fie nur 
als einen Punkt neben andern und nur in allgemeinjten Umriſſen 
bezeichnete. Und wie vieles ließ der Entwurf dunkel! Wie un- 
deutlich war die Stellung dev Synoden im Staatsorganismus! 

Etwas klarer freilich) wird dieje durch die Inſtruktion für 
die Brovinzialfonfiftorien vom 23. Oftober 1817?) und für die 
Negierungen. Auch hierbei ift der grundlegende Gedanfe Schuc- 
manns Unterichetdung zwiſchen äußern und innern fiechlichen An- 
gelegenheiten. Die äußern, d. b. alle die, die nur mit Mitteln 
itaatlichen Zwanges nach Nechtsnormen behandelt werden fünnen, 
weiſt er den Regierungen zu; die innern, wie es ausdrüclich 
heißt, vein geijtlichen und wifjenjchaftlichen, follen die Konfiitorien 
bejorgen unter Zuziehung der Synoden, die bier, und nur bier, in 
der Gejegjammlung erwähnt und dadurch anerkannt werden. Die 
‚Folge diejer Teilung war allerdings, daß die Konftftorien in ihren 
Machtbefugniſſen und in ihrem Wirfungskreije aufs engſte beſchränkt 
wurden, — jogar die Bejegung der Piarritellen Königl. Batronats 
und die Beitätigung der von Patronen oder durch Gemeindewahl 
präfentierten Kandidaten, und Einführung und Oxdination blieben 
bei den Regierungen! Und auch eine Disziplinargewalt erhielten 
die Konjiitorien nicht. Es war ihnen zwar „die Aufficht über 
die Amts- und moralifche Führung der Geiftlichen“ befoblen, aber 
dies bedeutete, wie die Erläuterung zeigt, nichts als das Necht 
regelmäßiger und außerordentlicher VBifitationen. Außerdem fonnten 
jie nur „die Einleitung des Strafverfahren gegen diejenigen Be- 
amten des öffentlichen Gottesdienites, welche bei Führung ihres 
Amtes gegen die liturgiſchen und vein firchlichen Anordnungen 
verſtoßen“, veranlafjen und in jolchen Fällen deren Suspenfton 
verfügen und den „Antrag auf Nemotion” ſtellen, — die Gemalt 
blieb nach wie vor nach den Grundfägen des Yandrechts bei den 
itaatlichen Bebörden, in oberiter Inſtanz beim Staatsminifterium 2). 

1 ©.:5, 1817, 5. 229. 

2) Die Wiedergabe der nitruftion bei Mühler, Gefch. d. Brandenb. 
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Man verjteht es, daß die Konſiſtorien in der Folge über 
dieje Einengung unmillig wurden und in jteten Kompetenzkonflikten 
mit den Negierungen lebten, — aber war nicht dieje Unterjchet: 
dung zwijchen äußern und inneren firchlichen Angelegenheiten, 
die jo ziemlich der zwijchen jura circa und in sacra entſprach, 
gerade einer Forderung der firchlichen Kreife gemäß und ein 
grundlegender Sat des Kollegialismus? Stein hatte dieje Unter 
icheidung bewußt verwiichen und die gejamte Betätigung des 
Staates gegenüber den religiöien Gemeinjchaften auf einen Titel, 
den der Fürjorge, gründen und auf ein Organ übertragen wollen, 
weil er davon eine fräftigere Pflege der religiöjen Intereſſen er: 
wartete. Unterſchied man nun wieder jchärfer zwiſchen Angelegen: 
heiten der Kirche und des Staates, jo mußte bei der Teilung 
der Lömwenanteil der Machtbefugniffe den jtaatlichen Organen zu: 
fallen, und was den firchlichen blieb, war jo fümmerlich, wie 
vor 1808}), 

Um jo merfwürdiger aber war, daß troß dieſes fichtbaren 
Strebens, den firchlichen Charakter der Konfiitorien reiner auszu: 
prägen, ihnen, als ob noch immer nur eine Religion im Lande 
herrſchend ei, auch eine Aufficht über den Kultus andrer Reli— 
gionsparteien, ausgenommen die Nömijche Kirche, und die Lei: 
tung aller höheren Schulen der Provinz übertragen wurde, — 
ein Neffort, auf das jie den größten Teil ihrer Kraft verwendeten. 

Aus der Steinchen Organijation der Berwaltung wurde we: 
nigitens ein wichtiges Stück gerettet, die Fortdauer der geiſtlichen 
und Schuldeputationen bei den Regierungen unter dem Namen: 
Kirchen- und Schulkommiſſion. Die Verordnung vom 30. April 
1815 hatte ſolche nur bei den Negierungen errichtet, im deren 
Kiverf. S. 322, ift ungenau. Ueber den Umfang der foniitorialen Tisziplin 
belehren vollends Die provinziellen Austührungsverordnungen Kamp, 
Annalen Bd. 19. 4. ©. 79 ff.) von Sachen, Wejtpreußen, Poſen. Auch 
ift Später, wie Band II zeigen wird, immer demnach verfahren worden. 

1) Gaß, der die völlige Geiltlofiafeit und Unzweckmäßigkeit der alten 
Konfiitorien jcharf aetadelt, die Errichtung der Deputationen mit großen 
Erwartungen begrüßt batte, betrachtete die Wiederherftellung der Konſi— 


itorien mit treffendem Urteil als einen Rückſchritt. Briefwechfel, 
S. 47, 79, 124, 133. 
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Bezirk fein Konfiitorium feinen Sig hätte; jet wurden jie ganz 
gleichmäßig bei allen Regierungen wiederhergeitellt. Und überall 
blieben auch bei den Regierungen die eignen geiftlichen Räte. 

Schleiermacher bat jchon, als die erite amtliche Befanntma- 
hung von der Errichtung von Presbyterien und Synoden erichien, 
die Feder erariffen, jich dazu zu äußern. Eine große, entjchei- 
dungsvolle Stunde jchten ihm angebrochen. Das Belanntwerden 
des Entwurfs zwang ihn, dem kleinen Aufſatz ein Nachwort 
folgen zu laſſen). So hoffnungsvoll er zuerit die Einrichtung be: 
grüßt hatte, jo geringachtend iſt jein Urteil über das, was der 
Entwurf wirklich bot. „Wenn die Synoden fich nach diejem Ent: 
wurfe organijieren jollen, jo werden fie jo qut als völlig unnüß 
jein“. In der Tat zeigt der Entwurf große Mängel und Lücken ; 
der Apparat jcheint den Kompetenzen der Synoden durchaus nicht 
zu entſprechen; Weußerlichleiten, Formalitäten, zeitraubende Be: 
richte drohen den Inhalt dev Verhandlungen allein ausmachen zu 
follen. Bor allem jällt peinlich, und nach dem Wortlaut der KO 
überrafchend, in die Augen, daß der Entwurf den Schwerpunft 
der firchlichen Yeitung in die Aemter der Superintendenten und 
Generaljuperintendenten verlegt, die als Bertveter der Synoden 
ericheinen, ohne daß doch dieſe auf ihre Ernennung oder Amts: 
führung den geringiten Einfluß haben, und die zugleich ein aut 
Teil der bisher den Konſiſtorien zuſtehenden Befugnifje an ſich 
reißen, wie Schleiermacher glänzend formuliert, nicht etwa Bilchöfe 
mit andern Namen, jondern geiitliche Präfekten. Eine Machtver: 
ichtebung innerhalb des Ktirchenregiments bringt der Entwurf höch: 
jtens zu ihren Gunſten, nicht aber zu den der Synode, 

Und doch — mochte der Entwurf noch jo mißtrauisch das 
alleinige Necht der jtaatlichen Kirchenbebörden und der Königlichen 
Aufſeher der Geiſtlichkeit fichern, dennoch bot ev mehr, als Schleier: 
macher daraus entnahn. Schon allein die Bildung der Presby- 
terien muß als ein großer, wejentlicher Fortichritt anerfannt werden. 
Aber auch die Geijtlichfeit des Landes empfing eine Organifation, 
die geichieft bemüßt ihr einen erheblich arößeren Einfluß, wenn 

1) S. ®. 1,5. S. 217 ff. Noch jchärfere Urteile von Gaß, wie von 
Schleiermacher, in deren Briefwechſel, S. 134, 137, 141. 
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nicht rechtlicher, jo doch moralischer Art auf den Gang der Firch- 
lichen Dinge ermöglichte. E83 war undenkbar, daß die Synoden 
nicht zur Aussprache und zu Bejchlüffen führen jollten, und ebenjo 
undenkbar, daß einhellige, jachlich qut begründete und durchführ: 
bare Borichläge und Wünjche der Synoden nicht Berücjichtigung 
gefunden hätten. Wir wifjen ja auch jchon, daß den Synoden 
eine bedeutijame Mitwirkung ſowohl bei der Union wie bei der 
Neform der Agende zugedacht war, — jo wenig war die Abficht 
des Miniiters, fie nur auf unmichtige Dinge und Formalitäten 
zu bejchränten! Und vollends aus der den eriten Provinzialſy— 
noden zugefertigten Anleitung zum Entwurfe einer Kirchenordnung ?) 
geht hervor, daß man wirklich über die gefamte Gejtaltung des 
Kirchenweſens, Pfarrwahlen, Batronate, Bermögensvermwaltung 
u. ſ. w., die Anfichten und Wünfche der Geiitlichfeit hören wollte. 
Wie weit aber die Provinzialfonfiltorien den Wirfungsfreis der 
Synoden dachten, zeigen 3. B. die Erläuterungen zu dem Ent: 
wurf des Schlejiichen Konftjtoriums vom 12. Sept. 1817 °). Da 
wird den Kreisſynoden empfohlen, gleich bei ihren erſten Ber: 
jammlungen nicht nur den Entwurf jelbit zu behandeln, jondern 
auch über die zweckmäßigſte Geitaltung der Ausbildung der Kan— 
didaten für ihr Amt, über die Pflege wiſſenſchaftlichen Sinnes 
und jtvengere Disziplin unter den Geiftlichen, über die Mängel 
des Kultus, die Einrichtung des Neligtonsunterrichts in den Volks— 
jchulen und beſſere Beaufſichtigung Dderfelben zu beraten, — aljo 
gewiß eine Menge wichtiger und bedeutjamer Beratungsgegen: 
jtände! Verſchlug es wirklich jo viel, wenn den Synoden feinerlei 
direkter Anterl an der Kirchengeſetzgebung und an der eigentlichen 
Jurisdiktion zugeiprochen wurde? Zumal es, wie wir wijjen, 
die Meinung des Mintiters war, daß fich den innern Angelegen: 
heiten der Kirche gegenüber die Staatsgewalt jehr zurückhaltend 
zu verhalten habe. Man kann fich ſehr wohl denfen, daß die 
Synoden eine feineswegs fümmerliche, jegensreiche Tätigfeit hätten 
entfalten können, wenn man fie hätte gewähren laſſen. Und es 
bleibt ein Berdienit des Miniſteriums Schuckmann, daß er dieſe 
11 16. Juli 1818, Siehe Band 2. 
2), Wachler, Theol. Nachr. ©. 355. 
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Einrichtung jchuf, und ein Unrecht jeines Nachfolgers, daß er jie 
wieder verfiimmern ließ. Schudmann hat aus den unproteftan- 
tischen und undurchführbaren Vorſchlägen der Superintendenten 
einen gefunden und brauchbaren Kern berausgefchält und, ohne 
das von Stein wieder gefeitigte Verhältnis von Staat und Kirche 
zu lockern, doch eine Beteiligung der Geiftlichfeit an der Leitung 
der Kirche und wenigitend den Keim einer Selbjtverwaltung der 
Gemeinden geichaffen, die die Härte und Engigfeit des landes- 
herrlichen, durch Bureaufraten geführten Kirchenregiments zu er- 
weichen beſtimmt und geeignet war. Er hat dabei eine befjere 
Einficht in die dem Proteitantismus entiprechende dee des Staats 
und des geijtlichen Amtes und die Grenzen der Wort: und Rechts» 
gewalt bemwiejen, als feine theologiſchen Berater, geſchweige die 
Wortführer des Gros der Geijtlichfeit. Er bat die evangelische 
Kirche in Preußen davor gejchüßt, Freikirche zu werden, und 
dem Laienitande jein Necht in der Kirche Eräftig gewahrt. 

Wie wenig er aemwillt war, mit ftaatlichen Zwangsmitteln 
in da3 innere Leben der Kirche einzugreifen, das möge bier noch 
eine fleine, aber bedeutjame Epifode zeigen. Der Graf Ehrritian 
Friedrich von Stolberg-Wernigerode in Peterswaldau bejchwerte 
fih in einer Eingabe bei dem Minifter vom 3. Dezember 1816 
über „gottesläfterliche Aeußerungen einiger Theologen” und er: 
juchte ihn, die Verfaffer zur Verantwortung zu ziehen und zum 
Widerruf oder zur Niederlegung ihrer Nemter zu zwingen. 

Die angeqriffenen Stellen waren eine Neuerung aus Schleier- 
machers Vorlefungen über Ev. Lucae, Kap. 1--3 — woher jie 
dem Grafen bekannt geworden, wird in dev Eingabe nicht geſagt 

-, daß hier die Poeſie die Hauptjache und das Erzäblende die 
Einkleidung ſei; das Gefchichtliche jet als Umgebung für das Ly— 
tische hervorgebracht worden; es gebe eine gewiſſe Art, wie etwas, 
was urfprünglich mythiſch war, jpäterhin hiftortich werde. Ferner 
Stellen aus De Wettes Lehrbuch der Dogmatik, Unterjuchungen 
über den PBentateuch und de morte ‚Jesu Christi expiatoria, aus 
Geſenius' Gejchichte der hebrätichen Sprache und Schrift, aber auch 
aus Auguitis Grundrig einer hiſtoriſch-kritiſchen Einlertung ins 
Alte Teftament. Endlich ein Aufſatz im Thüringer Unterhaltungs: 
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blatt für Gebildete (Juli 1816), „ob die Bibel als Volksbuch in 
unjern Zeiten zu empfehlen jei”. 
Darauf entwarf Ehrenberg eine Antwort folgenden Inhalts): 
„In je höherm Grade ich die Gefinnungen Ew. Ercellenz verehre, um 
jo lebhafter muß ich bedauern, in E. E. Abfichten von der Art, wie den 
bemerften Uebeln abzubelfen und dem Bedürfnifie diefer Zeit in religiöfer 
Binficht zu begegnen fein möchte, nicht eingehen zu fünnen, S. Maj. 
haben es jich zum Grundfage gemacht, fich der eignen Entſcheidung in 
Glaubensfachen zu enthalten und auf feine Weije den Gang 
dDerlinterfuhung, wobei die Wahrheit, auhvielfältig 
angefochten, nurgemwinnen fann, zu hemmen. Sie finden 
es in Ihrer eben jo erleuchteten als wahrhaft frommen Denkungsart am 
angemejienjten, daß dasjenige, was der Kirche jet not tut und als ein 
folches allenthalben, auch von der Mehrzahl der Geiltlichen gefühlt wird, 
von der Stirche felbit ausgehe. Sie haben zu dem Ende gerubt, Synoden 
anzuordnen und diefen die Beratung, wie die Sache der chriftlichen Wahr: 
heit und Gottfeligfeit obne eine Gewalt, die bier nicht auf ihrem 
Gebiete fein würde, am zwecmäßigiten aufrecht erhalten und gefördert 
werde, aufzutragen. Mit der Einrichtung diefer Synoden bin ich jeßt 
eben beichäftigt, ich werde Dabei nie das aus den Augen verlieren, worauf 
es bier am meilten anfommt, und glaube ich bei dem allenthalben fich jo 
laut ausiprechenden Bedürfnilie und bei der höheren Geiſtesanregung unter 
den Dienern der Religion mir von denfelben alles verfprechen zu dürfen.” 
Diejer Beicheid fam aber nicht zur Abjendung. Der Mi: 
nijter erjtattete vielmehr Immediatbericht an den König und ge: 
wann diejen dafür, daß der Bejchwerde feine weitere Folge ge: 
geben werde. Er übertrug dann Nikolovius, dev dem Hauſe Stol- 
berg ja nahe jtand, den Grafen privatim brieflich zu beruhigen. 
Aber der Graf bejchwerte fih nun am 17. Mai 1817 beim König 
jelbjt. Darauf empfing er folgenden Beſcheid des Miniſters: 
„Des Königs Majeltät haben mir das von E. Hochgeboren einge: 
reichte Immediatvoritellen ohne Allerhöchite Nefolution zufertigen laſſen. 
Dies veranlaft mich, E. E. ergebenjt zu benachrichtigen, dab ich Ihre 
mir gegen Ende des vorigen Jahres mitgeteilten Anfichten und Beſorg— 
niſſe Sr. Maj. vorgetragen, zugleich aber auch meiner Pflicht gemäß Die 
Bedentklichkeiten vorgejtellt babe, in folchen Angelegenheiten mit Befehlen 
und zwingenden Anordnungen zu verfahren. ch wünfche fehr, ©. ©. 
möchten ſich verichern, daß die Sache, die Ahnen heilig tit, auch von mir 
mit Aufmerkſamkeit beachtet und mit Ernſt beberzigt wird, und Daß, 
wenn Dahregeln, die Sie zu wünfchen jcheinen, nicht ergriffen werden, 


1: 27. Dez. 1816. 


Verfaſſung, Liturgie und Union 1814— 1817. 267 


dies in der auf Ueberlegung und Erfahrung gegründeten Anficht unter: 
bleibt, dab nicht ganz angemeſſenes Verfahren großen und ſchwer zu 
heilenden Schaden anrichtet, und die Wahrheit, anitatt ihr freie Bahn zu 
machen, in ein hemmendes Gedränge zwilchen Seuchelei und erbitterten 
Gegnern verjett.“ 


Wir haben gejehen, daß die Geiſtliche Kommijjion die Frage 
der Union in der Schwebe gelajjen hatte. Ja, ihre Borfchläge 
hätten, wenn ausgeführt, der Union ein jchweres Hindernis in 
den Weg gelegt, wie der Minifter ganz mit Necht tadelnd ber- 
vorhob. Die Kommifjion wollte eben vor allem andern die Ver— 
faſſung der Kirche aufrichten und wie die Liturgie, jo auch die 
Union durch Beichlüjfe der Synoden herbeiführen. Wenn es ohne 
diefen Ummeg dennoch zur Broflamation der Union fam, fo tit 
dieſes ausichließlich das Berdienit des Königs. Freilich war er 
hierbei von der öffentlichen Meinung aufs wärmſte unteritüßt. 
Denn eine ganze Reihe von Schriften, die zur Vorbereitung des 
Neformations: Jubiläums erichienen, gaben dem Wunſch nad) Union 
lebhaften Ausdrud. 

Noch Ende 1816 war dev König unficher, ob das Neforma: 
tionsfeft im „jahre 1817 gefeiert werden ſollte. Die Geiitliche 
Kommiſſion hatte eine jährliche Feier, wenigitens in all den Bro: 
vinzen beantragt, in welchen nicht überwiegende Gründe das Ge: 
genteil anvieten, dem König aber hatte das nicht eingeleuchtet. Er 
hatte vielmehr verfügt, daß das Heformationsjeit eine Säfular: 
feier bleiben und entweder im „jahre 1839 oder im Jahre 
1817 itattfinden jollte, je nach dem Borgang der anderen evan— 
gelifchen Länder')y. Nun stellte fich Anfang 1817 heraus, daß 
das Keformationsfeit in nahezu allen Ländern am Gedächtnistage 
des Thejenanjchlages gefeiert werden würde, und die öffentliche 
Meinung drängte gebieterisch auch in Preußen auf eine folche 
Feier. Der Miniiter berichtete am 1. Februar 1817 an den König, 
daß diejes von dem ganzen evangeliichen Deutichland um jo mehr 
gewünicht und gehofft würde, als gegenwärtig auch die Stadt 
(Wittenberg) und die Provinz, von wo die Neformation ausge: 
gangen, zu den preußiſchen Staaten gebörte, und die evangeliiche 


1) KO vom 17. November 1816. 
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Kirche in dem Könige von Preußen, als dem mächtigiten der fich 
zu ihr befennenden Negenten, jetzt ihren erſten Schußherrn ver- 
ehrte. Ueber die Art der Feier machte ev folgende, von den 
geiftlichen Näten des Miniftertums vereinbarte Vorjchläge. Es 
jollte am Borabend, Donnerstag, 30. Oktober, das Feſt einge- 
läutet und in allen evangelifchen Kirchen des Landes eine vorbe- 
reitende Gebetsandacht gehalten werden. Der Haupttag des Feſtes, 
Freitag, der 31. Oktober, wäre alsdann mit Bor- und Nachmit- 
tags-Gottesdienſt nach einer beionders zweckmäßigen Liturgie und 
mit Berlefung eines eigens anzuordnenden Stirchengebetes zu feiern. 
Samstag, der 1. November, jollte der Schule gehören, und zwar 
Vormittags Firchlichen Feiern für alle Schulkinder, und Nachmit- 
tags NRedeübungen in den Gymnajften und böberen Schulen. Am 
Sonntag, 2. November, jollte noch einmal in den Predigten auf 
die Wohltat der Stirchenverbefjerung Bezug genommen werden, 
und am Montag, 3. November, die Landes-Univerſitäten ihrerfeits 
afademische Feierlichkeiten veranftalten. 

„Es iſt wohl zu wünſchen, fügte der Minifter binzu, daß bei Diejer 
Gelegenheit der Sinn für die fo teuer erworbnen Segnungen Der reinen 
Religionsertenntnis und der evangelifchen Glaubens: und Gewiſſensfrei— 
heit bei allen evangelischen Gemeinden fräftig angeregt werde. ch werde 
jedoch die Verfchiedenheit der Provinzen in Anſehung der Konfelfion 
der Mehrzahl ihrer Bewohner bei den deshalb zu erlajienden Verfügungen 
nicht unbeachtet laffen, auch dafür forgen, dab das Feſt in echt evange- 
liſchem Geiſte und brüderlicher Vereinigung beider evangelifcher Kon— 
feifionen, ohne alle bitteren NWeußerungen in Beziehung auf Die nicht 
evangelifchen Mitbürger und Mitchriiten begangen werde.“ 

In Wittenberg war eine vorzügliche Feier in Ausſicht ge: 
nommen. Als Texte für die Neformattonspredigt hatten Die geiit: 
lichen Räte vorgeichlagen: 1. Kor. 16 V. 13; 1, tor. 15 V. 58; 
Epb. 5 2. 9; Röm. 13 8.12; Ev. Joh. SV. 32; Of. 3 V. 11. 

Der König entfchied, daß das Feſt am 30., 31. Oftober und 
1. November nach den Borjchlägen des Miniiters gefeiert werden 
jollte'). Ueber die Feier der Gymnaſien und Universitäten wollte 
er feine befonderen Anordnungen erlafjen. Am 2. November jollte 
nicht noch einmal auf die Neformation Bezug genommen werden. 


1 KO vom 7, Febr. 1817. 
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Das Feſt müfje von den beiden evangelischen Konfeſſionen überall 
gleichmäßig gefeiert werden, ohne die Mehrzahl der nicht evangeliichen 
Chriſten in den einzelnen Provinzen zu beachten. Weber die geplante 
eier in Wittenberg, ſowie iiber die bejondere Liturgie und über 
das SKtirchengebet jür den Hauptfejttag forderte der König eignen 
Bericht. Diejes zu entwerfen, wurde Ribbeck übertragen. Die 
Feier in Wittenberg jchlug der Miniſter vor, mit der Eröffnung 
der renovierten Schloßkicche und der Einweihung des neuen Pre— 
digerjeminars zu verbinden und durch die Teilnahme einer De: 
putation des Miniiteriums auszuzeichnen, was der König geneh— 
migte ’). 

Ber alledem war von Union nicht die Rede geweien. Das 
Neformationsfeit hierzu zu benüßen, hatte dem Miniſterium bisher 
ganz ferne gelegen. Diejen guten und glücklichen Gedanken danken 
wir dem Könige ſelbſt. Wahrfcheinlich war er dazu angeregt 
durch einen Bericht des weſtfäliſchen Oberpräfidenten von Binde. 
Darin war mitgeteilt, daß die lutheriſche und die reformierte Sy: 
node dev Grafſchaft Mark auf einer Sitzung im „jahre 1816 be: 
Ichloffen hatten, das Reformationsjubiläum einige Wochen vor dem 
31. Oktober noch bei guter Jahreszeit durch eine gemeinjame Sy: 
node in Hagen und gemeinfame Abendmahlsfeier mit einem Kelch 
und einer Batene, wenn auch mit Brot und Hojtie, zu feiern. 
Diefe Nachricht hatte des Königs bejondere Freude erregt’). Nun 
fnüpfte er an die ſchon erwähnte Schrift Sads und an die Predigt 
an, die Hanjtein am zweiten Sonntage nach Oſtern 1816 gehalten, 
dann in Drucd gegeben) und dem Könige überreicht hatte. Han: 
jtein hatte dabei dem Könige den Wunsch ausgeiprochen, daß die 
Gelegenheit der Wiedereröffnung des venovierten Doms zu einer 
Union der beiden Gemeinden benügt würde, welche denjelben da- 
mals gemeinjchaftlich brauchten, der Dom: und der Petrigemeinde. 
Sie Jollten ihre Unterjcheidungsnamen, reformierte und luthertiche, 


1) Antrag des Miniiter vom 15. März 1817, am gleichen Tage ge- 
nehmigt. 

2) KO 26. Febr. 1817 an die ev. Geiſtlichkeit der Grafſchaft Mark. 

3) Hanſtein, Ein Dirt und eine Herde; Berlin, Dieterici, 181%. 
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aufgeben und fich jchlechtweg evangelijch nennen, auch in Anſehen 
der geringen und unmejentlichen Abweichung beim Gebet des 
Herrn und bei Berteilung des Abendmahles fich jchwefterlich zu 
einerlei Weife und Ritus vereinigen. „Diefes würde nicht nur 
dem Geifte des Evangeliums vollfommen gemäß, jondern auch 
eine das „zubeljahr der evangelijchen Kirche ruhmvoll auszeichnende 
und jeine bevorjtehende Feier verherrlichende Erjcheinung fein.“ 

Am 1. März richtete der König folgende KO an den Miniiter: 

Ach finde es zweckmäßig, daß vor dem Eintritt der Säfularfeier des 
Neformationsfeites von jeiten des Ministeriums ein Zirfularfchreiben 
an die gefamte evangeliiche Geiftlichleit in Meinen Staaten über den 
wahren Geiſt der Neformation erlaſſen werde, Damit die Geiitlichen den: 
jelben in ihren Predigten bei der Feier dieſes Feſtes ihren Gemeinen 
rein und ohne Berunglimpfung andrer Glaubensbefenner daritellen und 
die zur Auswahl vorgefchriebenen Terte darauf hinausführen; fo daß die 
Darftellung des wahren Geiltes der Reformation das allgemeine Thema 
wird, worüber alle evangeliiche Geijtliche in Meinen Landen überein- 
jtimmend bei der Süäfularfeier zu predigen haben. ch beauftrage Sie 
daher, ein folches Zirkularfchreiben durch einen Geiftlichen entiverfen zu 
laſſen und es baldmöglichit zu. meiner Genehmigung einzureichen. Außer- 
dem finde ich es ſehr an feinem Orte, in diefem Sirfular das Unpaſſende 
der Benennung: Proteitanten vorzuitellen, womit die evangelifchen Glaubens: 
befenner beider Konfeſſionen bezeichnet werden. Daß dieſe Benennung 
nicht mehr angemeſſen iſt, wird man nicht bezweifeln wollen; fie war es 
nur in der Zeit, da fie aufkam, und jie führt die dee von einer Sefte 
mit jich, die nur geduldet wird. „Die enangelifche Kirche“, „evangelifche 
Chriſten“ find die rechten Benennungen für die Belenner beider Kon: 
feffionen, wie: „Latholifche Kirche“ „Latholifche Ehriften“. Luther jelbit 
eifert gegen alle andre, ev will nur dieſe gelten lafien, und Ich wünfche 
daher, daß ſelbige allgemein werden, der Name Protejtanten ganz weg— 
falle und bloß der Gefchichte der Reformation angeböre. Sie werden 
alfo das Erforderliche in dem Zirkularfchreiben aufnehmen lajfen. 

Tie Bereinigung beider Konfeſſionen der evangelischen Kirche 
ift fo oft als wünschenswert ausaeiprocen; würdiger könnte das Säfular- 
jeit der Reformation nicht gefeiert werden, als durch Dieje Vereinigung. 
Tie beifommende Predigt des Probites Hanitein gibt mir von neuem 
Veranlallung, darauf zurüdzufommen, und ich beauftrage Sie daher bier: 
durch, von ihm und dem Bifchof Sad, der felbit Diefen Wunſch in einer 
von ihm herausgegebenen Schrift geäußert bat, Vorfchläge zu erfordern, 
wie die Vereinigung beider fo ſehr wenig abweichender evangelijchen 
Konfefjionen am leichtejten und zwechmäßigiten zu bewirken fein möchte. 
sch erwarte dieſe Vorichläge fobald als möglich. 
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Zugleich forderte er Sad und Hanſtein unter wärmfter An- 
erfennung des echt evangeliichen Sinnes ihrer Bublifationen auf’), 
gemeinfam Vorſchläge über die Durchführung der Union einzu: 
reichen und bejonders zu erwägen, wie die Dom: und Petri: 
gemeinde zu einerlei Namen und Ritus in der Domtirche ver- 
einigt werden könnten. „Die Bereinigung der Geiftlichen und 
Gemeinden zweier Hauptficchen wird im Lande ein großes Bei- 
jpiel zur Nachfolge geben.“ 

Ber dieſer Beratung zwijchen Sad und Hanſtein ergaben 
fih nun aber Schwierigkeiten über Schwierigfeiten. Die beiden 
Referenten jahen fich immer wieder auf den Weg gedrängt, Die 
Synoden anzurufen. Schon mit dem Kultiſchen fam man nicht 
zu ſtande. Wie jollte es bei der Austellung des Abendmahles 
gehalten werden? Die Referenten erwogen, ob nicht Brot und 
Oblaten auf einem Teller zur Auswahl der Kommunifanten dar: 
gereicht werden jollten. Als der König davon hörte, äußerte er 
jein Unbehagen, ev finde es unpajjend, daß der Geiftliche nicht 
jelbjt die Elemente, jondern nur den Teller darreiche. Er tadelte, 
daß auf diefe Weile wieder feine völlige Vereinigung der beiden 
Ktonjejjionen über Ddasjelbe äußere Zeichen zu ftande gebracht 
würde, Er empfahl Brot, wie es Chriſtus jelbit gebrochen und 
gebraucht habe; um das Kreuz auf den Oblaten zu erjegen, könne 
man ja ganz Eleine Brote mit einem Kreuze darauf baden laffen, 
in zweit oder vier Teile zu zerbrechen ?ı. 

Das Gutachten von Sad und Hanitein vom 31. Mai war 
jo voll Bedenken, daß es ebenjomwohl als ein Votum für als 
gegen die Union gedeutet werden konnte. Es bob ſtark hervor, 
daß auc auf diejem Gebiete, wie dem der Yiturgie, ein könig— 
licher Befehl und äußere Nötiaung für ausgeichlofjen gelten müſſe, 
und daß die Vorjchläge einzelner Geiftlicher von der Deffentlich- 
feit immer nur al3 die von Privatperſonen angejehen werden 
fönnten, — Sad und Hanjtein hatten als Mitglieder der geiſt— 


1) KO vom 2. März 1817 an Sad und Hanſtein. 

2) Schreiben Hanſteins an Kabinetsrat Albrecht vom 16. Mai 
1817; Antwort Albrechts an Hanſtein nach mündlichen Neußerungen 
des Königs vom gleichen Tage. 
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lichen Kommiſſion zu empfindlich den Mangel eines öffentlichen 
NechtstitelS zur Vertretung der Kirche erfahren. Dann fuhr das 
Gutachten fort: 

„Bir find beide nach der forgfältigiten Beratung der Meinung, daß 
das einzige, was für jet zur nähern Einleitung beſſerer Vorfchläge und 
zur Beförderung des heilfamen Zweds geichehen kann, darin bejtehe, 
daß Gm. Königliche Majeität Sich dahin allergnädigit zu erklären ges 
ruhen: es gereiche Allerhöchitdenenfelben zum gnädigiten Wohlgefallen, 
daß ein Geiſt des Friedens und des Vertrauens unter den in Ihrem 
Neiche befindlichen protejtantifchen Kirchen herrfchend ſei, und daß refor: 
mierte und lutherifche Geiitliche und Gemeinen, der noch beitehenden 
Heinen Unterichtede ungeachtet, fich in brüderlicher Liebe und im gleichen 
Streben nach) dem großen Ziele ihres gemeinfchaftlichen Glaubens ver: 
einigt hätten. Sie wiünfchten, dab Diele gottgefällige Einigkeit nicht 
allein fortdauern, fondern daß fie auch eine endliche völlige Vereinigung 
zur Folge haben möchte. S. Majeftät wären weit entfernt, in der Art, 
dieſe Vereinigung zu bewirken, etwas vorzufchreiben, und würden viel- 
mehr, bis diefelbe durch Gottes Gnade zu ſtande gelommen, eine jede 
Partei wie bisher in ihrer Gewiſſensfreiheit und in ihren wohler: 
worbenen Rechten fräftig jchügen. Sie hegten aber das gnädige Ber: 
trauen, daß alle Frieden Liebenden evangelifchen Geiftlichen in Ihrem 
Lande alles, was nur irgend von ihnen abhängt, dazu beitragen würden, 
den glüdlichen Zeitpunft herbeizuführen, in welchem aller Unterfchied, 
der jet noch die beiden verjchwijterten Kirchen in Namen und Ge: 
bräuchen trennt, völlig und auf immer verfchwindet. In Diefem Ber: 
trauen trügen Sie den von Ihnen angeordneten Kreis- und Provinzial: 
Synoden auf, ſich über diefen Gegenitand vorläufig zu beratben, damit 
demnächit die General:Synode die Sache auf das forgfältigite erwäge 
und ausführbare VBorfchläge tun könne, wie fie zu itande fommen möchte. 
Seine Majeftät würden alsdann diefe gutachtlichen Borfchläge näher 
prüfen lajlen und jehr gern alles genehmigen, was mit der Gerechtigfeit 
und mit dem Wohl des Staates vereinbar iit. 

Eine jolche oder ähnliche Aufforderung von ſeiten Ew. Königlichen 
Majeftät wird von den Mepräfentanten der evangelifchen Kirchen und 
von allen wahrhaft chrijtlich dentenden Mitgliedern derfelben nicht anders 
als mit Freude und dem lebbafteiten Danke aufgenommen werden und 
ihres Zweds nicht verjehlen.” 

Sad und Hanftein blieben aljo aud) hierbei dem Prinzip 
durchaus treu: Erſt Verfaſſung, dann alles andere, Wie Die 
Verbefferung der Liturgie, wollten fie auch die Union aus den 
Synoden heraus wachien lajjen. Freilich mag man Bedenken 
haben, ob diejer Weg hätte zum Ziele führen fönnen. Und aud) 
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die Gutachter fühlten Dies, fie trugen dem Könige vor, daß an 
gejehene Theologen, Bland in Göttingen und Niemeyer in Halle, 
öffentlich eine Aenderung des bisherigen Zuſtandes miderraten 
hätten. Die Meinung diefer beiden wurde dahin zujammen- 
gefaßt, 

„es ſei alle erwünfchliche Vereinigung der beiden protejtantijchen 
Kirchen bereitS vorhanden, indem reformierte und lutherifche Gemeinen 
in der ungejtörteiten Einträchtigfeit neben einander bejtehen, und feine 
Spur von Giferfucht, Neid und Gezänt unter ihnen bemerklich fei; alle 
jektirerifche Entfernung von einander und aller erbitternde Streit über 
Lehren, die dem menfchlichen VBerjtande auf immer in ein geheimnisvolles 
Dunkel gebüllt bleiben werden, hätten aufgehört; brüderliche Duldung 
und Yiebe ſei an die Stelle des ehemaligen ärgerlichen Zwieipalts und 
des verfebernden Verdammens getreten; eine Gleichheit der Boritellungen 
in Slaubensfachen jei nie zu erwarten und Dies unschädlich; der Unterfchied 
aber, der zwifchen beiden Parteien noch jtattfindet, bedeute nicht viel— 
mehr, al3 die verjchiedenen Namen zweier Gemeinen von derfelben Kon: 
feſſion, man denke fich jet bei den Benennungen Weformiert und 
Yutheriich nicht viel mehr, als bei dem Namen Nicolai: und Marien: 
Kirche. Bei diefer friedlichen Zufammenitimmung der Gemüter fei eine 
äußere Einförmigfeit in Verfallung und Gebräuchen jo notwendig nicht, 
vielmehr wäre zu befürchten, daß der Verſuch fie herbeizuführen, miß— 
lingen und den Gedanken veranlafien möge, als ſei noch jet eine Un: 
einigfeit in der Hauptfache vorhanden; es wäre Daher am ratjamiten, 
nur dahin zu jehen, dab Die völlige Koalition, die mit der Zeit gewiß 
erfolgen werde, auf feine Weije gehindert werde, und ſei bloß forgfältig 
zu verhüten, daß das Band des Friedens, das jetzt beide Parteien zu— 
fammenbält, nicht loſe gemacht werden oder gar zerreißen möchte.“ 

Sehr entjchteden jprachen ſich die beiden Gutachter gegen 
die Anregung aus, das Unionswerk durch die Vereinigung der 
Domgemeinde mit der Petrigemeinde bei Gelegenheit der Wieder: 
eröffnung der renovierten Domkirche tatfächlich zu beginnen. Offen: 
bar ſtammt diefer Teil des Gutachtens aus der Feder von Sad. 
„Die Zumutung, jich beim heiligen Abendmahl einen gleichen 
Ritus (Brotbrechen oder Oblate) gefallen zu lafjen, würde jo an: 
gejehen werden, als jollten entweder die Lutheraner reformiert 
oder die Neformierten lutheranisch werden.“ Dagegen erklärte 
Hanjtein, daß er den Gebrauch der im Dom eingeführten Lituraie 
auch bei den Verſammlungen der Betrigemeinde für unbedenklich 
halte, und beide Gutachter wünſchten, daß die Prediger der Dom- 


Foerſter, Entitehung d. preuß, Landesbirche. J. 18 
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und Petrigemeinde an dem Säfularfeit der Neformation bei dem 
heiligen Abendmahl gemeinfchaftlic adminijtrierten, und zwar am 
eriten Feittag für die Domgemeinde nach veformiertem Ritus, am 
zweiten Feſttag für die Petrigemeinde nach lutheriſchem Ritus. 
Das Gutachten blieb lange Zeit ohne Antwort. Am 3. Juni 
erging an alle Konjiftorien ein Erlaß, der die würdige und reiche 
Feier des Feſtes empfahl und die Königlichen Befehle vom 7. Februar 
Darüber zur Kenntnis brachte, aber von Union fein Wort ent: 
hielt ).. Am 19. Juni genehmigte der König die von Nibberd 
verfaßten Entwürfe einer Liturgie zur Jubelfeier, eines Zirkular— 
jchreibens an alle Geiftlihen und einer Abkündigung für den 
vorhergehenden Sonntag ?). In dem Zirkularjchreiben hatte der 
König jedoc) einige ſehr charakterijtische Aenderungen vorgenommen. 
Ribbeck hatte geichrieben, daß die Neformation aus dem Ber: 
langen hervorgegangen ſei, „die wahre Anbetung Gottes im Gerite 
und der Wahrheit nach der eignen Einficht und Ueber: 
zeugung der Gläubigen zu begründen”, dev König aber 
die unterjtrichenen Worte getilgt. Und am Schluß batte ev den 
Zuſatz gemacht: „Yuther ſelbſt eifert Dagegen in jeinen Schriften, 
daß die Bekenner des evangeliichen Glaubens ſich nach feinem 
Namen: Lutheriiche und Lutheraner und nicht Evangelische nennen.“ 
Die Yıturgie jelbjt war von dem König gebilligt worden. Ste ord- 
nete an nach) dem Eingangsliede die Salutatio und das Sursum corda 
und die Intonation: Dies ift der Tag, den der Herr gemacht bat, 
mit den entjprechenden Reſponſorien des Chors, das jehr lange All: 
targebet, das Ehre jei dem Vater des Chors, Hauptlied, Predigt, 
Tedeum, Abendmahl. Ader am Kirchengebet hatte ev wieder ge— 
ändert. Ribbeck hatte gejchrieben: „Erwecke in allen evangelifchen 
Negenten Der Kirche, welcher fte angebören, fromme, 
eifrige, milde Bejchüger und Pfleger,“ der König hatte die unter: 
jtrichenen Worte erjegt durch den Ausdrucd: deiner Lehre. Von 


1) Gedrudt u. a. bei Hanitein, Vorbereitungen zur feier Des 
3. AJubelfejtes der Ref. Berlin, Sander, 1817. 

2) Ebenda. Das Zirkularfchreiben aucd in Kamp’ Annalen 1817, 
3.9 ©. 66, und in Wachlers .. Nachrichten 1817, ©. 282. 
Die Abkündigung bei Eylert, II, 2. ©. 64 f. 
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Union enthalten auch dieje VBeröffentlichungen !) nichts, wenn auch 
bedeutjam ıjt, daß das Zirkularjchreiben an „ſämtliche evangelijche 
Geiitliche beider Konfeſſionen der Monarchie“ gerichtet it, und 
die erwähnte Schlußbemerkfung die Abneigung gegen die „Partei: 
namen“ deutlich anzeigt. 

Zum Geburtstage des Königs am 3. Auguſt glaubte Han- 
ftein in feinem Glücwunjchichreiben die Sache von neuem an- 
regen zu Dürfen: „Möge das neu beginnende Jahr Ihres der 
Welt jo teuren, der protejtantifchen Kicche jo unſchätzbaren Lebens 
das ſchöne denkwürdige Jahr werden, in welchem und von welchem 
an in unferem Baterlande nur von einer evangeliichen 
Kirche die Nede iſt, in der wir alle nur ein Brot brechen und 
aus einem SKelche trinken.“ Und bald darauf ?) überreichte er 
dem König vier Predigten, worin er feine Gemeinde auf die Ver: 
einiqung beider Konfeſſionen vorbereitet hatte, und bat zugleich 
um ein gnädiges Wort auf fein und Sads Gutachten. Er fügte 
die Nachricht bei, daB das Herzogtum Naffau ?) fchon vorange- 
jchritten wäre, und daß ſich aud in der Grafichaft Mark *) und 
im Cleveſchen die Geiftlichen vereinigt hätten. 

Der Minifter hatte am 10. September eine KO ausarbeiten 
lafien, deren Inhalt ganz dem Gutachten Sacks und Hanjteins ge: 
mäß war. Es hieß darin: 

Zu meinem bejfonderen Wohlgefallen erſehe ich aus mehreren Berichten 
und Anzeigen, daß die Vereinigung der beiden evangeliichen Stirchen- 
parteien zu einem Belenntnis und Ritus in meinen Staaten bei den 
übereinitimmenden Gelinnungen der Geiftlichfeit und bei dem Geiſte der 


Eintracht und des Friedens, welcher die Gemeinden beider Konfeflionen 
beieelt, feine wejentliche Schwierigfeit finden wird, fowie denn auch nad) 


1 RO 19. Juni 1817. Minifterialverfügung vom 30. Juni 1817. Der 
vom König angefügte Sat ijt von den geiltlichen Räten der Tatſache 
gemäß zurechtgerücdt, dah der Name: Gvangelifche fich auf Luther nicht 
berufen fann. 

2) 29. Auguſt. 

3) Die Urkunden darüber in Böckels Ireneon, Bd. J. ©. 259, 377. 

4) Am 16 —18. September zu Sagen. ©. die Beichlüffe in Hermanns 
Zeitfchrift von und für Weitfalen, 77. Stück. Hagen, 23. Sept. 1817. 
Der König Sprach dazu dem Generalfup. Bädeler fein beionderes Wohl: 
gefallen aus. 

18* 
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den Öffentlichen Blättern folche im Großherzogtum Naffau bereits erfolgt 
it und das Säkularfeſt der Reformation durch die Feier dieſer Ver— 
einigung verherrlicht werden fol. Bis zu diefem Zeitpunkt die Ver: 
einigung der beiden Kirchenparteien in Deinen Staaten zu einerlei Namen 
und Gebräuchen allgemein durch die Synoden zu bewirken, ift zwar nicht 
zu erreichen; es iſt aber von großer Wichtigkeit, die gemeinfchaftliche Feier 
des Neformationsfeites zur vereinigten Beratung der Synoden über den 
Nitus,durh welhen alleindieKonfefsfionengetrennt 
jind, zu benüßgen, und dadurch die Annahme eines gemeinfamen Ritus 
und fomit die völlige auch Außerliche Vereinigung der Konfeſſionen ber: 
beizuführen.“ 


Die Ordre beauftragte den Minifter, die Synoden in der 
Zeit des Säkularfeites zufammen zu rufen und fie zur jorgfältigen 
Erwägung über die Einführung einer gemeinjchaftlichen Liturgie 
und eines gleichjörmigen Ritus unter Zuziehung und mit Ein: 
verjfiändnis würdiger Neltejter aus den Kirchen: 
gemeinden aufzufordern und die Nejultate dev Beratung durch 
die Behörden zu einer Vorlage an die Generaliynode ausarbeiten 
zu laijen. 

„Es verjteht fich dabei von felbit, daß der Glaube der chriitlichen 
Gemeindeglieder bei diefer Beratung ganz unberührt bleiben muß, wie 
ich denn nicht nur jeden in jeiner Gewiſſensfreiheit, fondern auch jede 
Stirchenpartei, folange bis nicht die Bereinigung beider zu jtande ge: 
fommen it, in ihren bejonderen wohlerworbenen Rechten gefchüßt 
willen will.“ 


Endlich follte den Gerjtlichen empfohlen werden, die Feier 
des Neformationsfeites ganz vorzüglich zur Belehrung der Ge- 
meinden über die Uebereinſtimmung der beiderjeitigen Glaubens: 
befenntnijje zu bemüßen. 

Indeſſen war der König von diefer Vorlage nicht befriedigt, 
wenn fie ihm überhaupt unterbreitet iſt. Trotzdem er auf Sads 
und Hanſteins Gutachten beharrlich ſchwieg, hatte er die Sache 
keineswegs aus dem Auge verloren. Eylert erzählt uns von einem 
langen Gejpräch ziwtichen dem König, Witzleben und ihm aus dem 
Frühjahr in Paretz und von einem Bericht, den er evitattet hat, 
auch von einer Korreipondenz des Königs mit Borowski. Eylert 
verstand, Die leiten Bedenfen des Königs zu beichwichtigen und 
ihn in feiner Meinung zu beitärten, dat es weſentlich und zuerſt 
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auf Heritellung der Abendmahlsgemeinichaft anfomme!). Bon 
Karlsbad aus empfing Eylert durch Kabinetsrat Albrecht den 
Auftrag „die Confessio fidei S. M. unfers Königs in dem Wunfche, 
die beiden proteftantifchen, die veformierte und die Iutherijche, 
Kirchen zu einer evangelisch-chriftlichen Kirche vereinigt und damit 
bei dem bevorjtehenden Säkularfeſt der Reformation den Anfang 
gemacht zu jehen, — aufzujegen und folche Ihm vorzulegen.“ 

Eylert entſprach dem Befehl am 22. September. Sein Be- 
gleitjchreiben zeigt, daß auch er die Schwierigkeiten und Bedenf- 
lichfeiten der Sache wohl fühlte. Er fchrieb: 

„So gern und dankbar ich diejen Auftrag (rein theologiichen In— 
baltes) angenommen babe, jo groß habe ich beim Nachdenlen darüber 
die Schwierigkeiten in der rechten Abfaſſung einer ſolchen Confeſſio ge- 
funden. Wie wohl die Sache ſelbſt, worauf e8 hier ankommt, Klar und 
beitimmt bervortreten muß, jo darf nach meiner Ueberzeugung Doch der 
theologijche Untericdyed, welcher uriprünglich beide Kirchen getrennt bat 
und noch getrennt bält, gar nicht berührt werden, weil er größtenteils 
Ichon verfchwunden, dem gemeinen Mann unbefannt it, und die neue 
Aufregung desfelben die Gemüter eher entfernen als vereinigen fönnte. 
Eben jo wenig darf von der Geftaltung und Beſchaffenheit der äußern 
form bei der gewünfchten Vereinigung in diefer Gonfeffio die Nede fein, 
aus demjelben Grunde, und weil es beſſer ijt, die Sorge für das Ueber: 
einitimmende, Einfache und Würdevolle der Form, namentlich im Heil. 
Abendmahl ſpäterhin den Gonfistorien und dem Hohen Miniſterio Des 
Innern zu überlaifen, wenn nur eritmal der König feinen Wunfch öffent- 
lich und beitimmt feierlich ausgeiprochen hat und fo die Sache jelbit in 
den Gang gebracht ift. Endlich muß dieſe Confessio Fidei (Vereinigung 
zum Zwed habend) fo abgefaft fein, daß fie denen, welche dem alt: 
gläubigen (orthodoren) und denen, welche dem rationalijtiichen (neo— 
logiſchen Syfteme zugetan find, ohne der Wahrheit jelbjt etwas zu ver: 
geben, ein Genüge tut und auch bier glüdlich in der Wahl der Gedanken 
und Ausdrüde Das Verjchiedenartige vereinigt und allgemein einen quten 
Eindruck macht.“ 

In der Tat, eine jchwere Aufgabe. Und man muß zugeben, 
daß Eylert fie trefflich erfaßt und gelöjt hat. Der König fand denn 
auch nur einige Gedankenſtriche zu ändern, jo völlig entſprach der 
Entwurf jeinen An: und Abjichten. Es iſt die berühmte Proklama— 


1) Charakterzüge III, 2. ©. 8 ff. Auf die Wiedergabe der Neuerungen 
des Königs dürfte fein zu großer Verlaß fein. In der folgenden Dar: 
ftelung Eylert3 find dann mancherlei Jrrtümer untergelaufen. 
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tion, datiert: Potsdam, den 27. September 1817, die eigentliche 
Urkunde der Preußischen Unton ’). Ein denkwürdiges Dokument, 
das jedem, dev jehen will, deutlich macht, daß des Königs Abficht 
wahrlich nicht bloß auf Verfaſſungs- und Abendmahlsgemeinichaft 
zweier dDogmatijch getrennter Konfeiftonen ging, ſondern auf „eine 
neu belebte, evangelisch-chriitliche Kirche”, auf die Ueberwindung 
des „unglüclichen Sektengeiſtes“, auf „eine wahrbaft veligiöje 
Vereinigung”, wobei „Das Außerweſentliche bejeitigt und die Haupt: 
jache im Ehriitentum fejtgehalten“ werden soll. 

Am 27. September überjandte der König dieſe Ordre dem 
Minifter mit dem Befehl, fie alsbald in Druck zu geben und in 
die Zeitungen rücen zu lafjen. Er fügte einen Cab hinzu, der 
zeigt, wie eng ſich bei ihm die Sache der Union mit der der 
Agende verichlang. Sad jowohl wie Schleiermacher hatten immer 
davor gewarnt, die Union mit Gleichförmigmacung des Ritus zu 
identifizieren. Der König aber jchrieb dem Wlintiter, die Ver: 
einigqung der evangelijchen Geiftlichkeit beider Konfeſſionen in einer 
Synode oder Provinz zu einerlei Befenntnis und Ritus 
bedürfe felbitveritändlich in jedem alle der Approbation: es 
fünnte jonjt der Fall eintreten, daß man Sich bier 
über DdDiejen, Dort über jenen Nitus vereinigte Die 
Beſtimmung darüber jolle erſt durch eine Generaliynode erfolgen ?). 

Ehe aber noch die Proflamation des Königs irgendwem be: 
fannt wurde, hatte jchon die Berlinische Getitlichfeit lutheriſcher 
und Ddeutichreformierter Konfejfion auf Anregung des unermüd- 
lichen Hanſtein und unter Schleiermachers Borfig einen entjcheiden: 
den Beichluß in derjelben Nichtung gefaßt. In einer Verſamm— 





1) 3. 8. bei Kamptiz, Annalen, Bd. 1.93, © 64 f, und in 
Nitz ſch' Urkundenbuch der Union, Bonn 1853, ©. 125 f. Der Drud bei 
Nitz ſch hat aber einige entitellende Fehler, die ich bier notiere: S. 125 
3. 9 lies: „heilfame Abficht“, und 3. 10: „ein Gott wohlgefälliges Wert“; 
©. 126 3. 17 iſt das „auch“ zu Ätreichen; 3. 24 hat N. hinter den Worten: 
„wenn weder Ueberredung noch Indifferentismus an ihr teilbaben“ aus: 
gelafjen: „wenn fie aus der freiheit eigner Ueberzeugung vein hervor: 
gehet umd fie nicht nur u. j. mw”; ©. 127 3. 10 lies ſtatt: „würdevoll, 
mebr von ſelbſt“: „würdevoll und wahr von felbit”. 

2) KO an Shudmann vom felben Tage, 27. Sept. 1817. 
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lung am 1. Oftober hatte man einmütig den Antrag Daniteins ?) 
angenommen, das Neformationsfeit durch eine gemeinfame Abend» 
mablöfeier nach Einem Ritus, nämlich dem des Brotbrechens, und 
mit einer neuen Verteilungsformel rein biblifchen Wortlaut& zu 
feiern. Noch am Abend des Tages teilte Hanitein diejen Erfolg 
dem König in gehobner Stimmung mit und bat, leife an den 
noch ausjtehenden Beſcheid des Königs auf Sads und fein Gut- 
achten erinnernd, um ein Stönigliches Wort der Teilnahme und 
Billigung. Und dem Minifter fchrieb er: „Die vereinte Getitlich: 
feit will dadurch nicht bloß ihre brüderliche Vereinigung zu einem 
evangeliichen Sinn und Geiſt beurfunden und das bevorjtehende 
hohe Feſt der Kirche auszeichnen, jondern auch den Gemeinden 
der Königsitadt und des Vaterlandes ein erbauliches Beiſpiel 
geben und die erwünfchliche Vereinigung der beiden Konfeſſionen 
der evangeliichen Stirche an ihrer Seite zwecdienlich vorbereiten 
und möglichit erleichtern helfen“ ?). 

Der König war jehr erfreut, ließ dies Hanitein durch Albrecht 
ausjprechen und überjandte ihm zur Mitteilung an die Berliner 
GHerjtlichkeit noch vor der Veröffentlichung, die erſt am 9. Oftober 
erfolgte *), feine Proflamation. Zugleich verordnete er, die Abend» 
nablsfeier der Geiitlichfeit Tolle nicht, wie zuerit geplant war, 
am 1. November, fondern am Vortage des Feſtes, 30, Oftober, 
9 Ubr, in der Nikolaikirche in Verbindung mit dev Wiedereröffnung 
der Kirche nach der Renovation jtattfinden und den Gemeinden 
davon Mitteilung gemacht werden. In feiner Antwort gab Han- 
jtein dem Zweifel Ausdrud, daß die Gemeinden ſchon jegt auf 
den Wunsch verfallen würden, dem Vorgang der Geritlichkeit zu 
folgen *). 

Die Verfügung des Minifters, mit der er die KO vom 
27. September den Konſiſtorien überjandte, betonte, jo jehr jeder 
Zwang zu vermeiden und feiner Gemeinde die empfohlene Ver: 


1) HDanjteins vortreffliches Neferat bei dieſer Gelegenheit gedr. 
bei Böckel, Ireneon, Bd. 1. 1823. 

2) Schreiben an den König, 1. Oft. abends, an den Mliniiter, 2. Oft. 

3) Haude und Speneriche Zeitung. 

4) Schreiben Daniteinsan Ulbredt, 5 lt. 
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einigung aufzudrängen fei, jo müfje doch gemwünfcht werden, daß 
die Getitlichen den gegenwärtigen günftigen Zeitpunkt mit regem 
Eifer- benüßten, jowohl durch gründliche Belehrung wie durch ihr 
Beifpiel die Gemeinden nach dem Borbilde der Berliner Geiitlich- 
feit für die Sache zu gewinnen !). 

Jedoch, jchon ein abermaliger Erlaß vom 12. Oktober ging 
weiter. In einer tags zuvor bei dem König gehaltnen Konferenz 
ohne EylertS Beteiligung war man zu dem Entjchluß gekommen, 
den Gemeinden Gelegenheit zu geben, daß auch fie das Mahl des 
Herrn auf eben diejelbe Weiſe als evangelische Chriften empfangen 
fünnten. Demzufolge wurde bejtimmt, 

„daß in jämtlichen Kirchen der Rejidenz Die Abendmahlsfeier an dem 
eriten Hauptfeittage, Freitag, 31. Oktober, nurnacdh dem neu ange— 
nommnen Ritus gehalten, für Diejenigen aber, welche aus Anhäng- 
lichfeit an das Hergebrachte fich Dem neuen Ritus nicht fogleich an: 
Schließen möchten, auf den zweiten Haupffeittag, 1. November, das Abend- 
mabl nach der bisher bei den Gemeinden hergebracht gewelenen Art und 
Ordnung angefegt werde. Für die Zukunft, und bis Alle in der Mehr: 
zahl für den neuen Ritus fich werden erklärt haben, wird Dann Die 
Abendmahlsfeier regelmäßig wechfeln, damit die Gemeinden um fo fichrer 
gewöhnt werden, das Aeufre für das Minderwefentliche zu halten, und 
die wahrhaft biblifche und jtiftungsgemäße Form nach und nach allge: 
mein Eingang gewinne“ °). 

Aber noch einen erheblichen Schritt weiter ging man dann 
auf Eylert3 Drängen. Er jeßte dem König auseinander, daß es 
zwechwidrig und praktiſch jchwer durchführbar jein werde, der 
unierten Feier am zweiten Tage wieder eine getrennte folgen 
zu lafjen, und gewann dafür erit den König, daun auch Schud: 
mann und Hanjtein. So wurde dann in Abänderung der Ver: 
jügung vom 12. am 15. feitgejeßt, daß am 30. Oftober die eier 
der Getjtlichkeit, am 31. die der Gemeinden nach dem neuen Nitus, 
am 1. November aber feine Kommunion gehalten werden jolle. 


1) Verfügung vom 7. Oft. 

2) Auch dies hatte Hanjtein angeregt, jedoch in der Weile, daß 
das Abendmahl nad) dem alten Ritus in der gewöhnlichen Abendinabls: 
jtunde Der meilten Stirchen, niorgens um 7 Uhr, nach dem neuen aber 
nach der Hauptpredigt jtattfinden möchte. Schreiben an Albrecht vom 
10. Oft. 
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Gleichzeitig vereinigten fich die Pröpſte Ribbeck und Hanjtein, 
der Oberfonfiftorialrat Hecker und der Hofprediger Stoſch in einer 
Konferenz ') über den zu beobacdhtenden Ritus. „Es tft ‚verab- 
redet, der urjprünglichen Stiftung gemäß dabei das Brot und 
das Brechen desjelben, wie e3 bisher in der reformierten Kirche 
Sitte war, zwar beizubehalten, aber in Annäherung an den Ritus 
der lutherifchen Kirche diefem Brot eime runde Form, Die der 
bisherigen Oblate, zu geben und durch zwei Einjchnitte in Form 
eines Kreuzes das Brechen in jedesmal vier gleiche Stückchen zu 
erleichtern” ?). Der König war von dieſer Verabredung jehr be- 
friediat. 

Aber das Kommunionbrot machte doch noch weitere Schwierig: 
feiten. Die Probe fiel jchlecht aus, man unterließ darauf, etwas 
Bindendes fejtzujegen °). 

Inzwiſchen zeitigte die Vroflamation des Königs und der 
Vorgang der Berliner Geijtlichfeit die erſten jtarken Wirkungen. 
Die theologischen Profefioren der Berliner Fakultät und die fran— 
zöfischen Geiftlichen baten jofort, jich beteiligen zu dürfen, dann 
beſchloſſen Magiitrat und Stadtverordnete und auch die Direl: 
toren und Lehrerfollegien der höheren Schulen, ſich Forporativ an— 
zujchließen. Auch der Mliniiter jelbft erklärte, daß er teilnehmen 
werde *). Das erjte auswärtige Beiipiel der Vachfolge gab 


1) Nur dies fann mit der bei EylertlIl, 2, ©. 42 erwähnten Kom— 
mifjion gemeint jein. &. bat jie ofienbar mit der Liturg. Kommiffion 
verwechjelt, wie die Zuſammenſetzung zeigt: Sad war fchon feit Anfang 
September durch einen Schlaganfall von jeder Beteiligung ausgefchlojien. 
— Auch ein abermaliger Beriht Sads (S. 44) ijt nicht vorhanden und 
fchwerlich vorhanden gewejen. 

2) RO des Königs an Shudmann, 13. Oft. 1817; Eylerts 
Bericht an den König vom 15. Oft. 1817; Charafterzüge ©. 73 ft. 

3 Hanſtein an Albredt 22. Oft. 1817. Auch in Nafjau hatte 
diefe Frage viel Kopfzerbrechen gemadt. Am 13. Oft. überfandte der 
dortige Generalfuperintendent Giefe Wigleben das dort eingeführte Brot, 
dünne Schnittchen gewöhnlichen reformierten Weißbrotes in runder Form, 
auf die oben und unten eine Hojtie mit Eiweiß geflebt war, für je zwei 
Kommunikanten. Es ſieht höchit merfwürdig aus. 

4) Berichte Hanfteins vom 8. Oft, des Minifters vom 17. und 
25. DOftober. KO des Königs an den Magiitrat vom 20. Oft. 
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die Gerftlichfeit zu Galbe und Neubaldensleben mit ihren Ge: 
meinden '). 

Nur leife regten fich Bedenken. Das erſte lief ein von dem 
lutberifchen Prediger „Johann Jaenicke an der Betlehemstirche, 
der für einen Teil feiner Gemeinde die Erlaubnis zur eier nach 
dem alten Ritus am 31. Oftober erbat, daS zweite von dem 
‘Brediger Herzberg, dem Kollegen Schleiermachers an der Drei: 
faltigfeitsfirche. Der Mintjter schlug die Bitte ab; nur das ge: 
nehmigte er, Gemeindegliedern, die Gewiſſensbedenken hätten und 
nicht biS zum Sonntag, 2. Wovember, warten könnten, wo wieder 
der alte Ritus Pla greifen follte, das Abendmahl in der Sakriſtei 
zu veichen?). Claus Harms’ 95 Thejen?) haben vor dem 31. Of- 
tober in Berlin feine Verbreitung gefunden. 

Wie ſtark aber der Nachhall des Königlichen Erlafjes und 
des Beifpiel3 der Berliner Geijtlichfeit war, zeigte doch evit das 
Feſt jelbit. Die Feier am 30. Oftober, bei der Ribbeck über 
2. Moſ. 20, V. 24 predigte und er und Stofch abwechjelnd mit 
Hanitein und Ehrenberg das Abendmahl austeilten, und zum 
Schluß die ganze Geiſtlichkeit Händedruck und Bruderfuß tauchte, 
machte auf alle Teilnehmer einen unauslöjchlichen Eindruck; die Be: 
teiligung der Gemeinden am 31. war außerordentlich lebhaft. .„ym 
Dom, der bei dieſem Feſte ebenfo wie die Garniſon- und Niko: 
latfirche dem Gebrauch der Gemeinde nach durchgreifender Reno— 
vation wiedergegeben wurde, feierten die Doms und Petrigemeinde 
ungetrennt das herrliche Felt, und wie die Geiftlichen vorausgejehen 
hatten, veichte dev Naum nicht, trogdem zweimal Gottesdienjt und 
Kommunion gehalten wurde. In der Potsdamer Garnijonfirche 
empfing der König mit jeinem ganzen Haufe und Hofe das Abend- 
mahl nach dem neuen Nitus nach einer Predigt Offelsmeyers am 
31). Am folgenden Tage nahm er an der Einweihung der Schloß: 
firche und der Grundjteinlegung des Yutherdenfmals in Wittenberg 
teil. Wie anders, als vor 100 Jahren, wo das Jubelfeſt unter einer 


1) Erlaß des Mliniiters an das Magd. Konſ. 29. Oft. 
2) Erlaſſe Shudmanns vom 27. und 29. Oft. 

3) Selbjtbiograpbhie, Kiel 1551. ©. 114, ©. 229. 

4} Eylert, 1,2 8.80 f. 
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allgemein gedrücten Stimmung gelitten, und der reformierte Hof 
ſich demonjtrativ ferngehalten hatte!) ! 

Und nicht anders jah es in den Provinzen aus. Aus dem 
Bezirk Köln berichtete das Konjiftorium, daß fait alle evangelifchen 
Gemeinden das Felt gemeinfam gefeiert hätten, in vielen Orten 
batte man jich ſogar zu voller Unterung auch des Kirchenver: 
mögens, der Schulen und der Seeljorge entjchloffen ®). Ganz 
ähnliche Berichte famen aus Stettin, Breslau, Bromberg, Königs: 
berg. Nichts ift ungerechter, als die Unton ein Werk des Hofes 
oder der Käfaropapie zu jchelten; wenn je etwas, jo war ſie eine 
Tat der Kirche, gereift in jahrelanger Vorbereitung, von vielen 
erjehnt und laut gewünscht, die wahrhaftige Anerkennung eines 
Tatbeitandes, den die Entwicdlung des Ddeutjchen Getites- und 
Religionslebens jeit drei Jahrhunderten heraufgeführt hatte. In 
jeinem ganzen Leben und Regieren iſt der König nie wieder in 
gleicher Weife der Mund und Arm der Slirche gemwejen. 

Sp war, was „Jahrzehnte lang nur in frommen Wünfchen 
und zaghaften Erwäqungen gelebt hatte, mit einem Schlage zur 
MWirklichfeit geworden. Es jchien, als ob das herzhafte Handeln 
des Königs in feinen Landen überall vajche und begeiiterte Nach: 
folge finden jollte. Nachdem die Unterjchtede zwijchen Lutheranern 
und Keformierten auf dem Gebiete der Verfaſſung ſchon verwijcht 
waren, fiel num auch die legte Schetidewand und zur Gemein: 
schaft des Gottesdienites und Abendmahls reichten fich die bisher 
getrennten Brüder die Hände. Jetzt erit war der enticheidende 
Schritt getan, dem die Steiniche Reform mit der Bejeitigung der 
überlebten alten Bebördenorgantjation und der provinziellen Ber: 
ichiedenheiten und mit der Zentraliiation der Verwaltung jo treff— 
lich vorgearbeitet hatte. Nun erit war die Möglichkeit einheit- 
licher Eirchlicher Ordnungen und Formen gegeben und erhob jich 
am Horizonte das Bild „einer evangelijchen Kirche“. 

Aber noch in mehreren Beziehungen bildet das Jahr 1817, 
und zwar grade die Herbitmonate, eine Epoche in der Gejchichte 
des preußtichen Kirchenweſens. 

u 1) Schuchmann an Albrecht 25. Oft. 1817. 
2) 21. Jan. 1518, vgl. au) Barrentrapp, Joh. Schulze, ©. 215. 
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Zuerjt: unter den leitenden Perſönlichkeiten vollzieht fich ein 
bedeutjamer Wechjel. Am 9. September war Sad von einem 
Schlaganfall betroffen!) und am 2. Oftober geitorben. Er hatte 
die Predigt am Neformationsfeit nicht mehr halten fünnen, die 
Vollendung eines großen Unternehmens, das er jchon feit mehr 
als 30 Fahren betrieben hatte, nicht mehr gejchaut. Der Nach: 
folger des würdigen Mannes, der auch jeinem Könige gegenüber 
immer den Mut einer eignen lleberzeugung bewährt und von ſich 
jelbit mit Recht befannt hatte, daß er „nach Kräften zur Verbreitung 
chriftlicher Grundjäge und liberaler Denkungsart gewirkt habe“ ?), als 
Biſchof und Vertrauter des Königs, nicht als erjter Prediger am 
Dom, wurde Eylert ?), eine „Ichmiegjame Prälatennatur” *), voll 
unbedingter Hingebung und blinder, überichwänglicher Verehrung 
für den König, fein Berater, jondern ein Werkzeug des Monarchen. 

Und zugleich verlor auch Schudmann jeinen Einfluß auf die 
firchlichen Angelegenheiten. Es ift befannt, daß der Staatsfanzler 
im November 1817 °) zu einer Umbildung des Staatsminiftertums 
ichritt und dabei, wohl um ficb einen unbedingten Anhänger zu 
jihern, den Freiherrn von Altenſtein zum Minifter ernannte und 
ihm Die getitlichen, Erziehungs: und Schulfachen anvertraute ®). 
Es läßt ſich nicht jagen, ob diefe Ernennung von Hardenberg 
oder dem Könige angeregt tt. Jedenfalls konnte der Ktönig einen 
gefügigeren Diener nicht finden. Mit Necht iſt hewvorgehoben, 
wie viel feiner und vieljeitiger Altenjteins Bildung und Perſön— 
lichfeit gewejen tft, al$ die feines Borgängers, — aber man darf 
auch das nicht überjehen, daß es ihm an Selbitändigfeit und 
offner Gradheit bedenklich mangelte, und mit ihm an die Stelle 
zwar nüchterner, aber gejunder und flarer Grundfäße eine weich: 
liche Brinzipienlofigfeit trat. Es war nicht gut, daß in den 
folgenden, für die Entwiclung der evangelijchen Kirche jo bedeut: 
jamen jahren, Minifter des Königs ein Mann war, der am 
(Ende jeiner Wirkſamkeit befannte: „Es machte mein Glüd aus, 


1; Vütteilung von Nicolovius an Albrecht, 23. Sept. 1817, 
2) Selbjtbiographie ©. 45. 3) Gharafterzüge I. S. 206. 
4) Treitſchke BB. 1, S. 241. 5) KO 3, Nov. 1817. 
6) Val. Barrentrapp, ob. Schulze, Yeipzig, 1839. ©. 272 fi. 
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in ER M. das ausgezeichnete Werkzeug göttlicher Vorſehung zu 
verehren, dejjen Ausſpruch für mich Neberzeugung wurde, 
wo ich jelbjt eine andre Richtung oder einen andern Gang beab- 
fichtigte” *). Ob Altenftein ein perfönliches warmes Berhältnis 
zur Religion gehabt bat, deren Pflege ihm 23 Jahre vertraut 
blieb? Ich möchte es troß der jchönen Worte aus dem Jahre 
1808 ?) nicht jicher bejahen. Sein eigentliches Intereſſe gehörte 
doc wohl der Wijjenichaft und der Philoſophie, in ihr fuchte er 
jeine Stärkung und Erhebung, und mehr als ein Seufzer ertönt 
in jeiner Kovreipondenz, daß der größeite Teil feiner Zeit und 
Kraft von den firchlichen Angelegenheiten beanjprucht werde. 

Mit Altenjteins Ernennung veränderte fich zugleich die Stel: 
[ung der Sektion für Kultus und öffentlichen Unterricht. Sie 
wurde nun, wie e3 jchon 1808 geplant war, wie dann Humboldt 
energifch gefordert, wie zuleßt die geiftliche Kommiſſion gebeten 
hatte, zum Mintiterium erhoben. Der Wunſch der Kommiſſion 
nach kollegialer Gejtaltung diefer oberiten geistlichen Behörde, wobet 
womöglich nur die geiftlichen Räte volles Stimmrecht haben jollten, 
blieb freilich unerfüllt. Nehmen wir hinzu, daß gleichzeitig die 
neue Inſtruktion für die PBrovinzialfonfiftorien und Regierungs— 
abteilungen in Kraft trat, daß eben in jenen Wochen die eriten 
Kreisignoden tagten, jo jehen wir, wie auch in der Entwiclung 
der firchlichen Berfafiung das Jahr 1817 einen Einschnitt bildet, 

Das Wichtigjte aber ıft, daß von 1817 ab auch neue Kräfte 
in den Vordergrund des kirchlichen Lebens drängen. Schon waren 
die eriten Regungen des rheinischen Selbitändigfeitsgefühls ber: 
vorgetreten, indem im Oftober 1817 ein Gejuch an den König 
um Beitätigung der Kirchenverfaffung in den Provinzen Jülich, 
Cleve, Berg und Mark erging’), — ganz in dem Sinne, der die 
eriten Provinzialfgnoden in Grefeld und Lippitadt 1818 erfüllte. 
Schon war der lutheriiche Konfeljionalismus in Claus Harms’ 
Thejen wieder auf dem Plane erichtenen, und arade jeßt gründete 
fi auch der Pietismus einen neuen Herd auf den Bommerichen 

1 Letzte Aufzeichnung Alteniteins aus dem Mai 1840, 

2) ©. o. ©. 129. 

3) Eingabe von Tr. Höfer zu Radevormwald, 18. Oft. 1817. 
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Gütern der Brüder von Below !). Und noch eine neue Erſchei— 
nung beginnt von jegt ab hervorzutreten: Union, Synoden und 
Agende bringen eine ganze Neihe von Rechtsfragen in Bewegung 
und bewirken, daß die Fragen der Berbejjerung der Kirche fich 
mit dem Streit ums Necht aufs engſte verquiden. 

Endlich tritt auch in der allgemeinen politifchen Lage ein 
Umjchwung ein. Der 18. Oftober 1817 war der Tag des 
Wartburgfejtes, der geringfügigen Urſache jener ſtarken 
reaktionären Bewegung, die in ihren Folgen Hardenberg Ber: 
fafjungspläne und damit Steins Staatsidee begrub. Der preußifche 
Staat blieb noch auf Jahrzehnte hinaus identisch mit dev abjoluten 
Monarchie. 

Grade auch für die evangelische Kirche wurde dies verhäng: 
nisvoll. Stein hatte das Band zwiichen Staat und Kirche neu 
gefejtigt; er hatte erfannt: der Staat bedarf zu feiner Ertitenz 
und zur Vollendung feiner jelbit ein blühendes, geordnetes, frommes 
Gemeinfchaftsleben, und Diejes bedarf zu jeiner Gejundheit 
und Sicherheit den Halt des Staates, Aber die dadurch be: 
wirkte außerordentliche Steigerung der Macht des Staates über 
das Kirchenweſen jchlägt nun zur Stärfung der beiden Ge- 
walten aus, die Stein grade nicht mehr im Stande befand, allein 
das Leben der Nation zu leiten: des abjoluten Königtums und 
der Bureaufratie. Die Staatsfirche wurde zur Hofkirche, wie 
Schleiermacher es mehr als einmal bitter genug bezeichnet hat. 
Wir ſtehen an den Anfängen jener unheilvollen Entwiclung, die 
im Laufe des 19, Jahrhunderts dahin führte, die evangelifche 
Kirche vom Staate zu trennen, aber in voller Abhängigkeit vom 
König zu erhalten. Sie tt unbeilvoll, nicht weil jie dem König 
jeine maßgebende Stellung in der Kirche belief, jondern weil fie 
ihn als vornehme Privatperſon, nicht aber als Oberbaupt des 
Staates und DBertreter der obrigkeitlichen Ordnung wirdigte und 
das Ktirchenregiment vom Staatsregiment und damit von Der 
Nation tjolierte, Denn jo wurde der aroße Grundgedanke der 
Steinjchen Reform preisgegeben, daß Religion Volksſache tit. 

I Wangemann, Geiſtl. Negen und Ringen am Dijtjeejtrande. 
Berlin 1861. ©. 1 ff. 
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Beilagen. 


Hofrejkript über den Derfall der Religiojität vom 14. Sebruar 
1802 (S. o. S. 105). 


Don Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen. 

Unſern anädigen Gruß zuvor. Wirdige, Dejte und Hochae- 
lehrte Räthe, liebe Getreue! Es iſt ſchon verfchiedentlich allgemein, 
und beionders auch von den Mütgliedern eures Lollegii über den 
Derfall der Religiofsität geflagt und auch von dem unter: 
zeichneten Departements:Chef vorläufig geäußert worden, es werde 
nötbig jein, Maasregeln mit der erforderlichen Dorficht dagegen zu 
ergreifen. Jetzt ereignet jich eine befondere Deranlafjung, der Sache 
näber zu treten. Da Wir nemlich Höchitjelbit mündlich gegen unter: 
zeichneten Chef des Geiſtlichen Departements Unfer Migfallen und 
Befremden über die fich findenden Beijpiele von Derabjäumung der 
in der Cbriftlichen Kirche bisher eingeführten Kindertaufe geäußert 
baben, mit dem Beifügen, auf Mittel zu denken, wie dergleichen 
Veuerungen vorfichtig und mit Klugheit ohne Glaubenszwang vor: 
zubeugen fein möchte. 

Wir erinnern Uns zwar, dag nach eingeforderten Dotis der 
Ober-Lonfiitorial-Mitalieder und darauf abaefagten Concluſo in 
dem Reſcript des Geiſtlichen Departements vom 24. Juli 1500 auf 
die Anfrage des Ansbachjchen Lonfiitorit bei Gelegenheit, daß der 
privatijirende Doctor Medicinae Sebeck zu Bayreutb die Taufe 
jeines Kindes zu beforgen unterlaffen batte, der Sat angenommen 
worden, zur Taufe könne kein bejtimmter Termin fejtgejegt werden, 
und die bürgerliche Ordnung werde erfüllt, wenn bei dem Prediaer 
des Orts die Geburt und der beigeleate Name des Kindes zur 
Eintragung in die Kite der Geborenen glaubwürdig ipäteitens vor 
Ablauf des Lalender: Jahres der Heburt gegen Erlegung der Schreib: 
gebühren angezeigt wird. Allein bei Anwendung dieſes Sabes, 
wenn er gleich an ſich theologiſch richtig wäre, finden ſich doch in 
genauer Erwägung der Folgen einige erhebliche Bedenken, über 
deren Auflöjung Wir Euer Gutachten hiemit zu Unſrer weitern 
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Entjhliegung erfordern!). 

Es iſt bier nicht die Rede von irgend einem Swange, den der 
Staat und Landesberr oder defjen Geiſtliche Behörden und Lollegia 
gegen Heberzeugung und Gewiſſen der Staatsbürger in den ihre 
eigene Perfon angehenden Religions und GlaubensSachen nie nach 
den in der Preußiſchen Monarchie adoptirten Regierungsgrund— 
jägen anwenden kann und wird, jondern es fommt darauf an, zu 
fragen: was werden die Folgen fein, wenn die Eltern das Recht 
baben, die Taufe ihrer Kinder willfürlich zu unterlafien, oder wel» 
ches aufs eins hberausfommt, wenn fie wenigitens nicht an einen 
peremtorijchen Termin gebunden find? und wie Fann diejen Solaen 
vorgebeugt werden? Die Ite und wichtigite Folge diefer Willkür 
wird darin bejteben, dag die ohnedem fchon täglich mehr finfende 
Religiofität zu ihrem gänzlichen Derfall biedurh einen neuen Stoß 
erhält. Es ift richtig, dag äußere formen nicht der wejentliche 
WMaasitab der religiöien Geſinnungen jind, aber eben fo gewiß tft 
es auch, daß fie doch ein ſehr Fräftiges Mittel dazu werden. Der 
Menſch, der fih des Gebrauchs der äußern aottesdienitlichen Hand: 
lungen entzieht, wodurd er mur feierlich fein Befenntnig, ein Mit— 
glied der Kirche feiner Religion zu fein, ablegen und erneuern Fann, 
entbehrt ganz die wohltbätigen Eindrüde, welche nah täglicher Er- 
fabrung jene jinnliche, äugere Andachts- und Religions-Sormen auf 
die innere Religiofität jo oft erzeugen. Der mehrentbeils jinnliche 
Menich bedarf für jein Herz auch ſinnlicher Erwachung aus dem 
Schlunmer, in welchen ibn Berufsgeichäfte und andere Ser: 
ſtreuungen zur Sleichgültigfeit aegen die Religion und gegen die 
Befolaung ihrer Dorfchriften einwiegen. Es iſt daber eine wichtige 
Pflicht der Regierung, dafür zu forgen, daß diele Mittel zur Er- 
haltung der Neligiofität ihren entichiedenen Werth behalten, daß 
joviel es ohne eigentlichen Hlaubenszwang geicheben kann, die 
Bürger im Staat ſich derjelben bedienen, und daß die von dem 
Sandesherrn und den ®beren im Staat ihrem Gebrauch bewiejene 
Aufmerfjamfeit fie dem Bürger, jo wie fie es an fich ſchon ver: 
dienen, biedurch doppelt wichtig mache. Das Gebet, der Bejuch 
des Öffentlichen Hottesdienites, die Abendmablsfeier, die Einjegnung 
der Jugend und die Taufe gebören bauptlählich zu diefen ehr: 
würdigen formen der Proteitanten. Nur die beiden lettern baben 
jich bis auf den Dorfall neuerer Seit in Betreff der Kindertaufe in 
Bayreuth, fo viel bier aftenmägig befannt ift, und bis auf eine bier 

1) Die KO von 23. Februar machte ein ſolches Gutachten überflüfiig. 
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in Berlin neulich dem Derlaut nach jtattagefundene Nachabmung 
gegen den Geiſt der Heit aufrecht erbalten. Die übrigen werden 
aber von den böbern und fogenannt gebildeten Ständen mehr als 
vom Dolfe vernachläfligt. Unter dem gemeinen Mann berricht 
immer noch in der Regel Werthſchätzung und Gebrauch der Hand: 
lungen des äußern Hottesdienjtes und, wenn gleich hin und wieder 
die Begriffe von diefen Handlungen in Rückſicht ibrer Wirkung auf 
das Wejentliche der Religion mit manchem frommen Aberglauben 
vermijcht jein mögen, fo muß man doch ſehr behutſam in Schriften 
oder durch öffentliche Aeußerungen der Laien einen Irrthum be: 
fämpfen, der an fich mit der Heberzeugung von dem wahren Weſen 
der Handlung bei dem größten Kaufen der Chriſten jo nabe zu- 
jammen bängt, daß ein Misverſtändniß mit dem Irrthum zugleich 
die Wahrheit leicht vertilget. Man muß verbüten, dag der, welchem 
man die einmal mit der gottesdienitlihen Handlung verbundene 
falſche Doritellumg benehmen will, nicht verleitet werde, die Würde 
der Handlung Telbjt zu bezweifeln und jelbige für ganz überflüſſig 
zu halten. Nur ein fluger, mit der Denfungsart und Faſſungs— 
fraft jeiner Gemeinde genau befannter Seelforger wird im Stande 
jein, jene Irrtbümer jo zu beftreiten und allmälig auszurotten, daß 
nicht damit zugleich die Heberzeugung von dem Nutzen und den 
wohlthätigen Wirkungen der Sache verloren gehe. 

Es iſt jehr zu fürchten, dag leßteres immer mehr bei dem 
jegt noch die Firchlichen Gebräuche ebrenden grogen Haufen der 
Sal jein möchte, wenn allmälig das Beijpiel der höheren Stände 
auf die niedern zur Nachahmung wirfet. Keider iſt dies jchon zum 
Theil in Anſehung der Geringſchätzung des öffentlichen Gottes» 
dienjtes und des Abendmals geicheben. Entzieben ſich nun auch 
einige Gemeindeglieder der Taufe für ihre Kinder oder erzeugen 
jie auch mur im Publico den wohl ziemlich gegründeten Derdanht, 
daß bei dem Derjchieben der Dorjat, die Taufe ganz zu unterlajien, 
zum Grunde liege, jo ift der Gedanke ſehr leicht geweckt, dag aller 
äußere Hottesdienjt unnütz fei, und biemit werden der Irreligioiität 
breite Wege geöffnet. Belonders da die Stolgebührenerjparung 
das zeitliche Intereſſe begünjtigt. Man wird dies bald weiter 
treiben und auch die feierlihe Einjegmung der Latebumenen für 
eine entbehrliche Kircbenzeremonie balten, oder jtatt der Firchlichen 
Abendmalsfeier dieje Handlung jo wie bei der eriten Einführung 
derjelben in Privatzuſammenkünften vollzieben wollen; vielleicht 
demnächſt eine Abänderung der jest noch gejeglichen Firchlichen Form 

Boerfter, Entitebung d. preuß. Zanbeötiche. J. 19 
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des Aufgebots und der Trauung verlangen, damit ja alle Stüten der 
politiven Religion, die auf äußern Formen beruben, niedergerijjen wer: 
den, jo fräftig fie auch zur Haltbarkeit des Religionsgebäudes mitwirken. 

Eine 2te mit der erjten zu gleichem Swed wirkende Solge 
der Taufunterlafjung wird die Dertilgung der innern Ueberzeu— 
gung von den Wahrheiten des geijtlihen Religionsſyſtems fein. 
Wenn der gemeine Haufe fiebt, dag nicht nur der Kirchenbefuch 
und das Abendmahl von mebrern gering gejchäßt, fondern auch 
fjogar die Taufe der Kinder unterlajien wird; wenn er erfährt, 
daß lettere, welche ibm ebenjo, wie die übrigen NReligionsband: 
lungen als mit in die Reihe der wejentlichen Stüdfe des Chriften: 
thums gebörig beilig war, jetzt zu den zufälligen, augerwefentlichen 
gerechnet werde: jo wird ihm leicht der Gedanke aufitogen, daß 
auch die Hrundwahrbeiten der innern Religion gleichem Wechſel 
der Meinungen unterworfen find. Er verliert den feiten Glauben 
an die Aechtbeit ihrer Kehren und finft allmälig zum Hweifler und 
endlich zu einem Mlenfchen ohne alle Religion berab. 

Der Satz, dag die geiftlichen Geſetze den Chriſten Feine Seit 
zur Taufe ausdrüdlich vorfchreiben, fanıı immer wabr bleiben, 
dennoch aber iſt auch ſoviel gewiß, dag ein einförmiger Hebrauch 
der protejtantiichen Kirche einen langen Zeitraum bindurdh die Ein 
weibung der Neugeborenen zu Mitgliedern der chriitlichen Ge: 
meine durch das Sacrament der Taufe, und zwar bald nach der 
Geburt, nicht aber zu einer willfürlich jpäteren Seit, als nützlich 
fanctionirt bat. Sollte diefe geiftlihe Obſervanz für gar nichts 
gelten, nicht wenigjtens in Anjehung der Seit dieler Einweihung 
als ein fchätbares Supplement der bierüber nichts ausdrüdlich be- 
jtimmenden Kirchen: und Religionsnormen anzujchen fein, — da 
es jonjt als 

die Ste Folge der Verſchiebung der Kindertaufe aänzlih an 
einem öffentlihben Ritu feblt, der die Gemeinſchaft des einzelnen 
mit den Hliedern feiner Religion befundet? Man fage nicht, es 
bleibe ja den Eltern fo wie dem Kinde frei, in jpätern Jahren den 
Actum zur Erreichung diejes Sweds zu volljieben. Wie aber, wenn 
die Eltern es verfänmen, und das Kind bei reiferem Alter entweder 
nicht daran denkt, dies nachzubolen, oder daran durch Zerſtreuungen 
und andern Urſachen gebindert wird? Selbit das Auffallende und 
bisber ganz Ungewöhnliche, dag erwachfene, von chrijtlichen Eltern 
abjtammende Menſchen jich taufen lafjen, Fann ein Bewegungsgrund 
der gänzlichen Unterlaſſung ſein. Gebt mu ein ſolcher Chriſt auch 
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nicht zum Abendmal: jo Fann er fich nach feiner zeitlichen Convenienz 
heute zu diefer und morgen zu jener NReligtonsparthei befennen. 
Dies mag er allerdings, jo weit von feiner innern Ueberzeugung 
die Rede iſt. Es find aber von der Eigenichaft, Mitglied diefer 
oder jener Religionsparthei zu fein, jo manche andre bürgerliche 
und moralijche Derhältnifjie abhängig, dab derjenige, der fich zu 
einer bejtimmten Kirchengefellichaft gerechnet wijjen will, eines 
durch feierliche Aufnahme in diefe Geſellſchaft documentirten Be: 
weiſes diejer Eigenſchaft nicht entbehren kann. Die von ibm zu 
leitenden Eide find in Anfehung der Form verihieden, nachdem 
er ſich zu diejer oder jener Religion befennt. Es würde jehr auf- 
fallen und widerfinnig, ja jelbjit für die Religion entebrend fen, 
wenn man dann erjt, wenn bürgerliche Verhältniſſe, 3. B. bei Eides- 
leiltungen es nothwendig machen, die Taufe vornehmen wollte, um 
gleihjam gelegentlich den Chriſten durch die Deranlafjung bürger: 
licher Verhältniſſe erſt in die chriftliche Kirche feierlich aufzunebmen. 
Mollte aber ein noch nicht Getaufter zum Abendmal gehen, jo 
müßte er doch vorber getauft werden. 

Geſetzt aber, man überliege die Zeit der Kindertaufe blos der 
Willkür proteitantiicher Eltern, jo würde doch einem Fatholifchen 
Prieiter nicht zugemutet werden können, ein Kind, welches zur 
fatboliichen Religion nach den Geſetzen bis zu den PDiscretions- 
jahren gerechnet werden muß, ohne Taufe im Regiſter der Ge: 
borenen einzutragen, wenigitens möchte dergleichen obrigfeitlicher 
Befehl 
tens eben jo anitößig für die Katholifchen fein, als es bei ihnen 
feinen vortheilbaften Begriff von der Hochachtung der Protejtanten 
für ihre Religion erzeugen würde, wenn man die Seit der Kinder: 
taufe als eine durchaus gleichgültige Sache bei den Protejtanten 
behandelte. 

Stens würde der zum Chriſtenthum übergebende Jude, gleich 
falls auf den Sat, es ſei feine Seit zur Dollziebwig der Taufe 
vorgeichrieben, fih berufen und feine Taufe aufichieben fönnen, 
bieraus aber der größte Mißbrauch bejonders auch dabin entjteben, 
daß die Juden, um die bürgerlichen Dortheile der Chriſten zu ge 
niepen, jicb leicht für Chrijten erflären, übrigens aber entweder 
Juden bleiben oder Indifferentiften ohne alle pofitive Religion 
werden. Wenn aber einem dergleichen Juden die Pflicht, ſich taufen 
zu lajjen, als eine Bedingung feiner Aufnahme in die Habl der 
Chriſten nicht erlafjen werden kann und wird, weil dieje Öffentliche 
19“ 
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Handlung feine Eigenjchaft als Chriſt befunden muß: fo beweijet 
dies doch ſoviel, man halte dergleichen firchlichen Ritum für noth: 
wendig und zwar gerade zu der Zeit, da jemand in die <hriitliche 
Gemeinde tritt. Eben dieſe Notbwendiafeit läßt ſich auc auf 
Kinder, die von chriftlichen Eltern geboren werden, aus dem Grunde 
vertheidtigen, daß jie bis zur Taufe nur nach bürgerlichen Gejeten, 
welche ihnen ihre Neligionspartbei bis zum Discretionsjabre an— 
mwetjen, dahin gehören, diefe gottesdienftlihbe Handlung aber fie 
erjt eigentlich in die Kirchengeiellichaft aufnimmt und aljo deren 
Dollziehung mit Derjtattung des bisber dem Gebrauch nah üblichen 
furzen Swilchenraums nach der Geburt auf auten Gründen berubet. 

Diejen 5 eben erwähnten in Beziehung auf die Religions und 
moralijchen Derhältnifje nachtbeiligen Folgen treten noch andre, fich 
mehr aufs bürgerliche Leben beziebende binzu. Denn 
6tens nicht zu gedenfen, dag die obnedem fchon in neuern Heiten 
jo ſehr abnebmenden Accidenzien der Geiftlichen und Kirchenbe: 
dienten durch die willfürliche Seit der Kindertaufe geichmälert wer- 
den; jo ilt 
Ttens das bloße Einjchreiben der Geburt und des beigelegten 
Namens in die Geburtsliften nicht binreichend, um bei den Ge— 
werfen die durch einen Taufjichein zu beweiſende Eigenichaft des 
Aufzunehmenden, dag er ein Mlitalied einer der nur receptions: 
fübigen Religionspartbeien jei, zu begründen. Das ohne Taufe 
vom Prediger aus den Heburtslijten auszjuftellende Zeugniß iſt Fein 
Taunfichein. Es befundet nicht die feierlich geſchehene Einweihung 
des recipiendi in die Kirchengeiellichaft, fondern nur den Tag der 
Geburt von diefen oder jenen Eltern und den ihm von lettern 
blos beigeleaten, aber nicht feierlich bejtätigten Namen, und es ilt 
noch ſehr die frage, ob die zum Behuf der Aufnahme in die Ge: 
werfe bei den Erwachjenen nachgebolte Taufe nicht diefen Lorpo- 
rationen eben fo anſtößig und vielleicht gar nicht binreichend jcheinen 
möchte, als es jcbon, wie oben bemerft, höchſt anomal it, eine 
gottesdienftlihe Handlung allein durch bürgerliche Verhältniſſe zu 
motiviren. 

ferner ift 
Stens der Zeitraum des Kirchenjahres, in welchem das Kind ge: 
boren worden, zur Anzeige der Geburt bei den Kirchenregijtern zu 
weit binausgehend, bejonders bei den in den frübern Monaten des 
Jahres geborenen. In diefer Heit können die, welche nur qlaub- 
baft den Tag der Geburt zu bezeugen im Stande find, durch den 
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Tod oder Deränderung ibres Aufenthalts abgeben, und es find bei 
der Richtigfeit der Angabe jehr leicht Unterjchleife und vielleicht 
unvorjäßgliche Irrtbümer möglich, jo wie auch die Anzeige jelbjt von 
den Eltern leicht verabjäumt, und dies nicht fo genau, befonders bei 
großen Gemeinden controllirt oder durch Abjterben der Eltern ge: 
hindert werden Fann. 

Htens: Ueberbaupt aber beruhet der den Atteften aus den Kirchen: 
büchern beigeleate öffentliche Glaube hauptſächlich darauf, day darin 
eine Bandlung befundet wird, die feierlich bei der Kirchengefell: 
ichaft vollzogen worden, oder doch eine ſolche Thatſache (wie 3. B. 
die Geburt an einem bejtimmten Tage), die fich unmittelbar oder 
furz vor der gottesdienftlichen damit in Derbindung jtebenden Hand— 
lung ereignet bat, und wo aljo dieje Derbindung und die Kürze der 
Hmilchenzeit Ichon jede faliche oder unrichtige Anaabe des vorher: 
aegangenen mebr ausjchliegt, als bei einer Negiftrirung, wo nicht 
fo wie bier der folgende NReligionsritus Ehrfurcht für Wabrbeit 
imponirt. Dieje Bemerfung paßte ehedem auf alles, was in den 
Kirchenbüchern eingetragen wurde, und mur neuerer Zeit machet 
hiervon die Reaijtrirung der Geitorbenen dann eme Ausnahme, 
wenn das Begräbnig obne gottesdienjtliche Seierlichfeit erfolgt. 
Dennoch aber bleibt joviel gewiß, daß übrigens der Grund jenes 
öffentlichen Glaubens noch fortdauert. 

Die zweite oben aufgeworfene Srage, wie nemlich den joeben 
geschilderten nachtheiligen Folgen der in Anſehung der Taufe fich ein- 
jchleichenden Teuerungen vorgebeugt werden fönne, muß tbeils aus 
firchenrechtlichen, theils aus politischen Hefichtspunften erörtert werden. 

Die Befugnig der Regierung, den Eltern in Anjehung ibrer 
Kinder nicht mur die Taufbandlung felbjt zur Pflicht zu machen, 
jondern auch ibnen die Friſt vorzuichreiben, binnen welcher jie voll: 
zogen werden muß, iſt thbeils in verjchiedenen Staaten, felbjt im 
Preugiichen Staat, bejage der Kirchengejege einzelner Provinzen, 
wirflihb ausgeübt, tbeils in dem Mllgemeimen Eandrecht gegründet. 

Denn nächit den, in dem Bericht des Ansbachfchen Conſiſtorii 
vom 4. Juli 1800 bei Selegenheit des Sebeckſchen Kindes ange: 
führten auswärtigen protejtantijchen Kirchenordnungen, welche 
einen näbern oder entfernten Heitraum nach der Geburt zur Taufe 
bejtimmen, finden jich dergleichen Heitbejtimmungen auch in ver: 
jchiedenen Provinzialaejegen des Preugiichen Staats. 5. B. 

in der Maadeburg’ichen Kirchen Ordnung von 1759 heißt es 
cap. 5. $ 5: 
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vor allen Dingen aber follen die Eltern bei Seiten um die 
heilige Taufe ihrer Kindlein bei ihrem Prediger anhalten. 
Die Pommerſche Bauerordnung Herzog Philipps von 1616 
tit. 4 $ I verordnet, dag ein Kind nicht über 2 Tage ungetauft 
liegen joll. Die Pommerjche Kirchenagende aber, daß die Taufe 
von den Eltern nicht zu lanae aufgefchoben werde. Bat nun gleich 
felbjt in Pommern die Agende die ſehr Furz beftimmte Friſt der 
Bauerordnung de 1616 durch den Ausdrud „nicht zu lange auf- 
jchieben“ in eine längere unbejtimmte Friſt verwandelt, jo lieat 
doch darin die Dorfchrift, das Kind nicht mehrere Jahre oder 
Monate ungetauft zu laffen. Es kommt bier nicht darauf an, 
zu unterfuchen, ob und im wie fern richtige oder wirichtiae Be: 
ariffe von der abfoluten NWotbwendigfeit der Taufe zur Selig: 
feit die Deranlafjung zu diefen Dorichriften gegeben baben; audı 
thut es nichts zur Sache, dag manche Stellen der alten Kirchen: 
gefege bejonders in Abjicht der ftricten äußern form in der Folge 
durch neuere Dorfchriften oder durch Firchlihe Obſervanz fich in 
neuern Seiten geändert haben. Genug! der Gebrauch der Prote- 
ftanten, ibre Kinder bald nadı der Geburt taufen zu lafjen, bat 
fih beftändia erhalten. Und wenn gleich die fo oft fich in Religions» 
angelegenheiten einmifchende Beziehungen auf andere Rückſichten 
allmäligq die ebedem in den eriten Tagen nad) der Geburt voll: 
zogene Taufen wegen des damit zu verbindenden SGajtmals oder 
Einladung entfernter Taufzeuaen p.p. etwas länger verichoben 
haben, jo ift der Gebrauch, das Kind noch als Säualing zu taufen, 
im Ganzen unverändert geblieben, fo daß wohl nur äußerjt jeltene 
Fälle eingetreten find, wo man diefe Handlung länger als hödhitens 
6 Wochen verfchoben bat. Es iſt alio bier durch Kirchliche, auf 
den aus den oben auseinanderaejegten Folgen einer willfürlidhen 
Sögerung fih ergebenden Hründen beruhbende, mithin eben jo ver: 
nünftige als nüßliche und nötbige Obſervanz, die instar legıs ailt, 
der Taufbandlung eine nabe Friſt nach der Geburt vorgeichrieben. 
Bei diefer jo allaemein geltenden Obſervanz bedurfte es bisher 
feines ausdrüdlichen landesberrlichen Geſetzes über den perem— 
torifchen Termin. Sollten aber die obaleich jest noch jeltenen 
Venerungen einzelner $amilienpäter es notbwendia machen, dies 
ſchon durch Obſervanz eriftirende Kirchengejeg förmlich durch 
landesberrliches Hefeh nochmals zu fanctioniren, jo liegt die Be- 
fugniß dazu, in blos rechtlicher Rüdjicht betrachtet, im S$ 46-48 
des Ilten Titels 2ten Theils des Allgemeinen Landrechts. Denn 
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die Heit der Taufe gehört zur äußern form und Feyer des Gottes: 
dienſtes, die jede Kirchengejfellfchaft nadı der angeführten Stelle des 
Candrechts unter Genehmigung des Staats anordnen famı!). 

Es würde durch dergleichen Geſetz oder dadurch, dag ohne 
förmliches Gefeß der Staat blos vermöge der erecutiven Gewalt 
in Kirchenjachen die Aufrechtbaltung der Kirchenobfervanz jchüßet, 
auch keineswegs die Gewilfensfreiheit verlegt. Bier ijt von feiner 
innern Ueberzeugung der Eltern, denen dadurch Zwang angetban 
wird, jondern von der Seitbeitimmung einer blos das Kind an— 
gehenden Handlung die Rede. Diejer muß jeder Dater als Mit: 
alied der Kirchengefellichaft jih unterwerfen, und der etwa dabei 
jtattfindende Zwang gebt nicht gegen den Glauben und gegen 
das Gewiſſen des Daters, fondern nur gegen die Derlegung der 
väterlichen, jenem Kinde jchuldigen Pflichten. Sein Kind joll, bis 
es jich ſelbſt über feine Religion bejtimmen kann, Mitglied der ihm 
im Geſetz angewiejenen Religionsgejellichaft jein. Der Dater mag 
über die Kehren diefer Religion denfen, was er will; nur fann er, 
falls er jelbit die Taufe für unnütz halten follte, jein Kind nicht 
davon zurüchalten, jo lange legtres zu der nach dem Geſetz ihm 
angewiejenen Religion gebört, welche die Taufe als notbwendig 
erfordert. Dageaen aber wird jorafältig zu erwägen fein, welche 
Uaasregeln der Klugheit gemäs zu ergreifen fein möchten, um den 
beabfichtiaten Zweck, der auf Derbütung der oben geichilderten nadı- 
theiligen Folgen ganz freier Willkür in Anfebung der Seit der 
Taufe gehbet, wirflib zu erreihen. für jeßt find die Abweichungen 
von der Firchlichen Objervanz, die Kinder bald und jpätejtens binnen 
6 Wochen zu taufen, ſoviel wir willen, noch fo jelten, daß es Feines 
allgemein zu publicirenden Geſetzes dagegen bedürfen wird. Diel: 
mebr würde dies nur ein unnüßes Aufſehn machen und den wahr: 
jcheinlihen Swed der Neuerer, eine Rolle in der Religionsgeſchichte 
der Seit und in den Journalen zu jpielen, begünitigen; vielleicht 
andre, die jet nicht daran denken, zu ähnlichen Demarchen veran: 
lajlen oder wohl gar manchen Dater, der vielleicht jelbjt jeine Reli— 
gion geringe ſchätzt, bejtimmen, dag er zur Elidirung des Geſetzes 
jich entweder öffentlich erflärt, von der chriſtlichen Religion abzu: 
gehen oder eine fich ſelbſt gemachte, die Taufe ganz ausfchliegende 
bejondere Secte zu bilden. So umwabrfcheinlich legteres auch immer 


ı) Diefe letjtere Ausführung tft der m. I. erjte Verſuch, den Terminus 
Kirchengeiellichaft des ER im Sinne der ganzen Kircbe zju interpretieren. 
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fein mag, fo leicht iſt es doch bei dem, was die Tagesgeichichte 
lehrt, möglich. 

Es würde alfo nur nötig fein, durch die erecutive Macht des 
Kirchenregiments zur Aufrechterbaltung der bisherigen obiervanz: 
mäßigen SHeitbeftimmung der Taufe gegen diejenigen zu wirken, 
welche felbige zu unterbrechen intendiren. 

Dies fegt die Beftimmung einer peremtorifchen Friſt voraus, 
und man würde annehmen können, daß der bisberigen ®bjervanz 
gemäs die Dollziehung der Taufe jpätitens 6 Wochen nach der 
Heburt des Kindes gejcheben müſſe. Hiedurch bequemt man fich 
ſchon fehr allen Mebenrücdjichten, welche einen längeren Aufichub, 
als wohl gewöhnlich fein möchte, motiviren können. Bejonders wenn 
man dabei nachläßt, aus befondern erheblichen Gründen die Friſt 
auf deshalb dem Pfarrer gemachte Anzeige um wenige Tage oder 
Wochen zu verlängern. 

Mit Beftimmung diejes Termins würden die Provincialfonit- 
jtorten und andere proteitantijche geiftlihe Behörden unter dent: 
liher Daritellung der oben gefchilderten Folgen gänzlicher Willfür 
anzumeijen fein: fih von den Geiſtlichen die Fälle anzeigen zu 
laffen, wo die Taufe binnen 6 Wochen nadı der Geburt nicht voll- 
zogen worden, fodann die Eltern oder wer ſonſt Luram des Kindes 
auf ſich bat, durch den Seiitlichen an die Firchliche Objervanz zu 
erinnern mit dem Bedenten, daß der Terminus peremtorius auf 
6 Wochen feitaefegt fei, und mit Bekanntmachung der Solgen, welche 
die Abweichung von diefer Firchlichen Ordnung für den Dater und 
das Kind nach fich ziebe. 

Bei Feſtſetzung diejer Folgen wird man von den Grundſätzen 
ausgeben müfjen: 

I. jo wenig als möglich den bei jolchen Sonderlingen gewöhn: 
lich berrjchenden Widerwillen gegen zwangsmäßige Religionsritus 
zu vermehren und in Bewegung zu jegen, 

2. doch aber alles dem bürgerlichen und moralijchen Derhältnig 
des Kindes oder des Publifums Nachtbeilige der fortdauernden 
Renitenz zu vermeiden und 

5. endlich die durch letztre gefränften Rechte der Kirchenlebrer 
und Bedienten auf die Taufgebühren in Schuß zu nebmen, 

Dermöge des lettern Grundjages wäre der Renitent zur Be 
zablung der für wirfliche Dollziebung der Taufe üblichen Gebübren 
anzubalten, denn er iſt dazu als Mlitalied der Kirchengemeine, jo: 
fern er unter Pfarrzwange ſteht, den Kirchenbedienten bürgerlich 
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verpflichtet, weil die Handlung bier nicht blos dem Gewiſſen des 
Mitgliedes der Kirchengejellichaft, wie 3. B. die Abendmalsfeier 
und andre Ritus, überlaflen, fondern nach der Kirchenobſervanz 
binnen munmebr zugleich landesberrlich bejtimmter Friſt nothwendig 
iſt. Don Eltern, die feinem Pfarrzwange unterworfen find, Fönnten 
diefe Gebühren zur Armenfaffe aefchlagen werden. 

Dem erjtern Grundſatz zufolge aber wird übrigens feines: 
weges die in einigen alten Kirchengejegen gedrohete Geld: oder 
andere Firchliche Strafe jtatt finden. Sie iſt bier für die Religion 
nicht anftändig und führt nicht zum Zweck. Dem zweiten Grundjage 
aemäs würde das fonft vieleicht am erjten wirfende Mittel zuwider 
jein, daß nemlich das Kind, jo lange es nicht getauft worden, weder 
in dem Kirhenbuch noch in andern unter öffentlicher Autoritaet 
geführten Regiſtern eingetragen werden jolle, denn, wenn gleich 
wabrjcheinlih die mehrejten Däter diefen bürgerlichen Nachtheil 
jchenen und ſich bequemen möchten, jo iſt doch auch fehr möglich, 
dag andre ihrem Eigenſinn dieſe Rückſicht auf die bürgerliche Wohl: 
fart des Kindes aufopfern, wobei dann nicht nur leßtres leiden, 
jondern auch die andern bei Succefjionsfällen pp. nötigen Beweiſe 
aus den öffentlichen Regiſtern gebindert, und ſelbſt die jtatijtiichen 
Kiiten unvollftändig werden würden. 

Daher müßte man annehmen, der fich bebarrlich weigernde 
Dater habe biedurch feine väterlihe Pflichten dergeftalt verlegt, 
dag die Obervormundſchaft des Staats berechtigt jei, ihm die 
Curam Personae zu nebmen, einen andern Lurator dem Kinde zu 
beitellen und dieſem die Bejoraung der Erziehung auf Kojten des 
Daters oder, wenn das übriae Benehmen des Daters biezu feine 
binreichende Deranlaffung aeben follte, doch wenigjitens die Bejorgung 
der Taufe aufjutragen. Geſchieht dies, jo würde biedurch eo ipso 
der Dater zur Entrichtung der Taufgebühren angebalten, die oben 
als eine Befugnis der Geiltlichen angenommen worden. 

Selten möchte es wohl ein Dater zu dem leßtern Mittel Fommen 
laſſen, wenn er ftebt, daß es der Regierung Ernit iſt. Sollte aber 
dennoch auch dies feine Renitenz nicht bejiegen, jo wird allerdings 
das Hebel unvermeidlich, durch äußern Swang eine Religionsband: 
lung zu bewirfen. Die Anwendung diefes Swangsmittels ijt an 
fih nicht Sache des Geiftlichen, fondern der obervormundichaftlichen 
Behörden, welchen legtern der erjtre nur den Fall zur weiteren Der: 
füaung anzuzeigen bätte. Indeſſen müßten doch von Seiten des 
Jujti5departements die Dormundichaftsfollegia zu eben der Seit, 
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da die oben vorgeſchlagene Anweifung an die geiftlichen Collegien 
ergebet, zugleich über den Gebrauch des obigen Mittels um fo 
mehr inftruirt werden, als im Allgemeinen Landrecht diejer Fall in 
Terminis nicht unter denen befindlich ift, welche die väterliche Ge— 
walt über die Kinder einfchränfen, wenn er gleich im ganzen Geiſt 
des Landrecht lieget; endlich aber müßten die Geiſtlichen von diejer 
Anweifung an die vormundichaftlihe Bebörde zur Derwarnung 
der NRenitenten unterrichtet werden. 

Alles vorjtebend geäußerte fol Eurem freien Gutachten Feines: 
weges die Hände binden, vielmehr behalten Wir Uns nach deſſen 
Eingang die weitere Entjchliegung und Beſtimmung vor. Eben dies 
gilt auch von den Mapregeln, welche überbaupt zur Beförderung 
der Religiofität zu nehmen fein möchten. Es wird nicht nötbig 
jein, Euch im Detail vorläufige Aeußerungen dieferbalb zu machen, 
da Euch aus Eurer Amtsperwaltung binreishend die Urjachen des 
Derfalls der Neligiofität, die Hefinnungen Unſrer Allerböchiten Per: 
jon und die diefem gemäß adoptirten Grundſätze der Staats:Regie: 
rung in Religions: und Kirchenfachen bekannt find, und Euch Eure 
Einficht und Erfahrung die beiten Dorjchläge in diefer wichtigen An 
gelegenheit an die Hand geben wird. Wir fchränfen Uns daher 
darauf ein, folgendes mur kurz zu berühren. 

Der Umſtand, dag das ſogenannte Religionsedict, welches durch 
den auch Uns belebenden Eifer Unjers verewigten Herrn Daters für 
die jo wichtige Sache der Religion veranlagt wurde, in feiner Safjungs: 
art, beſonders aber in den mit deſſen Ausführung verbundenen Ope— 
rationen und Einrichtungen, der reinen und wohltbätigen Abjicht des 
Geſetzgebers nicht entiprochen bat, und daber jchon unter voriger 
Regierung, noch mehr aber feit Unferm Regterungsantritt manches 
von deilen Forderungen nachgelafjen werden mußte, bat bet einem 
großen Theil des Publicums die irriae Meinung erzeugt, als wenn 
Unſre Regierung jelbjt das unverfonnbare Hute in jenem Edict ſtill— 
ichweigend aufgehoben babe und fich nicht nur in Anjehung des dem 
Gewiſſen eines jeden überlafjenen Glaubens und der innern Religions: 
meinungen der Staatsbürger, ſondern auch in Anſehung aller äugern 
ehrwürdigen und müßlichen Rituum blos leidend verbalte, auch 
über den Punft der Moralität und des practijchen Chriſtentums, 
jo wie auch des Decorums in Beziebwig auf äußern Hottesdienit 
aleichgültia bleibe. Daß das der Fall nicht fei, ift zwar Euch und 
dent hinreichend unterrichteten Theil Unſrer Untertbanen befannt. 
Unfre mündlichen und jehriftlichen Aengerungen befunden das Gegen: 


Hofrejkript über den Verfall der Neligiofität. 299 


theil. Es ift aber nötig, alles zu vermeiden, was jenes Vorur— 
theil beftärfen könnte, und auch in der ganzen Direction der geiſt— 
lihen Derbältnifje über jeden neuen oder verjtärften Schritt zur 
Untergrabung der Religiofität und Mloralität zu wachen und fräftige, 
jedoch zweckmäßige Mittel dagegen mit Dorficht anzuwenden; die 
jo nötbige Toleranz; in Glaubens: und Gewiſſensſachen nicht in 
Hleichgültigfeit gegen den äußern Gottesdienft und deſſen die 
Würde der Religion nicht nur bei dem am Sinnlichen noch immer 
bangenden gemeinen Daufen in Anſehen erbaltende, jondern auch 
felbft auf die imern Gefühle und Ueberzeugungen und auf das 
practijche Chriſtenthum wohltbätig wirfende Ritus ausarten zu laſſen. 

Da, wo äufrer Swang in die geheiligten Rechte der Ge: 
wijlensfreihbeit eingreifen würde, find doc alle zwecdienliche 
Mittel erlaubt, um die mehr leichtjinnig als vorjäglich, mebr aus 
Nachahmungsſucht als aus Ueberzeuaung ſich von den Hebräuchen 
der Kirche Entfernenden durch Ermabnungen und Belehrung zu 
berichtigen, ihnen das Nachtbeilige ibres Beiipiels und die Ge: 
fahr lebhaft zu jchildern, welcher ſie ihren öffentlichen auten Auf, 
das jedem jo nötbige Dertrauen feiner Obern und Mlitbürger, 
weldhes am jicherjten auf den Beweiſen jeiner religiöjen Band: 
lungen und Geſinnungen berubet, ausſetzen. Befonders aber find 
allmäblig die äugern Religions: und gottesdienitlihen Handlungen 
von dem durch frommen Aberglauben erzeugten wirklich Anſtößigen 
oder den Gegenitand verächtlich Machenden zu reinigen, ſoweit 
legteres nach der Saflungsfraft und übrigen Derbältnifien der Ge: 
meinden geicheben fann, obne von der andern Seite den Zweck zu 
verfeblen. Die Entwerfung eines guten Lehrbuchs der Religion 
in den Schulen gehört aleichfalls bieber. Die Schulen find über: 
baupt der Ort, wo am beiten der Grund wahrer Religiofität ae: 
legt werden mug. Es iſt jo leicht Feine Wiſſenſchaft, die nicht Ge— 
legenbeit und Mittel zu diefem Zweck werden fönnte, und dennoch 
lebrt die Erfahrung, dag ſich mance Lehrer auf Schulen und 
Univerfitäten erlauben, arade gegen alle Religiofität ihrer Zuhörer 
zu arbeiten. So ſchwer auch das Problem iſt, dieſem Hebel mit 
Erfolg zu jteuern, jo wichtig wird doch die Rückſicht darauf bei 
Organilation der Kebranttalten und bei der Aufiicht auf diefelben 
jein, um fo viel als möglich dagegen zu wirfen. Dielleiht wäre 
nöthig, ſchon vorläufig den Schulanftalten dieſe VBemerfung ans 
Herz zu legen, damit fie jeben, diefer Migbrauh fer der Negierung 
nicht entgangen. Die nenere Geſchichte der Kitteratur und be 
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fonders der Philofopbie und Theologie in Derbindung mit dem 
Gange der politifchen Begebenheiten enthält mancderlei data, um 
den Urfachen des Derfalls der NReligiofitaet nachzufpüren und 
bieraus die ſchicklichſten, anftändigjten und zugleich wirkſamſten 
Mittel gegen die von jeder an fi quten Sache oft erzeugten 
ſchlimmen und nachtbeiligen Solgen zu entdeden. 

Beides hat gewiß jchon lange Eure Aufmerffamfeit befchäftiat, 
und Mir erwarten mit Recht von Eurem Patriotismus und Pflicht: 
gefühl für die große Sache Eures Amtsberufs, daß die in Eurem 
Öutachten zu concentrirenden Bemerkungen und Dorjchläge näber die 
Schritte angeben werden, welche von Seiten der Regierung mit er: 
wünjchtem Erfolg gemacht werden fönnen und müſſen, um die Heijt: 
lichen fowohl als die Laien für die Angelegenheit der Religion zu 
interejfiren. Wir hoffen, dag jchon die fich hiedurch zeigende bejondre 
Theilnahbme und Aufmerkſamkeit des NRegenten und feiner weltlichen 
und geijtlichen Beamten manches Gute wirfen werden, wenn dieje 
von dem Hefichtspunfte ausgehet, den äußern Religionskultum in 
feinem Sufanmenbange mit der innern Meberzeugung und dem 
practijcben Ebrijtentbum wichtig und die Achtung des Landesberrn 
gegen jeine YUntertbanen von den auch äußern Beweijen ihrer 
Religioſität abbängig zu machen. Die Bejorgnig, biedurc das bier 
allerdings ſehr aefährliche Heuchlerfvitem zu beaünjtigen, iſt nicht 
ohne allen Grund, und es gebört mit zu den wichtiajten Rückſichten, 
dtejem möglichjt vorzubeugen. Indeſſen glauben Wir: dag es mebr 
leichtfinnige Chriften als ſolche giebt, die vorfäglich die Religion 
verachten. Erjtre werden wenigjtens erwachen, und wenn diejer 
erjte Schritt geſchehen ift, wahrfcheinlih aufrichtia, weniajtens die 
Mehreſten, die neu gebrochene Bahn fortwandeln; leßtre aber doch 
im fchlimmiften Sall jih dann durch die Aufmerfiamfeit der Regie— 
rung bewogen finden, auffallende böſe Beijpiele durch Derlegung 
der der äußern Religion und der damit verbundenen Einrichtungen 
ſchuldigen Achtung zu vermeiden. Beſonders aber berubt auch das 
Anjeben der Religion auf den erbaulichen Lanzel: und andern Dor: 
trägen der Geiftlichen und ihrem ganzen Benehmen in und außer 
dem Amte und auf ihrem Unterricht der Jugend. 

Endlich habt Ihr Euch darüber zu äußern, ob es müßlich und 
nötig jei, über alles dies eine allgemein zu publicirende Derordnung, 
die an die Stelle des bis jet noch allaemein und durch Befanntmadnung 
an das Publikum noch nicht aufgebobenen Religionsedicts treten 
würde, zu entwerfen, oder ob nicht geratener fein möchte, blos an 
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die geiftlichen Kandesfollegia oder andre Behörden diejerhalb etwas 
zu erlaſſen, dagegen aber bei den einzelnen Derfügungen in Kirchen: 
angelegenheiten den zu entwerfenden Plan zur Bajis zu nehmen. 
Mir erwarten des Baldigiten Euren Bericht. Allenfalls babt Ihr 
den über die Kindertaufe von dem zu trennen, was vorjtebend 
von den Beförderungsmitteln der Religiofitaet Euch zu berichten 
aufgegeben ift, und über jenes jo fchleunig als möglich Euer Hut: 
achten einzureichen. 

Sind Euch mit Gnaden gewogen. 

Berlin, den 18. Sebruar 1802. 

Auf Sr. Königl. Majejtät 
Allergnädigſten SpecialBerehl 
gez. Majlow. 
An 

das Churmärkiſche OberConſiſtorium. 


Vorerinnerung zum Entwurf einer Agende vom 13. März 1804. 
(S. o. 5. 119) 


Längſt ſchon herrſcht nur eine Meinung darüber, daß die litur— 
giſchen Formen, die von Alters ber bei den kirchlichen Handlungen 
teils gejeglich eingeführt, teils nah und nach in allgemeinen He: 
brauch gekommen jind, nicht mit der gegenwärtigen Kultur des 
Geiftes und der Sprache in dem Derhältnijje jteben, in welchen fie 
wahre hriftlibe Erbauung und einige Teilnehmung an den feier: 
lihen Reltgtonsbandlungen befördern fönnten. In den meijten pro: 
teftantiichen Ländern find daber jeit mehreren Jabren mit der Li— 
turgie mancherlei Derbejlerungen vorgenommen worden. In den 
Kal. Preugiichen Staaten haben viele Prediger fortaejegt die bei 
ibren Gemeinen gewöhnlichen Sormulare beibehalten, andre baben 
bald eigne, bald fremde Arbeiten an deren Stelle gebraucht. Beides 
ijt nicht immer zur Erbebung der Andacht und zur HSufriedenheit 
der Gemeinen gejchehen. Deſto mehr verdient es unjftreitig den 
allgemeinen Danf aller Sreunde einer echt chriſtlichen und zweck— 
mäßigen Hottesperehrung, dag Seine Königliche Majeſtät Allerhöchit: 
jelbjt die Ausarbeitung einer dem Geiſte des Chrijtentums und den 
Bedürfniffen unſrer Heiten angemeſſenen Liturgie für beide prote- 
jtantiiche Konfeflionen in den Preußiſchen Staaten angeordnet haben. 
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Die dazu aus Mitgliedern beider Kirchen niedergefegte Kommiſſion 
hat mit Sorafalt die beiten fchon vorhandenen Sormeln und Gebete 
gejammelt und diejenigen ausgewählt, welche bereits durch den Bei: 
fall, den fie in andern Kirchen gefunden, als vorzüglich zweckmäßig 
bewährt worden jind. Abänderungen find nur da gemacht worden, 
wo fie aus einem oder dem andern Grunde nötig fchienen, und der 
arögern Mannigfaltigfeit wegen find einige ganz nen hinzugefügt 
worden. 

Nach der ausdrüdlichen Erflärung 5. AM. des Königs foll es 
zwar jedem Prediger frei jteben, im Einverftändnis mit feiner Ge: 
meine auch die bisher eingeführte Kiturgie ferner beizubebalten. 
Diejenigen aber, welche in der neuen Sammlung ein Hilfsmittel zu 
finden glauben, die allgemeinere Nußbarfeit eines wichtigen Teils 
ihrer Amtsführung zu befördern, werden durch ein weifes Beneh- 
men auch Gelegenheit finden, ihre Gemeinden dafür zu gewinnen, 
und um jo mehr ijt darauf gedacht worden, jedem Prediger die 
Auswahl unter etlichen Formularen übrig zu laflen, damit jedesmal 
auf die Umſtände Fönne Rückſicht genommen werden. 

Sur Beförderung einer größern Erbauung, infofern folche von 
der Seierlichfeit und Würde der Firchlichen Handlungen abbänat, 
wird es auch beitragen, wenn in Anſehung der äußern Form, da, 
wo es die Umjtände aeftatten, folgende Allerböhft genehmigte Ein: 
richtungen getroffen werden: 

I) Bei der jonntäglichen Hottesverehrung kann vormittags 
der Anfang, wie es fait überall gebräuchlich iſt, mit einem furzen 
Gelange gemasht werden. Dann bält der Prediger oder derjenige, 
dem dieſes Geſchäft obliegt, das Morgengebet, womit auch, wo #5 


gewöhnlich iſt, das Ablefen der epiltolifchen Perifope des Sonn- oder 
Seittages verbunden werden kann. Wird nicht über das gewöhn- 


liche Somntagsevanaelium, jondern über einen der in der Kiturgie 
vorgeichlagenen Terte geprediat, jo kann jenes jtatt des epiftolifchen 
Tertes nach dem Mlorgengebete verlejen werden. 

Nun folgt das jog. Hauptlied. Dann geht der Prediger auf 
die Kanzel, hält ein furzes Gebet und läßt darauf die Sürbitten, 
Dankjaaungen, Aufgebote und diejenigen Abfündigqungen folgen, 
welche jonit an den Schluß der Predigt gefnüpft zu werden pflegen. 
Dies Geſchäft kann in Kirchen, wo ein zweimaliaes Ablejen vor 
dem Altare eingeführt it, von dem Diafonus übernommen werden, 
dent jenes obliegt. Wenn nicht viele Fürbitten, Danflagungen und 
andre Abfündigungen zu halten jind, jo kann das allgemeine Kir- 
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chengebet vorangehen, ſonſt muß es zum Bejchluß der Predigt folgen. 
Don den Kollekten find nach geendigter Predigt mur diejenigen ab- 
zufündigen, deren etwa bejonders in der Predigt Erwähnung ge» 
ſchieht. Die übrigen werden ebenfalls vor der Predigt befannt ge: 
macht. In denjenigen Kirchen, wo bisher eine einfachere form des 
Hottesdienftes üblich gewejen, kann diejelbe beibebalten werden. 
Edikte jollen gar nicht mehr von der Kanzel verlejen werden, fon: 
dern bloß daran erinnert und befannt gemacht werden, wo und wie 
fie umjtändlicher publiziert worden find oder publiziert werden 
jollen. 

Nach der eben erwähnten Ablefung von der Kanzel wird noch 
ein Furjes Lied gejungen und dann die Predigt gehalten. Dieje 
aber wird nicht wieder durch einen joa. Kanzelvers unterbrochen; 
dagegen kann der Prediger bei einer oder der andern bejonders er: 
weclichen Betrachtung die Gemeinde ermuntern, ſich mit ibm m 
die erregte Empfindung des Danfes, des Dertrauens, der Demütigung 
u. ſ. w. zu vereinigen und einen oder ein paar Verſe zu fingen. Je— 
doch muß dies weder in einer einzelnen Predigt zu oft, noch überhaupt 
gewöhnlich geichehen, damit der Eindruck nicht alltäglich werde. 

In dem Nachmittagsgottesdienfte kann der Dortrag durch unter: 
mijchte Fragen an die Kinder und durch Geſang unterbrochen wer: 
den; doch iſt das nur in kleinern Kirchen möglich, in welchen alle 
Subörer aus ihren Ständen feben und hören fönnen, was vor dem 
Altare gejchtebt. Auf dem platten Lande wird es dem einfichts- 
vollen und wohldenfenden Prediger leicht werden, in diefem allen 
diejenigen Auswege zu treffen, die dem bejondern Derhbältnijje der 
Gemeinen und der Heit, welche ihm jonntäglih zu feinen Amtsge— 
jchäften zu Gebote jteht, am angemeſſenſten find. 

2) In Wokhenpredigten, in welchen überbaupt immer 
bejonders Rückſicht auf die Bedürfniffe der Klaſſe von Hubörern, 
die ſolche zu bejuchen pflegen, genommen werden muß, fann das 
Gebet von dem Prediger gleich zu Anfang gebalten und daran die 
Derlejung des Tertes gefnüpft werden, ohne durch einen bejondern 
Eingang die Betrachtung vorzubereiten. Statt der Wochenprediaten 
können auch Katechifationen mit der Schuljugend gehalten und auch 
diefe mit Anreden an die Gemeine und mit Geſang untermijcht 
werden. Wenigſtens muß dies in Städten geichehen, wo mehr als 
eine Wochenprediat eingeführt it. 

5) Ber Taufbandlungen werden die individnellen Umſtände dem 
Prediger Gelegenheit geben, da, wo die Hemeindeglieder es wün— 
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jchen, die Seierlichkeit befonders erwedlich zu machen. Es verjtebt 
jich jedoch, dag diefe Reden nur dann einige Ausdehnung erhalten 
fönnen, wenn der Täufling während derjelben von der Wärterin 
oder Hebamme gehalten und erjt zur wirflihen Taufe der Patbe 
a. wird. 

4) Die Konfirmation der Katechumenen mug auf den Dörfern 
und in kleinen Städten am Sonntage vor der verjammelten Gemeine 
aeichehen. In großen Oertern iſt dies nicht ratjam, weil dort das 
Zuſammenſtrömen der Zulchauer alle Andacht jtören würde. Tach 
einer Anrede an die Gemeine über den Zweck der Bandlung und 
einer darauf folgenden Erinnerung an die Eltern, Dormünder, Der: 
wandten der Jugend kann die Prüfung folgen, nad deren Endigung 
die Kinder bejonders ermahnt werden und ſich den Segen Gottes 
in einem Liede erfleben, weldhes jie bejonders zu I diefer m ‚Swede 
lernen. Die feierlibe Zuſage kann mit eignen Worten, welche der 
Prediger den Kindern beibringt, geicheben, wofern nicht die große 
Anzahl derjelben es nötig macht, fie blog mit Ja auf die vorge: 
legten Sragen antworten zu lajjen. Bei der Sulage geben die Kon: 
firmanden dem Prediger die Hand und empfangen den Segen. Sum 
Beichlug knieen fie fämtlich nieder. Der Prediger jpricht ein feier: 
liches Gebet, und die aanze Verſammlung fingt ein paar paſſende 
Derje. Wo die große Anzabl der Katechumenen es nötig macht 
oder es eingeführt ut, die Prüfung derjelben und die Konfirmation 
an verjchiedenen Tagen vorzunehmen, wird der Prediger von felbit 
den vorbergebenden Kanzelvortrag mit der darauf folgenden Feier: 
lichfeit in eine gebörige Derbindung zu ſetzen trachten. Auch wer: 
den Prediger, welche das vorzüglihe Jutrauen ibrer Gemeine ge: 
wiegen, es immer mehr dabin bringen, dag die Eltern und Samilien 
der Katechumenen, wenn dieje zum erjten Male das bl. Abendmahl 
gentepen, zugleich an diejer für fie jo rührenden Seterlichfeit teil: 
nehmen. Die Katechumenen können die Anweiſung erhalten, bei 
den Gebeten, welche vor und nach der Kommunion geſchehen, nie: 
derzufnieen. Gutdenkende Hemeindeglieder fönnen in Privatunter: 
redungen ermmntert werden, ein aleiches zu tun; und jo Fann die 
Gewohnheit des Niederknieens bei der heil. Kommunion allmäblia 
eingeführt werden. 

5) Die Abendmahlshandlung iſt in der Regel immer mit der 
öffentlichen Gottesverehrung zu verbinden. Wo es indeſſen einge: 
führt it, daß eine jog. Frühkommunion vor der Prediat aebalten 
wird, jollte immer erjt ein Gejang und eme Furze Betrachtung vor: 
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hergeben, um die Gemüter mehr, als es durch ein bloßes kurzes 
Gebet aejcheben fann, zur Andacht und inniger Herzenserhebung 
vorzubereiten. Um die dazu nötige Heit zu gewiunen, Fönnte die 
folgende Dormittagsprediat überhaupt eine halbe Stunde fpäter 
anfangen. Nur da, wo mehrere Hemeinen hintereinander diefelbe 
Kirche befuchen, kann dies Schwierigfeiten finden. Wo es gewöhn: 
lich tft, daß noch Sonntags vor der Predigt HGemeinglieder einzeln 
zur Beichte fommen, wird der Prediger es nach und nach dabin 
bringen können, daß diejer Gebrauch in eine allgemeine Beichthand— 
lung, welche der Abendmahlsfeier vorbergeht, verwandelt werde. 

6) Auf Dörfern und kleinen Aderjtädten werden die Prediger 
den Sonntaa vor der Ernte bejonders ihre Betrachtung darauf 
richten, die Gemeine, je nachdem eine reiche oder weniger gejegnete 
Ernte zu hoffen iſt, zur Dankbarkeit, Suverfiht und Ergebung ae: 
gen Gott zu ermuntern. 

Ueberhaupt kommt alles darauf an, dag der Prediger immer, 
bei jeder jeiner Amtsbandlungen nicht nur von der Wichtigfeit jeines 
Hejchäftes und von den großen Swede, der jedesmal dadurch be- 
wirft werden joll, innig durchdrungen ſei, jondern diefe Empfindung 
auch in feinen Anftande und in der Art feines Dortrags fühlbar 
werden lajle. Dann wird die betäubende Eintönigfeit, womit den 
Iichönjten liturgiſchen Formen alles Keben geraubt wird, und die 
affeftierte Seierlichfeit, die jo leicht anſtößig wird, von felbjt bin- 
wegfallen. Dann wird es ihm gelingen, überall die Vorſtellungs— 
arten und den Ton, der auf das Herz feiner Zubörer wirft, richtig 
zu treffen, feine freien Dorträge an die liturgiſchen formen anzu— 
ichliegen und der ganzen Handlung, womit er jedesmal beichäftigt 
it, die Würde und die Eindrüdlichfeit zu verichaffen, wovon wahre 
Erbauung und bleibender Nutzen zu erwarten ijt. 

Einem ſolchen Prediaer wird es aber auch nicht jchwer werden, 
jeine Gemeine für bejiere und zweckmäßigere liturgifche Einrichtungen 
zu gewinnen und mit jenem Amte im ausgebreitetiten Umfange 
nüßlich zu werden, 

Möge dieſer jegensvolle Zweck auch durch diefe Arbeit beför- 
dert und die Wobltätigfeit des Evangeliums von Jeſu Chriſto da- 
durch unter dem Beiltande Gottes immer mebr in allen Gemeinden 
verbreitet werden. 
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Entwurf einer Synodalordnung für die protejtantijche Geijtlichkeit 


in jämtlicdyen Provinzen vom 2. Januar 1813. 
Dal. 5. 186. 


In Erwägung, daß die protejtantiiche Heijtlichfeit des Preußi— 
ſchen Staates den großen Swed ihres Berufs, nämlich den Firch: 
lichen Derein in Kraft und Würden zu erbalten und mitteljt ihrer 
Amtsführung im demjelben die wahre chrijtlihe Frömmigkeit fort: 
zupflanzen und zu verbreiten, nicht jo vollfommen, als zu wünfchen 
wäre, erreicht, vielmehr über Gleichgültigfeit gegen die firchlichen 
Anjtalten und Derfall des wabren Chriſtentums fortwährend und 
nicht mit Unrecht geflagt wird, auch nicht zu leugnen ftebt, daß der 
Grund biervon zum Teil in Mangel an wabrem Eifer der Geiſt— 
lien und an Hebereinftinmmng und Sujammenwirfen derjelben in 
ihrer Amtsfübruna muß gejucht werden: fo hat, um die Heiftlichen 
unter fich und mit den vorgelegten Behörden in eine mehr unmit— 
telbare Beziehung zu bringen, um den wohlgeſinnteſten und einfichts: 
volliten unter ihnen emen größern Einfluß zu verjchaffen und die 
zerjtreuten Kräfte für jenen großen Sweck mebr zu jammeln, das 
unterzeichnete Departement befchlofjen, die proteftantiiche Heiftlichfeit 
in allen Provinzen, wo dies bisber noch nicht der Sall gewejen, 
bezirfsweije in Synoden zu vereinigen, wo aber Synodalverbindungen 
jchon bejteben, felbige gleichförmig mit den neuzuerrichtenden um— 
zubilden, und verordnet deshalb Folgendes: 

1) Sämtliche innerhalb jedes ep.-lutberijsben Superintendentur: 
bezirfs angejtellte ordinierte protejtantiiche Geiſtliche obne Unter: 
ichied der beiden Konfeffionen, jowie auch alle innerbalb jedes fol- 
chen Bezirfs wobnende pro ministerio ſchon geprüften Kandidaten 
der Theologie jollen unter jich einen Derein unter dem Namen einer 
Synode bilden. 

2) Die einzelnen Synoden unterſcheiden ſich durch den von dem 
Hauptort jedes Superintendenturbezirfs bergenommenen Beinamen. 

5) Der Superintendent iſt Präfes der Synode und ibm find der 
Senior des Bezirfs und 2 oder 5 von den Synodalen jährlich zu 
wählende, für das erjte Jahr aber von den betr. Heiftlichen: und 
Schuldeputationen zu ernennende ordinierte Prediger beigeordnet 
und bilden mit ibm den Synodalausichug. 

4) Die Synoden find den Geiſtlichen- und Scdmldeputationen 
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untergeordnet, und alle ibre Berichte und Anträge geben an dieſe. 

5) Wenn in einem Svnodalbezirt außer den en.-luth. Super: 
intendenten auch ein ev.reformierter fich befindet, {p joll bis zur 
nächiten Amtsveränderung das Synodalpräfidium unter ibnen, von 
dem ältejten anfangend, jährlich wechſeln, hernach aber immer bet 
dem als Superintendent ältejten fein. Es tritt aber jedesmal der 
andre Superintendent in diefem Salle an die oben dem Senior an- 
gewiejene Stelle. 

6) Die mwejentlichen Geſchäfte der Synoden jollen fein I) Be: 
ratichlagungen über die in das Kirchenweien einfchlagenden Sragen, 
welche die Heiftlichen: und Schuldeputationen ihnen vorlegen werden, 
um ihr Gutachten darüber zu vernehmen. 2) Beratichlagungen 
über ähnliche Gegenftände, welhe ein Synodaler zur Diskuffion 
bringen will und worüber dann der Synode unbenommen ift, ibre 
Münfche der Behörde vorzutragen. Damit aber deito fisberer die 
Erfahrungen der Einzelnen dem Dereine zu ftatten kommen, ſoll 
jeder Prediger ein Amtsjabrbuch balten, worin er die für die Amts: 
führung merfwürdigen und die zweifelbaften und neue Dorfchriften 
erfordernden Fälle verzeichnet, und der Superintendent wird jedes- 
mal bet dem Ausichreiben der Zuſammenkunft zwei diefer Jahr: 
bücher einfordern und darüber referieren laffen. 5) Die Henfur, 
welche die Synode über ihre einzelnen Mitglieder, fowie 4) die Auf: 
jicht, welche fie über die Kandidaten ihres Bezirks nach den unten 
folgenden näheren Bejtimmungen auszuüben bat. 5) Die Sorge 
für den Sorticbritt des Elementarjchulweiens in dem Bezirk. 

7) Wenn die Synoden außerdem an dieje Derbindung noch ge: 
meinfame wilfenichaftlibe Beihäftigungen anfnüpfen wollen, jo 
haben fie einen von der Majorität genehmigten Plan dazu der betr. 
Geiſtlichen- und Schuldeputation einzureichen, nach deren Genehmi— 
gung dann auch diefe Einrichtung volle Derbindlichkeit für alle Sy: 
nodalen erhält. 

8) Jede Gemeinde, oder wer jonjt gegen eimen Prediger Be: 
ſchwerde, jeine Amtsführung betreffend, führen will, kann ſolche ent: 
weder an den Superintendenten als folcben oder auch an die Sy— 
node richten und durch irgend ein Glied des Ausſchuſſes eingeben. 

9), Der Ausſchuß wird aber alle Bejchwerden, welche fich auf 
ein bejtimmtes Gejeß beziehen, obne weiteret an den Superinten: 
denten abgeben. So wie 

10) die Unterfuchung aller Fälle, welche fih auf den ſchlechten 
Lebenswandel bezieben und eine mehr fittlihe Beurteilung verlangen, 
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von nun an den Synoden übertragen tft und von dem Superinten: 
denten an den Ausichug gebracht werden muß. Dasielbe ailt na: 
türlih von Stgeitigfeiten der Synodalen unter ſich, für welche der 
Ausfhuß und nach ibm die verjammelte Synode die fjchiedsrichter: 
lihe Bebörde it. 

I1) Jede eingebende Bejchwerde diefer Art wird zunächſt von 
dem Ausſchuß unterjucht, vor welchem der Beflagte ſchuldig iſt, fich 
vernehmen zu lafjen und fich zu verteidigen. 

12) Iſt eine Tatjache jolcher Art bei einer gerichtlichen Unter: 
juchung entweder ausaemittelt worden oder ein dringender Verdacht 
davon zurücgeblieben, jo bat der Ausſchuß ex officio Kenntnis da: 
von zu nehmen, und auch die erfolate gerichtliche Beſtrafung bin- 
dert nicht, die Handlung auch disziplinariich zu abnden. 

15) Außerdem hat jeder Synodale nicht nur das Recht, jondern 
auch die Derpflichtung, wenn ihm von einem Kollegen etwas zu 
einer ſolchen Beichwerde ſich Aualifizierendes hinreichend befannt 
wird, dieſe Befchwerde ſelbſt zu erbeben; und foll, wenn im der 
Folge befannt wird, dag ein Synodale binlänalich unterrichtet ge: 
weien und die Anzeige verjäumt, ibm diejes als Gleisbaültigfeit 
gegen die NReinbeit der Synode und als Teilnahme an der in der 
angeichuldigten Handlung lieaenden unwürdigen und unjittlichen 
Helinnung zugerechnet werden. 

14) Wenn die Majorität des Ausſchuſſes glaubt, die Sache 
durch eine brüderliche Dorbaltung abmachen zu fönnen, jo erfolgt 
dteje auch nur vor dem Ausſchuß, den der Superintendent bierzu 
bei jich verjanmtelt, von dem Superintendenten oder demjenigen, 
den er es aufträgt. 

15) Wenn jedoch eine folche Bejchwerde fih zum dritten Mal 
nicht ungegründet erneuert, fo mug die Sache vor die Synode ge: 
bracht werden, welche enticheidet, ob die Synodalrechte des Ange: 
klagten auf eine Heitlang fujpendiert werden follen. 

16) Dorfälle, welche ſich dem Ausſchuß ſchon an fih zu emer 
ſolchen Musfchliegung oder aar zu einer Derjegung oder Sufpenfion 
zu qualifizieren fcheinen, bat er vor die Synode zu bringen, welche 
darüber deltberiert und abſtimmt und demgemäß autachtlih an die 
Geiſtliche⸗ und Schuldeputation berichtet. 

IT) In allen Fällen bat der Superintendent mit jeiner perjön: 
lichen Derantwortlichfeit darüber zu enticheiden, ob die Unterfuchung 
bis zum nächiten Synodaltonvent kann ausgeſetzt bleiben, oder ob 
einer folchen Befchwerde wegen der Ausichug jih augerordentlich 
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verjammeln joll, jowie der Ausſchuß zu bejtimmen bat, ob die Mei— 
mung jäntliher Synodalen erforderlichen Salls jchriftlich eingebolt 
werden joll. Eine außerordentlibe Suſammenkunft der Synode 
jelbit kann der Ausichug nicht veranlafjen, jondern müßte diefe von 
der betr. Geiſtlichen und Schuldeputation in ganz dringenden Fällen 
erbitten. 

18) Wenn die Synode eine temporäre Ausjchliegung eines Mit: 
gliedes beichlojien hat, jo bat der Ausfchug davon jogleich der betr. 
Geiftlichen: und Schuldeputation Anzeige zu machen. 

19) Alles eben Fr. 9—18 Geſagte silt auch von den pro min. 
bereits geprüften Kandidaten. 

20) Damit aber auch bei Beiegung Er Predigeritellen ſchon 
möglichjt auf Derhütung ſolcher Fälle Betracht genommen werde: 
jo foll jeder Berufene feine Dofation, oder wo es Gebrauch iſt, da 
dies vom Patron geichehe, diefer, durch die Synode, in deren Bezirf 
das Kirchipiel liegt, zur Beftätiaung einreichen, welche derjelben 
einen gutachtlihen Bericht, ob in der Sittlichfeit des Präjentierten 
oder in äußern Derbältnifien etwas der Bejtätigung beionders ent: 
geaenitebe, beizufügen hat. Iſt der Berufene bisher als Prediger 
oder Kandidat nicht Mitglied derjelben Synode gemwejen, jo hat dieje 
das Gutachten der betr. Synode zu requirieren. Bet den Stellen 
Kal. Patronats werden die Geiſtlichen- und Schuldeputationen das 
Gutachten der fompetenten Synode einholen. 

21) Mlle Kandidaten der Theologie find, bis fie ihre Prüfung 
pro min. abaeleat haben, der bejonderen Aufſicht der Synode, in 
deren Bezirk fie ſich aufbalten, übergeben. 

22) Jeder Synodalausichug bat daber eine Kijte der in feinem 
Bezirk wohnbaften Kandidaten anzulegen und fortdauernd zu unter: 
balten. 

25) Ieder, der fich dem geiftliben Stande widmen will und 
feine afademiichen Studien beendiat bat, wird fich desbalb bei dem 
Superintendenten oder Senior der Synode, in deren Bezirk er zu: 
nächft feinen Aufentbalt nimmt, binnen 6 Wochen melden, ibm ſein 
afademisches Abgangszeugnis zum Viſo vorlegen und die Eintra: 
gung in der Liſte machluchen 

24) Bei der Eintragung wird jedem Kandidaten zu feiner eig: 
nen Kenntnis und damit er jich bei denen, mit welchen er in ander: 
weitigen Gejchäftsperbältniffen ſteht, legitimieren Fönne, dasjenige, 
was die Derbältnifje des Kandidaten zur Synode betrifft, in Alb: 
ſchrift mitaeteilt. 
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25) Jeder Kandidat wird dann zumächit unter die Mufficht des 
Pfarrers oder Miniſterii geftellt, in dejien Parodie er wohnt. 

26) Jeder Kandidat, welcher vor feinem Eramen pro min. in 
nerbalb derjelben Synode feinen Wohnort ändert, bat ſich von ſei— 
nem bisherigen Parocdhus an den fünftigen, und jeder, der aus 
einem Synodalbezirt in einen andern übergeht, von feinem bisbe: 
rigen Superintendenten oder Senior ein Dimifjoriale geben zu lafjen. 
Letzteres enthält das Weſentliche aus den über ibn geführten Sv- 
nodalverhbandlungen und wird im Namen des Ausſchuſſes, bei dejjen 
Hliedern auch das Konzept dazu zirfuliert, ausaeitellt. 

27) Jeder Kandidat mug jeine Prüfung jowohl pro lic. als pro 
min. durch den Synodalausichug nachſuchen, welcher dem Geſuch 
einen den Synodalaften gemäßen Bericht über ibn beizufügen bat. 

25) Jeder Kandidat, der jene Prüfung pro lic. oder pro min. 
abgelegt bat, muß das darüber erhaltene Seuanis dem Superinten:- 
denten oder Senior der Synode zum Difo vorlegen, welcher den 
wejentlichen Inhalt davon in der Kijte vermerft. 

29) Jeder Kandidat, der die Kicenz erhalten bat, ift verpflich— 
tet, folange er noc nicht pro min. geprüft tft, wenigitens einmal 
vierteljährlich innerbalb des Synodalbezirfs zu predigen und Zeug— 
nijfe darüber von den Prediaern, die ihn gebört haben, dem Super: 
intendenten oder Senior am Ende des Jabres vorzulegen. Zu dem 
Ende befommt er von diefem bei Dorzeigung feiner Kicenz eine 
offene Empfehlung an die Synodalen. Sindet er jedoch Schwierig: 
fetten, dieje geltend zu machen, jo bat er dem Superintendenten oder 
Senior Anzeige davon zu machen. 

SO) Will der Kandidat hierbei eine außerhalb der Synode ge— 
haltene Predigt mit in Rechnung bringen, jo kann dies nur mit 
Bemilligung des Superintendenten oder Seniors geichehen, und mug 
er in diefem Falle eine verfchlofjene Beurteilung feiner Predigt von 
dem Prediger, der fie gebört bat, einreichen. 

Sl) Die Synodalen jelbjit werden auf dem Konvent beim Durch: 
aeben der Kandidatenliite ibr Urteil über die vor ibnen gehaltenen 
Predigten und über die bemerften Sortichritte wie auch über das 
Betragen der unter ibrer Aufficht jtebenden Kandidaten abaeben. 

52) Jeder noch nicht pro min. geprüfte Kandidat hat außerdem 
der Synode jäbrlih eine Relation über feine Studien, zwei tbeolo- 
aifche wiljenichbaftlibe Abhandlungen, wozu Superintendent und 
Senior, wenn jie es nötia finden, die Tbemata aufgeben Fönnen, 
und zwei Predigten, welche jedoch von jenen vieren fein dürfen, 
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einzureichen, wozu ihm der nächte Termin gleich bei feiner Ein- 
tragung und dann jedesmal bei Einreichung der Arbeiten ſelbſt be: 
fannt gemacht wird. 

55) Diefe Arbeiten jchreibt der Superintendent oder Senior 
zum allgemeinen Dortrag darüber einem oder mehreren Syno— 
dalen zu. 

54) Die pro min. geprüften Kandidaten find von dieſen Der: 
pflibtungen entbunden, wenn bei der Synode ein wiflenichaftlicher 
Derein bejtebt; bis dahin aber und infofern fie nicht ſchon in einem 
öffentlichen Amte jteben, haben fie die Studienrelation und die Ab- 
handlungen aleichfalls einzureichen. 

55) Die pro min. geprüften Kandidaten find verpflichtet, für die 
Glieder des Ausſchuſſes Dertretungspredigten zu balten, wobei aber 
natürlich derjenige, zu deffen Beten es gefchieht, für ihren Trans: 
port zu jorgen bat. 

56) Die Synode Fann licentiierten Kandidaten, wenn fib aus 
den Berichten der Prediger über fie Dernadhläfiigung ihres Berufes 
oder leichtiinniger oder unwürdiger Wandel ergibt, einen vor dem 
Ausjchug oder auch vor der verjammelten Synode ihnen zu ertei 
lenden Derweis defretieren, ja wenn die Klagen wiederholt und 
bedeutend jind, ihnen auf eine Zeitlang die Kanzel verbieten oder 
auch die Einreichung ihres Gefuches um die Prüfung pro min. ver- 
weigern. 

57) Jeder licentiterte Kandidat, der zu einem ſolchen Behuf von 
dem Superintendenten oder Senior vor den Synodalfonvent aefor: 
dert wird, bat unweigerlich zu erjcheinen. 

58) Unbejcholtene und Ausgezeichnete werden dagegen auf eine 
Empfebluna ihres Parochen von dem Superintendenten oder Senior 
auf den Konvent eingeladen, um den Verhandlungen, welche er für 
ſchicklich hält, namentlich denen über das Schulweien, beizumohnen, 
und werden dieje Einladung nicht obne dringende Gründe, nament 
lich nicht aus ſolchen, die von anderweitigen, auf einem Privatver: 
hältnis berubenden Geſchäften bergenommen find, unbenußt laſſen. 

59) Beichwerden gegen pro min. ſchon geprüfte Kandidaten 
müfjen dem Ausfchuß gemeldet werden, welcher fie ganz ebenſo, wie 
die gegen Prediger angebrachten, zu behandeln bat. 

40) Bei Einreichung der Dofation wird eine Nachweiſung, daß 
ein jolber fih der Synodalordnung nicht gefügt, binreichen, ibm die 
Konfirmation zu verfagen und ibn auf em Jabr für unwahlfäbia 
zu erflären. 
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41) Die wichtige Sorge für das Sortichreiten der Methode des 
Elementarunterrichts und für die zweckmäßige Einrichtung dieſer 
Stufe des Schulwefens überhaupt wird den Synoden bejonders an 
das Herz geleat. 

42) Jede Synode wählt zu dem Ende aus ibrem Mittel jedes: 
nal auf 2 Jabre nach Beichaffenbeit der Umjtände 2 oder 5 be» 
jondre Schulreviforen, denen obliegt, die ihnen angewiejenen Schulen 
von Zeit zu Zeit zu bejuchen, wobei fie auch nach Gefallen den 
Unterricht jelbjt geben fönnen, den Predigern und Schullebrern mit 
ihrem Rat über alles, was den Unterricht und die Disziplin betrifft, 
zu dienen und fie mit dem Befjern in andern Schulen befannt zu 
machen. Auch werden fie die Schullebrer ihres Bezirfs, wenn fie 
es gut finden oder die Synode es beichließt, zu beiondern Konfe- 
renzen einladen und an die Synode im Konvent über den Zuſtand 
und die Fortichritte der Schulen und über die günstigen und ungün- 
jtigen Umftände berichten. 

45) Prediger und Schullebrer find ihnen bei ihren Bejuchen 
diejenige Achtung jchuldia, welche Bevollmächtigten der Synode ge— 
bührt. Jedoch find die Repiforen nicht befugt, in der Schule gegen 
den Willen des Predigers irgend neue Einrichtungen zu machen. 

44) Bejchlüffe der Synode, wodurd etwas für alle Schulen des 
Swmodalbezirfs Hültiges angeordnet werden foll, bedürfen der Be: 
ftätigung der Geiſtlichen- und Schuldeputation. 

45) In den jtädtiichen Elementarichulen fönnen die Schulrevt: 
foren nicht weiter wirfen, als der Einfluß reicht, welchen die ſach— 
fundigen Mitglieder der jtädtiichen Schulfommiffionen, welche Syno: 
dalen find, auf dieſe ausüben. 

46) Jeder Schulrevijor bat das Recht, auch die den andern an— 
gewitejenen Schulen, jedoch mur als Zuſchauer, zu bejuchen. 

47) Wo jchon von den Geiſtlichen- und Schuldepntationen be: 
jtellte bejondere Schulinfpeftoren vorbanden find, treten dieje für 
den erjten Termin obne Wahl unter die Schulreviforen ihres Sy— 
nodalbezirfs ein. 

48) Dem Superintendenten als folchen bleibt jein Aufjichtsrecht 
bierdurd unaefränft, wie denn auch alle eigentlichen Beſchwerden 
gegen die Schullebrer über Amtsvernahläffigung, Mißbrauch der 
Autorität oder Injubordination nach wie vor an und durch ihn geben. 

49) Jede Synode verjammelt ſich jährlich einmal. Die betr. 
Geiſtliche und Schuldeputation bejtimmt dazu Helt und Ort und 
bleibt ibr vorbebalten, hierunter nach Bejchaffenheit der Umſtände 
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Deränderungen zu treffen. 

50) Bei befonderen Deranlafjungen kann die Deputation audı 
außerordentlihe Zufammenfünfte ausichreiben, welche ſich jedoch nur 
auf diejen befondern Zweck befchränfen und auch von einem Depu- 
tato collegii können präfidiert werden. 

51) Sechs Wochen vor dem bejtimmten Termin fchreibt der 
Superintendent den Konvent durch ein Zirfular aus, in welchem 
er Ort, Tag und Stunde der Eröffnung genau angibt und die von 
der Behörde eingegangenen Propofitionen notifiziert. 

52) Wenn im Synodalbezirf ein Ort, der nicht der Ort der 
Sufammenfunft ift, mebrere Kirchen bat, jo bleibt darin ein Pre- 
diger zurüd, den der Superintendent im Ausfchreiben bejtinmt. 

55) Sonit darf fein Mitalied der Synode fih von der Zuſam— 
menkunft ausschließen, wenn es nicht unüberjteigliche Hindernijje ge— 
börig dartun kann, in welchem Fall es jedoch ein Recht bat, die 
Kommmmifation der Derbandlungen, denen es jelbit würde beige: 
wohnt haben, zu verlangen. Ein obne binreichenden Grund Aus: 
gebliebener fan von dem Ausfdug in eme Ordmungsitrafe von 
> bis IO Taler genommen werden. 

54) Ausgeſchloſſen find aber gefeglich diejenigen Pfarrer und 
wahlfähigen Kandidaten, welche unter einer von der Synode ver: 
hbängten Suſpenſion ibrer Synodalreshte fteben, wie auch Pfarrer, 
welche in emer ibre Mioralität aravierenden gerichtlichen Unterju- 
bung befangen find. 

55) Für jeden Konvent find in der Regel 2 Tage beſtimmt. 
Sollten in diejen nicht alle Gegenſtände der Beratichlagung abge: 
nacht werden fönnen, jo wird der Ausſchuß enticheiden, ob fie von 
der Wichtigfeit find, daß eine Verlängerung jtattfinden muß, oder 
ob jie bis auf den nächſten Konvent fönnen ausgejegt bleiben. 

96) Jeder Konvent wird mit einer gottesdienitlihen Bandlung 
in der Kirche des Ortes eröffnet, ob aber mit einer förmlichen Pre: 
digt oder nur mit einer furzen Anſprache und einen Gebet, bleibt 
dem Superintendenten überlajjen, der jedoch dies in dem Ausichrer: 
ben bejtimmt und den Synodalen bezeichnet, dem er dieje Handlung 
aufträgt. Im Fall eimer förmlichen Predigt kann er den Tert dazu 
entweder deſſen Wahl freiftellen oder auch aufgeben. 

97) Ueber alle Derbandlungen des Konvents wird von einem 
unmittelbar nad) der Eröffnung dazu zu erwäblenden Synodalen 
ein Protofoll geführt. Doch können ſich dies Geſchäft diejenigen 
verbitten, welche entweder jchon über 60 Jabr alt jind oder welche 
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noch nicht 2 Synoden beigewohnt haben. 

58) Im Sall Bejchwerden eingegangen find, welche dem Super: 
intendenten oder Senior jcheinen eine Ausichugfigung zu erfordern, 
jo verjammelt der Ausſchuß ſich noch vor jener Eröffnung und 
bringt, wenn die Mebrheit für die Ausichliegung ſtimmt, diejen 
Gegenftand gleich darauf zum Dortrag im Konvent. 

59) Biernächit werden die etwaigen neuen Mitglieder, Prediger 
jowohl als wahlfähiae Kandidaten, der Synode von dem Super: 
intendenten präjentiert und andere Perjonalveränderungen angezeigt. 

60) Der Anfang der eigentlichen Derbandlungen wird dann ge— 
macht mit Refapitulation der über die vorigen Synodalverhand: 
lungen eingegangenen Derfügungen der Behörde, injofern darin 
Hegenjtände neuer Beratjhlagung liegen, und mit der Beratichla: 
gung über die für die jedesmalige Suſammenkunft eingegangenen 
Propofitionen der Heiftlichen: und Schuldeputation. Die folge der 
übrigen Gegenftände, Berichte über die Kandidaten und Prüfung 
ihrer Arbeiten, Relationen der Schulreviforen und Dorträge aus 
den Amtsbüchern iſt dem Superintendenten überlajien. 

61) Wenn ein Synodale etwas zur Beratichlagung bringen 
will, bat er es vorher dem Superintendenten anzuzeigen und zwar, 
wenn es ein allgemeiner und wichtiger Gegenjtand it, 4 Wochen 
vorber jchriftlih, damit dieſer die Propofition nach Befinden erit 
zirkulieren laſſen kann. Doch jteben Deliberationen bierüber den 
vorgeichriebnen Derbandlungen immer nach. 

62) Am zweiten Tage verjammelt ſich der Ausfchug früher, um 
etwaige Beichwerden abzumachen oder vorzubereiten, und die all 
gemeine Sigung beginnt mit der Berichterjtattung über die erjten 
und der Beratung und Abjtimmung über die andern Fälle. 

65) Ber diefen Derhandlungen find aber die wahlfähtaen Kan— 
didaten nicht zugegen; noch weniger dürfen licentiierte dabei zuge: 
lafien werden. 

64) Auf dieje Dorträge folgen dann die vom vorigen Tage zu— 
rücfgebliebenen Hegenftände und die etwaigen neuen WDablen der 
Ausſchußmitglieder und Schulrevijoren. 

65) Alles, was fih auf Zwecke bezieht, welche die Synode ſich 
jelbjt mit Genehmigung der Behörde noch anderweitig geitellt bat, 
fann erjt nach allem uriprünglich Dorjchriftsmäßigen vorgenommen 
werden. 

66) Wenn über Dorichläge zu Deränderungen im Hottesdienft 
oder andern Firchliben Geſchäften und Einrichtunaen, ſeien fie nun 
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durch die Propofitionen der Behörde oder Einzelner veranlagt, ein 
Beſchluß gefaßt werden joll, ob fie der Seiftlichen- und Schuldepu- 
tation als Wünſche der Synode jollen vorgelegt werden: jo hat der 
Superintendent jeden Einzelnen der Anctennität nach aufzufordern, 
feine Anficht mitzuteilen, und nach gejchloffener Deliberation wird 
von unten auf votiert, wobei jedoch die noch nicht 5 Jabre im Amt 
jtebenden Prediger nicht verpflichtet find, mitzuftimmen. Die wabl- 
fähigen Kandidaten ftimmen gar nicht. 

67) Auch über die Form und den Gefchäftsfreis der Synode 
jelbit dürfen dieje, wenn ſie nicht früher dazu aufgefordert werden, 
noch drei Jahre von ihrer Errichtung an beratichlagen und Vor— 
ichläge einreichen. 

68) Alle dergleichen Dorjchläge erhalten erjt durch die Geneh— 
migung, welche die Geiſtliche- und Schuldeputation entweder ſelbſt 
erteilt oder bei dem Departement nachlucht, ihre Hültigfeit. 

69) Wenn auf Anträge der Synode die Deputation bis zur 
nächjten Derjanmlung feinen Bejcheid oder Dorbefcheid erteilt bat, 
oder wenn die Synode fich bei ihrer Entjcheidung nicht glaubt be: 
rubigen zu können, jo ſteht ibr der Befurs an das Departement 
frei. 

70) Die Abfaffung der einzelnen Anträge und Berichte an die 
Behörde trägt der Superintendent auf, welchem Synodalen er will, 
der dann auf der NReinfchrift als Konzipient zu bemerken iſt. Sie 
geben darauf im Konzept durch die Reviſion des Seniors und 
Superintendenten und werden von allen Gliedern des Ausichufies 
gezeichnet und, mit dem Superintendenturfigel verjehen, von dem 
Superintendenten abgeſchickt. 

71) Aus dem Konventsprotofoll formiert der Ausfchuß einen 
Auszug, in welchem jedoch die über Prediger und wahlfäbige Kan- 
didaten durch einen blogen Derweis ausgeübten Senjuren mur im 
allgemeinen der Habl nach ohne Benennung der Perjonen erwähnt 
werden dürfen. Diejer Auszug gebt binnen 14 Tagen nach dem 
Schluß des Konvents an die Deputation. 

72) Jeder Synnodale ift zur Verſchweigung deilen, was in dem 
Konvent vorgefommen it, verpflichtet. 

75) Der Konvent wird durch eine Furze Anrede des Superinten- 
denten und ein Gebet geſchloſſen. 

74) Wenn zur Heit des Konvents die Superintendentur erledigt 
it und die Deputation nicht ein Andres vor dem Termin der Aus: 
ichreibung verfügt hat, jo übernimmt der Senior das Präſidium, 
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und der Konvent wählt ein Mitglied mebr in den Ausſchuß, defien 
Aeltejter dann den Senior vertritt. 


Entwurf eines Begleitjchreibens dazu an jämtliche Geijtliche- und 
Schuldeputationen vom 2. Januar 1813. 


Nachdem über den unterm 28. Jammar 1812 mitgeteilten Ent: 
wurf zu einer Synodalordnung fämtliche Heiftliche- und Schuldepu: 
tationen gutachtlihh berichtet baben, und deren Bemerfungen reiflich 
erwogen worden jind: 

jo bat das Departement in der beiliegenden Synodalordnung 
die nötigen Beftimmungen über dieje wichtige Angelegenheit feſtge— 
jeßt. Die Hauptabjicht dabei aeht dahin, den eimjichtsvollen und 
für ihren Beruf eifrigen Geiſtlichen emen grögern Einfluß zu ver- 
ſchaffen, ſowohl auf die Haltung der übrigen als auf die Bildung 
der Kandidaten, und jie als eine fonjultative Behörde für die Der: 
bejierung des ganzen Kirchenwejens zweckmäßiger zu nüßgen. Dieje 
Abjicht wird durch die obigen Bejtimmungen, ſoweit es die gegen: 
wärtige Lage der Sache geitattet, hoffentlich zu erreichen fein, und 
fann mun die Deputation inccejiive zur Errichtung der Synoden 
fchreiten, wie auch das Departement jeinerjeits ſich beeilen wird, 
diejenigen Hegenjtände befannt zu machen, weldye den Synoden zu: 
nächit zur Beratichlaaung follen vorgelegt werden). 

für jeßt fügt es zur Erläuterung nur Solgendes binzu: 1) Wii: 
jenjchaftliche Bejchäftigungen müſſen labm werden, wenn man fie 
von oben befteblt. Die Deputation kann aber den Superintendenten 
äußern, es werde allerdings gewünſcht, dag an die Synodalfonvente 
auch dergleichen fich anfchliegen mögen. Sobald dann mehrere Ent: 
würfe dazu da find, erwartet das Departement deren Einjendung 
mitteljt autachtlichen Berichts und wird ſich dann näber darüber 


I) „Wohin natürlib auch die wichtiae Frage über die zu wünſchende 
Gleichförmigkeit in der Lehrart gehören ſoll“ — diefer Satz follte in dem 
Schreiben an die Neumärkiſche Deputation eingefügt werden. 
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äußern. Nur wird es nicht aut jein, wenn dieje Arbeiten in das 
Gebiet der praftiichen Theologie eingeſchloſſen werden, ſie müſſen 
jih vielmebr über alle tbeologiichen Disziplinen erjtreden dürfen. 
2) Was die an die Kandidaten gemachten Sorderungen betrifft, fo 
wird es natürlih für ihr Geſchäft als Hauslehrer jebr bald eine 
jtillichweigende Bedingung werden, daß dieſes vorübergebende Der: 
hältnis nicht das zur Synode jtören dürfe, welches jich auf ibr gan- 
zes Keben bezieht. Sollten wirflih Prinzipale Hinderniſſe in den 
Weg legen, jo werden wohlgelinnte Kandidaten eine ſolche Derbin- 
dung bald aufgeben. Es wird alio auf alle bierhber gehörigen 
Punkte jehr ernitbaft zu balten und wohl zu beachten jein, dag nicht 
träge Kandidaten fich binter einem vorgeblichen böſen Willen ihrer 
Prinzipale verftefen. An die Univerfitäten wird dato erlafjen, daß 
auf den Abgangszeugniſſen der Theologiebeflifjenen die nötige An— 
wetiung, jich bei dem Superintendenten zu melden, vermerkt werde. 
5) Da die Heiftlichen der reformierten Konfeifion doch nicht überall 
eigne Synoden bilden fönnen, fo war es beſſer, jie auch da, wo 
jenes möglich wäre, mit den lutberifchen zu verbinden, indem fonjt 
eben von der Ungleichbeit manche nachteilige Wirkungen würden 
zu bejorgen fein. # Ort und Heit der Konvente Fonnten nicht all- 
gemein fejtgejegt werden, und erwartet das Departement, daß die 
Deputation ibre Dorfchläge bierüber jeiner Seit zur Genehmigung 
einreichen werde. 5) Ebenfowenig fonnte ein Modus vorgejchrieben 
werden, wie die Kojten aufzubringen find, welche durch dieje Ein: 
richtung und bejonders durch die Konvente verurjacht werden. Nicht 
einmal das Prinzip, dag jede Gemeinde ihren Pfarrer zum Konvent 
bin und zurüdf fahren müßte, it obne Unbilligfeit, indem daraus 
oft der wohlhbabenditer Hemeinde am wenigſten, der dürftigjten aber 
am meiſten Kajt erwachlen würde. Da aber die Einrichtung doc 
da nur allmäblich zujtande fommen kann, wo noch feine Prediger: 
zuſammenkünfte beiteben, jo wird mur da anzufangen fein, wo der 
meiste gute Wille erwartet werden kann und die Schmwierigfeiten 
am leichtejten zu bejiegen find, und mur in dem Map fortagefabren, 
als eine Nacheiferung ſich bildet und Prediger und Gemeinen nad 
Dermögen die Hand dazu bieten. Dies ſoll aber nicht hindern, dag 
nicht von Anfang an die Errichtung der Synoden als ein Beichluf 
des Departements angefündigt werde, welcher überall realijiert 
werden joll, wobei die Superintendenten aufzufordern find, ſolche 
Dorichläge zu machen, wodurd die Kojten der Prediger oder der 
Hemeinden möglishit geipart würden. 6) Die größefte Schwierig: 
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feit fcheint in dem Umfang der Superintendenturen zu liegen, welche, 
wenn man als ungefähren Maßſtab annimmt, daß eine Synode am 
beiten nicht unter 15 und nicht über 25 Prediger zäblt, größtenteils 
zu groß oder zu klein ſein werden. Es iſt aber Feineswegs die 
Meinung des Departements, dag die Errichtung der Synoden auf 
eine allgemeine Umbildung der Superintendenturen in jeder Provinz 
warten foll, jondern es fann damit der Anfang gemacht werden, 
jobald nur die Deputation ſich im allgemeinen einen Plan zu diejer 
Umbildung gemacht bat. Wo es z. B. mur daranf anfommt, zur 
bejiern Ausgleichung einzelne Kirchipiele von einer Superintenden- 
tur zur andern zu legen, da kann immer die eine Syhode interimi: 
jtijch noch auf den alten Fuß eingerichtet werden, bis die Reihe auch 
an die andre fommt und dann die Ausgleichung erfolgt. So fönnten 
auch 2 benachbarte kleinere Superintendenturen jchon vorläufig in 
Synodaljachen fombiniert werden, und würde es dann mit den beiden 
Superintendenten ebenjo zn balten jein, als da, wo ein reformierter 
und ein Iutheriicher fonfurrieren. Die Teilung zu großer Super: 
intendenturen tit fchwieriger; indes Fönnte jie doch für die Synodal- 
jachen provijorifch auch vorgenommen werden, wen entweder die 
Geſchäfte des Superintendenten gejtatten, dag er mehrere Synodal: 
fonvente halte und mit mebreren Ausjchüflen verbandle, oder wenn 
jih Pfarrer finden, denen das Präſidium interimiltiich mit Mugen 
fan anvertraut werden. Neu binzufommende Inſtitute, wodurch 
ein gemeinjchaftlihes Eigentum gebildet wird, wie Bibliotheken, 
Leſezirkel oder etwaige Synodalkajien, dürfen nicht eber eingerichtet 
werden, bis die Superintendenturen fämtlih nen abaegrenzt find. 
So wie die Witwenfafjen bis dabin als ein Derein der Prediger: 
jtellen, welche bisber zu einer jeden gebört haben, beiteben bleiben, 
und dann erſt Ausgleichungen und Teilungen werden gemacht wer: 
den fönnen. — Einen jolchen allgemeinen Plan aber mit den dabin 
aehörigen Dorjchlägen und einem Bericht, was in der Sache bereits 
geicheben jet, erwartet das Departement binnen 2 Monaten, alio 
allenfalls auch ohne die neue [politische] Kreiseinteilung abzuwarten, 
mit welcher die Superintendenturen doch nicht genau zu Foinzidieren 
brauchen. Das Departement freut ſich übrigens der ausgezeichneten 
Teilnahme, mit welcher dieje Angelegenbeit von faſt allen Geiſt— 
lichen: und Schuldeputattonen aufgenommen worden ilt, und bofft 
von derjelben das beite Hedeiben diefes wichtigen Inſtituts. 
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Gutachten der Geijtlichen Kommiſſion, die Derbejjerung der 
Kirchen-Derfafjung betreffend. 


Dgl. S. 221. 


I. Die Geiftlichkeit. 


So unleugbar es ift, daß es der protejtantijchen Landeskirche 
an Fenntnigreichen und erfahrenen, ibr heiliges Amt ernſt und 
würdig verwaltenden, ibr bürgerliches und bäusliches Keben wohl: 
- anjtändig und mujterbaft fübrenden Geiſtlichen feineswegs feblet; 
dag im Gegentheil eine nicht kleine Zahl proteitantifcher Prediger 
fih rühmlich auszeichnet: jo mangelt es doch nicht wenigen an ge 
nügender Einficht und Wiſſenſchaft in den Studien oder doch an 
erwünfchter Dorübung und Fertigkeit in den Geſchäften ibres Be: 
rufs, an geiſtlichem Sinne und regem Eifer für die Sache, welche 
fie führen, an fittliber Würde im Betragen und Wandel; wie denn 
auch das Schwanfende in den Dorträgen mehrerer Prediger leider 
den Derdacht erregt, dag es Manchem unter ihnen an derjenigen 
Heberzengung fehlt, wozu fie Andere leiten jollen. 

CLängſt find diefe Mängel erkannt, und das Bedürfnig, denjelben 
abzubelfen, ift in und außer der Kirche gefühlt worden. 

Auch find die Quellen diefer Derderbnig dem Beobashter nicht 
verborgen geblieben. 

Die vornebmiten fcheinen folgende zu fein: 

Der irreligiöfe Ton, der eine geraume Zeit hindurd in prote: 
ftantijchen Schulen berrihbend war, und das irreligiöie Beifpiel, 
welches felbjt Lehrer ihren Schülern gaben; 

der Einfluß, den die neueren philoſophiſchen Schulen und die 
jeit mehreren Decennien herrichend gewordene irreligiöje Denfungs: 
art auf die Dorlejungen mancher afademiichen Profefioren ge: 
habt bat; 

die früberhin ganz fehlende oder doch nur unvolltommene 
Auffict auf die Landidaten des Predigtamts; 

der Mangel an Seminaren und Dorbereitungsanjtalten für an: 
gehende Seijtliche. 

Dazu fommt, daß das dürftige Einfonmen vieler Prediger: 
itellen den Heijtlichen, welche fie befleiden, es äußerjt erjchwert, an 
ihrer eigenen Fortbildung mit Luft und Erfolg zu arbeiten. 

Dem auf diefe Weile in den geiftliben Stand eingedrungenen 
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und unter einem Theile desielben verbreiteten Derderben entgegens 
zuwirfen, haben fowohl die oberjten geiltlichen Staatsbebörden als 
auch mehrere Provinzial-Konfiftorien und geiftlihe Depntationen es 
nicht an denjenigen Dorfebrungen, welche Seit und Umjtände ae: 
jtatteten, feblen lajjen. Den dazu dienlichen jchon beitebenden kirch— 
lihen Einrichtungen, 3. B. den Kirchenpifitationen, find, namentlich 
in der legten Seit, noch andere Befjerungs: und Dorbauungs:Mlüttel 
an die Seite zu ſetzen. 

In mebreren Provinzen jind die aus der ältern Kirche ftam- 
menden Prediger-Synoden, wenigitens als literariiche Inftitute, 
theils wieder bergeitellt, tbeils neu angeordnet. 

In den mehriten Konjiftorialfprengeln ijt die Prüfung der 
Landidaten ftrenger und zweckmäßiger eingerichtet und ibr Leben 
und Wandel einer jorafältigern Aufficht unterworfen. 

Auch wurde jeit etlichen Jahren, joweit es mur immer ander: 
weitig bejtebende Geſetze verjtatteten, ein jtrenaeres Derfahren geaen 
unwürdige, ibr Amt und fich jelbjt durch Gewiſſenloſigkeit oder 
Laſterhaftigkeit entebrende Geiſtliche, eingeleitet. 

Soll indejien jenen Mängeln gründlich abaeholfen und dem 
daraus entitandenen Schaden kräftig aejteuert werden: jo muß man 
auf der einen Seite die Quellen jelbit zu veritopfen juchen, auf der 
andern Seite Hülfe und Mittel anweiien, um das jekt unterge: 
gangene und fehlende Gute wiederberzuftellen und zu fördern. Eine 
Befjerung und Heilung von Grund aus mug da beginnen, wo der 
Heiftliche feine Bildung überhaupt bernimmt, in der Schule. 

Mie von der niedriajten Elementarichule an das Dolf zur 
Religiofität, jo müßte der fünftige Heijtliche ſchon auf der gelebrten 
Schule zu feinem Stande und zu dem in demijelben notbwendigen 
geiltlichen Sinne vorbereitet werden. 

Die Direktoren der Schulen follten daber jorafältig über die 
den: Religionsunterrichte agewidmeten Stunden und über die Kebrer 
in denſelben wachen; dteler Unterricht jollte in den Mberclaſſen der 
Gymnaſien mur von beamteten Geiſtlichen, und zwar im Auftrag 
der Kirche, ertbeilt werden; Jünglinge, denen Talent und Sinn für 
geiitliche Amtsführung angenterfet würde, follten frühzeitig auf die 
Wahl diejes Berufs binaeleitet und dafür nicht nur aewonnen, 
jondern auch ausichlieglich dazu vorläufig acbildet werden, jo daß 
ihnen außer der übriaen claſſiſchen Bildung die Erlernung der 
Grundiprachen heiliger Schrift wichtig und leicht gemacht, ihnen eine 
Sertigfeit im reinen, klaren, kräftigen deutfchen Ausdruck angeübt, 
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fie zu Öffentlichen Rednern, auch in Anjfebung des mündlichen Por: 
trags, gebildet würden u. ſ. w. 

Dabei müßte der ganze Ton auf Schulen einen religiöjen Cha: 
rafter annehmen, und die Lehrer müßten im Allgemeinen mit 
eigenem frommen Beijptel als chriftlihe Kebrer ihren Schülern 
vorangeben und durch eigene Achtung gegen die Anftalten, Uebungen 
und Sacramente der Kirche ihre Söglinge zu Religiofität jo ge: 
wöhnen, daß der angehende Theologe mit feinem andern, als einem 
frommen Sinne die Univerfität betreten Fönnte. 

für diefes alles würden Fünftig die den Schulen vorgejegten 
Behörden bei der Prüfung und Anftellung der Lehrer wıd bei 
der über die Schulen zu führenden Aufjicht zu forgen haben. 

In Anſehung der Universitäten achten wir für nöthig, 
dag die Profefjoren der Theologie nicht mur mit den Directoren der 
Gymnaſien über die Dorbereitung der angebenden Theologen in 
bejtändiger Beratbung, jondern auch mit den Theologie jtudierenden 
Jünglingen in mebrerer Berührung fteben. 

Die£chrfreiheitafademifcher Profejforen kann ohne Tach» 
tbeil einer wahren Aufklärung nicht bejchränft werden; daber unjerer 
Anficht zufolge nur dabin zu fehen fein wird, daß die tbeologijchen 
Lehrſtühle auf Univerfitäten durchaus mit anerfannt gelebrten, ernſt— 
haften und chriftlih aejinnten Männern befegt werden. Solche 
werden ihrem hoben edeln Berufe nicht entgegenhandeln und unter 
den Fünftigen Lehrern der Kirche wiljenfchaftlihe Bildung und 
wahrbaft theologtiichen Sinn jo allgemeiner machen. Sollte übrigens 
ein Selebrter in jeinen Forſchungen auf Refultate geführt werden, 
deren Bekanntmachung er der Erfenntnig der Wahrheit beförder: 
Iih glaubt, obgleich jie dem kirchlichen Kebrbeariff geradezu entgegen 
find: jo kann mit Recht gefordert werden, daß er feine abweichenden 
Meinungen mit deren Gründen der gelebrten Welt in lateiniicher 
Sprache vorlege, um die Sache nur vor das forum derer zu bringen, 
welche darüber zu urtbeilen die Fähigkeit und den Beruf haben. 

Eine leichtfinnige und ſpöttiſche Behandlung der Religions— 
wabrbeiten fann weder in öffentlichen Dorträgen noch in Schriften 
geduldet werden. 

Es müjjen endlich auf Univerfitäten die fogenannten theologi— 
jchen Seminarien auch da, wo ſie noch nicht bejteben, eingeführt 
und zweckmäßig angeordnet werden. 

Su einer näberen Dorbereitung auf das Predigtamt find Pre 
digerjeminarien höchſt nötbig und müßten für die Zukunft 
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in jeder Provinz beftehen, da fie bisher nur fehr einzeln, wie etwa 
in dem Candidaten:Alummat bei hiejiger Königl. Hof- und 
Domfirche, zu finden waren. 

Unter der oberjten Leitung eines getitlichen Dorjtehers und der 
befondern Mitwirkung gelebrter und frommer Geiftlicher, die zu- 
gleich Seelforger jind, müßte in jolchen Seminarien jederzeit eine 
verhältnigmäßige Anzahl von Landidaten des Predigtamts ſcienti— 
viſch und praftifch zu dem Amte, dem fie entaegen gehen, vorbe:- 
reitet werden und während diefer Bildungszeit der Sorge für ihren 
Unterbalt überboben jein. 

Wäre es thunlich, daß die geiftvolliten und würdigſten diefer 
Sentinarijten, feien es auch nur in jeder Provinz etwa vier der: 
jelben, auf Reifen geſchickt würden, jo dürfte dies den Mugen folcher 
Anftalten um ein Bedeutendes erböhen. 

Wenn in fold ein Seminarium immer mur die Bejjern aus den 
Landidaten der Provinz, nachdem ſie zuvor 2 oder 5 Jahr als 
Hauslehrer oder Schulmänner gearbeitet, aufgenommen würden, 
jo begründete dies und ibre vorzüglichere Bildung auch die An: 
fprüche, wonach fie vorjugsweife zu denjeniaen Kirchenjtellen be: 
fördert würden, zu welchen ausgezeichnete Männer erforderlich find. 
Alle übrigen Predigtamts-Landidaten müßten, jobald jie nach be: 
ftandener erjter Prüfung in die Reihe derfelben eingetreten wären, 
überall, wie es in einigen Provinzen jchon aelchieht, unter genaue 
leitende und beratbende Aufficht der Superintendenten und anderen 
würdigen Geiſtlichen gejegt werden und in derfelben verbleiben, 
bis jie wahlfähig, und mit einem rübmlichen Zeugniß der Aufjicht 
babenden Seiftlichen verfeben, in ein kirchliches Amt eintreten, wo 
fie dann im die weiter unten zu erwähnende Synodal-Derbindung 
mit ihren Amtsbrüdern übergingen. 

Auf diefe Art jtünde der Geiſtliche von jeiner erjten Bildungs: 
jtufe an nie jich ſelbſt überlajjien und allein da und würde, jo be: 
obachtet und geführt, eines großen Dorzuas vor Allen denen jich 
zu erfreuen haben, die zu dem, was fie jind, einzig jich ſelbſt bilden 
mußten und jede etwaige Erleichterung diejer Selbftbildung nur 
glücklichen HSufällen zu verdanken batten. 

Bei jener Aufſicht und Leitung, welche den Jüngling von der 
Schule bis zur Ordination begleitete, würde es nicht ausjchlieglich 
auf feine theologische Helebrjamfeit und geijtliche Hebung, fondern 
ganz vorzüglich auch auf Anregung und Bebütung eines geijtlichen 
Sinnes und Eifers abgejeben fein müſſen. 
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Wenn das Bishberaefagte zum Theil weniajtens erjt mancher 
Dorbereitung und Einleitung bedarf, ebe es ausgeführt werden 
fann: jo dürfte ein und das andere Mittel zur Aufbülfe des geiſt— 
lichen Sinnes und Lebens im Predigerjtande doch jogleih in An— 
wendung gebracht werden fönnen. 

Dabin wird gebören, da ſofort Fräftige Hirtenbriefe von dem 
Oberconſiſtorio an den gefammten Kandes:Llerus, von den geijt: 
lihen Rätben der Lonfiitorien an die Propinzial-GHeijtlichfeit und 
von den vorftebenden Superintendenten an die Sprengel erlajjen 
würden. Wie denn auch nicht zu bezweifeln jtebt, dag die bie und 
da längit bejtebenden oder wieder bervorgerufenen Synoden und 
Predigerconvente nicht blos zur $ortbildung des Geiſtes und der 
Amtstüchtigfeit, jonderm auch zu Anreaung und Bewahrung eines 
geiftlihen Sinnes ein dienfames Beförderungsmittel jein werden; 
befonders, wenn dabei, wie weiter unten näber auseinandergejeßt 
werden joll, nicht etwa lediglich die Einrichtung wiljenichaftlicher 
Inſtitute bezwecft wird. 


II. Das Predigtwejen. 


In den firchlicben Derjammlungen proteitantijher Gemeinden 
wird die Predigt von den Seiten der Reformatoren ber, wie 
jbon in der eriten chriftlichen Kirche, als ein, allerdings wejentlicher 
Theil der gemeinſchaftlichen Andachtsübungen angefeben, und ver: 
diente dies auch, da nach apoſtoliſchem Ausiprub der Glaube 
aus der Predigt fommt. 

Helengnet kann indeß nicht werden, dag das protejtantiiche 
Prediatwejen auch in unjferm Lande Mehreres zu wünſchen übrig 
läßt, da überaus viel Predigten das bei weitem nicht find, was fie 
jein follten. 

Selbit hriitlibe Kaien führen darüber Klage, dag jebr häufig 
nicht eigentlich chriftlih und bibliſch, ja bie und da nicht einmal 
wahrbaft religiös und erbaulich gepredigt, vielmebr blog von An— 
geleaenbeiten des phyſiſchen, bürgerlichen und geſellſchaftlichen Le— 
bens ohne alle Beziehung auf Religion und Chriſtenthum geredet 
werde. 

Licht jeltener laſſen jib die Prediger, verjucht durch den Em: 
flug der fo oft wechjelnden Feit Philoſophien und SchulensSviteme 
in Theologie und Religton, zu Dorträgen verleiten, weldye weit 
über die Safjunasfraft ibrer Zuhörer binausgeben, zumal wenn jie 
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auch in der Sprache der Schule abaefapt find, die der ächten Popu— 
larität ebenſo fremd ift, als im Gegenſatz die völlig gemeine, aller 
rednerifchen Würde beraubte Sprache derer, die es in der Berab- 
laffung zu der Safjunasfraft und dem Geſchmacke des eigentlich joa. 
Dolfes übertreiben. 

Was eine noch auffallendere üble Wirfung thun mußte, war 
die mannichfaltige Abweichung von der kirchlichen £ehre. Suweilen 
wurde eine ganz andere Glaubenslehre in diefer, eine ganz andere 
in jener Kirche geprediat, und es wichen nicht jelten die öffentlichen 
Dorträae in Abfiht auf Inhalt und Daritellung jo fichtbar von 
einander ab, daß das Irrewerden der Kaien an der öffentlichen 
Lehre und ihre Hleichgültigfeit gegen die Firchlichen Andachten 
größtentheils ſchon daraus erklärt werden Fönnte. 

Minderbedeutend, aber doch auch nicht unwichtig, find Mängel 
anderer Art, die an unſerm Prediatwejen gefunden werden. 

So jcheint uns, als werden zu oft und zu viel, auch zum Theil 
zu lange eigentliche Prediaten aebalten. 

Ebenjo dünft uns die Befchränfung auf jährlich rücdfehrende 
Perifopen zu bindend, wenn auch auf der andern Seite eine durd)- 
gängig freie Wahl des Tertes wiederum ihre eigenen Bedenken hat. 

Die Klage, daß die ſonſt geieglich gewejene Ordnung, von 
Seit zu Heit über den Katechismus zu predigen, fajt überall aus 
der Acht gelaſſen werde, verdient ebenfalls Erwägung und Abhülfe; 
wie denn auch endlich eine Sammlung zweckmäßiger Predigten zum 
Dorlefen durch die Küjter und Schullebrer ein dringendes Bedürf: 
niß iſt. 

Viele der angeführten Mängel in unſerm Predigtweſen würden 
allerdings entweder gar nicht entitanden fein, oder doch nicht fo, 
wie es geicheben iſt, überband genommen baben, wenn nicht viele 
Heiftlibe zu einem jo großen Theile an den in dem erjten Haupt: 
abſchnitt (Ur. ID) bemerklihb gemachten Hebrechen litten; jo wie denn 
auch für das Prediatweien unbedenklich eine von ſelbſt erfolgende 
Derbefjerung erwartet werden fann, jobald die Lehrer der Kirche 
von einem neuen Geiſte für ibr Amt belebt, allaemein wieder wahr: 
haft aeiitlicben Sinn werden erlangt baben. 

Die geijtliben Bebörden baben zwar auch bisber ſchon den 
Superintendenten es zur Pflicbt gemacht, bei Gelegenheit der Kir: 
chenpifitationen auch auf die Bejcdhaffenbeit der Prediaten ihr 
Angenmerf vorzüglidy mit zu richten und die Prediger nicht blog 
zu hören, fondern auch das Concept ihrer Prediaten ihnen abzu— 
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fordern und nötbigenfalls den Predigern die erforderlichen Zurecht— 
weilungen zu geben. Jedoch hat diefe Maßregel allein die er: 
wünjchte Wirfung nicht bervorbringen können. 

Su einer allgemeinen Derbefferung des gefamten Predigtweiens 
halten wir folgende Dorjchläge für rätblih und ausführbar. 

I. Die Sahl der Prediaten betreffend, jo dürfte eine Ber 
jchränfung derjelben an ſolchen Orten, wo in dem Kaufe einer 
Woche wirklich zu oft gepredigt wird, dem Ermeſſen der aeijtlichen 
Provinzialbehörden lediglich, jedoch mit der Bedingung, überlafjen 
werden, daß dabei weder das Bedürfnig der Firchlichen Gottesver— 
ehrung, noch die Wünfche der einzelnen Gemeinden unberüdjichtiat 
bleiben; indem gar leicht den Erbauunafuchenden wichtig und nötbig 
jein fann, was der Gleichgültige für überflüſſig bält; auch für 
gewiſſe fejtlihe Seiten des Kirchenjahrs eber eine Dermebrunga als 
eine Derminderung der gottesdienitlihen Stunden anzuratben iſt. 

2. Wiederum aufgenommen werden müßte, was die alte Conſi— 
jtorialordnung vorichreibt, daß eine Predigt außer dem Hefange und 
Gebete, nicht länger als Dreiviertel einer Stunde dauere; wiewohl 
bier ebenfalls auf die Landesfitte geachtet und alfo ſolch ein äußerer 
Punft nicht überall mit gleisber Strenge behandelt werden Fan. 
Zeitſparend würde es bei großem Reichthum der abzubandelnden 
Materie fein und eben darum völlig frei jteben müſſen, den Ein- 
gang mit dem Swiichengaebete und Swilchenliede weazulajjen und 
ſogleich nach dem Auftrittsgebete den Tert zu verlefen und mit 
demjelben zu der Betrachtung überzugehen. 

Sebr achtjam werden indeg die aeiitliiben Auffeber auch dar- 
auf jein müſſen, dag nun leichtiinnige Prediger nicht, wie auch wohl 
geklagt wird, in den entgegengeſetzten Fehler fallen und die Der: 
fündiqung des göttlichen Worts in einer jo flüchtigen Eil abtbun, 
dag fie faum eine Viertelſtunde zu ihren Gemeinden reden. 

>. In Anfehung der Predigtform Fönnten der eigentlichen 
nach den Regeln der homiletiſchen Kunjt abgefagten Predigten 
weniger jein. 

Behielte auch die HBauptpredigt an Sonn und Sejttagen 
den Ebarafter der eigentlich jo genannten Prediat, jo müßte, was 
die Wochenpredigten und Betitunden angeht, verordnet, — und was 
die nachmittäglichen Dorträge betrifft, den Predigern nachgelafjen 
werden, anjtatt durch förmliche Reden, vielmehr in erweclichen 
Anjpraben und Ermunterungen, paränetijchen Erflärungen der 
Bibel, praftifchen Homilien u. dal. ibre Gemeinden, nach Art der 
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alten Kirche zu erbauen. 

4. Böchſt notbwendig ift die Deranitaltung eines oder etlicher 
Jahrgänge von ſolchen Prediaten oder vielmehr biblischen Dorle- 
jungen, welbe den Küjftern in Fällen, wo der Prediaer abweiend 
zu ſein genötbigt ift, in dte Hände aegeben werden Fönnten. 

Dergleiben zum Dorlejen beſtimmte Prediatiamntlungen er: 
fordern eine von dem öffentlichen Wort des Predigers fo ſehr ab- 
weisbende Beſchaffenheit, dag die Aufgabe ihrer Bearbeitung eben 
jo jchwierig als nothwendig ift und wohl einer Prämie wertb wäre. 

5. Wir fchlagen ferner unbedenklich nicht nur eine Repijion der 
bejtebenden Perifopen, fondern auch die Auswahl fruchtbarer 
Bibelabichnmitte für noch emen zweiten, allenfalls auch dritten, im 
den Kalendern bemerflih zu machenden Jahrgang ähnlicher Pre 
digtterte vor. Auch würde die Ernenerung der alten Derordnung 
heilfam fein, nach welcher nicht mur an jolchen Orten, wo ſonntäg— 
lihb nur Einmal geprediat wird, das Eine Jahr über die Evan: 
gelien, das andere Jahr über die Epiiteln, das dritte Jahr über 
den Katechismus gepredigt, jondern auch da, wo Nadmittagsgottes- 
dienft tft, in jeden dritten Jahr Katechismuspredigaten ge 
halten werden follen. 

6. 50 heilfam Einheit in der Lehre fein würde, fo giebt es 
doch unjerer Ueberzeuaung nad obne Hewifjenszwang Fein Mittel, 
die im Amt jtehenden Geiſtlichen dabin zu bringen. 

Nur eine bejjere, gleichförmiae Bildung und Dorbereitung der 
Geiſtlichen auf das Prediatamt wird nach und nach mebr Einheit 
in Hlauben und Lehre zurücfübren. 

Doch ift unbedenklich, dag das Oberconfiftorium allen prote 
ſtantiſchen Geiſtlichen im Lande zur Pfliht machen kann, was ohne— 
bin Jedem Gewiſſensſache jein jollte, daß fie in ihren Öffentlichen 
Dorträaen, mit Dermeidung alles defjen, was der Kanzel fremd ift, 
auch deſſen, was wohl Pbilojopbie oder pbilojopbiiche Religion, 
aber nicht Ehriftentbum genannt werden Fann, ſich an das bibliſche 
Ehrijtenthum zu balten haben, und dabei die alte, Fräftige, jalbungs- 
volle Bibelſprache mehr, als bisher gebräuchlid war, in ibre 
Prediaten wiederum aufnehmen; damit, wie der Apojtel jaat, das 
Predigen’durh das Wort Gottes fomme, und dann 
Ver Glaube aus der Predigt. 


IT. Liturgie, Agende und Symbole. 


Die aemeinichaftlichen Gebete und Geſänge bei dem öffentlichen 
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Hottesdienfte und die Anfprachen des fungierenden Heiftlichen oder 
des Chors an die zur firchlichen Andacht oder zur Feier der Sacra: 
mente verjammelten Chriſten find unjtreitig eben jo wohl wejentliche 
Theile des Hottesdienftes, wie die Derfündigqung des göttlichen 
Worts mittelit der Predigt und Dorlejung der heiligen Schrift. 

Daber ijt denn auch die Liturgie, oder die beitimmte Form 
und Reihen-Folge der bei dem Gottesdienjt und den Sacramenten 
ftattfindenden heiligen Handlungen und Gebräuche ein Gegenſtand 
von hober MWichtigfeit. 





Daß auch in den liturgifchen Einrichtungen der pro- 
teftantifchen Kirche, fo wie folche jegt find, manche Unvollfom 
menbeiten und Mängel ich finden, welche eine Aenderung 
und Derbejjerung erwünichlich, ja dringend nötbig machen, iſt un— 
leuabar und allaemein anerkannt. 

Die Derichiedenheit im der form des öffentlichen Hottesdienites 
überichreitet bei Weitem diejenigen Grenzen, immerbalb welcher jie 
unschädlich iſt. 

Dieles aus dem alten Ritual iſt aus febr vielen Kirchen ganz 
verschwunden. 

Das Sacrament der Taufe und die Einjeguung der Ehen wird 
zu häufig obne Noth aus der Kirche in die Häuſer, oder doch aus 
der Firchlichen Derfammlung in die Sacriſtei verlegt. 

In Abficht des Gebrauchs der verfchiedenen Agenden it 
eine MWillfürlichfeit eingeriffen, welche ſelbſt Laien zum Aergerniß 
gereicht. 

Wo aber noch die alten Agenden jeit der Reformation ber im 
Gebrauch find, werden manche darin vorkommende veraltete Aus— 
drücke und Wendungen in der jegiaen Seit mit Recht befremdend 
und anſtößig gefunden. 

Auch die Derbindung und Folge der einzelnen aottesdienftlichen 
Hebungen und Bandlungen ijt nicht überall, wie fie fein follte. Das 
große Kirchengebet, dieje feierliche Anbetung, Dankſagung und Für: 
bitte, jtebt am Schluffe der Predigt, nach deren Beendigung die 
Kraft des Predigers erjchöpft und die Aufmerkſamkeit der Suhörer 
ermüdet ift, durchaus nicht an der rechten Stelle. Das Gebet des 
Herrn wird während Eines und desjelben Gottesdienjtes zu oft 
wiederholt. Das Abendmahl wird fait überall nur als Anhang des 
Gottesdienjtes betrachtet, auch wohl hie und da von demjelben, jebr 
mit Unrecht völlig abgejondert. 
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Su großer Störung der Andaht gereicht es nothwendig, wenn 
zwilchen die Prediat, das Gebet und den gottesdienftlichen Gejang 
die gewöhnlichen Bekanntmachungen eingeichoben werden. Ser— 
jtreuend find folche Anfündigungen jelbit dann, wenn jie Firchliche, 
der Gemeinde als folcher nicht unwichtige Gegenjtände betreffen; 
viel unpafjender noch find aber polizeiliche, Sfonomijche und ähn— 
libe Anzeigen, welche mit der Religion und Kirche in gar femer 
Beziehung jteben. 

Auch bemerken Einige, daß die Gemeinden im Ganzen genom— 
men zu wenig Gelegenheit haben, ibre innere Theilnahme an den 
Beichäftigungen der öffentlichen Andacht auch äußerlich an den Tag 
zu legen. 

Endlich kann auch das, in den legten Jabrzebenden von Dielen 
ausgeiprochene Urtbeil nicht für ungegründet gebalten werden, daf 
in manchen protejtantifchen Kirchen bei dem öffentlichen Hottesdienfte 
viel zu wenig für die Andentung des heiligen Gegenjtandes und 
oSwedes der aottesdienftlihen Derfammlung und Andacht durch 
äußere Symbole gejorat fei. 

our Abhülfe folcher und ähnlicher Mängel ift — in mancher 
Hinſicht nichts, in anderer — beinabe zu viel geichehen. 

Letzteres namentlich dadurch, daß im Gefühl des Bedürfnifies 
einer verbejferten Mgende beinabe jeder Seiftliche nach 
eigenem Hutdünfen gebejiert oder doch geändert bat; daß lituraifche 
Sormeln in großer HSahl ausacarbeitet und benüßt worden find; 
was denn eben jene vorhin gerügte Unaebundenbeit und Regel: 
loftafeit in den protejtantijchen Gottesdienſt gebracht bat. 

Dagegen befinden fich in den Akten des aeijtlichen Departements 
manche ſchätzbare Dorarbeiten des ehemaligen Pberconfiftoriums zu 
einer verbejjerten Liturgie und Agende, welche bei dem weitern 
Fortſchreiten in diefer fchon früber in Anregung gekommenen An: 
gelegenheit zweckmäßig zu benugen fein werden. 


Mas jett gejchehen kann, dem gejunfenen proteitantiichen Hot: 
tesdienjt auch durch eine Reform feiner äußern Einrichtung und 
Ordnung aufzubelfen, bejtehet nach unferer Einficht darin, daß 

1. die liturgifchen Sormen des proteftantijchen Gottes— 
dienites den gerechten Anforderungen der jetigen Zeit mehr ange: 
paßt, das Unzweckmäßige abaeftellt, das Fehlende eraänst; 

2. eine, diejer veränderten form und Einrichtung der gottes: 
dienftlichen Handlungen und Gebräuche entjprecbende neue Agende 
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angefertigt und den Geiſtlichen als leitende Morm in den Händen 
gegeben; 

>. dem Mangel an würdigen und erbaulihen Symbolen 
da, wo er jtattfindet, abgeholfen werde. 

Ehe wir jedoch unjere Gedanken und Dorfchläge über diefe drei 
Punfte im Einzelnen vortragen, achten wir uns verpflichtet, einige 
allgemeine Bemerfungen vorangehen zu lajfen. 

Dor Allem verdient Erwägung, daß das Ritual des evangeli- 
jchen SHottesdienftes auf der einen Seite jenem ächtproteitam 
tiſchen Charakter im Allgemeinen durchaus getren bleiben 
müſſe, auf der andern Seite nichts binweagenommen oder binzuge: 
than werden dürfe, von dejjen Hinwegnahme oder Hinzufügung die 
Gemeinden Anlaß nehmen fönnten, auf irgend eine Weife ihren 
Glauben für gefährdet zu halten oder über eine Art von Gewiſſens— 
zwang zu Flagen. 

Der Grundcharafter alles protejtantiichen Hottesdienftes, alio 
auch der in der Kirche bejtebenden oder aufzuftellenden Formen und 
Formeln iſt aber der, daß der Gottesdienſt — nach Paulus Aus: 
druck — ein vernünftiger oder ein jolcher ſei, in dem die durch 
das Chriſtenthum erleuchtete Dernunft neben dem, was das gottes- 
fürchtige Gefühl dabei erwect, zugleih Nahrung finde für das 
fromme Nachdenten, Erweckung oder Belebung der chriſtlichen Ueber— 
zeugung und Anregung oder Stärfung gottfeliger Entichliegungen. 

Demnach darf feine Leremonie eine leere, irgend einer beiligen 
Bedeutung ermangelnde fein. 

Eine jegliche vielmehr muß den Glauben des Chrijten, wo nicht 
darjtellen, doch anfiprechen, darf daber in feinem Fall der religtöjen 
Heberzeugung und den daraus bervorgehenden religiöfen Gefühlen 
anſtößig fein. 

Auch der fircblihe Ritus bänat aenau und notbwendia mit 
dem Glaubensbekenntniß der evangeliichen Lonfejftionen oder Ge: 
meinden zuſammen. 

Ja ſelbſt, was etwas nur Neugerliches tft und daber Manchem 
als völlig gleichgültig erjcheint, die Art, wie die Kirchen geſchmückt, 
die Altäre geitellt oder verziert find, auch die frommen Empfindungen 
durch Bild und Heichen in Anfpruch genommen werden, jelbit das 
hängt für Andere zum Tbeil genau mit den jubjectiven Glaubens: 
anfichten zufammen, und die Anweienheit oder Abwejenbeit, die 
Einführuna oder Hinwegnahme mancher liturgifchen Sormulare 
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oder Symbole dürfte eben jo leicht bier Aergerniß, dort Spaltung 
erregen, wie die Aufitellung neuer oder die Abjonderung und Ent- 
fernung alter firchliber Dogmen. 

Die Behauptung: Der Heift des Protejtantismus jei 
ein freier Geiſt, der in Sachen des Glaubens und auch der 
firchlihen Gebräuche fich nicht binden lajje, iſt zwar oft in einem 
jebr unjtattbaften Sinne vorgetragen worden; kann jedoch in ihrem 
wahren Sinne nicht bejtritten werden; verdient daber die achtjamite 
Berüdjichtiaung. 

And, find Bejchwerden, Klagen und Unruben irgend wobei zu 
vermeiden, jo iſt dies gewiß nötbig bei Derordnungen, welche die 
Angelegenheit der Religion betreffen. 

Schon jeßt find uns mehrere Nachfragen und Aeußerungen zu: 
gefommen, welche die in vielen an uns gelangten Dorjchlägen und 
Wünſchen enthaltene Empfehlung der Bebutjamfeit und Dorjicht 
bei Uufjtellung neuer Zeichen, Formen, Symbole allerdings recht: 
fertigen. 

Eben jo würde aber gewig auch im Hegentheil die Abitellung 
lituraticher Symbole und Formen manchen Gemeinden, welche an 
das Dorhandenjein und den Gebrauch derfelben gewöhnt waren, 
wiederum eben jo anjtögig fein und obne Beunrubigung und Ge: 
wiliensfränfung von ihnen nicht ertragen werden können. 

Don felbjt endlich rechtfertigt fichb, wie es denn auch ſchon aus 
dem HSuvorgejaaten bervorgebt, dag gerade in der gegenwärtigen 
Krifis männlich und freimütbig dem allen entgegengearbeitet werden 
mug, was dem in der That jett ſchon migtrauenden Dolfe irgend 
nur als eine Unnäberung an die Sormen der fatholr 
jchen Kirche oder als eine Bequemung nach dem antiproteitan: 
tiſchen Geſchmack der Wenigen ericheinen fönnte, welche unfer pro» 
teftantijches Ehriftentbum gern in eine bloße Gefühls- oder Sin: 
nem: Religion verwandeln und den Künjten auftragen möchten, 
in unjfern Kirchen die Stelle des durch das lebendige Wort 
und die flare Erkenntniß wirfenden, göttlichen 
Geiſtes zu vertreten. 

Wir baben daher geglaubt, bei unjern autachtlichen Dorjchlägen, 
jowohl in Betreff der zu veranftaltenden liturgijchen Derände: 
rungen, als im Anſehung der Art und Weile ihrer Anordnung und 
Einführung durchaus innerbalb der Grenzen bleiben zu müſſen, 
welche jene eben fo pflichtmäßige wie nötbige uns empfoblene Dor- 
jicht und fchonende Bebutiamfeit uns vorzeichnete. 
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A. fiturgie. 


Der Bauptgottesdienjt an Som und Sefttagen müßte in größern 
Städten, wo der Pfarrer nicht außer denjelben noch Silialfirchen 
zu bedienen bat, vom erjten ©itertage an den Sommer hindurch 
erit um neun Uhr, vom Erntefejte an den Winter bindurd um 
zehn Uhr anfangen, damit die Hemeindeglieder nicht weiter in dem 
zu früb eintretenden Anfang der Firchlichen Andacht eine Beſchöni— 
gung des Ausbleibens fänden. Doch würde an Orten, wo Local: 
Derhältniffe es nötbig machen, dag der Gottesdienſt früber oder 
jpäter anfange, ſolches nachzulafien jein. 

Damit aber die Gemeinde volljtändia zufammen fein Fönne, ebe 
die Andacht beginnt, müßten die Kirchen überall eine balbe Stunde 
zuvor zur Aufnahme der Deriammlung offen fteben, dann aber auch, 
um alles andashtitörende Aus: und Einaeben zu verbüten, mit dem 
erjten Orgelton gejchloffen und — nicht zu vermeidender Notbfälle 
wegen — mit Tbürbütern verjeben werden. 

Dor Anfang der eigentlichen Andacht würden von Kandidaten 
des Predigtamts, auch Schulmännern, welche Prediger zu werden 
wünjchen, in deren Ermangelung aber von den Predigern die ct 
mwaigen Proflamationen, wie auch, wo es gebräuchlich ift oder ge: 
wünjcht wird, die Namen derjenigen Perfonen zu verlejen jet, 
deren bei dem öffentlichen Hebete dankſagend oder fürbittend oder 
tröjtend gedacht werden foll. 

Eine vorgeichriebene Sormel empfeble die Gegenjtände diejer 
Ankündigung der Gemeinde bei ibrem Gebete. 

Hierauf präludire die Orgel würdig, feierlich und nicht zu 
lange, um den Anfang der Kirchenandadht bemerkflich zu machen. 

Der Prediger ericheine während diejer Einleitung als Liturg 
vor dem Altare, knie auf der unteriten Stufe dejfelben Augenblice 
lang zum ftillen Gebete, um fich felbit zur Andacht zu weiben, nieder, 
trete dann auf die oberiten Altarjtufen und ftimme, zu der Gemeinde 
gekehrt, die Worte an: „Der Berr ſei mit Euch!”, welchen der 
Chor antworte: „Und mit Deinem Geiſte“; dann aber, zu dem Altar 
gewendet, eine von denen zu diefem Behuf zufammenzujftellenden 
Intonationen, welcher das dazu aebörende Reiponjorium des Chors 
oder der dazu eingeübten Schuljugend, und darauf die ebenfalls 
beftimmte Collecte ein furzes, in einem jangbaren Numerus ver: 





D Die Zahlen bezieben fih auf die nachfolgenden eigenhändigen Mar: 
ginalien des Könias. 
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faßtes Gebet — des Predigers folat. Jedes gefungene Gebet be- 
Schließe der Chor mit: Amen?). 

Mo der Pfarrer ſelbſt nicht fingen fönnte?) oder, in Ermar- 
gelung des Chors, die Schuljugend zu Abjingung der Refponforien, 
des Hallelujab und Amen noch nicht eingeübt wäre, würde die In: 
tonationsformel, nebjt dem Reſponſorium und der Lollecte oder, 
jtatt derjelben, ein verordnetes furzes Anfangsgebet zu verlefen fein. 

Die Gemeinde finge nun Einen oder ein Paar Derje, 3. B. Herr 
vor Deinem Angeficht p. oder: Nicht um ein flüchtig Hut der Seit p. 
oder ein ähnliches um Andacht bittendes Lied, auf welches das all- 
gemeine Kirchenaebet folge. Dieſes beginne mit der gemeinjchaft: 
lihen Demütbigung vor Gott und dem Trojt der Sündenvergebung, 
übergebe die allgemeinen firchlichen Danfjagungen, Bitten und für: 
bitten und berübre die befondern Fälle, welche vor dem Hottesdienft 
namentlich angefündigt waren, am Schluffe im Allgemeinen. 

Test folge der alte Kobgefang: Allein Gott in der Höh' jei 
Ehr p. oder: Wir glauben all’ an Einen Gott p. oder ein ähnliches 
die Verherrlichung des Daters, Sobnes und Geiſtes ausdrücdendes 
furzes Koblied. 

Da die Erinnerung an den Glauben der Kirche ein nothwen— 
diges Stück jedes Hauptgoftesdienftes zu jein fcheint, jo leje nach 
diejem Kiede der Prediger ein furzes, Fräftiges, aus lauter biblifchen 
Worten zujanmmengejegtes Befenntnig der Baupt-Wabhrbeiten der 
chriftliben Kebre?) am Altare?) vor, worauf der Ebor oder die 


ı) Damit nach und nach die Gemeinden aewöhnt werden, in die Re 
fponforien und das Amen oder Dallelujab des Chors mit einzuftimmen, ift 
nöthia, daß zum Gebrauch der Gemeinden ein Büchlein, etwa unter dem 
Titel: „Sonn: und feittägliche Altar und Choraefänae”, aedrudt oder dem 
Gejanabuce angehängt werde. 

2) Die Uebung und Kertigfeit in dem Altargejana würde hiernach fünftig 
init zu den Gegenjtänden der lebten Prüfuna der Prediatamts-Landidaten 
zu zäblen ſein. 

3) Hu dem Ende muß die Agende mehrere Sammlungen folcher, zu 
einem Ganzen verbundener, Bibeljtellen zur Auswahl und Abwechſelung 
enthalten. 

4) Antonationen und Collecten aebören, wie das Sacrament des Altars 
vor den Hochaltar oder Abendmahlstifch der Kirhe. Stände diefer indeh zu 
entfernt, als daß dte Gemeinde die von da aus zu baltenden Dorlefungen 
gehörig vernehmen Fönnte: jo wiirde nachzulaſſen fein, daß dieje Dorlefungen 
nach jeder Kirdye Gelegenheit an einem andern Ort der Kirche, vor ein be- 
fonders dazu einzurichtendes anftändiges Vorleſepult verlegt würden. 
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Schuljugend das Heilig, Beilig, Heilig p. anzuftimmen und 
jodann der Prediger die Perifope des Tages, über welche nicht 
gepredigt wird, zu verlefen hat, wobei die Gemeinde aufiteht. Nach 
diefer biblischen Dorlejung, die ohne alle Erklärung oder menichlichen 
Zuſatz gejchiebt, trete das von dem Prediger gewählte Haupt 
lied ein, welches fur; fein oder nur aus wenigen Derjen eines 
£iedes beiteben möge. 

Bierauf die Prediat, welche, über die feſtgeſetzte Perifope?) 
des Tages, nach freier Wahl des Predigers mit Geſang unterbro- 
chen oder ohne folche Unterbrechung aebalten werden kann, und 
mit dem unveränderten Gebet des Herrn und einen apojto- 
liſchen Wunfche oder Ermahnungsworte bejchlofien wird. 

Das Gebet des Herrn würde nur diejfes Eine Mal während 
der Predigt geiprochen, jo daß, wo es bisher Gebrauch war, das» 
jelbe auch nach dem Eingange oder Kanzelverfe, fur vor Ablejung 
des Tertes, laut zu beten, diejes Fünftig wegfallen oder in ein jtilles 
Gebet zu verwandeln fein würde. 

Die etwa angemeldeten Kirben-Taufen würden, nach 
porangegangenem Schlußgverfe der Gemeinde, jogleih in Gegen: 
wart derielben zu verrichten, und darauf der Hottesdienjt mit Anti: 
phonie, CLollefte und Segen des Predigers vor dem Altare zu be: 
fchliegen fein. 

Im Salle öffentlicher Taufen würde aber das nach dem eriten 
Kiede der Gemeinde zu ſprechende Glaubensbefenntnig wegfallen, 
weil es nun bei der Taufbandlung, entweder in der von uns vor: 
geichlagaenen Art oder, wo es hergebracht ijt, nach der alten jo ae: 
nannten apojtoliichen Form — vorfommt. Statt dejielben wird in 
jolhem Fall der Prediger vor der Dorlejung des bibliſchen Tertes 
den apoftolifchen Gruß und Wunſch ausiprechen: Die Gnade unjeres 


if 


Der eigentliche Mltaraefang des Kituraen gebe aber jederzeit von dem Altare 
aus, juma! der Geſang, da die Worte gegeben und befannt find, meniajtens 
in jenen Tönen, auch von dort her überall wird vernommen werden. 

t) Damit in allen Kirchen des Kandes über einen und denielben Ab— 
ſchnitt der Heiligen Schrift aeprediat werde, und jeder andüchtige protejtantiiche 
Chriſt bei feiner ftillen Dorbereituna auf die Kircbenandadıt ſchon wiſſe, welch 
ein Bibelwort diefelbe leiten werde: jo wäre zu wünfcben, daf auch die re 
formierten Prediaer ſich an die bejtimmten Perifopen des Taaes, deren nach 
unjern frübern Doriclägen mehrere Jahrgänge fein würden, bielten. Daß 
einzelne Ausnahmen bei wichtiaen Deranlaffungen ihnen, jo wie auch den 
Iutberifchen Predigern, verjtattet bleiben müßten, bedarf Feiner Erinnerung. 
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Herrn Jeſu Chriſti u. ſ. w, diefem das Sanctus des Chors folgen, 
und darauf die Dorlefung. 


16 Tach dem Segen würde nichts weiter gefungen, jondern die 
Orgel jchlöffe mit einem angemefjenen würdig gehaltenen Pojtludium. 
17 Anjtatt der Taufen würde, wenn Sonntags Communion 


gehalten werden muß, diefe fogleih auf die Predigt folgen. Die 
Taufen aber würden an jolchen Sonntagen, wenn fie nicht auf den 
Nachmittag zu verlegen wären, bis nach dem Schlufje des vormit: 
täglichen Gottesdienſtes auszufegen fein. 

So erwünfcht es übrigens iſt, daß die Taufen, als eigentlich 
firchliche Handlungen, auch jämmtlih in der Kirche, und zwar 
vor verjammelter Hemeinde und als integrirende Theile des Hot: 
tesdienites verrichtet werden: jo ſcheint uns doch nicht rätblich, da 
dieies jofort befehlsweife angeordnet würde. 

18 Dielmehr dürfte die allmälige Einleitung und Ausführung diejes 
Dorjchlages den fünftig einzurichtenden Synoden zu überlaffen jein. 

Dagegen müßte, nicht allein bei Haus: fondern auch bei Kirchen: 
taufen den Dätern unbedenklich zur Pflibt gemacht werden, mit 
den Taufzeugen zugleich zugegen zu fein. Und mır, wenn wichtige 
Abhaltungen ihr Musbleiben entjchuldigen, dürften fie fich durch 
rechtlibe Männer, womöglich aus der Samilie, vertreten laſſen, im: 
dem die Däter eigentlich das Kind zur Taufe bringen, auch bei der 
Taufliturgie an dieſe eme bejondere frage zu richten fein wird. 
Bei unehelichen Kindern würde der Dormund ftatt des Daters der 
Taufe beiwobnen. 

Der Beratbuna der Presbyterien und Synoden würde auch 
anbeim zu geben fein, ob und wie die Taufe der Kinder mit dem 
Kirchenaange der Mütter zu vereinigen fein möchte, um dadurd 
nicht allein die alte, an vielen Orten aber und namentlich in großen 
Städten ganz in Dergefjenbeit gefommene religiöfe Sitte des Kirch 
gangs zu erneuern, jondern auch die Mitgegenwart der Mütter 
bei der Taufe ibrer Kinder möglich zu machen. 

Der Beſorgniß, dag manches Kind vielleicht während des Heit: 
raums von etlichen Wochen bis zur Taufe, obne aetauft zu fein, 
iterben Fönnte, würde vorgebeugt fein, wenn die Mothbtaufe nachge: 
lajlen bliebe. 

19 für die Abendmahlsfeier wiünjhen wir befondere Sonn: 
taae, eigentliche Abendmablsfejte, bejtimmt zu jeben, um diejelbe jo 
fiherer zu einem Gottesdienſte bei verjammelter Gemeinde erbeben 
zu können. 
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Dies ift freilich nur da ausführbar”), würde aber da auch unbe- 
denklich angeordnet werden können, wo in der Größe und Ausdeh— 
nung der Gemeinden nicht eim bejonderer Grund vorbanden it, das 
Mabl des Herrn jonntäglich zu balten. 

In Pleinern Gemeinden würde es gewiß binreichen, wenn vier: 
teljährlich oder höchitens alle 6—8 Wochen einmal feierliches Abend: 
mahl gehalten würde. 

In Gemeinden, wo ein altes Herkommen fchon gewiſſe Abend- 
mablszeiten feſtgeſetzt bat, fönnte es dabei verbleiben. 

Die Abendmahlsfejte würden, wo fie nicht zu oft wiederfehren, 
eine ausgezeichnete Liturgie zulajjen und rechtfertigen, in welcher 
Alles, Antiphonie, Gefang, Dorlefung, Gebet und Predigt auf die 
Altarfeier, die Derebrung Chriſti und die durch ibn geſchehene Er— 
löfung einen näbern oder entferntern Bezug näbme. 

Mas die Abendmahlsfeier jelbjt betrifft, jo wäre in Anjebung 
des Aeußern zu wünjchen, dag da, wo es thunlich ift, die an meb: 
rern Orten auf dem Raum vor dem Altar befindlichen Kniebänfe 
mit Brujtlebnen zur Aufnahme der Abendmahl baltenden Frauens— 
perjonen, auf den Seiten aber Chorſtühle für die Männer herge— 
jtellt würden. 

Auch würden bei zablreichen Lommunionen mebrere, vielleicht 
jechs, acht bis zehn Perfonen zugleich das beilige Mabl empfangen 
fönnen, wenn während der Feier die Altarjtufen rings umber, wie 
jegt nur auf beiden Seiten, mit Kniebänken umgeben wären. 

Die Abendmahlsfeier könnte fich an die auf die Predigt folgen: 
den leßten Gejangverje der Hemeinde am würdigiten fo anjchliegen, 
dag nach furzer, von der Orgel vorbereitend auszufüllender Pauſe, 
während welcher jich die Communifanten vor dem Altare verfam: 
meln, das alte, jchon von Kutber für die Abendmablsliturgie be: 
ſtimmte Lied: Chrijte, du Kamm Gottes p. oder ein anderes, wenn 
es irgend einer Gemeinde unentbehrlich geworden jein follte, ae: 
jungen würde. 

Der Prediger leje alsdann die allgemeine Beichte und ſpreche 
die gewöhnliche Abjolutionsformel, obne Hinzufügung der Derwar- 
nung an die Sichern und Unbugfertigen. 

Nach den Schlugworten eine jtille Paufe von wenigen Sefunden. 

Dann jinge der Prediger das Gebet des Herrn, worauf der 
Chor anjtimmt: 

„Heilig iſt Gott!“ 
ı) Randbemerfung des Königs: „Synoden“, 
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Bierauf die Abfinaung des erjten Theils der Einjegungsworte 

und von dem Chor: 

„Beilig iſt Gott, der Kerr, Berr Sebaoth!” 
Dann der zweite Theil der Einjegungsworte und darauf der voll: 
ftändige Chor: 

„Heilig ift Gott, der Herr, Herr Sebaoth! 

Alle Lande find feiner Ehre voll!“ 
Bei dem jedesmaligen Anfang der Einfegungsworte berübre der 
adminiftrirende Prediger erjt die Patene, bernach den Kelch oder 
hebe, wo es Gebrauch ijt, die heiligen Gefäge empor, und bei den 
Worten: „Das iſt mein Leib!” und: „Das ijt mein Blut!” bezeichne 
er Brot und Wein mit dem Kreuze. 

VNach einem furzen biblischen Wunſche zum fegenreichen Genuß 
des Abendmahls, an die Lonmmunifanten gerichtet, welchen auch ein 
pafjender, furzer, Fräftiger Choraefang ohne Orgel vertreten fann, 
beginne nun obne Doripiel das Abendmahlslied und die Austbei- 
lung. 

Den Schluß mache eine auf die Handlung bezugnehmende In— 
tonation und Antiphonie nebit Lollecte und Segen. 

Wo es hergebracht und die Gemeinde daran gewöhnt ift, möae 
ein kurzer Danfvers dem Kirchenſegen vorangeben. 

Der Segen aber beichliege wie immer das Ganze. 

Kinder jollten — mit Ausnahme der Ehorfnaben — als Zu: 
jchauer, zumal in der Nähe des Altars, nicht zugelafien werden. 

Die bie und da zur Gewohnheit gewordene Weije, das Abend: 
mabl in einer Srübjtunde, vor dem ordentlichen Hottesdienite zu 
halten und als etwas völlig Iſolirtes zu behandeln, fjollte, wo es 
irgend thunlich iſt, abgeitellt werden. Sollte das Bedürfnig oder 
der Wunſch der Gemeinden folche Srüb-Lommmnionen noch ferner 
nötbig machen, jo müßte denfelben auger dem Geſange wentgjtens 
eine Altarrede vorangeben. 

Mb und in wie fern übrigens anftatt der aus dem Fatholiichen 
Ritus in den Tutheriichen übergegangenen Oblaten das bei den 
Reformirten gebräuchlihbe Brot und Brotbrechen anzunehmen 
und nach und nach, jedoch ohne Swang, einzufübren wäre, wird 
ebenfalls am beiten der Beratung und Sorge der Firchlichen Synoden 
überlafjen bleiben. Obgleich für beiderlei formen jih Gründe an: 
führen lajlen, jo würde allerdings eine Einigung in diejem Punfte 
die erwünſchte Dereinigung der beiden protejtantiichen Bauptconfef- 
fionen am fFräftiajten befördern. Daß beide Lonfeljionen jogleich 
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einerlei Austbeilungsformel annäbmen, dürfte leicht und unbedenk— 
lich zu bewirfen fein. 

Die anzufertigende Agende würde ſolch einer Formel die öffent: 
liche Auctorität geben. 

Die Dorbereitungsandacdt zum Abendmahl, von der 
das Wefentliche, nämlich das allgemeine Beichtgebet, die mit „Ja“ 
zur beantwortenden fragen an die Confitenten und die Abſolutions— 
formel in die Agenden aufzunehmen fein wird, müßte überall wieder 
Tages zuvor angelegt werden und der Privatbeichte, wo dieje noch 
pon Einzelnen oder Mehrern im Beichtitubl aebalten wird, voran: 
geben oder nacdhfolgen, jo dag da, wo mehrere Prediger an Einer 
Kirche jtehen, beides nie gleichzeitig vorgenommen würde. 

Könnte die Privatbeichte, welche der Geiſt der Seit bei: 
nah überall abgeichafft bat, nach und nach wieder zur allgemeinen 
Sitte werden, jo würde von dem Beichtitubl aus für die eigentliche 
Seeljorge und Kirchendisciplin vielleicht gerade das Wichtigite ae: 
leitet und das beinab aller Orten lodfer gewordene Band zwifchen 
Predigern und Gemeinden aufs Neue wieder feiter gefnüpft werden. 

Kranfencommnnionen dürften zwar denen, die jie wün— 
jchen, nicht verweigert werden; doc jollten die Prediger dahin 
wirken, dag wenigitens Einer oder Einige aus der Familie oder 
-Befannticbaft daran Tbeil näbmen, damit es eine wabre Commu— 
nion würde. 

Privatsommunionen in den Häufern oder Safrifteien 
für Gefunde, welche, bejonders aus der Klajfe der Dornehmen und 
Reichen, fich dadurch von dem chriftlichen Dolf zu unterjcheiden und 
abzufondern gedenfen, würden nicht weiter zu geitatten jein. 


Der nachmittägliche Hottesdienit, wo ein jolcher jtattfindet, Fönnte 
zwar nicht ganz die Ausdehnung haben, wie die vormittägliche 
Hauptandacht, müßte aber allerdinas auch durch eine größere feier: 
lichfeit gehoben werden. Dies würde geicheben, wenn er, wie der 
vormittägliche, ebenfalls durch Intonation und Refponforien, jedoch 
mit MWealaffung der Lollecten, begänne, ſodann auch zwijchen den 
Geſang der Hemeinde eine bibliihe Dorlefung einträte und nach 
den Schlufje der Predigt die etwaigen Kirchentaufen vor der He: 
meinde gehalten, das Ganze aber mit Altar- und Chboraefang oder 
Gebet und dem Segen beichlojien würde. 

Anjtatt der Dorlefung derjenigen Perifope des Tages, über 
welche nicht gepredigt wird, Fönnte auch zuweilen, und zwar in dem 

Foerſter, Entitehung der preuß. Landeskirche. J. 22 
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Jahre, in welchem nicht über den Katechismus gepredigt wird, ein 
Abjchnitt aus demſelben gewählt werden. 

Uebrigens wäre wohl zu wünfchen, daß die ebemals überall 
und auch jet noch in einigen Provinzen und Gegenden üblichen 
Katehijationen nah der nachmittäglichen Prediat 
oder abwechjelnd anjtatt derjelben wiederum eingeführt würden. 

Doch jteben der Allgemeinmachung diefer Einrichtung bejonders 
in größern Städten, auch auf mebrern Dorfpfarren, zu viel Schwie: 
rigfeiten entaegen, als dag fie verordnet werden könnte und nicht 
vielmehr bloß dem Eifer und jedesmaligen Einflufje der Prediger 
überlajjen bleiben dürfte. 

Auch Nacdmittags würde die Kirche eine halbe Stunde vor 
Anfang der Andacht zu eröffnen und pünktlich mit dem erjten Or— 
gelton zu verjchliegen fein. 

Srühpredigten dürften, wo irgend die Hemeinden geneigt 
gemacht werden Fönnten, das heilige Abendmahl bei dent vormit- 
täglichen Hottesdienit zu genießen, ganz einzuftellen fein und böc- 
ftens da, wo fie bisber üblich waren, an den erjten Tagen der hoben 
Sefte als Einleitungen der Feſtandacht ferner ftattbaben. 

Dagegen müßte der Wochengottesdienjt nicht nur da, 
wo er bejtebet"), beibebalten, fondern wo er gar nicht mebr gebräuch: 
lich ft, wiederum bergeitellt werden. 

Daß bet denfelben nicht jowohl förmlich geprediget, als viel: 
mebr dte heilige Schrift vorgelejen, erklärt und zu beilfamer An» 
wendung auf chriftliche Hejinnung und Lebensführung benußt wer: 
den möge, ijt bereits in dem Abichnitt von dem Predigtwejfen 
gejagt worden (Vr. II. 

Es Fönnten dabei zur Abwechjelung auc zuweilen fräftiae, 
lebr- und troftreiche Lieder zu Terten gewählt werden. Wenn 
übrigens nicht Herfommen und Gemeinden ein Mlebreres mit Hrund 
verlangen, jo iſt es an Einer MWochenprediat im jeder Pfarrfirche, 
auf dem Kande in der Mlutterfirche genug. 

Nur muß in Städten, wo mebrere Pfarrfirhen find, dabin ge: 
ſehen werden, daß diefe Wochenandachten nicht auf Einen und den« 
jelben Tag fallen, damit diejenigen, welche eine ſolche Erbauung 
juchen, mehr als Einmal Gelegenheit baben, diejelbe zu finden. 

Augerdem aber follte, wo es iraend tbunlich wäre, täglich zu 
einer bejtimmten Stunde, zu deren Anfang zugleich die fogenannte 
Betglocke angejchlagen werden müßte, jede Pfarrfirche, in Städten 

1) Randb. des Könias: Städte. 
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jowobl als auf dem Lande, unter Aufficht eines Kirsbendieners eine 
Stunde lang geöffnet fein, damit andächtigen Gemüthern Gelegen: 
heit werde), ſich dafelbjt zu einem jtillen Gebete, wie es ihr aeijtiaes 
Bedürfnig fordert, zu ſammeln. 

Auch Fönnte aerade dieje Stunde zu den in der Woche etwa 
angejegten Taufen und Trauungen benußt werden. 

In einem der uns zugefommenen Dorjchläge befindet fich unter 
andern auch der Wunsch, dag auf dem Lande täglich eine Diertelftunde 
vor dem Mlorgenläuten eine ganz furze Morgenandacdt, in den 
Silialorten von den Küſtern oder Schulmeiftern möge aebalten werden. 

Dieſes fönnte jolchen Heiftlichen, welche jich dazu berufen fühlen 
und in ihrer Gemeinde die gebörige Stimmung dazu vorzufinden 
glauben, unbedenflih nachgelaſſen werden. 

Heberall aber und obne Ausnabme in Städten und Dörfern 
würden die an vielen Orten ganz aus der Sitte aefommenen, an 
andern etwa nur drei oder viermal zu baltenden Sajtenpredigten 
über die Keidensgeichichte des Herrn wiederum regelmäßig die ſechs 
Saiten: Wochen bindurh zu balten fein. 

Da au die Einjeanung der Eben ein Rirchlicher Akt 
it, jo gehört diejelbe eigentlih nur vor den Altar und müßte da- 
ſelbſt mit firchlicher Seierlichfeit unter Helang und Gebet nach einer 
feititehenden Form verrichtet werden. Die Erlaubnig zu Nusnab- 
men davon würden in jedem Salle von den obern kirchlichen Be: 
hörden einzuholen jein. 

Hebrigens dürfen aus befannten Gründen firbliche fo wenig 
als Haus-Trauungen Sonntags gefordert und nachgegeben wer: 
den, jondern müffen, mit Ausnabme des Sonnabends, jederzeit 
auf einen Wochentag fallen. 


Was die Kirchenfeſte anlanat, jo müßten bejonders die 
boben $ejte nicht mur durch längeres und wiederboltes Heläut, 
jondern auch durch eine dem Hegenitande des Feſtes angemeſſene 
Abänderung der gewöhnlichen Liturgie in Anſehung der Antipho- 
nien, Hejänge und Gebete feierlicher gemacht ?), auch Nachmittags zu- 
vor in der legten bellen Tagesijtunde durch Geſang und Gebet oder, 
wo dies unüberwindliche Hinderniife fände, wenigſtens mit Glocken— 
geläute vorbereitet werden. 

Der HGründonnerstag würde dadurch auszuzeichnen fein, 
dag überall, wo Charfreitag Abendmahl gehalten werden kann, 
1) Randb. d. Königs: Synoden. 2) Desal. 
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die Dorbereitungspredigt dazu auf Gründonnerstags Vormittag an: 
geießt werde. 

für den Chbarfreitag!) würde eine beiondere, dem Zwecke 
und der Beiligfeit des Tages angemefjene Liturgie zu bejtimmen 
fein. Auch müßte an diefem Tage, wo nicht örtliche Hinderniſſe 
entgegeniteben, überall feterlihbe Communion gehalten werden. 

Dem Bußtage, zu deilen Seier eine verbeilerte Litaney ber: 
zujtellen wäre, müſſen wir aus erbeblihen Gründen, bejonders weil 
er jeßt zwijchen mebreren nabe an einander arenzenden Sejttagen 
lieat und in eine Heit fällt, welche die Landleute ſehr beichäftiget, 
und außerdem auch in Städten, einiger Hauptmeſſen wegen, viel 
Hemeindeglieder zu Reifen nötbigt, eine andere Stelle wünfchen und 
fönnen dazu feinen ſchicklichern Tag in Vorſchlag brinaen als den 
legten Mittwoch im Kirchenjahr oder vor dem eriten Advent. 

Mit gleibem Rechte müſſen wir anratben, daß die Confir— 
mation der Latehumenen, welche geſetzlich ſchon bisber, 
Privatconfirmationen ausgenommen, Firchlich gebalten werden 
mußte, überall, um größere Erbauung und Stille zu befördern, bei 
einer fonntäglihen Derjammlung und zwar, wo es ir 
gend thunlich it, jährlich — zu Erhöhung der Seierlichfeit — nur 
Einmal von demjenigen Geiftlichen gefchebe, der den Unterricht der 
Lonfirmanden bejorgt bat. 

Da ſehr zu wünjchen jtebt, auch von Mlehreren vorgeichlagen 
it, dag diefe Handlung mit der erjten Ubendmahlsfeier der 
conftrmirten Jugend vereiniget werde, jo müßte verordnet werden, 
dag die jogenannte Dorftellung, bei welcher die Lonfirmanden 
der Gemeinde dargejtellt und in Anjehung ihrer Religionskenntniſſe 
öffentlich geprüft werden, der Lonfirmation an einen beliebigen 
Tage vorangehe. 

Die Lonfirmation wird dadurch, wenn auch der Abendmtabls: 
genug davon getrennt bliebe, ungebührlich verlängert, und als Der- 
ſtandes- und Gedächtnigbeihäftigung thut ein Eramen der Andacht 
und Gemüthserbebung, welche bei der Confirmationsfeier vorberr: 
ſchen foll, unleugbar Eintrag. 

Als allgemein einzuführende Sitte würden wir empfeblen, daß 
zur Derbreitung des göttlichen Worts und um jedem confirmirten 
Kinde eine eigentbümliche Bibel zu fichern, einem jeden bei der 
Lonfirmation außer dem Lonfirmationszjeuaniß eine Bi: 
bel, wo möglich auch en Geſangbuch gefchenft würde. 

ı) Desal. 
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Armen Kindern würde dtejes feierlibe Geſchenk durch d 
gelellibaften bewirft werden können. Den übriaen — e 
Eltern oder Anverwandten und würden daher nur zu erinnern ı fein, 
dag fte es dur die Band des einfeanenden Prediaers geſchehen lajten. 


ifr * 


Es iſt hiebei nicht zu vergeſſen, daß bei der Aufnahme in die 


Gemeinde die confirmirte Jugend nach empfangenem Segen dem 
Presbrterio der Gemeinde als Repräjentanten derſelben im Beiſein 
ibrer Eltern, Dormünder, Pfleger, wo möglich auch der Taufzjengen 
feierlih übergeben werde. 

Diele an uns gefommene, aub zum Theil im Druck erſchienene 
Vorſchläge ipreben von neu zu jtiftenden Feſten und geben 
perjchiedene dergleichen an, 3. B. das Kinder: und Jugendfeit, das 
Ehefeit, das Saatfeit, das Todtenfeit wie auch mehrere Daterlands- 
feite. Wir balten nicht dafür, dag durch Vermehrung kirchlicher 
Seite die Erbauung werde gefördert werden, überlafien dagegen den 
Staate und der Allerhöchrten Bejtimmuna des Kandesberrn die An— 
jegung feierliber Tage zum Hedähtnig der neueſten großen Bege— 
benbeiten des Daterlandes und müſſen übrigens wünjchen, daß, wo 
andere als die gewöhnlichen Rirchenfeſte durch ein altes Herkommen 
gebräuchlich find, 3. B. das Reformationsfeit, Kirchweibtaae, Hagel— 
feiern, Gedächtnigtage aroger Feuersbrünſte, kriegeriſcher Glücks— 
oder Unglücksfälle p., ſolche feitlibe Taae, an welche die Hemeinden 
gewöhnt jmd, obne Yoth Fi abgeibafft werden; dag namentlich 
das Reformationsfe deiten Seiler in der protejtantiichen 
Kirche von bejonderer — iſt und von ſehr Vielen gewünſcht 
wird, überall in denjenigen Provinzen des königlichen Staats, in 
welchen nicht überwiegende Gründe das Gegentheil anrathen möch— 
ten, mit würdiger Auszeichnung begangen werdeth. 

für Reformation und Daterlandsfeite follten die 
Terte, damit jie allgemein diejelben und den jedesmaligen Bedürf: 
niſſen der Kirche und des Staats angemeſſen jeien, von der oberiten 
kirchlichen Bebörde vorgeichrieben werden. 

Der fait überall eingeriſſene Gebrauch, die Todten in der 
Srübjtunde oder Abenditille obne alle Tbeilnabme der Kirche bei: 
zujegen oder zu begraben, läßt allerdings wünſchen, daß die Bearäb- 
niſſe mit firchliben Leremonien wieder zur allgemeinen Sitte wer: 
den möchten, damit ſolche zur beillamen Erinnerung an Tod und 
Zukunft erbaulih benußt werden, und die Theilnahme der Gemeinde 
an ibren Entihlafenen ſich auf eine feſtliche Weiſe darleaen könne. 

1) Randb. des Königs: Controvers, 
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Doch dürfte diefe Sache zu einer darüber zu erlaſſenden geſetz— 
lichen Dorjchrift nicht geeignet, fondern zu Fünftiger Beratbung der 
Synoden zu empfeblen jein. 

Hebrigens fönnte eine dreifache Art Firchlidber Keichen, 
nämlich: Leichen mit Intonation, Collecte und Segen oder mit einem 
jogenannten Sermon (Altarrede) oder mit einer Keichenpredigt feit- 
gejeßt, und der Hebereinfunft der Leidtragenden mit dem Geiſtlichen 
überlajjen bleiben, ob darneben noch eine bejondere Parentation 
oder Standrede, entweder am Sarge im Trauerbauje oder am 
Grabe auf dem Gottesacker gebalten werden jolle. 

Daß jolche Standreden am Sarge, und zwar im Trauerbanie, 
auch von Nicht-Heijtlichen gehalten werden können, berubet in einer 
alten Hewohnbeit. Unterjagt aber müßte jedem Nichtgeiftlichen fein, 
am Grabe oder in der Kirche öffentlih zu reden, weil dazu an 
diefen Stellen nur dem berufenen und ordinirten Geiftlichen das 
Recht zuftebt und dieje Andacht auch nur eine rein cbriftliche ſein 
darf. 

Mo nach der Ortsobjervanz der Geiftliche bei öffentlichen Be- 
erdigungen auf dem Lande oder in Kleinen Städten verpflichtet it, 
mit der Schule vor dem Trauerhauſe zu ericheinen, müßte es ibm 
freifteben, bei üblem Wetter oder Fränflicher Körperbeichaffenbeit 
während des Geſangs in das Trauerhaus einzutreten, zumal da er 
nachher noch ein liturgiſches Geſchäft zu verrichten bat. 

Eine kurze Begräbniglituraie findet ibren Pla in der Agende. 

Menn bisher in manchen, bejonders jchlefiichen Gemeinden die 
Sitte geberricht bat, dag die leidtragenden Samilien jogenannte 
Sterbelieder zum Hedächtnig ihrer im Kauf der Woche Der: 
ftorbenen von der Hememde während des Hottesdienites baben 
jingen laflen, jo würde diejer Gebrauch dabin abzuändern fein, daß 
jolcbes nicht mehr während, jondern nur nah dem Schluſſe 
des völlig beendiaten Hottesdienjtes, zur Erbauung und Tröjtung 
Derer, die daran Theil nebmen wollen, verjtattet werde. 


Eine ganz vorzjüglihe Berüdjichtigung verdient in der prote: 
ftantijchen Kiturgie der HGejang und das Draeljpiel. Wie 
tief beides in ſehr vielen, man darf wohl jagen in den allermeijten 
Hemeinden geſunken tft, darüber ſtimmen die eingegangenen Nach 
richten mit Dem, was auc biejigen, Orts die Erfabrung lehrt, 
überein. 

Am glücklichſten bat ſich der jchöne Kirchenaejang in den Brü— 
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deraemeinden und in den wenigen Kirchen noch erbalten, wo beide, 
Organift und Vorſänger, ihren Pflichten nicht nur mit geböriger 
Kenntnig und Hejchielichfeit, jondern auch mit feinem, für das Hei— 
lige empfänalichem religiöſem Sinne genügen. Eine fchon öfters in 
Dorjchlag gefommene Anftalt zur Bildung würdiger und 
tüchtiger Organijften und Dorjänger gehört zu denen, 
welche wir vor andern zu möglichit baldiger Anordnung empfeblen. 

Es iſt bereits angedeutet, dag, wo und jo bald es tbunlich üft, 
die alte Sitte des Altar: und Chorgeſangs erneuert und 
wieder allgemein werden müſſe, und daß zu dem Ende den Landi- 
Daten des Predigtamts auch die Dorbereitung zum Altargejange zur 
Pflibt und Proben ihrer Sertigfeit darin zu einem Gegenjtande der 
vor der Ordination mit ibnen anzuitellenden Prüfung zu machen 
ſein würde. 

Do Sängerckhöre bei den Schulen bejteben, müßten dieſe 
eben deshalb für den Kircbendienjt benugt werden. Wo ſie feblen 
und eingeführt werden fönnen, müßte diejes unverzüglich geicheben. 

Die Singböre gehören während der gottesdienjtlichen Sonntags: 
jtunden der Kirche und ihrem Dienjte an. 

Unverträglich damit ift es, wenn in größern Städten, wo jte- 
hende Theater find, diejenigen Chorſchüler, welche etwa auch in den 
Theatercbören fingen, den Hebungen und Proben derjelben während 
der Andachtsjtunden beimohnen müſſen. 

Do eigentlihe Chöre nicht beſtehen oder fofort nicht einae: 
richtet werden Fönnten, müßte wenigitens die Schuljugend, 
welche überall zum firchlichen Chor: und Gemeinde-Geſang eingeübt 
werden muß, für dte Rirche gebraucht werden; wie denn auch die 
jogenannten Currenden nach alter form und altem Recht bei 
dem Kirchendienite anzuitellen find. 

Die glücklichen Bemühungen einiger Lonfiftorien, die Geſangs— 
funde in die Schulen und dadurch eine beſſere Geſangsweiſe in 
die Kirchen emzjufübren, haben zu dem allen eine rühmliche Vor— 
arbeit begonnen. 

Kommt der Firchliche Geſang erjt wieder in Aufnahme, jo lafjen 
fih auch firchliche feierlibe Chöre obne weitere Inſtrumentalbe— 
gleitung als die der Orgel nach und nach überall einführen, wovon 
dann bei feitlichen Selegenbeiten Gebrauch gemacht werden Fann. 

Denn es iſt zu wünjchen und jcheint der Würde und Einfalt 
des protejtantijchen Hottesdienftes angemefjen zu fein, dag die 
nıufifalijche Liturgie weniger die Anjtrumental: und Figu— 
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val, als die Vocal-Muſik, allenfalls mit Begleitung der Orgel und 
pajjender Blaſe-Inſtrumente, für den gottesdienitlichen Zwed in 
Anwendung bringe. 

Allerdings würden weibliche Stimmen dabei den Eindruck des 
Chorgefangs verjtärfen. Jedoch müßte dann, was überbaupt zu 
wünfchen ift, der Chor der Sänger und Sängerinnen durch irgend 
eine jchiefliche Dorrichtung dem Anblict der Deriammlung entzogen 
werden und hinter einem Dorbang oder Gitterwerf verborgen fen. 

Damit der von mehr als einer Seite unangenehmen und nach: 
theiligen Derfchiedenbeit der Kirchengejänge gejtenert und zugleich 
mit Bejeitigung des Deralteten und Unbrauchbaren dem Bedürfnif 
wahrer Andacht und Gemüthserbebung durch Geſang abaebolfen 
werden möge, tjt die Deranitaltung eines möglichit allgemeinen 

Geſangbuchs 
für beide Confeſſionen unumgänglich nötbiq !). 

Erwünſcht wäre allerdinas, dag in der ganzen Monardyie nur 
Ein Firchlibes Geſangbuch im Gebrauch jtebe, wie denn noch er- 
freulicher wäre, wenn die ganze proteftantiiche Chrijtenbeit ſich nur 
Eines und dejjelben Hejangbuches bediente. 

Es jteben indeß der Erfüllung diefes Wunſches zu viel Schwie- 
rigfeiten entgegen, als dag für's Erjte mebr verlangt werden fönnte, 
als Gleichförmigfeit des Gejanges in jeder einzelnen Provinz. 

Die Firchlichen Behörden der Provinzen würden daher für ihre 
Sprengel die Entwürfe zu Provinzialgaejanabühern um 
verzüglich zu bejforgen und bejonders darauf zu ſehen haben, dat 
da, wo die Hauptitädte der Provinzen brauchbare Bücher der Art 
bereits befigen, dieſe durch die ganze Provinz oder doch ganze Kreife 
derjelben in Gebrauch gelegt würden. 

Nach Ablauf der aejeglichen Privilegien oder ganzer Auflagen 
Fönnte dann vielleicht nacht und nach überall das für das bejte aller 
Provinzialgefangbücher anerfannte als das allgemeine Landes: 
Gejangbuc in die Stelle der Provinzialgefangbücher eintreten. 

Zu Fojtenfreter Dertbeilung der neuen Geſangbücher unter die 
unpermögenden Hemeindealieder fchlöffen jich, wo die Gemeinde— 
und Kirchen-Kafjen nicht Rath jchaffen fönnten, gewiß eben fo gern 
Geſangbuchs-Geſellſchaften zjufammen, wie fib nun fait 
in allen Ländern Bibelgejellihbaften gebildet baben. 


Wir gedenken ſchließlich des Eides. 
1) Randb. des Köntas: Synoden. 
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Dieſe religiöje Handlung würde allerdings an Ernjt und feier: 
Iihfeit gewinnen, wenn der Eid feltener gefordert und jedesmal in 
einer Kirche und kirchlich geleiitet würde. Dielleicht ift es der Ge— 
jeggebuna möglich, die zu mancherlei Keichtfinn und Migbrauch füb- 
rende übergroge Zahl von Eidesleiftungen einzujchränfen, mebrere 
davon etwa in Wort und Handichlag zu verwandeln und zu ver: 
anlafjen, dag die Abnahme des Schwurs jedesmal in Gegenwart 
eines Geiftlichen und in einer Kirche oder doch in einem bejonders 
dazu eingerichteten Simmer des Gerichtshauſes geichäbe. 


Anbang. 
licht nur für den militärijchen Hottesdienft, jondern 
auch für diejenigen Landpfarren, auf welchen Ein Pfarrer 
jonntäglich drei, wohl gar vier Predigten zu halten bat, ijt eine 
Abfürzung der Kiturgtie notbwendig.. Doch dürfte auch 
dieſe nicht der Willführ zu überlaffen, jondern von den Behörden 
zu erwägen und anzuordnen jent. 


B. Agende. 

Sur Ausführung einer bejjern Liturgie gehört eine neue 
Agende oder Sammlung jolcher Gebete und Formulare, wie fie 
zu den einzelnen Theilen der Liturgie erfordert werden. 

Die Ausarbeitung diejer Agende würde beginnen, fo bald des 
Königs Majeftät die Einführung der verbeilerten Liturgie werden 
genehmigt haben, und fönnte ein Geſchäft der Propinztalivnoden fein. 

Sie müßte alles umfafjen, was der Predigerals Liturg 
zu reden und zu thun bat und würde aljo nicht bloß dasjenige ent: 
halten, was unverändert bei jeder firchlichen Handlung wieder: 
fehren muß, jondern auch für dasjenige, was der freien Wahl und 
eigener Faſſung des Predigers überlafien bleibt, wenigjtens Ein oder 
etlihhe Sormulare. 

Denn allerdings darf der Geiſt und das Gemüth des proteftan- 
tiichen Kiturgen im Anſehung der etwaigen Rede oder Aniprache, 
welche die jacramentlichen und ſymboliſchen Handlungen begleitet, 
nicht gebunden werden. 

Diefe Rede bei den Taufen, Trammaen, Confirmationen, 
Beichthandlungen, Privatcommunionen, Ordinationen p. muß dem 
Redenden frei bleiben, wie die Predigt. Und wenn dejjen unge— 
achtet ein oder ein anderes Formular auch dazu in den Agenden 
befindlich ift, jo jtebe ein folhes nur für die freie Wahl Derer da, 
welche deilelben bedürfen oder es dem Wunſche ihrer Gemeinden 
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gemäß finden, auch bierin etwas Seftitebendes zu gebrauchen. 

Seititebend und bleibend dagegen find die Antiphonien, die Ge» 
bete, die bibliſchen Dorlefungen und das eigentlihe Sacramentliche 
bei Taufe und Abendmahl, jo wie das eigentlich Kirchliche bei 
Trauungen, Conftrmationen der Kinder, Ordination und Einführung 
der Geiftlihen, Einfeguung der Wöchnerinnen und Begräbnijien. 

I. Antipbonien und Lollecten würden für jeden Sejttag 
der Kirche Eine, für jeden gewöhnlichen Sonntag zwei genügen. 

2. Su der Dorlefung des Kirchenglaubens müſſen jich 
in der Agende, um möglichjt viel Kerniprüche der heiligen Schrift 
benugen zu fönnen, einige Sammlungen ſolcher in Sufanmenhang 
gebrachter Bibelworte befinden und namentlich auch ſolche, welde 
den hoben Sejttagen angepagt find. Kerner 

5. genaue Nachweifungen der an jedem Sonn- und Seittage bei 
dem Hottesdienfte vorzulefenden Abichnitte der Bibel nad den 
von uns vorgejchlagenen zwei oder drei Jahrgängen von Perifopen, 
jowie derjenigen Stellen der heiligen Schrift, welche bei Abendmabhls- 
fejten jtatt der gewöhnlichen Perifopen eintreten. 

4. Zu dem allgemeinen Kirhengebet vor der Predigt 
würde es nur Eines Sormulars bedürfen, welches den früber ans 
aegebenen Hauptinbalt ausführte, wenn nicht der ländliche und der 
militärische Hottesdienft, bei welchen die Seit ungleich befchränfter 
it, auch wohl die Strenge der Winterfälte ein fürzeres Sormular 
neben dem längeren nötbig machte. 

>. für die Taufe müßte die Agende entbalten ein längeres 
und ein Fürzeres allgemeines Taufformular und eins für die VNoth— 
taufe; eine Segensformel, welche in ſolchem Falle, etwa bei dem 
Kirchgange der Mlutter, zu |prechen wäre, wenn Kinder die VNoth— 
taufe durch einen Tichtgeiftliben empfangen haben, und drei Ein: 
jegnungsformulare beit dem Kirchaang der Wöchnerinnen: 1. mit 
dem Kinde, 2. wenn es todtgeboren oder 3. vor oder nach der 
Taufe verjtorben. 

Uneheliche Mütter können öffentlich nicht eingefeanet werden. 

Ber dem Taufformular würde das Seititebende Folgen— 
des fein: 

a. Das Wort Chriſti: „Laflet die Kindlein p.” wie auch das 
andere: „Wer da alaubet und getaufet tit, wird p.“ und das Ein- 
ſetzungswort Chriſti: Matb. 25, 18.19.20; 

b. Das Glanbensbekenntniß; 

c. Die frage und Derpflichtung für die Taufzeugen und die 
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Eltern, wenigjtens den Dater oder, falls diefer ein unehelicher wäre, 
den Dormund des Täuflinas; 

d. Die Namengebung; 

e. Die jvmbolische Auflegung der Hände. Wo der unfjchuldige 
und eine würdige, ſinnbildliche Bedeutung einjchliegende Gebrauch 
noch ftatt findet, das Kind an Haupt und Brujt mit dem Symbol 
des heiligen Kreuzes zu bezeichnen, möge derjelbe unbe: 
denklich fortdauern; wie denn auch feinem Prediger unterjagt wer: 
den Fann, dieſen Gebrauch aus alter Seit wiederum aufzunehmen. 

So jcheint es auch geratben zu fein, da wo die Bekleidung des 
Täuflings mit dem fogenannten Wefterbemde üblich ijt, dieſe 
Sitte nicht verbotsweife aufzubeben; wogegen der Erorcismus 
allgemein wegzulaſſen fein dürfte. 

für die Mennoniten: und Profelvtentaufen find bejondere For: 
mularten anzufertigen. 

6. Die form des heiligen Abendmahls ift bereits ın 
dem Abjchnitt von der Liturgie volljtändig dargeitellt. Die Agende 
hätte daher außer dem, was darnach anzuordnen fein würde, nur 
noch eine fürzere Form für die Kranfencommunion zu geben. 

7. Bei Trauungen, zu deren Einleitung eine Anrede, in 
welcher auf die apoitoliihen Ermabmungen an Eheleute Rüdjicht 
zu nehmen fein würde, als Formular binreichend iſt, ſtehet als un— 
abänderliche Norm feit, daß eritlich vor der Dertrauung jedem von 
beiden Theilen beionders und namentlich eine zu bejtimmende Srage 
vorzulegen und von demjelben zu bejaben ijt; daß ferner die Braut: 
leute die Trauringe wechjeln und einander die rechte Hand geben; 
daß jie bei der prieiterlichen Sufammengebung knieen; daß dies ge: 
ichebe in dem Namen des Daters, des Sohnes und des heil. Geiſtes, 
und über das Brautpaar der firchlibe Segen mit Auflegung der 
Band geiproxhen werde. 

8. für die Ordination eines Predigers, welche jedesmal 
unter Aſſiſtenz wenigjtens zweier ordinirten Heiftlichen gejcheben 
muß, hat die Agende als unabänderlich feititebend zu bejtimment: 
Die dem Ordinanden vorzjulegenden Sragen und die von demjelben 
zu ertbeilenden Antworten; die unter Auflegung der Hände zu jpre: 
chenden feierlichen Gebete; die Worte der eigentlichen Werbung zum 
ehriftlichen Lehramt, die von jedem der fungirenden Geiitlichen be» 
jonders zu jprechenden Segenswünjche und die äußere Form und 
Ordnung der mit jeder Ordination zu verbindenden Darreichbuna 
des heiligen Abendmahbls an den Ordinanden. 
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Das zu redende Wort der Ermahnung aber mag dem ordint: 
renden firchlichen Obern frei bleiben; jedoch möge die Agende dazu 
Ein Sormular aufnehmen. 

9. für die Confirmation der Katehumenen möge 
die Agende ebenfalls eine Rede mit dem Gebete als Formular ent- 
halten. Doch wird jie als allgemeine und unabänderliche Norm 
nur vorzuichreiben haben: Die den Lonfirmanden vorzulegenden 
und von ihnen zu beantwortenden Sragen; die Formel ibrer feier: 
lichen Aufnabme im die chriitliche Kirche überhaupt und in die be: 
treffende Gemeinde infonderbeit; die Austbeilung der Lonfirmations: 
Zeugniſſe, der Gejangbücher und bejonders der Bibeln, in welchen 
ihr Name, ibr Lonfirmationstag und der mit dem Segen ihnen ge» 
gebene Denfipruch verzeichnet jteben möge; und zuleßt die Ertbei: 
lung des firchlichen Segens, dem ein freigewähltes furzes, fräftiges 
Ermahnmungswort an die Gemeinde oder ein Bibelipruch voran: 
geben kann. 

10. Die Lolleften und Antipbonien bei Begräbnijjen müſſen 
nach dem verjcdriedenen Alter und nah der verichiedenen Todesart 
der Derjtorbenen auch verjchieden fein, wie auch die am Grabe vor 
dem Kirchenjegen nach Dorjchrift der Agende zu Iprechenden kurzen 
Gebete. j 

Mo eine Hrabrede begehrt und gehalten wird, müßte dieſe der 
gewöhnlichen Begräbnig:Kiturgie vorangeben. 


C. Symbole. 


Was endlih die zur Erböhung der Seierlichfeit des protejtan: 
tiichen Hottesdienjtes wieder herzuitellenden oder nen einzufübrenden 
firchlihben Symbole und jymboliichen Bandlungen 
betrifft, fo jind dergleichen in den uns zugefommenen Aufläßen in 
großer Zahl in Dorfichlag gebraht worden. Wir führen davon 
nur die folgenden an, welches noch nicht die auffallenditen find :, 
1. ein Symbol der heiligen Dreieinigfeit; 
2. ein Kelch, auf der Bibel jtebend, über welchem die Hoſtie 
ſchwebe; 

5. Kelch und Tauffanne, als ſymboliſche Zeichen der beiden kirch— 
liben Sacramente; 

4. eine Reibenfolae von Gemälden aus der biblischen Geſchichte 
zur nötbigen Abwechjelung für die verſchiedenen Sejtzeiten des 
Kirchenjabrs; 
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5. eine bejtändia zu unterbaltende brennende Lampe oder ein auf 
dem Altar jtehendes Rauchfaß ; 

und von ſymboliſchen Handlungen: 
I. das Umbertragen des unter Ir. | genannten Symbols ; 
2. das feierliche Aufjtellen und Binwegtragen des als „das ficht- 
bare Beiligthum der Kirche“ empfoblnen Symbols Tr. 2; 

5. das Unterhalten eines Feuers von wohlriechendem Holze zum 
Hedächtnig der großen Seitbegebenheiten; 

+. das Anlegen befonderer firchlicher Sejtkleider bei gewiſſen feier: 
lichen Gelegenheiten; 

5. Procefjionen der Gemeinde nach der Kirche und durch die Kirche 
an feierlichen Tagen; 
6. feierlihe Räucherungen um den Altar ber durch geweihte Per: 

jonen u. v. m. 

Mir fönnen jedoch zu Folge der oben vorangeichicten allgemeinen 
Bemerfungen die Aufnahme diefer und anderer Symbole und ſym— 
bolifschen Gebräuche in den protejtantiichen Hottesdienft nicht an- 
vatben, weil fie tbeils der erniten Würde, theils der edlen Einfach: 
beit der evangelifchen Hottesperehrung uns nicht angemefjen zu fein 
jcheinen, viel Dramatijches in die gottesdienftlichen Andachtsübungen 
bringen und durch ihre NMebnlichfeit mit den Gebräuchen der römi- 
ichen Kirche den meijten Iutheriichen — noch mehr aber den feit der 
Reformation von allen finnbildlichen Zeichen und Bandlungen beim 
Hottesdienjt entwöhnten reformirten Gemeinden anſtößig fein wür— 
den. 

Es würde auch nach unferer Einfiht und Meimug zur Errei: 
chung des beabjichtigten Sweds völlig genügen, wenn folgende 
Einrichtung in den protejtantiichen Kirchen allgemein getroffen wer: 
ven Fönnte. 

I. In jeder Kirche müßte ein um einige Stufen von dem Boden 
erböbter, mit einem anitändigen Umbange bekleideter und, wo es 
die Kocalität irgend zuläßt, mit emer Rüfwand verjebener Altar 
jein, damit der Abendmahlstifsch von jedem gewöhnlichen Tifche fich 
eben fo jehr unterfcheide, als das an demjelben zu baltende Mahl 
ſich von einer gewöhnlichen Mablzeit untericheidet. 

2. Auf dem Altare müßte ein einfaches, verbältnigmägig erha: 
benes Kreuz als das allgemein befannte und jeden aljo anfpre: 
chende Zeichen und Sinnbild der Kirche des Hefrenzigten jteben. 
Das Erucifir oder das Kreuz mit dem bildlich dargeitellten Leich— 
nam des Erlöjers dürfte allerdings da, wo es einmal iſt, obne Be: 
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jorgnig des Anſtoßes nicht füglich binweagenommen und gegen ein 
einfaches Kreuz vertauicht werden. 

Es würde indeg, eben weil es bildlicher Art und nicht ein ret- 
nes Sinnbild ijt, mancher reformirten Gemeinde minder willtommen 
und erbaulich fein, als die einfache Kreuzesforn. 

Dazu fommt, daß aerade das Abbild von dem Keichnam des 
Erlöjers ein eigentliches Kunjtwerf jein muß, wenn es nicht einen 
unangenehmen Eindruf machen und den reinen Geſchmack belei: 
digen foll. 

Ein Kreuz kann überall ſchön gearbeitet und doch wohlfeil ge: 
nug bergeitellt werden. 

5. Neben dem Kreuze würden zwei brennende Altar- 
ferzen auf fchieflihen Keuchtern jteben als das ſchöne jprechende 
Sinnbild, nicht nur der Erleuchtung, welhe das Chriftentbum age: 
brasbt bat, jondern auch des Strebens, welches in der Kirche immer 
vorhanden fein joll, der Sinjternig des Aberglaubens und des Irr— 
thums entgegen zu wirfen, und zugleich der Heiterfeit und Sreude, 
in welcher der gläubige Chriſt, feines geiftigen Glaubens und Dor: 
zugs eingedenf, überall wandelt. 

Doch müßten die Kerzen, wenn fie nicht bedeutunaslos und ge— 
wiflermaßen unjchicklich dafteben jollen, während jedes Hottesdienites 
auch wirklich brennen und nicht etwa mur zur Derfinnlichung der 
Abendmablsitiftung erjt bei der Feier deijelben angezündet werden. 

Eine gar zu ängitlicbe Sparjamfeit bat jogar während des 
Abendnahls die Kerzen auf einigen Iutberijchen Altären verlöjchen 
laſſen und nach und nah auch die Keuchter von denjelben hinweg— 
genommen. 

4. Dor dem Kreuze müßte endlich auf jedem Altare eine große, 
jchieflich eingebundene Bibel, diejes Heiligthum und dieſe Schuß 
wehr des Protejtantismus liegen, auf dag nimmer vergejlen werde, 
die proteftantiiche Kirche erfenne und habe Feine andere Auctorität 
als das Wort Gottes. 

Dieje Bibel, welche einzig zum Symbol, nicht aber zum gewöhn- 
liben Gebrauch, um daraus die Dorlefung zu balten, bejtimmt wäre, 
müßte bis zum jedesmaligen Anfang des feierlichen GHottesdienftes 
ungeöffnet bleiben. Sie vor der Derjammlung aufzujchlagen, wäre 
das erjte liturgiſche Hejchäft des Predigers jedesmal nach dem an 
den Stufen des Altars kniend verrichteten Gebet und vor der m 
tonation: 


in 


„Der Berr jei mit Euch!“ 
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5. Wo eine Kirche vermögend genug oder eine Gemeinde be 
reit dazu iſt, derfelben Hemälde anzufchaffen und diefe als Schmuck 
für Altar und Kanzel aufjuitellen, möge ſolches unverwahrt geiche: 
ben, Nur müßte ein foldıes Gemälde Feine andern als bibliſche 
Geichichten, vorzüglich aus dem Leben des Erlöjers darjtellen. Auch 
halten wir das Abwechſeln mit ‚verjchiedenen Gemälden für ver: 
werflich. 

Gemälde und Tafeln anderer Art, 3. B. Bildnifje verjtorbener 
Lehrer, Hedächtnigtafeln gebliebener Daterlandsvertheidiger, wie 
überhaupt Dentmale verftorbener Gemeindeglieder eignen fich nicht 
D* Kanzel und Altar, fondern es müjlen denjelben andere jchieliche 
Stellen angewiejen werden. 

6. Daß die Brüftungen der Emporfirchen, die Hochaltäre und 
Kanzeln mit Bibelfprüchen verziert werden, iſt völlig zweck— 
mäßig. 

7. Sollte bie und da, wie n — Berliniſchen Kirchen, der 
Gebrauch von Räucherungen, etwa vor Anfang des Gottes— 
dienſtes oder vor dem Anfang * —— auf einem alten 
Herkommen oder einer Stiftung beruhen oder auch nach dem Wunſch 
einer Hemeinde eingeführt werden Fönnen, jo jtehet dem nichts ent: 
gegen, jo bald ſolch eine Handlung, der ſymboliſchen Bedeutung, 
welche jie baben mag, ungeasbtet, nicht unmittelbar mit einem Theile 
der Liturgie in Derbindung geſetzt und nicht von dem Seiftlichen 
jelbjt verrichtet wird. 

Pajjender daher noch als das Schwenfen eines Rauchfafles, 
welches zu deutlich an eine Leremonie in der Fatholiichen Kirche 
erinnert, fcheint uns die Binitellung eines Rauchgefäßes hinter dem 
Altare oder an den Seiten dellelben. 

8. Eine Erleuchtung der Kirche bei feitlichen Helegen- 
heiten ijt als altes Symbol der Chriſtenfreude da, wo die nöthigen 
Dorrihtungen dazu vorbanden find und es nicht an einem fonds 
zu Bejtreitung der Koften feblt, zu empfeblen und findet in finjter 
gebauten Kirchen und dunklen Tagen einen Grund mehr zu folcher 
Empfehlung. 


Mas von dieſen Einrichtungen ſchon ehemals in den luthe— 
riſchen Kirchen üblich war und nun außer Gebrauch gekommen 
iſt, kann für die Kirchen dieſer Confeſſion unbedenklich allgemein 
angeordnet werden. Dies iſt durchaus kein Eingriff in die Rechte 
und Freiheiten der Kirche. 
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Dagegen würde man fih in Anſehung der reformirten 
Kirhengemeinden auf die Erflärung bejchränfen müjjen: 

daß bedeutjame Heichen den Hotteshäufern zum Schmuck und den 
Derjammlungen zur Erbauung gereichen fönnen und die Annähe— 
rung beider Lonfeffionen auch durch einerlei Symbole im Aeußern 
befördert werden fönne; daber den Gemeinden reformirter Con: 
feſſion dieſe Annäherung durch Annahme der bei dem lutherijchen 
Gottesdienſt üblichen Symbole und Gebräuche nicht allein freige— 
ſtellt, ſondern auch empfohlen werde. 


IV. Aeußere und innere Kirchenordnung. 


Wie jede geſellſchaftliche Derbindung, jo kann auch der kirch— 
liche Verein ohne geſetzliche Ordnung nicht beſtehen. 

Die beiden Zweige dieſer Ordnung ſind: die Kirchenpolizei 
und die Kirchenzucht. 


A. Die Kirchen-Polizei. 


Diefe war bei uns ſchon lange tbeils zu jchlaff und nachjichtia, 
um dem in die Kirche eindringenden Derderben mit Ernit und Nach- 
druck entgegenwirken zu wollen, tbeils zu ohnmächtta, um in dem 
Kampfe mit anderweitigen weltlichen Rüdjichten und Intereſſen ob: 
jiegen und das als beiljam und nöthig erfannte Gute überall durch 
jegen zu können. 

Die Folgen davon liegen in vielen berrichenden Migbräuchen 
zu Tage: 

I. Dazu aehört bejonders die Entheiligung der Sonn: und 
Feiertage. 

Wenn in früherer Seit es Sitte war, daß die chriſtlichen Fa— 
milien den Dorabend des Sonntages dazu anwendeten, fich dur 
gemeinfame häusliche Andachtsübungen auf den Tag des Herrn 
vorzubereiten, jo werden jett häufig die Sonnabende zu den rau: 
ichenditen öffentlichen und Samilienfeften ausgewählt. Bei Hoch— 
zeiten und Bällen wird die ganze dem Tage der Andacht voran: 
achende Nacht hindurch getanzt und die Hochzeit: und Ballgäfte 
fahren zumeilen erjt auseinander, wenn jchon zum Sonntags-$rüb: 
gottesdienite gelüutet wird. 

Dies gereicht denen, welche den Sonntag noch gebührend in 
Ehren halten, zu großem Anſtoß und Aergernig, es hat aber auch 
einen jehr merklichen nachtheiligen Einflug auf den Kirchenbeſuch, 
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da alle, welche die Macht durchgewaht und durchgetanzt haben, 
aus ſehr begreiflichen Gründen zur andächtigen Theilnabme an der 
öffentliben Gottesverehrung unmittelbar nachher ebenjowenig auf: 
gelegt als fähig jind. 


An den Sonn: und Seittagen ſelbſt werden nicht nur ebenfalls 
häufig große Mittagsgeiellichaften und Hajtgebote veranitaltet, ſon— 
dern in den Städten iſt es auch bei Dielen zur Regel geworden, 
dag fie gleich frübmorgens mit ibren Samilien oder Bekannten ir: 
gend einem auswärtigen Dergnügungsorte zueilen, ohne zu beden- 
fen, dag die allerdings auch der anftändigen Erholung gewidmeten 
Sonn: und Sejttage doch zunächit und vorzüglich der Andacht ge 
weihet find, und diefe ihre Hauptbeſtimmung über jenem Neben» 
zwecke nie vergeſſen und verabjäumt werden follte. 

Andere, namentlich viele Geichäftsmänner, Handwerker, Hand: 
arbeiter, Acderleute jeben den Tag der Andacht für ihren ungeſtör— 
teften Arbeitstag an und treiben an den Sonn: und Sejttagen wie 
an gewöhnlichen Wochentagen ihre Berufsarbeit; und zwar nicht 
allein joldhe, welche im Innern der Käufer obne Störung für An: 
dere verrichtet werden fann, fondern nicht jelten auch Heräufch und 
Getöſe erregende oder ſonſt auffallende Befchäftigungen. Schmiede 
arbeiten an ibrem Amboß, Steinjeger pflajtern die Dänme, Bier: 
wagen fahren durch die Straßen, Marftbuden werden auf: oder 
abgeichlagen, als wäre der an den chriftlichen Andachtstagen jogar 
den Juden verbotene bürgerliche Gejchäftsperfebr den Chrijten, 
fogar gejetlich, frei gegeben. 

Auch das Candvolf arbeitet jegt jchon Sonntags an mehreren 
Orten jelbjit dann, wenn es feine Noth, wie etwa in regnigter Ernte: 
zeit, entichuldiget, auf feinem Ader und jeinen Wieſen. 

Die aber auf ſolche Weiſe die Sonm: und Fejttage migbrauchen, 
rauben dadurdy nicht allein ſich Telbit den Segen, welchen jie von 
einer zweckmäßigen Anwendung derjelben baben Fönnten, jondern 
die Herrichaften bringen durch ibre Gaftgebote während der Firch- 
lihen Stunden auch ihr Hefinde um Andacht und Ruhe, wie un 
den Sinn dafür; der Ader- und Landwirth, der Bauer nimmt durch 
jeine wirtbichaftlihen Hejchäfte auch feinem Knecht und feiner Magd 
jowie dem Dieh dte ihnen zu gönnende Ruhe. 

Mancer Jaadbejizer oder Jagdliebhaber, Hutsbefiger und Be: 
amte zwingt das junge Dolf ganzer Dorfichaften, die Kirchen zu 
verfäumen, um ihren Treibjagen zu fröhnen; und eben jo tjt's im— 
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mer noch nichts Unerhörtes, dag Lollegien ihre Situngen, Gerichts— 
männer ihre Serichtstage und Seugenverböre, Auctionatoren ihre 
Deriteigerungen, Gutseigentbümer und Amtleute ibre Auszahlungen 
geflifjentlich auf die Sonntage und ſehr oft in die gottesdienitlichen 
Stunden verlegen und dadurch allen dazu Doraeladenen oder Ein: 
geladenen es unmöglich machen, dem Hottesdienjte beizuwohnen. 

Bejonders bierüber wird in allen Gegenden, vorzüglich von den 
Landgeiftlichen, Klage geführt. 

Wir dürfen bierbet nicht unberührt laffen, dag auch die Revüen 
und Maffenübungen des Militärs, wenn folche auf Sonn- und Feſttage 
fallen, und die in manchen Städten an den Sonntagen, vor Ablauf 
der gottesdienftlihen Stunden jtattfindenden Dorlefungen und Lol» 
legien oder auch Loncerte und Declamationen der kirchlichen Sonn: 
tagsfeter erbeblichen Abbruch tbun. 

2. Kirchenpolizetwidrig find ferner die mancherlei Störungen, 
denen die gottesdienftlihen Derfammlungen ausgejegt find. Wenn 
in der Nachbarichaft der Kirchen Handwerker wohnen, deren Arbeit 
großes Geräuſch verurjacht, oder wenn Kirchen an geräumigen 
Pläßen liegen, worauf das Militär ſich verfammelt und feine Pa- 
raden und Uebungen hält, oder an Straßen, durch welche Pojten 
fahren und militäriiche Süge geben, jo wird in ſolchen Kirchen unver: 
meidlich die Andacht auf fo lanae völlig aufgehoben, wie während des 
Hottesdienites das Hebämmere der Schmiede, Kupferfchmiede u. ſ. w. 
nicht nur die Stimme des Prediaers, jondern oft fogar den Geſang 
der Gemeinde übertönt, das Pojtborn mit lautem SHeichmetter ae: 
blaien, die Trommel und das militäriiche Spiel gerührt wird. Noch 
ärger iſt es, wenn bei veranjtalteten Luſtfahrten zu Schlitten der 
Hug mit Schellengeläut unter Muſik und Peitjchenfnall während 
des Gottesdienſtes vorüberfährt. 

Aehnliche Andachtsitörungen entjteben in dem Innern der Kir: 
chen durch unzeitiges Ein» und Ausgeben, durdy das Umbergeben 
und Umſchauen in der Kirche während der Andachtsübungen, auch 
das Plaudern, Lachen und ſonſtige unſchickliche Betragen andacht— 
lofer Subörer, durch Geſchrei der Kinder, Gebell der Hunde, auch 
das in manchen Kirchen, noch dazu mebrmals wiederholte Umher— 
tragen des Klingelbeutels, das Durchgeben der Wehmmütter und 
Taufzeuaen mitt den Täuflingen u, dal. 

5. Aller Kirchenpolizei entgegen it endlich die immer mebr um 
jih areifende Derlegung der den Kirchengebäuden als aottesdienft: 
lihen Derjammlungsorten gebührenden äußern Achtung. 
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Daß die Kirchen in vielen Städten und Dörfern zu Magazinen 
von Kriegesbedürfnifjen, zu Gefangenhäujern, zu Lazaretben, zu 
Pferdejtällen gebraucht worden find, mag vielleicht die Noth oder 
die Gewalt einer außerordentlichen Seit, wo die eine oder die an- 
dere wirklich eintrat, entichuldigen. Aber nichts entichuldiget das 
Umbauen der Gotteshäuſer mit Buden und Kaufläden, die Verun— 
reiniaung ihrer Zugänge und Umgebung mit Schmuß und Unrath, 
die Unfauberfeit im Innern der Kirchen, die Anhäufung von Staub 
und Spinnaeweben, die bier zerbrochenen, dort fein Kicht mehr durch: 
lafienden Fenſter und fo manche andere Dinge, welche auf Jeden, 
der an Ordnung und Sauberfeit gewöhnt iſt, feinen andern als 
einen widrigen Eindruck machen müſſen. 


Dem Allen abzubelfen fehlt es niht an Mitteln, die auch 
zum Theil ſchon in Anwendung gefommen find und nur allgemeiner 
und wirffamer in Anwendung gebradıt werden dürfen. — Wir 
haben aus alter Seit ber die beitimmtejten Sonntagsordnungen und 
Geſetze wegen der Sabbatbsfeier; fie find ganz Fürzlich erjt von 
unjern geiſtlichen Behörden erneuert. 

Namentlich ift in Folge eines allerhöchſten Königl. Labinets- 
befehls die polizeiliche Aufficht um die Kirchen ber und in denjelben 
anbefohlen und das Derfchliefen der GHotteshäufer während des 
Hottesdienjtes, das Reinigen derjelben und das Abreigen aller an 
fie angebauten Buden angeordnet. 

Der Erfolg davon iſt indeg bis jet weit binter der Abficht zu- 
rüdgeblieben. 

Sur volljtändigeren Erreichung der leßteren wird es zunächſt 
nötbig fein, dag die gegebenen und beitehenden firchenpolizeilichen 
Dorjchriften von Neuem eingeichärft und die polizeilichen 
Behörden für die genaue Befolaung derjelben verantwortlich 
gemacht werden. 

Sodann aber würde der Entwurf zu einer neuen Sonntags: 
ordnung, welcher bereits vorhanden iſt und das billigende Gut— 
achten der Königl. Gejeg-Lommiffion für fih hat, einer nenen Re: 
pijion zu unterwerfen, in manchen Punkten noch zu erweitern und 
zu fchärfen und als ein an die Stelle der bisberigen kirchenpolizei— 
lichen Derordnungen tretendes allgemeines neues Geſetz zu publi— 
ciren jein. 

Don Seiten der Firchlichen Behörden muß die innere Ordnung 
und Rube dadurch gejichert werden, dag man die Kirchen, wie jchon 
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im dritten Abfchnitt vorgeichlagen, mit dem Anfange des Gottes: 
dienftes jchliegt, an jeder Thüre, auch im Schiffe der Kirche und 
auf den Chören kirchliche Bediente zur Aufſicht beftellt und jtatt des 
Umbertragens der Klingelbeutel die Ausitellung oder Dorhaltung 
eines Opferbeckens oder einer Büchſe bei dem Eintritt in die Kirche 
einfübrt. 

Der etwaige Ausfall, welchen durch diefe Aenderung die Kir: 
chen:Yerarien, doch mur für einige Seit, erleiden möchten, dürfte 
gegen den dabei bezwecten erheblichen Gewinn eben jo wenig in 
Betrachtung fommen, wie die neuen Ausgaben für die zu beitellen: 
den Thürhüter und Aufjeber. 

Allerdings wird ein ftrenges Sonntags:NReglement, wie es die 
Kirche dringend fordert, manchem Einzelnen die Freiheit zu fehr 
beichränfen und bier dem Erwerbe, da dem Deranügen hinderlich 
fcheinen. Soll indeg das Höhere und Beilige in Achtung bleiben 
und wieder allgemeiner in Achtung fommen, jo muß der äußere Ge- 
winn und das jinnliche Dergnügen auch einmal dem böbern Segen 
untergeordnet werden. Wie könnte das in einem chrijtlichen Staate 
dem aerinaiten Bedenken unterworfen ſein! 


B. Kirbenzudt. 

Die Kirchenzucht tt in der jegigen protejtantiichen Kirche gar 
nicht mebr vorhanden. Sie iſt untergegangen, weil fie Dielen von 
Denen, welche unter ibr jteben, und Dielen von Denen, welche fie 
verwalten jollten, gleich läſtig war; weil jie, als fie noch bejtand, 
wohl nicht immer mit chrütlicher Weisbeit gehandhabt, oft jogar 
gemigbraucht wurde, weil man, den Zweck der Kirche mit der 
äußern Anſtalt und Derbindung zur Erreichung des Swedes ver: 
wechjelnd, meinte, der Firchliche Derein jchliege, feiner Natur nach, 
alle Geſetzgebung und allen Swang aus, in den Angelegenheiten 
der Religion und des Gewiſſens dürfe Niemand unter die Aufficht 
und Zucht Anderer geitellt werden, bier müſſe unbejchränfte Frei— 
heit das höchſte Geſetz ſein. 

Aus allen dieſen Gründen wird auch die Wiederherſtellung der 
Kirchendisciplin unfehlbar von vielen Seiten her Widerſpruch finden. 
Aber die Kirche bedarf ihrer nicht nur, ſondern iſt auch eben ſo 
berechtigt wie verpflichtet, die Erneuerung einer Einrichtung, ohne 
welche ſie unmöglich beſtehen kann, zu wünſchen und zu verlangen. 

So wenig die innere Religion, Glaube und Srömmigfeit, folg: 
lih auch die unjichtbare Kirche, die geiſtige Hemeinichaft aller Hläu- 
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bigen und Frommen einer äußerlihen Norm, Regel und Sucht 
unterworfen fein fann, jo wenig kann die fichtbare Kirche, der zur 
Erhaltung und Förderung des Glaubens und der Frömmigkeit ge: 
ſchloſſene Derein der Chrijten, folcher feftitehenden Normen und 
Regeln und des Baltens auf ihre Befolgung entbehren. 

Wenn die chriftlibe Kirchenaefellichaft der Erreichung ihres 
Sweds gewiß jein, ja, wenn fie fih nur vor der Gefahr fichern 
will, daß der äußere Kirchenverein nicht allein feines Swedes ver: 
fehle, fondern demjelben ſogar binderlich und verderblich werde, fo 
darf fie es nicht unbeachtet lafjen, ob ihre Mitglieder fich als jolche 
zeigen, denen jener Zweck der Kirche wichtig und heilig ift, oder ob 
fie durdy ihr Derbalten das Hegentheil zu erfennen geben. 

In dem legten Fall hat die chriftliche Gefellfchaft eben jo um 
leugbar das Recht wie die Derpflichtung, die ihr verdächtig gewor: 
denen Mitglieder zuerjt durch Belehrung und Ermahnung an ihre 
Obliegenheiten zu erinnern und zur Erfüllung derjelben aufzufor- 
dern, wenn aber das alles erfolglos bleibt, die firchliche Derbindung 
mit ihnen aufzuheben. 

Dies iſt den Landesgejegen jo wenig entgegen, daß vielmehr 
das Kandreht, Theil IT Abſchnitt XI 8 50 die ausdrückliche Dor- 
ſchrift entbält: 

„Jedes Mitglied einer Kirchengejellichaft iſt ſchuldig, fich der darin 
eingeführten Kirchenzucht zu unterwerfen.“ 
Auch werden die Fälle bejtimmt, in welchen auf Musjchliegung aus 
der Kirchengemeinichaft erfannt werden müfje, und der Staat behält 
fih nur die Genehmigung vor, falls und in fo weit die Ausſchließ— 
ung mit nachtbeiligen Solgen für die bürgerliche Ehre des Ausge— 
ſchloſſenen verbunden: ijt. 

Was die Kirche als äußere Erweifung der innern Wertbadr 
tung ibrer Swede und des Strebens, die Erreichung derjelben zu 
befördern, von ihren Mitaliedern fordern muß, ijt: 

Die Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienfte und an der 

Hauptbekenntniß Handlung des Chriltentbums, dem heiligen Abend: 

mabl, und ein unanftößiger, chriftlich-fittlicher Wandel. 
Diejenigen alio, welche fih von Hottesdienft und Abendmahl ent: 
fernen und jenen ein volles halbes Jahr notoriih und ohne be- 
fannte gegründete Urjache verfäumen, diefem aber über Jahr und 
Tag fich entzogen haben, find durch die Geiftlichen und Kirchen: 
älteften freundlich an ihre Firchliche Pflicht zu erinnern, über die 
Gründe ihrer Entfernung zu befragen und, in fo fern jie aus Irr— 
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thum gefehlt baben, mit Sanftmutb zu belehren und zurecht zu 
weifen. Bebarren fie aber dann noch auf ihrer Abjonderung, jo 
find fie, wenn ihr Wandel übrigens untadelbaft tft, ihrem Gewiſſen 
zu überlafien, und es genügt an der ihnen im Stillen zu machenden 
Eröffnung, daß ihre Trennung von der Kirche in den Gemeinde» 
Regiftern werde vermerft werden, bis jie durch ihre Rüdfebr zur 
Kirchenaemeinfchaft die Löſchung diefes Dermerfs bewirfen würden. 

Denjenigen, welche in ibrem Wandel durch Derjpottung der 
Religion und beiliger Gebräuche, verdächtigen Umgang mit Per: 
jonen des andern Gefchlechts, Unterjchleife und Betrügereien, häus— 
lichen Unfrieden und unverföhnliche Seindichaft, unchriſtliche Kinder: 
zucht, Hewöhnung zum Lügen, Derleumden, Sluchen und Schwören 
pp. Öffentliches Nergernig geben, muß darüber zuerjt von dem Geiſt— 
lichen allein in ibrer Wohnung Dorhaltung aefchehen. Sruchtet 
diefes nichts, jo muß die Ermahnung von dem Pfarrer im Beifein 
eines oder zweier Aelteiten der Gemeinde wiederbolt werden. Wird 
auc dadurch Feine Bejjerung bewirkt, fo muß der Schuldige erjt 
nochmals fchriftlih zur Aenderung feines Betragens aufaefordert 
dann, bei ausbleibendem Erfolg, nach dem Beichluß der Synode 
vor das Presbrterium jeines Wohnorts geladen und öffentlich ver- 
mahnt werden. 

Nur wenn das Alles vergeblich gefcheben ift, bat auf ander: 
weitigen Bericht des Presbyterii an die Kreisivnode dieſe bei der 
Provinzial-Lonfijtorialbebörde!) auf Ausichliefung für einige Seit 
oder bis zur Befjerung anzutragen. 

Dagegen muß nach groben, zur bürgerlichen Unterjuchung und 
Ahndung gefommenen Derbrechen, Hottesläjterung, Meineid, Hoch— 
verrath, Raub, Diebſtahl, Ehebruch u. dal. mit Uebergehung der 
gelinderen Grade fogleih von der Kreisivnode nach Befinden der 
Umſtände die Dorladung vor das Presbrteriun zu öffentlicher Der: 
mahnung und Rüge verfügt oder auf eine jechswöchentliche, drei» 
oder jechsmonatliche Ausfchliegung im vorerwähnten Wege ange: 
tragen werden. 

Burenmwirtben und Burenmwirtbinnen kann jo wenig, als öffent: 
lihen Buhldirnen die Theilnahme an den Firchlichen Sakramenten 
veritattet werden, bevor fie nicht fichere Zeichen der Beſſerung ge- 
geben baben. 


ı) Don Presbyterien, Synoden, Generalfuperintendentur, Confiftorialbes 
hörden u, ſ. w. ift in dem folgenden Hauptabjchnitt die Nede. 
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Ein ausaeichlojienes Mitglied fann, fo lange feine Ausjchliegung 
fortdanert, nicht zum heiligen Abendmahl zugelajien werden, bei 
der Taufe nicht als Seuge erjcheinen, bei Firchlichen Wahlen Feine 
Wabljitimme abaeben, Fein firchlihhes Amt übernehmen oder beibe- 
balten und feinen Gebrauch von den etwa früber erworbenen kirch— 
liben Ebrenrechten machen). 

Die Ausjchlieguna wird nicht nur in den Protofollen des Pres: 
byterii, wie in den Gemeinde-Regiſtern zu vermerken und dem Aus: 
aefchlofjenen fchriftlihb, unter Seichnung jäntlicher Aelteſten, be» 
kannt zu machen jein, ſondern das Presbytertum muß auch ſämt— 
lien Predigern feines Kirchenfreifes Anzeige davon mittbeilen und 
fie verwarnen, den Ausgeichloifenen bis zu feiner Rücfebr und 
Wiederaufnahme in die Kirchengemeinfhaft weder zum beiligen 
Abendmahl, noch zu emer Pathenitelle hinzuzulaſſen. 

Indem wir auf die Wiederherftellung der Kirshenzuht in der 
angegebenen Art anzutragen uns nach der reiflichiten Heberlegung 
Gewiſſens wegen verpflichtet fühlen, Fönnen wir nicht fürchten, daß 
das vorgejchlagene Derfahren für zu ftrena werde aebalten werden, 
da dafjelbe vielmehr in Anſehung Derer, welche bei einem unbe: 
jcholtenen Wandel ſich dem Firchlichen Hottesdienfte und der Abend: 
mablsfeier entjieben, in den Grenzen der allermildeften Schonung 
bleibt und die größere Strenge nur lafterbafte oder ganz verruchte 
Menſchen trifft. Wollen diefe durch den Ernſt, womit die Kirche 
jie zur Ordnung zurüdzufübren jucht, jich bejjern laſſen, jo wird die 
Kirchenzucht ihnen die größeſte Wobltbat fein, wollen fie diefes 
nicht, fo Pönneit fie nicht über Unrecht flagen, wenn die Kirche jich 
von ihnen als unmwürdigen und Aergernig gebenden Mitgliedern 
bis zu dem eintretenden Seitpunft ihrer Sinnesänderung losiagt. 
Sie thut dadurd nur, was jie ibrer eigenen Würde fchuldig iſt, und 
hat es nicht zu verantworten, wenn ohne ihr Mitwirken, ja felbit 
gegen ihre Abficht, in einzelnen Fällen die Ausichliegung von der 
Kirchengemeinjchaft für die Ausgejchlojjenen auch in ihren bürger: 
lichen Derbältnifjen nachtheilige Folgen hat. 

Uebrigens gehört zu den äußerlichen Bedingungen einer Ge- 
meinde-Aufficht, daß die Namensperzeichnifje der Hemeindeglieder und 
die Lommunicantenliften ?) in volljtändiger Ordnung gehalten werden. 





ı) Ueber firchlihe Nemter und Ehrenrechte findet ſich ebenfalls in dem 
folgenden Banptabfchnitt das Nähere. + 

2, S. in dem folgenden Abjchnitt, unter den Artifeln: Gemeinde und 
Presbyterium. 
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Dierzu iſt vor allen Dingen erforderlich, dag es wirflich abae- 
grenzte oder doch in ſich geichlojfene Gemeinden gebe; daß jeder 
Lommunicant fich vorber bei den Pfarrer oder Beichtvater melde; 
daß endlich ein Jeder, welcher aus Einem Pfarriprengel in einen 
andern eintritt, von diefem Aus und Eintritt den beiden betreffen: 
den Pfarrern fofort gebübrliche Anzeige machen und ohne ein von 
feinem bisherigen Presbyterio zu ertheilendes Heugniß über fein 
firchliches Leben von dem Pfarrer oder Presbvterio einer andern 
Gemeinde nicht angenommen werden dürfe. 

Jungen Leuten, beionders aus der dienenden Klafje, Fönnen 
firchlihe Senanifje diefer Art nur auf den Grund ibres Confirma— 
tions Zeugniſſes!) ertbeilt werden, und fie müſſen gehalten fein, bei 
der Anmeldung in einer anderen Parochie beide Zeugniſſe zur Eim 
ficht und Bezeichnung vorzulegen. 

Dies iſt um jo nötbiger, da bejonders in großen Städten Meh— 
rere obne allen briftliben Unterricht und obne alle Derbindung mit 
der Kirche aufwachien, wesbalb auch aefeglich angeordnet werden 
muß, dag Niemand bei Innungen als Lehrling oder bei Herrichaften 
in Dienjt genommen oder zu dem kirchlichen Aufgebot hinzugelajien 
werden dürfe, bevor er nicht fein Lonfirmationsjengnig vorgewiejen. 


V. Kirchen-Derfajjung. 

Eine zeitgemäße Derbefferung der proteftantiichen Kirchenver: 
faflung aebört nicht nur vorzüglich zu den von den Superintenden: 
ten eingereichten Dorichlägen, über deren Ausfübrbarfeit wir unjer 
Gutachten abzugeben haben, jondern es iſt uns auch ausdrücklich 
aufgetragen worden, unſere commiflarifshen Beratbungen nament: 
lih auf diefen wichtigen Gegenitand zu richten und das Rejultat 
derjelben der böbern Prüfuna vorzulegen. 

Die Superintendenten Küjter, Neumann nnd Tiebel jind von 
der dee ausgegangen, daß die protejtantifche Kirche unſers Landes 
feine Kirche in der Erjcheinung und Wirklichkeit, fein organijches 
Ganzes, jondern nur ein Zweig der Staatsverwaltung, ein fajt rein 
polizeiliches, höchſtens ein etbifches Inſtitut ſei, und jtimmen in fol: 
genden Grundjägen überein: 

a) Da Kirche und Staat im und durch einander bejteben, jo ge 
bühre der Kirche Feine Macht über den Staat und diefem wiederum 
feine unumichränfte Gewalt über jene. Dagegen fomme dem Staat 


ı) Nach dem vorberachenden Abſchnitt. 
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das Recht der Aufficht über die Kirche zu, fo wie derjelben für ihre 
äußere Einrichtung deſſen Schug unentbehrlich ſei. Daher jei das 
Staatsoberhaupt auch Oberhaupt und höchſter Beichüger der Kirche. 

b) Die Kirche fönne nicht durch eine Finanz oder Polizeibehörde 
geleitet werden, fondern fie müſſe fich unter der Aufficht des Staats 
jelbjt regieren und, unabhängig von allen weltlichen Behörden, ibre 
Angelegenheiten bloß durch Geiftliche und, injofern es erforderlich 
wäre, auch durch Weltliche, jedoch nur unter der alleinigen Aucto— 
rität der Geiftlichen beiorgen lafjen. 

c) Es ſei dabei gar nicht zu fürchten, daß ſich hierdurch eine 
Dierarchie bilden werde, indem nicht nur der Geiſt des Protejtan- 
tismus jeder bierarchiichen Derfaflung entgegenjtrebe, fie auch nie 
und nirgend gewünjcht und verjucht babe; fondern auch jelbit bei 
der vorgejchlagenen neuen Derfaflung die Kirche der Aufſicht des 
Staats unterworfen bleibe und in Anfebung ihrer wichtigern Be» 
Ichlüfje der Sanction des Staats bedürfe, der jeden Mißbrauch 
werde zu verhindern willen; wie denn auch die vorjuichlagende 
Synodalverfaflung als eine republicaniiche Form mit einem bierar- 
chifchen Kirchenregiment, welches jemer Natur nach monarchiſch jei, 
fichb nicht einmal vertrage. Jene aber, die Synodalverfaflung fei 

d) nach ihrer Anfiht zu Erreichung des eigentlichen Kirchen: 
zweds durchaus nothwendig. 

Don einander abweichend jind die Superintendenten in folgen: 
den Punften. 

Die beiden Superintendenten Küjter und Neumann näbern fich 
nämlich in ibren Dorfchlägen der Conjijtorialverfajfung, 
wie jie in den Preußiſchen Landen chedem bejtand und nehmen vier 
verfchiedene, aber mit einander innig verbundene firchlihe Be: 
hörden an. 

I. Die Presbrterien, die aus den Ürtsgeiitlichen und 
achtbaren Hemeindegliedern befteben, für das Bejte der Kirche ibres 
Orts, Injtandbaltung der Kirchengebäude, Derwaltung des Kirchen: 
guts zu ſorgen, über Aufrechthaltung der Religiofität, Unterricht in 
den Schulen zu wachen und eine disciplinariiche Aufjicht über die 
Gemeindeglieder zu führen haben würden. Sie halten dafür, dieje 
Kirchenzucht fei feine Berrichaft über die Gewiſſen, verhänge Feine 
weltlichen Strafen, jondern bejchränfe fih auf ftille Ermahnungen, 
Dorladung vor die Derjammlung des Presbvterti, Anzeige an die 
Kreisiynode und Provinzialivnode und zulegt auf die Anträge zu 
Ausſchließung unfirchlicher Mitglieder aus der Kirchengemeinichaft, 
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obne fie jedoch der Mittel zur Beſſerung zu berauben. 

2. Die Kreisfynoden follen nach Küjter aus den jämtlichen 
Prodigern eines Superintendenturfprenaels unter Dorfit des Super: 
intendenten, oder auch nach Neumann aus jämtlichen Predigern und 
Superintendenten mehrerer etwa zu Einem Kreije vereinigten Su: 
perintendenturfprengel bejteben, für alle firchlichen Angelegenheiten 
des Kreifes forgen, die nächſte Injtanz für die Presbyterien ab- 
geben, die Kirchenrechnungen repidiren, die Aufjicht über die Geiſt— 
lichen, Kirchen: und Schuldiener des Kreijes fübren und alles eim: 
leiten, was an die Provinzialivnoden gelangen ſolle. Augerdem follen 
fie als gelebrte Dereine auch für die fortichreitende wijjenfchaftliche 
und amtliche Bildung der Geiftlichen ſorgen. 

5. Die Provinzialjynoden jollen in der Stelle der ehe— 
maligen Provpinzialconfiitorien, zujammengejeßt aus geiſtlichen und 
einigen durch eigene Wahl beigeordneten weltlichen Rätben, welche 
in rein geiſtlichen Angelegenheiten feine Stimme bätten und unter 
dem Beiji eines Königlichen Commijjarius, welcher die Rechte des 
Staats bei allen firchlichen Derhandlungen wahrzunebmen babe, die 
Angelegenheiten der Provinzialfirche bejorgen, die Landidaten prü« 
fen und ordiniren, während des Landidatenjtandes unter ihre Lei— 
tung und Aufficht nehmen, ſich über neue Kiturgien, Agenden, Ge: 
jangbücher u. dgl. beratben, die Super-Revifion der Dermwaltung 
fämtlichen Kirchenguts führen, über die Dergehbungen der Kirchen: 
und Schuldiener urtbeilen, auch unter Dorwiffen der Oberſynode 
darüber entjcheiden. 

Der Superintendent Neumann bat biebei noch den Wunſch, daß 
ſämtliche Superintendenten Einer Provinz fich jährlich einmal auf 
8 Tage in der Hauptſtadt zu amtlichen Beratbungen und Beſchlüſſen 
verjammeln möchten, und dag außerdem in jeder Provinztal-Haupt: 
ftadt ein Kirhenrathb unter der Pireftion des dortigen Super: 
intendenten als eine Deputation der Provinzial-Heiftlichfeit befteben 
möge. 

4. Die General» oder ®ber:5Synode foll die oberite 
geiitliche Behörde des Kandes bilden und alle geiftliche Gewalt im 
Xanten der Kirche ausüben. Dieſe Behörde foll aus lauter Heift- 
lichen befteben und auch einen Heiftlichen zum Chef haben, weil ein 
Meltlicher, dem leicht eine tiefere Einficht in die Religionswifjen: 
ſchaft abgeben könne, jchon deshalb dazu nicht geeignet fcheine. 

Gegen die Anfegung Eines Biſchofs erflären fich beide, Küfter 
und Meumann; wohl aber wünjchen fie mebrere Bifchöfe, jedoch 
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nicht, daß mit diefen Titel die Beilegung wirklicher bifchöflicher 
Rechte verbunden fei. Der erite von diejen Bijchöfen foll als Prä- 
jident der Ober-Synode die höchite geiftliche Perjon im Lande fein, 
und durch ihn unmittelbar jollen die firchlichen Angelegenheiten zur 
Entjicheidung an den Kandeshberrn gelangen. 

Der Superintendent Tiebel, der übrigens auch der Kirche die 
völlige Unabhängigkeit von der weltlichen Gewalt und das Recht 
wünjcht, unter der Aufficht des Staats ihre Angelegenheiten jelbft 
freithätig zu bejorgen, näbert fih in ſeinen Dorfchlägen über die 
Synodalverfafiung mehr derjenigen Einrichtung, welche fchon jeit 
geraumer Zeit in mehreren Weſtphäliſchen Provinzen, wie auch be- 
fonders in Holland, jtattgefunden bat. Seine Dorjchläge geben da- 
bin: in allen Gemeinden Presbyterien zu errichten, die ibre Pfarrer 
jelbjit wäblen; je zwölf Pfarren zu einer Superintendentur zu ver: 
einigen, deren Superintendenten der Kandesberr aus 2 oder 5 ihm 
von der Synode präfentirten Predigern ernenne; je zwölf bis drei- 
zehn Superintendenten eine Provinzialiynode bilden zu laffen, denen 
der König aus 2 von derjelben ihm präfentirten Landidaten einen 
General-:Superintendenten erwäble; endlich aus den Seneraljuper: 
intendenten einer ganzen Provinz (Mlarf, Schlefien p.) eine Landes: 
ſynode zu errichten, die dent Könige zwei würdige Männer zur 
Wahl eines Bilchofs darftelle, welchem durch die Wahl der Synode 
ein bejtändiger Ausſchuß als Lonfiftorium zur Seite geitellt werden 
jolle. Bei fehr wichtigen, die Kandesfirche betreffenden Angelegen- 
heiten follen nach feinem Dorjchlage ſämtliche Bifchöfe zur Berathung 
zufammenberufen werden. 

In Anjehung des Wirfungsfreijes der Synoden und auch darin, 
dag ihren Derhandlungen bejtändig ein königlicher Commiljarius 
beimohne, damit die Kirche nichts den Staatszwecen Unangentejje: 
nes unternehme, jtimmt der Superintendent Tiebel mit den beiden 
andern überein. 

Sie fuchen zu erweiſen, daß die Kirche ihren böchiten Endzweck 
nicht erreichen fönne, wenn fie nicht eine von allen weltlichen Be- 
hörden ganz unabhängige und mur bloß der Aufjicht des Staats 
unterworfene Verfaſſung erhalte. Mehr oder weniger haben dieje 
Männer alles, was damit zufammenhängt, 3. B. die Uebertragung 
der Patronatsrechte an die Kirche, die Aufbebung der Accidenzien, 
die bejjere Stellung der Geiſtlichen u. dal. erörtert und es gehet 
aus ihren Aufjägen hervor, daß es ihnen um das wahre Beite der 
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Kirche und deren heilfamen Einfluß auf das Wohl des Staats und 
der Bürger defjelben wirflich zu thun ift. 

Aehnliche Aeußerungen und Dorfchläge finden fich in mehreren, 
von würdigen Männern uns zugefommenen fchriftlichen Aufjäßen, 
und für eine mehr jelbjtändige Derfafjung ſprechen auch die rühm— 
lih befannten Schriftiteller in dieſer Angelegenheit: Schuderoff, 
Spieß, Boll und andere. Selbft der verewigte Reinhard hat den 
Hrundjaß, von welchem die Superintendenten ausgeben, aufgeitellet: 

„Die Kirche müfle in ihrem Innern jich frei bewegen, müſſe kirch— 
„lich regiert werden und das Recht haben und handhaben, über 
„Ihre Diener zu wachen und ibre Mitglieder einer firchlichen Ord— 
„mung zu unterwerfen.“ 
Mit einigen der Haupt: Jdeen der Superintendenten einverjtanden, 
müfjen auch wir den Wunfch äußern, dag die von denjelben in An- 
traa gebradıte 
Synodal-Derfafjung 
möge angenommen werden, obwohl wir nicht allen damit zuſam— 
menbängenden Dorjchlägen beipflichten können und namentlich die 
Rechte protejtantiicher Kandesfürjten und das Bedürfnig der Kirche 
beachtend, eine ungleich größere Theilnahme der Staatsgewalt an 
dem Kirchenregiment für notbwendig anerfennen, als nad der 
dee derer, die fich eine Kirche auger dem Staate denfen, jtattfinden 
würde. 

Denn nach unjerm Dafürbalten gebührt es dem Candesberrn 
als jolchem, unwideriprechlich fich der Angelegenheiten der Landes: 
firche anzunehmen und darüber zu wachen, daß fie ihre Rechte und 
Befugnifje, ihre Einwirfung auf die Gewiſſen, ibre öffentliche Kebre 
und ihre Derfammlutgen pp. zum Schaden der bürgerlichen Gejell- 
ſchaft nicht migbrauche. 

Daneben jtebet dem Kandesberrn als oberjten Schugberrn und 
Patron der Landesfirche das Dorrecht zu, die Kirche, ihre Anjtalten 
und Diener in ibren Gerechtiamen zu fchügen und in Anfebung 
aller externorum im Kirchenwejen das Nöthige zu verfügen. 

Dagegen regiert die Kirche als moraliich-religiöfe Anitalt in 
ihrem Innern jich jelbit, ijt jedoch fchuldig, auch quoad interna 
von ihren Befchlüffen und Einrichtungen jede von dem Staate ge: 
forderte Auskunft zu geben und, jo fern diefe interna auch das 
Aeugere mit berübren, die Bejtätigung desjelben nachzufuchen. Wie 
der Staat feine Oberaufſicht über die Kirche ausüben wolle, diefes 
kann und muß dem Ermeſſen dejielben überlafjen werden. Indeß 
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darf die Kirche dabei vorausjegen, daß folhes auf eine ihrem 
Swede und ihrer Würde angemefjene Weiſe geicheben werde. 


Diernah nun glauben wir, werde der Hwed der Kirche, eine 
hrijtlihe Denfungsart, Gefinnung und Handlungsweiſe unter den 
Mitgliedern derfelben zu befördern, am jicherjten erreicht, und das 
Regiment der Kirche im Innern am erfolgreichiten geführt werden, 
wenn 
erjtlich: jede Gemeinde ein Presbyterium oder ein Col. 

legium von Aelteſten und Dorjtehern hätte; 
zweitens: die Geiſtlichen jedes KirdySprengels eine Kreis 
{vnode bildeten, auch die Doriteber fämtlicher Kreisivnoden von 
Seit zu Heit zu Beratbungen über das Wohl der Kirche zu einer 
Provinzialjivnode jich vereinigten; 
drittens aber: die gejamte Provinzialgeiftlichfeit und alle Kirchen 
und Schulen einer Provinz unter einem Provinzial:-Conji 
ftorto, die Propinzialsonfiltorien aber fämtlich unter dem Ober: 
confiftorio, als der oberiten firchlichen Landesbehörde ftänden 
und in demjelben einen Dereinigqungs: und Mittelpunft befämen. 
Dieje form würde im Grunde Feine andere fein, als die presbv: 
terianijche, welche unjtreitig auch die dem Protejtantismus an- 
gemejjenite tft, da derjelbe, wie die Superintendenten richtig bemerft 
baben, jcbon jeinem Weſen und Urjprunge nach einer monarchiichen 
Regierungsform der Kirche für immer entjagt und ſelbſt da, wo 
eine folche dem Scheine nach, wie in der bifchöflihben Kirche in 
Schweden und England beitehbt, die Berrichaft der Bilchöfe und 
Erzbiſchöfe durch ein denjelben zuaeordnetes Lonfijtorial-Lollegium 
beichränft bat. Dadurch und dur die ununterbrochene Aufficht des 
Staats, jowie die in den Lonfijtorien vereinigte Staats: und Kirchen: 
gewalt der hoben und höchiten aeiitlihen Bebörden ijt einer für 
Kirche und Staat gleich gefährliben Hierarchie oder einem in 
jich jelbjt jich widerfprechenden protejtantifchen Pabſtthum hin» 
länalich vorgebeugt. 

Um nun jene Presbvterialform für die gefamte Landes: 
firche überall einzuführen, würde die Anordnung von unten herauf 
wie folgt getroffen werden müſſen. 

Dor allen Dingen müßten 

I. Die Gemeinden gebörig in fich felbit geſchloſſen fein. 
Diejes gejchebe in der reformirten Kirche, jofern eine Eintheilung 
in gewifje Sprengel fehlt, durch freiwillige Erflärung der Gemeinde: 
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glieder und Eintragung derjelben in die Gemeindeliſten, jo wie die 

Militärgemeinden durch die gefeglichen Bejtimmungen bereits ae: 

hörig befchränft find. 

Bei der lutberifcben Kirche, auch einigen reformirten der weit: 
pbäliichen Provinzen, bejtimmt in der Regel die Parodie oder die 
örtlihhe Grenze des Kirhiprengels den jogenannten Pfarrzwang oder 
Parochialverein. 

Da indeg an mehrern Orten nicht nur den Hemeindegliedern 
frei gegeben ift, jich der Sacramente nach eigener Wahl in diejer 
oder jener Pfarrfirche zu bedienen, jondern auch gewiſſe Stände 
noch ibre befondere Eremtionen haben, wodurd alles, was Ge- 
meindeordnung iſt und heißt, unmöglich gemacht wird, jo dürfte, 
mit Aufhebung jeder Art von Parochialfreibeit, Folgendes feitzu- 
ſetzen ſein. 

1. Die Bewohner eines und deſſelben Pfarrſprengels müßten in 
Anjehung jämtlicher firhlichen Bandlungen ihrer Lonfeffion an 
die Pfarrfirche ibres Wohnbezirfs gebunden jein und Fönnten 
dabei nur durch Entlaffungsicheme des betreffenden Pfarrers 
und nach eingeholter Erlaubnig der firdlichen Provinzialbe- 
hörde zu einer etwaigen Ausnahme von der Regel berechtiat 
werden. 

Hiernach könnte und müßte 

eine jede Hemeinde ibre GemeindeRegiſter anfertigen und 

balten, jo dag nur etwa balbjährig die durch Sterbefälle, Der- 

fauf des Grundeigenthums, Umzieben in anderswo belegene 

Miethswohnungen und fonjtige Derlafiung des Parochialbezir: 

fes entitandenen Abänderungen unter Suziebung der polizei« 

lihen Liſten und Wachrichten von der Kirche vermerft werden 
dürften, 

Dieje Hemeinde-Regiiter mügten die Namen jämtlicher zu einer 

Gemeinde aebörigen Samilien und Samilienalieder, mit Aus: 

nabme der noch nicht confirmirten Jugend, entbalten. 

4, So bald es in der Gemeinde irgend auf eine Wahl oder Ab» 
ftimmung oder auch auf einen Hemeindebeitrag zu einen kirch— 
lichen Zweck ankommt, hätten ſämtliche zur Gemeinde gebörige 
Haus» und $amilienbäupter ein Stimmrecht und eine Verpflich— 
tung zum Beitrag. 

Hilt es aber einer Wahl zu irgend einem Firchlichen Ehren: 

amte oder zu einer Stelle im Kirchendienit, jo könnte dazu, mit 

Ausnahme der Prediger, Rüſter und Schullehrer — nur em 


tv 
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jolches Gemeindeglied gewählt werden, welches jich mit den 

Seinigen zugleich bei feiner Pfarrfirche ad sacra hält und diefes 

nachweiſen fann. 

Wären auf dieje Art die Hemeinden conitituirt, jo befäme jede Ge— 
meinde, welche dergleichen noch nicht hätte, 

II. ein Presbyterium oder einen Kirchenvorjtand, 
durch deſſen Mitglieder fie repräfentirt werde. Die Prediger der 
Gemeinde, jo wie der Patron oder ein Abaeordneter und Stellver: 
treter dejjelben und der Kirchenrendant würden fchon vermöge diefer 
Derhältnifje Mitglieder des Kirchenvorftandes jein. 

Auger diefen aber würden nach der Größe der Gemeinde ver: 
hältnigmägig noch mehrere andere achtbare Gemeindeglieder, das 
erjtemal von den Hauspätern der Gemeinde durh Abgabe ihrer 
ichriftlich abzufajjenden und dem Pfarrer einzubändigenden Stimmen, 
fünftig aber, bei Abgang des Einen oder des Andern, durch das 
Presbyterium jelbjt auf drei Jabr gewählt und dürften dieſem 
Ehrenamt obne dringende und augenjcheinlihe Gründe ſich nicht 
entziehen. 

Die Einführung des Presbrteriums geſchehe mitteljt einer firch 
lihen $eierlichfeit. Die nach dem jährlichen Austritte eines Dritt: 
tbeils der Aelteſten wiederum neu erwählten Mlitalieder ftellte der 
Pfarrer der Gemeinde vor. 

Die Gefchäfte, welche die Mitglieder des Presbvteriums zwar 
in regelmäßigen Derjammlungen collegialifch zu betreiben hätten, 
aber doch, was die Dorbereitung und Ausführung der einzelnen 
Hegenjtände betrifft, unter fich vertbeilen müßten, wären 

a. das Aeußere angehend: Die Aufficht über Kirchengebäude und 

Kirhenvermögen, aljo das Firchlicbe Rechnungs- und Bau: 

weien; die zu haltenden Hememde: und Communicanten-Liſten; 

die Keitung der polizeilichen Ordnung im Innern der Kirche 
bei und außer dem öffentlichen Hottesdienfte und die Aufficht 
über das Firchliche, durch beiondere Diafonen zu verwaltende 

Armenwejen. Die Diafonen würden das erjtemal durch die 

Presbrterien auf 2 Jahr, bernab durch die Presbvterien mit 

Zuziehung der Diafonen gewählt. 

b. Das Inmere betreffend: 

I. die Aufrechterbaltung guter Sitten und Firchlicher Ordnung 
in der Gemeinde, der Anjtändigfeit und Zucht in den Haus— 
haltungen, der frommen Erziehung der Kinder in den Häuſern 
und Schulen, und was mit der Aufſicht darauf verbunden ift; 
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die Handhabung der erjten Grade einer (nach dem IV. 
Hauptabjchnitte, it. B) wieder einzuführenden Kirhen: 
zucht. 

5. Dem Presbyterio fönnte, zumal da in der Regel der Patron 
ein Mitglied defjelben tft, das Recht beigelegt werden, zu 
der Wahl der untern Kirchenbedienten den Dorfchlag zu 
thun und nadı gejchebener Wahl die Dofation und Beitäti- 
gung, mit einer förmlichen Inſtruktion begleitet,‘ den betref: 
fenden Perjonen auszubändigen. 

Don allen ihren Derhandlungen und Beichlüfjen, wie auch von allen 

auf das Firchliche Gemeindeweſen jich beziebenden merfwürdigen 

Dorfällen und Erjcheinungen gäben die Presbyterien jährlich einmal 

der Kreisfynode als der ihnen zunächit voraejegten firchlichen 

Behörde eine Heberfiht und Anzeige, hätten aber außerdem die 

Rechnungen und Bauanfchläge durch den Superintendenten oder 

Probit der Firchlichen Provinzialbehörde zur Reviſion vorzulegen 

und bei dem Abjterben eines GHeijtlichen außerordentlich an die Sv- 

node zu berichten. 

Dafür genöffen die Mitglieder der Presbyterien das Vorrecht 
eines ausgejonderten Plates in der Kirche, auf welchem fie fich, 
zugleich mit den nicht Amt haltenden Predigern, fo oft es tbunlich 
ift, bei jeder jonntäglichen Andacht einfänden, führten den Namen 
der Aeltejten und nähmen durch ihre Gegenwart und dadurch, daß 
ihnen als Stellvertreter der Gemeinde die confirmirte Jugend feier: 
lich übergeben wird, an dem jedesmaligen Lonfirmationsact Theil. 

Da die Presbrterien nach jedesmaliger Erledigung eines Pre: 
digtamts durch Anzeige des Todesfalles oder Abgangs die neue 
Mahl zum Bebuf der dabei jtattbabenden Seierlichkeit einzuleiten 
haben, jo erlauben wir uns, bier ſogleich unfere Gedanken und 
Vorſchläge über die 

Predigerwahblen 

einzuschalten. 

Die Patronate, wo fie noch bejteben und entweder in den 
Händen Sr. Majeität des Königs oder der Hutsherrichaften oder 
der Magiſträte ſich befinden, aufzubeben und den Hemeinden zu 
übergeben, jcheint uns, wie wohl der Antrag zu diefem Dorfchlag 
von mebrern Seiten ber an uns gefommen it, für jest wenigjtens 
noch nicht überall ausfübrbar zu fein. 

Auf der Einen Seite dürfen Niemanden wohlerworbene Redhte 
genommen oder gewilje, unter Umjtänden drücdende Pflichten wider 
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feinen Pillen ibm aufaebürdet werden. Und auf der andern Seite 
halten wir, durch vielfältige jebr unangenehme Erfahrungen be: 
lehrt, die Gemeinden im Ganzen bei weitem noch nicht reif genug, 
um das Wahlrecht würdig und zweckmäßig zu üben. Dazu kommt, 
dag uns eine Aufhebung der Patronatsrechte auch nicht einmal 
nöthig jcheint, wenn den ſchon bejtebenden Modiftsationen in ge: 
willen Sällen noch einige wejentlich beilfame und nothwendige Be: 
jftimmungen binzugefügt werden. 

Es jtehet nämlich ſchon feit, dag der Patron, wer er auch jei, 
nur aus der Zahl der wahlfäbigen Landidaten wählen 
darf. Es iſt ferner gejeßlich, daß derſelbe den Erwählten, mit Aus« 
nahme der wirklichen Königlichen Hofprediger zu Berlin und Pots- 
dam, wie auch der jogenannten gräflichen und adeliaen Baus-Pre- 
diger und der Militär-Prediger, in jedem Fall durch den geiftlichen 
Dorgejegten der Gemeinde vorjtellen muß, damit deren etwaigen 
Einwendungen gegen Lehre, Dortrag und Wandel des Landidaten 
zur Sprache fommen. Auch darf dem allgemeinen Candrechte gemäß 
einer Gemeinde Fein Landidat aufgedrungen werden, jobald der: 
jelbe zwei Drittbeil der Stimmen jämtlicher Hemeinde-Däter wider 
ſich bat und bei angejftellter Unteriuchung nicht bervorgebt, daß der 
Mideripruch durch bloße Derbegung und Aufwiegelei veranlaßt 
worden. 

Iede Wahl bedarf ferner der Bejtätigung der geijtliben Be 
börde, vor deren Eingang der Patron die Docation nicht aushän— 
digen und der geiltlicbe Vorgeſetzte die Einführung nicht vollzieben 
kann. 

hiernach würde das Patronatrecht fernerhin ohne allen Nach: 
tbeil der Kirche bejteben, wern noch feitgeiegt würde, dag Stellen, 
mit welchen die Würde und das Amt aeiftliher Dorgejegten ver: 
bunden tjt oder verbunden zu werden pfleat, mur durch Erwählung 
aus ſolchen Männern beſetzt werden dürften, die fich d en qualifi— 
ciren und dieſes zuvor ſchon nachgewieſen haben. Das Näbere 
hierüber wird in dem folgenden Abſchnitte von den Kreis-Synoden 
erörtert werden. 

Sämtlibe Presbrterien eines Kircbenfreijes jteben nämlich zu- 
nächit unter der 

II. Kreis:5Svnode, welbe fi aus allen Geiſtlichen eines 
Kreiſes conjtituirt. Der — in dieſen Synoden iſt der jedes— 
malige Königliche Superintendent oder, wie wir dieſen deut— 
ſchen altfirchlicben Titel vorzieben und ehrerbietig vorichlagen: Propit. 
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Es iſt zu wünfchen, daß die Superintendentur oder Propitei 
jedesmal mit der Pfarrftelle bei der Hauptkirche in dem Bauptorte 
des Kreiies verbunden jei, damit die Synodal-Heiitlichfeit fich be— 
quemer dajelbjt verjammlen und mit ibrem Dorgejegten leichter in 
Berührung bleiben fönne, auch das Archiv nicht jo oft von einen 
Ort zum andern gebracht werden dürfe. 

Um gewiß zu fein, daß der bei Abgang eines Propites von dem 
Patron nen zu wählende Pfarrer auch geeignet jet, mit der geiſt— 
lichen Dorjteberwürde befleidet zu werden, würde anzuordnen jein, 
da die geiitliche Provinzial-Behörde eine befondere Kijte von Wahl: 
candidaten für die mit einer Superintendentur zu verbindenden 
Pfarritellen immer bereit balten und die Privat:Patrone verpflichtet 
fein müßten, den neuen Pfarrer nur aus jolhen Wahllijten ibrer 
oder anderer Provinzen des Landes zu wählen und zur Beftätigung 
zu präfentiren; falls ihre Wahl nicht mit Genehmigung der geiſt— 
lihen O®berbebörde auf anerfannt verdiente, würdige Männer des 
Auslands fallen jollte. 

Es ftehe der geiftlichen Provinzialbebörde frei, zu der Alufnabme 
in jene Wahllifte bei ihrer vorgelegten Behörde jeden jchon beam- 
teten Geiftlichen in Vorſchlag zu bringen, der von Seiten ausge: 
zeichneter Gelehrjamfeit, rübmlicher Kanzelgaben, bejonderer Amts» 
erfahrung und Amtstrene, aber auch von Seiten ſolcher Eigen: 
jchaften und Einfichten befannt ift, welche zu Derwaltung einer geift: 
liben Oberſtelle unentbehrlich find. 

Damit auch diejenigen Geiſtlichen, welche fich ſelbſt zu emer 
Mberſtelle im Clerus tüchtig und geeignet fühlen, ihrer vorgejegten 
Behörde aber noch nicht, etwa als Schriftiteller oder durch aelehrte 
Specimina befannt geworden find, ſich denfelben näber bekannt 
machen fönnen, jo müßte ihnen verjtattet fein, ich deshalb zu mel« 
den und den nötbigen Probearbeiten, Nachweifungen, Colloquien 
u. dal. fich zu unterwerfen, worauf denn mac dem Urtheil der 
Bebörde ibre Aufnahme in jene Wahllifte erfolgen könnte. Um 
auch den Synodal-Heiftlichen eine Art von Einflug und Mitwirkung 
bei MWiederbejegung der Propititelle ihres Kreifes einzuräumen, 
dürfte ihnen unbedenklich veritattet werden, bei der Todesanzetge 
oder doch in den nächiten vier Wochen nah dem Dafanszfalle eines 
Propites ihre etwaigen Wünſche für ein oder mehrere wahlfähige 
Subjefte dem Lonfiftorio zu eröffnen. Dieles würde alsdann die 
Wünſche der Synode bei Gelegenheit der Heberjendung emer Wahl: 
lifte dem-Patronat mittheilen oder, falls es ſelbſt jura patronatus 
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vertritt, nach Umjtänden darauf Rüdjicht nehmen. Dem Propite 
werden nach der durch Stimmenmebrheit zu entjcheidenden Wahl 
der Synode zwei Aſſiſtenten beigeordnet, welche mit ihm den engeren 
Ausſchuß bilden, die Protofollführung übernehmen und andere nö— 
tbige Hülfe bei vorfallenden Hefchäften leiften. Es iſt zu wünſchen, 
dag dieſe dem Propfte möalichjt nahe wohnen. Alle drei Jahre 
würde die Synode dieje Stelle aufs Neue bejegen, wiewohl frei: 
jteben müßte, daß jedesmal Einer von beiden wieder erwählt wer: 
den dürfte. 

Alle Jahr einmal, nach Pfingften oder um die Jobanniszeit, 
würde zwei Tage nach einander feierlihe Synode gehalten. Sie 
beginne mit einem öffentlichen Hottesdienjte, den nach unferer An» 
jiht die gemeinfchaftliche Abendmahlsfeier der fämtlichen verjam: 
melten Seiftlichfeit noch mehr erböhen würde. 

für die jedesmal nächte Synodalverfammlung ernenne die Sy- 
node durch verborgenes Stimmaeben bei dem Schluffe der Verſamm— 
lung — für den erjten Fall aber der Propſt — denjenigen ältern, 
erfahrenen Prediger, welcher über einen der Feierlichkeit und Der: 
jammlung angemefjenen Hegenftand die Synodalpredigt zu halten, 
wie auch einen andern, welcher ibn im Notbfall zu vertreten babe. 
Doch darf der Propit nie und von den Synodalen Niemand zwei: 
mal nach einander erwählt werden. 

Die Erwählten dürften diefes Gejchäft nicht ablehnen, es jei 
denn, dag fie 55 Jahre zählen, welches Alter auch von der Der: 
pflichtung zu den übrigen gelehrten Synodalarbeiten entbinden möge. 
Was die Geſchäfte der Kreisivnode anlanat, jo würde ihre Haupt: 
jorge gerichtet fein auf die Erhaltung eines engen, brüderlichen 
Derbandes unter den Geiftliben und auf die Förderuna und Be: 
wahrung jener ächtgeiftlichen Hefinnung und Lebensweife und jener 
jorgfältigen Gewijjenbaftigfeit und Treue im Amte, obne welche 
auf Amtsjegen für die Gemeinden nicht gerechnet werden kann. 
Mit den Kirchen und Schulen ihres Kreifes müßte die Synode in 
Anfebung alles dejien, was die Hwede derjelben und die dazu in 
Gebrauch jtebenden Mittel betrifft, genau und vollftändig befannt 
fein und Alles anwenden, um dieje Anitalten in fegenreicher Thätig- 
keit zu erbalten. 

Sie führe die erjte und nächite Aufjicht über Amt und Leben 
aller bei den Kirchen und Schulen angeftellten Perjonen und habe 
vor allen Dingen Acht auf fich jelbit und ibre Mitglieder. 

Je unerjeglicher der Nachtbeil ift, der für Kirche und Schule 
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aus Amtsvernachläſſigung, Gewiſſenloſigkeit, ungeiftlichem und fonjt 
unverantwortlichem Benehmen der Prediger entipringt, deito acht: 
famer müßte die Synode darüber wachen, daß Fein Pfarrer in ſei— 
nem Amte oder Leben auf Abwege aeratbe, in feinem Eifer nad 
laſſe oder die Welt zu übler Nachrede über fih und die Seinigen, 
die Gemeinde zu gegründeten Bejchwerden veranlajie. 

Um bierüber gebörig wachen zu fönnen, müſſe jeden Synodalen 
jein eigenes Gewiſſen verpflichten, den Propit allein oder in wich: 
tigen Fällen auch die Affiitenten deflelben unter dem Siegel jtrenger 
Derichwiegenheit auf jedes, auch das letjejte üble Gerücht, welches 
von irgend einem Amtsgenoſſen oder Schullehrer in der Synode 
oder nächiten Nachbarichaft umbergebt, ſowie auch auf jede von ihm 
jelbjt bemerkte Anftößigfeit in der Amts- oder Lebensführung auf: 
merkſam zu machen. Ein Gleiches müßte jeder Propit gegen den 
andern in Anſehung ſolcher aus nahbarlihen Kirchenfreifen an ibn 
gefommenen Gerüchte tun. Der Propft und in wichtigen $ällen die 
Aflistenten mit ibm würden nun auf jede rechtliche und fchiefliche 
Weiſe jih von dem Grunde der Anklagepunkte möglichjt zu über: 
zeugen fuchen und, wo nicht alles bloger Schein oder offenbare Der: 
drebung und Migdentung war, würde dam der Vorgeſetzte zuvör— 
derit Helegenbeit nebmen, dem beichuldigten Geiſtlichen fchriftlich 
oder mündlich eine brüderliche Erinnerung zu geben, falls aber die 
Anzeige einem der andern Kirchenbedienten oder Schulmänner aölte, 
diejen vor jich fordern und verwarnen. Hätte dteje jtille Erinne- 
rung oder Rüge den erwünjchten Erfolg nicht, jo würde die Sache 
Ichriftlih an die Synode zu bringen fein und, wenn es einen 
Prediger beträfe, die deshalb durch die Miſſion zu erlaffende An- 
zeige des Propites und die auf demielben Wege einzubolende Mei— 
nung der Synodalen jo gegeben und geſammelt werden müſſen, dag 
der Beichuldigte jelbit in die Derbandlunaen nicht einjeben Fönne. 

In leichteren Fällen würde dann die Synode enticheiden, in 
welchen Ausdrüden dem Angeichuldigten etwa fchriftlih, im Namen 
aller Synodalen, eine pajtoraliiche Anmahnung und Warnung aus: 
zufertigen jein dürfte. In ichwerern fällen aber oder wenn dieſe 
jchriftliche Derwendung der Synode unbeachtet gelaffen würde, bliebe 
weiter nichts übria, als daß, falls die Sache Eile hat, diejelbe fo 
gleich an die geiitlihe Provinzialbebörde gebracht, wenn aber der 
Heltraum bis zur nächiten Synodalverjammlung nicht gar zu ent: 
fernt tjt, dem angeflagten Prediger eine Ermahnung und Warnung 
vor der verjammelten Synode ertheilt werde, womit denn die Sy— 
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node das Kette gethan hätte, was ihr zujtebt und obliegt. 

Daß in dringenden fällen, als etwa bei plößlich ruchbar ae: 
mwordenen groben Ausjchweifungen oder eigentlichen Derbrechen 
augenblicklich eine vorläufige Unterfagung der Führung feines Almts 
von der Synode veranlagt und durch den Propit verfügt werden 
dürfte, jcheint notbwendig. Es müßte aber in ſolchem Fall jofort 
Anzeige an die geiftliche Behörde geſchehen, damit diefe das weiter 
Nöthige veranlajjen könne. 

Wie die Synode bei den Dergehungen der untern Kirchenbe- 
dienten und Schulmänner verbältnigmäßig zu verfabren habe, geht 
ans dem bisherigen zur Genüge bervor. 

Ein anderes Hauptgeſchäft läge der Synode in Anjebung der 
zu den Kirchen und Sprengeln gebörigen Presbyterien ob. 

Die Synode empfinge nicht nur die allgemeinen Jahresberichte 
derjelben, ijondern hätte bejonders über die von denjelben einge 
gangenen Dorjchläge zu Derbeflerungen im Innern und Aeußern 
des Kirchenweiens zu beratben und diefelben mit dem eigenen Hut: 
achten begleitet dem Propinzial-Lonfiftorio zur Prüfung und Geneh— 
migung vorzulegen; dag die Synode die etwa unter Kirchem und 
Schuldienern vorfallenden Streitiafeiten und Unemigfeiten zu jchlich- 
ten fuche, würde derfelben um jo mehr obliegen, je aewiller dadurch 
mancher eigentlichen $ebde vor dem Lonfiftorio oder den Gerichten 
vorgebenat werden fönnte. 

So viel von dem Allen bei den Synodalverjammlungen ſelbſt 
vorgenommen werden fönnte, gehörte eigentlich dahin, obgleich, wie 
fchon erwähnt, Manches in der Swijchenzeit auch von dem Propit 
und jeinen Aſſiſtenten oder durch fchriftlihe Umläufe abgemacht 
werden müßte. 

In dte Derfammlung jelbjt hingegen würde außer der Abnahme 
der Wittwencajjenrechnung der Synode gehören: 

a. die gemeinichaftliche Unterbaltung über eigentliche Amts: und 
Berufsangelegenheiten, wobei denn theils die durch den Propft 
zeitig genug aufzuftellenden Pajtoralfragen, tbeils die von Ein« 
zelnen vorzulegenden Amtserfabrungen, Lajnalrälle u. dal. zur 
Sprache fämen; 

b. die gemeinfchaftliche Berathung über etwaige von den Pres 
byterien ausgegangene Dorichläge und Derbeflerungen im Kir- 

ben» und Schulmwefen ; 

c. die Dorlejung und Beurtheilung der während des Jahrs ein— 
gelaufenen und früb genug vor dem Lonventstage zu allge 
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meiner Kenntnig gebrachten litterarifchen Arbeiten, zu welchen 

der Propit die Themata bei jedem Lonventsichlufje mittheilen 

möge und von denen zu wünjchen jteht, daß alle Synodalen 
unter 55 Jahren verpflichtet würden, ibre Kräfte daran zu 
verjuchen und von drei Aufgaben wenigjtens Eine nach freier 

Wahl zu bearbeiten. 

Es wäre endlich 
d. die Landidatenbildung eine Bauptbejchäftigung der Synodal: 
geijtlichfeit, namentlich alfo: die Aufſicht über die Studien und 
praftijchen Hebungen der Landidaten, wie das Geſetz jie näher 
vorichreiben würde, die Keitung ihrer Kectüre, die Achtſamkeit 
auf ihren moralijshen Wandel, die Hinzuziehung derfelben zu 

itellvertretenden geijtlihen Gefchäften u. |. w. 

Könnte 

e. durch eine Lejegeiellfchaft unter den Heiftlichen und Landidaten 
und einen bejondern Kejezirfel für die Schulmänner nach und 
nach eine allen Seijtlichen und Schulmännern zugängliche Pre» 
diger: und Schullebrer-Bibliothef in jeder Synode angelegt 
werden, jo würde hierdurch ein Mlittel mebr zur geijtigen Der: 
vollfommmung der genannten Perjonen aus der Synode jelbjt 
bervorgeben. 

Die mächite vorgeſetzte Bebörde für das Schul- und Kirchen: 
wejen einer Provinz würde 

IV. das Provinzialconjijtorium jein. 

Wir denken uns, damit die Kirche nach den oben angegebenen 
Hauptgrundjägen in ibren innern Angelegenbeiten ſich jelbit regiere, 
hierunter ein für fich beftebendes, rein geiſtliches oder Firchliches 
Lollegium, zuſammengeſetzt aus geijtlihen Räthen und den zu ihren 
Beratbihlagungen über äußerliche Kirchenſachen nöthigen weltlichen 
Aſſeſſoren unter dem Vorſitz eines Geiſtlichen. Dieſem würde, als 
dem Chef des fämtlichen Pröpſten oder Superintendenten einer Pro- 
vinz zunächjt vorgefegten Lollegii der in andern Provinzen und Län: 
dern bereits hergebrachte Titel eines 

Heneral-Superintendenten 
gegeben werden müjlen, wenn nicht der firchlichere, in der ältejten 
Kirche fchon üblich gewefene, bisber aber in unfern Landen prote- 
ſtantiſcher Seits ungewöhnliche eines 
Bilchofs 
vorgejogen werden follte. 
Daß diejer Titel der angemejfenite und würdevollite fei, fcheint 
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feinem Bedenken unterworfen zu ſein, zumal da in allen protejtan- 
tiichen Ländern, auger Deutichland, die oberiten Heiftlichen ihn wir: 
lich fübren. 

Nur wird nicht unerwogen bleiben dürfen, ob nicht auch die 
Einführung diejes Titels Manchem als eine, am weniajten in der 
gegenwärtigen Seit zu billigende Annäherung an die Formen der 
katholiſchen Kirche erjcheinen möchte, obwohl in den uns zugefom:- 
menen Aufjägen mebrere abıtungswürdige Männer geiftlichen und 
weltlichen Standes dieje Beforanifie als minder erheblich anfeben. 

Den Wunjch, einem Heijtlichen die Leitung des Conſiſtorii an: 
vertraut zu jeben, baben uns viele Männer in und außer unfern 
Staaten, welche uns ihre Gedanken über Derbejjerung der Kirchen: 
verfajlung mitgetbeilt haben, geäußert; und allerdings fcheint es 
auch nach der Analogie aller übrigen Behörden fchilih, daß jo 
wie dteje auch das aeiftlihe Collegium von einem Mlitgliede des 
geiftliben Standes präjidirt werde. 

Noch mebr müjjen wir darauf aus Gründen antragen, die in 
der Natur der Sache liegen, und deren entjcheidende Wichtigkeit ein- 
leuchtend iſt. 

Die Kirche hat lauter religiöje und moralifche Swede, welche 
auf feine Weife durch äußere Gewalt und Zwang, fondern nur 
durch moraliiche Mittel erreidyt werden können. Die Diener der 
Kirche bedürfen noch weit mebr als weltliche Beamte perjönlicher 
Achtung, wenn fie eine wahrhaft nüßliche und fegensreiche Wirk— 
famfeit in ibrem Amte zum allgemeinen Bejten jollen beweiſen 
fönnen. Eben darum muß alles dasjenige, was irgend die Ange: 
legenheiten der Kirche und ihrer Diener betrifft, mit bejonderer 
Dorjicht und mit jteter Berücjichtigung des vorber Geſagten be: 
handelt und dasjenige vermieden werden, was der Wichtigfeit und 
Würde diejer Angelegenheiten entgegen iſt und was der Erreichung 
der heilfamen HSwecde der Kirche binderlich werden fönnte. Diejes 
it aber überall nur dann mit Suverläfligfeit zu erwarten, wenn 
an der Spige der firchlichen Propinztal-Bebörden umjichtige und 
erfahrene Geiſtliche jteben, denen die bier aufgeftellten Begriffe voll: 
fommen deutlich und bei allen Derbandlungen der Behörde immer 
gegenwärtig find. UWeberdem wird es in allen Anordnungen und 
Derfügungen in Religions: und Firclichen Angelegenheiten immer 
und unvermeidlich zu deren eigenem Nachtbeil jichtbar, wenn dieſe 
Anordnungen und Derfügungen nicht von Männern ausgegangen 
jind, welche die nöthigen tbeoloaiichen Kenntniſſe und Paſtoral-Er— 
fabrungen in gebörigem Grade bejigen. 
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Daß das Conſiſtorium dieje feine alte ehrwürdige Benennung 
und eine abgefonderte Stellung wieder erbalten möge, wünjchen wir, 
weil die neue Benennung der die Lonjiitorien vertretenden Behör: 
den und die Einfüguna derjelben in eime arößere Behörde rem- 
weltlichen und bürgerlichen Staatszwedes die Sache der Religion 
und Kirche in den Augen des Dolfs zu jebr mit den bloß weltlichen 
Angelegenheiten zu vermijchen icheint, und die Menge, ja wohl auch 
einen Teil des Llerus, in dem Dorurtbeil beftärft, als bebandle der 
Staat diefe rein-geiftlihe und moraliiche Angelegenbeit mur als einen 
untergeordneten Theil jeiner verſchiedenen Hewalts: und Derwal- 
tungszweige, als einen Anhang etwa der bürgerlichen Polizei. 

Schon der bloße Schein bierpon kann der Sache, auf welche es 
bier anfommt, nicht anders als nachtbeilig jein. Selbit der Um— 
ftand, dag die Beſchlüſſe und Verordnungen der geiltlichen Pro: 
vinzialbebörde dem großen Publico durch das foaenannte Amtsblatt, 
alfo auf demfelben Wege befannt gemacht werden, wie ſolches in 
Anfebung der gemeinjten bürgerlichen und weltliben Dinge ar 
fchieht, fcheint in den Augen des Dolfs das Religions: und Kirchen: 
weien zu einer Sache berabgejegt zu baben, welche durchaus feine 
andere und höhere Berüdfichtigung verdiente, als die gewöhnlichſten 
polizeilichen und Skonomiichen Angelegenbeiten der Communen. 

Wir würden vorjchlagen, daß die Generaljuperintendentur oder 
das Präfidium der Provinzialbebörde obne ängjtlibe Rüdjicht auf 
den Unterichied der Lonfefjionen einem Geijtlichen derjenigen Com 
fejfion verlieben werde, welche in der betreffenden Provinz die 
mebrften Kirchen und Prediger bat, weil auch diejes als ein Bes 
förderungsmittel zur Dereinigung der beiden evangelifchen Haupt: 
partheien angejehen werden möchte. Solange indeß dieje erwünjchte 
Dereiniaung noch nicht wirklich erfolgt ift, würde jene Einrichtung 
höchſtwahrſcheinlich mehr Nachtbeil als Dortbeil bringen, indem jich 
immer die eine oder die andere Kirchenpartbei für zurüdgejegt und 
untergeordnet halten dürfte, ſobald an der Spite der Provinzial: 
bebörde ein Heijtlicher jtände, der ihrer Confeſſion nicht zugethan ift. 

Um diefem Anſtoß, der eine wirkliche Dereinigung nur erfchweren 
würde, ausjumweichen, müjjen wir daher darauf antragen, dag die 
reformirte Kirche für jest noch ihre eigenen Generaljuperintendenten 
befommte, wie fie auch ibre eigenen Pröpjte oder Superintendenten 
beibehält. 

Aus demijelben Grunde ftebet aber auch zu wünjchen, dag der 
reformirten Kirche wiederum bejondere Conſiſtorien vorgejeßt 
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werden, welche die provinziellen Angelegenheiten derjelben in eben 

der Art zu bejorgen hätten, wie die lutheriſchen Provinzialconfi- 
jtorien für die Lonfejiion ihres Namens. An zwei oder böhitens 
dreien reformirten General-Superintendenturen und Lonfijtorien im 
ganzen Lande würde es genügen. Im der oberiten geiftlichen Lan— 
desbehörde fänden allerdings beide Lonfeljionen wiederum ihren 
Dereinigunaspunft. Da dem Generaljuperintendenten außer den 
Präjidialgeichäften im Lonfiftorio die Ordination ſämtlicher Heift- 
lichen unter Zuziehung und Beiltand zweier geiitlihen Räthe ob- 
liegt, er auch an den Difitationen der Propfteien eben fowobl per- 
ſönlich Antbeil nebmen, als fie durch die übrigen geiftlichen Räthe 
des Conſiſtorii veranlajjen fann, jo würde er felbit nicht füglich ein 
Pfarramt, mit Seellorge verbunden, führen können, auch als Präfes 
eines Collegii fo geſetzt jein, daß er, eine Predigerjtelle zu befleiden, 
nicht genötbigt fein würde. Schicklich fcheint indeg, daß er in jedem 
fall von Heit zu Zeit die Kanzel betrete, und namentlich in der 
Ordinationsfirche gewiſſe bejtimmte Predigten balte, damit die Or: 
dination von einem Mann ausgebe, der der Kirche als Prediger 
nie ganz fremd wird. 

In dem Loniiftorio würde jeder < eijtliche Ratb ein Stimm: 
recht baben und dabei die Mlebrbe re Stimmen, im $all emer 
Gleichheit aber die des General: eek enticheiden. Die 
weltlihen Beijiger diejes rein-kirchlichen Lolleait hätten als 
des Nechtes oder des Rechnungs: und Bauweſens fundige Männer 
in allen den Ungelegenbeiten, welche in ibr Sach einſchlagen, mit 
zu votiren, in reimgeiltlichen Angelegenbeiten aber feine Stimme. 
Die weltlichen Beifiger der Lonfiftorien würde der Kandesberr auf 
Dorichlag des Lollegit denominiren. Dahingegen wird die Kirche 
wünjchen müjfen, auf die Wabl der geiſtlichen Konftftorialrätbe in 
der Art einzuwirfen, dag die Provinzialiynode bet ihrer Verſamm— 
lung oder durch fchriftliche Umfrage zu einer erledigten Raths- oder 
General-Superintendenten:Stelle drei Subjefte empföble, deren das 
Conſiſtorium bei den der oberiten Bebörde zu machenden Dorichlä: 
gen mit Anfübrung der dafür ſprechenden Gründe ebenfalls Er- 
wähnung zu tbun hätte. 

Dem Lonfiitorio würden übrigens diejelben Rechte und Wür— 
den wie den übrigen Candescollegien zufteben, und was den Ge: 
fhäftsfreis der Lonfiftorien anlanat, jo würde er aanz der- 
felbe fein, der es bisher in der dasjelbe vertretenden Staatsbehörde 
bei den Regierungen gewejen. 
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Denmach würde biezu gebören: 


. Die Oberaufjicht über die Kirchen und Schulen der Provinz 


und deren Beamten und Diener; 


. die Prüfungen der Candidaten allenfalls mit Zuziehung einiger 


nicht zum Collegio gebörenden Eraminatoren ; 


. die Beftätiaung aller Patronatswablen und die Wahl ſämt— 


liher Königlichen Pfarrer, mit Ausjchluß der der oberjten geiſt— 
lichen Landesbehörde vorzubebaltenden Wahl oder Beltätigung 
der geiitlihen Dorgefegten oder wirklichen Königlichen Hof— 
prediger; 


. die Deranlajiung der Ordinationen durch den General-Superin- 


tendenten, der Inveſtitur der Pröpite durch einen geiitlichen 
Rath und der Introduction der Pfarrer durch die Pröpite; 


. die, durch Lonfiftorialrätbe zu bejorgende, in einzelnen Fällen 


von dem General» Superintendenten jelbjt zu übernebmende 
Dijitation der Propjteien, dergeftalt, dag fie alle fünf Jahr 
einmal ſämtlich vifitirt fein müßten; 


. die Oberaufjicht über jämtliche firchliche milde Anſtalten, Mitt: 


wen: und Watjenbäufer der Provinz; 


. die Repijion der Kirchen: und Schulwohnungen; 

die Baujachen jämtliber Kirchen und Schulen u. j. w.; 

. das Lollecten- und Tabellenwejen der Provinz; 

. die Cenſur aller in derjelben erjheinenden theologiichen, mo: 


ralijchen, pajtoralifchen, das Kirchen und Schulwejen betreffen: 
den Schriften wie auch aller Schriften für die Jugend. 

Was vermtjchte Schriften, Dolfsblätter, Flugſchriften, Sei 

tungen und Tageblätter p. betrifft, jo würden dielelben, jo» 
bald darin firchliche, religiöfe, fittliche Gegenftände zur Sprache 
fommen, der Mlitcenjur des Lonfiftorii vorzulegen jein. Su 
größerer Sicherung der Rechte des Staats könnte ein weltlicher 
Beiſitzer des Lonfiftorit zu dem Lenjuraeichäft binzugejogen 
werden, 
Da das eheliche Bündnig religiös und Firchlich fanctionirt wird, 
jo Icheint es folgerecht zu jein, dag jedes Ehepaar, welcdes 
eine Trennung beabfichte, gehalten fein müßte, feine Sache, 
ebe jie dem bürgerlichen Gericht beimfiele, vor das Lonfijto: 
rium zu bringen, damit diefes durch aetitliche Dermittelung 
zuvor alles verjuche, den Ebefrieden wiederberzuftellen. 

Die jogenannten Sübneverjuche gingen demnach nicht von 
der bürgerlichen, fondern von der Firhlihen Bebörde aus, wor 
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durch den Geiſtlichen jchon der Uebeljtand eripart würde, daß 

fie, wie häufig gefordert wird, die Sühne in den weltlichen 

Gerichtsjtuben mitten unter Geräuſch und Serftreuung ver: 

juchen müffen, wobei die Würde des Amts eben jo jehr ge 

fäbrdet wird, als der Zweck des Geſchäfts. Erjt mit dem Be- 
icheide des Lonfiitorit verjehben, würden dann die Parteien zur 

Scheidung bei den weltlichen Herichten ſich melden. 

Die Ausführung diejes Dorjchlags dürfte vielleicht den in 
der neueſten Seit immer höber jteigenden Leichtſinn bei Schlieſ— 
jung und Trennung der Eben um ein Bedeutendes beichränfen 
und manches Ehepaar von dem Entſchluß zur Scheidung durch 
diefe Erichwerung abichreden. 

12. Zulegt würde es die im Ganzen feineswegen zuträglichen Di: 
ipenfationen, welche immer häufiger nachgejucht werden, je 
leichter fie zu erlangen jind, vermindern, wenn die Ertheilung 
derjelben in der Regel bei den Lonjiltorien erbeten werden 
müßte. 

V, Die jämtlichen Provinzial-Lonfiftorten reformirter und luthe: 
riicher Confefjion bedürften wie bisber einer Central: und Ober: 
bebörde. 

Dieſe höchite geiftliche Bebörde, das Ober-Conſiſtorium 
oder Mintjterium der geiſtlichen Angelegenbeiten, 
dürfte, imnjofern in demielben die Angelegenheiten der proteitan- 
tiſchen Kirche zu verhandeln wären, nicht nur dem Geiſte der: 
jelben am entiprechenditen, jondern auch der in Dorfchlag gebrachten 
Derfaflung der unteren geiftlihen Bebörden am conformiten fein, 
wenn die Hejchäftsperwaltung ebenjo wie in diefen rein colleaia- 
lich wäre; wozu nach den Aeußerungen Mehrerer auch gebören 
würde, dag die Erlafje und Derfügungen, außer von dem Chef, auch 
von den Räthen unterzeichnet würden. 

Die Superintendenten wünfchen, dag auch die oberjte getitliche 
Behörde von einem geiitlichen Chef präfidirt werden oder 
doch einen eigenen Chef baben möge, der nicht zugleich andern 
Departements vorgejeßt jei. 

Was das Erjte anbetrifft, jo jcheint dabei unbeachtet geblieben 
zu fein, dag das Mlinijterium der geiftlichen Anaelegenheiten nicht 
blog ein Ober-Lonfijtorium für die Kirche Einer Lonfejjion, jondern 
die höchite Behörde für alle und jede Neligionsparteien in der 
Monarchie if. Schon daraus folgt, daß an der Spite derjelben 
fein Seiftlicher diejer oder jener Confeſſion jteben fann. 
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Durch die Anordnung eines befonderen Mlinijterit für die 
geiftlichen Angelegenheiten hingegen würde allerdinas in den Augen 
und dem Urtbeil aller Stände das Anfeben der Kirche bedeutend 
gehoben werden; jo wie das Gegentheil leicht den Schein erreat, 
als jet das Kirchen: und Schulwejen von geringerem Umfange oder 
minderer Erhbeblichfeit wie die Finanzen, das Juſtiz- und Krieges: 
weien, das Gewerbe, die Polizei u. j. w., da jeder diefer Dermwal- 
tungszjweige einem eigenen Mlinifter anvertraut tft. Auch bat, io 
viel uns befannt, in andern protejtantifchen Ländern das Kirchen: 
und Schulwejen feinen eigenen vorgejegten Chef. 

Sollten jedoch des Königs Magejtät, um anderweitiger Staats= 
zwecke willen, es ratbjam finden, die jeit 1808 beftebende in mancher 
Rückſicht auch eriprießliche Verbindung des geiftlichen Departements 
mit einem auch andere Theile der Staatspermwaltung umfafjenden 
Minifterium fortdauern zu lafjen, jo zweifeln wir an unferm Theile 
nicht, dag auch dabei das innere Beil der Kirche fernerbin mit er: 
wiünjchtem Erfolg befördert werden Fönne. 

Daß fämtliche Rätbe des Mintjterit der geiftlichen Angelegen: 
beiten auf den Dorichlaa desjelben von dem Landeshberrn gewählt 
und berufen werden, fcheint für ein Lolleatum, welches unmittelbar 
das weltlihe Haupt der protejtantiichen Candesfirche repräfentiren 
foll, unbedenklich, obaleich die Superintendenten anderer Meinung 
find und auch bier dem Llerus die Wahl überlajlen möchten. 

Da die Schulen von jeber mit der Kirche in genauer Ver— 
bindung geitanden haben, in den Schulen die Kinder nicht mur des 
Volkes, jondern auch der böberen Stände hauptjächlich zur Sittlich- 
feit und Neligiofität gebildet werden follen, und endlich aus den 
Gymnaſien und Univerfitäten die Lehrer der Kirche hervorgehen 
und Alles darauf ankommt, wie fie in diejen Pflanz:Schulen vorbe: 
reitet werden; jo it der Wunſch, dag mit der oberjten geijtlichen 
Bebörde auch die oberfte Schulbehbörde wieder in eine genaue 
Derbindung treten möge und beide jebt zum größeſten Theil ae 
trennte Departements wiederum vereinigt werden, gehörig motivirt. 

Die Trennung beider, welche früberbin ſchon einmal verfucht, 
aber bald wieder aufgehoben wurde, bat auch in der jebigen Or— 
gantjation diefer Behörden fo mannichfaltige nachtheilige Folgen ge: 
äußert, dag eine endliche Wiedervereinigung feinem Bedenken weiter 
unterworfen fein fann. 

Die Derfaffung, welche dem Seldminijterio im Jahr 1810, 
den damaligen Umjtänden ganz angemejien, gegeben worden, fcheint 
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jegt bei der Dergrößerung und Ausdehnung, welche die Armee wie 
der Staat felbit erhalten bat und noch erbalten möchte, durchaus 
zwecwidrig geworden zu jein. Hiernach dürfte unter gewiſſen Mo— 
diftcationen die frübere Derfafjung wieder berjuitellen und demnach 
das jeit jenem Jahre publicirte Militär-Kirchen Reglement emer 
Reviſion und Abänderung zu unterwerfen fein. 


VI. Anhang. Ueber die äußerlihe Lage der Geijtlichen. 


Wenn wir den Geiltlichen eine forgenfreiere Lage und eine 
Stellung im Staate wünjchen, welche ibnen eine größere Achtung in 
den Augen der Welt ſichern kann, fo beziebt ſich auch diefer Wunſch 
auf die Erbaltung und Förderung der Würde der Kirche und ihrer 
Wirkſamkeit. 

Nur eine äußerlich ſorgenfreie und kummerloſe Lage macht es 
den Dienern der Kirche möglich, ſich die beitere Gemüthsſtimmung 
und Geiſtesruhe zu bewahren, welche ihr Beruf erfordert, auch in 
ihrem häuslichen £eben, in der Erziehung ibrer Kinder, in ihrem 
Umgange der Gemeinde ein Beilpiel zu geben und auf ibre eigene 
literariiche Weiterbildung gebörig bedacht zu fein. Bierzu genügt 
es nicht, dag ihr Einkommen zur Befriediaung der allerunentbebr- 
lichiten Bedürfniffe des Lebens ausreicht; den Geiſtlichen müßten 
billig die Mittel zu einer gewiſſen äußern Anjtändiafeit des häus- 
lihen £ebens, die wenigitens in Dergleichung mit dem Keben der 
geringeren Dolfsklajfen den Namen der Wohlbabenbeit verdiente, 
gewährt werden fönnen. Denn eine zu dürftige ärmliche Lage der 
Prediger wirft in den Augen des großen Haufens und noch weit 
mehr der vornehmen Welt immer ein ſehr nachtheiliges Licht auf 
das Amt, welches fie befleiden, weil man gewohnt ijt, die Wichtig: 
feit einer Angelegenbeit nach der Belohnung derer zu beurtbeilen, 
welche jie verwalten und weil jede in dieler Hinficht angejtellte Der: 
gleichung der Prediger mit andern Dienern des Staats zum Nadı 
theil der erjtern ausfällt. 

Auch eine gewiſſe öffentliche Achtung und Ehre darf, jchon die- 
jer Dergleichung und jenes Urtbeils wegen, dem aeiftlichen Stande 
nicht feblen. Denn bier genügt es wiederum nicht an derjenigen 
perjönlichen Achtung, welche dem perjönlichen Derdienjte folgt und 
welche der gewiſſenhafte Geiſtliche durch vorzügliche Heiitesbildung, 
durch eigenen moralifchen Werth und durch weile Berufstbätigfeit 
und anftändige Lebensführung fich zu verichaffen weiß. 
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Dem Amte und Stande der Heiftlichen it eine gewiſſe ehren- 
volle Achtung nötbig, weil offenbar das Amt eben jo viel an Segen 
als an Würde verliert, wenn der Stand der Prediger durch feine 
ganze Stellung gegen die neben ihm ftebenden, durch feine Abhän- 
gigfeit nicht nur von den Derfügungen und Anordnungen jelbft der 
unterjten weltlichen Behörden, jondern auch von der Willführ und 
Laune der dabei Angejtellten in beftändiger Gefabr fchwebt, dem 
Dolfe verächtlich zu werden. 

Alle uns zugefommenen gedrucdten, fchriftlichen und mündlichen 
Aeußerungen deuten das Nämliche an, und die große Summe der 
dabei angeführten niederjchlagenden Thatjachen läßt an der Voth— 
wendigkeit einer baldigen Hülfe nicht zweifeln. 

Es bedarf nämlich, was 

A. den erjten Wunſch nach einer fjorgenfreieren fage 
der Prediger betrifft, nur eines Blis auf den gegenwärtigen 
Suftand der mehrejten Predigerftellen. 

I. Derjenigen Stellen, welche ibre Befiger über alle Nahrungs: 
jorgen hinausbeben und anjtändig nähren, giebt es in jeder Provinz 
des Königreichs nur wenige, und diefe wenigen finden ſich fajt nur 
auf dem platten Lande und in Kleinen Acderjtädten, wo die urſprüng— 
liche Dotation der Stelle dem Pfarrer die Benußung von Grund: 
ftüfen und Naturalien angewiejen hat, deren Ertrag und Werth 
mit dem jedesmaligen Preijen der Dinge in immer gleichem Der: 
hältniſſe bleibt. 

Dagegen ijt, zumal in größern Städten, vielleicht unter 20 Stel- 
len immer nur Eine, welche ibren Beſitzer anjtändig nährt, und 
jelbjt Berlin bat verhältnigmäßig nur wenige Predigeritellen, deren 
Inhaber ohne eigenes Dermögen oder Mebenverdienit, ihrem Stande 
gemäß leben Fönnen. Die allermeijten von ibnen müſſen durch Yes 
benänter, Lehrſtellen an öffentlichen oder Privatichulen, eigene Schul: 
anjtalten, Schriftitellerei oder eigenes Dermögen jich und die Jhrigen 
erhalten. 

Auf dem Lande in falt allen Provinzen des Köniareichs find 
Pfarreien, deren Befiger nur Kummer: und Thränenbrot ejjen, an 
die Befleidung und Erziebung ihrer Kinder aber eben fo wenig als 
an ihre eigene $ortbilduna auch nur das Geringſte wenden können. 

In dem Departement der Kurmärfiichen Regierung 3.8. finden 
jih nach den bei der Behörde vorliegenden Nachweilungen und 
Matrifuln 95 Stellen, welche, Wohnung und Garten mit in An— 
ichlag gebracht, nicht einmal 500 rtblr. eintragen. Achtzehn dar- 
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unter fommen nicht an 200 rtblr. binan; und Eine nicht einmal 
an 100 rthlr. 

Don den zehn Pfarren des Stendal’ischen Kreijes in der Alt: 
marf trägt nur eime einzige SO rtblr., die übrigen alle weniger 
und ihrer drei bringen nur etwa 120 rtblr. ein. 

Die Bejchreibung, welche der Superintendent Worbs zu Prie- 
bus in Schlejien von der Lage der allermeijten Prediger an den 
fogenannten evangeliichen Snadenfirchen macht, ijt berjjerreigend. 
Er verjichert, daß, mit Ausnahme weniger, bei jebr zahlreichen und 
wohlhabenden Hemeinden angeitellten Prediger, die übrigen alle jich 
in der drücdenditen Dürftigkeit befinden; daß eine große Sabhl ſich 
genöthigt ſieht, im Lölibat zu leben, wie denn namentlich unter den 
II Predigern des Saganjchen Kirchenfreifes ihrer fünf unverhei— 
ratbet bleiben müfjen. Ein Umjtand, der auf proteftantiiche Predi- 
ger und Gemeinden von mehr als Einer Seite gleich jchädlich 
einwirkt. 

Ebenſo gegründet iſt es, daß wohlhabende Eltern ihre Söhne 
ſchwerlich aus freier Regung dem Predigerſtande widmen, vielmehr 
alles thun werden, um ihnen die Erwählung dieſes Standes zu ver— 
leiden, da derſelbe ihnen eine nur kümmerliche Erijtenz verſpricht. 

Daraus folgt denn unvermeidlich, dag je mehr ſich die Kage 
der Prediger verfchlimmert, der Stand derielben auch immer mehr 
nur aus den ungebildeten und roheren Ständen des Dolfs hervor: 
gehen wird, welches den Staate ebenſowenig vortbeilbaft iſt als 
der Kirche. Betrübend ijt bei der Kage, wie fie jeßt iſt, auch der 
Gedanke an die Wittwen und Waijen des Preodigerjtandes. Nach: 
gelaffene Wittwen von Superintendenten müflen es fchon für em 
großes Hlüc halten, wenn ihren Halbverwaijeten die Aufnahme in 
irgend eine Waifenanitalt bewilligt wird. 

Es darf biebet nicht unbemerft bleiben, dag beionders die re: 
formirte Kirche eine verhältnigmägig noch größere Sabl Färaglich 
bejoldeter Prediger zählt, da die Geiſtlichen derjelben, wenige aus: 
genommen, nur auf beitimmtes Gebalt in baarem Gelde geſetzt 
jind, ohne dag ihnen in dem Tiegbramh eines Acerlandes oder am: 
gewiejener Kornpächte, eine Einnahme gejichert wäre, welche mit 
den Preilen der Dinge in fortwährend gleichem Derhältnig jtände. 

Dierzu fommt 

2. Die nach und nad) eimgetretene Schmälerung und Derfür: 
zung derjenigen Bebungen und Einfünfte, welche aus früberen 
Seiten den Predigern angewiejen jind. 
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Der jogenannte Zehent — die dreißigſte, an manchen Orten 
zwanzigſte Harbe von zebentpflichtigen Aeckern — jcheint zwar eine 
Einnahme zu fichern, die, wie die Kornpächte, bejtändig in einen 
gehörigen Derbältnig zu den Preifen der übrigen Lebensbedürfniſſe 
bleibt. Die Betrügereien aber, weldye man ſich bei Angabe und 
Ablieferung des Decems gegen den Pfarrer erlaubt, und denen er 
in feiner Lage nur durch anderweitig für ihn und feinen Stand er- 
niedrigende Maßregeln würde vorbeugen können, verringern nadı 
den uns zugefommenen übereinjtimmenden Angaben diejes Ein- 
fonmen wenigitens um ein Drittbeil. 

Die jogenannten Stolgebühren oder Accidenzien für einzelne 
firchliche Handlungen haben ihren vormaligen Werth jett kaum 
noch zum zehnten, zwölften Theil. Und ärmlicher noch jtebt es jett 
um die auch in anderer Hinficht entebrenden und wnerträglichen 
freien Opfergaben (Offertorien) der Gemeindeglieder. 

Die jogenannten Quartalopfer oder der Dierzeitenpfemia, wozu 
jedes confirmirte Gemeindeglied vierteljährlich beizutragen bat, 
bringen nach den uns zugefonmenen Anzeigen und jelbjt gemachten 
Erfahrungen in den zablreichiten und woblbabenditen Gemeinden 
von 5000 bis 10000 Seelen böchitens 40 bis 60 rtbir. jährlih ein, 
da jie wenn jeder nur I gr. gäbe, mäßig berechnet, zwiſchen 500 
und 1000 rtbir. eintragen jollten und Fönnten. 

>. In den neuern und neueſten Seiten endlich bat man aus 
jtaatswirtichaftlihhen Rüdjichten fajt alle ſonſtigen freibeiten oder 
jogenannten Jmmmmnitäten des geiftlicben Standes aufgehoben und 
denfelben mit den drückenditen bürgerlichen Abgaben und Keiftungen 
beleat. Die Wohnungsfreibeit in Amtshäuſern wurde dadurd, daß 
die Derpflicbtunng, Feine Reparaturen aus eigenen Mitteln zu be: 
jtreiten, auf Fenſter, Thüren, Schlöffer, Injtandbaltuna der Strob- 
dächer, Zäune und Gehege ausacdehnt wurde, den Predigern fait 
eben jo tbeuer gemacht, als wenn fie jtädtiiche Miethe zablen müßten. 

Die Naturalaccije-$reibeit it, wie namentlich auch die Mein: 
accıje:$reibeit, den Geijtlichen genommen, ohne daß das Deriprechen 
eines Aequivalentes für jene Accijeabaaben erfüllt worden wäre. 
Die Deraütung der Braufreibeit und jogenannten Hinje iſt zwar 
den vor der Aufbebung aller Privileaten im Dienjt geweſenen Pre: 
digern gelajlen, aber ſchon ihren Wittwen und allen ihren Nachfol: 
gern verſagt. 

Die Freiheit geiſtlicher Häuſer von bürgerlichen Laſten iſt durch 
die neue Städteordnung förmlich aufaeboben und unter dem Titel 
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pon Lommunal-Ubgaben, Beiträgen zu Ausrüftung der Landwehr 
und zu Einrichtung der Bürgerwachten, oder an Kriegsiteuern, Lie— 
ferungen an Korn und Pferden, Vorſpann, Sublevation ehemaliger 
Südpreugiicher Beamten p. ijt den Heijtlichen Eine bürgerliche und 
bäuerliche Laſt nach der andern aufgelegt; ſowie denn auch die 
Prediger aller Orten in unferm Lande zu den Einquartierungs: 
lajten und dem Schanzgraben, wie jeder andere Bürger, Bauer und 
Guts- oder Hausbefiger find herangezogen worden. 

Ja, in einzelnen Sällen find die Geiſtlichen dabei weit härter 
behandelt als die übrigen Untertanen. Manche Pfarrer haben mehr 
Einquartierung getragen als das Dominium. Und bei der den 
Landrätben und Ständen völlig freigelajjenen Dertheilung und Aus» 
fchreibung der Beiträge zu Errichtung der Landwehr find die Pre: 
diger verhältnigmägig am allermeijten und mebr als alle übrigen 
Kreis-Eingeſeſſenen belajtet, indem zur Norm diefes Beitrages der 
Sandarmen-Beitrag ift angenommen worden, zu welchem aus ganz 
andern Gründen der Prediger mit drei Thalern angejeßt ift, wenn 
ganz unverhältnigmäßta der reichte Hutsbefiger mur das doppelte 
und der Dollbauer jogar nur den vierten Theil davon zu zahlen hat. 

Ebenjo fann bei der neuen auf dem platten Lande eingeführten 
Acciſe von Mehl und Schlachtvieh der Prediger nur verlieren, wo: 
hingegen der Bauer dadurch feiner ehemaligen bejchwerlichen Der: 
pflihtung zu Souragelieferungen und Geſtellung des Doripanns 
überhoben  ift. 

Mit den Hutsbefigern aber it der Prediger, der nur auf eine 
Heitlang Nutznießer des Pfarrlandes ift, und mit demfelben durch 
aus nicht nah Willführ fchalten, auch von andern den erblichen 
Beſitzern zujtebenden Hülfen feinen Gebrauch machen darf, auf feine 
Weiſe zu vergleichen. 

Diejer Umftand, und dag dem Geiltlichen alles das, was ibm 
jein Acer, fein Sebent, feine Kornpächte, Accidenzien und Opfer, 
und jo auch feine Immunitäten einbringen, mur zu Gebalt ange: 
fchlagen, alſo eben jo zu betrachten und daher nur in Nothrällen 
nicht anders zu beichäßgen wäre, als wie das baare Gehalt der 
übrigen Staatsdiener, it augenjcheinlich überjeben, als die Organi— 
fation vom Jahr 1810 dem Prediger jeine alten Freiheiten nahm 
und ibn mit neuen Abgaben und Keiftungen belajtete. 

B. In febr genauem Zuſammenhange mit der in öfonomiicher 
Binjicht traurigen Lage der Heiftlichen fteht die Geringactung 
und Erniedrigung, in welcher der ganze Stand derjelben jchon 
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feit längerer Seit, bejonders aber in der le&ten, fich gedrückt fühlte. 

Sowenig wir auch in Abrede fein wollen, daß unwürdige Heiit: 
liche die Geringachtung, welche fie für ihre Perjonen verwirften, 
häufig dem ganzen Stande zugezogen haben: fo iſt doch auch außer: 
dem von Seiten der Welt Alles geichehen, was nur geſchehen fonnte, 
um es den Predigerjtand fühlen zu lafjen, dag man ihn für den 
überflüjfigften und unnüßejften unter allen Ständen halte 
und allenfalls um des gemeinen Dolfes willen nur noch dulde. 

Das Dolf hält unbedenklich jeden auch bei dem Fleiniten Patri: 
monialgericht Angejtellten, jeden Beamten, Gutspächter, Sorjtbe- 
dienten für unentbehrlicher, wichtiger, ehrenwerther, als den Geiſt— 
lihen, fobald jener im Wohljtande, diefer im Elende lebt. 

Auf den armen Prediger ſieht der reichere aber dabei aut: 
müthige Bürger und Bauer nicht anders als mit Mitleid, der Ueber: 
miütbige aber mit Derachtung und Bohn herab. 

In diefem Sinne reicht dern auch Mancher dem armen Predi: 
ger die etwaigen Gaben an Stolgebühren, Beichtaeld, Sehent, 
Opfer p. oder wirft jie ihm zu, als wär’ es ein Almoſen. 

Schon in dem Einfordern und Annehmen dieſer Offertorien 
liegt etwas überaus Webethuendes und Demüthigendes für den 
Geiſtlichen. Ja es tft unftreitig der Würde der Kirche felbit unan- 
gemefjen, wenn die Firchlichen Acte und fjogar die Spendung der 
Sacramente gewijjermaßen erfauft zu werden fcheinen. 

Hu den drückendſten Herabwürdiaungen des Predigeritandes 
gehört zulett die befonders jeit der neueſten Organijation rechtlich 
gewordene Abhängigfeit des Geiſtlichen von jeder polizeilichen und 
adminiftrativen Bebörde und ihren unterjten Dienern und die Der: 
milchung und Sleichitellung der Prediger mit den niedrigften Klaffen 
ihrer Hemeindeglieder. 

So mußte es nothwendig zu mancherlei Erniedrigungen führen, 
daß während der Kriegszeiten der Prediger oft der Willführ welt: 
licher Unterbebörden ausgejegt und den Anordnungen den landräth: 
lichen Diener und bäuerlichen Schulzen unterworfen war. 

Sur Abhülfe der angeführten Hebeljtände und Mängel: ift, 
befonders was die traurige Lage der Geiftlichen in Hinſicht auf ihr 
Auskommen betrifft, Manches gejcheben und von denen, die dadurch 
erleichtert worden, danfbar anerfannt worden. 

Soll indeg gründliche Erleichterung und Bülfe eintreten, jo muß, 
und zwar wenn nicht Alles gefährdet werden joll, möglichit bald 
die Hülfe wenigjtens eingeleitet werden. 
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Ohne gewiſſe zu diefem Behuf feitjuftellende Grundſätze 
dürfte diefe wichtige Sache faum anzufangen, geichweige zweckmäßig 
ausjuführen fein. 

Wir nebmen daber mit billiger Berüdjichtiaung der Derjchie: 
denheit, welche in verjchiedenen Gegenden in Anjehung des Preijes 
der KLebensbedürfnifie und der ganzen Kebensweile obwaltet und 
nach Ueberficht und Dergleichung mehrerer an uns gelangten 
Durchdachten Dorjchläge unmaßgeblich folgende Grundſätze an, wel« 
chen die nötbigen Modiftcationen und Bejtimmungen nach der Maß— 
gabe und dem Bedürfnig einzelner Hegenden zu geben fein dürften. 

Ein Prediger auch in der Fleinjten Stelle follte, Wohnung und 
Garten ungerechnet, jährlich wenigitens zwijchen 4 und 600 Thalern 
Einfünfte haben, um mit Srau und Kindern anjtändig zu leben. 

Die bei größeren und anfehnlichern Landgemeinden Angeſtell— 
ten mügten auf ein größeres Einfonmen von etwa 6 bis 800 rthlr. 
rechnen Fönnen. 

In gewöhnlichen Mittel: oder Provinzialjtädten können die Pre: 
diger unter SO0O— 1000 rthlr., jo daß fie etwa den daſelbſt ange: 
itellten Injtizofficianten gleichjteben, nicht ihrem Stande gemäß leben. 

In größeren Orten, Hauptjtädten und Refidenzen müßten die 
Hetitlihen, zumal wenn fie daſelbſt nicht auf Naturalien, ſondern 
nur auf baares Held angewiejen find, jo gejegt werden, daß nicht 
wie bisber ein gar zu großes Mißverhältniß zwifchen Firchlichen 
und weltlichen Staatsbeanten obwalte, weldes um jo auffallender 
ift, da beiderlei Beamte zu ihrer Dorbereitung auf das Amt, zu 
Dollendung und Dervolllommnung ihrer Studien gleichmäßigen 
Aufwand an Held und Büchern wie an Heit und Mühe zu machen 
batten und wohl angenommen werden darf, dag zu würdiger Be: 
fleidung geiftlicher Stellen, wo nicht mehr dos gewiß eben jo viel 
wiſſenſchaftliche Bildung und ein wenigitens gleidymägiger Aufwand 
an geiftiger und moralijcher Kraft erfordert wird. 

Es müßte dann auch für unglüdliche Prediger-WMittwen und 
Waijen, jowie für emeritirte Pfarrer jo gejorgt werden fönnen, daß 
die lebenden Däter und Gatten nicht mit Kummer an ihren Ab- 
jchied von den ibrigen denken und die betagten Greiſe nicht, noth— 
gedrungen, länger arbeiten dürften, als fie jelber es zum Beil ihrer 
Gemeinden wünichten. 

Sollten nach dieſen Hrundiägen und Wünſchen die Geiftlichen 
bejjer gefegt werden, jo würde dazu allerdings, falls die Firchlichen 
Aerarien nicht in fich jelbit eine Derbejlerung der Stellen zuliegen, 
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die Hülfe des Staats nöthig jein. Dieles indeß, und für einen 
großen Theil der Pfarrer im Lande alles, fönnte obne alle Bei: 
hülfe der Staatscafjen gejchehen, wenn aus den vielfeitigq gemachten 
und reiflih erwogenen Dorjchlägen die folgenden, welche uns die 
bejcheidenjten und ausführbarjten zu fein jcheinen, böberer Berüd: 
fihtigung werth gefunden würden. 

I. Den erjten Dorjchlag: Vereinigung mehrerer, bejonders klei— 
nerer und minder einträglicher Pfarren zu einer größeren Pfarre, 
fönnen wir nur mit der Mlodiftcation vorlegen, dag bei ſolchen 
vereinigten Pfarren dem Pfarrer ſogleich ein tüchtiger Hehülfe aus 
den wahlfäbigen Landidaten des Prediatamts zur Seite gefeßt werde. 

Hierdurch würden mancherlei Zwecke zugleich erreicht werden. 

Aus zwei, drei jchlechten Stellen würde Eine gute, deren Ein: 
fünfte nicht mur den Pfarrer und feine Familie anjtändig nährten, 
jondern auch noch ausreichten, einen Landidaten zu verjorgen und 
ihm Gelegenheit zu geben, bei täglicher Hebung im Praftijchen des 
Prediatamts, beionders im Katechifiren und Predigen, jich auf ein 
eigenes Pfarramt würdig und volljtändig vorzubereiten. 

Da auf diefe Weite bei ſolchen vereinigten Stellen manches 
Pfarrhaus unbewohnt bliebe, jo wäre dadurd zugleich für einen 
Pfarrwittwenſitz aejorat. Dem Nachtbeil aber, der aus Zuſammen— 
ziehung mehrerer Stellen in Eine entjtehen müßte, wenn ein einziger 
Mann derjelben als Geiſtlicher voriteben jollte, wäre durch dieſe 
Einrichtung genügend vorgebeugt. 

2. Die immer unficherer und Füralicher ausfallenden und dem 
Geiſtlichen unſerer Seit von mehr als Einer Seite nachtheiligen He— 
bungen an Accidenzien, Beichtaeld und freiwilligen Opfern müßten 
durchgänaig aufgehoben und in ein von jüntlichen confirmirten Ge: 
meindegliedern zu erbebendes, nadı zehnjährigem Durcbichnitt abzu— 
Ihäßendes und nach gewiſſen Ordnungen unter den Gemeindeglie— 
dern zu vertbeilendes Fixum verwandelt werden. Diejes müßte 
aber nicht der Prediger jelbjt, jondern die Obriafeit auf irgend 
einer Art einſammeln laſſen. Dadurch gewönne der geijtliche Stand 
an Anſehen und Würde, und der Prediger Fönnte fen Amt freudi« 
ger und freimütbiaer verwalten, den Gebrauch der Sacramente, obne 
alle üble Deutung zu fürchten, empfehlen; und würde deſſen, was 
ihm einmal als Theil feines Gebalts angewiefen it, für die Sr 
funft ungleich ficherer fein. 

Humal wenn man bei den accidentellen Geldſätzen die Vor: 
jihtsmaßregel annähme, dag fie nach eimer gewiſſen Reihe von 
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Jahren mit den übrigen Preifen der Dinge wieder in ein geböriges 
Derbältnig geftellt werden müßten. 

Sollte für gerathener aehalten werden, die eigentlichen Stolge: 
bühren noch beſtehen zu lafien, fo wäre nur das Beichtgeld und 
das Opfer durch Beiträge aus den Gemeinden zu erjegen. In 
diefen Fall müßte indeß die Tare der Stolgebühren nicht nur einer 
Repifion unterworfen, fondern diefelbe auch möglichit aleichmäßig 
angefett und, damit mweniajtens dieſe Scheidewand zwiichen den 
beiden Lonfejjionen wegfiele, auch bei denjenigen reformirten Ge: 
meinden, wo dergleichen jet nicht bejteben, eingeführt werden. 

Die Abſchätzung nach 10 jährigem Durchichnitt wäre dann nur 
noch bei denjenigen Offertorien nötbig, welche nicht wie das ſoge— 
nannte Dierzeitenaeld ſchon bejtimmt feſtgeſetzt ſind. Die Erlegung 
der Gebühren und Auslagen für Ausitellung der Kirchenbuchjcheine, 
mit Ausnahme der überall unentgeltlih zu ertheilenden Confir— 
mationszeuganifje, jowie die Honorirung für den Unterricht der Ka: 
techumenen und Lonfirmanden würde nach wie vor ftattfinden. 

Da übrigens bei Einfammlung der Dierzeitengrofchen nur das 
von Alters ber ®bjervanzmäßige, bei Dertbeilung der Beichtgelder 
und Offertorien aber nur etwa dasjenige von den Gemeinden im 
Ganzen erhoben würde, was einzelne Mitglieder derfelben bisher 
obne dies haben zujammenbringen müflen, und die Armen dabeı 
natürlich überfeben werden, jo wird den Gemeinden feineswegs eine 
neue Lajt aufgebürdet, jondern das Hergebrachte nur vertbeilt und 
auf andere Weile eingefammelt. 

Ja jelbit, wenn die Tare der Stolgebühren, die immer noch nach 
den alten vor 500 Jahren vorgefundenen Sägen erhoben werden, 
erhöhet werden jollte, geihähe in der That nur, was gerecht ift, 
und es würden bierdurc und durch regelmäßige Erhebung des jegt 
überall bis auf den 10., 12. Theil berabgejunfenen Dierzeitengeldes 
jämtliche Pfarren in beiden Lonfeifionen auf eine nicht drückende 
Weiſe durch die Gemeinden felbjt um ein nicht Geringes verbejjert 
werden. 

5. Den Pfarrern auf dem Lande und in Fleinen Städten, welche 
den größeiten Theil ihres Einfommens aus dem Pfarrader ziehen, 
diejen zu nebmen und anderweitig zu erfegen, würden wir in mebr 
als einer Rücdficht für unratbiam erachten, da auch in den bedräng: 
tejten Seiten des Krieges den Pfarrern nichts ficherer war und blieb 
als — ihre Hufen, und eme Dertaufchung des Ertrags derjelben 
gegen baares Geld oder eine Anweiſung des Pfarrers auf Natural: 
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hebungen und eine etwa zu errichtende Pfarrlands-Adminiftration 
die Pfarren, fchon der großen Adminiftrationsfoften wegen, offenbar 
verfürzjen und gefährden würde. 

Auch ift eine Kleine, gut eingerichtete Landwirthichaft für den 
£andprediger eine angenehme, feiner Hejundheit und Hemütbsheiter- 
feit zuträgliche Beichäftigung, die ſchon deshalb an vielen Orten 
ganz unentbehrlich ijt, weil es dem Prediger ohne diejelbe an dem 
für eine ländliche Hausbaltung nöthigen Diebjtand und bejonders 
an dem Geſpann fehlen würde, deſſen er zu Silialreifen, Holz- und 
Getreidefubren p. bedarf, wenn er nicht in eine der unangenebmiten 
Abhängigkeiten von dem geipannhaltenden Aderbürger und Bauer 
geſetzt werden joll. 

Wir ſchlagen daher vor 

a. dem Prediger, der nur eine mäßige Pfarrwirtbichaft zu bejor: 
gen hat, es nach wie vor frei zu lafjen, ob er ſelbſt derjelben 
vorjteben oder jie in Zeitpacht austhun oder auch wegen einer 
zweckmäßig zu modificirenden Dererbpachtung den Conſens der 
geiftlichen Behörde nachſuchen will. Nur 

b. bei großen, fajt alle Seit binwegnehmenden, den Prediger in 
die Hefchäfte und Sorgen eines weltlichen Berufs völlig bin- 
einziebenden Mirtbichaften, deren Derwaltung die geiftige und 
moralijche Kraft und Stimmung zum Wachtbeil des eigentlichen 

Amtsberufs jo leicht verfümmern und verderben fann, dürfte 

der Prediger angebalten werden, da, wo es irgend ausführbar 

iit, das Pfarrland, mit Surücbebaltung eines kleinen Antheils, 
wie ein ſolcher für den oben angedeuteten Hausbedarf genügt, 
zu verpadhten oder doch einen Meyer darauf zu halten, der ihn 
jelbjt der Notbwendigteit überhebt, fih zum Schaden feines 

Amtes in die Lage eines Hutsbefigers oder Beamten zu ver: 

ſetzen. 

In feinem Falle ſollte es 

c. dent Prediger verjtattet ſein, zu feinem eigentlichen Pfarracker 
noch anderweitige Pachtungen einzugeben und erjt dadurch 
feiner Wirtbichaft eine dem Amte nadıtbeilige Ausdehnung zu 
aeben. 

Heberbaupt dürfte 

d. ein Pfarrer Feine Art von Mebengefchäften ohne Genehmigung 
der geiitlichen Obern übernehmen, fobald die Stellen jo geſetzt 
find, dag eine Samilie anftändig davon leben kann. Selbit 
wenn dem nicht alio wäre, müßte die geiftliche Behörde immer 
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erjt beurtheilen, ob das von dem Pfarrer zu Befjerung feiner 
Lage ermwählte Mebengeichäft fi mit der Amtsführung und 
Amtswürde ohne Nachtbeil vereinigen lafle. 


4. Nach forgfältiger Erwägung der von mehreren Landpredi: 
gern uns mitgetbeilten triftigen Gründe müfjen wir unbedenklich 
denen beipflichten, welche die Aufhebung des fogenannten Sebenten 
oder wenigftens der jegigen Art der Erhebung defjelben in Dorichlag 
bringen. Jedoch müffen wir, was die Art und Weiſe einer Aus» 
gleichung im diefem Punft betrifft, uns lediglich auf den Wunjch 
bejchränfen, daß es der geiftlichen ®berbebörde gefallen möge, des: 
balb mit den öfonomifchen und wirtbichaftlichen Injtituten des Staa: 
tes in eine bejondere Beratbung zu treten und die Dorichläge der: 
jelben zu hören. 


5. Giebt fodann, worauf wir ebrerbietig anzutragen uns für 
verpflichtet halten, der Preußifche Staat, wie bie und da in andern 
£ändern fchon geicheben ift, auch feinen SHeiftlichen die im Drange 
der Kriegsjahre ihnen genommenen, oben genannten Befreiungen 
oder Jmmunitäten als ihnen zugewiefene Theile der Bejoldung 
wieder zurüd, jo wird auch dadurch ihre Lage um fein Geringes 
erleichtert und ihr Anjeben wieder bergeitellt. 

Unbedenklich zäblen wir zu jenen Immunitäten auch die rei: 
beit der geiftlichen und Schulbäufer von Einguartirung, wie fie denn 
den ganzen jiebenjährigen Krieg hindurch aefeßlich frei waren und 
von freund und Feind in der Regel verjchont geblieben find. 

Daß bierdurdh den Nichtgeiftlichen Ueberlajt gefchähe, läßt ſich 
faum behaupten, da das Derhältnig von 700 büraerlichen oder 200 
ländlichen Samilien gegen Eine geiftlihe genügend darthut, wie ge- 
ring für jedes einzelne von 700 oder auch nur 200 Häuſern die Er- 
leichterung ausfallen würde, wenn das Predigerhaus gleiche Lajten 
tragen müßte. 

Eben jo wenig wird unjer Wunſch, die vormalige Sreiheit 
wiederzugewinnen, durch den jchimmernden Satz entfräftet, als werde 
der Prediger feiner Gemeinde erjt dann recht werth und tbeuer, 
wenn er alle Kaften mit ihr gemeinjchaftlib trage. Sollte audy et 
was Wahres darin liegen, wiewohl die Erfahrung alter und neuer 
Heit nicht dafür jpricht, jo find doch die Nachtbeile überwiegend, 
welche daraus für den Prediger und fein Haus und Amt bervor- 
gehen, wenn feine Ruhe täglich geſtört werden kann, feines Hauſes 
Auf und Ehre in fteter Gefabr ſchweben und Seit und Raum zu 
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feinen geiftigen Befchäftigungen ihm tagtäglich gejchmälert werden 
follen. 

6. Mach ſolchen Einrichtungen dürften in jeder Provinz mur 
wenig Pfarren übrig bleiben, zu deren Derbejjerung der Staat mit 
feinen Kaffen unmittelbar binzutreten müßte, um wenigjtens der 
Noth ein Ende zu machen. 

Dagegen würde 

7. eine feiner Hauptſorgen die fein, den Heiftlichen als ſolchen 
der unangenehmen, bedrüdenden und feine öffentliche Achtung ſchmä— 
lernden Unterwürfigfeit unter die bisber ihm vorgeſetzt gewejenen 
mancherlei weltlichen Bebörden zu entzieben. Dies wird aber jchon 
von ſelbſt erfolgen, wenn der Prediger nicht nur überall, wie es im 
Allgemeinen ſchon der Fall ift, einen privilegirten Gerichtsſtand bat, 
fondern auch in Anſehung der dem Staate in Heiten öffentlicher 
Noth ſchuldigen Beihülfe nicht wieder in Gefahr kommt, mit jedem 
niedrigen Bürger und Bauer gleichmäßig bebandelt zu werden. 

Es kann nämlich, wenn wir dem geiftlichen Stande jeine Im— 
munitäten zurück erbitten, nicht die Meinung fein, als wünjchten 
wir ihn von aller Derpflichtung, zu augerordentlihen Bedürfnijjen 
des Staates auch das Seinige beizutragen, entbunden zu ſehen. 
Auch der Prediger ift Staatsbürger und muß zur Seit großer Opfer 
nicht nur dazu auffordern, jondern auch jelbjt dazu beitragen; wie 
denn die Heijtlichen in der verflofjenen jchweren Seit dieje ihre dop- 
pelte Pflicht redlich und als treue Daterlandsfreunde erfüllt zu har 
ben, ſich, obne unbefcheiden zu jein, das freudige Seugniß geben 
dürfen. Ein Wunſch nur liegt in Anſehung der Heranziehung des 
geiltlicben Standes zu der Mithülfe bei auferordentlichen Staats- 
bedürfnifjen denen, die ihre Gedanken darüber gegen uns geäußert 
baben, am Berjen und wir füblen uns verpflichtet, demjelben bei- 
zutreten. Es iſt der, daß in dem Fall, wenn der Landes: und Kriegs: 
berr jich aenöthiat ſieht, ſeine Beamten und andere Offtcianten zu 
folcben Beiträgen aufzurufen, und es für qut fände, auch die Geiſt— 
lichen mit dergleichen Abgaben zu belegen, diejelben nicht nur gleich: 
mäßig wie die übrigen Salarijten und Beamten behandelt, jondern 
auch ihre Abgaben durch ibre eigenen Bebörden von ihnen erfor- 
dert und eingefammelt werden möchten. 

Diejes jicherte dem Predigeritande eine gewiſſe Auszeichnung 
durch die Form, obne den Caſſen des Staats etwas zu entziehen. 

Jenes aber würde jie vor Prägravationen jchügen, welche faum 
ausbleiben Fönnen, wenn die NWaturalbebungen der Prediger, ihr 
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Aderertrag, ibre Pächte und dergl. für etwas anders gehalten und 
genommen werden als für Theile ihres Gehalts, fie alſo anders 
tarirt werden follten als andere Salarijten und Staatsdiener. 

Sind die Geiftlichen übrigens Hutsbefiger, Hauseigenthümer, 
Lapitalijten, jo treten fie natürlich in die Kategorie eben folcher 
Perfonen ein und müſſen in derfelben diejen aleich abgeſchätzt und 
ihre Beiträge auf obige Wetje von ihnen eingezogen werden. 

Die Ueberficht der bisher getbanen Dorjchläge giebt jo viel zu 
erfennen, dag dem Staate jelbit verhältnigmäßig nur wenig zu über: 
nehmen bleibt, um die Lage der Prediger im Ganzen in eine befjere 
und anjtändigere zu verwandeln. 

Mas zu diefem Swede noch erbeten werden muß, wird die 
Gnade Sr. Majeftät eben jo gewiß gewähren, wie der religiös und 
päterlich aefinnte Monarch jeine Band da nicht abziehen wird, wo 
der Kirche im Ganzen und überbaupt in ıbren zum Theil noch zu 
errichtenden Anjtalten und im Einzelnen und Bejonderen Beijtand 
und Unterjtügung Noth tbut. 

Nur jcheint es uns das Bedürfnig und die Würde der Kirche 
unumgänglich zu fordern, dag dazu ein bejonderer, beftimmter 
und binlänalicher Sonds angewiejen werde Mir tragen 
um jo weniger Bedenken, dieſen Wunſch zu äußern, da es gewiß 
den Hefinnungen Sr. Majeität gemäß ijt, einen Theil defjen, was 
ebedem ausjchlieglich den Sweden der Kirche gewidmet war, durch 
ſpäterhin eingetretene Deränderungen aber den Staatseinfünften zu: 
floß, feiner urfprünglichen Bejtimmung zurüchzugeben. 

3. Endlich müfjen wir, um dem uns gewordenen allerböchiten 
Auftrage vollitändig zu genügen, noch der Anträge und Vorſchläge 
erwähnen, welche uns in Betreff der den Seiftlichen zu ertheilenden 
äußeren Auszeichnungen zugefommen find. 

Der Geiſtliche als folcher hat unter den weltlichen Ständen und 
Klaffen im Dolfe feinen Rang und der wahre Geiſtliche wird des: 
jelben auch nicht beaebren. Kommen indeß, 3. B. bei feierlichen 
Gelegenheiten, Keichenbegängnijien oder auch aemeinfcaftlichen 
Unterjchriften in commiffariichen oder amtlichen Derhandlungen Der: 
anlaſſungen vor, bei welchen die Stellung der Diener der Kirche 
gegen die übrigen Staats» oder Communal:Beamten öffentlich jicht- 
bar wird, jo wäre für folche Fälle allerdings eine gewiſſe feititchende 
Regel und Ordnung zu wünjchen, aus welcher die verdiente Ach: 
tung auch des Staats gegen die Kirche bervorleuchtete. 

Ob der Kirche und ibren Dienern mit Titeln und Würden— 
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namen anderer Art, als den jett in der Landesfirche beitebenden 
ein fo erbeblicher Gewinn zuwachſen fönne und werde, wie die 
Meijten, welche fich hierüber gegen uns geäußert haben, vermeinen, 
jcheint uns zweifelbaft. Indeſſen haben wir über den von Dielen 
vorgejchlagenen und gewünfchten Bifchofstitel, als von den 
Generaljuperintendenten die Rede war, unjere Erklärung bereits 
abgegeben. 

Auger andern Männern von Gewicht und Namen in der ge» 
lehrten und Firchlichen Welt, unter welchen wir nur die Doctoren 
der Theologie Ewald in Karlsrube, Kraufe in Königsberg und 
Marbeinefe in Berlin nennen, erklärte befonders der achtungswür— 
dige Univerjitätsichrer zu Halle D. Knapp den Bifchofstitel für 
einen ganz unfchuldigen, der böchiten Superintendentur über die 
Geiſtlichen völlig angemefjenen Würden-Namen, durch welchen unter 
andern die Brüdergemeinden befonders verdiente und mujterbafte 
Heiftliche auszuzeichnen pflegen, ohne ihnen damit eine gewifje bi- 
fchöfliche Gewalt oder auch nur Theilnabme an dem Kirchenregi- 
ment einzuräumen. 

Mehrere unterftügen ibre für eine ſolche Auszeichnung jpre- 
chende Meinung mit der Hoffmung, die Ausficht auf würdevolle und 
einträgliche Stellen in der Kirche würde auch die Söhne vornehmer, 
reicher, gebildeter Samilien ermuntern, fich dem geiftlichen Stande 
zu widmen. 

Allerdings ift der Unterſchied fehr auffallend, welcher zu jegiger 
Heit in der Äußerlichen Lage zweier Jünglinge von gleichen Ta- 
lenten und gleichem Eifer, deren Einer der Theologie und dem 
Dienfte der Kirche, der andere aber den juridifchen oder admini- 
jtrativen Sächern fih widmet —, nad Derlauf emer Reihe von 
Jahren jich findet; und man darf fich nicht wundern, wenn ange 
jebene und wohlbabende Samilien, die ihren Kindern eine vorzüg- 
lihe Erziehung geben fönnen, je mehr und mehr abgeichredt wer: 
den, ibre Söhne einem Studium und einem Amte zu widmen, welche 
doch von jo entjcheidendem Einfluß auf alles dasjenige find, was 
dem Staate in feinen Untertbanen jet mehr als je wichtig und 
jchäßbar jein muß. 

Unfer letter Wunſch ift der, dag, in dem Fall eine repräfenta- 
tive Staatsverfafjung angeordnet werden follte, des Königs Maje— 
ftät geruben möchten, auch die Heiftlichfeit als einen Stand anzu: 
erfennen, der nicht weniger als die andern deſſen würdig und dazu 
verpflichtet und berufen ſei, für das Beſte des Daterlandes über: 
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haupt aucd feine Stimme abzugeben und bei den öffentlichen Der- 
handlungen der Stände des Wohls der Kirchen und Schulen inſon— 
derheit wahrzunehmen. 


Schlieglich müſſen wir pflichtmäßig bemerfen, daß nach unferer 
beiten Einjicht und gewijjenbaften Ueberlegung die jo nötbige Der: 
bejferung des proteftantijchen Kirchenwefens nicht würde zu Stande 
gebracht werden fönmen, wenn von den in unjern unmaßgeblichen 
Dorichlägen berührten Hegenitänden etwa nur Einer und der 
andere ausaehoben und berücfichtigt werden follte, da ſie alle 
indem genauejten Sulammenbanae jtehen. 

Berlin, den 4. Juni 1815. 

gez. Sack Ribbeck Hanſtein 
Hecker Offelsmeyer Eylert. 


Sonderbericht Schuckmanns vom 24. Nov. 1815 über den Ab- 
Ichnitt des Gutachtens der geijtl. Kommiſſion, betr. Liturgie. 
Dal. 5. 250. 


Die Liturgie betreffend balte ich 

I} den Dorfchlag, dag im Städten und auch auf dem Lande (mo 
Silialgottesdienft nicht ein andres nötig macht) der Hauptgottesdienft 
an Sonn: und Sefttagen im Sommer nicht vor 9 Uhr und im Winter 
vor IO Uhr angehe, jehr zweckmäßig. Es wird dann aber auch 
unfeblbar mit der bejtimmten Stunde der Anfang jtattbaben müfjen, 
weshalb der Dorichlag, dag die Thüren eine halbe Stunde vorber 
geöffnet, mit dem Anfange aber zur Dermeidung der Störungen ge: 
jchlofien werden, und nur für Notfälle an einer ein Thürbüter ge- 
jtellt werde, m. E. vollfommen zu billigen it. 

Dagegen kann ich 

2) dem Dorichlage nicht beitimmen, daß Proflamationen und 
Fürbitten von Landidaten vor Anfang des Gottesdienftes verlejen 
werden follen. Ihr Zweck iſt Derfündigung vor der verſammelten 
Gemeinde, man muß auch ibren Effeft nicht blos nach Berlin und 
großen Städten beurteilen. In kleineren Hemeinden, deren Mit: 
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glieder einander weniger fremd find, jchliegt manches, nach der 
Erbauung durch die Predigt, ein Brautpaar, einen Kranfen oder 
eine Wödmerin bei der Abfündigung mit religiöfer Andacht in fein 
Gebet ein und wird dadurch zur Mächitenliebe, zur Teilnabme an 
feinem AMlitbürger gewedt. Solche Abkündigungen, fowie Aufforde- 
rungen zur Wohltätigfeit bei Sammlungen für Arme u. deral. 
müjjen daber ibre bisherige Stelle nach der Predigt behalten. 

Zweckmäßig balte ich die Dorfchläge, 

5) dag ein Präludium der Orgel das Seichen zum Anfange 
des Hottesdienjtes gebe und unterdejien 

4) der Prediger vor den Altar trete und fih durch ein ftilles 
Gebet vorbereite. 

Die vorgeichlagenen biebei abzufingenden Colleften würden je- 
doch da, wo fie nicht ſchon üblich find, nicht jogleich einzuführen, 
jondern der Dorbereitung der Synoden und der Schulen vorzube: 
halten fein. 

Ich jtimme ferner den Dorichlägen bei, 

5) dag alsdanı | oder 2 Derje aus einem £iede gejungen wer» 
den, dann 

6) das allgemeine Kirchengebet von dem Geiſtlichen vor dem 
Altar verlejen werde, bierauf 

7) ein Kied: Allein Gott in der Höb oder: Wir glauben all 
an einen Gott gejungen und 

5) dann der Geijtliche das chriftlihe Glaubensbekenntnis und 

9} die Perifope des Taaes vorleje, wobei die Gemeinde, ſowie 
bei dem Kirchengebet aufitehen müßte, 

10) dann das von dem Prediger gewählte Hauptlied eintrete, 
während dejjen der Seijtliche jich wieder jammeln und auf die Kanzel 
begeben kann, und bierauf 

II) die Predigt beginne; hingegen fcheint es 

12) des Geſanges zu viel zu werden, wenn zwiſchen der Predigt 
wieder gelungen wird, und dürfte dies meines Erachtens weafallen. 

15) Sehr richtig jcheint mir der Dorfchlag, dag das Dater Unſer 
während der Predigt nur einmal gebetet werde. 

14), 15) und 16) dagegen kann ich dem Dorjchlage nicht bei: 
ftimmen, die Gemeinde, wenn Kindertaufen in der Kirche angemeldet 
find, auf den Segen warten zu lajjen, bis dieje Taufen gejcheben 
find, jondern der Segen ift m. E. allemal, ehe der Geiftliche die 
Kanzel verläßt, von derjelben herab, der Gemeinde, die dabei auf- 
jtehen muß, zu erteilen, auch dann, wann 
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17) Lommunion gehalten wird, die allerdings aleich auf die 
Predigt folgen muß. 

18) Hebrigens erfennen die Lommitjarien ganz richtig es für 
nicht ausfübrbar, daß alle Taufen notwendig in der Kirche geicheben 
müßten, und die Abänderungen in der Liturgie und Agende bei den 
Taufen, fowie 

19) bei dem heiligen Abendmiable, die hiebei berührt werden, 
find nach dem eigenen Antrage der Lommiffion und obne Zweifel 
audı nah Ew. Majejtät Abjicht noch einer weiteren und jorafältigen 
Beratung der Synoden vorjubebalten. 

Das die für den Militärgottesdienit in Antrag gebrachte fürzere 
Norm betrifft, fo ſcheint mir diefelbe füglich dahin ftattfinden zu 
fönnen: daß diefer Hottesdienft mit dem Kiede Allein Gott oder: 
Mir glauben all beginne, dann das allgemeine Kirchengebet und 
der chriftlibe Glaube verlefen werde, bierauf einige Derje aus dem 
vom Prediger gewählten Hauptliede gejungen werden, alsdann die 
Predigt folge ohne Unterbrechung durch Geſang und endlich der 
Segen den Gottesdienjt jchliege. 

20) In Anjebung des Nadmittagsgottesdienjtes finde ich gegen 
die Aeugerungen der Lommiljion nichts zu erinnern. Es mag darin 
nach den örtlichen Derhältnifien mehr Verſchiedenheit jtattbaben, als 
bei dem Hauptgottesdienite. Die Katechijationen find 5. B. auf dem 
Sande allerdings beilfam, in den Städten aber nicht durchzufegen. 

Zu 21) ftimme ich den Lommifjarien darin bei, daß die Früh— 
predigten da, wo nicht örtliche Verhältniſſe ihre Beibehaltung not: 
wendig machen, eingeben können und dag dagegen 

22) der Wochengottesdienjt da, wo er ftatt bat (und ich alaube 
binzujegen zu müfjen, wo er noch bejucht wird), beizubehalten jei. 

Der Meinung aber Fan ich nicht beitreten, daß er überall, wo 
er eingegangen iſt oder bisber nicht jtattgefunden bat, neu einzu: 
fübren fei. Denn man würde dadurch die Hemeinen noch mehr 
daran gewöhnen, dem Rufe der Glocken zum Hottesdienit im die 
Kirchen nicht zu folgen und fie dabei leer zu laſſen. Es iſt vorher: 
zufeben, daß auf dem Kande fajt niemand fommen würde. 

Ebenjowenig kann ich 

25) dem Dorjchlaae beitreten, dag allemal mit der Betglocke die 
protejtantijchen Kirchen zu einem jtillen Gebete aeöffnet und täglich 
auf dem Lande in der Kirche Morgenandadıten aebalten werden. 
Auf dem Lande iſt die Betglocke metitens das Heichen für die Die— 
nenden, die Seldarbeit zu verlafjen, und der Landmann wechielt dann 
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die Feldarbeit mit der häuslichen, die ibn dringend erwartet. Der 
fleigige Städter kann mit der Betalofe feine Werfitatt auch nicht 
verlajien. Dem Protejtanten fommt es für das jtille Gebet auf den 
Ort nicht an, er betet jein Morgen: und Abendgebet in feiner 
Kammtr und die protejtantifschen Kirchen würden jo täglich mit der 
Betglodfe nur zum Mligbrauche geöffnet werden. 

24) Gegründet balte ich den Antrag aber, dag die Saftenpre- 
digten da, wo fie zur Ungebühr außer Hebung gefommen find, die 
jehs Sajtenwochen hindurch wieder gebalten werden müjjen. 

25) Die Dorichläge zu befondern Seterlichfeiten zur Auszeich- 
nung der hoben Seite?) fcheinen mir noch der näheren Beratung der 
Synoden, wenn diefe erjt überall eingeführt jein werden, vorzube: 
halten zu fein; da fie den ©ertlichfeiten angepaßt werden müſſen 
und auch von der Commiſſion felbjt noch nicht ausführlich vorge: 
ſchlagen jind. 

Gegründet aber halte ich, was gegen die jegige Stellung des 
Bußtages, in einer Zeit, wo der Landmann jehr bejchäftiat tft, und wo 
viel Reijen zu Meſſen und Märkten einfallen, gelagt ift, und ich ftelle 
alleruntertänigjt anhbeim, ob E. M. den Dorfchlag aenehmigen wollen: 

da derjelbe Fünftig auf den letten Mittwoch im Kirchenjahr oder 
vor dem I. Advent, afo zu Ende Novembers, bejtimmt werde. 

26) Die Vorſchläge weaen der Seterlichkeit der Lonfirmation 
der Katechumenen balte ich im allaememen für ſehr zweckmäßig. 
Es iſt gewiß von der grögten Wichtigkeit, dag der Eindrud diefer 
Seierlichfeit, fopiel möglich, für das ganze Leben befeftigt werde. 
Um jo mehr aber alaube ich, daß fie mit Sorgfalt dem Geiſte des 
Dolfes nach Derjchiedenbeit der Provinzen angepaßt und alio noch 
der Beratung der Synoden vorbebalten werden mug. Unbedenklich 
aber tft es, jeßt gleich als eine aute Kirchenordnung feitzujegen: 

dag jeder Confirmierte ein Confirmationszeugnis erbalten müjje, 

um fich damit über feine Aufnahme in die protejtantiiche Kir: 
chengemeinichaft künftig auszuweijen. 

27) Darin, dag nicht neue Kirchenfefte einzuführen find, ftimme 
ih den Lommifjarien völlig bei. Ob und welche Erinnerungen 
großer Begebenbeiten des Daterlandes mit Firchlichen Seierlichfeiten 
zu verbinden find, muß lediglich Em. Maj. höchſter landesherrlicher 
Bejtimmung vorbebalten bleiben. 

Auch die allgemeine Feier eines Reformationsfeftes kann ich 

ı) Marainalien des Königs: Käuten, Charfreitaa. Schladyten: Belle Al- 
liance, Leipzig, Einnahme von Paris. 
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nicht ratſam finden, wenn gleich die Commiſſion darauf anträgt, 
da jetzt jo viele teils ganz katholiſche, teils gemifchte Provinzen Ew. 
Maj. Septer unterworfen find, auch die ganz Fatholijchen unter den: 
felben mebr und mebr mit Protejtanten fich mijchen werden, und die 
Reformationspredigten natürlich meiftens den Charafter der Lon: 
troverspredigten annehmen, welche von den Katholiken in gleichem 
Geiſte erwidert werden würden. So würde dies Seit fein Feſt zur 
Beförderung der <hriftlichen Liebe und Einigkeit. 

28) Auch fann ich dafür nicht jtimmen, daß die Keichenbegäng: 
nijje in den Srübftunden zu unterjfagen feien. Es wäre dies Härte 
gegen wahrhaft Keidtragende, die ihren Schmerz; nicht vor einem 
zahlreichen Publifum zur Schau tragen mögen und in jtiller reli- 
giöjer Ergebung ihren Troft fuchen. Wirklich teilnehmende Sreunde 
jind hierbei nicht ausgeichloffen, und das übrige Publifum findet 
bei Keichenbegänanifjen nur Befriedigung feiner Schauluft und wenig 
religiöfe Erbauung. 

29) Wahr iſt, was über die nötige Derbejjerung des Geſangs 
und Oraelipiels gejagt wird. Es tft daher auch ſchon bisher ein 
vorzüglicher Gegenftand meines Bejtrebens mit der Abteilung des 
Minijterii für den öffentlichen Unterricht gewefen, dag nach Mög— 
lichkeit in der Schule jo viel Unterricht im Singen, als zu einem 
würdigen Kirchengejange nötig ift, erteilt werde, und daß in den 
Seminarien die Schullebrer zur Erteilung dieles Unterrichts und zu 
einem dem Hottesdienit angemeflenen Orgelipiel ausgebildet werden. 

Dies ijt der einzige Weg, dahin zu gelangen. Manches ae 
ſchieht jchon mit den vorbandenen Mitteln dafür, und ich werde 
nicht verjäumen, da, wo diefe nicht zureichen, und fich die Männer 
zur Erreichung des Swedes finden, worauf es hauptjächlich an- 
fommt, im Einzelnen alleruntertäntajt um Unterjtüßung zu bitten, 

50) Die Derbefierung der Hejangbücher iſt ohne Sweifel der 
weiteren Beratung der Synoden vorzubebalten. 

51) Die Dermeidung unnötiger Eide tft ſchon gefeglich befoblen, 
die Abnabme aller in der Kirche und in Gegenwart eines Geiſt— 
liben aber nicht ausführbar. Wie jollte es 3. B. möglich fein, dag 
das Kammergericht und Stadtgericht bier alle Eide von Parteien 
und Zeugen jedesmal in der Kirche in Gegenwart eines Geiſtlichen 
abnäbnme? Die Abichaffung diefer Eide aber würde eine Grund— 
lage der Geſetzgebung aufbeben und für den geiellichaftlichen Zu— 
ſtand jebr gefährlich jein. 

B. Die Derbejferung der Agende will die Commiſſion jelbit 
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lediglih den Synoden vorbehalten, und ich glaube, ſolche alfo auch 
bier ganz übergeben und nur noch 

C. die Dorihläge wegen der Symbole alleruntertänigjt vor: 
tragen zu müſſen. 

£s hat wohl feinen Zweifel, dag die Lommiljion die in der 
Einleitung zu diefem Teile ihres Gutachtens erwähnten Dorichläge 
mancherlei auffallender Symbole und Leremonien mit Recht ver: 
wirft und es wird daber nur der Begutachtung ihrer eigenen Dor- 
Ichläge bier bedürfen. 

I. Jit es wohl ganz unbedenklich, dag jede Kirhe einen Altar 
habe, und dag dieſer fih zur Bezeichnung der Würde jeiner Be» 
jftimmuna von einem gewöhnlichen Tijche unterjcheide, wenigitens 
durch Bekleidung mit einer anjtändigen Altardefe. Ob auch durch 
Erhöhung auf eimige Stufen, fcheint mir der Wahl der Heiftlichen 
und Gemeine zu überlafjen zu fein. 

2. Dag auf diefen Altar ein Erucifir geitellt werde, balte ich 
für ebenio unbedenflich. 

E. Maj. baben zwar in der höchſten Cab.-Ordre vom 15. Juni c. 
erflärt, deshalb Feinen Zwang verfügen zu wollen, aber auch da- 
bei, was gewiß jedem Dernünftigen einleuchten muß, jchon bemerft, 
dag die Aufſtellung diefes Symbols bei den Gemeinden feinen An— 
jtoß erregen und die Idee einer Annäherung an den Katholizismus 
erwecden könne, und da die Commiſſion jelbit das Kreuz; als das 
Sinnbild der Kirche des Gekreuzigten baben will, jo ift ein ae 
gründetes Bedenken gegen das Crucifir nicht wohl begreiflich, denn 
jo wenig bet diefem als bei dem Kreuze kann einem Protejtanten 
einfallen, daß das Sinnbild jelbit zur Anbetung aufgejtellt jet, und 
daber jteht das Lrucifir auch bereits auf den Altären unzäbliger 
protejtantiicher Kirchen. 

>) Ebenjo unbedenklich iſt es, wie auch die Commiſſion jelbit 
anträgt, auf dem Altar zwei (und wo es Herkommen iſt auch mehr) 
Altarferzen zu ftellen. Gar nicht notwendig aber jcheint mir es, 
dag diefe, da wo es bisher nicht üblich war, jedesmal während des 
Hottesdienjtes (wie die Commiſſion glaubt) brennen müßten, wo- 
durch den Kirchen nur Ausgaben entjteben würden, jondern es kann 
dies ſehr wohl eine Auszeichnung für die Communtontaae bleiben. 

4) Ebenſo unbedenklich ift es, daß, wie meijtens ſchon Sitte tft, 
auf dem Altare eine Bibel liege. 

5) Die Derzterung der Kirchen mit Gemälden über aeijtliche 
Hegenitände und 
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6) mit biblischen Sprüchen werden den Kirchenvorftänden und 
Gemeinden lediglich zu überlafien fein, jo wie es 

7) wegen des Räucherns in den Kirchen vor dem Gottes— 
dient, und 

8) deren Erleuchtung bei Feſten bei dem, was üblich it, wird 
bleiben können. 

Diernach jcheint mir dann aber auch die am Schlufje dieſes 
Teils des Gutachtens vorbebaltne Musnahme der reformierten Ge— 
meinen von diefen Beitimmungen feineswegs durch etwas begründet. 

Die £uthberaner beten jo wenig Bilder an, als die Reformier- 
ten; jie ſetzen das Weſen ihrer Religion ebenfo wenig in äußere 
Symbole. Warum jollte man alſo den Reformierten mit dem Der: 
dachte zu nabe treten, dag nur fie an Symbolen, weldhe €. Maj. 
als das höchſte Mitglied dieſer Lonfeflion der Andacht förderlich 
erachten, aus bejchränftem Dorurteil Anjtog nehmen würden, zumal 
E. Maj. bereits erklärt haben, nicht zu wollen, wenn gegen alles 
Erwarten jich dennocd bei einer Gemeine oder Geiſtlichkeit ein fol- 
ches Dorurteil durch Widerftreben zeigen jollte, dag in ſolchem Salle 
derjelben Swang und Gewalt angethan werden folle. 

€. Maj. höchſten Prüfung unterwerfe ich nun obige Anfichten 
und jtelle ehrfurchtspoll anheim, ob Allerhöchſtdieſelben mich an: 
weijen wollen, danach das Weitere einzuleiten. 


Randbemerkungen des Königs zu dem Bericht des Minijters 
betr. Liturgie und Agende. 


Dal. 2.231; 


Kurz; und erbaulich. 

Swei Haupterfordernifie des Hottesdienites. 

Der Sonn: und fejttäglichbe alles in allem I1’/a Stunden, die 
Predigt mit inbegriffen, die nur eine gute halbe Stunde hödhitens 
dauern muß. 

Dorläufige Anmerkungen: 
A. Eiturgie. 
ad I)') Der Gottesdienjt mug Winter und Sommer um diejelbe 


ı) Dal. S. 331, Anm. 1. 
Foeriter, Entitehung d. preuf. Landeskirche. 1. 26 
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Stunde anfangen. Die Kirchen werden nie geſchloſſen 
unter dem Gottesdienſt. 

2) Nah aanz vollendetem Hottesdienft. 

5) NB. ganz fur;. 

4) Muß näher erwogen und bejtimmt werden. 

5—10) Desgleichen. 

11—12) Ohne Zwijchengefang. 

15) Nichts weientliches. 

14) Der Segen vor dem Schlußverje: nachher, wenn alles vor- 
bei, folgt Taufe. 

15) Die Taufe hat mit dem jonntäglichen Gottesdienft nichts 
gemein und bleibt abaejondert. 

16) Nacdı dem Schlußverje. 

17) Die Lommunion, wie bisher. 

18) Die Taufe jtets vor dem Kirchgang, das übrige ander: 
weitig zu erörtern. 

19) Die Abendmahlsfeier jo oft als nötig. Keine Kniebänfe. 
8 bis 10 Perjonen empfangen zugleich, ftebend. Die Ein: 
leitung zum Abendmahl darf nicht länger als jet jein. 
Die dabei vorzunebmenden Abänderungen find zu erwägen. 

Srübfommuntonen find beizubebalten. 

Oblaten oder Brödte? 

Die Privatbeichte ift im allgemeinen jedesmal anzufün- 
digen für die, die davon Gebrauch zu machen beabfich- 
tigen möchten. 

20) Der nachmittägliche Hottesdienit darf nur 1 Stunde dauern. 

21) Die $Srühpredigten nach Umjtänden. 

22) Desgleichen. 

25) 5wiſchen 11 und 12 Uhr. 

24) Die $ajtenpredigten müfjen allerdings wieder ftattfmden. 

Trauungen nah Umijtänden. 

25) Läuten qut. Die Liturgie iſt zu erwägen. 

Hründonnerstag jederzeit Lommunion; nicht Char: 

freitag. Bußtage gleichviel wenn ? 

26) Wie man will. 

27) Keine neue feite, auch nicht das NReforntationsfeit. 

25) Kurze Leremonie, gut. 

29) Altar» und Chorgeſänge gut. Dofalmufif die Hauptjache, 
hödhitens Blaje:- Inftrumente zur Bealeitung. Keine Frauen 
in den Chören, und nicht veritedt. 
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50) Gute alte Lieder können die Sammlung ausmachen. 

51) Su bejtimmen. 

B. Ngende. 

Die Agende muß auf bisberigen oder veralteten Kirchenformen 
beruben, jo wenig als möglich neues dabei, aber alles alte, was 
gut war und ijt, muß benußt werden, jedoch muß alles furz und 
gedrängt, nicht weitichweiftges drin vorfommen. 

Predigten und Reden bleiben dem Prediger überlafjen, alles 
Uebrige muß gleichmäßig fein. 

C. Symbole. 

1)9) Ein abgejonderter Tifchaltar oder ein angelehnter it 
einerlei. 

2) Das Bild des Gefreuzigten. 

5) Bei den Lommumionen jowohl als auch jonit. 

4) Gut. 

5) Desgleichen mit Ausnahme der Hedächtnistafel. 

6) Gleichgültig. 

7) Don Anfang des Hottesdienites. 

8) Kann unterbleiben. 


Bericht des Staatsminijteriums über das gejamte Gutachten vom 
16. Januar 1816. 


Dal. 5. 231. 


Ew. Majeftät bat der Minijter des Innern in feinem aller: 
unterthbänigften Bericht vom 24. November v. J. über die Dor: 
ichläge der Geiſtlichen Commifjion zur Derbefjerung der Kiturgie 
bereits die Gründe angezeigt, warum er nah Euer Mlajejtät Be- 
fehlen verpflichtet jet, die übrigen Hegenftände des anliegenden Hut: 
achtens der Lommifjion, wegen ihrer wichtigen Beziehung auf die 
Gejetgebung, Staatsverfafjung und Souverainitätsrechte, in dem 
gejamten Staats-Mlinifterio zur Beratbung zu bringen. Nachdem 
dies gejchehen ift, ermangeln wir nicht, biemit unfern gemeinfchaft: 





ı) Diefe Zahlen beziehen ſich auf die 8 Vorſchläge der Geiftl. Komm. 


S. 349 ff. 
26* 
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lihen Bericht über diefe wichtige Angelegenheit nach der jorgfäl- 
tigen Prüfung alleruntertbänigft zu erjtatten. 

Um eine zu große Weitjchweifigfeit zu vermeiden, müſſen wir 
uns hiebei überall auf dies Gutachten der geiftlichen Commiſſion, 
deflen Dorlegung Ew. Majieſtät befoblen baben, bezieben und aljo 
auch der Ordnung des Dortrages der verfchiedenen Gegenftände, 
welche fie gewählt hat, folgen. 

Der I. Abjchnitt, die Geiſtlichkeit betreffend, bemerft ſehr 
richtig, daß der Derfall der Kirche von dem Derfall der GHeiitlichfeit 
unzertrennlich tft, und daß die Derbeflerung ihres Zuſtandes nur 
durch gründlichen Unterricht und würdigen Wandel der Geiſtlichkeit 
bewirft werden Fann. 

Da die protejtantiiche Kirche jedoch Feine Mönche, nicht jolche 
Priejter will, welche aufbören, Staatsbürger zu fein, welche die Kirche 
als ein vom Regenten und Staate ganz getrenntes, wohl gar dem- 
jelben feindlich gegenüberjtehendes Weſen betrachten und ihr in 
diefem Sinne dienen, da die Dertilgung jolches Prieiter-Sinnes 
Swed der Reformation war, fo iſt es feinesweges qut und nöthig, 
dag der fünftige Theologe jchon in frühbefter Iugendbildung eine 
ganz eigene Richtung erhalte und diefem Stande unwiderruflich be: 
jftimmt werde. Wir fönnen daher dem Dorichlage, daß die Fünfti- 
gen Geiftlichen, jo wie in den Fatbolifchen Bildungsanitalten ſchon 
auf der Schule als eine eigene Klafje behandelt würden, deren Be- 
jtimmung fie von der bürgerlichen Gefellichaft trenne, Feinesweas 
beitreten. Das Hebrige, was die Commiſſion in Anſehung des 
Schulunterrichts wünjcht, geſchieht ſchon. 

Die Grundſprache des neuen Tejtamentes wird auf unjeren 
böberen Schulen durchaus gründlich gelehrt. für Neligionsunter: 
richt und religiöje Gejinnungen und Moralität mug durchaus und 
allgemein ohne Unterjchied der fünftigen Bejtimmung der Schüler 
auf Schulen aejorat werden und wird auch nach Möglichkeit ae 
jorgt. Der Unterricht in der Theologie aber muß der Univerfität 
vorbebalten bleiben. 

Die Derjpottung der Religion verbieten jchon die Geſetze, auf 
welche allerdings mit Ernjt zu balten ift und auf den Schulen ge: 
balten wird. Es wird auch allerdings zum Beruf der Synoden, 
von denen unten die Rede tt, gebören, mit hierüber zu wachen. 

Prediger:-5Seminartien aber find allerdings febr wün— 
jchenswerth, um den jungen Mann, der den geiftlichen Stand ge: 
wählt bat, nun mit der praftifchen Fertigkeit auszjurüften, demjelben 
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mit Würde vorzufteben, ein reiferes Alter abzuwarten, ebe er in 
ein geiftliches Amt tritt, und ihm die Mittel und Muße zu gewähren, 
jich dazu weiter auszubilden; auch ihn näber fennen zu lernen, ob 
er ächten Beruf zum ÖSeiftlichen babe, ebe er in ein geiftliches Amt 
fönmt. 

Jede Provinz wird jedoch Fein eigenes Seminar bedürfen, fon: 
dern die Landidaten mehrerer Provinzen werden in Einem Semi- 
nario ausgebildet und dies deſto vollitändiger eingerichtet werden 
fönnen. Demgemäß würde fich zunächit Wittenberg zu einem folchen 
Seminar vorzüglich eignen, und dies zugleich ein dankbares Denk— 
mahl am Grabe des Reformators £utber und Erjat für die Stadt 
fein, in der fünftig als Feſtung eine Umiverfität neben der Garniſon 
nicht Raum hätte, wenn fie auch, wie nicht zu hoffen ift, fonjt auf 
Studirende rechnen Fönnte. 

Ein jolches Seminarium aber wird aus dem Fonds der Witten: 
berger Univerjttät und ihrer Stipendien errichtet und in dem Ge 
bäude, welches Kutber einjt bewohnte, untergebracht werden Fönnen. 

Wir tragen allerunterthänigjt darauf an, dag der Mlinifter des 
Innern den Plan zu jolchen Seminarien entwerfen lafje und zu Ew. 
Majeſtät Genehmigung vorlegen dürfe, denn die Bildung guter 
Geiftlichen ift allerdings das vorzüglichite und wahre Mittel, Reli 
giofität im Dolfe zu erbalten. Das vorgeſchlagene Reifen der Lan 
didaten aber wird blos für einzelne Fälle befonderer Bewilligung 
vorzubehalten fein. Sortdauernde Aufficht auf die Landidaten, die 
zu geiftlichen Nemtern gelangen wollen, ijt nötbig und muß ein 
Gegenftand der Synoden fein. 

Aufforderung und Ermahnung zur würdigen Erfüllung des 
Berufs liegt in den Pflichten der geijtlichen Oberen. Die Synoden 
werden dies befördern und find auch daber nötbig und müslich. 

Einen allgemeinen Birtenbrief aber zu befeblen und Inhalt 
und Faſſung den geiftlichen NRätben jedes Lonjfiitorii und jedem 
Superintendenten zu überlafjen, wie die Commiſſion vorſchlägt, dürfte 
nicht zum Swed führen, und wir fönnen diefe Nachahmung fatho- 
liich-bifchöflicher Birtenbriefe, die nach der Derjchiedenheit des Sinnes 
fo verjchieden und vielfach ſehr ungeſchickt würde ausgeführt wer: 
den, nicht empfeblen. 

In dem II. Abfchnitte it jehr wahr, was über 

das Prediatwejen 
gejagt wird, daß viele Predigten jeichte, unpafjende, moralijche und 
politifjche Abhandlungen find; dag zu viel und zu lange gepredigt 
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wird. Hauptſächlich fann bier nur durch die obenerwähnte beijere 
Bildung der Geiitlichfeit aeholfen werden, und es ift unbedenklich : 

Wochen: und Nacdmittags:Predigten, die leeren Wänden ge: 
halten werden und fo die Achtung für den Lultus mindern, eim: 
gehen zu laſſen, die zu langen Predigten abzufürzen. 

Die Predigtbücher, aus welchen die Küjter vorlejen, nach dem 
Dolfsbedürfnig der Provinz zu bejtimmen; die Perifopen (vorge: 
fchriebenen fonntäglichen Evangelien) einer Revifion zu unterwerfen, 
und da, wo dies im Dolfe Feinen Anftoß findet, obne 
Geräufh und Derfündigung durh den Kalender 
dann zu wechieln und die Synoden biezu zu autorifiren, wenn jie 
es in ihren Gemeinden für gut und unbedenklich halten; den Geiſt— 
lihen zur Pflicht zu machen, feine Lontroverjen gegen das prote- 
ftantiiche Glaubensbefenntnig auf die Kanzel und in den Religions» 
unterricht der Jugend zu bringen, und durch die Synoden und Con— 
jiitorien darüber zu wachen. Alles was hierin für jede Provinz 
und örtlich das Zweckmäßigſte fei, läßt jich durch allgemeine Geſetze 
nicht bejtimmen, nur die geijtlichen Bebörden Fönnen durch forafältige 
Auffiht und Anleitung einzeln es bewirken. 

Meber den II. Abſchnitt, der die Eiturgie betrifft, iſt Ew. 
Majejtät bereits befonders berichtet. 

Der IV. Abſchnitt betrifft 

die äußere und innere Kirhenordnung und zwar 
A. die Kirdhen- Polizei. 

Wegen der Feier der Sonn: und Sejttage ift (wie auch pag. 77°) 
des Gutachtens anerfannt wird) das Nöthige und Thunliche von 
Ew. Mlajejtät bereits verordnet, ein anderweites Geſetz aber durch 
die höchſte Labinets:Ordre vom 50. März; 1812 überflüffig erflärt. 
Es wird die Pflicht der Presbyterien jein, darauf zu wachen, daß 
die bejtehenden Dorfchriften der Sonntagsfeier und Kirchen-Polizei 
befolgt werden, und die weltlichen Obrigfeiten müſſen ibnen darin 
Beiſtand leijten. 

B. Die Kirhben: Sucht. 


Um die Dorjchläge diefes und des folgenden Abſchnittes zu be- 
urtheilen, muß man auf ihre Quellen zurücdgeben. Sie liegen in 
den Dorjchlägen der drei Superintendenten Küjter, Tiebel und Neu— 
mann, welche fie in der anliegenden Drudichrift unter dem Titel: 

„Hrundlinien einer fünftigen Derfafjjung der 
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protejtantifchen Kirche im preußifchen Staate“ 
während die Commijjion fie prüfte, auch dem Publifum vorgelegt 
haben. 

Diefe Schrift enthält ſehr wejentliche Derjchiedenheiten der Mei— 
nung und beweijet, dag es nicht gegründet war, daf die Super: 
intendenten über ibre Dorfchläge bereits einig wären, wie fie in 
ihrer Bittjchrift vom 8. Juni v. I. Ew. Majeſtät anzeigten. 

Nur der Superintendent Küjter will (pag. 57 dieſer Hrundlinien) 
die Kirchenzucht bis zum äußeren Swange und förmlichen Sluch 
und Bann mit nachtheiligen bürgerlichen Solgen ausdehnen und 
jowohl den, der an dem öffentlichen Hottesdienjt und den Sacra- 
menten feinen Theil nimmt, als den, der durch ein lajterbaftes Le— 
ben öffentliches Aergerniß giebt, nicht blos aus der Kirche ausftoßen, 
fondern auch unfäbig erflären, Taufzeuge zu fein, eine Vormund— 
jchaft zu übernehmen, einen Eid zu leiften, ein Tejtament zu machen 
und feierlich begraben zu werden. 

Sowohl p. Tiebel (pag. 79) als p. Neumann (pag. 145. 146 
ibd.) erflären, dag die Kirchenzucht fih blos auf Ermahnung, Be» 
lebrung und Ausichliegung von der Kirchengemeinfchaft, obne allen 
weitern Swang und Einfluß auf die bürgerlichen Verhältniſſe be: 
jchränfen müſſe. 

Die Kommiffion neigt ſich in ibrem Gutachten in Beziehung 
auf das Landrecht (II. Theil 11. Titel $ 50) zu diefer Meinung. 
Sie will jehr vernünftiger Weije 

diejenigen, welche jonjt untadelbaft, blos die Theilnahme an dem 

Öffentlichen Hottesdienfte und den Sacramenten unterlafjen, 
nur ermahnen, und wenn dies nicht hilft, fie ihrem Gewiſſen über: 
lajien. ur jcheint die Ermahnung blos Beruf des Geiſtlichen zu 
fein und die Zuziehung der Kirchenälteften dabei, fowie die Bekannt: 
machung im Stillen an einen folchen, daß er als ein Ausgejchlofiener 
in den Gemeinde-Regiſtern werde vermerkt werden, nicht zweckmäßig. 
Denn bleibt diejer Dermerf verfchwiegen, jo kann er nur auf den 
Ausgeſchloſſenen Wirfung baben und wabrjcheinlich nur die, ihn in 
der Trennung zu bejtärfen. Solche förmlihe Trennungen werden 
aber nur zur Bildung eigener Sekten von Naturalitten und Sepa— 
ratijten führen, denen, wenn fie nichts gegen die allgemeinen Grund: 
ſätze der Sittlichfeit und aegen die Sicherbeit des Staates befennen, 
vermöge der gejeßlichen Hewiflens-Sreibeit die Duldung nicht ver: 
jagt werden fönnte, die aber gewiß nicht zu befördern find, da fie 
die ärgerlichiten Ausjchweifungen zur folge haben können, wie wir 
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an den Theophilantropen in der franzöfiichen Revolution gejeben 
haben. 
Don der öffentlichen Derwarnung, Dorladung und Ausichliegung 
derjenigen, die durch ihren unmoralifchen Cebenswandel Aergernig 
aeben, iſt vielmehr Erbitterung, Seindichaft und Nachtbeil, Prozeg 
und Derfolgung gegen die Getjtlichkeit zu bejorgen, als Bejjerung 
für die Derirrten und Beil für die Kirche zu erwarten. Der Be 
griff des öffentlichen Nergernifies ift jo fihwanfend, jo wenig für 
alle mögliche Fälle zu beitimmen, jo abhängig in der Beurtheilung 
von perjönlichen Meinungen und örtlichen Sitten, vom Anſehen der 
Perſon und menichlihen Leidenichaften, dag in den Presbvterien 
und Synoden ſich darüber eine höchſt verfchtedene Praris bilden 
würde, welche dem Anjeben der Kirche, jtatt folches zu beben, in 
den Augen des Dolfs gewiß zum größten Nachtbeil gereichte. 
Die Kirche it eine Anjtalt zur innern Derbefierung des Men— 
jchen, zum Wohl jeiner Seele. Der Irrende und Sehlende bedarf 
ihres Beiltandes am mehrjten; wie fann fie nadı ihren eignen 
Grundſätzen zu irgend einer Seit fih ihm verſchließen, wenn er jich 
ihr nabet und dadurch den Willen der Befjerung zu erfennen giebt? 
Mie kann es fih mit den Grundſätzen der chriftlichen Religion ver: 
tragen: 
dag jede Criminal-Unterſuchung eine Ausſchließung aus der hrift- 
lihen Gemeinde zur Folge haben joll? 
Wird der Beſchuldigte vom Gericht freigeiprochen, fo wird die 
Kirche ihn doch nicht verurtbeilen wollen? Wird er zu einer Ge: 
fänanig- oder Huchthausitrafe verurtbeilt, jo Fann fie ibn unmöglich 
während diejer Seit, die zu jener Beſſerung dienen joll, mebrere 
Wochen und Mlonate lang von den Eimwirfungen der Religion zu 
jeiner innern Beilerung ausichliegen. 
Iſt auf Kebensitrafe erfannt, fo fann es nicht mit den Grund: 
jägen der Religion bejteben, daß die Kirche jedem Verbrecher vor 
der Hinrichtung den Zufpruch der Heiftlichen und die Tröjtungen 
der Religion entziehen wolle, wie aus diefem Antrage der Commiſ— 
jion folgen würde. 
Die Kirchenzucht der GeiftlichFeit über die Gemeindeglieder muß 
jich daher 
auf Ermahnung und Belehrung und auf Abweifung derjenigen, 
die den Hottesdienjt durch Spott, Hohn, Unruhe oder Unanftän- 
digfeiten jtören, jo lange jie dies thun, bejchränfen. 

für eine foldye Störung ift allerdings auch der Sutritt zu den Sa- 
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framenten von Bordellwirtben und öffentlichen Bubldirnen, jo lange 
fie diefes Gewerbe treiben, zu achten. 

Zuviel auch ift es pag. 34") des Gutachtens gefordert, dat jeder, 
ebe er in einer Gemeinde bei Deränderung fenes Wohnortes auf: 
genommen werden kann, obne ein Seugniß feines bisherigen Pres- 
byterii über jein Eirchliches Keben in der Gemeinde nicht zugelafjen 
werden jolle. Wenn das bürgerliche Recht die Dermuthung der 
Unbeicholtenbeit gelten läßt, bis jemand einer Sträflichfeit bezüchtiat 
wird, wie viel mehr die Kirche? In welche Schreiberei bei zahl: 
reichen Gemeinden, 3. B. in Berlin, wo Hefindedienft und Woh— 
nungen aus einer Parochie in die andere jo oft wechjeln, und im 
welche Swiltigfeiten über die Ertheilung oder Derweigerung oder 
Faſſung folcher Attejte, die Feine feititebenden Sormulare baben kön— 
nen, würde die Geiftlichfeit verwicdelt! Man würde fie der Weit- 
läuftgfeit wegen nicht fordern, und drei Diertel des Hefindes, der 
Geſellen und anderer oft die Wohnung wechjelnder Menſchen würde 
gerade der Abficht entgegen auf diefem Wege, da fie feine Attefte 
der Presbyterien mitbrächten, von der Kirche ausaefchlojjen, da die 
bürgerliche Sreibeit der Wohnungs:-Deränderung von folchen Attejten 
der Geijtlichkeit nicht abbängig gemacht werden kann. Swedmäßig 
aber ijt der Dorichlag, daß Jedem bei der Lonftrmation ein Lon: 
firmationszeugnig ertbeilt werde und junge Perfonen bei der Su: 
lafjung zum Abendmahl, als Taufzeugen und beim Aufgebot, dies 
dem Seijtlichen, wenn ibm die Lonfirmation derjelben nicht fonjt 
hinreichend gewiß bekannt iſt, vorlegen müſſen. 

Don der Kirchenzucht der Synoden über die Geiſtlichkeit iſt 
unten bei jenen die Rede. 

Der V. Abfchnitt betrifft 

die Kirhen:Derfajiuna. 

Aus diefem Abſchnitte geht leider bervor, daß die Superintendenten 
mit ibren Begriffen und Schlüffen über diefen Hegenftand gar nicht 
im Beinen und Klaren find, und dag auch die Kommifjarien den 
ergriffenen irrigen Hefichtspunft fejtgebalten baben, dag nur Wei: 
gungen und aus diejen entiprungene Wünfche, nicht gründliches 
Raifonnement das Wort fübren. Die folgenreiche Wichtigfeit diefer 
Anträge gebietet eine jorafältige Prüfung. 

a. der Sat: „daß Kirche und Staat in und durch einander be— 
itehen“, aus dem das ganze neue Svitem gefolgert wird, hätte be- 
wiefen, auch näber bejtimmt werden jollen, was man damit jagen 
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will, wenn er zur Grundlage eines ganz neuen Syjtems dienen foll, 
nach welchem 
die jeit der Reformation von den Preußiſchen 
Regenten über die proteftantiibe Kirhe durch 
die von ihnen beftellten Bebörden ausgeübten 
Majeftäts:-Rechtenun getrenntund unabbängig 
vonaller Staatsaewalt lediglich an die Geiſtlich— 
feit ſelbſt und die von Derjfelben gewählten geift- 
liben Derwalter dDerfelben übergeben müfjen. 
Aus dem, was die Superintendenten und die Commiſſion anführen, 
lajien jich jolche bedenkliche Solgerunaen feinesweges berleiten. Es 
gab Staaten obne eine Kirche im jegigen Sinne der chriftlichen. 
Die hrijtlihe Kirche beftand in den erjten drei Jahrhunderten, bis 
zur Religions-Deränderung Lonjtantins, in einem feindlichen Der- 
bältnifje zum Staate, alſo nicht durch ihn, es ijt alſo gegen die Ge— 
ichichte, dag Kirche und Staat in und durch einander bejteben. 

Auch unser pojitives Recht weiß von diefem Grundſatze nichts. 
Es verpflichtet die Kirche zum Heborjam und zur Treue gegen den 
Staat und giebt ihr nur durch die ausdrücdlihbe Aufnahme des 
Staates die Rechte eimer privilegirten Lorporation (Land-Recht 
Il. Theil 11. Tit. S 15—17). 

Geſetzt aber, die Prämifje wäre jo, wie fie dajtebt, richtig, jo 
ijt es dennoch die Solgerung nicht. 

Ganz ohne Zweifel bejteht der Staat in und durch Stadt: und 
Dorf-Gemeinen. Dennoch jind diefe nicht unabbängigq von ihm. 
Daber tft denn auch, weil man die gänzliche Unabhänaigfeit für 
je&t noc nicht zu behaupten wagt, nur der ſchielende Ausdrucd 
gewählt: 

„ver Staat habe alfo feine unumfhbränfte Gewalt über die 
Kirche“. 
Damit iſt aber garnichts aejagt; denn in der gerechten Monarchie 
übt der Staat jeine Gewalt überall nur in gejeglichen Schranfen. 

Der Superintendent Küjter, von dem die Behauptung zuerjt 

ausgeht: 
daß die chriftliche Kirche im Staate als eine rein geijtliche Ariſto— 
Fratie, nur allein durch Geiſtliche, welche die Geiſtlichkeit wähle, 
in ihren äußeren und inneren Derbältnifjen, bis zum Throne hin: 
auf regiert werden könne, 
will dies in der anliegenden Schrift zwar dadurch beweifen, daß 
das Wejen der chriftlichen Kirche dies erfordere, und daß fein Laie 


Bericht des Staatsminiiteriums, 411 


fähig jei, die äußeren Angelegenheiten der Kirche zu leiten, wes- 
balb er (Seite 22) den Mlinifter Woellner für den einzigen qualifi- 
cirten Chef erklärt, den das Kirchenweien gehabt babe. Allein dem 
eriten Grundſatze widerjpricht der bekamite Ausspruch der chriftlichen 
Religion: ſeid untertban der Obrigkeit, die Gewalt über euch bat! 
ſowie die Kirchengefchichte, nach welcher die Kaiſer, fobald fie die 
chriſtliche Religion angenommen batten, jchon bei dem Loncilio zu 
Ticea und fernerbin das Kirchen-Regiment und die Mlajejtäts- 
Rechte über die Kirche felbjt und durch ihre Staatsbeamten ausge: 
übt haben, und Karl der Große, als der Stifter bürgerlicher und 
firchliher Ordnung, ſowie jeine Machfolger in Deutfchland der 
Kirche Geſetze gegeben, die höhere Geiſtlichkeit bejtellt und die 
Staats-Hewalt über die Kirche durch ihre Dögte verwaltet haben. 

Gegen die alleinige Fähigkeit der Heiitlichfeit, die äußeren Der- 
hältnifje der Kirche im Staate unabhängig zu regieren, ſpricht die 
Hejchichte der Päbite und der Kirche vom 10. Jahrhunderte an bis 
zur Reformation (in welcher Periode durch Priejter-ebermuth, 
Schwelgerei und Berrichaft über das Aeußere das Innere der Kirche 
jo fchändlich verwilderte) zu deutlich, als dag man fie anerfennen 
fönne. 

Sub. Wenn das Auffihts:NRecht des Staates in diefen Dor- 
ichlägen noch zugejtanden wird (ungeachtet der Superintendent 
Küjter p. 47 feiner Schrift auch die landesberrliche Beftätigung des 
Oberbiſchofs nicht durchaus für nötbig achtet), wie fann die Kirche 
vorfchreiben wollen: durch wen und wie der Staat dies Recht aus: 
üben foll? 

Somenig der qute und fromme Sinn der von Em. Majejtät 
bejtellten Commifjarien zu bezweifeln ijt; jo gebt doch aus den Der: 
bandlungen und der anliegenden Schrift, ungeachtet der Protejtation 
gegen Bierarchie ein Streben nach derjelben jebr deutlich ber- 
vor, und Derderblichfeit der Priejterberrichaft für den Staat ijt ge- 
jchichtlich jo ausgemacht, dag fie Feiner Ausführung bedarf. 

Wenn man die Derhältnifje der Kirche zum Staate aus allge: 
meinen Grundfägen ableiten will; jo kommt es hauptjächlih auf 
den Begriffder Kirche als NReltigionsgejelljichaft 
im Staate an. Ohne Zweifel bejtebt jie aus allen Mit— 
gliedern der Gemeinden, die nach einem gemeim 
jhaftlihben GSlaubensbefenntnijje zu religiöjen 
Sweden vereinigt jind Dies it bei uns nach ausdrücd: 
lichem Ausipruch des Geiches ihr Begriff (Kandrect I. c. 8 58). 
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Diejen Mitgliedern allen alfo jteben nach den Hrundjägen der Der: 
nunft, des protejtantiichen Glaubens- und Kirchenrechtes, fowie des 
Sandrechtes die Rechte der Kirche zu. Der Superintendent Küjter 
aber erflärt die Geijtlichfeit allein für die Repräfentanten 
und Regierer der Kirchen, das ift dann in den Dorfchlägen ohne 
weitere Prüfung willig aufgenommen und fo ergiebt fich, daß es 
offenbar anf einem irrigen Fundament berubet, daß die GHeiftlichen, 
die doc) auch nur Mitglieder und Diener der Kirche find, die 
Kirhbeallein freiregieren und alle Gewaltbaber 
derjelbenausibrer Mitte bis zum Throne binauf 
wäblen jollen. 

Lonjequent würde bieraus auch bald notbwendig der Anſpruch 
gefolgert werden: auch dem Souverain ein gewähltes ®berbaupt 
der Kirche zur Seite zu ſetzen, wie es nach diejen Grundfäßgen in 
der Fatholiichen Kirche aeicheben if. Dann wären wir aljo wieder 
in diejer Beziehung auf die Grundſätze des gqröbiten Papismus zu— 
rücgefübrt, gegen den Kutber und Lalvin vergebens für uns ge: 
Fämpft bätten, und das im 5Ojährigen Kriege gefloſſene Blut erlöfte 
uns nun nicht weiter von den Feſſeln der Hierarchie, als daß man 
vorerjt jie mit janfter Rede uns anlegte. So wäre diejer Swed, 
wozu die aufgeflärten Regenten, welche das Wohl ihrer Völker er: 
Fannten, die Reformation ſchützten und durchführten, wieder ver: 
loren, und wie mag die protejtantijche Kirche behaupten, ihr Wefen 
verlange Schritte dahin! Wo ift die Gewähr, dat eine, von aller 
Staatsperwaltung getrennte, ihr unabhängig gegenüberftebende 
protejtantiihe Bierarchie ihre äußere Gewalt nicht in der Solge 
ebenfowohl zum Nadhtbeil des Staates gebrauche, als die Fatholi- 
jchen Päbjte und Bifhöfe? und dag die proteitantifche Geiſtlichkeit 
nicht ibr Sinnen und Thun von ibrem Beruf der Kebre, Erbauung 
und Tröjtung der Gemeine dann abziebe und nur auf das Re: 
gieren, auf Streben nah Gewalt und Würden wende? 

Das Wabre und Rechte iſt daber ohne Sweifel bierin: 

1. Daf die innere Hemwiljensfreiheit (wie das Landrecht ſehr richtig 
und bejtinmt fejtiegt) jedem Einzelnen gebührt, fo daß ihm 
darin weder der Staat noch die Kirche zu gebieten hat, daß 
aber die Kirche über Hauptlebrjäge einig fein muß, auf deren 
Grund der Staat fie als ſolche anerkennt und jchüst. 

Daß die Dereinigung über dieſe Lehrjäße das Innere und 
Geijtige, Alles, was die Religion und den Lultus jelbjt be: 
trifft, der Kirche allein gebührt, von ihr zu leiten ift und dem 
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Staate darüber nur die Aufficht und Derhinderung des ihm 
Schädlichen zuitebet. 

3. Daß dagegen die äußeren Nechte der Kirche im Staate und 
der Schuß derjelben und die Aufficht über fie der Staat un: 
mittelbar zu handhaben befugt und verpflichtet ilt. 

Wenn man nach diefen Grundfäßen die Dorichläge der Com— 
mifjarien durchaeht, jo ift 

I. die Schlieguna der Pfarreien und Aufhebung der Pfarr: 
Eremtionen derjenigen, die zu derjelben Lonfeljion gehören (das 
Militair, welches eine eigene Gemeine ausmacht, allein ausgenom: 
men) allerdings rathſam. 

II. Die Errichtung der Presbyterien (Kirchenfollegien) da, wo 
fie noch fehlen, unbedenklich und gut, und treten wir dem Gutachten 
der Lommiifion darin um fo mebr bei, dag die Patronat- und Wahl: 
rechte unverändert bleiben müfjen, da fie bierbei felbjt gefühlt bat, 
da die Anfprüche der Superintendenten übertrieben find. 

II. Desgleichen jtimmen wir dem Dorfchlage bei, überall Kreis: 
Synoden einzuführen. Sie bejteben jchon in den Weſtphäliſchen 
Provinzen; ſie bejtanden in Franken und haben ſich heilſam bewiejen, 
da fie ein gemeinjchaftlichbes Bejtreben zur fortichreitenden Ausbil: 
dung der Geijtlichkeit, zur Beobachtung eines würdigen Betragens, 
zur Einigfeit in der Lehre und Liturgie befördern, wenn fie zweck— 
mäßig geleitet werden. 

Die Derwandlung des Namens der Superintendenten in Pröpjte 
jcheint jedoch unnüß, zumal da ein General-Superintendent bleiben 
joll, der Special-Superintendenten vorausießt. 

Die Synoden haben jedoch nur über die inneren Ange» 
legenheiten der Kirche zu beichliegen. Jeder Bejchlug mug 
dem Lonfiftorio zur Genehmigung vorgeleat werden. 

Die Disciplin über die Heiftlichen kann der Synode, in den von 
der Commiſſion voraeichlagenen Grenzen überlajjen bleiben; jo die 
Aufficht auf die Dolfsjchulen in religiöjfer und ſittlicher Beziehung, 
in den böberen Schulen nur über den Religtonsunterricht. 

IV. In den Dorichlägen zur Bildung der Provinzial-Lonfiftorien 
liegt eigentlich der Antrag: die jeit der Reformation in Ew. Maje: 
jtät Staaten bejtebende Conſiſtorigl-Derfaſſung, in welcher 
der Kandesherr die äugeren Angelegenbeiten der Kirche durch die 
von ihm beitellten Lonjijtorien regiert, aanz abzuſchaffen und jtatt 
deren eine rein-geiftlihbe republikaniſche Derfaflung ein- 
zuführen, in der die Kirche ihre äußern ſowie dte innern Angele— 
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genheiten durch gewiſſe Repräfentanten, von aller Staatsgewalt ge- 
trennt, jelbjt regiert. Darum foll das Lonfiitorium ein von der 
Geiftlichfeit gewähltes reingeiitliches, blos aus geijtlichen Räthen 
mit einem geijtlichen Präjidenten bejtebendes Lollegium fein, und zu 
den äugerlichen Kirchenfachen weltliche Aſſeſſoren haben, die (als 
nicht zur Kirche gebörige, der Mlitregierung Unfäbige) nicht mit: 
jtimmen jollen. Welche des Rechts, der Staatsverwaltung fundige 
Männer, wirklich fähig zu beurtbeilen, was der Kirche und dem 
Staate in ihrer Gemeinjchaft wahrbaft frommt, werden fich zu 
jolchen blos confultativen Schreibern und Rechnern diefer Bierarchen 
hergeben wollen? Nur die mittelmäßtajten Subjefte, jelbjtändiger 
Thätigfeit unfäbig, werden hiebei taglöbnern, und was werden folche 
tjolirte Conſiſtorien mit ihrer Geichäftsunfunde, der Eiferjucht der 
Derwaltungsbebörden gegenüber gejtellt, für das äußere Wohl der 
Kirche wirfen? Noch viel weniger als zu der Seit, da die Conſi— 
jtorien mit den Jujtizbebörden verbunden waren, deren übrigens 
geichäftsfundiae Mlitalieder jchon darum weit weniger für das Wohl 
der Kirchen und Schulen wirfen fonnten, als in legter Seit durch 
die Regierungen gejchehen ift, weil ſie nicht wie dieje auch die 
äußeren Mittel dazu zu verwalten batten. 

An Seblariffen gegen die Derfaffung würde es bei jolchen rein 
geiſtlichen Lonfiitorien nicht mangeln, die der Eiferfucht willfom- 
mene Waffen jein würden, um fie dem Spotte Preis zu geben. 
Es fönnte nichts Nachtbeiligeres für die Kirche geicheben, um jie 
fallen zu laffen. Die Zeit der Bierarchie ift für die protejtantijche 
Kirche un jo gewifjer vorbei, da fie auch für die Fatboliiche durch 
den MWiderjtand der NRegenten immer mehr ihrem Ende entgegen: 
gehet! Die Kirche kann mur durch eigene würdige Derbeflerung 
ihres Innern (welches von befjerer Bildung der Geiftlichen ab- 
bänat) und durch fräftigen Schuß und Beijtand des weltlichen Armes 
in ihrem Neußeren gehoben und aebalten werden. Mill fie im 
Aeußern regieren, fo gräbt fie ihr Grab. Diel mebr iſt für Kirchen 
und Schulen geicheben, jeit die Lonfiltorien mit den Derwaltungs- 
behörden verbunden find. Warum jollen auch die Laien von der 
Mitwirkung bei der Bejetung der Königlichen Patronatsitellen aus— 
geichlofien jein, da fie es bei den Gemeindewahlen nicht find, und 
über die Tüchtigfeit in Lehre und Wandel den Geiſtlichen auch in 
der jetigen Derfaflung die Entjcheidung geblieben it? Sobald die 
Dorichläge der Superintendenten befannt geworden find, hat fich die 
allgemeine Stimme des Publikums gegen diejes Streben nach Prieiter: 
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herrſchaft ſehr laut erklärt. Haß gegen die Geiftlichfeit wäre die 
gewiſſeſte Folge einer folchen Einrichtung und derjelben damit der 
religiöjfe Einfluß beim Volke verfchloifen. 

Wie jollte auch die Einigfeit und äußere Rube zwifchen den 
verjchiedenen Kirchen unter folchen blos aus Theologen unter einem 
theoloagiichen Chef bejtehenden Bebörden erbalten werden ? 

Es fordern in diefen Vorſchlägen jett ſchon die Lutheraner und 
Reformirte jede ein eigenes Propinzial-Lonfiitorium. Ein gleiches 
und zwar lediglich von ihren Biichöfen und dem Papite abhängig, 
würden die Katbolifen mit gleibem Rechte für die ibre Kirche be- 
treffenden jura circa sacra und äußeren Angelegenbeiten fordern; 
dann die Herrnbuter und Mlennonijten und endlich wohl gar die 
Juden. 

Die Reibungen diefer vielfahen auch in ibren äußern Derhält: 
niffen jich felbjt regierenden geiftliben Bebörden möchten wohl fo 
arg werden, daß bei dem Mangel einer anderen vermittelnden 
Staatsgewalt nur das General-Commando in den Provinzen fie zu 
berubigen hätte. Indem man über Dereinigung der proteftantifchen 
Confeſſionen fchreibt und fjpricht, will man jie durch ſolche Dor- 
jchläge noch weiter trennen und nenes Intereſſe zur Spaltung geben. 

Bat jede Lonfellion ihr eigenes Lonfiftorium wieder, jo bat 
ihre Seiftlichfeit ein neues Intereſſe, dieſe abgejonderte Stellen nie 
fahren zu laffen. 

Wir halten daber nur für zwedmäßig : 

daß die Heiitlichen in jeder Superintendentur unter dem Super: 

intendenten eine Kreisivnode und die Superintendenten unter 

einem General-5Superintendenten eine Pro» 

pinztal-5Svnode bilden, für die innern Angelegen— 

heiten der Kirche der Provinz, 
wohin jährlich die Superintendenten aus ihren Kreis:-Syno:- 
den deren Wünſche über allgemeine innere Angelegen— 
beiten der Kirche bringen; daß diefe Beichlüffe dann zur landes- 
berrlichen Bejtätigung in das Lonjiftorium gebracht werden, 
worin der General-Superintendent als der geijtliche Dorgejette 
mit fit und mit den aeiitlichen Rätben über die inneren An— 
gelegenheiten das votum decisivum affırmativum hat; der weltliche 
Dorgejeßte mit den weltlichen Räthen über dieje Angelegenheiten 
aber nur ein votum suspensivum mit Berufung auf böhere Ent: 
jcheidung ; in den äußern Angelegenheiten aber alle Mitglieder volles 
Stimmrecht baben; daß ferner die Superintendenten, Ge» 
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neral-Superintendenten und Confijtorial-Rätbe ferner 
wie bisber lediglid von Euer Majejtät bejtellt und nicht 
von der Heiftlichfeit gewählt werden. 

Dadurch wird die von Ew. Mlajejtät in der Derordnung vom 
50. April d. Is. befohlene Bejtellung der Lonfiftorien unter dem 
Dorfige der Oberpräſidenten aufrecht erbalten, der Geiſtlichkeit über: 
laſſen, was ihres Amtes ift, und dem NRegenten das Necht der Auf: 
jiht und des Lonftjtorit vorbehalten, welches nad dem protejtanti: 
jchen Kirchenrechte und nach der Derfaffung in Ew. Majejtät Staaten 
ihm zuſtehet. 

Daß die Lonfiitorien als Kirchen: und Schul-Lollegia aller Con- 
feifionen vereinigt und mit den Derwaltungsbehörden in Derbindung 
bleiben, erfordert aus obigen Gründen, nah den wohltbätigen Er- 
fabrungen diejer Einrichtung, das Wohl der Kirchen und Schulen 
höchſt dringend. 

Daß der General-Superintendent nicht Bifchof ge 
nannt werde, dagegen jprechen außer den in dem Gutachten der 
Lommiffion angeführten Gründen, dag man Hinneigung zum Katho- 
licismus daraus folgern würde, noch mebrere Gründe. Die mehre: 
jten Geiſtlichen, welche nicht die Ausficht hätten, Biſchöfe zu werden, 
würden fehr unzufrieden damit fein, aus Bejorgniß, dag mit dem 
Titel die Bifchöfe auch die Hewalt der katholiſchen über die Pfarrer 
jih würden anmaßen wollen. Die Bijchöfe felbjt würden unzufrie: 
den fein, wenn fie mit dem Namen auch ibr Einfonmmen mit den 
reichen Dotationen der katholiſchen Kirche mägen, welcen fie un: 
möglich gleichaeitellt werden Fönnten. Die Schwierigkeiten, welche 
die Einſetzung von Bifchöfen fand, waren es bauptiächlih, woran 
unter des Königs Friedrichs des I. Majeftät der Plan: die Liturgie 
der englifchen Kirche hier einzuführen, jcheiterte. 

Der Dorfchlag, dag die Propinzial:Synode unter Cenſur des 
Lonfijtorit für die Interna ein eigenes Diöcefan:Blatt beraus- 
gebe, bat fein Bedenfen, dte externa aber gehören in das Amts: 
blatt, wie in die Geſetzſammlung, die der Heiftliche in jedem Salle 
halten muß, da er ſich als Staatsbürger danach zu achten bat. 

Der vorgeichlagene Heichäftsfreis der Conſiſtorien beweiſet, dag 
nicht blos Theologie und Rechts: und Rechnungsfunde einiger welt: 
licher, jubaltern gebaltener Beifiger zu deſſen Erfüllung ausreicht, 
wenn die Nation micht m paptitiicben Obſcurantismus zurück— 
fallen foll. 

Wie kann 3.8. die Hentlichfeit als ſolche ſich anmagen wollen, 
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das ganze Erziehungs und Schulwejen, auch das höhere wiſſen— 
jchaftliche (die wichtigfte Angelegenheit des Staats) allein und un: 
abhängig gleich den Jeſuiten leiten und regieren zu wollen? Dazu 
it es allein nicht genug, dag man Theolog und ein unjträflicher 
Pfarrer jei. Wie würden alle übrigen Safultäten, alle Schriftiteller 
des Im und Auslandes, mit Recht gegen einen folchen protejtan- 
tijchen Jejuitismus jih empören! Auch ſteht ein politifches 
Bedenfen von der höchſten Wichtigfeit diefem Grund— 
ſatze entgegen. Wollte man für die proteftantifche Geiſtlichkeit 
ihn ausiprechen, jo würde die Fatbolifche unter einem protejtanti- 
jchen Regenten um jo mehr Anfpruch darauf haben, man fönnte 
der Sorderung des Papites, die ganze Erziebung den Jefuiten zu 
übergeben, nichts mebr entgegenjegen, und der bejte Weg jich audı 
die Gefinnungen des Dolfes in den Fatbolifchen Provinzen anzu- 
eignen würde verjchlojjen, wenn der Staat das aanze Erziehungs: 
mwejen aus den Händen gäbe. 

V. Was die oberite geijtlihe Behörde betrifft; fo fordert der 
Superintendent Küjter (p. 44 der Grundlinien) eine rein getitliche 
Oberſynode mit gewählten ®berfynodalrätben und einem gewählten 
Oberbiſchof an ibrer Spiße. 

Die Lommiljion jchlägt em Obersonfiftorum vor und läßt jich 
einen weltlichen Miniſter an der Spitze desjelben gefallen, glaubt 
jedoch, daß es das Anſehen der Kirche in den Augen aller erböben 
würde, wenn Ew. Majeftät einen eigenen geiftlichen Miniiter, 
der mit weiter Feiner Derwaltung bejchäftigt ſei, zu beitellen geruh- 
ten, indejjen lägt fie fich auch allenfalls die Sortdauer der jetigen 
Derbinduna gefallen. 

Der Minijter des Innern bält jich verpflichtet, biebei ehrfurdhts- 
voll anzuzeigen, dag er gerade in der Derbindung mit den übrigen 
Hweigen der Staatsperwaltung die Mittel gefunden hat und ferner 
zu finden glaubt, für das Anjeben und Wohl der Kirchen und 
Schulen zu wirken; daß der Derfall der Kirche und Schulen, wor: 
über geflagt wird, unter der vorigen Derfafiung des Oberconſiſtorii 
entitanden iſt; daß die Akten des Oberconſiſtorii jener Seit fajt nur 
unfruchtbare Tabellen und unausgeführte Pläne entbalten. Selbit 
für die bejjere Derwaltung der inneren Angelegenbeiten der Kirche 
liefert diefe ebemalige collegialifche Derfaffung des Oberconſiſtorii 
feine Beweife. So war es 3. B. die Miebrbeit der Stimmen im 
damaligen Oberconfiltorio, welche um aufgeklärt zu ericheinen vor 
mehreren Jahren die Taufe chrijtlicher Kinder für unnötbig erflär- 
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ten, bis Euer Majeftät durch allerhöchite CabinetsOrdre die ent: 
gegengefegte Meinung des damaligen Ansbachiichen Präfidenten zur 
Dorichrift machten, und im In- und Auslande und in öffentlichen 
Schriften it es anerfannt, dag für das Wohl der Kirchen und 
Schulen nirgend fo viel Gutes geichehen, als in Ew. Magjejtät 
Staaten, ſeit Allerböchitdiejelben die jegt beitehende Organijation 
zur Derwaltung ihrer Ungelegenbeiten anzuordnen gerubet haben. 

Wir können daber den jehr zweifelbaften Hrund, dag dadurdı 
das Anjeben der Kirche gewinnen dürfte, Feinesweges für jo erbeb- 
lich balten, um deshalb eine Deränderung in der Organtijation der 
oberften Behörde in Antrag zu bringen. Don diefer ift es übrigens 
jhon bisber als von jelbit ſich verjtehend betrachtet worden, daß jo 
wie Em. Majeſtät böchitfelbit über Hlaubensjachen nicht befeblen, 
noch viel weniger der Miniſter darüber und über Liturgie und 
andere innere Angelegenheiten des Lultus geaen die Meinung der 
Heiftlichfeit einfeitig entjcheiden Fönne, und es wird ſich derielbe 
dejlen jederzeit zu bejcheiden haben. Ebenjo ijt es nötbia, dag über 
die Anordnung des Religionsunterrichtes und die Anftellung der 
Profefloren der Theologie die geiftlichen Rätbe zu Ratbe gezogen 
werden, wie dies geichtebt. Das ganze Erziehungsweſen fann man 
ihnen aber auch jchon darum nicht in die Hände geben, weil fie 
demfelben nicht gewachien find. 

Mir können nicht unterlafjien, Ew. Majeftät hiebei fchlieglich 
noch ein öffentliches Urtheil über die Dorjchläge der Superinten: 
denten in dem 161. und 162. Stüde der Jenaifchen Kitteratur-Fei- 
tung!) alleruntertbäniajt vorzulegen, da es unferer Ueberzeugung nach 
jebr eimfichtig ift und beweijet, dag auch gelehrte Theologen mit 
unjerer Anficht übereinftimmen, wie dies denn auch aus mehreren 
öffentlichen Urtbeilen, jowie dem Miniſter des Innern aus Privat: 
äußerungen theologiſcher Profefforen der Ballischen und Breslauer 
Univerſität befannt it. 

VI Der Anbana 
des Gutachtens der Lommiljion betrifft endlih die äußerliche 
Laae der Heiitlihen. 
Es tft die Schilderung, die bier von dieſem Zuſtande gemacht 
wird, wahr und gegründet: dag viele Getitliche 
I. durch den geitiegenen Preis der Bedürfnifie; 
2. durch Ste Verminderung der zufälligen Einnabmen an Acci— 
denzien tbeils wegen des verminderten Wobljtandes der Ge— 
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meinen, theils wegen verminderter Sreigebigfeit derjelben gegen 

die Geiſtlichkeit; 

5. durch neue Kajten und Abgaben und Entjiebwig ehemaliger 

Immunitäten; 

in ihrem Einkommen ſo herunter gekommen ſind, daß es nicht 

mehr zu den nöthigen Lebensbedürfniſſen ausreicht und dabei 

das den Geiſtlichen zur Erfüllung ihres Amtes nöthige An— 
ſehen und die erforderliche Heiterkeit des Geiſtes nicht beſtehen 
können. 

Ew. Majeſtät haben auch bereits die Mothwendigfeit hierin 
zu helfen allergnädigſt anerkannt und in der CabinetsOrdre vom 
15. September v. J. befoblen: 

dag wenigjtens vorerjt der Sujtand der Geiftlichen, wie er im 

Jabre 1806 war, wiederbergeitellt werden und ihnen die jeit- 

dem aufgebürdeten Kajten wieder abgenommen werden jollen 
und wir jind mit der baldigen Dollziebung diefes Befehls beichäftiat. 

Auch muß der Mlinijter des Innern mit ebrfurchtsvollitem 
Danfe biebei anführen, dag Em. Majeftät, ſelbſt in den neneren 
bedrängten Seiten, in vielen Fällen, wo die Noth der Geiftlichen 
jo groß war, daß jie zur Bitte um Unterftügung dringend nötbigte, 
diefe nie verjagt und vielfahbe neue Zuſchüſſe aus allerböchitdero 
Kaſſen bewilligt haben. 

Mas die Mlttel betrifft, welche die Commiſſion zur allgemeinen 
Derbejjerung des äußeren Suftandes der Geiitlichfeit vorichlägt; fo 
wird es 

I. allerdings in manchen Sällen zweckmäßig fein, Fleine und 
nabe bei einander gelegene Pfarreien in eine große zu vereinigen 
und dabei einen Landidaten dem Pfarrer, gleich den Lappelanen 
in der katholiſchen Kirche, zum Gebilfen zu geben, wodurch diejem 
zugleich Gelegenheit gegeben wird, jih praftiich zum Geijtlichen 
auszubilden. 

Auch giebt es in manchen Städten offenbar zu viel Prediger 
und die Einziehung entbebrlicher Stellen wird nach dem Dorichlage 
der Commiſſion zur Derbejlerung der übrigen benugt werden können. 
Es wird aber gewiſſenhaft darauf zu ſehen fen, dag dies überall 
nur da gejchebe, wo es unbejchadet der vollitändigen Seelſorge jtatt: 
finden fann. 

Der 2. Dorichlag: 

daß die Accidenzien, Beichtgeld und bisherige freiwillige Offer: 

torien nach Durchichnittserträgen firirt und als eine Kopf- und 
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Klafjenjteuer von allen conftrmirten Mitgliedern der Gemeinen 

durch die Obrigfeit erhoben werden follen, 
erfcheint uns fehr bedenklich. 

Dieje Abgabe, deren Urjache um fo weniger unbefannt bleiben 
Fönnte, da fie fih nach der Lonfeifion der Lontribuenten richtete, 
würde unfehlbar im Dolfe den Namen der Priejterfteuer erhal: 
ten und bei der befannten Empfindlichkeit desjelben gegen jede neue 
Abgabe, befonders jeßt, wo die Noth jchon fo manche geboten hat, 
gewiß allgemeinen und großen Widerwillen gegen die Heiftlichfeit 
erregen, wobei die NReligiofität offenbar nicht gewinnen könnte. 
Doppelt nachtbeiltg würde dies in Gemeinden wirken, die mit Ka: 
tbolifen vermiſcht find, indem dieſe von der Abgabe frei blieben, 
und wo Juden find, würde es einen noch übleren Kontrajt geben, 
dag nun die Protejtanten ihre Religion verjteuerten, nachdem den 
Juden die bejonderen Abgaben abgenommen worden. 

Mir find daber der Meinung, daß es bei den Accidenzien 
bleiben muß, da, wenn jie abgeichafft werden follten, die Heiftlichen 
dafür aus den Staatsfaffen entjchädigt und die Mittel dazu aus 
den allgemeinen Abgaben geichöpft werden müßten, was jebt die 
Staatsfräfte nicht erlauben. Da die geiftlihe Commiſſion eventuell 
jelbjt auf Erhöhung der Stolgebührentare und auf deren Einfüb- 
rung bei den reformirten Hemeinden, wo fie bisher nicht jtattfand, 
anträgt; fo halten wir mur 

die Abichaffung des Beichtgeldes 
für nötbig, indem diefes allerdings anjtögig und unwürdig it, da 
der YUngebildete die Sache jo anfiebt, als faufe er mit dem Groſchen, 
den er dem Öeiftlichen zumirft, feine Sünden ab, und als lade jener 
ihn des Beichtgrofchens wegen zum Abendmahl ein. 

Wir balten daber allerdinas für nötbig, daß diefes Accidenz 
abgeichafft und die Heiftlichfeit nach 10 jäbrigem Durchſchnitte da— 
für entjchädigt werde, und zwar da, wo die Kirchenfajfen es ver: 
mögen, aus diejen, und wo fie es nicht vermögen, aus den Gemein: 
defafjen, wenn jie es obne neue Auflage auf die Hemeindeglieder 
vermögen, und wo auch dies nicht tbunlich ift, aus den Staatsfaflen, 
indem es Feine jebr bedeutende Ausgabe derfelben verurjachen wird. 

Hu der angetragenen allgemeinen Erhböbung der Stolgebühren«- 
tare und zur Einführung derjelben in den reformirten Hemeinen, 
die bis jet davon frei waren, Fönnen wir den jetigen Zeitpunkt, 
wo der Wohljtand der Mation jo ſehr bat erichöpft werden müſſen, 
und wo die jetzigen Taren jchon vielen bei Begräbnifjen und Tau: 
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fen ſehr ſchwer fallen, nicht geeignet finden, indem dies denjelben 
Eindruf machen würde, der oben von einer Steuer für die Geiſt— 
lichfeit beſorgt iſt. 

5. Die Candwirthſchaft, deren die Commiſſion erwähnt, balten 
wir für Kandpfarrer fehr pafjend. So groß iſt feine Pfarrwirtb- 
fchaft, dag die gebildeten Pfarrer, wie fie jein follen und wie man 
fie zu bilden fuchen muß, darüber verbauern und mit dem Land: 
mann in Eollijion gerathben müßten. Dielmebr ijt die Candwirtb- 
jchaft eine ſehr fchidliche Erbolung für den Pfarrer und indem fie 
jeine Gefundheit erhält und die Bedürfniffe feines häuslichen Kebens 
von dem Schwanfen der Preife unabhängig macht, giebt fie ibm 
einen Beruf zu dem der Religion fo nabe verwandten Studium 
der Natur und Gelegenheit, dem Landmann für feinen Beruf ein 
Dorbild zu jein. Der rohe und träge GSeiftlihe aber geräth in 
deren Ermangelung nur in Derfuchung, feine Muße durch Spiel 
und gemeine Gefellichaft weit unwürdiger auszufüllen. 

Die Landwirthichaft der Kandpfarrer wird daher überall zu 
erhalten fein, unbejchadet der Befugnig derjenigen, die zur Selbit- 
wirtbichaft feine Neigung baben, fie zu verpachten. 

4. Die Siration der Zehnten, da, wo jie noch nicht fjtattfindet, 
it allerdings wünjchenswerthb. Sie fann aber nur durch Heberein: 
funft mit den Sehentpflichtigen gejchehen und wird am zweckmäßig— 
jten bei den Regulirungen der bäuerlichen Derhältnifie einzuleiten 
und dies den Regulirunas-Lommiffarien aufzugeben fein. 

Su 5. baben wir uns oben bereits wegen der den Geiſtlichen 
entzogenen Immunitäten in Beziehung auf die hierüber entjcheidende 
höchſte Labinetsordre vom 15. September v. J. geäußert und in 
derjelben haben Ew. Majeſtät zu 

6. auch bereits erklärt, daß der jetzige Zuſtand der Finanzen 
es nicht möglich mache, allgemein durch Gehaltszuſchüſſe den Zu— 
jftand der Geiftlichen zu verbeffern. Der Miniſter des Innern darf 
jedoch hoffen, dag, jo wie Ew. Majeſtät ſchon bisher alleranädiait 
feine Bitte um Abbülfe wabrer Notb, da, wo andere Mittel feblen, 
durch Unterjtügung aus allerhöchjtdero Kaſſen unerbört gelafjen 
haben, dies auch ferner geicheben werde und wird daher nicht er: 
mangeln, ſolche Fälle Ew. Majeſtät alleruntertbänigjt vorjutragen. 

Der 7. Antrag: dag die Heiftlichen da, wo fie ausnabmsweile 
in Kriegszeiten Lajten-tragen müßten, andern Salarijten gleich be 
handelt würden, berubet auf eine nicht ganz deutliche Einſicht ſolcher 
Derhältniiie. 
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Do von Abzügen an Gehalten aus Königlichen Kajjen die 
Rede iſt, da find fie allerdinas andern Salarijten gleich zu beban- 
deln; gilt es aber Keiftungen von Grundſtücken, jo müßten fie wie 
die Hrundbefiger bebandelt und von den Landrätben dazu ange: 
zogen werden. 

8. Die äußere Auszeichnung der Heiftlichen betreffend, jo er 
flären die Lommifjarien, daß fie die Beitimmung eines NRangver- 
hältniffes der Heiftlichen zu den weltliben Ständen wicht ange: 
mefjen, jedoch eine Bejtimmung der Ordnung für feierlibe Ge— 
legenheiten 

als Keichenbegänanifje und 
bei gemeinjchaftlichen Hejchäften und 
Anterichriften 
nöthig finden. ° . 

Uns fcheint es unbedenklich, dag die geiſtlichen Räthe in dem 
Departement des Miniſterii und in den Regierungen und Lonfi- 
jtorien mit den weltlichen Rätben und auch die Superintendenten 
mit den BRegierungs: und Kandräthen, die Pfarrer aber mit den 
Beamten nach dem Alter ibrer Patente gleichen Rang, bei geiftlichen 
Seterlichfeiten aber, als Keichenbeaänaniffen, wenn jie bei denjelben 
im Amte jind, den Dortritt bätten. 

Der legte Antrag: 

dag bei einer repräfentativen Staatsverfafjung auch die Geiſt— 

lichkeit als ein Stand anerfannt und durch NRepräfentanten be 

rufen werden möge, das allgemeine Wohl zu beratben, 
iit jo abhängia von dem, was Em. Majejtät überbaupt wegen der 
Repräjentation beichliegen werden, und ob dabei eine Abjonderung 
nach Ständen jtattfinden werde, dag er jet nicht begutachtet wer: 
den Fann. 

Ew. Mageftät jtellen wir nun die allerhöchſte Entſcheidung diefer 
unjerer Anfichten mit der ehrfurchtsvollen Derficherung anbeim, daß 
wir dabei das Wohl der Kirche und des Staates und die Mlaje: 
jtätsrechte des Staatsoberbauptes mit der vollftommenjten Unbe— 
fangenbeit wahrzunehmen uns beitrebt haben. 

Endlich fönnen wir die Bemerkung nicht unterdrüden, das, 
wenn diele Nejultate 

der commiſſariſchen Derbandlungen nicht erhbeblih ae 

nug ericheinen möchten, 
dies in der Natur der Sache lieat. 

Alte wejentlibe Religions:NReformationen find nicht das Werf 
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der Kirsbenverfammlungen und geijtlihen Lommiffionen, jondern 
der Begeifterung einzelner Männer von großer Kraft geweſen, die 
ſelbſt begeiltert das Dolf begeifterten und ihm als unmittelbar von 
Gott berufen erjchienen. Weientlihe und plögliche Reformen auf 
anderem Wege werden, jtatt die Hemütber zu ergreifen, ein Gegen: 
ftand Falter Kritif und daher nur zu leicht für ein blos menichliches 
Machwerk zu hierarchiſchen und politischen Sweden geachtet. Darum 
find wir überall von dem Hefichtspunfte ausgegangen: 

dag es für die in den Bedränantijen der Heit (im welchen die 

Noth beten gelehrt hat} wieder erwachten religiöfen Gefühle 

eber gefährlih als beilfam jein dürfte, wenn man viel Neues 

einführen wollte; dag man fie vielmebr jo viel möglich an das 
nodı vorhandene Alte fejtbalten und an diefem nur mit leifer 

Hand beſſern müjle. 

Darum jcheiterte auch jchon zu Anfang des vorigen Jahrhun— 
derts der Plan, die Doamen und Liturgie der engliichen Kirche 
bier einzuführen, ungeachtet Keibnig an der Spite des Unterneb- 
mens jtand, weil nicht Derjtand und Gelehrſamkeit, fondern nur Be: 
geijterung mit großer Kraft vereinigt des allgemeinen Glaubens 
und Dertrauens an religiöfe Neuerungen im Dolfe ſich bemeiftern 
fönnen. 

Berlin, den 9. Januar 1810. 

gez. Kircheifen. Bülow. v. Schumann. 
von Mittgenftein. Boyen. 


Kabinetsordre vom 27. Mai 1816. 
Dal. 5. 234. 


Auf den Bericht von 9. Jammar, womit Mir das Gutachten 
der Geiſtlichen Commiſſion: die Derbefjerung der Kirchen-Derfafjung 
betreffend, eingereicht worden, eröffne Jch Ihnen: 

1. Daß Ich es allerdings gearündet finde, daß dieje Verbeſſe— 
rung vorzüglich auf die Bildung würdiger GHeiftlichen berubet. 

Es muß daher nicht allein, wie ſchon bis jet auf den Schulen 
und Univerfitäten für den gründlichen Unterricht und die Reinheit 
der Sitten gejorat und auch bejonders darauf gefeben werden, day 
auf den Schulen der Religions-Unterricht nicht verfäumt und daß 
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er durch Heiftliche ertbeilt werde, jondern es muß auch auf die 
Landidaten der Theologie, wenn jie die Univerfität verlafien haben, 
mebr Aufmerkſamkeit als bisber verwendet werden. Ich mache es 
daher nicht nur den Superintendenten und Synoden zur befonderen 
Pflicht, über die Landidaten des Predigtamtes in ihren Kreijen, jo: 
wohl in Anſehung des Kebenswandels als der praftifchen Ausbil- 
dung die Aufjicht zu führen, fondern Ich will auch, da zu diejem 
wichtigen Zwecke geiftlihe Seminarien errichtet werden, in welchen 
Landidaten, nadıdem fie die Univerſität verlafjen haben, unter der 
Leitung würdiger Geiftlichen zu vorzüglichen Seelforgern ausgebildet 
werden follen. Ich beauftrage deshalb den Mlinifter des Innern, 
den Plan zu jolchen Seminarien zunächit für Wittenberg zu entwer: 
fen und Mir vorzulegen. 

II. Was in dem Gutachten der Commiffion über das Predigt: 
Weſen gejagt ift, billige Ich. Allgemeine wejentliche Derbefferungen 
bierin hängen allerdings von der Bildung der Geiſtlichen ab, in- 
dejjen werden einfichtige Superintendenten und Synoden durd Bei: 
jpiel und Belehrung immer viel dazu wirken können, daß ermüdende 
Meitjchweifigfeit dabei vermieden und wahrbafte Belebrung und 
Erbauung bewirft werde. 

Auch genehmige Jh, dag nach dem Porfchlage die Wochen: 
und Nachmittags-Predigten, welche nicht befucht werden, lieber ein- 
gehen, als daß leeren Wänden gepredigt werde. Gegen den Dor: 
ichlag, betreffend: dap die Perifopen einer Reviſion unterworfen und 
die Heiftlichen autorifirt werden, abwechielnd über andere Terte zu 
predigen, da, wo die Kreis:Synode hiebei feinen Anjtoß findet, finde 
Ich zwar nichts zu erinnern, es müſſen aber vorber die Synoden 
und Conſiſtorien jeder Provinz darüber gehört werden, damit es 
feinen Gemeinen, bei denen es Anſtoß fände, aufgedrungen werde. 
Ferner genebmige Ich vollfommen den von der Commiſſion vorge: 
tragenen Grundfaß, daß die proteitantifchen Geijtlichen feine Contro— 
verje gegen das protejtantijche Hlaubensbefenntnig auf die Kanzel 
und in den ReligionsUnterricht der Jugend bringen müſſen. 

IV), In Anſehung der Kirchen:Polizei babe Ich fchon wegen 
der Feier der Sonn- und Sejttage und der Beobachtung der erfor- 
derlichen Ruhe und Würde während des Hottesdienftes das Nöthige 
verordnet, worauf die Presbyterten zu wachen und die weltlichen 
Nbriafeiten zu balten baben. 


ı) Ein Punft III (betr. Kiturate) feblt. 
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Die äußere Gewalt der Kirche m Anſehung der Kirchenzucht 
famı jedoch nicht weiter, als das Kandrecht jie bejtimmt, ausgedehnt 
werden. Sie muß fih auf Ermahnung und Belehrung und auf 
Abweilung derjenigen beichränfen, die den Hottesdienit durch Spott, 
Hohn, Unruhe oder Unanjtändigkeiten jtören, jo lange ſie bierin 
bebarren. 

V. Die Kirchen:Derfafjung betreffend, genehmige ch 

I) den Antrag, dag die Eremtionen der Livil-Perjonen von den 
Parochien aufgehoben werden, dagegen muß den Eingepfarrten, 
wenn fie ſich bei dem Pfarrer ihrer Parochte gebörig melden und 
die Stollgebühren entrichten, das Dimijjorium nicht verweigert wer: 
den, einzelne firchliche Handlungen durch einen andern proteftanti- 
ſchen Geiftlichen, zu dem jie Dertrauen baben, verrichten zu lajien. 

Das Staats-Mlinijterium bat eine Verordnung, worin die Por: 
jchriften des Kandrechtes bienach modiftcirt werden, zu entwerfen 
und Mir zur Dollziehung vorzulegen. In Anjebung der Militär: 
Perſonen aber behält es bei dem Militär-Kirchen-Reglement ſein 
Derbleiben. 

2) genehmige Ich, dag da, wo jolches noch nicht jtattfindet, in 
jedem Kircbipiele ein Presbyterium oder Kirchen-Lollegium aus dem 
Heijtlichen und dem Patron bei Patronats-Kirchen und einigen Ge- 
meindegliedern bejtellt werde, welche das Wohl und die Gerechtiame 
der Kirche wahrzunehmen baben, die Wahl: und Patronats:Rechte 
aber müſſen da, wo fie gejeglicdy feititeben, nach dem Hutachten der 
Lommiljion unverändert bleiben. In den Provinzen, wo dieſe An— 
aelegenheit durch die vorigen Regierungen willführlich verändert 
worden tft, bebalte ich Mlir die Feſtſetzung vor, weshalb Mir nach 
gründlicher Prüfung deſſen, was der Lage jeder Provinz; am ange: 
mejjenjten ſei, Bericht zu erjtatten ift. 

5) genebmige Ich, dag die protejtantiiche Heiftlichfeit jedes 
Kreifes unter dem Vorſitze des Superintendenten eine Kreis-Synode 
bilde. Wenn die GHeiftlichen beider protejtantiichen Confeſſionen fich 
in eine Synode vereinigen, jo wird Mir dies zum Wohlaefallen ac: 
reichen, jedoch jollen jie Feineswegs biezu gezwungen werden. 

Die Beſtimmung diejer Synoden ijt: Beförderung fortichreiten: 
der Ausbildung der SHeiftlichfeit und eines würdigen Betragens der: 
jelben, wesbalb ihnen auch die Handhabung der PDisciplin über 
Getitliche und Landidaten des Predigtamtes durch Ermahnung, Zu: 
rechtweifung und, wo dies nicht genügt, Anzeige an die aeiitliche 
Behörde zuitehen joll. Kerner Berathung der innern Angelegen- 

— 
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heiten der Kirche zur Erbaltung der Einigkeit in der Kehre und 
Kiturgie, desgleichen die Aufjicht auf die Ausbildung der Landidaten 
und auf die Dolfsjchulen, und insbejondere auf den Religions-Unter— 
richt in allen Schulen. 

Aenderungen, welche die Kreis:Synoden in den innern Angele— 
genbeiten der Kirche nadı ihrer Beratbung für nöthig achten, müfjen 
durch die Superintendenten 

4) in die Provinzial-Synode zur Prüfung gebracht werden, 
welche in jeder Provinz aus jämtlichen Superintendenten unter dem 
Dorfige eines General-Superintendenten gebildet werden und ich, 
nachdem es nötbig ift, ein: oder zweimal im Jabre verfammeln und 
die innern Angelegenheiten der Kirche der ganzen Provinz beratben 
joll. Ihre Bejchlüffe müffen dem Lonjiftorio vorgelegt, von dieſem 
geprüft und mit deflen gutachtlichen Bericht dem Mlinifterto des 
Innern zur Bejtätigung eingefendet werden. Uebrigens kann die 
in Dorichlag gebrachte Wahl der Superintendenten nicht jtattfinden, 
jondern es bleibt Mir deren Ernennung auf die Dorichläge der 
geiftlichen Behörden wie bisher vorbehalten. Noch weniger kann 

5) eine Bejegung der Lonfiitorien durch Wabl aejcheben. Es 
mug diejerbalb bei der durch Meine Derordmung vom 50. April 
v. J. bejtimmten ®rganijation bleiben, nach welcher die Lonfistorien 
unter den Pber-Präfidenten jteben und deren Mlitglieder, ſowie die 
der Geiftlichen: und Schul-Lommiffton, Mir von dem Mlinifterio vor: 
geichlagen werden jollen, und müſſen jämtliche Regierungen für die 
Beförderung des Wobles der Kirchen und Schulen und die Der- 
waltung der Äußeren Angelegenbeiten derjelben verpflichtet bleiben, 
da die Erfahrung gelehrt bat, daß dieje Derbindung mit der all 
gemeinen Derwaltung beilfam ift, weshalb die Injtruftionen dieler 
Behörden hiernach abzufaſſen find. 

6) Enthält das Gutachten der Commiſſion feine binreichenden 
Gründe, um in der Organtiation Meiner oberjten Staats-Bebörden 
etwas zu ändern, und es muß daher bei den Bejtimmungen, welche 
deshalb die Derordnung vom 27. Oktober 1810 und Meine Labi- 
nets:Order vom 5. Juni 1814 feitießt, fein Bewenden behalten. £s 
verjtebt jich übrigens von felbit, daß jo wie Ich über Angeleaen- 
beiten des Glaubens nicht befeble, noch weniger der Miniſter des 
Innern darüber und über lituratiche und andere innere Angelegen- 
beiten des Lultus gegen die Meinung der Heiitlichfeit eimjeitig ent: 
jcheide und aub über die Anordnung des Religions: Unter: 
richtes anf Schulen und Univerfitäten die Geiſtlichen zu Rathe ziehe. 
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VI Was endlich die äußere Lage der Heiftlichen betrifft, jo 
babe Ich unterdeflen fchon durch meine Labinets>-Ordre vom 15. 
September v. J. bejtimmt, daß wenigjtens zunächit der Suftand der 
Geiſtlichen, wie er 1806 war, mit denen ihnen damals zuftebenden 
Ammunitäten wiederbergeftellt und ibnen die jeitdem aufgelegten 
Sajten wieder abgenommen werden jollen, und erwarte jo bald als 
möglich Jbre Dorichläge zur Ausführung dieſer Beſtimmung. 

Auch genehmige Ich, dag da, wo es ohnbejchadet der Seeljorae 
geicheben fann, Feine, nahe bei einander gelegene Pfarreien zur 
Derbejjerung der Pfarrer vereinigt und diefen, wo es nöthig iſt, 
Landidaten zu Gehülfen gegeben, auch in den Städten überflüffige 
Stellen eingezogen und daraus die bleibenden verbefjert werden. 

Den Antrag, alle Accidenzien aufzubeben und dagegen eine 
firirte Abaabe für die Heiftlichen einzuführen, fann Ich zwar jo 
wenig als eine allgemeine Erböbung der Stollgebübren-Tare ge 
nebmigen, das Beichtgeld aber joll als ein anftögiges Accidenz all: 
gemein abgeichafft werden und die Geiftlichfeit dafür nach dem 
Durchſchnitts-Ertrage der letten jechs Jabre aus den Kirchen: oder 
Gemeinde-Kaſſen, wo dieje ohne neue Auflage auf die Gemeinde es 
vermögen, und wo dieje dazu unvermögend find, aus den Staats: 
kaſſen entjichädigt werden. Die Pfarreien, welche Landgüter befigen, 
müſſen folche allerdings bebalten, indem es den Pfarrern, welche fie 
nicht jelbjt bewirtbichaften wollen, freiitebt, ſolche zu verpachten. 
Die Siration der Hehenten kann nur durch Uebereinkommen mit den 
Sehentpflichtigen gefcheben und iſt bei den Regulirungen der bäuer: 
liben Derbältniife und den Gemeinbeitstbeilungen möalichit zu be: 
fördern. 

Wenn übrigens jett gleich der Zuſtand der Finanzen es nicht 
verjtattet, das Einfommen der Geiftlichen allgemein zu verbejlern, 
jo werde Jch doch ferner wie bisher in einzelnen dringenden Fällen 
auf die mir darüber zu erjtattenden Berichte, jo viel als möglich 
und nöthig tit, Unterſtützung gewähren. 

Mas die in Anregung gebrachte äußere Auszeichnung der Geiſt— 
lien betrifft, jo billiae Ih die Meinung der Lommifjarien, die 
eine allgemeine Bejtimmung des Rangpverbältniffes der Geiſtlichen 
zu den weltlihben Ständen nicht für nötbig balten, und bejtimme 
nur nach dem Antrage für feierliche Gelegenheiten, als Keichenbe- 
gängniffe und bei aemeinjchaftlisben Geſchäften, dag die geiitlichen 
Räthe in den Bebörden mit den weltlichen nach Alter ihrer Patente, 
auch die Superintendenten mit den NRegierungs: und Kandrätben, 
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die Pfarrer mit den Stadträthen, Domänen: und Jujtiz-Beamten, 
die General-Superintendenten aber mit den Regierungs-Pireftoren 
gleichen Rang, bei geiſtlichen Seierlichfeiten aber, wen jie dabei in 
Funktion find, den Dortritt baben jollen. 

Der legte Antrag der Lommiffion, dag der Geiftlichfeit in der 
repräjentativen Landes Verfaſſung eigne Repräjentanten zugejtanden 
werden möchten, bleibt Meiner Enticheidung bei diefer allgememen 
Angelegenbeit vorbehalten. Ich beauftrage Sie hienach, nun überall 
das Weitere einzuleiten und erwarte von Ihnen und der gejamten 
GHeiftlichfeit, daß Ste den hohen und einzigen biebei vorwaltenden 
Zweck, die Beförderung ächter Religiofität, mit ernjtem Eifer ver: 
folgen und jo Meine Abfichten, die lediglich auf das jegige und 
fünftige Wohl Meimes Dolfes gerichtet jind, erfüllen werden. 

Berlin, den 27. Mai 1816. 

ge3. Friedrich Wilhelm. 
An das Staats-Minifterium. 


Die Entitehung der 
Dreußilhen Landeskirche 


unter 


der Regierung König Friedrich Wilhelms des Dritten 
nad} den Quellen erzählt 


von 


Erih Soeriter 


Ein Beitrag zur Geſchichte der Kirchenbildung 
im deutjchen Protejtantismus 








weiter Band 





Tübingen 
Derlag von J. €. B. Mohr (Paul Siebe) 
1907 


Alle Rechte vorbehalten. 


Drud von 9. Baupp jr in Tübingen. 


Der Theologijhen Fakultät zu Marburg 
zugeeignet 
zum Dank für den dem Derfajjer verliehenen 
theologijchen Doktortitel 


Alle Beiten auch von den entgegengefegten Par- 
teien wollen doch die Durch unjere Reformation profla: 
mierte Freiheit von menfchlicher Autorität feſthalten; 
alle wollen doch mit Wiffen und Willen in den alten 
Zuſtand der Kinechtichaft in toten Werfen und toten 
Buchitaben nicht zurückkehren. Baher fehe ich denn in 
allen unfern Differenzen nicht3 weniger als Auflöfung; 
im Gegenteil, fie find die weinige Gährung, aus ber 
erit die rechte Veredlung hervorgehen wird. Der Pro- 
zeß ... wird diefen Charalter auch immer behalten, 
folange wir den Sinn bewahren, alle Berfchieden- 
heiten, wie fie fich entwicdeln, im Umfang unfrer Ge- 
meinfchaft zufammenzuhalten, um fie in Streit und 
Liebe zu verarbeiten ... Wir werden und mit ftär- 
fern "Schritten dem Zuftande nähern, den ich für das 
eigentliche Ziel unjrer Ddeutjch »evangelifchen Kirche 
halte, nämlich als Gegenftüd zu der englifchen und 
amerilanifchen Bieljpaltigfeit in einer ganz freien 
Gemeinfchaft zu leben, welche gegenüber 
der katholiſchen Gebundenheit nur durch die 
evangelifche Freiheit zufammenbält. 

Schleiermacher, 1881. 


Dorrede. 


Zu Beginn der Vorrede des zweiten, abfchliegenden Bandes 
wiederhole ich meinen Dank an alle hohen Behörden, die mir das 
darin verarbeitete reiche archivaliihe Material zugänglich gemacht 
haben. Diejen habe ich außer den in der Vorrede des erjten 
Bande3 genannten noch dem Berliner Stadtarchiv zu bezeugen, das 
mir mit Genehmigung des Herrn Oberbürgermeijterd die Alten 
de3 Magijtrat3 betr. die Einführung der Agende anvertraute. 
Sehr jchmerzlich it mir, daß ich dem verewigten Herrn Probſt, 
Wirkl. Geh. Rat D. von der Goltz, das vollendete Buch nicht 
mehr überreichen kann. Ich danke ihm, daß er mir durch feine 
Fürſprache die Akten des Oberfirchenrat3 zugänglich gemacht hat, 
und ich werde den eingehenden Brief, worin er fich mir über den 
erjten Band ausgefprocdhen hat, immer als ein wertvolles Doku— 
ment feiner Güte und feines Vertrauens bewahren. 

Sodann habe ich einen Fehler zu verbefjern, den ich gleich: 
falls in der Vorrede des erjten Bandes gemacht habe. Ich habe 
dort überfehen, daß Wangemann feinen fieben Büchern Preu— 
Bifcher Kirchengefchichte die Schrift über die Kabinettspolitif König 
Friedrich Wilhelms des Dritten hat folgen lafjen, und daß dieſe 
auf grund archivalifcher Studien verfaßt ift. Damit entfällt der 
Sat, daß der im vorliegenden Buche behandelte Zeitraum über: 
haupt noch nicht aus den Quellen beleuchtet geweien fei. 

Der erite Band ift Gegenjtand einer großen Zahl von wohl: 
wollenden Kritifen geweſen, aus denen zu lernen ich mich aufrichtig 
bemüht habe. Eine habe ich im zweiten gejtreift (S. 90), die von 
Herrn Prof. Baul Schoen in der Theolog. Literaturztg. 1905, 
Nr. 23, nicht aus Widerfpruchsgeift, ſondern weil darin eine fachliche 


’ 
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Differenz berührt iſt, die mir für das Verſtändnis und die Wür— 
digung des modernen Kirchentums allerdings fundamental zu ſein 
ſcheint. Ich kann aber die allgemeine Bemerkung nicht unter— 
drücken, daß ich von den erſchienenen Kritiken, beſonders aus hi— 
ſtoriſchen und juriſtiſchen Federn, den Eindruck gewonnen habe, 
daß das Problem, welches in dieſem Buche angefaßt iſt, andre 
nicht ſo tief beſchäftigt, wie mich. Es iſt das Problem, daß über— 
haupt innerhalb des deutſchen Proteſtantismus der Gegenwart 
Kirchen der Art beftehen, wie wir fie alle kennen. Diefe Kirchen 
jcheinen mir keineswegs die der Entwicdlungstendenz der deutjchen 
Reformation entiprechenden Formen religiöjen Gemeinjchaftslebens 
zu fein. Gie find vielmehr das Erzeugnis rückwirkender Kräfte 
und ſowohl den Urjprüngen des PVrotejtantismus, wie jeiner Ge- 
Ichichte während dreier Jahrhunderte gegenüber etwas Fremdes 
und Neues. Der deutiche Protejtantismus it immer noch im 
eriten Ringen um eine feinem Wejen angemefjene Eirchliche Eri- 
jtenzform. Mir iſt diefe Erkenntnis ein wertvoller Gewinn. 
Denn wenn die fchweren Mängel, unter denen heute eigentlich 
alle leiden, die in diefen Landesficchen leben, unabtrennbar wären 
von ihrem Weſen — wie fünnten wir dann auf die Dauer daran 
feithalten ? 


Franffurt am Main, Weihnachten 1906. 


D. Erich Foerſter, 


Pfarrer. 
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Kapitel 1. Die Provinzialjynoden. 


Im März 1819 hat Nicolovius im Rückblick auf die erjten 
Provinzialignoden neun „Wünfche für das proteftantifche Kirchen: 
wejen in Beziehung auf den Staat“ niedergejchrieben, fei es um 
ſich jelber über die nächiten Schritte Elar zu werden, ſei es um 


Altenftein darüber Vortrag zu halten. Seine Wünfche find diefe: 

1. Ungejtörte Entwidlung de3 Synodalmwejens big zu 
dem für eine Generalfynode allerhöchit beftimmten Termin. — Dies hätte 
bedeutet bis 1821 oder 1822, da die erjte Generaljynode „nach fünfjähri- 
ger Tätigfeit“ der Kreis: und Provinzialiynoden berufen werden follte'). 

2. Fortgefegte Sorgfalt bei Beſetzung der theologiſchen 
Lehrſtellen auf den Univerfitäten und der geiftlichen Rats— 
jtellen in den Konfifiorien und Regierungen. 

8. Fortgefegte milde Unterftüßung der Theologie Studierenden. 

4. Befreiung der theologischen Kandidaten, d. h. der pro lie. conc. 
Geprüften von jeder Milttärpflicht. 

5. Verbejjerung der ärmlichen Pfarrjtellen, oder wenigjtens Stiftung | 
eines Fonds zur Unterjtügung von Geijtlichen in Notfällen. 

6. Aufhebung der Titel (Bifchof)- und Ordensverleih 
ungenan Geiſtliche. 

7. Beritändige Erneuerung oder Abfaſſung einer Sabbatsordnung. 

8. Allmähliche Abänderung der Verfaſſung der Konſiſtorien und Kirchen: 
und Schulkommiſſionen inbetreff der fatholiichen Ratsitellen. 

9. Durchgreifende Anftalten zur Verbeijerung der Kirchenmufif, vor: 
züglich des SKtirchengefanges. 

Das war ein Brogramm der inneren Ruhe und der Geduld, 
ganz der Sinnesart von Nicolovius entiprechend. Ihm lag die 
Vorausfegung zugrunde, daß der Staat direkt nichts Geijtliches 
machen und fchaffen kann, daß er fich darauf bejchränfen muß, 


äußere Notjtände abzuitellen, Mittel darzureichen und die rechten 


1) 8b. I, ©. 255. 
Foerfter, Entftehung der preuß. Landeskirche. II. 
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PVerjönlichkeiten an die rechten Stellen zu bringen, befonders auch 
die theologischen Fakultäten zu heben. Das Uebrige muß der Staat 
von felbjt werden und mwachjen lafjen, und je mehr er fich zurück 
hält, deito beifer dient er der Sache. Es ehrt Nicolovius, jchon 
in diefem Zeitpunft die Bedenklichfeit des Verfahrens erfannt zu 
haben, mit Titeln und Orden den Ehrgeiz und die Eitelkeit unter 
den Geiftlichen zu reizen. Er follte in den fommenden Jahren 
noch oft und dringend Anlaß empfinden, Ddieje qutgemeinte aber 
verderbliche Praxis jchmerzlich zu bedauern. 

Bei weitem der wichtigite Bunft aber ift Nicolovius’ Forde— 
rung, den Synoden eine Reihe von Jahren ungejtörter Entwidlung 
zu gönnen. Offenbar verjteht man dieje betonte Forderung nur 
dann recht, wenn man fie als Widerſpruch zu der Anficht faßt, 
die Synoden wieder eingehen zu laffen und die erwünjchten Re— 
formen, fonderlich der Liturgie, durch obrigkeitliche Leitung zu: 
ftande zu bringen. In der Tat zeigt das die Erläuterung, womit 
Nicolovius ſie zu begründen für gut fand: 

Mer die Lage der Sache gefannt, und was von den Synoden zu er: 
warten war, fich far gemacht hat, wird mit dem bisherigen Erfolg nicht 
unzufrieden fein. Die Regierung hat die Wichtigkeit der Sache anerkannt, 
die Geiftlichen find ermwect worden, Ideen find unter ihnen in Umlauf 
gebracht, Schriftiteller jind in das Intereſſe gezogen, und es ift mit Sicher: 
heit zu erwarten, daß bis zur Generalignode die Anfichten fich geordnet 
und berichtigt haben werden, und der Regierung guter Rat nicht fehlen 
fönne. Bänfereien und Anmaßungen find vorgelommen, aber nicht einmal 
in dem Maße, wie es zu beforgen war, da die Eiteln zuerft hervortreten, 
und die Weifen eine geraume Zeit zu fchweigen pflegen. Offenbar hat 
Ernjt nun die Oberhand gewonnen, und eine gute Entwidlung iſt vor: 
handen, die gehegt und geichont zu werden verdient. Ginmifhung 
in das Innerſte der Kirche, 53 E Anordnungen über 
Xiturgie würden jest unzeitig fein und dem ficher zu erwartenden 
fpätern Beſſern bindernd in den Weg treten. 

Nicolovius hatte !) den Weg der Synodalordnung keineswegs 
mit großer Begeijterung betreten, aber, da die Sache nun einmal 
angefangen, wollte er fie auch ausreifen lafjen und abwarten, was 
fie für Früchte tragen würde. Mit diefer gewiß zutreffenden An: 


1) ©. 8. 1, ©. 181f. 
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ficht aber ftand er, wie wir jehen werden, innerhalb des Mini: 
fteriums ziemlich allein, und er war leider nicht der Mann, im 
MWiderfpruch zu andern feine Meinung durchzudrüden, fondern 
nur zu geneigt, ſich von andrer Aengſtlichkeit und Bedenklichkeit 
anſtecken zu laſſen. 

Und zur Aengſtlichkeit hatten die Synoden ſchwachen Geiſtern 
allerdings reichlich Anlaß gegeben. 

Nach der KO vom 27. Mai 1816 und der Miniſterialver— 
fügung vom 2. Januar 1817 !) ſollten die Provinzialſynoden jähr— 
lich zuſammentreten. Die Vorbereitungen dazu nahmen aber noch 
ſo viel Zeit in Anſpruch, daß die erſten erſt im Spätherbſte 1818 
gehalten werden konnten. Die KO vom 27. Mai hatte ausdrück— 
lich angeordnet, daß die Provinzialfynoden von den Generaljuper: 
intendenten geleitet werden follten. Solche aber gab es nur noch 
in wenigen WRegierungsbezirfen: in Weftfalen, wo fie gemählt 
waren, einen lutheriſchen, Bädeler, und einen reformierten, Rein 
bardt; in Pommern einen in Greifswald, Ziemfjen, und einen in 
Stettin, den greifen und abgängigen Ringeltaube; in Ojtpreußen 
einen, Borowsky; in Sacjen waren von fünf herfömmlichen 
Generalfuperintendenturen drei allmählich eingegangen, Halber— 
jtadt, Heiligenftadt, Stendal, und nur noch zwei bejeßt, in Mag: 
deburg, wo D. Weitermeier, und in Wittenberg, wo D. Nitzſch 
(der Aeltere) fungierte. Wenn nun der Minifter auch den Syno- 
den der rheinischen Brovinzen gejtatten wollte, ihre Präſides jelbit 
zu wählen, jo mußte doch in den andern Provinzen die Lücke aus: 
gefüllt werden, ehe die Synoden zujammentreten konnten. Die 
Konfistorien beantragten für die Provinzen Brandenburg und 
Schlefien die Ernennung von je 3 Generaljuperintendenten, für 
MWeitpreußen und Poſen je einen. Einige Konſiſtorien regten an, 
neben lutherifchen auch reformierte Generalfuperintendenten zu er: 
nennen, welchem Wunſche im Schoße des Minijteriums — von 
Ribbeck — widerjprochen wurde. Alle forderten ein Gehalt für 
fie von wenigſtens 300 Talern jährlich. Nicht ohne Beigefchmad 
war ein Antrag der Berliner Kreisiynode, die Generalfuperinten- 


1) ©. Bd. 1, ©. B4f. 
1* 
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dentenmwürde al3 ein rein Firchliches Amt nur ſolchen Männern 
zu verleihen, welche fein Staatsamt befleideten und nicht Mitglieder 
der Provinzialbehörden oder des Minifteriums wären. Wohl begreif: 
lih, daß der Referent des Minijteriums, Ribbed, dazu äußerte, 
er halte das Gegenteil für richtig. 

Sollten indefjen die Provinzialiynoden nicht gar zu lange 
binausgejchoben werden, jo mußten alle diefe Anträge einjtweilen 
ad acta gelegt werden. Ihre Durchführung hätte die Beratung 
einer Menge fachlicher und perfönlicher Fragen nicht nur im Mini: 
jterium, ſondern auch im Staatöminifterrum, und Borlagen bei 
dem Könige erfordert. Der Miniiter entjchied fich deshalb, Die 
Ernennung von Generalfuperintendenten einftweilen aufzufchteben 
und zunächjt nur für die bevorjtehenden Provinzialfynoden Prä— 
fides zu bejtimmen ). 

Zeitraubender noch und auch fachlich bedeutjamer war die 
Vorbereitung des Beratungsftoffes. Nach dem Willen des Mini: 
ftertums follten fich die eriten Kreis- wie Provinzialiynoden mit 
dem jchon 1817 veröffentlichten „Entwurf einer Synodalord: 
nung“ ?) felbjt bejchäftigen. Das Minijterium hatte ihnen aber 
außerdem aucd noch den „Entwurf einer Kicchenordnung” in 
Ausficht geitellt °).. Einen wirklich formulierten Entwurf konnte 
man nun in fo Eurzer Zeit unmöglich zuftande bringen. Ehren: 
berg begnügte ich, eine „Anleitung zum Entwurfe einer Kirchen: 
ordnung“ auszuarbeiten, die nicht viel mehr al3 einen Leitfaden 
für die Beratungen bot, aber auch al3 folder unbrauchbar war, 
da zur Bewältigung des vorgelegten Stoffes jahrelange Arbeit 
erforderlich gewejen wäre ). Die Anleitung gruppierte den Stoff 
unter ſechs Abfchnitte: Won der Gemeinde und dem Presbyterio; 
Bon dem Prediger und defjen Amte; Bom öffentlichen Gottes» 

1) Min.:Berf. an die Konfiftorien vom 10. Mai 1817; Bericht Ribbecks 
betr. Ernennung vom Generaljuperintendenten ad Regem vom 12, April, 
nicht abgegangen; Min.:Berf. v. 25. Sept. 1818. 

2) ©. Band I, ©. 258f. 

3) Min.:Berf. v. 10, Mai 1817, 

4) Abgedrudt bei Gap, Jahrb. des proteitant. Kirchenmwefens für 


Schleſien 1818, S. 219 ff, und bei Scheibel, Altenmäßige Gefchichte, 
Leipzig 1834, Teil 2, ©. 5ff. 
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diente und den heiligen Handlungen; Von der Pfarrjchule und 
ihren Lehrern; Bon den untern Kirchenbedienten; Von der Kirchen: 

zucht. innerhalb diejes Rahmens gab die Anleitung eine Reihe 
von Thematen, Fragen, in einzelnen Punkten auch Borjchlägen 
und daneben die in Betracht kommenden Stellen des LR, damit 
jih die Synoden auch über deren etwaige Abänderungsbedürftig- 
feit äußern könnten. Von der Union war darin nicht die Rede, 
doch waren Beratungen darüber außerdem von den Synoden 
erfordert. 

Obgleich die Anleitung auf eigne Stellungnahme vorfichtig 
verzichtete, ift doch gleich in ihren erſten Worten die follegialiftifche 
Grundanjchauung deutlich erfennbar. Erſtes Thema follte fein: 
Begriff der Gememe in reinfirchlichem Sinne als eines freien 
Vereins zum gemeinjchaftlichen Gottesdienfte und zum gemeinschaft: 
lihen Genuß der Sakramente — im Unterjchiede von der Parochie, 
welche in der Regel durch örtliche Grenzen beitimmt wird. Darf 
ein folcher Unterfchied ferner in der Wirklichkeit jtattfinden? Und 
wer iſt Mitglied einer Gemeine in dem rein Firchlichen Sinne? 
Alle Konfirmierten, ſoweit fie fich nicht losgejagt haben, oder nur 
die Kommunifanten? Sollen Gemeinderegijter geführt, bei Ber: 
änderung des Wohnortes und Austritt Entlaßjcheine erteilt wer— 
den? Wie joll man es bei Lebertritten halten? Welches find die 
Pflichten der Gemeindeglieder, befonders finanzieller Art, welches 
ihre Rechte? 

Das Presbyterium ift die Nepräfentation der Gemeinde. 
Welches foll die Qualifitation zum Mitgliede des Presbyteriums 
fein? Ueber Pflichten und Rechte des Presbyteriums machte die 
Anleitung dann praftiiche und gute Vorjchläge. Es follte nicht 
nur in vermögensrechtlicher Beziehung für den Beſtand der Ge- 
meinde verantwortlich fein, jondern auch über der Firchlichen Ord— 
nung und Sitte wachen und dem Prediger in der Seelſorge „als 
Hüter der Gemeinde“ beijtehen. Im bejondern jollte eine Firch- 
liche Armenpflege eingerichtet werden. Eine offene Frage blieb 
das Verhältnis des Presbyteriums zu den Patronen. 

Im zweiten Abjchnitt ftehen voran die Fragen nach dem 
Verfahren bei Erledigung von Pfarrſtellen, Vakanzverwaltung 
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und Stellenbefegung. Wie foll fi bei Ernennung und Berufung 
durch das Patronat die Konkurrenz der Gemeine gejtalten? Wie 
ſoll die Wahl gejtaltet werden, wie weit ein Einjpruchsrecht gelten, 
wer joll den Prediger einführen? 

Bei der inhaltlichen Beitimmung des Pfarramts mwird be: 
ſonders hingewieſen auf den Religionsunterricht und die damit 
zufammenhängenden Fragen und auf die Abgrenzung des Wirkung: 
freifes unter mehreren Predigern einer Gemeine. 

Darauf folgen Fragen über den Kultus. Allen voran die 
wichtigfte: Sind liturgifche Formulare allgemein einzuführen, und 
bei welchen Handlungen find die Prediger zu deren Gebrauch zu 
verpflichten? Wer foll die Formulare verfaffen, und für welchen 
Bereich follen fie gelten ? Weiter aber follte alles, was mit dem 
Kultus in Verbindung jteht, zur Beratung zugezogen werden: das 
Geſangbuch, die Perikopen, die Sonntagspolizei, der Ausſchluß 
vom hl. Abendmahl, die Seeljorge der Taubjtummen u. ſ. w. 

Was die Anleitung über die Angelegenheiten der Pfarrjchule 
und der untern Kirchenbedienten jagt, übergehen wir. Zum Schluß 
jtellte fie ganz Eurz über die Kicchenzucht die Fragen: Welche Strafen 
fann die Kirche verhängen? Ausjchliegung vom bl. Abendmahl 
und von der Taufzeugenfchaft? Oder auch Ausichließung von der 
Gemeinde mit namentlicher Bekanntmachung von der Kanzel und 
Warnung vor dem Umgange mit dem NAusgeichloffenen? Sind 
ſolche Kirchenftrafen bei der Stimmung und dem Bedürfnis der 
Zeit anwendbar? Auf welche Vergehungen? Und wer — Pres— 
byterium oder Synode oder geijtliche Staatsbehörde — ſoll die 
Zudt ausüben? 

Selten wohl iſt Synoden eine ähnlich bunte Fülle von Be- 
ratungsgegenjtänden gejtellt worden, wie in dieſer Anleitung. 
Und dabei follten fie nicht nur in allen Punkten das Beitehende 
und Uebliche fejtitellen, jondern auch über Reformen Borjchläge 
machen. 

Die Borlage fand bei Nicolovius und bei dem Minifter nicht 
jehr lebhaften Beifall. Jener fürchtete, der Entwurf könnte durch 
die Frageform das Mißverjtändnis hervorbringen, man wolle 
lauter Neues: 
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Mehrere Provinzen unferes Staate® genoffen das Glück, unter Leitung 
der Reformatoren kirchlich eingerichtet zu werden, und da jene religiös 
fo fehr lebendige Zeit zu dergl Einrichtungen weit geeigneter war ala 
die unfrige faum wieder erwachende, fo iſt nicht zu zweifeln, daß die Auf- 
merfjamleit auf das damals Beftimmte, durch Sorglofigkeit und Verfehrt- 
heit Untergegangene oder in Vergeſſenheit Gebrachte, viel Bortreffliches 
hervorrufen könnte. 

Der Minifter aber bejtimmte, daß ſich die Beratung der 
Synoden zwar im allgemeinen an die vorgelegte Ordnung binden 
follte, daß aber die Ausarbeitung jelbjtändiger Entwürfe dadurch 
nicht ausgeichlofjen werden dürfte '). 

Endlich war vor dem Stattfinden der Provinzialiynoden noch 
eine legte Frage zu erledigen — und nicht die mwenigjt wichtige, 
die der Kojten. Sie wurde dadurd) glatt gelöjt, daß der König 
auf den Antrag des Minijter8 die Uebernahme der Kojten für 
die Reifen der Superintendenten zu den PBrovinzialiynoden auf die 
Diäten: und Fuhrkoſtenfonds der Regierungen genehmigte ?). 

MWie war nun der Berlauf der Synoden? Nur zwei von 
ihnen, die von JZülich-Cleve-Berg zu Duisburg und der Grafjchaft 
Mark zu Lippitadt, haben ein Protokoll ihrer Berhandlungen im 
Drud veröffentlicht °), von den andern 14 zu Königsberg, Gum: 
binnen, Danzig, Poſen, Stettin, Berlin, Frankfurt, Bunzlau, Glo- 
gau, Schweidnig, Magdeburg, Erfurt, Wittenberg, Koblenz liegen 
nur die gefchriebenen Protokolle vor. Aus ihnen allen hat Ribbed 
eine „Zufammenjtellung der Hauptpunfte aus den Verhandlungen 
der Provinzialſynoden“ gearbeitet, die die Ergebniſſe überfichtlich 
und ordentlich erkennen läßt ). Sie find für uns vor allem des— 


1) Ehrenbergs „Anleitung zc.“, fertiggeitellt am 11. Juni 1818, von 
Nicolovius begutachtet am 25. Juni, vom Minifter genehmigt am 6. Zuli, 
an die Konſiſtorien verfandt am 16. Juli. 

2) Gab.-D. v. 9. Dez. 1818. 

3) Grefeld 1818; der Winifter mißbilligte den Drud in einer Verf. 
an den Oberpräfidenten Grafen zu Solms-Laubach vom 9. Oktober 1819. 
Und Eſſen, 1819. 

4) Die fehr mühfame Arbeit bejchäftigte Ribbe vom Juli 1821 bis 
zum 14. Februar 1822 und gefchah auf Wunſch Altenjteins, der von ihrem 
Ausfall feine Entfchließungen abhängig machen wollte, ob die General» 
fynode zufammengerufen werden follte (Schreiben von Nicolovius an Rib— 
bed vom 26. Yuli 1821). 
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halb wichtig, weil wir uns danach ein einigermaßen richtiges Bild 
von den Anfichten und Tendenzen der Geiftlichfeit des Landes 
machen können. 

Da tritt uns zuerſt entgegen, daß die Landesgeiftlichkeit in 
ihrer großen Mehrheit hinter dem Unternehmen der Union jtand. 
Allgemein wurde der Erfolg des Umionsaufrufs fetgeftellt. Nicht 
nur, daß jich die Geiftlichen beider Konfejjionen überall zu ge: 
meinjchaftlichen Kreis: und PBrovinzialiynoden vereinigt hatten (nur 
die franzöfiiche Geiftlichkeit in Berlin und den Marten batte fich 
abgejondert), es konnte auch berichtet werden, daß viele!) Gemein: 
den, in Litthauen, Weftpreußen, Bommern, Brandenburg, nahezu 
alle in Wejtfalen und den rheinischen Provinzen, den Unionsritus 
angenommen hätten. Geringer war der Erfolg in der Provinz 
Sadjen, direft ungünjtig und ablehnend die Stimmung im Rbez. 
Merjeburg. Nur bier ſprach man fich gegen den Fortgang der 
Union aus. Auf andern Synoden wurden wohl Vorbehalte ge: 
macht — in Bojen rejervierten fich die Reformierten ihre Sonder- 
verfaffung, in Stettin und Schweidnig mwünjchte man ein lang- 
james Tempo, Oſtpreußen erklärte, fein großes Bedürfnis nad) 
Union zu verjpüren, — aber davon abgejehen war nicht zu ver- 
fennen, daß die Union in der großen Majorität der Geiftlichfeit 
des Landes begeifterten Anhang hatte. 

Freilich, daß die Ausprägung der Union im kirchlichen Leben 
bei aller Einftimmigfeit große Schwierigfeiten biete, das wurde 
doch Schon bier deutlih. Denn worin jollte die Union in die 
Erjcheinung treten, wenn, wie vier Synoden empfahlen, die litur: 
giſchen Gebräuche als Adiaphora den einzelnen Gemeinden über: 
lafjen bleiben follten, und wenn man fogar vorjchlug, weil eine 
Einigung über die Spendeformel offenfichtlich nicht zu erreichen 
jei, auch hierin jeder Gemeinde das Herkommen zu belafjen? 

Eine Reihe von Fragen bezogen fich auf Agende und Litur: 
gie. An ihre Spige ftand die Prinzipfrage: Sollen die Prediger 
bei der Bermwaltung des öffentlichen Gottesdientes, der Saframente 
und heiligen Handlungen an den Gebrauch feititehender Formulare 


1) So gar viele waren es jedoch nicht. ©. darüber Kap. 2. 
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gebunden jein? Wie wenig gerecht der in den folgenden Fahren 
jo hartnädig erhobene Vorwurf des Eigendünkels gegen die Pre— 
diger war, bemeijt, daß dieje Frage von 11 Synoden mit Ta, 
nur von 3 mit Nein beantwortet wurde. 7 wollten provinzielle, 
5 eine Landesagende. Alle nahmen als felbftverjtändlich an, daß 
fie von den Synoden ausgehen müßten. Am Gang des öffent: 
lichen Gottesdienjtes wollte man nirgends — eine jehr bedeut- 
fame Antwort — etwas geändert haben. Die Reihenfolge follte 
bleiben, wie man es gewöhnt war, in den meijten Provinzen alſo: 
Gejang — Gebet — Schriftverlefung — Predigt — Allgemeines 
Kirchengebet — Segen. 

Ueber die Frage, wie die Pfarritellen bejegt werden jollten, 
war man recht uneind. Die meijten Synoden wünjchten aller: 
dings bei den Stellen Königlichen und des Privatpatronats Beteili- 
gung der Gemeinden ander Wahl in irgend einer Weije. Aber 5 hielten 
Ernennung ohne Mitwirkung der Gemeinde für geeigneter. Und 
vereinzelt wurde auch erklärt, die Vatronatsrechte jeien unverträg: 
lich mit der neuen Kirchenordnung; am richtigjten ſei, es überall 
jo zu halten, daß das Presbyterium der Gemeinde einige Kan— 
didaten zur freien Wahl präjentiere. 

Daß nahezu alle Synoden die Abſchaffung der herabwürdi- 
genden Hecidenzen nachdrücdlich mwünfchten, überrafcht nicht, da 
wir wiſſen, wie hart diejer Hebeljtand auf den PBredigern drückte. 

Diefe Themata aber jtanden doch nicht im Mittelpunfte der 
Beratungen der Synoden; einige waren bei ihren Verſammlungen 
gar nicht mehr zu ihnen gekommen, weil die Beratung der Syn» 
odalordnung ihre ganze Zeit in Anſpruch genommen hatte. 

Die grundlegende Zmwecbeitimmung der Synoden in den 
88 1—3 des Entwurfs!) war nur auf drei Synoden (Bommern, 
Erfurt, Merjeburg) genügend befunden worden. Alle andern 
forderten weitergehende Machtbefugnifje. Noch am bejcheideniten 
erklärte man in Berlin und Bunzlau: „Die Synoden follen nicht 
bloß beratende, jondern auch verwaltende und Disziplinarinftitute 
fein”. Frankfurt und Magdeburg wollten fie als firchliche Be- 


1) ©. Bd. IS. 28. 
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börden zur Beratung und Invorſchlagbringung nötiger Kirchen: 
gejege angejehen wiljen. In Schweidnit aber beanfpruchte man, 
daß die Kirche ſich durch fie als ihre Repräfentanten zu einer 
ihrer felbjt würdigen Verfaffung frei geitalte und ihre Wohlfahrt 
jelbjtändig befördere. Und die drei wejtlichen Synoden forderten 
unverhohlen das volle Kirchenregiment, „daß die Kirche fich ſelbſt 
durch frei gewählte Stellvertreter regiere, die fich zu gewiſſen Zeiten 
verjammeln und dann die gejeggebenden und richtenden Behörden 
der Kirche find.“ 

Weltlihe Mitglieder wollten 11 Synoden zugezogen jehen, 
um dem Borwurf der erftrebten Hierarchie zu entgehen. Aber 
die geijtlichen Staatsbehörden wollten 12 auf eine bloße Aufficht 
beichränfen. Die Magdeburgijche urteilte jogar, der Staat bedürfe 
bei Durchführung der repräfentativen Verfafjung gar feiner be: 
jondern Behörden mehr für Firchliche Angelegenheiten. Und aud) 
die Weſtfäliſche und Berlinifche wollten die Konfiftorien durch die 
Moderamen der Synoden erjeßt jehen. 

Dem entjprechend fonftruierte man fich auch die Landesſynode. 
Doch zeigte fich hier gleich der fchärfite Unterjchied zmwijchen den 
weftlichen und den übrigen Provinzen. Während dieje den Ab- 
Ichluß der Kirchenverfaffung in einer oberjten Synode für das 
Staatsganze alle für jelbjtverjtändlich hielten, urteilten jene in 
echtem rheiniſch-weſtfäliſchen PBartifularismus, eine Landesſynode 
ſei zwecklos, ja gefährlich. Die andern Synoden betrachteten die 
Landesiynode ala Verſammlung aller Generaljuperintendenten mit 
oder ohne Beifügung fei e8 gewählter weltlicher Deputierter, fei 
es einiger vom König ernannter Räte. Sie follte unmittelbar 
unter dem Könige fiehen, aber nicht unter einem Minifterium der 
geijtlichen Angelegenheiten, dies vielmehr durch ihren jtändigen 
Ausschuß erjegen. Dev Präfes ſei zu wählen, die Meinungen 
gingen auseinander, ob es ein Geiftlicher mit dem Titel Bischof 
oder ein weltlicher Präſident fein jolle. 

Das aljo war der Inhalt der erſten Synodalverhandlungen im 
19. Jahrhundert. Sind fie nicht wie ein Vorjpiel zu allen folgenden?- 
Wir begegnen hier zuerjt einem charakteriftiichen Zug des modernen 
Kirchentums, nämlich der Verengerung des Intereſſenkreiſes auf die 
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Kirche jelbit. Der alte Broteftantismus iſt nicht ſowohl firchenbil- 
dend als volf3bildend gewejen. Das Problem, das ihn bewegt, iſt 
die Durchdringung des Volksganzen mit heiligem Geiſt. In Luthers 
Schrift von des chriftlichen Standes Befferung iſt diefe umfafjende 
Aufgabe der Volkserziehung in großartigjter Weife angefaßt. Alle 
politifchen und jozialen jind zugleich kirchliche Angelegenheiten, 
der ganze Umkreis des gejellichaftlichen Lebens fällt in den Bereich 
der Reformation; die Aufgabe der Kirche iſt, für alles die höchſten 
Mapjtäbe und die letzten Ideale auf Grund des Wortes Gottes 
aufzujtelen. Schon der Pietismus hat auf die Durchführung 
diefer Aufgabe verzichtet. Im Mittelpunkt feines Intereſſes fteht 
neben der Seelenleitung der Einzelnen die Erhaltung und der 
Ausbau der Konventikel. Alles Andre wird fozufagen aus dem 
Kirchlichen ausgeſchieden. Wie viel mehr aber iſt das moderne 
Kirchentum nur mit fich felbjt bejchäftigt! Alles dreht fich in 
ihm um die Formen jeines Dajeins, um die Verfafjung !). 

Und auf was für merkwürdige Gedanken war man dabei ge: 
raten. Wir Heutigen empfinden auf den erjten Blick die Phantaftik, 
die Unmöglichkeit diefer Pläne, — von dem im politischen Leben fo 
völlig ungejchulten Gejchlecht jener Tage dürfen wir aber folchen 
Realismus nicht verlangen. Die Synoden hatten den Haupt: 
faftor der Rechnung völlig überjehen, nämlich den König. 
Altenjtein und Nicolovius aber mußten fich bei Kenntnisnahme 
all diefer den Königlichen Syntentionen ftrad3 zumwiderlaufenden An: 
träge und Anjprüche mit fteigender Bejorgnis fragen, wie fie auf 
den Monarchen wirken würden, wenn er davon erführe, oder wenn 
fi) gar die Landesſynode für ähnlich weitgehende Projekte aus: 
jprechen würde. Aus dieſer Sorge heraus entitand die Ueberlegung, 
ob überhaupt die Abhaltung einer Landesſynode rätlich fei. Nico: 
lovius hatte, troßdem auch er dieſe Bedenken teilte, fchon einen 
Bericht und Antrag an den König auf Einberufung der Landes- 
ſynode entworfen, aber Altenjtein bejtimmte ihn perjönlich, ihn 
zurücdzuziehen und ftatt dejjen erft in eine genaue Ueberlegung des 

1) Tröltſch, Kultur der Gegenwart I, 4. S. 437: „In dem ganzen 


Zeitraum jeit der Aufllärung ift die erſte Aufgabe der Kirche ihre recht- 
lihe Reorganifation gemejen“. 
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voraugfichtlichen Ganges der Landesſynode einzutreten. Eben dieſem 
Zwede diente Ribbed3 mühjamer Aufſatz. Nicolovius faßte die 
aufgetauchten Bejorgniffe dahin zufammen, daß einige Synoden 
ein vorherrjchendes Bejtreben nach äußern Verfaffungsformen Fund: 
gegeben hätten, einige die frühere Stellung Fatholijchen Landes— 
herren gegenüber auch fernerhin ungeachtet der weſentlich ver: 
änderten Derhältniffe gegen die evangelifche Regierung zu behaupten 
geneigt wären, einige fogar an eine Appellation an das Publikum 
zu denken fchienen. Diefe Richtungen aber ſeien nicht nur Ab- 
mweichungen vom rechten Wege, fondern brächten vor allem dadurch 
Gefahr, daß fie, wenn fie fich bei der Generaliynode geltend 
machen wollten, des Königs Mißfallen erregen und das buldreiche 
Vertrauen zu der Beiftlichkeit, das die Allerhöchite Anordnung der 
Synoden veranlaßt habe, jtören müßten; „ein um jo unglüclicheres 
Ereignis, da S. Majeftät bisher mit der huldreichiten Gnade und 
Sorgfalt das Wohl der Kirche und ihrer Diener beherzigen und 
fördern“ ?), 

Diefe Bedenken über den Ausgang der Landesſynode jchufen 
im Miniftertum eine nervöſe gereizte Stimmung gegen die Sache. 
Das mußte das Konfiitorium in Köln erfahren, als es am 4. Of: 
tober 1821 ganz unbefangen um baldige Zufammenrufung der 
Landesſynode bat, damit auf ihr dem unbequemen und läjtigen 
Beitehen von zweierlei Kirchenverfafjung auf beiden Nheinjeiten 
ein Ende gemacht würde. Sein Vortrag wurde dahin beurteilt, 
es jei unermüdlich in Verſuchen, der künftigen Verfaſſung vorzu— 
greifen, und fein Lohn war eine ganz kurze, fchroffe Antwort vom 
24. Oktober. 

Doch noch bi3 Ende 1822 vechnete das Minifterium mit dem 
baldigen Zufammentritt einer Yandesjynode, wie ein von Eylert 
gearbeiteter Entwurf einer KO und eine Minifterialverfügung an 
das Breslauer Konfiitorium, vor allem aber der Entwurf der In— 





1) Nicolovius’ Entwurf eines Bericht an den König vom 20. Juli 
1821; Schreiben an Altenftein vom felben Datum; Ausführliches Schreiben 
an Ribbed nach mündlichem Vortrag bei Altenitein und in deſſen Auftrag 
vom 26. Juli 1821. 
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jtruftion über die Union!) zeigen. 

Soviel ſich erkennen läßt, hat Altenjtein dem Könige feinen 
eingehenden Bericht über die Nejultate der Provinzialiynoden er: 
stattet. Wir mifjfen?), daß der König die Synoden von vorn» 
herein nur als Mittel der von ihm geforderten liturgifchen Re— 
form angejehen hatte. Es iſt nicht mwahrjcheinlih, daß er von 
den weitgreifenden Anträgen der Provinzialiynoden auf Veränderung 
des Verhältnifjes von Kirche und Staat überhaupt etwas er: 
fahren hat. Er erließ, angeregt durch eine ihm geſchickte Schrift 
über die Verbefjerung der Liturgie, am 4. Oft. 1821 eine KO an 
Altenjtein, worin er Anzeige erwartete, in welcher Lage die An- 
gelegenheit der Liturgie, worüber die Brovinzialiynoden jeit mehreren 
Jahren beraten hätten (in Wahrheit hatten fie jich faum damit 
befaßt), fich befinde. Er erinnerte zugleich daran, daß die Frift, 
binnen der dieſe Beratungen zu einer Generaljiynode vorbereitet 
jein jollten, abgelaufen jei. 

Aber grade dieje Verknüpfung der Synoden mit der Ange: 
legenheit der Agende mußte jenen verhängnisvoll werden. Je 
bartnädiger das Gros der Geiftlichkeit jich in der Ablehnung be: 
wies, dejto geringer mußte die Ausficht werden, daß fich der König 
entjchließen könnte, einen Teil des Kirchenregiments in dieje Hände 
zu legen, die jein Lieblingswerk jo fchonungslos Fritifierten. Der 
erite, der einſah und ausiprach, daß, wenn man die Agende 
durchſetzen wolle, feine Reichsiynode einberufen werden dürfe, war 
Eylert. Mitten aus der Arbeit heraus, die im Laufe d. J. 1822 
aus allen Teilen des Landes eingegangenen Erklärungen über die 
Agende von 1821 durchzulefen und zu prüfen, fchrieb er an 
Kabinettsrat Albrecht ?), daß die Allerhöchite Anordnung zur Zu: 
jammenberufung einer Reichsſynode noch länger zurückgehalten 
werden möge. „Immer Elarer wird mir die Ueberzeugung, daß 


1) Der Entwurf zu der vom 9. April 1822 datierten KO, worin der 
König jedoch grade die auf die Generaliynode hinmweifende Stelle geitrichen 
bat; Entw. einer Inſtruktion über die Union vom 12. September 1822; Min.: 
Berf. vom 12. Dezember 1822. 

2) Bd. I, ©. 202 f. 

3) 19, Febr. 1828. 
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die Sachen, jo wie fie jeßt liegen, zu einer folchen allgemeinen 
Kirchenverfammlung noch nicht reif find, und daß fie, follte jie ın 
diefem jahre gehalten werden, das Refultat der alten Konzilien 
liefern würde. Der Herr Probſt Ribbeck ijt ganz mit mir darin 
einverjtanden.“ Died war, wie wir fogleich ſehen werden, freilich 
nicht ganz richtig. 

Die Enticheidung, auf die Einberufung einer Generaljynode 
zu verzichten, ijt dann im April 1823 erfolgt, nachdem Eylert und 
Nibbed eine vollftändige Weberficht über die faſt durchweg ab» 
lehnende Haltung der Geiftlichkeit gegenüber der Agende gewonnen 
hatten. Beide Referenten waren über das weitere Vorgehen ge: 
teilter Meinung. Ribbecks Entwurf eines Berichts an den König 
bob hervor, wie gering die Ausficht auf allgemeine Einführung 
der neuen Agende auf dem Wege freiwilliger Annahme durch die 
Geiſtlichen ſei. Er verjchwieg nicht, daß völlige Gleichmäßigfeit 
des Gottesdienſtes wegen der gefchichtlichen Verfchiedenheit in den 
einzelnen Provinzen, 3. B. in Oftpreußen und im Rheinland, ohne 
Gefahr und Nachteil nicht angeordnet werden könnte, und mündete 
in dem Antrag auf Berufung einer Generaljynode zur gejeglichen 
Löfung der Frage. 

Eylerts Botum ging davon aus, daß der König unter feinen 
Umftänden verftinnmt werden dürfe. Der Bericht folle deshalb 
die Zerfahrenheit in der evangelifchen Kirche recht draſtiſch jchil- 
dern und damit die ungünjtige Aufnahme der Agende entichul: 
digen. Er jolle ſich die erhobenen Widerjprüche nicht aneignen, 
aber die Bedenken, die aus der Berfchiedenheit der Verfaſſung in 
den einzelnen Provinzen herrührten, gründlich aufführen und Die 
Einfegung einer fleinen Kommifjion empfehlen, mit dem Auftrag, 
die Agende durchzuprüfen. Danach jolle der Landesherr die 
Agende befehlen. Ausdrüclicy warnte Eylert vor der Berufung 
der Synoden. 

Altentein trat Eylert bei. Nach deſſen Vorſchlag wurde der 
Bericht über den Stand der Agendeangelegenheit abgefaßt, der 
vom 7. Oktober 1823 datiert ift, und dem wir weiter unten bei 
der Schilderung des Verlaufs der Agendejache wieder begegnen 
werden, Don jett ab rechnete man zur Durchjegung der Agende 


Die Provinzialfynoden. 15 


nicht mehr mit Synoden, fondern mit Kommiffionen oder General: 
konſiſtorien. 

Nachdem aber der Plan einer Landesſynode fallen gelaſſen 
war, mußten auch die Provinzialſynoden ihre Lebenskraft ein— 
büßen, zumal das Miniſterium ihnen jede Beachtung weigerte. 
Wo ſie ſich noch eine Zeit lang hielten, waren ſie doch nichts 
anderes als Konjervatorien der Geiſtlichkeit unter ſich. Am aller: 
traurigiten aber war, daß Altenjtein auch die Anſätze zu pres 
byterialer Ausgeftaltung des Gemeindelebens wieder ver: 
fümmern und abjterben ließ. Auf einen Bericht des Brandenbur: 
giſchen Konſiſtoriums vom 3. Juli 1827 „über das Fortbejtehen 
der Presbyterien” verfügte der Minifter am 2. Auguft 1827, er 
trete der Anficht bei, daß es ratſam fcheine, die Presbyterien vor: 
erſt im stillen eingehen zu lajjen. 

Man follte meinen, daß die Zurücknahme der jo Elaren und 
eindeutigen Königlichen Verheißung vom 26. November 1816 !) 
in der Bevölkerung einen tiefen und nachhaltigen Eindrucd hätte 
machen müjjen, daß ihre Erfüllung laut und energijch verlangt 
worden wäre. Aber wenn jchon auf politiichem Gebiete die Be— 
obadhtung gemacht iſt, daß das Preußiſche Volk nach dem hero- 
iſchen Aufichwung der Befreiungsfriege viel zu jehr mit der Aus- 
bejjerung der zurüctgebliebenen Schäden und der Heilung wirt- 
Ichaftlicher Nöte beſchäftigt geweſen ijt, um dem Verſumpfen der 
Derfafjungsfrage intenjive Beachtung zuzumenden ?), und daß es 
mit merfwürdigem Gleichmut ertrug, daß der König ihm die in 
großer Stunde verfprochenen NReichsitände jchuldig blieb, jo gilt 
dies auf firchlichem Boden noch viel mehr. Vergeblich juchen wir 
nah Stimmen lebhafteren Widerfpruchs und jehnlicheren Ber: 
langens. Es ergab fich — vielleicht ift es fchmerzlich, aber jeden: 
falls ijt e8 jo, — daß das Streben nad) Ausbau der Firchlichen 
Verfaffung, nach Ergänzung des obrigfeitlichen Kirchenregiments 
aus breiteren Schichten doch nur in fehr kleinen, im wejentlichen 
paftoralen Kreifen Wurzel gejchlagen hatte. 

1) ©. Bo. I, ©. 255. 


2) Schleiermachers Briefmechfel mit Gab, ©. 177; Treitfchle, Bd. IV, 
©. 186 f. 
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Es ift im Oſten nur der fleine Kreis Schleiermachers ) und 
feiner Freunde und Anhänger. Anders allerdings war es im 
MWeiten, wo die jynodalen Beitrebungen ſich auf eine alte und be: 
währte Tradition ftüßten ?), und bier allein famen jie denn aud) 
zu einem teilmeijen Siege. 

Diefe Beobachtung der Gleichgültigfeit, ja eines gewiſſen 
Mißtrauens des Volkes gegen die jynodalen Tendenzen führt uns 
zu einer Erkenntnis der innern Gründe, die ihr Scheitern 
bedingten. 

Betrachtet man nicht nur die Synodalberatungen, von denen 
uns nur fnappe Rejultate befannt find, jondern auch die fie be- 
gleitenden Schriften, fo bemerkt man bald, daß hier zwei grund: 
verichiedene Strömungen nebeneinander laufen. Die erjte?) it die 
von mir bereit3 früher charakterijierte auf Wiederbelebung eines 
durch äußere Machtmittel geitärkten Kirchentums. Wir haben 
jchon früher Schuderoff3 Schriften erwähnen müjjen. Wir wifjen 
auch fchon, daß er fich grade im jahre 1817 mit dem umfajjen: 
den Plan einer Neuordnung des proteftantischen Kirchenmwejens in 
Deutichland, „auf ſpekulativer Grundlage” an die Gejandten beim 
Bundestage gewandt hat!). Zu gleicher Stunde entfloß jeiner 
Feder eine Streitichrift, faft müßte man jagen: ein Bamphlet, das 
das bedenkliche, bis heute unjäglich oft wiederholte Stichwort aus: 
gab: Gegen die Juriſtenherrſchaft in der Kirche, und unter Anz 
bäufung aller unmutigen Ausiprüche Luthers wider Juriſten 
und Kanoniſten die Abhängigkeit der Geiitlichfeit von der Landes: 
regierung als Grund des Berfalld der Kirche anflagte?). 

Unſchwer findet man den Einfluß diefer Theorieen nicht nur 


1) Bor allem: Ueber das liturgiiche Recht ev. Yandesfürften, 1824, 
©. W. 1,5. ©. 477-555, 

2) Züttgert, ©. 70 F. Bäumer, Die Presbyterialverfaffung in ihrer 
Begründung und in ihrem Wert. Damm, 1823, 

3) Man vergleiche, um einen Cindrucd davon zu haben, wie eng fich 
die jynodale Selbitändigfeitsbemegung mit der auflebenden pietiftifchen 
DOrthodorie berührte, auch die Vorgänge außerhalb Preußens; 3. B. in 
Heſſen und Hannover (bei Woltersdorf, ©. 58 ff). 

4) S. Bd. 1. S. 91ff. 

5) Die AJurijten in der protejtantifchen Kirche. Zeit, 1817. 
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in vielen Aeußerungen und Bejchlüffen der Synoden, jondern auch) 
in literarifchen Auslaffungen jener Tage wieder. Es iſt durch— 
aus die herrichende Anfchauung. Einer der treuften Anhänger 
Schuderoff3s und Mitarbeiter feines Journals, Joh. Chriftoph 
Greiling , richtete in diefem Sinne ein „Sendichreiben an die 
Synoden der Preußifchen Monardie!), worin er allerdings dem 
Laienelement in gewählten Aelteſten einen jtärkern Anteil an der 
Regierung der Kirche zugeitand als Schuderoff, der ausjchließlich 
die organifierte Lehrerjchaft dazu berufen fand. Er näherte fich 
damit bewußt der reformierten Presbyterialverfafjung. Immer— 
bin wäre auch in feinem Syſtem die Getitlichfeit der herrichende 
Faktor geblieben, die Kirche dem Staat gegenüber völlig jelbitändig, 
die Konfistorien in Synodalausjchüffe verwandelt worden; die Spitze 
des Gebäudes jollte ein Bischof als Präfident des jtändigen Aus: 
ſchuſſes der Landesiynode oder Oberkonſiſtoriums unmittelbar 
unter dem König als Oberbifchof fein. 

In ganz ähnlichem Geleife laufen die „Freimütigen Gedanken 
über Zwed und Einrichtung der Synoden“ des Glogauer Paſtors 
D. 2. Köhler?),, Sein Landsmann und Namensbruder Karl 
August Köhler dagegen erklärte in feinen „Wünfchen und Bor: 
ichlägen der erjten Synode” ?) weltliche Mitglieder für überflüffig 
und erwartete die Auferbauung der gebeugten und zerfallenen Kirche 
Ehrijti ausschließlich von den Geiftlichen, in deren Händen er die 
geſamte Kirchengewalt Eonzentriert zu jehen wünjchte. Und eben» 
jo forderte Joh. Friedrih Lange, Prediger in Kafjelsdorf im 
jeiner „Würdigung einiger Gegenjtände in Hinfiht auf unfere 
protejtantifche Religion“ *) die Einjegung einer allerhöcjiten Reli— 
gionsbehörde, nur aus Theologen bejtehend, die das Zentrum des 
Proteſtantismus bilde. Wer fich ihren Sentenzen nicht fügen wolle, 
trete aus dem Protejtantismus aus. 

Charakteriſtiſch iſt auch, daß in all diefen Schriften ‚und auch 
von den Mehrheiten auf den meijten Synoden die Erneuerung 





1) Halberſtadt 1818. 
2) Glogau 1817. 
3) Ziegnig 1817. 
4) Görlig 1818. 
Foeriter, Entitebung ber preuß. Landeskirche. II. 2 
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einer ſtrammen Kivchenzucht als eine der mwichtigiten Neformen ge: 
fordert wurde. Und zwar Kirchenzucht bis zur Ausjchließung aus 
der Gemeinde und der Unfähigkeit zum Eide!). 

Dieſe Beftrebungen hängen, wie ich nachdrüdlich betonen 
möchte, nicht etwa mit einer theologischen Schule zufammen. Wir 
finden fie bei offenbaren Rationaliſten, aber ebenjo auch bei Män— 
nern, die dazu nicht gezählt werden können. Wohl zu beachten 
ilt, daß auch der jpätere Führer der Altlutheraner, Scheibel, ſich 
in ganz ähnlichen Bahnen bemwegt?). Es jcheint mir überhaupt, 
als ob der Einfluß des Nationalismus auf die Preußiſche Getitlich- 
feit erheblich überjchägt würde. Wenigftens der Nationalismus im 
Sinne Teller und Nicolais, der Berliner Monatsjchrift und der 
Allg. Bibliothek iſt keineswegs in ſehr weiten Kreiſen berrichend ge- 
weſen. Dies ift gegen Ende des 18. Jahrhunderts auf beiden 
Seiten fonjtatiert worden. Ich weiſe nur bin auf das Zeugnis 
Semmlers in feiner „Berteidigung des Neligionsedikts” °) und die 
Eleine weitverbreitete Streitichrift „SHerzenserleichterung zweier 
Menfchenfreunde über Lavaters Glaubensbekenntnis“) und anderer: 
jeit8 auf de Marées' Unfug jog. Aufklärer’). Diefe Zeugen find 
einig in der Theje, daß die Mehrheit bei den Altgläubigen jei. 
Und dies Verhältnis hat fich in den eriten Jahrzehnten des 19, 
Jahrhunderts gewiß nicht zugunſten der „Neologen” verjchoben. 

Es fommt hinzu, daß fich führende Rationaliſten ſcharf gegen 
die jynodale Bewegung wandten, vor allem Brettjchneider, der ftatt 
einer bejondern Kirchenvertretung vielmehr Beteiligung der poli: 
tifchen Bolfsvertretung am Kirchenregiment forderte ®). 

Will man diefe Tendenzen auf Aufrichtung einer jelbitändigen 
Kirche und Ausbau ihrer Verfaffung überhaupt mit einer ficchlichen 
Bewegung in Zuſammenhang bringen, jo wird man darin nur 


1) Schuderoff, Ueber Kirchenzucht, Leipzig 1809; Frisfche, Freimütige 
Bemerkungen zur Beantwortung der Frage, ob die vorgefchlagene Kirchen: 
zucht anwendbar fei. Frankfurt a. O. 1818. 

2) ©. Kap. VII. 

3) 1788, ©. 112. 

4) 1785. 

5) Berlin 1792, S. 104. 

6) ©. bei Woltersdorf, ©. 54. 
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Gedanken und Stimmungen erkennen können, die der Pietismus 
in Kurs gejegt hat, die aber dann, von ihm losgelöjt, auch in ganz 
anders gerichteten Kreijen ihre Wirkung getan haben. Der Pietismus 
ift es gemejen, der jich die naturrechtliche Vertragstbeorie auch zur 
Konftruktion der Kirche am beftimmteften angeeignet bat. Er hat 
im Eifer gegen die Gäfareopapie den Gedanken der Trennung 
zwifchen Staat und Kirche zuerst durchdacht und die Selbſtre— 
gierung und Unabhängigkeit feiner Konventifel von der jtaatlichen 
Bolizei gefordert. Er ift voll Klagen über den Verfall der Kirche 
Ehrifti und er jucht den Grund dieſes Verfalles nicht ſowohl auf 
dem Gebiet der Lehre als auf dem der Berfafjung, in der durch 
den Mangel an Zucht und Zuſammenhalt herbeigeführten Unrein- 
heit der Kirche. Das alles aber find Urteile, die in den Schriften 
der Vertreter des jynodalen Prinzips, wenn auch abgeſchwächt 
und verflacht, immer wieder auftreten. Nur wenden fie fie, die 
eigentlich von den Konventifeln abjtrahiert jind, nun auf die Kirche 
im Ganzen an. 

Aber dieje Strömung fonnte nicht zum Siege aelangen, oder 
doch nur, wenn fie fich ſelbſt veränderte. Ein Zwangskirchentum, 
wie es bier erjtrebt wurde, ijt auf dem Boden des lutherischen 
Proteftantismus nur mit dem Staat, nicht aber gegen den 
Staat denkbar und ausführbar. E3 gab bier nur ein Entweder: 
Oder: Wem die Erneuerung des alten orthodoren Kirchenzwanges 
die Hauptjache war, der mußte ſich aufs engſte an den Landes: 
herrn anlehnen und fich von ihm die Gewalt leihen lafjen, deren 
es zur Durchjegung dieſes Ideals bedurfte; wer aber wirklich die 
Emanzipation der Kirche vom Staate eritrebte, der mußte damit 
auch auf jede Zwangsgewalt jür die Kirche zu verzichten den 
Mut haben. 

Dies gezeigt zu haben, ift das Verdienſt einer kleinen ein- 
drudspollen Schrift eines hohen Beamten, des Oberpräfidenten 
der Provinz Sachjen, Friedrich von Bülow’). Bülow tjt ein ent: 
jchtedener Anhänger des Religionsedikts und ftrenger Verpflichtung 
auf die ſymboliſchen Bücher; er fordert eine ſtramme Aufficht über 


1) Ueber die gegenwärtigen Berhältniffe des chriftlich-evangelifchen 
Kirchenwefens in Deutjchland. Magdeburg 1818. 190 ©. 
2% 


20 Kapitel 1. 


die Lehre der Geiftlichen. Aber eben deshalb fordert er auch den 
engſten Zuſammenhang zwiichen Staat und Kirche und befämpft 
er die „neue bifchöfliche Hierarchie”: „Das Ganze ift nichts als 
ein neuer Verſuch, das uralte Streben der Geiftlichleit zur Wirt: 
lichkeit zu bringen, das Priejtertum unter der ganz fäljchlich ge: 
brauchten Benennung Kirche von dem Staate und dejjen Ber: 
waltung möglichjt zu trennen, aus der Geijtlichfeit einen Staat 
im Staate zu machen.“ Er wendet fich feineswegs gegen einen 
Zwang in firchlichen Dingen, aber e8 ſoll der Zwang des Staates 
fein und nicht der Zwang der Geiitlichkeit. 

Jedoch, indem er die maßlofen Anfprüche der Geiftlichkeit 
befämpft, muß er dagegen nicht nur das Intereſſe des Staates 
anrufen, jondern auch die gejunde Abneigung der Laien gegen 
geiftliche Bevormundung. Wie viel Richtiges liegt doch in dem, 
was er mit überrajchend guter Kenntnis dev Kicchengejchichte über 
die Reformation ausführt! Ihr Inhalt fei, ſchreibt er, der Bruch 
mit aller menjchlichen Autorität in Glaubensjachen, um lediglich 
der auf die Heilige Schrift gegründeten, innern freien Heberzeugung 
zu folgen. Das Wefen der Kirche mache die Hare und reine Predigt 
des Evangeliums aus. Zwang in äußern Dingen führe nur zu 
Zwang der Gewijlen und Seelen. Die Neformatoren jchufen 
deshalb Feine gleichförmige Kirchenverfafjung, jondern ließen jedem 
Lande Freiheit, fich die äußere Gottesverehrung nach Gutdünfen 
einzurichten. Niemals ſeien in der Kirche alle Gebräuche und Ge- 
wohnbeiten gleich geweſen; dies fei auch unnüs, denn die wahre 
$tirche beitehe nicht in dev Gemeinschaft äußerlicher Zeichen, jondern 
in Gemeinjchaft der ewigen Güter im Herzen, wie des Glaubens, 
der Liebe, der Geduld, der Hoffnung. Das Kirchenregiment werde 
geübt mit Brauchen des Wortes ohne äußere Gewalt. „Je 
weniger Gejege, je mehr gute Werke.“ „Biel Kirchenordnungen 
haben, iſt noch nicht Kirchenordnung haben.“ 

Das jind in der Tat lutherifche Gedanken. Lutherifch, fromm 
im Sinne Luthers, ift aber auch die Stellung Bülows zur fir) 
lichen Gegenwart. Gegenüber dem pietijtifchen Schelten und Ans 
flagen der Zeit tritt bei ihm ein wohltuendes Empfinden für die 
Größe der Jahre, die er erlebt hat, hervor. Ich ſetze die männ— 
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lich-ftolzen Worte her, mit denen er den Vorwurf der Irreligioſi— 
tät gegen feine Zeit ablehnt. Die Gefchichte der legten 10 Jahre 
zeugt dagegen : 

Das Volk und jeder Einzelne in demfelben trug ein in jeder Rück— 
ficht hartes und Schweres Geſchick mit der höchiten Treue gegen den König 
und das Vaterland, mit frommer Ergebung in den göttlichen Willen, mit 
fejter Hoffnung auf Gottes Hilfe und ließ jich nicht hinreißen von dem 
Verderbni3 feiner Unterdrüder. Keine Apathie, feine Schwachheit und 
Mutlofigkeit lag hierbei zu grunde. Denn als die rechte Zeit gefommen 
war, und der heldenmütige fromme König rief, da ſtand das Bolf auf, 
nicht etwa zur Rache an einzelnen Bedrücern, zu heimtüdifchem Morden 
und zu habfüchtigem Naube, jondern um mit Gott in offenen Schlachten 
zu kämpfen auf Leben und Tod für das, was dem guten Menfchen am 
teuersten ift, für Freiheit und Unabhängigkeit von fremder Gewalt, für 
Sicherheit der Berfon und des Eigentums, für die Erhaltung vaterländi- 
fcher Sitte, Ehre und Verfaffung, für die Befejtigung des Throns jeines 
allgeliebten Königs. Während die Daheimgebliebenen nicht bloß mit 
Wünfchen und frommen Gebeten, fondern mit den größten Anjtrengungen 
und Aufopferungen zum Gelingen des großen heiligen Werks beitrugen, 
fielen auf den glorreichen Schlachtfeldern Taufende von Helden mit dem 
laut ausgefprochenen Glauben an Gott und feine Religion... Voll: 
fommen ift die Zeit nicht, aber der Vorwurf eines Verfalld der innern 
Religion ijt „blinder Feuerlärm“. Und auch mit dem gottesdienjtlichen 
Leben ijt es nicht fo arg, wie es gemacht wird, fondern fehr verfchieden. 


Wie Bülow, jo erhoben auch angejehene Theologen gegen die 
äußerjte Konjequenz der Tendenzen Schuderoffs, nämlich gegen die 
geforderte zwangsweiſe Kirchenzucht, ihre Stimmen. Kein Geringerer 
ald de Wette wandte fich gegen die geplante Beeinträchtigung der 
Laien'). Hanſtein, der Probſt von Berlin-Cölln, folgerte aus 
dem Hinweis auf Luthers faft verjchollene und bis heute fo viel 
mißverjtandene Lehre von der Scheidung der zwei Negimente, daß 
die Kirche nur die Gewalt des Wortes habe und üben dürfe, alle 
äußere Gewalt aber dem Staate überlaffen müſſe“). Und Bres- 
cius, Generaljuperintendent der Niederlaufiß, führte den Anwälten 
der Kirchenzucht zu Gemüte, daß ihre Herleitung firchlicher Zwangs— 
gewalt aus der Auffafjung der Kirche als Verein unbaltbar jet: 

1) Kayſers NReformationsalmanadh, Erfurt 1817, S. 340 f, 

2) Hanjtein, Synodalpredigt nebit einem Nachwort über Kirchenzucht, 
Berlin 1818. 
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die Kirche fei nicht eine Gefellichaft von Menjchen, die ihre Türen 
nach Belieben zufchließen fünnte, ſondern eine von Gott herge- 
jtellte Verbindung, aljo Stiftung '). 

Mehr vom Standpunkt des platten Nationalismus befämpften 
zwei anonyme Schriften, wohl von einem und Ddemjelben Ber: 
fafjer?) herrührend, die Synodalbejtrebungen. Neben bürgerlicher 
Gewalt und Gejeggebung müfje eine bejondere geijtliche Gewalt 
und Ffirchliche Geſetzgebung notwendig auf Fatholifhe Bahnen 
drängen und den Geiftlichen mit Funktionen belajten, die mit 
feinem Amt als Lehrer und Prediger unverträglich feien. Seit 
der Reformation ſei das Dajein einer bejondern Kirche über: 
flüffig, „der Untergang der Kirche in den Staat ijt von Gott be: 
ſchloſſen“. — Endlich fehlte auch beißender Spott auf die hoch: 
kirchlichen Tendenzen nicht. In der Maske eines Freundes dieſer 
Richtung empfahl eine Satire?) mit gut fingiertem Pathos zur 
Wiederheritellung der proteftantifchen Kirche Papſttum, Zölibat 
und Inquiſition. Es gab Leute — jelbjt Bülow gehörte dazu —, 
die die Eleine Schrift bitter ernjt nahmen. 

Diefe Gegenäußerungen, beſonders Bülows Angriff, blieben 
nicht ohne Eindrud auf die vornehmjten Führer von der andern Seite. 
Don Schuderoff, Küfter, Köhler, Schaaf erjchienen Gegenjchriften *) 
und heftige Verwahrungen gegen den Vorwurf, Hierarchie zu er: 
jtreben. Neues brachten fie nicht mehr bei, fie begnügten fich 


1) Brescius’ Aufjat in Frisfche, Freimütige Bemerkungen (f. S. 18, 
Anm. 1). a 

2) Schreiben eines Landgeiſthichen an einen Staatsrat über 
Synoden, Berlin 1817 (aus dem Journal f. Deutfchland abgedrudt); Ge: 
danken eines Landpredigers über Ghriftentum, Kirche und Synoden, 
Berlin 1818. 

3) Kirchhof, Auch einige Gedanken über die Wiederheritellung der 
proteitantifchen Kirche. Yeipzig 1817. 

4) Shuderoff, Ueber den innerlich notwendigen Zuſammenhang 
der Staats: und Kirchenverfaſſung nebjt einem Sendfchreiben an v. B., 
Ronneburg 1818; Küfter, Ueber die Befchuldigung, daß proteftantifche 
Beiftliche im preußifchen Staate eine Priefterherrichaft gründen wollen, 
Berlin 1818; Köhler, K. A., Verteidigung gegen die Befchuldigungen des 
Herrn v. B., Berlin 1818; Schaaf, Ideen zur Synodalverfaflung zc., 
Magdeburg 1819, Herrn v. B. zugeeignet. 
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damit, abzufchwächen und Konjequenzen abzumwehren. 

Heberblidt man dieſen Schriftenwechjel, jo ergibt fich die 
Einficht, daß die auf eine jelbjtändige, vom Staat getrennte, allein 
von Synoden der Geiftlichen mit wirkſamer Gewalt regierte Kirche 
gerichteten Bejtrebungen in einem jo tiefen Gegenjag zu der alt- 
eingemwurzelten lutherischen Auffaffung von Staat und Kirche ftan- 
den, daß fie daran fcheitern mußten. 

Aber in demfelben Bett floß nun noch eine zweite Strö- 
mung dahin, die ich Furzweg die liberale nennen möchte. Wir 
erkennen fie in Schleiermacher3 ficchenpolitifcher Theorie. Denn 
wenn auch er auf eine „recht freie Kirchenverfajjung“ dringt!) 
und fi) darin mit den andern Führern der Synodalbewegung 
eins befennt, jo ift doch das, was er will, grundverjchteden von 
dem oben gekennzeichneten Ziel. Der überragende Einfluß von 
Schleiermachers „Reden“ — find fie doc außer den Predigten 
das einzige von feinen Schriften, was wirklich Gemeingut der 
deutjchen Bildung geworden iſt — hat e8 dahin gebracht, daß 
Schleiermacher immer noch als Fürfprecher dev englifch-ame: 
rifanischen Geſtaltung des Verhältnifjes von Staat und Kirche 
betrachtet wird. Aber, obgleich ich die befannte, aus den bitteren 
Erfahrungen des Agendenfampfes zu erflärende Ausführung feiner 
Praktiſchen Theologie?) nicht überfehe, jo iſt doch anderjeits zweierlei 
nicht zu verfennen. Erjtens, daß Schleiermacher die allgemeine 
Geltung und Durchführbarkeit diejes Syſtems ſchon in den Aeuße— 
rungen, die wir im eriten Bande erwähnt haben, ftark eingefchränft 
bat. Und zweitens, daß er die Mängel der englisch-amerifanischen 
Geſtalt der Dinge fpäter wiederholt jcharf hervorgehoben hat. 
Er jchreibt in den Anmerkungen zu den „Reden“ (1821) °): 

„Ich möchte mich jet keineswegs fo ausſchließend für die Fleineren 
Gemeinjchaften erklären und gegen die großen Verfaflungen, nachdem ich 
jener mehr entwöhnt und in diefe mehr eingelebt bin. Sondern wie es 
in England wohl am deutlichjten zutage liegt, daß es dort in beiden Fällen 
fchleht um das Chriſtentum jtehen würde, ſowohl wenn die bifchöfliche 


Kirche fich ganz auflöfte und in die kleineren Gemeinschaften zerjtreute, 
als auch wenn fie dieje verfchlänge, um allein zu beſtehen, ....“ 


1) An Gaß, ©. 172. 
2). W. 1, 18, ©. 668f. 8) S. W. 11,6. 378. 
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fo fann man wohl nicht anders jagen, als daß folches Nebenein- 
ander der wünjchenswertejte Zuftand it. — Und ein andermal gibt 
er, die independentiftiiche Theorie beftreitend, die Beobachtung wieder: 

„Wo es feine große Kirchengemeinfchaft gibt, fondern nur Eleinere, 


wie in England und Amerika, ... da ift die Wilfenfchaftlichkeit der Geiſt— 
lichen im Abnehmen“ ). 


Dies iſt aber ein ftarfer Einwand, denn „Die Verfaſſung ijt die 
bejte, die am metjten die freie Tätigkeit im Schriftverjtändnis 
befördert“ ?),. Und noch fpäter hat Schleiermacher ganz ausdrüd: 
lich das Vorbild der „englifchen und amerikanischen Vielſpaltigkeit“, 
wegen der darin liegenden Berjuchung zu immer neuen Separa— 
tionen abgelehnt °). 

Nicht viele enge Kirchen, fondern eine große deutſche 

evangeliiche Kirche, aber fo frei, daß jie auch Mennoniten 
und Baptijten umfaffen kann und feinerlei Anlaß zur Separation 
bietet, zeichnet er in diefem Zuſammenhange als das Ziel der 
deutjchen Entwicklung. 
Weshalb aber hält er dann dies Ziel nur in Lostrennung 
vom Staate für erreichbar? Ich babe ſchon früher *) darauf hin: 
gewiefen, daß Schleiermahers Auffaffung vom Staat an einer 
gewifjen Enge leidet. Aber wie veritändlich ift es, daß er den 
Staat mit der abjoluten Militär: und Beamtenmonarchie identi- 
fiziert! Ja, konnte es anders jein, entiprach nicht dieſe Beur— 
teilung dem tatjächlichen Stand der Dinge? Die Bekämpfung 
diejes Abjolutismus ift die eigentlichite und kräftigſte Tendenz 
jeines firchenpolitifchen Handelns; daß auf dieſe Weife das evan- 
gelifche Volk die Kirche nicht als feine Kirche, jondern als ein 
ihm auferlegtes ‘och zu empfinden befomme, jeine immer wieder: 
holte bittere Klage. Er hat es jelbjt nicht verhehlt, daß er fich 
dabei von derjelben Grundanjchauung leiten ließ, aus der der 
Konjtitutionalismus, das Verlangen nach Reichsftänden, entjtanden 
it. Und auch jeine Gegner haben diefen Zufammenhang oft und 
jcharf betont). 

1). ©. 1,13, ©. 531. 

2) A. a. O. ©. 558. 

3)8.W. 1,5, ©. 675, 701. 4) ©. Bd. I, ©. 84. 

5) 2. in Br. 11, ©. 362; An Gab ©. 178; Marheinede, Ueber 
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Vollends offenbart fich der tiefliegende Unterjchied zwischen 
Schleiermacherd Tendenzen und denen andrer Führer der jynodalen 
Bewegung, wenn wir auf feine Theorie vom Kirchenregiment achten. 
Sein fcharfer Proteft gegen Zenjur, gegen bindende Liturgijche 
Ordnungen, gegen Belenntniszwang, überhaupt gegen jeden Zwang 
zur Zugehörigkeit zu einer Kirche !): — alles dies zeigt doch deutlich, 
daß hier eine andre dee von der Kirche vorjchwebt, als die einer 
geiftlichen Zwangsanſtalt. 

Der, wenn man auf die Formeln ſieht, jehr groß fcheinende 
Abitand zwischen den leitenden Gedanken Schleiermachers und der 
Steinjchen Reform vermindert jih, wenn man auf die Einzel: 
beiten achtet. Dort wie hier ift es abgejehen auf eine große, 
alle evangelijchen Gemeinden umfaſſende Ordnung, innerhalb derer 
den mannigfaltigen Firchlichen ndividualitäten freilter Spielraum 
gewährt wird. Dort wie hier iſt das Ziel, den öffentlichen In— 
ftitutionen neues Leben einzuflößen, indem fie dev Allmacht der 
Krone und des Beamtentums entzogen und auf eine breitere Grund: 
lage geftellt werden. 

Wir verftehen nun aber auch, daß dieſe Beftrebungen das 
Schickſal der liberalen, fonititutionellen Tendenzen teilen mußten, 
mit denen fie verwandt waren. Wenn Hardenbergs Berfafjungs- 
pläne 1821 durch die veaktionäre Gegenbewegung endgültig zu 
Tall gebracht wurden, — wie follten da Gedanken Ausficht haben, 
die viel weiter griffen als Hardenberg mit jeinen beratenden 
Neichsjtänden! Mit diefen wurden fie zurückgeſtellt. 

Der Beriuc einer Reform der Kirchenverfafjung auf presby- 
terialsfynodaler Baſis war gejcheitert. Damit aber jchien die 
Bewegung, der Kirche eine bejjere Verfaſſung zu jchaffen, über: 
haupt abgebrochen. Da führte der König mit einer von ihm felbjt 
ausgehenden Anregung eine ganz neue Wendung herbei. Er griff 
auf die im Jahre 1812 nur vorläufig zurückgejtellte dee der 
Episfopalverfafjung zurüd. Am 22. Januar 1823 erging von 
Potsdam an das Staatsminifterium folgende Königlihe KO: 
die wahre Stelle zc., S. 28 f.; Augufti, Nähere Grklärung ze. ©. 16; 
Ammon, Die Einführung .. . tirchenrechtlich beleuchtet S. 66. 

1) S. W. 1, 13, ©. 588; 621; 632 ff.; 669. 
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Für das Mohl und das Anfehen der evangelifchen Kirche fcheint es 
mir angemejjen zu fein, die Biſchöfe in derjelben wiederherzujtellen und 
folche mit den Provinziallonfiftorien in Verbindung zu fegen. Wie dies 
am zwecdmäßigiten, durch Beitimmung des Wirkungsfreifes der Bifchöfe 
in Verbindung mit den Konfijtorien, einzurichten, wie viel Bifchöfe anzu— 
ordnen und welches Einftommen ihnen auszufegen fein möchte, Darüber 
will ich das Gutachten des Staatsminijteriums zu meiner weitern Ent: 
ſchließung erwarten. 


Kapitel 2, Der Sortgang der Union. 


Der Aufruf vom 27. September 1817 hatte in Berlin und 
in den Provinzen, vornehmlich in den wejtlichen, freudige Aufnahme 
gefunden und war weit über die Grenzen Preußens hinaus als 
ein jegensreicher Schritt anerfannt worden. Aber dem eriten An: 
fang folgte fein jo fchneller Fortgang. Zunächſt machten fich 
Hemmungen jpürbar von der natürlichen Trägheit und von mas 
teriellen und rechtlichen Schwierigkeiten. 

Niemeyer brachte noch im Dezember 1817 bei Ueberreichung 
einer Schrift über die Union an den König zur Sprache, daß in 
Halle der Union ein Hindernis aus der Berfchiedenheit der Pfarr: 
befoldungen erwachje. Der König überwies dieje Anregung Alten: 
jtein zugleich) mit dem durch einen Brief Borowskys hervorge: 
rufenen Auftrag!), über die Umnennung bisher jchlechtweg Nefor- 
miert oder Lutherifch heigender Kirchen an Orten, da die Union 
zuftande gefommen, Vorjchläge zu tun. Dies gab Altenftein An: 
laß zu einem erſten zujammenfaffenden Beriht über Fort— 
jhritte und Hinderniffje der Union?) 


1) KO an Altenſtein vom 13. Dez. 1817. Am jelben Tage genehmigte 
der König Borowskys Antrag, die bisherige reformierte Barochiallirche in 
Königsberg fortan Burg firche zu nennen. 

2) 16. April 1818. 
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Er jtellte auf Grund der literarischen Kundgebungen feit, daß in 
einem großen Teil der Monarchie lebhafte Geneigtheit für die Union 
vorhanden jei. Daß dies Urteil richtig war, bat fich uns jchon bei 
der Einfiht in die Provinzialfynodalverhandlungen ergeben. Aber 
troßdem wußte Altenjtein exit von wenig tatjächlichen Anfängen 
der Vereinigung zu berichten. Außer in Berlin waren folche ge: 
macht in Magdeburg, Halberjtadt, Quedlinburg, in Stettin, bei 
der Militärgemeinde in Königsberg, in Goldap und Heiligenbeil, 
in acht Orten der Brovinz Poſen, darunter Poſen, Liſſa, Rawitſch, 
Krotoſchin, in Glogau, Tiefhartmannsdorf (Kreis Hirjchberg), 
Zeſſel (Kreis Dels) und in Breslau infofern, als dort die theologifche 
Fakultät mit Ausnahme eines Profeſſors (Scheibel) gemeinſam 
das hl. Abendmahl gefeiert hatte, endlich in fjehr vielen Gemein: 
den des Konfiitorialbezirts Köln. Jedoch diefe Anfänge, über 
die Altenjtein fich nicht näher ausließ, beftanden wohl nur in 
Veranitaltung gemeinfamer Abendmahlsfeiern nach dem Berliner 
Ritus. Darüber hinaus war man nur in ganz vereinzelten 
Orten gegangen. Wir erfahren nichts Sicheres darüber, ob 
und in wie viel Gemeinden der neue Ritus an die Stelle des 
alten getreten war oder doch regelmäßig abwechjelnd mit dieſem 
gebraucht wurde. Union zweier Gemeinden auch in Anjehung 
des Kirchenvermögens, der Schulen und der Seeljorge konnte 
Altenftein nur in Goldap, in Wattenjcheid (Grfichit. Mark), in 
Dinslaken, Hamminkeln, Ratingen, Rees, Wefel und Geldern nad): 
meijen. 

Woran lag es, daß die Union nicht fchnellere Fortichritte 
machte? Wir werden fagen müſſen, daß fich darin nur offenbarte, 
wie unzulänglic; es war, die Union lediglich als eine Sache des 
Kultus zu betrachten und nicht von vornherein die Konjequenzen 
auf dem Gebiete der Lehre und bejonders der Verfaſſung, wenn 
nicht jofort zu ziehen, fo doch ins Auge zu faſſen. Es bedeutet 
den Anfang diefer Einficht, wenn Altenjtein nun dem Könige fol: 
gende vier Hinderniffe namhaft machte. Erſtens jei vielfach bei 
Geijtlichen und Gemeinden die Meinung verbreitet, eine Union fei 
ohne vorangehenden Ausgleich der Unterjcheidungslehren unmöglich. 
Gegen dieſe falfche Meinung babe man nur die Mittel der Be— 
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lehrung. Zweitens werde befürchtet, daß bei einer Bereinigung 
die Gemeinden ihre bejondern Rechte und Stiftungen embüßen 
würden. Hiergegen fei eine ausdrüdliche Erklärung nötig, daß 
jede Gemeinde ihre Rechte behalten könne. Drittens jtänden die 
pefuniären Verhältniffe der Geiftlichen, wie Niemeyer richtig beob- 
achtet habe, im Wege. Die lutherifshen Pfarrer jeien im allge: 
meinen auf geringe Fixa und erheblichere Accidentien, die refor— 
mierten auf bejjere Gehälter und wenige Accidentien angewiejen. 
Man befürchte nun wohl mit Recht, daß ſich nach vollzogener 
Union die Glieder der lutheriichen Gemeinde zu der reformierten 
halten würden, weil dort feine Accidentien, infonderheit fein Beicht: 
geld'), zu zahlen feien. Auf die Weife müßte die Union zu einer 
Minderung der Einnahmen der Kirche überhaupt und zu einer 
empfindlichen Schädigung der lutherischen Geiftlichen im bejondern 
ausichlagen. Altenjtein zeigte, daß dieje Sorge 3. B. in Weftpreußen, 
wo die Lage der lutherifchen Geiftlichen jo wie jo ſehr gedrücdt fei, 
der Union unüberjteigliche Hindernifje bereite. Er empfahl zu 
ihrer Hebung den Erlaß feiter und gleichmäßiger Stolgebühren- 
taren für alle Gemeinden und beantragte — dies war der Kern: 
punft feines Berichts — Gemährung eines Fonds, auf den Ein: 
bußen infolge der Union in Form von Jahresrenten übernommen 
werden könnten. Endlich wünjchte Altenftein eine Erlaubnis zur 
allmählihen Einführung der Union, indem den Gemeinden über: 
gangsmeife die Abwechslung zwifchen dem alten und dem neuen 
Ritus geftattet merden möge ?). 

Auf diefen Bericht hat Altenjtein nie eine Antwort erhalten. 
Zweimal hat er ſich an den Fürjten Hardenberg mit der Bitte 
gewandt, eine Entjcheidung darüber herbeizuführen), Die Sache 
ging Über diejen wegen der finanziellen Tragweite des Antrags. 
Hardenberg aber lehnte die Bildung eines bejonderen Fonds über 
den zur Unterftüßung der Getjtlichen ſchon bejtehenden, mit 100 000 


1) Dasfelbe war alfo troß des Reſkripts vom 2. Jan. 1817 beitehen 
geblieben, ſ. ®d. I, ©. 256. 

2) Diefe Bitte hat Altenftein am 28. Febr. 1824 wiederholt, aber 
wiederum ohne Beſcheid zu erhalten. 

3) 16. Oftober 1818 und 4. April 1819. 
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Talern jährlich dotierten hinaus‘), ab. Altenftein mußte aljo 
diefen Bunkt zunächſt fallen lafjen. Er bat ihn in einem aber: 
maligen Bericht vom 16. Auguft 1821 dahin befchränft, daß, wo 
Geijtlichen einer Konfeffionsgemeinde bisher Königliche Dotationen 
gewährt feien, diefe auch nach der Vereinigung unverfürzt weiter: 
gegeben werden möchten. jmmer deutlicher aber hatte ſich in- 
zwifchen berausgeitellt, daß die Frage der Stiftungen entjchieden 
werden müſſe. Als eriten Schritt dazu beantragte er die Auf: 
bebung der VBorrechte, die bisher den Reformierten am Joachims— 
taljchen Gymnafium und am Domfandidatenftift zugejtanden hatten. 

Diejen Antrag genehmigte der König (8. Mai 1822). Auch 
fam er Altenjteins Darlegungen über die aus den pefuniären Ver: 
bältnifjen der Geijtlichen herrührenden Schwierigkeiten durch reichliche 
Untegftügungen zu Hilfe. Eine weitere wichtige Begünftigung der 
Union beftand in der Aufhebung der immer noch üblichen eidlichen 
Unterjchrift der reformierten Prediger unter die Confessio Sigis- 
mundi und die Edifte von 1614, 1662 und 1664?). 

Dazu famen mehrere Minijterialverfügungen. Die Brotofolle 
der fächfischen PBrovinzialfynoden gaben Veranlafjung, dem Magde— 
burgijchen Konfijtorium eine Einwirkung auf die der Unton ab» 
geneigten Superintendenten nahezulegen?): 

Obgleich von Zwang bei der Union nicht die Rede fein könne und 
dürfe, fo dürften doch die Superintendenten, wenn fie auch für ihre Ber: 
fon derjelben entgegen wären, nicht verabfäumen, die ihnen von Amts 
wegen obliegenden Ginleitungen zu treffen, daß die Getjtlichen und Ge— 
meinden ihrer Diözefen Veranlaffung erhielten, in diefer Angelegenheit 
nach ihrer eigenen Einficht und Ueberzeugung zu handeln und den neuen 
Ritus beim h. Abendmahl, wenn fie es ratſam und tunlich fänden, anzus 
nehmen, ohne daran durch das Urteil oder Benehmen der Superinten- 
denten gehindert zu werden. 

In einer andern Verfügung wurde angeordnet, nach Prüf: 
ung und Anftellung dev Kandidaten feitzuftellen, ob der Kandidat 
der Union beigetreten fei oder fein Bedenken trage, ihr beizu: 


1) S. Niedner, Die Ausgaben des preußifchen Staates, S. 180. 
2) KO v. 8. Nov. 1818. Bol. Bd. I, ©. d4f. 
3) ©. 0. ©. 8. Verf. v. 1. Juni 1820, 
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treten!) —, was einem leichten Drud gleich fam. Sn einer dritten, 
daß bei Gemeinden, wo der Unionsritus, wenn auch nur in Ab: 
wechslung mit dem alten eingeführt war, zu Geiftlichen nur 
jolche ernannt und bejtätigt werden dürften, welche ihren Beitritt 
zur Union fchriftlich dem Konſiſtorium erklärt hätten?), — was dem— 
jelben Zwecke diente, indem dadurch die der Union Geneigten einen 
Vorteil erhielten. 

Zur Förderung der Union war: auch das Unternehmen der 
von Prof. Boedel in Greifswald mit Unterjtügung des Königs 
herausgegebenen Zeitjchrift Ireneon beftinmt, die freilich bereits mit 
dem zweiten Bande einging, weil dev Herausgeber infolge einer 
vecht abfälligen Kritit Ehrenbergs an feiner Arbeit die Luft ver: 
loren hatte?). 

Endlich ſollten gewiß auch die zahlreichen Gnadenerweiſe und 
Auszeichnungen, mit denen der König jede Unterſtützung der 
Union in Schrift und Tat belohnte, der Sache ſelbſt dienen. 
Die goldene und die ſilberne Schaumünze zum Gedächtnis des 
Jubelfeſtes der Reformation erhielten ausſchließlich Gemeinden, 
Behörden, Geiſtliche und Schriftſteller, die öffentlich für die Union 
eingetreten waren. Noch auffälliger war, daß der König von jedem 
Fortſchritt perſönlich Kenntnis nahm und durch eigenhändige K— 
Ordres Lob austeilte. Ich zähle vom November 1817 bis zum 
Auguſt 1823 etwa 15 ſolcher anerkennender Ordres. 

Immerhin iſt durch alles dies der Fortgang der Union nicht 
weſentlich beſchleunigt worden. Im Weſten zwar folgten die 
meiſten Gemeinden auf Anregung der Synoden den erſten Vor— 
bildern ). Im Oſten aber wurde nur an wenig Orten eine Ber: 
einigung zuftande gebracht ?), jo in Johannisburg (Rb. Gum: 
binnen), in Oppeln in Oberjchlefien, im Oderbruch und Oranien: 
burg, in Zangenroda bei Artern. 1822, am 31. März, unierten 


1) 8 März 1821 an die Regierungen. 

2) 17. Oft. 1822. 

3) KO v. 17. Dez. 1820, Schreiben Böckels an Alt. v. 13. Jan. 1822. 

4) Lüttgert S. 128, Anm. 1. 

5) Ueber den langfamen Fortgang der Union Flagt auch Schleier: 
macher in dem nicht in die Gejamtausgabe aufgenommenen Aufſatz im 
Märk. Prov.Bl. 1818, 8. Stück. 
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fih zur großen Genugtuung des Königs die beiden zur Dreifal- 
tigfeitsfirche gehörigen Gemeinden !). Webrigens jind Altenfteins 
Berichte nachweislich unvolljitändig ?). 

Nun kamen im März 1822 Drudjchriften mit dem Bericht 
über den Vollzug der Union in Baden und die dort von dev Ge- 
neraliynode entworfene Unionsurkunde ?) nach Berlin. Sie gaben 
einen neuen Anjtoß zur Verhandlung über die vom Könige ge: 
gebene Anregung. Im März 1822 hielt Eylert dem Könige dar- 
über Vortrag *), er empfing den Befehl, eine KO an Altenftein 
zu entwerfen. Offenbar bat der König Neigung gezeigt, über die 
Durchführung der Union einen Befehl ergehen zu lafjen, und 
Eylert dagegen Einwendungen erhoben, — er war damals noch 
Türjprecher der Landesiynode. In dem Begleitichreiben, womit 
Eylert den Entwurf der KO an Kabinettsrat Albrecht fchickte, 
beißt es: | 

Soll die gewünfchte Vereinigung der Gemeinden nicht bald übereilt 
und einfeitig, bald nachläſſig betrieben, fondern gründlich und feſt bafiert 
werden, fo iſt der bezeichnete Weg nach meiner innerjten Heberzeugung 
notwendig. Er iſt nicht fo lang, als er zu fein fcheint, und in einem 
Vierteljahre können fämtliche Konfistorialberichte in den Händen des geiſt— 
lichen Minijters fein... Mag, wie des Königs Majeität richtig bemerften, 
in allen übrigen Fällen es bejjer und zwecmäßiger fein, wenn bejtimmt 
befohlen wird, wie e8 fein Soll, fo erfordert doch diefe Sache, eben 
weil fie eine Union ijt, eine Einigung der Gemüter, und foll fie in 
jeder Gemeinde, alſo vollitändig zuitandelommen, ſodaß es im ganzen 
Preußifchen Staate fortan nur Eine evangelifche Kirche gibt, fo fehe ich 
fein anderes Mittel, diefen großen Zwed zu erreichen, als das mit reifer 
Ueberlegung in Vorſchlag gebrachte >). 

Welches war der vorgeichlagene Weg? Eylert3 Entwurf 
zu der KO beitimmte, Aitenftein jolle von Eylert und Ribbed 
eine genaue Inſtruktion über die Union verfajjen lafjen, auf 


1) Val. Schleiermachers S. W. 1, 5, ©. 455—461. 

2) Das ergibt fich aus: Schreiber, Beillodter und Henning, Allgem. 
Ghron. der dritten Jubelfeier der d.=ev. Kirche Bd. I II, Erfurt u. Gotha 1819, 
wo eine ganze Heihe von Unionsbefchlüffen evang. Gemeinden im Weiten 
aufgeführt find. — Auch aus zahlreichen Einzelnotizen der Allg. Kztg. 

3) Evang. Kirchenvereinigung im Großbzat. Baden. Karlsruhe 1821. 

4) Leider berichtet er darüber in feinen Charakterzügen nichts. 

5) Schreiben Eylerts an Albrecht, 28. März 1822, 
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Grund derfelben jollten dann die Konfiftorien Beratungen der 
Presbyterien zumege bringen und darüber berichten; ferner follten 
Wahlen von zwei geijtlichen und einem weltlichen Deputierten aus 
jedem Konfiitorialbezirfe vorgenommen und aus den Gemwählten 
noch im Laufe des Jahres eine Generaliynode, vorzüglich zum 
Entwurf der Unionsurkfunde, berufen werden. 

In der vom 9. April 1822 datierten KO des Königs an 
Altenjtein ’) iſt nun aber gerade dieje Beltimmung über das Bor: 
gehen im einzelnen geftrichen, es fehlt nicht nur das Wort Ge: 
neraljynode, jondern auc die Anordnung einer Befragung der 
Bresbyterien, einer Wahl von Deputierten durch die Gemeinden 
und einer Mitwirkung der Konfiftorien. Die Unionsurkunde und 
was damit zufammenbing, follte duch eine vom Mintjter 
zu berufende Verſammlung angejehener Geiftlicher und Männer 
weltlichen Standes entworfen und dem König in VBorfchlag ge: 
bracht werden. Auch ift nicht die Rede von einer Inſtruktion 
über die Union, und der gemeinjame Abendmahlsritus al3 Haupt: 
gegenftand der Beratung jo nachdrüclich betont, als ob alle in- 
zwifchen aufgetauchten Rechts- und Finanzfragen nur außermejent: 
liche Gegenjtände feien. Der damit befohlene Modus war nun 
freilich dem Vorgehen in Baden jo unähnlich, daß die Anknüp— 
fung der KO daran jedem Nachdenfenden auffallend jein mußte. 

Eine bejondere Erwähnung verdient noch die in der KO ent: 
baltene Aechtung des Wortes Protejtantiih. Schon früher tft er: 
zählt, daß der König gegen die Benennung Proteſtantiſch und Lu— 
therifch für den Namen Evangelijch eingetreten war?). Damals 
war dies mit dem Wunjche, die Unterfcheidungsnamen verfchwin: 
den zu jehen, begründet geweien. Es ijt bezeichnend für den bei 
dem König immer jtärker fich entwickelnden Gegenſatz gegen alles, 
was des Nationalismus verdächtig war, daß er nun für die Benen- 
nung Evangelifch nur noch den Unterjchied von dem Ausdrud Pro: 


1) ©. unter den Beilagen Wr. 1. 

2) BD. I, ©. 270, 274. Uebrigens war die Abneigung gegen den Namen 
Proteftanten bei den Gegnern der Aufklärung zu Haufe Ber Rat, ihn 
durch Die Benennung Gvangelifche zu eriegen, ift fchon von de Marées, 
Unfug jog. Aufllärer, 1792, S. 58, gegeben. 
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teftantisch geltend machte. Er veritand diefen als Widerſpruch 
gegen alle menjchliche Autorität in Glaubens: und Gewiſſens— 
jachen, und deshalb war er ihm anftößig. Nach feiner Meinung 
war die Benennung Evangelifch die richtigere, weil fie zum Aus: 
druck brächte, daß fich das evangelijche Bekenntnis auf die Heilige 
Schrift, auf das Evangelium, gründe Er befahl!) deshalb, daß 
fortan im Gefchäftsftil und bei der Zenjur von Drudjchrijten und 
öffentlichen Blättern auf ein Verſchwinden des alten, unpafjenden 
Namens und feinen Erſatz durch den Ausdruck Evangelifch hin- 
gewirkt werden jolle, 

Die KO erregte im Miniſterium lebhafte Bedenken. Es 
wurde mit Recht darauf hingemwiejen, daß man die Fatholifchen 
Schriftiteller doch nicht zwingen fönne, einen Namen zu gebrauchen, 
dejjen Zutreffen fie nicht zugeben könnten. Aber auch Ribbeck 
bedauerte, daß damit die Erinnerung an den frommen Mut der 
protejtantifchen Fürjten und ihren Widerjpruch gegen die Römifche 
Irrlehre — und dies allein bejage der Name — ausgelöfcht 
werden jollte. Und Nicolovius teilte diefe Meinung. Die Sache 
ging bis an das Staatsminifterium, da die KO des Königs aus- 
drüclich an diejes gerichtet war. Es deflarierte, über einen Vor: 
trag Altenjteins binausgehend, den Sinn der KO dahin, daß die 
Behörden dahin zu injtruieren feien, fünftig bei Erwähnung der 
evangeliichen Konfeſſionen und Kirchen des Inlandes in amtlichen 
Eingaben und Berfügungen, ſowie in Druckſchriften und öffent: 
lichen Blättern die Benennung Proteitantifch und Proteſtanten nicht 
zu dulden. 

Altenftein, Eylert und Ribbeck ließen fich dadurch die Ab- 
weichungen der KO von dem Badischen Vorbild in ihrem Feſt— 
halten daran nicht beirren. Die beiden Geijtlichen entwarfen eine 
Inſtruktion in 40 Baragraphen, nach der die Konfiitorien überall 
Presbyterien teilweife nach weit von der „Synodalordnung“ ?) 
abweichenden Regeln bilden, mit ihnen beraten und die Wahl 
von Deputierten zur Landesſynode herbeiführen follten. Darin 
war bis in alle Einzelheiten hinein Anleitung zur vollftändigen 
i 40 v. 8. April 1821. 

2) Bd. I, S. 259. 

Foeriter, Entfiehfung der preuß. Landeskirche. IT. 3 
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Aufhebung des Konfeffionsunterichiede8 und zur Verſchmelzung 
der reformierten und lutherifchen Gemeinden und Geijtlichfeiten 
gegeben. 

Die Inſtruktion ijt dem Könige am 12. September 1822 mit 
einem Begleitbericht Altenjteins überreicht, worin dieſer feine — 
übrigend geringfügigen — Abweichungen von Eylert3 und Rib— 
becks Inſtruktionsentwurf geltend machte ?). 

Märe diefe Inftruftion unter KRöniglicher Autorität publiziert 
und wäre nach ihr verfahren worden, jo würde wohl in der Tat 
die Preußifche Landeskirche nicht nur ein Verband Lutherifcher 
und reformierter Gemeinden unter einerlei Verfaſſung und bet 
gegenfeitiger Abendmahlszulafjung, jondern eine Kirche mit lauter 
unierten Gemeinden geworden fein. 

Die Abficht der Inſtruktion war nämlich dieje, es möchte in 
allen Gemeinden der Landeskirche zu einerlei Art der Abendmahls: 
feier, eingefchloffen die Ordnung der Beichte und des Sonntags: 
gottesdienftes, und zur Ablegung der Namen lutherijch und re— 
formiert ſowie zur Aufhebung dieſer Unterjcheidungen innerhalb 
der Geiitlichfeit fommen. An allen Altären, von der Memel bis 
zur Roer follte fortan das Abendmahl mit denjelben Einjegungs: 
worten — Ehrijtus ſpricht: Das iſt mein Leib; Das iſt mein Blut 
— und mit gebrochnem Brot gefeiert werden. Die Gebetsformu: 
lare und die Gottesdienitordnung wurden der Agende vorbehalten 
und dabei im Dunkeln gelaſſen, wiemweit die Agende von 1821 
zur Einführung fommen würde. 

Died war das Ziel, auf das die Beratungen der Presby— 
terien zu lenken Konfiftorien und PBfarrern zur Pflicht gemacht 
wurde. Und dies Ziel hoffte man jpätejtens durch die Synode 
für alle evangelifchen Gemeinden des Landes herbeizuführen. Aber 
man wünfchte noch ein qut Teil mehr zu erreichen, nämlich neben 
der Union möglichjt auch eine Kombination der Piarritellen, Ge: 
meinden, Kirchen und des Kirchenvermögens. Die 88 20—28 
jtellen mit umjichtiger Sorgfalt die dabei zu beobachtenden Grund: 
ſätze zufammen; Altenſtein erfannte mit feinen Bedenken da» 


1) ©. unter den Beilagen Nr. 2. 


Der Fortgang der Union. 35 


gegen richtig, daß in ihnen der Schwerpunkt der Inſtruktion lag. 
Eylert und Ribbeck aber hatten recht, wenn fie auf Beibehaltung 
diefer VBorfjchriften drangen. Denn grade bei ihrer Erwägung 
jpringt in die Augen, daß die Union — mag man fie dogmatiſch— 
theologifch zwieſpältig beurteilen können — praftifch firchlich einen 
großen Fortjchritt anbahnte. Sie bot die Möglichkeit, die unge- 
junden und Ffünjtlichen Simultanverhältnifje zu bejeitigen, ver: 
fallene Kirchen ohne Schädigungen des Gottesdienftes aufzugeben, 
lebensunfähige Zmwerggemeinden in größere aufgehen zu lafien, 
überflüffige Predigerjtellen einzuziehen oder die Arbeit gleichmäßi- 
ger einzuteilen, die dürftigen Predigergehälter durch Zufammen- 
legung aufzubeffern und die Schulen durch Bereinigung zu heben. 
Es ift eine charafterijtiiche Beobachtung, daß die Union in den 
nächften Jahrzehnten fat ausschließlich dort Widerjtand gefunden 
bat, wo der Wert diefer durch fie ermöglichten praktiſch-kirchlichen 
Reformen nicht vor die Augen trat, wo nämlich die Schwierigfeit 
und Unzweckmäßigkeit des Beſtehens Iutherifcher neben rveformier: 
ten Gemeinden an einem Orte nicht in täglicher Erfahrung ge— 
jpürt wurde. 

Anderjeit3 erkennt ruhige Ueberlegung bald, daß die Urheber 
der Inſtruktion nicht klar erfaßt hatten, wie groß und jchwer das 
Unternehmen war. Nicht nur deshalb, weil es, wie jede Neform, 
in liebgewordene und gewohnte Verhältniſſe einfchnitt !), an die 
Dernünftigkeit und Selbftlojigfeit der Geiitlichen und Gemeinden 
große Anforderungen jtellte und doch die Notwendigkeit der 
Neuerung nur in verhältnismäßig wenigen Fällen — nämlich nur 
da, wo reformierte neben lutherischen Gemeinden bejtanden ?) — 
augenscheinlich; machen konnte. Sondern vor allem deshalb, weil 
es den Unterfchied zwiſchen Reformiert und Lutheriſch wirklich zu 
leicht nahm. Wie dem Könige, jo lag auch den Verfafjern der 
Inſtruktion diefer Unterjchied lediglich auf dem Gebiet der Lehr: 
meinungen, der Theologie, d. h. auf einem Gebiete, das die In— 

1) Vgl. das hübſche Beifpiel, das Eylert (Charafterz. Bd. 3 Abt. 2 
©. 180) aus Wetter erzählt. 

2) Es gab in den Provinzen diesf. der Weler im ganzen nur 131 
reformierte Gemeinden. 
3* 
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tereſſen des fchlicht Frommen nicht berühre. Sie jahen nicht, daß 
doch auch ein Unterfchied der frommen Empfindungs: und Aus: 
drucksweiſe, der Kicchlichkeit und Ethik gefchichtlich gegeben war. 
Nur joll man, wo dieje Einficht fehlt, nicht gleich auf Rationalis- 
mus erkennen; fuchten doch auch die Gegner der Rationalijten 
den Konfeſſionsunterſchied wejentlich in Lehren. Erſt die anhebende 
Entwicklung der hiltorifchen Theologie jchärfte den Blick dafür, 
in den Eonfefjionellen Sonderlehren eigentümliche Ausprägungen 
des religiöjen Gefühls zu erkennen. 

Doch war freilich auch damals jchon deutlich zu jehen, daß 
zwijchen Neformiert und Lutheriſch nicht nur theologifche „Spitz— 
findigfeiten“ lägen. 

Als erſtes Wetterzeichen tieferen Erfafjend deſſen, was 
[utherifches Bekenntnis jei, pflegt man Claus Harms’ im Sept. 
1817 publizierte Theſen!) zunennen. Wenn dies Urteil befagen jollte, 
daß den Thefen von Harms eine eigene fachliche Bedeutung zu: 
fäme, jo wäre wohl ernjter Widerſpruch am Plate. Bergebens 
jucht man in dieſen zugeipigten, gejucht geiftreichen Säßen einen 
klaren Gedanfengang und eine geiftige Kraft. Vergebens auch 
jpürt man, verleitet durch die anmaßende Barallelifierung diejer 
Halbwahrheiten mit Luthers gewaltigen Thejen, nad) einer Ver— 
wandtichaft mit Luthers Art. Der Verfaſſer reibt ſich an allerlei 
ihm widerwärtigen Zeiterfcheinungen, bald grob, bald höhnifch, 
wobei Großes und Kleines, Holiteinifch- Bartikularijtifches und 
Allgemeines, wahllos verarbeitet wird. Er erjcheint vielmehr als 
ein polternder Querfopf denn als Brophet, in dejjen Mantel er 
ich doch hüllt. Schleiermacher bat ins Schwarze getroffen, wenn 
er die Thejen nicht mit Bligen, jondern mit Raketen verglichen 
wiffen will. Was er?) und jein Schüler, der junge Sad°), 
dagegen teils ironisch, teils aus tiefer Entrüftung heraus geltend 
gemacht haben, iſt fo überzeugend und fo überlegen, daß man 
nicht in Zweifel fein fann, auf welcher Seite in diefem Streit 
das größere chriftliche Necht liegt. 

1) ©. in feiner Selbjtbiographie, Kiel 1851, S. 229. 

SWL: S. 338 ff. 
3) Für die Bereinigung der Iutherifchen und der reformierten Kirche. 1817. 
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Die Thefen erlangten aber eine weit über ihren innern Wert 
hinausgehende Bedeutung dadurd), daß fie das Signal zu einem 
heftigen Kampf über den Nationalismus und fein Recht in der 
Kirche wurden, worin fih die Parteien der „Bernunftgläu: 
bigen” und der Supranaturalijten, die unter den verjchiedeniten 
Namen auftraten, jtärfer von einander jchieden, mancher auch, 
wie der Dresdner Oberhofprediger Ammon!) willlommene Gelegen- 
beit fand, feine Parteizugehörigkeit erſt jelbjt zu entdecken oder 
doch öffentlich zu befunden. 

Indem die Union in diefen Streit verflochten wurde, geriet 
fie in die übeljte Lage. Denn fie wurde nun von den Anhängern 
des Alten als Abfall und Neuerung befämpft, während die Wort- 
führer des angegriffenen Nationalismus fie nur in dem Sinne 
billigten, daß fie zu einer volljtändigen Unabhängigkeitserklärung von 
der jymbolifchen Ueberlieferung fortgebildet würde. Indem man 
ji) dort gegen den Nationalismus auf die reformatorifche Lehre 
berief, wurde man darauf aufmerkſam, daß diefe Autorität auch 
die Union ausfchloß, und daß man fie gegen den verhaßten Ver- 
nunftglauben nur dann erfolgreich ins Feld führen Eonnte, wenn 
man zugleich die Union verwarf. nd natürlich wurde dieſe Ver- 
foppelung auch auf der andern Geite nicht ungern gejehen und 
eben aus Gegenfaß zu den ſymboliſchen Büchern die Union leb: 
haft befürwortet. 

Nur in den weſtlichen Provinzen, wo bei dem innigen Ber: 
hältnis der lutherischen und reformierten Gemeinden die Union 
aufs bejte vorbereitet war, gelangte man zu klaren Formulierungen, 
vor allem in den Rheinischen Landen, weniger in Weitfalen. 
Sowohl das Anfinnen wurde abgewiefen, „in Anfehung des 
Glaubensbefenntniffes etwas Neues herzuftellen”, wie das, in den 
ſymboliſchen Büchern ein Hindernis der Union zu erkennen. Die 
von den Synoden erlafjenen „Richtlinien“ begnügten fich mit der 
Konjtatierung, beide Konfefjionen wichen nicht wejentlicy von 
einander ab, und mit der Ordnung des Abendmahlsritus nad) 
dem Berliner Vorbild. Die Einführung der Union in den ein: 


1) Bittere Arznei für die Glaubensfchwäche unfrer Zeit, 1818. Und: 
Ueber die Hoffnung einer freien Vereinigung beider protejt. Kirchen. 1818. 
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zelnen Gemeinden blieb ihnen freigeftellt '). 

Die ſchärfſten Angriffe auf die Union famen aus Leipzig und 
Dresden. Der Groll über den Berluft des 1815 an Preußen ge: 
fallenen Länderteils mit Luthers Stadt verband fich hier mit dem 
Bewußtfein, fozufagen traditionell die erjte der Iutherifchen Kirchen 
darzujtellen, und mit dem Anfpruch, andern Kirchen diefen Cha- 
vafter abjprechen oder zuerfennen zu Dürfen. Ammon jtellte in 
einem feitenlangen Katalog die Unterjchiede zwiſchen lutheriſcher 
und reformierter Lehrweiſe al$ fundamental dar, und Tittmann ’?) 
klagte entrüftet über die Vergewaltigung beiligfter Gefühle in „den 
abgerifjenen Länderteilen”. 

Bis zu welchen legten Konjequenzen diefe Zurückbefinnung 
auf das echte Luthertum und die Anflammerung an die ftärfiten 
Maſſivitäten der lutheriſchen Abendmahlslehre führte, zeigte mit 
blendender Helle die Schrift eines einflußreichen Fatholijierenden 
NRomantifers ?), der klagte, daß durch die Union die Gemeinjchaft 
zwifchen lutherifcher und fatholifcher Kirche, die auf dem Gebiete 
der Abendmahlslehre bejtanden hätte, zerriffen und damit Die 
Hoffnung auf eine wahre Union und Berfchmelzung von Luthe— 
ranern und Katholiken vernichtet würde. 

So erhob der Konfejjionalismus aufs neue fein Haupt. Es 
war ein nebelhaftes Gebilde, in dem ſehr verjchiedenartige Ele: 
mente fich verfchmolzen. Die im 18. Jahrhundert immer vor: 
handene, aber matte, nun neu belebte Gegnerjchaft gegen den Ra— 
tionalismus, unklare romantische Schwärmeret für das Alte als Altes, 
das man doch nach jeinem Inhalt nicht kannte und verjtand, zähe 
Anhänglichkeit an überlieferte Formen, die im Handumdrehen mit 
dem Erbe der Reformation in eins gejegt wurden, Erinnerung 
an vormalige einfeitige Begünitigung der reformierten Kirche und 
durch das Jahr 1817 erweckte Liebe für die eigenartige Größe 





1) Lüttgert, S. 126 ff. 

2) Tittmann, Ueber die Vereinigung der evangelifchen Kirchen. Send: 
fchreiben an Schleiermacher, 1818. 

3) Beckedorff, Briefwechfel bei Gelegenheit der Verfuche zur Kirchen 
vereinigung. Leipzig 1818. Aehnlich, doch maßvoller das: Freimütige 
Bedenken eines Lutherifchen über die Vereinigung u. f. w. Berlin 1818. 
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des alten Proteftantismus, Sorge um vermeintlich gefährdete Vor— 
rechte und der Geijt des Widerſpruchs gegen die von oben kom— 
mende Anregung und amtliche Einmifchung in innerliche Fragen: 
alles dies verband ſich mit einander zum Widerftand gegen die 
Union. Aber die ſtärkſte Waffe diejer Oppofition, die fie auch 
von Monat zu Monat befjer gebrauchen lernte, war unzweifelhaft 
die Berufung auf die fymbolifchen Bücher. Denn darauf grün: 
dete fich die Klage über die Verlegung der Rechte der Iutherifchen 
Kirche und die Anklage der der Union geneigten Prediger auf 
Neologie oder gar auf Eidbruch. Gegner und Freunde der Union 
verbifjen jich auf diefen Punkt; wie erjtere fich deshalb gegen 
das Unrecht der Union verwahrten, jo begründeten legtere !) damit 
die Forderung, die Verpflichtung auf ſymboliſche Bücher überhaupt 
abzufchaffen oder fie auf ein neues Dogma zu jtellen. 

Scjleiermacher hat zuerit gejehen, daß unter allen Gefahren 
für die Union dies die erniteite war. Schon Sad hatte dieſe 
Frage ins Auge gefaßt und ausgeführt, die Kontinuität der kirch— 
lich-ſymboliſchen Ueberlieferung dürfe freilich nicht abgebrochen, die 
Gemwifjensüberzeugung auch nicht eines Chriſten bejchränft werden, 
aber e3 jei der Irrtum der Epigonen der Reformation, daß fie 
das Höchjte und Tiefſte äußerlich gejeglich fortpflanzen wollten. 
Die Hoffnung behalte ihr Necht, daß Gott die ewige Wahrheit 
zu jeiner Zeit fo lebendig machen werde, daß neue und bejjere 
Befenntnisjchriften entjtünden. 

Schletermacher war dann in der Gegenfchrift gegen Ammon 
ausführlich auf diefen Punkt eingegangen?). Und er machte nun 
den eigentümlichen Wert und das bindende Anjehen jymbolischer 
Bücher nochmals zum Gegenjtand einer eignen Abhandlung im 
Reformationsalmanad) auf 1819°). ES ift eine der jchönften Ge: 

1 3. B. Brettfchneider, Nphorismen über Union, 1819; 
Märtens, Proteitation wider den Bannitrahl u. ſ. w. Halberſtadt 
1818; Meineke, Entwurf eines allgemeinen Symbols der vereinigten 
evangelifchen Kirchen, Halberftadt 1819; u. v. a., bef. in der Senaer 
Oppofitionsfchrift von 1818. Vor allem v. Cölln, Ideen über den 
Zufammenhang der Glaubenseinigung und Glaubensreinigung, 1824. 

2) S. W. 1,5. ©. 334 f. 
8) S. W. Jl, b. ©. 423-453. 
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fegenheitsfchriften aus feiner Feder; ſchade nur, daß das 19. Jahr— 
hundert jo wenig daraus gelernt hat! Schleiermacher jteht der 
befenntnismäßigen Tradition vollkommen frei gegenüber, aber eben 
deshalb vermag er fie befjer zu würdigen, al$ der Rationalismus, 
dem die Reibung an den jymbolischen Büchern den Blick getrübt 
hatte, und die Orthodorie, die bei jeder Kritik an ihnen den Boden 
unter den Füßen ſchwanken fühlte. Er vermag fie aus ſich 
ſelbſt zu verftehen. Er vertritt nicht einen ſchwächlichen 
Kompromiß zwijchen Ueberihägung und Geringichäßung, ſondern 
eine neue jelbitändige Meinung. Ex ftreitet wider zwei Anfichten. 
Gegen die, die den fymbolifchen Büchern bindendes Anjehen er: 
halten oder beilegen, ihren Anhalt zur gefeglichen Norm der 
Öffentlichen Lehre erklären und die legte Periode der Kirchenge— 
fchichte ungelebt machen, „die Charaktere, die fie der Gejchichts- 
tafel eingegraben hat, wie mit einem Schwamme wegwiſchen und 
gleich als bei einem codex rescriptus die Schrift des 17. Jahr: 
bundertS hervorzaubern wollen“. Aber auch gegen die Theologen, 
die die Belenntnisfchriften nur als Denkmäler einer vergangenen 
Zeit geichägt wiljen und ihnen feinerlei fie über andere Literatur 
erhebendes Anjehen einräumen wollen. Auf der einen Seite die 
Sorge um den Berfall der Kirche, auf der andern um die Be- 
drückung des Einzelnen: — klaſſiſch ift damit das ewige Dilemma 
evangelifcher Kirchenpolitif formuliert, welches Intereſſe das über: 
geordnete jei, das der Kirche oder des Einzelnen. 

Schleiermacher aber gibt Feiner von beiden Parteien vecht. 
Er beitreitet, daß die Gemeinden einen Schuß gegen die Lehrfrei- 
heit der Geiftlichen brauchen, und daß die Bindung an die ſym— 
bolifchen Bücher einen ſolchen Schuß biete. Dazu feien fie viel 
zu vieldeutig, und feine „nitanz vermöge ohne Abfall vom Pro: 
teftantismus den Anſpruch auf authentifche Interpretation zu er: 
heben. Man komme auf diefem Wege zu Zmwangsmaßregeln, die 
Erbitterung hervorrufen und binnen furzem ins Gegenteil umzu— 
ichlagen pflegen, man verleite die Gemeinden zur Aufpafferei auf 
die Geiftlichen, untergrabe damit die Vorausfegung aller Erbau: 
ung und jtelle das Verhältnis zwischen Geiftlichen und Gemeinden 
auf den Kopf. „Wenn wir uns auch aller priejterlichen Anmaßun- 
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gen entſchlagen haben und uns gerne beſcheiden, daß wir nur 
Diener der Gemeinden ſeien, ſo wollen wir doch eben 
mit unſrer Einſicht dienen und ziemet uns alſo nicht, 
uns von denen richten zu laſſen, die von uns lernen ſollen.“ Die 
Edelſten aus dem geiſtlichen Stande werden vor ſolcher Bindung 
zurückſchrecken, die Leichtſinnigen getroſt unterſchreiben. Endlich 
wird das der Tod der Theologie ſein und ſie von aller andern 
fortſchreitenden Bildung trennen. Aber es gibt beſſere Mittel, 
den Unglauben oder wenigſtens eine dürftige Anſicht vom Glauben 
weichen zu machen, nämlich die engere Verbindung des kirchlichen 
Ganzen. Man gebe den Gemeinden eine öffentliche Stimme, laſſe 
alle, die darin nichts Anziehendes finden, mit Ehren draußen bleiben 
und ſorge für eine beſſere Erziehung. „Und jo wollen wir 
uns überallnihtaufeinen@&id verlaſſen, defjen 
niemand Herr it, fondern aufdieKraft öffjentlider 
Einrihtungen und eines gemeinfamenkebend.“ 

Aber wenn Schleiermacher alle juridifche Autorität der ſym— 
bolifchen Bücher mit jchlagenden Gründen verneint, jo weiß er fie 
doch mit geichichtlichem Sinn als Zeugniffe der eriten, größten 
Zeit des Protejtantismus zu würdigen. Berjteht man jie aus 
fich felbit, aus dem, was fie ausfagen, befennen wollen, jo 
fann fein Zweifel fein, daß ihnen die Hauptjache die Abmeijung 
der Römifchen Irrtümer und Mißbräuche it. So bilden fie 
Schrante und Schuß der evangelifchen Kirche gegen den Rückfall 
in den Katholizismus. Und von den Lehrern der Kirche dürfe 
allerdings gefordert werden, daß fie fich in diefem Gegenjat mit 
ihnen einig befennen und halten. Er bringt dazu folgende Ver: 
pflihtungsformel in Vorſchlag: 


‘ch erkläre, daß ich alles, was in unfern fymbolifchen Büchern gegen 
die Irrtümer und Mibbräuche der Römischen Kirche — befonders in ben 
Artikeln von der Rechtfertigung und den guten Werfen, von der Kirche 
und der kirchlichen Gewalt, von der Meile, vom Dienft der Heiligen und 
von den Gelübden — gelehrt ift, mit der Heiligen Schrift und der ur: 
fprünglichen Lehre der Kirche völlig übereinſtimmend finde, und dab ich, 
folange mir das Lehramt anvertraut ift, nicht aufhören werde, Diefe Lehre 
vorzutragen und über den ihnen angemeffenen Ordnungen in der Kirche 
zu halten. 
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Ja noch mehr, fährt er fort, e8 müſſe gewünfcht werden, daß 
diefer Gegenfag dem ganzen Volk zu deutlicher Empfindung ges 
bracht würde. Ein „fortgefeßtes Leben in der Gejchichte" werde 
fichrer al3 Berpflichtungsformeln vor jener lofen Willlür bewahren, 
welche aus dem Berluft des geichichtlichen Sinnes zu entjtehen 
pflegt. 

Diefe Ausführung Schleiermachers bedeutet nicht mehr und 
nicht weniger als die Umbildung des Kirchenbegriffs felbjt. Die 
Kirche wird aus einer Lehrgemeinjchaft eine Lebensgemeinjcaft, 
jie verliert den ihr durch die intelleftualiftiiche Werengerung der 
Reformation von deren Epigonen aufgedrücten Charakter der 
Schule. „Allein die Kirche ijt feine Lehranftalt. Sie ift ohne 
eigentlichen Zweck das gemeinjame religiöſe Leben” '). Die geiftige 
Einheit in ihr foll binfort nicht mehr durdy Eid und theologijche 
Formeln, jondern durch gemeinfames Handeln gebildet werden. 
Es find das Ddiejelben fräftigen und gläubigen Gedanken, die er 
mit oft durchbrechender perfönlicher Wärme in feiner Theorie vom 
Kirchenregiment ausgeführt hat?) und die auch in feinen An— 
merfungen zur dritten Ausgabe der „Reden“ wiederklingen ?). 
Das jei, fagt er dort, „der Punkt, auf den es eigentlich anfommt, 
ob eine gemeinjame Lehre, über die die Mitglieder einer Gemein: 
haft einig find, notwendig jei für das religiöfe Bewußtſein?“ 
Die Frage wird verneint mit guten Gründen, nämlich mit dem 
Nachweis, daß e3 dann ja eine chriftliche Kirche nie eigentlich ge— 
geben hätte, Denn immer war Streit um die Lehre. „ES beitand 
aljo die Gemeinjchaft der Lehre während des Streites nicht, aber 
die Einheit der Gemeinschaft beitand doch." Auch foll niemand 
flagen über diefe fehlende Lehreinheit. Die Gemeinfchaft der Kirche 
bewährt fich gerade darin, daß alle Mitglieder ſich um die 
Fortbildung der Lehre bemühen. „ES gehört zum Wefen der 
evangelijchen Kirche, daß jtreitig gemacht wird, was früher fchon 
feſtſtand.“ Die reine Lehre ijt niemals fertig und gegeben, fie iſt 
eine Aufgabe, die alle Kräfte in Bewegung ſetzt. „Ein Symbol 

1) Praft. Theologie, S. W. I, 13. ©. 788. 


2) Praft. Theologie. S. W. I, 13. S. 622— 662. 
3) S. W. l, J. 
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ijt entweder jchädlich oder überflüffig." „Die Augsburgifche Kon: 
feffion als bindend für alle Zeiten anzufehen, ift ein Unfinn, der 
fich nicht arößer denken läßt.“ Die Aufgabe eines evangelifchen 
Kirchenregiments ift, „die Kirche immer mehr auf den Standpunft 
zu erheben, daß ſie feiter Vorfchriften für die Lehre nicht bedarf“. 
„Den Sag: Ohne Dogma feine Kirche, halte ich für ein mechanijches 
und Fnechtijches Haften an der gegebenen Erjcheinung.” „Die 
evangeliiche Kirche bleibt nur eine evangelifche, wenn fie die Be— 
weglichfeit de8 Dogma annimmt; fie wird darum nicht in jich jelbit 
zerfallen, fondern durch den Geiſt eins fein.“ Die Religions: 
lehrer, ja jfogar die Lehrer der Theologie an den Buchjtaben der 
Befenntnifje zu binden, ift Unglaube an die Gewalt des kirchlichen 
Gemeingeiites. Es ift „Unglauben an die Kraft des Wortes 
Ehrijti und des Geijtes, der ihn verflärt, wenn man nicht glaubt, 
daß jede Zeit von ſelbſt ſich ihre eigne angemefjene Erklärung 
und Anwendung desjelben bilde, jondern meint, man müſſe ſich 
an das halten, was eine frühere Zeit hervorgebracht hat“. 

Wollen wir uns wundern, daß diefer Verſuch Schleiermachers, 
die jchmwierige Frage der Befenntnisverpflichtung durch eine Feit: 
jtellung der eigentlichen Tendenz der Befenntnisjchriften zu löfen, 
unbeachtet und mirfungslos geblieben iſt? Iſt doch ſelbſt die 
Gegenwart noch nicht reif für dieje einfachen Wahrheiten! In den 
beiden jtreitenden Parteien, über die fich Schleiermacher gejtellt 
hatte, fuhr man fort, die Befenntniffe teils als willlommene Wehr 
gegen „freidenkeriſche und naturalijtiiche Abſchweifungen“, teils als 
Feſſel für die Freiheit der proteftantifchen Lehrentwicklung an: 
zuſehen!). 

Und ſchnell genug machte ſich auch die lähmende Wirkung 
dieſer Unklarheit und Zwieſpältigkeit auf den Fortgang der Union 
praktiſch geltend. Am 1. und 2. Oktober 1822 wurde in Breslau 





1) Mit Schleiermacher verteidigten die Union ohne Schaffung einer 
neuen Lehrgrundlage: Scheibler, Kurze und unparteiifche Prüfung 
der vornehmijten und befannteften Einwürfe gegen die Vereinigung der 
beiden protejtantifchen Kirchen, 1819; Meufel (Prof. in Erlangen), 
Ueber die Vereinigung der beiden protejtantiichen Religionsparteien, 1818; 
Stößner, Apologie des Vereins der beiden prot. Konfeſſionen, 1818. 
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eine vom Schleſiſchen Konftitorium berufene Provinzialiynode 
gehalten. Als Aufgabe war ihr vom Konfiftorium die innere 
Vereinigung der lutherifchen und reformierten Kirche ge— 
ſtellt. Man fieht jchon aus diefer Themaftellung, daß das Konfi- 
jtortum, wie auch die Fakultät, von der Anficht ausgingen, eine 
Union fer ohne theologische Grundlage, ohne Ausgleich der Unter: 
jcheidungslehren unmöglid. 50 Superintendenten und Baftoren 
waren mit den Profefjoren der theologischen Fakultät vereinigt ; 
deren Defan D. von Eölln führte den Borfiß!), Die Verband: 
lungen waren ftreng theologifch » Dogmatifcher Art. Die Unter: 
jcheidungslehren wurden dDurchgegangen, feitgeitellt, worin und wie: 
weit man einig fei, der Disjenjus formuliert und auf feine Be— 
deutung Hin geprüft. Man gewann jo „eine gemeinjchaftliche 
evangelifche Norm“ und verjtändigte fich zugleich darüber, daß die 
noch bleibenden Abweichungen und Anfichten nicht als unmittel- 
bar evangelifche Wahrheit gelten könnten, vielmehr der evangelifchen 
Glaubens: und Gemifjensfreiheit anheimfielen, und daher die kirch— 
liche Gemeinschaft von ihrer Annahme nicht abhängen könne. Auf 
diejer Bafis erklärte fich dann die Geiftlichkeit der Provinz für 
evangelifh zu Einer Kirhe vereinigt und ver: 
pflichtete jich feierlich, im ganzen Umfang ihrer Wirkſamkeit das 
ichöne Friedenswerk nach bejtem Vermögen befördern zu wollen. 
Das Hindernis der jymbolischen Bücher fuchte man dadurch aus 
dem Wege zu räumen, daß man ihnen nur „nach dem Maße ihrer 
Uebereinftimmung mit der H. Schrift” Autorität zuerfannte und 
al3 genügend zur Begründung kirchlicher Gemeinschaft die An: 
nahme der H. Schrift als einziger Quelle der Lehre Hinftellte. 
Die Synode war nahezu einmütig in ihren Befchlüffen; nur 
ein einziger, der Breslauer Profeffor und Diakonus Scheibel, 
diffentierte und proteftierte. Wie dachte man fih nun den Ein: 
fluß diefer Verhandlungen auf die Union? Auf welche Weife follte 
diefe innere Verftändigung der Geiftlichen unter fich im Eirchlichen 
Leben fichtbar und wirkſam werden? Darüber geben die Verband: 
lungen feinen rechten Auffchluß. Die Synode betrachtete ihr Werk 


D Die Verhandlungen find als Manuffript gedrudt: Unionsverhand- 
lungen der Synode zu Breslau. Br. 1822. 
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al3 eine Grundlegung der Union, eine Aenderung der Verfaſſung 
und des Kultus ſchloß fie ausdrüdlich aus ihrer Beratung aus; 
einen einheitlichen Abendmahlsritus erklärte jie zwar für wünſchens— 
wert, aber nicht für notwendig. Dagegen erwartete man von der 
Veröffentlichung der Verhandlungen einen großen Eindrud auf 
die Gemeinden. Aber, jelbit wenn diefer eingetreten wäre, auf 
welche Weije hätten die Gemeinden ihre Zuftimmung zu dem Con- 
sensus der Geiſtlichkeit und ihre Geneigiheit zur Union betätigen 
follen? Webrigens beftanden in der ganzen Provinz nur 2 oder 
3 reformierte Gemeinden. 

Mit großem Hochgefühl über das gelungene Werk berichtete 
die Fakultät als Moderamen der Synode am 5. Oftober an das 
Schlefiiche Konſiſtorium über den Gang der Verhandlungen. Zu: 
gleich richtete jie am 12. Dftober 1822 ein Immediatgeſuch an 
den König, worin mit Schwung und Wärme die Bedeutung der 
Synode dargeitellt und daran die in diefem Zufammenhange recht 
fleinliche Bitte gefügt wurde, von der Einführnng der älteren 
[utherijchen Amtstracht, der jog. Alben!), al3 eines unerwünjchten 
Kennzeichens des Konfeffionsunterjchiedes, Abjtand zu nehmen. 

Um die Aufnahme diefer Eingabe im Miniſterium zu ver: 
jtehen, muß man zweierlei in Betracht ziehen. Einmal, daß in- 
zwifchen bereit3 in der zweiten Auflage der Agende von 1822 ein 
Ordinationsformular und darin ein Amtseid enthalten war, der 
die Verpflichtung auf die jymbolischen Bücher erneuerte. Der 
Ordinand follte ſich eidlich verpflichten: 

Daß er feine andere Lehre predigen und ausbreiten wolle, als die, 
welche gegründet ift in Gottes lauterem und klarem Worte, den prophetis 
fchen und apoftolifchen Schriften des Alten und Neuen Teftaments, und 
verzeichnet in den drei Hauptiymbolen, dem AUpoitolifchen, dem Nicäni- 
ihen und Athanaftanifchen, ſowie in den befannten und in der Evangeli- 
Shen Kirche allgemein angenommenen fymbolifchen Büchern, wie jolche 
in den Landen Sr. Majejtät des Königs von Preußen, meines Königs 


und Herrn, als Glaubensnorm übereinjtimmend angenom: 
men find u. f. w. 


Wir werden noch näher darzuitellen haben, daß dieſe Faſſung 


1) Der König hatte diejelbe auf Scheibels Wunfch genehmigt. (Eylert, 
Gharalfterz. III, 2. ©. 115.) 
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jelbft Schon ein Kompromiß zwischen den noch weitergehenden Wün— 
jchen des Königs und den jorgenvollen Bedenken feiner geiftlichen 
Räte gewejen war. 

Eine zweite Königliche Entjcheidung über die Geltung der 
Befenntnisjchriften war im Auguft 1822 erfolgt. Ein fchlefifcher 
Brediger, der Diakonus Michler in Brieg, hatte an den König 
eine Eingabe gerichtet, die Union dadurch zu fördern, daß die 
Geiftlichen nur noch auf die Heilige Schrift verpflichtet würden, 
— aljo ganz in demijelben Sinne, von dem fich wenige Wochen 
jpäter die Schlefifche Synode erfüllt zeigte. Da in Schlefien vom 
Konfiitorium bei Bofationen auf Stellen Königl. PBatronat3 und 
bei Beftätigungen allgemein nach der Verfügung vom 27. Oftober 
1813!) verfahren wurde, ging diefe Anregung dahin, auch den 
Brivatpatronen die Verpflichtung auf die ſymboliſchen Bücher, wie 
ſie noch üblich war, zu unterjagen. 

Der König aber lehnte den Antrag mit folgender KO vom 
16. September 1822 ab: 

Ihre Eingabe vom 19. v. Mts. habe ich wohlgefällig aufgenommen, 
obwohl ich Ihrem darin enthaltenen Antrage nicht beipflichten fann. 
Allerdings ift die Heilige Schrift die Duelle des evangelifchen Glaubens 
befenntniffes, fie it e8 aber auch für das Glaubensbefenntnis der katho— 
lifchen und der griechifchen Kirche und fo vieler geduldeter christlicher Sekten. 
Worin das evangelifche Glaubensbefenntnis fich von diefen unterfcheidet, 
enthalten die Augsburger Konfeffion und die übrigen in der evangelifchen 
Kirche allgemein angenommenen fombolifchen Bücher; und es ijt alfo 
ſchon deshalb angemeifen, den Geiftlichen diefer Kirche die Pflicht aufzu— 
legen, durch Unterricht und Predigen feine andere Lehre zu verfündigen, 
als die der Heiligen Schrift und dem darin und in den fymbolifchen 
Büchern enthaltenen evangelifchen Glaubensbefenntnis entipricht. Die 
Auslegung der Heiligen Schrift ift ein befonderer Zweig der theologischen 
Selehrfamleit; wenn aber jeder Geiſtliche die unerfchütterlich feſtzuhalten— 
den Blaubenswahrheiten nach dem Maß feiner Auslegungsfäbigkeit deuten 
und dieſe feine individuelle Deutung durch Lehren und Predigen auf die 
Gemeinde übertragen wollte, wie folches leider feither jo vielfältig gefchehen 
it, fo fann der Inbegriff der evangelifchen Glaubenswahrheiten in den 
Gemütern der Laien unerfchüttert nicht bejtehen; aller Sekten Urfprung ift 
in diefem Deuten der Bibel zu fuchen; und es iſt allo auch deshalb für 
notwendig erachtet, Durch Die Verpflichtung der Geiftlichen auf das Evan: 


1) S. Bd. 1, ©. 192, 
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gelium und zugleich auf die fymbolifchen Bücher ald auf die feit drei 
Sahrhunderten in der evangelifchen Kirche geltenden Autoritäten, alle in- 
dividuellen Auslegungen der Heiligen Schrift, fofern von deren Verbreitung 
in den Gemeinden Durch Lehren und Predigen die Rede ift, zu beichränfen. 
Der Union der evangelijchen Glaubensbefenntniffe wird diefe Anordnung 
eher förderlich als hinderlich fein. 

Die Stellung des Königs war, wie fi) aus Ddiejen beiden 
Akten und ganz ebenjo aus den von Eylert mitgeteilten Geiprächen 
des Königs mit ihm!) ergibt, die, die Verpflichtung der Geijtlichen 
auf die ſymboliſchen Bücher beizubehalten, ja zu befeftigen, aber 
dabei an die Stelle einzelner, namentlic) aufgeführter vielmehr 
ihren Konjenjus zu jeßen. Von den Abweichungen und Gegen: 
fägen innerhalb der jymbolifchen Schriften hatte ev wohl feine 
rechte Vorjtellung. Auch hierbei leitete ihn einfach die unbedingte 
Verehrung für das Alte, die er mit dev Romantik teilte. 

Als Eylert, dem dieje Stellung des Königs natürlich befannt 
und maßgebend war, nun die Verhandlungen der Breslauer Sy: 
node zu Geficht befam, ſah er fofort, daß dieſe auf ein ganz 
anderes Ziel hinausliefen. Denn die Breslauer hatten ihre Auf: 
gabe dahin aufgefaßt, es gälte, unter Verlaſſen der bisherigen 
Fonfefjionellen Grundlagen, eine neue Grundlage für die Eine 
evangelifche Kirche zu legen; — nicht unrichtig drückte ſich Eylert 
aus, daß fie eine dritte Konfeſſion geichaffen hätten. Der König 
aber wollte von einem Aufgeben der alten Symbole nichts wiſſen, 
noch viel weniger eine neue Lehrgrundlage beritellen, ihm ſchien 
ja die innere Union längjt vorhanden und der Disjenjus zwischen 
den Iutherifchen und reformierten Symbolen nur Theologenzanf. 

Noch wichtiger aber war ein Andres. Dem König war die 
Union die Herjtellung gottesdienjtlicher Gemeinjchaft durch einen 
fonformen Abendmahlsritus. Die Notwendigfeit eines fon: 
formen Ritus aber hatte die Synode verneint (S. 20; 26; 34). 
Daran nahm Eylert jchweren Anſtoß. Er führte aus: 

Sollen jich die beiden Kirchen zu Einer geitalten, fo bedarf e8 doch 
eines äußeren Kennzeichens, woran man fie als uniert erfennen fann. 
Das muß vernünftigerweife die gemeinfame Feier des Heiligen Abend: 
mahls nach demielben Ritus fein. Obne das muß den Gemeinden die 


1) Eharalfterzüge, III, 2. ©. 26 ff., bei. ©. 36, und ©. 207 f. 
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Vereinigung ihrer Geiftlichen in der Lehre vom Abendmahl zweifelhaft 
erfcheinen. Eine Union der dogmatifchen Grundfäge haben wir längſt 
gehabt. Wenn aber das Abendmahl in einer Provinz in der einen Kirche 
nach lutheriſchem, in der andern nach reformiertem Ritus begangen wird, 
fo ift von Union feine Rede. Die Berjchiedenbeit des Nitus erhält das 
Bemwußtfein des Konfeffionsunterfchiedes dauernd wach. 

Da die Synode auf die Frage, auf die es einzig und allein 
anfomme, nämlich wie auf dem fürzeften Wege die gemeinfchaft- 
liche Abendmahlsfeier zu bewirken fei, worin der bisherige Kon— 
feffionsunterjchied verjchwindet, feine Antwort gefunden babe, jei 
die Arbeit mißlungen. Auf diefem Wege werde die Union nicht 
zujtande fommen'). 

Auf grund dieſes Botums jchlug der Minifter die Bitte der 
Fakultät ab, die Verhandlungen dem Könige vorzulegen, Die 
furze und fühle Verfügung ?) erfannte zwar das Bemühen der 
Synode um die Förderung der Union an, verhehlte aber nicht, 
daß der Minijter in mehreren Punkten von den Anfichten der 
Synode abmweiche. 

Als fich die Fakultät dabei nicht beruhigen wollte und fich 
mit einer Jmmtediatbejchwerde ?) direft an den König wandte, recht: 
fertigte Altenjtein feine Ablehnung der Bejchlüffe der Synode damit, 
daß darunter jolche jeien, die dem Bekenntnis der evangelifchen 
Kicche zumiderliefen — den Beweis mußte ihm die Abichwächung 
der Erbjündenlehre bieten —, oder das Anjehen der Bekenntnis— 
Schriften jelbjt zu entkräften juchten. „Eine Union, auf dieſe 
Grundjäge gebaut und von diefem Geifte befeelt, wird Em. Maj. 
ebenfo mißfällig fein, wie fie fich in ihren Wirkungen verderblich 
erweifen müßte” +). Altenjtein veritand, wie man fieht, feinen 
Königlichen Herrn zu behandeln! ch weiß nicht, ob auch aus 
feinem Eignen die Entdedung der Keberei ftammt, daß die Bres— 
lauer die Fortpflanzung der Sündhaftigfeit durch die phyſiſche 
Zeugung geleugnet hätten. Eylert iſt daran unjchuldig. 

Der König hat fich nicht veranlaßt gejehen, die Immediat— 


1) Votum von Eylert vom 27. Nov. 1822. 

2) Verf. an das Koniiftorium zu Br. v. 12. Dez. 1822. 
3) Vom 4. Febr. 1823. 

4) Bericht ad Regem vom 10. März 1823. 
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bejchwerde der Breslauer Fakultät zu beantworten. Wenn diefe 
gehofft hatte, durch ihr Vorgehen die Führung in der Unions— 
angelegenheit in die Hand zu befommen und dem Beijpiel der 
Berliner Synode von 1817 ein gleichwertiges zur Seite zu jeßen, 
fo hatte fie fich getäufcht. Ihrem Werk blieb Anerkennung und 
Deffentlichfeit verfagt. Der nachlebende Beurteiler wird nun zwar 
die Behandlung der Synode durch das Minijterium bedauern, 
aber doch zugeben müjjen, daß der Verjuch, als Grundlage für die 
Union eine neue Konfeſſion aufzujtellen, praktiſch verfehlt war. 

Ganz im Einklang mit der hierbei betätigten Auffafjung von 
der im Konjenjus der Belenntnisjchriften bereitS vorhandenen 
Zehrarundlage der evangelijchen Kirche fteht eine Minifterialver- 
fügung vom 20. März 1823 1): 

Um jedem möglichen Hindernis der Union für die Zukunft vorzus 
beugen, wird dem Konjiitorium, wenn etwa in dem Bereiche desjelben 
noch Verpflichtungen auf die unveränderte Augsburger Konfefjion und 
das Konkordienbuch jtattgefunden haben, hierdurch aufgegeben, dafür zu 
forgen, dab die in das Amt tretenden Geijtlichen von nun an bloß auf 
die Befenntnisfchriften der vereinten evangelifchen Kirche, ſoweit die— 
felben miteinander übereinjtimmen, verpflichtet werden. 

Die Worte „der vereinten evangelifchen Kirche” hielt Nicolovius 
für bedenklich, er wollte gejagt wifjen: „der beiden evangelijchen 
Konfejjionen“. Wohl mit Nücjicht darauf ift dann bei weitern 
Erpeditionen der Verfügung die Faſſung gewählt worden: „ſtatt 
die ſymboliſchen Bücher einzeln namhaft zu machen, Fünftig die Ver: 
pflichtung auf die heilige Schrift und den Lehrbeariff der evan- 
geliſchen Kirche, wie er in den jymbolischen Büchern derjelben 
ausgedrückt ijt, zu Itellen“ ?). 

Ueber den Sinn dieſer Verfügung find auch die Regierungen 
und Konfijtorien nicht ohne weiteres im Klaren gewejen. Die Be- 
ftimmungen vom 27. Oftober 1813°) hatten ja aus dem Wort: 
laut der von den Regierungen zu erlafjenden Vokations- und Be: 
ftätigungsurfunden die Berpflichtung auf die ſymboliſchen Bücher 
längjt entfernt; ſollte num wieder eine Berpflichtung, zwar nicht 


1) An die Ronfiftorien zu Magdeburg und Berlin. 
2) So an die Regierung zu Stralfund, 24. Juli 1828. 
8) Bo. I, ©. 192, 
Foerſter, Entfiehung ber preuß. Landeskirche. II. 4 
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auf namentlich angeführte, fo doch auf übereinjtimmende ſym— 
bolische Schriften eingefügt werden? Oder jollte die Verfügung 
jene Anordnung von 1813 nur auf die neuerworbenen Landes: 
teile ausdehnen? Oder bezweckte fie, daß der Hinweis auf einzelne 
Symbole auc aus den Vokationsurkunden der PBrivatpatrone und 
etwaigen Ordinationsformularen entfernt würde? Die Regierung 
von Frankfurt, die darum nachfragte, erhielt den Bejcheid, daß 
dies zulegt Genannte in der Tat die Abficht der Verfügung jet, 
dagegen jolle fie ihrerjeits bei den Formen von 1813 bleiben. 

Die Verfügung ift, wie mir fcheint, ganz aus demjelben Geiſte 
gefloffen wie Eylerts Referat über die Breslauer Synode: Ver: 
pflichtung auf die ſymboliſchen Schriften, aber auf ihren Konſenſus. 
So hoffte man, der Anklage auf Rationalismus begegnen und 
doch der Union einen Anjtoß aus dem Wege räumen zu können. 

Jedoch, diefe Berechnung, wenn es die des Minifteriums war, 
erwies fich jchnell al3 irrig. Am 23. Mai 1825 erhob einer der 
PBrivatpatrone aus den vormals Königlich ſächſiſchen Yandesteilen, 
Graf von Binau in Wölfau (Rbez. Merjeburg), Protejt. Er erklärte 
die Formel „ſoweit die Belenntnisjchriften miteinander überein» 
ftimmen“ unklar, zweideutig, beunrubigend, gegen die beftehende 
firchliche Berfafjung und in das Recht des Patrons und der 
Kirchen eingreifend. Der Einſpruch erregte in der Gegend großes 
Aufjehen, und die Regierung zu Merfeburg bat um eine baldige 
generelle Entſcheidung. 

Und das Minijtertum wich zurüd. Es verfügte am 29. Sep- 
tember 1825, 
es jei mit dem Gebrauche der vorgeichriebenen Formulare nichts mweiter 
beabfichtigt worden, al3 zu verhindern, daß von ®eiftlichen, deren Ge— 
meinden Zünftig der Union beitreten wollen, der Ausführung dieſes 
Wunfches nicht die Berufung auf den geleifteten Ronfefjionseid entgegen: 
gefeßt werden möge. Es fünne aber in den Fällen, wo die Patrone oder 


die Gemeinden Darauf bejtehen, daß die Vokations- oder Beſtätigungsurkunde 
in der früher gewöhnlichen Form ausgejtellt werde, nachgegeben werden. 


Es war eine erfte, empfindliche Niederlage des Unionsgedankens! 
Das Minifterium jah fich durch diefen unmwilllonnmenen Zwi— 
Ihenfall veranlaßt, fi) über den Gebrauch der Belenntnisver: 
pflihtung in der Monarchie zu orientieren. Es forderte (27. Nov. 
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1826), Bericht von fämtlichen Konfiftorien und Regierungen, ob 
und namentlich auf welche jymbolifche Bücher der lutherifchen oder 
reformierten Konfeſſion die evangelifchen Prediger bei der Ordi— 
nationshandlung, ſofern dieſe nicht nach dem in der erneuerten 
Agende befindlichen Formulare verrichtet werde, oder auch durch 
die Bejtätigungsurfunden verwieſen würden, 

Wir verdanken diefem Schritt eine authentifche und voll: 
ftändige Weberficht über den damaligen Stand einer Frage, die 
bis heute nicht zur Ruhe fommen will. Bejchränfen wir den Blick 
zunächſt auf die öftlichen Provinzen, Weder bei der Ordination, 
no in den Beitätigungsurfunden wurde eine Berpflichtung auf 
ſymboliſche Bücher geübt in den Regierungsbezirken Königsberg, 
Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Berlin, Potsdam, Frankfurt, 
Cöslin, Breslau, Liegnig, Oppeln, Poſen, Bromberg, Magdeburg, 
Merjeburg, Erfurt. Bei Berufungen auf Stellen landesherrlichen 
Batronat3 und Beftätigungen wurden nahezu überall die Formu— 
lare vom 27. Oftober 1813 gebraudt. Nur im Bezirk Stettin 
hatte jich in den Beitätigungsurfunden der Hinweis auf die Augs— 
burgiſche Konfefjion oder die in Pommern gültigen ſymboliſchen 
Bücher, zu denen die Konfordienformel nicht gehört '), erhalten. 
Und in der Stadt Stralfund wurde der Ordinand verpflichtet, zu 
lehren nach dem inhalt der heiligen Schrift und in Gemäßheit 
der ſymboliſchen Bücher der evangelifchen Kirche. 

Weniger fejte Auskunft konnten die Berichte über die Be— 
rufungsurfunden der Privatpatrone erteilen. In mehreren Be: 
zirken hatte man ihnen Freiheit gelafjen, die Vokationen abzufajjen. 
So fam e8, daß fie im Bezirk Breslau zumeilen die ſymboliſchen 
Bücher im allgemeinen oder auch die Augsburgifche Konfeſſion 
anführten; dasjelbe gejchah hie und da in den Bezirken Poſen und 
Bromberg und in der ganzen Provinz Sachſen; in Liegnig wurde 
fogar noch auf die Konfordienformel zurücgegriffen. 

Immerhin wird man zufammenfafjend jagen können, daß im 
größten Teil der Preußiichen Monarchie die Belenntnisverpflich- 
tung der G®eijtlichen damals erlofchen war. Und es verdient Be: 

1) ©. Karl Müller: Die Symbole des Luthertums, Preuß. Jahrb., 
Bd. 63, 1889, ©. 143, 

4* 
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achtung, daß dies feineswegs erjt eine Neuerung war. Für die 
reformierten Kandidaten allerdings war die Nötigung zur Unterjchrift 
der Confessio Sigismundi erft 1818!) befeitigt worden; in Oft: 
preußen hatte noch bis in die Erinnerung des Berichteritatters hinein— 
reichend ein Hinweis auf die Repetitio corporis doctrinae von 1568 
beitanden; in der lutherischen Kirche der Niederlaufig war bis 
1823 noch eine Berpflichtung auf fünf Symbole, nämlich die 
Confessio Augustana, die Apologia, die articuli Smalcaldenses, 
die beiden Katechismen Luthers und die Konfordienformel üblich 
gemwejen. In den andern Landesteilen aber war alles derartige 
ſchon jeit langem abgefommen. Vollends war dies bei den Orbdi- 
nationen der all, wenn hierbei überhaupt jemals eme derartige 
Verpflichtung jtattgehabt hatte. Ehrenberg berichtete, daß bei den 
reformierten Ordinationen im Dom niemals auf fombolijche 
Bücher hingewieſen ſei; ebenjo war in der Niederlaufig die Ordi- 
nationsfrage nur, ob der Kandidat nad Gottes Wort lehren, 
wandeln und wirken wolle; und im Bezirk Berlin und Botsdam 
wurden die lutherischen Kandidaten mit den Worten ermahnt, „das 
Evangelium nach dem Lehrbeariff der evangelifchen Kirche zu pre- 
digen und die Saframente der genannten Kirche nach dein Befehl 
und der Einjegung Chriſti zu verwalten“, 

Die Berichte aus Weſtfalen und der Rheinprovinz liefern 
ein nicht unmejentlich verichiedenes Bild. Zwar fand auch bier in 
den Bezirken Münjter, Minden, Koblenz, Trier, Düfjeldorf und 
Aachen feine förmliche Verpflichtung jtatt. Doch wurden die Kandi— 
daten bei der Ordination bie und da auf den Heidelberger Ka— 
techismus verwiejen, oder es wurden die Prediger vor der Rezeption 
in Kreis: und Brovinzialiynoden verpflichtet „auf das Wort Gottes, 
wie es in der Augsburgischen Konfeſſion und dem Großen und Stleinen 
Katechismus Luthers — oder: wie es im Heidelberger Katechismus 
vorgetragen — oder: enthalten ift“. Bei den lutheriſchen Geijtlichen 
der Grafichaft Mark hieß die Verpflichtung, „Die Lehre des Chriften- 
tums rein und lauter nach der Heiligen Schrift und mit Berück— 
fihtigung der jymbolischen Bücher vorzutragen". Im Bezirk Köln 


1) ©. 0. ©. 89, 
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waren bis 1817 die lutherischen Geiftlichen auf ein Glaubensbe- 
fenntnis mit Hinweis auf das Konfordienbuch verpflichtet wor: 
den, und die reformierten hatten die Kirchenordnung zu unter: 
jchreiben, worin der Heidelberger Katechismus als Begriff der refor: 
mierten Lehre genannt war. Es hatte fich aljo in den ſynodal 
organifierten Kirchen mehr Lehrverpflichtung erhalten al3 unter 
dem Konftitorialregiment. 

Eine praftifche Folge hat diefe interefjante Feititellung nicht 
gehabt. Der Fortgang der Union geriet ebenjo, wie die Entwid- 
lung der Synoden, ins Gedränge durch die Über die Agende ent: 
brannten Streitigkeiten. Aus dem Jahre 1826 mwijjen wir nur 
noch von einer Verfügung darüber: Wufgetauchte Bedenken, daß 
die Union al3 Vorwand gebraucht werden Fönnte, ſich dem be» 
ftehenden PBarochialverbande zu entziehen, veranlaßten die Ver: 
fiherung, daß die Annahme der Union keineswegs als eine Kon- 
fejjionsveränderung anzuſehen fei und fein Ausjcheiden aus dem 
bisherigen PBarochialverbande begründe. Eine neue Barochialein: 
teilung könne nur durch förmliches Uebereinfommen der Barochianen 
unter Aufſicht der Behörden bewirkt werden '). 

Am 22. Januar 1827 überjandte der König dem Miniiter 
eine neuere Schrift über die Badijche Union, damit von ihr auch 
bei der inländiichen Bereinigung der beiden evangelischen Kirchen 
Gebrauch gemacht werden könne, „die leider! nur zu langjam fort: 
Ichreitet”". Die Folge war eine kurze, energijche Note an alle Ober: 
präfidenten. Da empfahl der Oberpräjident von Klewiz in Magde- 
burg dringend, die Union liegen zu laffen, bis die Agendenjache 
zum Biele gelangt ſei. Umd ähnlich äußerte fi auch Schön. 
Diefer Anregung gab das Minifterium jtatt. Die Union blieb 
liegen, bi8 die Säkularfeier der Augsburgifchen Konfeſſion 1830 
dem Unternehmen einen neuen Impuls lieb. 

Was bis dahin erreicht war, war ganz unbedeutend. Denn 
man kann doc unmöglich als Wirkung des Unionsaufrufes an 
jehen, was längit vor 1817 vermwirkliht war. Wir ftreifen nur, 
daß ſchon das ALR (T. 2 Ti. XLS 39) beftimmt hatte: „rote: 


1) Min.-Berf. v. 2. Mai 1826 (Annalen, 1826, S. 351). 
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itantische Kirchengejellichaften des Aug3burgifchen Glaubensbefennts 
niſſes (zu denen auch alle Deutjchreformierten gehörten) follen 
ihren Mitgliedern wechjeljeitig die Teilnahme auch an ihren eigens 
tümlichen Religionshandlungen nicht verjagen, wenn dieſelbe feine 
Kirchenanjtalt ihrer eignen Religionspartei in der Nähe haben”, 
Aber weiter: auch die Vereinheitlihung der ftaatlichen Kirchen- 
regierung, ihre jtraffe Zentralifation in einer Spibe, die Be- 
jeitigung des Konfejfionsunterjchiedes auf allen Stufen der Be- 
hördenorganijation, die Einrichtung gemeinfamer Kandidatenprüs 
fungen: das alles hatte die Steinjche Reorganifation gejchaffen. 
Sie hatte damit dem Grundjaß der Einheit der evan 
geliihen Kirche im Xande die ftaatliche Anerkennung ge: 
geben. Nach diefem Grundjag war dann auch in den miederge: 
wonnenen Landesteilen nach 1815 die jtaatliche Kirchenregierung 
eingerichtet worden. Nehmen wir dazu, daß die Verpflichtung 
auf ſymboliſche Bücher in den Vokations- und Beftätigungsur: 
funden der ftaatlihen Organe geitrichen worden war, — fo er: 
fennen wir: fomweit die Macht des Staates reichte, war die Union 
bereits vor 1817 durchgeführt. Und dies ijt bis heute die eigent- 
liche Subitanz der Preußischen Unton. 

Was hatte dem der Aufruf vom 27. September 1817 hin- 
zugefügt? Das war wenig genug. Unierte Gemeinden nach dem 
Beijpiel der Potsdamer Hof- und Garnifongemeinde waren nur 
ganz vereinzelte entitanden. Zur Annahme eines einheitlichen 
Abendmahlsritu8 war man nicht einmal in einer großen Stadt, 
gejchweige denn in einer Provinz oder dem Lande gelangt. Ab» 
geiehen von der Aufhebung einzelner konfeſſioneller Sonderprivi— 
legien kann nur noch die Zufammenfafjung der Landesgeiftlichkeit 
in evangeliichen Synodalförpern als Frucht des Unionsaufrufs 
genannt werden, und gerade darauf verzichtete man fogleich 
wieder. Darüber hinaus aber war jogar das vorher jo ſtark 
und allgemein vorhandene Gefühl der Einigkeit im Wejentlichen 
der Lehre durch die Eonfefjionelle Polemik geitört und verwirrt 
worden. Man tft verjucht, zu urteilen, daß das im September 
1817 in fo gehobener Stimmung eingeleitete Unternehmen miß— 
[ungen war. » 
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Kapitel 3. Die Entitehung der Agende. 


In den legten Wochen des Lebens König Friedrich Wilhelms 
bat einer feiner vertrauteiten und nächjten Diener, der Oberhof: 
marjchall von Scilden, einen Erlaß an den Kronprinzen ent— 
worfen, worin fich der König mit folgenden Worten an feinen 


Sohn wendet: : 

Da durch Gotte3 gnädigen Beiltand die von Mir erneuerte Agende 
in der Mehrzahl der Kirchen Meines Reichs jetzt eingeführt ift, fo vers 
ordne ich, um die Segnungen derjelben auch auf die Nachkommen zu bringen, 
daß alle Könige aus meinem Haufe, welche Gott nach mir auf den Thron 
von Preußen erheben wird, Diefe erneuerte Agende fräftiglich [hüten und 
auf ihre Beibehaltung wachen follen. ch erwarte dieſes zunächft von Dir, 
mein lieber Sohn! Deine Frömmigkeit, Dein Sinn für das Kirchliche, 
Deine Liebe zu mir, find mir auch ohne dieſe Aufforderung Bürge, daß 
Du die Agende aufrecht erhalten mwerdeit. 

Sch rechne alfo ganz auf diefe Gefinnungen und befonders auf die 
findlichen Gefühle, die Du mir immer fo treu bewiefen haft. 

Meine Vorfahren in der Regierung ordneten nach dem Nate der 
Neformatoren Kirchenagenden an, die lange zur allgemeinen Erbauung 
dienten. Cine von Neuerungsfucht erfüllte jpätere Zeit entfernte fich in— 
dejjen foweit von ihnen, daß das Andenken derfelben fajt erlojchen war, 
als ih den Thron beitieg- 

Nicht allein die äußere firchliche Ordnung war der Willkür hingegeben, 
fondern auch die reine geoffenbarte Lehre gefährdet. Erft nach fchweren 
Prüfungen, nach Kriegen, deren jegenvolles Ende fichtbarlich durch Gottes 
Hülfe herbeigeführt ward, war es mir möglich geworden, meine unmittel- 
bare Aufmerkjamfeit der evangeliichen Kirche zu widmen. Gott führte 
zu gleicher Zeit den Anfang einer Union beider evangelifcher Konfeffionen 
in meinen Staaten herbei und wird folche unter feinen weitern gnädigen 
Schuß nehmen. 

Durch eine Fügung fand ich felbit in einer Landfirche die faft un— 
befannt gemordenen Agenden meiner Regierungsvorfahren wieder auf. 
Das Schriftgemäße, das Altertümliche und Ehrwürdige derfelben fomie 
die fie begleitende Autorität der Neformatoren fchienen mir ganz geeignet, 
die mwechfelnden liturgifchen Anjichten und Vorſchläge der neuejten Zeit 
zu überwiegen. 

In dem Geijte jener ältern, wahrhaft evangelifchen Agenden, zum 
Teil aus ihnen wörtlich entnommen, entjtand die erneuerte Agende, von 
mir felbjt aufgefegt, nachher von würdigen Geiftlichen geprüft. 

Ihre Fortdauer gewährt alfo nicht allein eine notwendige heilfame 
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Einheit in der äußern Gottesverehrung der evangelifchen Kirche, fondern 
fie befördert auch zugleich die Aufrechterhaltung der reinen geoffenbarten 
Religion Jeſu Ehriiti. 

Und fo übergebe ich diefe Agende hierdurch dem Gewiſſen und der 
Religiofität meiner Nachfolger auf dem Throne. Sie werden durch die 
Befolgung meines Willens ihr eignes Heil ſowie das ihrer Unterthanen 
für diefe und die zufünftige Welt vermehren und zeitlich und ewig fich 
meinen und des Volkes Segen dadurch ererben. 

Diejer Erlaß!), den Schilden ficherlich ganz nach den Anfichten 
und Neußerungen des Königs formuliert hat, wirft in mehr als 
einer Beziehung Licht auf die Entjtehung der Preußiſchen Agende. 
Er iſt nicht nur ein authentifches Zeugnis für die eigne Initia— 
tive des Königs bei der Abfafjung der Agende, für feine Abfich- 
ten dabei und die Bedeutung, die er ihr beilegte, jondern er er: 
klärt auch, und zwar als einziges Dokument dafür, die außer: 
ordentliche Veränderung in den liturgischen Anfichten des Königs 
zwifchen 1817 und 1821, nämlih feinen Anſchluß an die 
ältere lutheriſche, aus vorreformatorischer Zeit ftammende 
Gottesdienftform. 

Die Liturgien aus dem Jahre 1816 und 1817?) zeigen da— 
von noch feine Spur. Sind darin auch bereit3 einige Anleihen 
bei den lutherifchen Formen gemacht, — wie der Schmuck des Al: 
tars, die Perikopen, die Salutatio, die Ehöre, — fo iſt doch im 
wejentlichen dev Gang des Ganzen beibehalten worden, der fich 
im 17. und 18. Jahrhundert, nicht ohne reformierten Einfluß in 
den lutheriſchen Gemeinden eingebürgert hatte. Und die Ab- 
weichungen davon ſtammen nicht aus Annäherung an das ur- 
fprünglich Lutheriſche. Erſt nach dem Jahre 1817 hat der König 


1) Daß er dem Regierungänachfolger in der Tat überreicht ift, gebt 
daraus hervor, daß eine Auslaffung im Allgemeinen Kirchengebet am 
21. Juni 1840 dem Garnifonprediger Ziehe vom Generallommando des 
Gardekorps mit folgenden Worten verwiefen wurde: „Da ©. M. auf 
Grund des Allerhöchitdemfelben 24 Stunden nad) dem Hintritt des 
Höchitjeligen Königs Majejtät übergebenen Nachlaffes als Allerhöchſt— 
dejien letter Wille, den Befehl erteilt haben, daß die Liturgie ganz in 
der bis dahin beitandenen Weife fortbeitehen folle, — fo haben ©. M. 
dies fehr mißfällig bemerft.“ 

2) Bd. 1, ©. 231f., 240 ff. 
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die „fait unbefannt gewordenen Agenden feiner NRegierungsvor: 
fahren” fennen und fchäßen gelernt. a, wir können dieſen Ter- 
min wohl noch etwas näher bejtimmen. In der Garniſonkirche 
zu Berlin find handjchriftlich zwei Liturgien!) erhalten, die eine 
mit der Bemerkung, „wie fie vom 1. Februar 1819 ab auf des 
Königs Befehl gehalten wird“, die andere, „vom 5. September 
1819", Beide zeigen, daß der König ſich anhaltend mit der Ge— 
ftaltung der Liturgie weiter befchäftigte und daß er zugleich 
damals noch an dem Typus von 1817 feſthielt. Denn beide 
unterjcheiden fich von der Domliturgie 1817 nur durch geringe 
Veränderungen und Berfürzungen, mworunter am wichtigſten die 
MWeglafjung jeder Einleitungsformel zum Glaubensbefenntnis it. 

Es ergibt fich daraus, daß der König erjt etwa im jahre 
1820 den bejchriebenen Fund gemacht hat, wodurch er zu neuer 
Tätigkeit auf liturgiichem Gebiete angeregt ift. 

Was der König felbjt in dem oben zitierten Erlaß über den 
Eindrud befundet, den ihm dieje alten Agenden gemacht haben, 
findet jeine Bejtätigung in der Menge von Auszügen, vergleichenden 
Bujfammenitellungen und Weberjegungen daraus, die in feinem 
Nachlaß?) enthalten find. Zu den erjt gefundenen Agenden hinzu 
ließ er jich kommen, was auf der Kal. Bibliothef von alten 
Kirchenordnungen zu finden war. Außer den Agenden jeiner 
Vorfahren — gemeint find wohl die Joachims II. von 1540 und 
Johann Georgs von 1572 — benußte er bei feinen Studien vor 
allem die Pommerſche Kirchenordnung von 1563, Luthers Formu— 
lare von 1523 und 1526, die Ruſſiſche Agende, Le Paroissien, 
die Gebete der colonie francaise, natürlich auch die Preußijchen 
Kirchengebete von 1717. Dazu famen ein wenig jpäter die eng: 
liche und die ſchwediſche Liturgie, die beide ſtark einwirkten, und 
im Lauf der Zeit noch andere. 

Auf diefer Grundlage nun ſchuf der König ganz ſelbſtändig 
und ohne Beirat die neue Liturgie. ES iſt Fein Zweifel mög- 
lich: die „Kirchenagende für die Königlich Preußiiche Armee, Weih— 


DI verdanfe ihre Kenntnis Herrn Militäroberpfarrer Goens in Berlin. 
2) Eine diefer Tabellen bei Wangemann, KRabinettspolitif, S. 110 f. 
Doch hat W. fie falfch datiert. 
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nachten 1821” !), iſt fein eigenites Werk. Eylerts Mitwirkung ?) 
beſchränkte fich auf die Lefung der Druckkorrekturen, die Verbef- 
jerung von Schreibfehlern und die Zurechtitellung einzelner Bibel- 
jtellen nach dem Text der Lutherſchen Ueberiegung, die bejonders 
da nötig war, wo der König aus fremden Sprachen überjeßt 
hatte. Außerdem verfaßte er die Vorrede, die fich jedoch vom 
König eine jtarfe Verkürzung gefallen laſſen mußte. 

Die Agende enthält nad) der Vorrede allgemeine Bemerkungen 
über die Dauer des Gottesdienjtes, die Anordnung des Altar3 und 
die Bildung von Ehören. Darauf folgt die Liturgie zum Haupt: 
gottesdienft an Sonn: und Felttagen und zur Abendmahlsfeier, 
zur Borbereitung, eine Tauf- und eine Trauform. Dann die drei 
Glaubensbefenntnifje (Apoſtolikum, Nicänum, Athanafianum), 
ein Katechismus für evangelifche Chriſten, nämlich die biblischen 
Terte zu den fünf Hauptjtücen ohne Erklärung, die 10 Gebote 
aber troßdem nicht im biblischen, fondern im Lutherjchen Wort: 
laut, und die Sprüche Matth. 22, 37—39; Joh. 20, 21—23 zur 
Begründung der Abjolution; Röm. 13, 1—2 und 1 Petr. 2, 13 
bis 14. Endlich) 16 Gebete vor der Eptitel an Feſttagen und 
der Muſikanhang. 

Btemlich gleichzeitig mit der Agende erjchien das „Kirchen: 
buch nebjt einem Katechismus und einer Sammlung biblijcher 
Sprüche und Gebete zur häuslichen Andacht und Erbauung für 
die Kal. Preuß. Armee” ?). Es enthält unter Weglaffung von, 
zwei Anmerkungen einen wörtlichen Abdruck der Liturgie zum 
Hauptgottesdienjt, zur Abendmahlsfeier und zur Worbereitung, 
fowie des Gebetsanhanges und des Katechismus. Außerdem eine 
Sammlung von Gejängen und biblifchen Sprüchen, „eine kurze 
Glaubens: und Sittenlehre für chrüftliche Soldaten” in dem Schema: 
Glaube, Liebe, Hoffnung, endlich einige Gebete. Unter den Ge- 
jängen fehlen die fchönften Lieder Luthers, 3. B.: Vom Himmel 
hoch, ®elobet ſeiſt du, Jeſu Chriſt, Ein feite Burg; andere, 
wie Paul Gerhardts O Haupt voll Blut und Wunden, Befiehl 

1) Berlin, bei Dieterici, 4°. 


2) Die von Offelsmeyer fejtzuitellen, fehlt jeder Anhalt. 
3) Potsdam, Horvath u. ©. 1822. 16°, 
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du deine Wege oder Nun danfet Alle Gott, find bis zur Un— 
fenntlichkeit entſtellt. Someit aljo reichte bei Eylert, der Lieder 
und Sprüche zufammenitellte, der Reſpekt vor dem Alten, Ehr— 
würdigen nicht, auf diefem Gebiet, wo es am nötigjten war, die 
willfürlichen Beränderungen zu bejeitigen. 

Die Veröffentlichung diejer Liturgie mußte im Minifterium 
überrafchen, denn noch in einer Ordre vom 4. Oftober 1821 hatte 
der König „an die hoffentlich bald zu erwartende Liturgie für die 
evangelifche Kirche in Meinen Staaten, worüber die Provinzial: 
jynoden feit mehreren Jahren fich beraten haben”, erinnert. Wie 
verhielt fich die nun publizierte Ordnung dazu ? Ueber des Königs 
Meinung follte bald Klarheit entjtehen. 

In einer KO vom 9. Januar 1822 befahl er, daß — nad 
dem VBorgange der Garnijonfirche in Potsdam — aud im Dom, 
eritmalig am Ordensfejte, 20. Januar, und von da ab immer, 
der Gottesdienjt nach der ohnlängit abgedrucdten Liturgie gehalten 
werden jollte, die bloß eine Ermweiterung der jeit 1817 in der 
Domkirche eingeführten ſei. Dies letztere war nun doc nicht 
richtig. Die Domgeiftlichen, Ehrenberg, Theremin und Sad, 
wandten fich in einer Borftellung vom 17. Januar direft an den 
König mit der Bitte, von der Einführung der Liturgie abzu- 
jtehen, bis eine gejeßliche Ordnung für die Landeskirche herbei: 
geführt wäre oder die Synode ſich über die Bekenntnisgemäßheit der 
Agende ausgefprochen hätte, die ihnen nicht zweifelfrei jei. Der 
König jandte am 19. Januar diefe „unerwartete” Borjtellung an 
den Minifter mit dem Auftrag, die Domageiitlichen zu bejcheiden, 
daß e3 bei feinem Befehl verbleiben müſſe. Die Ordre iſt fo 
harakteriftiich, daß wenigſtens das Hauptſtück daraus bier ſtehen 
muß: 

Die neu abgedructe Liturgie ift bloß eine Erweiterung der Türzeren, 
die feit einigen Kahren auch in der Domlirche, in beiden Gemeinden 
derjelben '), eingeführt war; es ijt nicht? darin aufgenommen, was nicht 
in den älteren evangelifchen Kirchenordnungen enthalten wäre; fie iſt bloß 
aus dem fat ganz erlofchenen Sinn für Herftellung der jeit der Refor— 
mation in der evangeliichen Kirche des In: und Auslandes, zum Teil von 


1) Die Betrigemeinde benüßte die Domfirche mit, da ihr eignes Gottes: 
haus noch nicht wieder hergeitellt war. 


60 Kapitel 3. 


den Neformatoren felbft, eingeführten liturgifchen Formen, welche ledig- 
ich Willtür einer auffichtslofen Geiftlichfeit abgeändert oder unbeachtet 
gelajjen bat, hervorgegangen, von angefehenen Geiitlichen geprüft und, 
eben weil fie bloß das ehrwürdige Alte heritellt, bewährt gefunden; dem 
evangelifchen Landesherrn ſtehet das Recht, die liturgischen Formen nad) 
feinem Ermejfen zu bejtimmen, unbejtritten zu; in dieſem Falle, wo von 
feiner neuen Form, fondern bloß von Herftellung der alten, im Geiſt 
der Zeit willfürlich abgeänderten Ordnung die Rede ift, um fo mehr: 
und ch werde Mich daher durch dergleichen Demonijtrationen, die feinen 
andern Zmwed haben können, als daß alles bei der jegigen allgemeinen 
Unregelmäßigfeit verbleibe, nicht abhalten lajjen, in der Abjtellung diefer 
Unordnung vorzufchreiten ... Gemwifjenszwang im Glauben und Herjtellung 
früherer Formen, nach welchen der Gottesdienit in der evangelifchen Kirche 
abzuhalten, weiß Sch jehr wohl von einander zu unterjcheiden ... 

Die Verhandlung des Minifters mit der Domgeijtlichkeit führte 
zu dem Ziele, daß jte erklärte, fich zu fügen. Doc) behielt jie 
ji) eine ausführliche Begründung !) ihrer Bedenken vor. Die 
Geijtlichfeit der Petrigemeinde bezeugte ihre Bereitwilligfeit zur 
Benügung der Agende. Die Mitteilung des Minifterd darüber 
erregte des Königs Wohlgefallen ?): „isch habe, auch in der 
Unionsangelegenbeit, faſt immer mehr Bereitwilligfeit von jeiten 
der Geijtlichkeit der evangelisch» Iutherifchen Konfeſſion wahrge— 
nommen, al3 von jeiten der reformierten, obwohl das Haupt: 
unterjcheidungszeichen des Brotbrechens, welches in der veformier- 
ten Gemeine jchon bejtand, von der lutherischen erjt anzunehmen 
war”. Das war freilich, ſoweit die Agende in Frage fam, nicht 
verwunderlich, da diefe den Neformierten eine ihnen ganz fremde 
Gottesdienftform darbot und manches enthielt, was fie von jeher 
jtreng abgelehnt hatten. 

Nun folgten Schlag auf Schlag KabinettSordres, die die 
Einführung und Berbreitung der Agende zum Ziel hatten. Am 
14. Februar befahl der König den beiden Minijtern des Kultus 
und des Krieges, die Einführung der neuen Agende für die Armee 
augenbliclich zu veranlafjen. Es follte den Militärpredigern und 
denjenigen Zivilpredigern, die Militärgottesdienit hielten, zur 
jtrengen Pflicht gemacht werden, fich feine willfürlichen Abwei- 


1) Sie ijt nie erfolgt. 
2) KO v. 22. Januar 1822 an XUltenitein. 
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chungen von den VBorjchriften der Agende zu erlauben. Am 19. 
Februar ordnete er ihre Verteilung unter jämtliche Geijtliche der 
Landeskirche an: 


Damit die für die Kgl. Armee in der Hof: und Garnifonficche zu 
Potsdam und in der hiefigen Domlirche für beide dazugehörige Gemein: 
den neuerdings eingeführte Agende allgemeiner befannt werde, will ich 
Ihnen hierdurch auftragen, jedem Konftitorio einige der beilommenden 
Gremplare zu überfenden, um jie den Superintendenten, die fie unter den 
Pfarrern ihres Sprengel3 zirfulieren laſſen können, mitzuteilen. Bei der 
jeßt vorherrfchenden Unbeftimmtheit und Willlür in den firchlichen Formen 
werde Sich es mit beſonderem Wohlgefallen erfennen, wenn die Einfüh- 
rung Ddiefer Agende von den Superintendenten und Pfarrgeiftlichen ge— 
mwünfcht wird; die fchon vor mehreren Jahren angeordnete Verbejjerung 
der liturgifchen Formen und des geſamten evangeliichen Kirchenweſens 
foll aber dadurch nicht aufgehalten, vielmehr diefe Angelegenheit nach 
Möglichkeit gefördert werden. 

Denjenigen evangelifchen Kirchen, in welchen die Einführung der 
Ugende erfolgt, will Jch ein Exemplar derjelben zum immerwährenden 
Andenken verehren und nach Verlauf von 3 Monaten Ihre Anzeige vom 
Erfolge diefer Meiner Beitimmung, mit namentlicher Angabe der Super: 
intendenten, Pfarrer und Kirchen, in welchen die Agende eingeführt ift, 
erwarten. 

Durch diefe KO's war das Minifterium zu einer Beurtei- 
lung der Agende geradezu provoziert. Und es ijt aufs tiefite zu 
bedauern, daß diejer Zeitpunkt zu einer grumdjäßlichen und ein- 
gehenden Kritit durch die zunächit Berufenen verpaßt worden ift. 
Sa, es ijt nahezu unbegreiflich, daß Ehrenberg nicht die Gelegen- 
heit benüßte, feine Bedenken von Amts wegen vorzutragen. Hatte 
die ungnädige Aufnahme der Eingabe des Domminijteriums ges 
nügt, die Widerſtandskraft der maßgebenden geiftlichen Räte zu 
brechen ? 

Ehrenberg und Ribbeck befchränkten fich darauf, einige der 
ärgſten dogmatifchen Anftöße zu rügen. Im Abendmahlsformu: 
lar wandten fie gegen die Wendung „wer an die dabei empfange: 
nen Zeichen Jeſu Ehrijti glaubt”) ein, Glaube an Zeichen ei 
unevangeliich. In der Taufliturgie beanjtandeten fie den Satz 
des Gebets „Du haft dem Wafjer die geheiligte Kraft zu einer 


1) 1. Auflage ©. 20, 3. 4. 
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feligen Bertilgung der Sünden beigelegt" ); er jtammte aus der 
englifchen Liturgie. Das miderftreite den jymbolifchen Büchern 
der evangelischen Kirche, wonach nicht das Waſſer, jondern das 
Wort, das zum Wafjer hinzufomme, das Saframent made. Gegen 
den Erorzismus, der fich zweimal in der Taufliturgie fand ?), ein: 
mal in Gebetsform, einmal al3 Bejchwörungsformel, erklärten 
fie, er jei in der Confessio Sigismundi ausdrüdlich verworfen, in 
den Iutherifchen Kirchen abgefommen. Auch vermißten fie am Ans 
fang des Formulars das Zitat der Einfegungsworte Mth. 28, 
18 —20. 

Kann man ſich wundern, daß der Minifter dieſe Einwen— 
dungen nicht eben erheblic; fand? Er jchrieb darüber an Ey: 
lert ?) und erbat fich von ihm ein mündliches Gutachten. Da 
dies, wie vorauszujehen, den erhobenen Anſtößen fein Gewicht 
beilegte, zögerte er, dem König Vortrag zu halten. Erjt als er 
erfuhr, daß eine zweite Auflage der Agende im Werke jei, bei 
der der König ſowieſo einzelne Berbefjferungen vornehmen wollte, 
reichte er die Eingabe der getjtlichen Räte ein‘). Und der König 
nahm fie freundlich auf und ſagte ihre Berückſichtigung zu ’). 

Er ordnete für die 2. Auflage, die dann unter dem Titel 
„Kirchenagende für die Hof: und Domkirche in Berlin” ®) erfchten, 
folgende Berbejlerungen an’): 

Der Eingangsipruch „Geſegnet jei das Neich des Vaters und 
des Sohnes“ wurde in das einfachere „sm Namen des Vaters 
u. ſ. w.“ verwandelt. 

Bei dem Gebet des Herrn blieb die Anrede reformiert, die 
legte Bitte aber erhielt die Fafjung Luthers, 

Am meisten war die Taufform verändert. Hier war vorans 
geitellt der apoftolifche Gruß, dann jollte die Taufrede folgen mit 
Hinweis auf die Einſetzungsworte; der Erorzismus war in der 
16838, 3.8. 

2) ©. 82, 3. 1 und ©. 38, 3. 13—1B. 

3) 23. Februar. 

4) 4. April 1822, 

5) Schreiben Eylert3 an Altenftein, v. 8. April 1822. 

6) 2. Auflage, Berlin, 1822. 4°. 

7) Eylert an Altenftein 27. April 1822, 
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milderen Form beibehalten: „Der Geift des Unreinen gebe Raum 
dem heiligen Geijte”; im Gebet hieß es nun: „Du halt das 
Waſſer der Taufe zu einer jeligen Bertilgung der Sünden ge: 
heiligt und eingeſetzt“. Dieje beiden Zugeſtändniſſe räumten die 
dagegen erhobenen Einwände freilich nicht fort; vollends hatte 
fi) der König zu einer Nenderung der angefochtenen Stelle der 
Abendmahlsliturgie nicht bewogen gefühlt. Die andern Abwei: 
chungen der zweiten von der erjten Auflage find gänzlich unerheblich. 

Wenige Tage aber nad) diejer den geiftlichen Näten immer: 
bin nicht unmilllommenen Mitteilung Eylerts erhielten fie durch 
Witleben den handjchriftlichen Entwurf weiterer Formulare für 
Ordination, Konfirmation, Kranfenfommunion und Begräbnis, 
der ihre Bedenken aufs höchſte jteigerte. Sn der Tat war das 
Ordinationsformular derart, daß es für Eylert den jchwerjten 
Vorwurf involviert, dem nicht an der Schwelle mit Einjeßung 
feiner Vertrauensjtellung bet dem Könige gewehrt zu haben. Der 
König hatte dabei nahezu wörtlich das Ordinationsformular der 
Schwediſchen Kirchenverfafjung benüßt. Er hatte ihr das von 
den Ordinanden zu ſprechende Glaubensbefenntnis, die an fie zu 
richtenden Fragen, den Amtseid mit der Verpflichtung nicht nur 
auf die drei öfumenischen Symbole und die Augustana invariata, 
jondern auch auf das Konfordienbudh, und die Verbindung des: 
jelben mit dem Eid auf Königs: und Staatdtreue entnommen. 
Bon ihm felbjt jtammte die Einfügung im Dienfteide, daß er ſich 
als „oberjter Biſchof“ bezeichnete, während die ſchwediſche Agende 
den Landesherrn nur als Schutzherrn tituliert. Der Wortlaut 
des Amtseides ſei mitgeteilt: 

Ih, N. N., der ich zum heiligen Predigtamt jest berufen und anges 
nommen werde, gelobe und jchwöre bei Gott und feinem Evangelium, daß 
ich dabei weder insgeheim felber hegen noch vor meinen Zu— 
hörern eine andre Lehre predigen und ausbreiten will, als Die, welche ge— 
gründet ift in Gottes lautrem und klarem Worte, den prophetifchen und 
apojtolifchen Schriften des Alten und Neuen Teftaments, und verzeichnet 
in den drei Hauptfymbolen, dem Apojtolifchen, dem Nicänifchen und Atha— 
naftanifchen, fo wiein der unveränderten Augsburgifchen 
Konfeffion vom Jahre 1550 und dem liberconcordiae, 
fo wie folde die evangelifche Kirhe in den Landen © 
Majeftät, des Königd von Preußen, meines Königs und 
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Herrn, als Glaubenänorm übereinftimmend angenom- 
men bat, und in deren Geijt die vorgejchriebne und eingeführte Kirchen: 
agende vom Jahre 1822 abgefaßt it. 

Auch will ich mit allem Fleiß und Treue die Katechismuslehre bei 
der chriftlichen Jugend treiben, fie zu würdigen Mitgliedern der vereinig- 
ten evangelifchen Kirche zu bilden, fie als foldhe aufnehmen, meine Zu- 
hörer aus Gottes Wort unterweifen, nach der Einfegung und Anordnung 
Jeſu Ehrifti die heiligen Sakramente austeilen und alle abweichende will: 
fürliche Lehren als Gift der Seele fliehen. 

Desgleichen will und werde ich getreu fein meinem rechtmäßigen 
Könige, Seiner Majejtät dem Könige von Preußen, meinem großmächtig- 
ften Landesherrn und oberiten Bifchof, alfo, daß ich des Königs Nuten 
und Beites fuche und fördere auf jegliche Weiſe. Mit Leben und Blut, 
mit Lehre und Beifpiel, mit Wort und Tat will ich die Königliche Macht 
und Würde verteidigen, wie es in unferer heilfamen monarchifchen Regie: 
rungsform feftgeftellt ift. Ebenmäßig will ich zur rechten Zeit es auf: 
deden, wenn ich erfahren follte, daß etwas obhanden fei zur Aenderung 
oder Aufhebung diefer trefflichen Grundverfaffung, in welcher das Wohl 
des Staates bejtand und bejtehet; und dem ich in allen Punkten gehorchen 
und nachlommen will und werde. Desgleichen will ich, jo viel an mir 
ift, Gehorfam fchaffen feiner Königlichen Majejtät, meinem allergnädigiten 
Könige, und denen, welche von feinetwegen zu gebieten und zu befehlen 
haben; auch alle meine Pfarrlinder und Gemeineglieder anhalten, jeder: 
zeit vecht zu denfen und zu reden über das weltliche Regiment, welches 
von Gott verordnet iſt. Auch will ich dahin ftreben, in Der mir anver— 
trauten Gemeine die rechte und gehörige kirchliche Ordnung aufrecht zu 
erhalten, den von Seiner Königlichen Majeftät publizierten Gejegen ge- 
mäß; will fie ermahnen zur Uebung der Gottjeligfeit, des Yandesfriedeng, 
eines frommen Lebens und Umganges und gegenfeitiger Liebe und Einig— 
feit; ich will zu Gott beten für die hohe Obrigfeit, und alle meine Ge: 
meinglieder erinnern an die ihnen obliegende untertänige Treue und zu 
Gehorfam und Folgſamkeit fie ermahnen. 

Auch will und werde ich meinen geiftlichen Vorgefegten gebührende 
Ehre und Gehorfam erweifen und allem, was mir in meinem Amte auf: 
erlegt wird, getreulich nachlommen. Durch Ränke und gefegwidrige Mittel 
will ich meine Beförderung nicht fuchen. Jährlich und täglich will ich in 
der Grfenntnis des Wortes Gotte8 und der Glaubensartifel und in den 
andern mir notwendigen Wilfenfchaften fortzufchreiten fuchen. Mit Gottes 
Gnade will ich das Wort der Wahrheit recht austeilen und mein Amt 
redlich ausrichten; auch mich befleißigen eines reinen, frommen, nüchternen, 
fchielichen und einem rechtfchaffenen Lehrer anjtändigen Lebens, alfo daß 
ich darin mit einem guten Beifpiele anderen vorgehen Tann. 

In weltliche und für mein Amt fich nicht pajfende Sachen, die einem 
Geiftlichen und Lehrer nicht wohl anftehen, will ich mich nicht mengen. 
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fehle ich in dem einen oder anderen Stüd, und meine Vorgeſetzten 
halten es mir vor und warnen mich, fo will ich mit Gottes Hilfe mich 
gerne bejjern. 

Solchen Zufagen und allem, was jonjt die Kirchenordnung vorjchreibt, 
will und werde ich nach aller meiner Kraft und Gnade, die Gott verleihet, 
getreulich nachkommen, wie es einem aufrichtigen und rechtfchaffenen chrift- 
lichen Geijtlichen geziemt und vor Gott und Menſchen zu verantworten 
it, ohne alle Erfindung und arge Liſt, fo wahr mir Gott helfe an Leib 
und Seele. Amen. 

Ribbeck und Ehrenberg waren aufs äußerjte betroffen. Da 
Altenjtein in des Königs Namen jchleunigjt um eine Aeußerung er: 
jucht !) hatte, legten fie ihre jchweren Bedenken in einem Gutachten?) 
nieder, Darin hieß es: Kein redlicher Mann könne beſchwören, Feine 
Zweifel an der ſymboliſchen Lehre „insgeheim hegen zu wollen“, 
da die Ueberzeugung eines Mannes nicht von feinem Willen ab- 
hänge, fondern von der Einficht, die ihm geworden. Die ſym— 
bolischen Schriften, fuhren fie fort, enthielten nicht bloß die Schrift» 
lehren, jondern auch nähere Beitimmungen und Entwicklungen 
derjelben, die nicht mit jenen gleiches Anjehen haben fünnten, Es 
müßte durchaus dem Gewiſſen der Geritlichen überlafjen bleiben, 
wie fie fich damit abfinden wollten (vgl. ALR. IL, 11,8 73, 74). 
Die Verpflichtung der Ordinanden auf die jombolifchen Bücher 
in älteren liturgifchen Schriften hätte nur den Sinn eines Mittels 
zum Schuß gegen den Abfall zur Römiſchen Kirche gehabt. „Sollten 
die Geiftlichen nun auch noch jet, nachdem der Geiſt des freien 
Forjchens in der Schrift allenthalben rege geworden it, und Die 
Hilfsmittel des Bibelftudiums fich jo bedeutend vermehrt haben, 
fich jener Verpflichtung unterworfen glauben, jo wiirde das ge: 
wiſſenhafte Männer vom geijtlichen Amte zurückichveden und nur 
Leichtfertige fich um dasjelbe bemühen.“ 

Man folle das Gelöbnis jo fallen: 

einzig und allein die Lehre, welche gegründet tjt in dem lautern 

und Haren Worte Gottes, den prophetifchen und apoitolifchen Schrif: 


ten des Alten und Neuen Teitaments, und verzeichnet in dem Apo— 
ftolifichen Glaubensbelenntnis, zu predigen und auszubreiten, gemäß 





1) Altenjtein an Nicolovius, 24. IV. 1822, 
2) 1. Mai 1822, 
Foerfter, Entitehung der preuß. Landeskirche. II. 5 
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den in den ſymboliſchen Büchern der evangelifchen Kirche, der Augs— 

burgifchen Konfeſſion und dem Heidelberger Katechismus, ausgeſpro— 

chenen Grundbegriffen des chrijtlichen Glaubens. 

Das Nicänifhe und Athanafianische Symbol dürften uner: 
mwähnt bleiben, da nicht alles, was fie enthalten, „zum Emigen 
des Chriſtentums“ gerechnet werden könnte. Noch weniger dürfte 
die formula Concordiae als Norm der evangelijchen Kirche ge: 
eignet fein, da diejelbe nicht einmal von der ganzen Lutheriſchen 
Kirche angenommen ſei, jich aber jogar ausdrüdlich gegen die Ne: 
formierte Lehre richte, alfo die Union gefährden würde: 

Wo die Union beider evangeliichen Konfelfionen bisher zuſtande ge— 
fommen iſt, fcheint feine andre Voritellung davon die herrfchende geweſen 
zu fein, als daß das Gemeinfchaftliche in der Lehre feitgehalten und aus: 
gefprochen, die geringe Abweichung aber der Einficht und dem Gewiſſen 
eines jeden anheimgegeben werden fol. Um fo nötiger it es bei der 
Verpflichtung der Geijtlichen auf die Augsburgiiche Konfeflion und Den 
Heidelberger Katechismus durch eine folche Fallung des Ausdrucds, wie 
jie in der oben vorgefchlagenen Eidesformel verfucht worden ift, dafür zu 
forgen, Daß der evangelifche Geiftliche fich nicht genötigt glaube, auf den 
Buchltaben jener Belenntnisichriften zu Schwören, denn es würde nicht an 
Neformierten fehlen, denen die buchftäblich genaue Annahme der in der 
eriten Derfelben ausgeiprochenen Lehre von der Gegenwart Chriſti im 
Heiligen Abendinahl, ungeachtet der hier möglichen, auch für die Refor— 
mierten befriedigenden Deutung, bedenklich wäre. Auch würden die bis- 
her Iutheriichen Geijtlichen durch eine ftrenger bindende Eidesformel in 
der bisher genoffenen evangelischen Gewiſſensfreiheit beichränft werden, 
indem bis jet die Verpflichtung dieſer Geiftlichen auf die Augsburgiiche 
Ktonfeffion in mebreren evangeliichen Staaten nur in dem Sinne jtattfand, 
dan die Prediger angelobten, ihr gemäß zu lehren, injofern fie mit 
dem Worte Gottes übereinftimmt. 

Weiter jtellten fie vor, die Erwähnung der Agende in die 
jem Zufammenhange jet unpaſſend, der Dienfteid ſei bisher nicht 
mit der Ordination als einem rein Eirchlichen Gejchäft verbunden 
gewejen, jondern mit dev Einführung in ein beitimmtes Amt, und 
jo bleibe es befjer; die Bezeichnung des Königs aber als oberften 
Biſchofs werde in einem Teil Weitfalens, wo die Presbyterial: 
verfaffung herriche, unangängig fein, auch müſſe es zweifelhaft 
jcheinen, ob man gut tue, eine folche beitimmte Erklärung für das 
Epiſkopalſyſtem zu fordern, da doc die Anfichten der Kirchenrechtö- 
lehrer hierüber geteilt feien. 
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Altenjtein überreichte dies Gutachten Wibleben zur Vorlage 
an den König; auch Eylert, fügte er hinzu, teile im mejentlichen 
die Anfichten der beiden Räte. 

Doch nur in wenigen Punkten gab der König nach. Er ftrich 
den Ausdrud „insgeheim ſelbſt hegen“ und formulierte den Hin: 
weis auf die ſymboliſchen Bücher fo: „verzeichnet... in den be— 
fannten und in der evangelischen Kirche allgemein angenommenen 
ſymboliſchen Büchern, wie jolche in den Landen Sr. Majejtät des 
Königs von Preußen, meines Königs und Herrn, als Glaubens: 
norm übereinjtimmend angenommen find“). Von dem Nicaenum 
und Athanasianum, der Erwähnung der Agende, dem Titel des 
oberiten Biſchofs und dem Dienfteid ging er nicht ab. So war 
nur grade das Allerichlimmite abgewendet; die geiltlichen Räte 
täufchten fich nicht darüber, daß das Ordinationsformular der 
Agende den heftigiten Widerftand bereiten würde. 

Aber auch mit den gejchilderten Werbefjerungen und Ber: 
mehrungen in der zweiten Auflage tjt die Entitehungsgeichichte 
der Agende noch nicht abgeſchloſſen geweſen. Im November 1823 
teilte Witzleben Eylert einen Anhang oder Nachtrag zur Liturgie 
mit. Um dem in mancherlei Eingaben und literarischen Stimmen 
geäußerten Einwand gegen die Monotonie der Liturgie zu be: 
gegnen, bot er eine reichere Auswahl von Sprücden, Gebeten, 
Sündenbefenntniffen zum wmechjelnden Gebrauch dar. Außerdem 
einen Auszug aus der Liturgie. Der König hatte die Notwendig: 
feit eingejehen, auch für die Gemeinden zu forgen, die zur Bil- 
dung von Ehören nicht imftande waren. Schon durch KO vom 
6. Auguit 1823 hatte er nachgegeben, daß überall, wo dies der 
Fall, die vorgeichriebenen Reſponſorien ftatt des Chors vom Kan: 
tor, Küjter oder Schullehrer abgelejfen würden. Jetzt juchte er 
dem Bedürfnis durch einen Auszug zu genügen, der eigentlich 
nichts andres iſt, al3 die große Liturgie ohne Chöre. Freilich 
wirft fie num erſt vecht als buntes Konglomerat, und man begreift 
nicht, weshalb der Prediger, der doch alles hinter einander 
ablejen joll, jtatt ein zufammenhängendes Gebet zu fprechen, 

1) S. o. S. &. 

5* 
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dreimal von neuem dazu anjegen muß. MUebrigens wollte der 
König den Auszug nur ausnahmsweije, nur in Landgemeinden 
oder in entlegenen Filialen, wo es an Chören oder an Zeit fehle, 
die größere Liturgie zu halten, gejtattet jehen. Die Zuſammen— 
ftellung der Gebete und Sprüche, wie der Auszug jelbjt, war wie: 
der eine ganz perjönliche Arbeit des Königs. Eylert erhielt erft 
das fertige Manujfript. 

Er war gegen die Veröffentlichung, denn er fürchtete, fie 
würde die Zweifel an der Bejtändigfeit der Agende vermehren 
und dadurch ihrer Annahme Schwierigkeiten bereiten !). Aber der 
König blieb bei jeinem Vorhaben, wohl in der Hoffnung, damit 
grade der allgemeinen Annahme der Agende die Wege zu bahnen ?). 

Mit wie großer Befriedigung der König auf fein nun, wie 
er meinte, abgejchlojjenes Werk blickte, kann nichts deutlicher illu- 
jtrieren, al$ der Originalaufiaß, mit dem er fich jelbit ſozuſagen 
die Liturgie fommentierte ?). Der Eleine Aufſatz zeigt zugleich, wie 
unverjtändlich ihm die Vorwürfe des Katholifierens, der Mono: 
tonie, de3 opus operatum fein mußten. Er legte jein ganzes 
frommes Gemüt — aber freilich fein von biftorischen und dog— 
matischen Kenntnifjen ganz freies Laiengemüt — hinein. 

Nicht ebenfo wohl zumute war den Näten des Königs, Gie 
waren weder von dem Werf jelbit jo befriedigt, noch einverjtanden 
mit dem perjönlichen Borgehen des Monarchen. Selbſt Eylert 
fchrieb am 5. Dezember 1823 an den Minijter: 

Ueber das Beunrubigende, welches für mich in ber von mir verlang: 
ten nahen und unmittelbaren Teilnahme an der Angelegenheit der Kir- 

1) ® an Witzleben, 18. Nov. 1823. 

2) Anhang von Gebeten, Sprüchen u. f. m. aus mehreren ältern Agen: 
den zufammengetragen und zum Gebrauche für die Liturgie an Sonn: und 
Feittagen eingerichtet ; nebjt einem Auszuge aus der Liturgie für Kirchen, 
denen es am Notwendigiten mangelt, um fie vollitändig abzuhalten. Berlin 
1823. 4%, Gleichzeitig erſchien eine zweite Ausgabe des oben gefchilderten 
Kirchenbuchs in 16°, ein genauer Abdrud aus der zweiten Auflage der Agende 
mit den Sprüchen und Gebeten des Nachtrags; im übrigen der erjten 
Ausgabe des Kirchenbuchs gleich. Sie iſt von der eriten äußerlich nicht 
zu unterfcheiden, weil fie nicht als zweite Ausgabe bezeichnet ift und die— 
felbe Jahreszahl (1822) trägt, wie die erite. 

3) ©. unter den Beilagen Pr. 3. 
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chenagende liegt, habe ich mich offen und ehrlich gegen Em. Exzellenz 
mündlich ausgefprochen. Mir bleibt bei folchen gebietenden, freilich ehren: 
vollen, aber auch ſehr ängitlichen Verhältniffen nichts andres übrig, als 
jedesmal nach meiner beiten Ginficht und Ueberzeugung zu handeln, und 
Ew. Erzellenz jedesmal das Verlangte, was ich tat, offen vorzulegen. 

Freilich) war dieje Ueberzeugung jehr jchmiegfam! 

Und Altenftein antwortete ihm darauf: 

Ach pflichte Ihrer Anficht ganz bei. In dem Königlichen Gange 
diefer Angelegenheit muß durchaus bloß der König erfcheinen und fpre- 
chen... Ganz ein andrer Fall war, wenn der König das Ganze einem 
einzelnen Manne übertragen, deijen Rat und Werf billigen und unter: 
jtügen wollte, wie es in folchen Dingen wohl früher der Fall war. So 
wie die Sache eingeleitet ijt, läßt jich nicht mehr zurückgehen, und es it 
auch fein Grund dazu vorhanden, allein es muB auch fonfequent dabei 
geblieben werden. ch Habe daher immer großes Bedenfen 
beider Artgehbabt, wieder Berfuhangeitelltworden 
ift, und noch größeres bei den erſchienenen Schriften.... 
ch wünfche, daß Em. — ich ganz über das Schickſal der Sache, die ung 
jo jehr am Herzen liegt, beruhigen mögen. Es betrifft das Wohl von 
Millionen und künftigen Generationen. Sind wir uns bewußt, rein und 
treu nach unfrer Einficht zu handeln, fo können wir auch vertrauen, daß 
Gott uns in unferm Irrtum al3 Werkzeug feines Werkes, um das es fich 
bier handelt, gebraucht. Biel Gutes wird nur durch Schmerzliches bewirft; 
es liegt in dem Weſen des Menfchen, nur das zu wünfchen, was er für 
das Leichtere hält; was das wahrhaft Leichtere ift, gibt die Vorfehung. 
Quält mich ein Zweifel, fo ift es der, ob ich wirklich die Kraft habe, daS, 
was mir mein Glaube biernach zur Pflicht macht, auszuführen . . 

Ein Brief, der im Grunde doch nichts andres zeigt, al3 daß 
Altenjtein zu Schwach war, feine Ueberzeugung von dem, was rich: 
tig ſei, kräftig zu vertreten, und daß er dies Gefühl der Schwäche 
jich jelbjt mit vecht leeren Neflerionen zu verbergen juchte. 

Nicolovius aber hatte jchon am 22. Mai 1823 offen an 
Altenjtein gefchrieben, feine Ueberzeugung fei nicht, daß die Ein: 
führung einer allgemeinen Agende oder der vorliegenden möglich 
und wünjchenswert jet. 

Wie begründet dieje Urteile und Sorgen der berufenen Männer 
waren, zeigte die öffentliche Kritif der Agende, die lauter und 
lauter das Erzeugnis der jtillen Arbeit im Kabinett des Königs 


umtobte. 
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Kapitel 4. Der literarijche Streit über die Agende. 


Die faſt unüberfehbare Literatur über die Agende vollftändig anzus 
führen und zu behandeln, ijt nicht möglich, auch nicht nötig, Denn Die 
meiften Schriften und Aufſätze haben nur ganz ephemeren Wert. Doc 
feien wenigitens die befannteften und gehaltvolliten Schriften hier genannt. 

Unbedingt für die Agende mit Rückſicht auf ihren Inhalt find die 
Schriften von Mann, Superintendent in Straußberg, Ueber die — Li— 
turgie und gende, Berlin 1822; Behrends, Ueber Urfprung, Inhalt 
und Einführung der Kirchenagende, Magdeb. 1823; ferner: Ueber die 
neue Berl. KA, ein Geipräch zwifchen einem Schullehrer und dem Land- 
mann Caspar, Wittbg. 1824; Schent, 8. ©. F. Einige Worte der Liebe, 
Schwerte 1824; Redlich, Ehriftian Fürchtegott [pfeudonym], Verteidig- 
tes Ja oder Erflärung eines evangel. Geiitlichen über die erneuerte Agende, 
Zwickau 1828 (aus den ehemals fächfifchen Yandesteilen); Sülfemann, 
W., Die Pr KA in Hinficht auf die ev. Kirche Weitphalens erwogen, Eſſen 
1825 (fajt die einzige Schrift für die Agende aus den weltlichen Provin— 
zen); Die Liturgie, eine Nationalangelegenheit, Deſſau 
1829 (preift die Lit. als Einheitsband zwijchen den zerriffenen deutſchen 
Ländern). 

Gegen die Agende, vornehmlich unter dDogmatifchen und Liturgifchen 
Gejichtspunften: Nitzſch, E. J., Theologische Votum über die neue 
Hoflirchenagende, fachlich, Hiftorifch gut orientiert, inhaltsreich, von großen 
Geſichtspunkten ausgehend, bei weiten die bejte Schrift über die A; J. 
2. Funk, Biftorifche Beleuchtung der Agenden, Neuftadt 1817, wertvoll 
durch den gefchichtlichen Nachweis, dab die alten Agenden, nur um einen 
Ichroffen Bruch mit dem Herfommen zu vermeiden, viele Stücke der fatho- 
lifchen Gottesdienjtordnung beibehalten haben, die dann allmählich aus- 
gejchieden wurden; VBerfuch zur Beantwortung der Frage: Kann die 
Liturgie . . . angenommen werden? Lpzg. 1824: die Agende fei unlus 
therifh; Tzſchirner, Gutachten über die Annahme der Pr U, Leipzig 
1824; Betrahtungen und Winfe über den relig. Geijt unfrer Zeit, 
Franff. a. M. 1822; Appel, De jure liturgico, Lpzg. 1825, überhaupt 
gegen eine Agende; Schaaff, %, Die KAgendenfache im Preuß. Staate, 
Lpzg 1824, vermittelnd; ebenfo: Metafritifche Beobachtungen 
über Die neue Pr U, Lpzg. 1824; dagegen: Bemerfungen zuden MB, 
Lpzg. 1824. Aus den wejtlichen Provinzen und von ihrem Standpunft 
aus: Sendfchreiben an einen Diener des göttlichen Worts über K— 
verfafjung und Liturgie [wohl an Eylert gerichtet], Frankfurt a. M. 1824; 
Freimütige Erflärung einer protejtant. Gemeinde in Wejtfalen, 
Lpzg. 1828; Flied ner, Theodor, Liturgiiche Mitteilungen aus Holland 


Der literarifche Streit über Die Agende. 71 


und England, Eſſen 1825, vom Standpunkt der reformierten Konfelftion, 
beachtenswert wegen der fcharfen Beobachtungen über die fchädlichen Wir: 
fungen der anglifan. Lit. Aus Laienfreifen: Ueber die fathol. Rich: 
tung der KU. Bedenken evangel. Chriſten, Lpzg. 1826, charaftervoll und 
wuchtig. 

Ueber das jus liturgieum des Landesherrn: Schultheß, Ueber die 
Rechte des Staats in Hinficht auf Liturgie und Gottesdienjt, Zürich, 1822; 
(Feuerbach), Eine längit entichiedene Frage über die oberjten Episfopal- 
rechte der prot. Kirche von Dr. 5. Nürnberg, 1823; [Mugufjftil, Kritik 
der neuen Pr KU, von einem Freunde der Wahrheit und Gefchichte, Franff. 
a. M. 1823, lobt die A inhaltlich und vertritt das j. I. ala Majeitätsrecht 
des Yandesherrn. Dagegen zahlreiche Erwiderungen, z. B. Tzſchirner 
d. 0), Schröter, ®., Was iſt von der Kritif ... . zu halten? Jena 
1824; Ueber das Majeitätsrecht in firchlichen, beſonders liturgi: 
jchen Dingen, Braunfchw. 1827; Simons, Gegen die Kritik . . ., Wies: 
baden 1824, ſehr leidenschaftlich; vor allem [Schleiermadher] Paeificus 
Sincerus, Ueber das liturg. Necht evang. Yandesfürjten, ein theolog. 
Bedenken (5. W. I, 5. S. 477-535) Auf dieſe Gegenjchriften erwiderte 
Augujtiin der Näheren Erklärung über das Majejtätsrecht in irchlichen, 
bei. liturg. Dingen, Frankf. a. M. 1825, mit fchärfiter Polemik gegen 
Kollegialismus in jeder Form und Synodalverfaffung, was abermals meh: 
rere Gegenschriften bervorrief. In ähnlichem Sinne wie Schleiermacher: 
Ideen zur Beurteilung der Einführung der Preuß. Hoffirchenagende aus 
dem fittl. Gejichtspunfte, Lpzg. 1824, Doch gerade von der Anerkennung 
der bijchöfl, Gewalt des Landesherrn aus gegen die A der Hoffirche pro: 
tejtierend. — Gegen Schleiermacher: Wer bat das Recht und die 
Verpflichtung, der ev. Yandesgemeinde eine gemeinschaftl. Agende zu geben? 
Von e. Preuß. NRechtsgelehrten. Berl. 1825, rechtfertigt das Liturgifche 
Necht des Landesherrn aus der Succejfion in die bifchöfl. Gewalt und die 
politijche Heilfamleit einer gemeinfamen Lit. Ebenfo: Leber Verän- 
derungen in der Lit. Are. evang. Beiftlichen von einem Laien (Juriſt) 
15824; Rofenauer, 9, Vom Yiturgierecht ev. deutfcher Fürſten, Bonn 
1825, Anhänger der Konfijtorial-, Gegner der Synodalverfafjung; vor 
allem v. Kamp, Ueber das bifchöfl. Necht in der ev. K. in Deutſch— 
land (Bd. 61 der Jabrb.), Berlin 1828), worüber im Tert Näheres. 


1) Hierbei ſei bemerkt, daß der Auffaß in den Jahrbüchern ohne 
Verfaffernamen erfchienen ift. Dies hat zu dem Irrtum geführt, ihn Ni— 
colovius zuzufchreiben (3. B. Dinfchius in Kochs Yandrecht, 1886, Bd. IV, 
Anm. 171 zu $ 13 des Tit.). Ein folcher Aufſatz von Nicolovius ertitiert 
nicht, auch ift jeine Anficht von der Sache eine andre, als die der Jahrb. 
An Kampiz's Verfafjerfchaft tft fein Zweifel wegen der Uebereinftimmung 
des Auflages mit feinen amtlichen Gutachten. Außerdem ijt der Aufſatz 
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Ganz im felben Geifte wie Augufti: v. Ammon, Die Einführung der 
Berliner Hofkirchen AU gefchichtlich und Firchlich beleuchtet, Dresden 1825 ; 
und Diefelbe . . . . firchenrechtlich beleuchtet, Dresden 1826, doch unter 
Ablehnung der territorialiftiichen Begründung des j.1.; Marheinelfe, 
Ueber d. wahre Stelle des liturg. Nechts, Berlin 1825. Den Standpumft 
Schleiermachers vertritt mit juriftifchen Gründen Fald, N., Altenjtüde 
betr. die neue Pr KA, Kiel 1827, in der Einleitung; und agitatoriich ge— 
ſchickt Schulz, David, Vollgültige Stimmen gegen die evang. Theologen 
und Juriſten unfrer Tage, welche die weltl. Fürften wider Willen zu Päp— 
ſten machen oder es felbit werden wollen, Lpzg. 1826, mit zahlreichen Zi— 
taten aus den fumbol. Büchern. 

Ueber die Beröffentlichungen des Berliner Magiftrats und der 12 
Berliner Prediger; des Königs eigne Schrift: Luther in Beziehung 
auf die Pr KA, Berl. 1827, mit Gegenfchriften, und Eylerts Ueber Wert 
und Wirkung d. Agende nach dem Nefultate einer zehnjähr. Erfahrung, 
Potsd. 1880, fpäter. 


In Ausführung der KO vom 19. Februar 1822 hatte Alten: 
jtein die Agende an die Provinzialfonfiitorien und durch dieſe 
an die Superintendenten verteilen laſſen, mit dem Auftrag, ſämt— 
liche evangelifche Geritliche des Landes zu einer Erklärung aufzu- 
fordern, Aus diefem modus procedendi, der fich freilich nicht 
gradezu auf den Wortlaut der KO berufen fonnte, hat man Alten: 
jtein jpäter einen Borwurf gemacht. Mob!) hat es als einen 
jchweren ‘Fehler bezeichnet, daß der Minijter, ftatt eine einfache 
Annahme oder Nichtannahmeanzeige zu fordern, den Geiitlichen 
Gelegenheit gegeben habe, ihre Bedenken zu äußern. Und der 
König hat fich diefem Urteil in der milderen Form, daß der Mini: 
jter jeinen Willen mißverjtanden habe, angeſchloſſen ?). 

Wenn damit gemeint fein joll, daß ohne dies die Kritik an 
der Agende weniger laut und heftig geworden wäre, fo ift dies 
gewiß nicht richtig. Die Konſiſtorien hätten es fich doc) auf feinen 
Fall nehmen lajjen, ihre Bedenken vorzutragen, und die literarifche 
Bewegung für umd wider die Agende wäre auch ohne diefen Appell 


nicht3 als eine Erweiterung und Begründung der von ihm in den Ans 
nalen, 1827, ©. 834 gejchriebenen NRezenfion der Schrift von Falck (f. o.). 
N) Brief an Witzleben v. 6. Dez. 1823. 
2) KO v. 24. Febr. 1824. 
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in Fluß gefommen; ja fie wäre wohl noch) jtärker geworden, wenn 
die Geiftlihen nur auf dem Wege der Deffentlichkeit ihr Urteil 
hätten zum Ausdrucd bringen können. 

Ich gebe im Folgenden einen Ueberblick über die Beurteilung 
der Agende, wie fie ſowohl in jenen Erklärungen der Landesgeiſt— 
lichkeit als literarifch ans Licht getreten tft. Die Kritif war von 
viererlei Art: die Agende wurde unter dDogmatischen, praktiſch-kirch— 
lichen, veligiöjen und rechtlichen Gefichtspunften angeariffen und 
verteidigt. Ich will nicht alle Gründe und Gegengründe voll 
zäblig regiftrieren, fondern nur die wichtigjten und öfters wieder: 
holten Argumente ordnen und einigermaßen beleuchten. Die Ein: 
zelheiten jtudiere man an der Zuſammenſtellung, die im Miniftes 
rium für den König gearbeitet iſt '). 

Es handelt fich zunächſt um das Verhältnis der Agende zum 
Dogma. Der König und feine Berater hatten geglaubt, dieje 
Trage damit beifeite jchteben zu fönnen, daß die Formulare und 
Gebete der Agende ja durchweg aus älteren, großenteils der klaſ— 
ſiſchen Zeit angehörenden Vorlagen entnommen jeien. Alfo müßten 
fie, jo jchlofjen fie, vechtgläubig fein. Sie überjahen dabei, daß 
ſich der ihnen geläufige Gedanfe einer wejentlichen Webereinftim- 
mung zwijchen lutherifchem und veformiertem Bekenntnis unmög— 
lich auf die Vergangenheit zurücübertragen ließ, und daß Bunte, 
in denen ſeit alters eine VBerjchiedenheit der konfeſſionellen Lehren 
und Gebräuche beitanden hatte, unter feinen Umſtänden im Sinne 
der einen oder andern Konfeſſion entjchieden werden durften, wollte 
man nicht eine lutheriſche oder reformierte Agende, jondern eine 
evangelifche Schaffen. Sie überfahen noch mehr, daß das Dogma 
eine Entwicklung durchgemacht hatte und daß eine einfache Re— 
priftination unter Verleugnung diejer Entwicklung unmöglicd war. 
Die erite Rückſicht hätte mindeitens die Wiedereinführung des 
Eroreismus, des Kreuzichlagens, des Altarichmuds und des Erd: 
wurfs, die lettere die DBerpflichtung auf die ſymboliſchen Bücher, 
überhaupt die außerordentliche Verſchärfung der Lehrverpflichtung 


1) S. unter den Beilagen Nr. 4 den Bericht vom 7. Dftober 1823 
nebft Anlagen. 
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und die ſtarke Betonung der Anſelmiſchen Satisfaktionslehre, beide 
die majjive Auffafjung von den Saframenten, die in den Tauf- 
und Abendmahlsgebeten zum Ausdrud fam, verbieten müſſen, — 
von unbedeutenderen Einzelheiten ganz abgejehen. Wenn die re: 
formierten Theologen jene Gebräuche für unannehmbar erklärten 
und alle nicht jtreng ſymbolgläubigen Theologen, und zwar jowohl 
die mehr rationalijtiichen wie die aus der Schule Schletermachers, 
dieje Formeln ablehnten, jo handelten fie nur nach Pflicht und 
Gewiſſen und vertraten damit nicht nur ihr eignes Intereſſe, ſon— 
dern die fchuldige Nücjicht auf alle die Chrijten, deren Glaube 
mit dem der lutheriſchen ſymboliſchen Bücher nicht völlig überein: 
jtimmte. Unzweifelhaft hatten fie recht, wenn fie in der Zumu— 
tung, fich hierin der Agende zu fügen, einen Eingriff in die Glau— 
bens- und Gemwifjensfreiheit erblichten. Die Scheidung von litur: 
gischen und dogmatischen Fragen, wie fie die Juriſten behaupte: 
ten, läßt ſich überhaupt nicht durchführen. jedes Gebet, wenn 
es nicht leeres Wortgeflingel fein foll, ift Ausdruck einer beſtimm— 
ten Heberzeugung und Frömmigkeit. Und jo zeigte fich denn auch 
bei den Berteidigern der Agende ein merkwürdiges Schwanlen. 
Bald wurde ihr nachgerühmt, daß fie den alten, vechtgläubigen 
Lehrbegriff Fräftig zum Ausdruc bringe, aljo eine bejtimmte dog» 
matijche Tendenz dev Agende anerkannt, bald behauptet, daß jie 
in das Gebiet des Glaubens überhaupt nicht eingreife. 

Aber der konfeſſionelle Unterjchied ariff noch viel weiter. 
Nicht nur einzelne Lehrformeln und Gebräuche, jondern der ganze 
Typus des Sonntagsgottesdienjtes mußte Anjtoß erregen, weil er 
der reformierten Tradition grademwegs entgegen war und Die ge— 
chichtliche Entwiclung der Tutherifchen Liturgie ignorierte. a, 
felbit das mußte fraglich ericheinen, ob die neue Agende jich über: 
haupt auf ein gejchichtliches Vorbild berufen durfte und nicht 
vielmehr ſowohl dem ältern und dem fortgebildeten lutherischen, 
wie dem ältern und fortgebildeten reformierten Ritus gegenüber 
ein völlig Neues darjtellte. Lobredner der Agende rühmten ihre 
„Altertümlichkeit” ; ſoweit Sprache und Stil damit gemeint war, 
hatten fie recht, aber die alten Baufteine waren nach einem Plan 
zufammengefügt, der Feineswegs dem alten Riß feinfühlig abge- 
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laufcht war. Dies bis ins Einzelne nachgewiejen zu haben, ift 
das Verdienft des „Theologischen Votums über die neue Hof: 
firchenagende" von Carl Immanuel Nitzſch!), der inhaltreichften 
und am meiften durchdachten Schrift über die Agende, der die 
Gegner bi3 in unjre Tage die Fräftigiten Gründe entnommen 
haben. Er unterfchied einen ältern und einen jüngern lutherifchen 
und reformierten Ritus und fünftens einen aus beiderlei Elemen— 
ten erwachjenen gemifchten Ritus jüngeren Urſprungs und zeigte, 
daß jeder derfelben von der Ordnung der Agende tiefgreifende 
Verjchiedenheiten aufweiſe. Kardinalpunkte find dabei die Stellung 
des Sündenbefenntnifjes am Anfang und die Ausjchaltung des 
Gemeindegefangd aus der Liturgie — beides Neuerungen ohne 
Vorgang in der Gejchichte der ganzen evangelischen Kirche. Nur 
Bucer und Calvin fannten ein folches Sündenbefenntnis am An— 
fang jedes Gottesdienjtes ?). Nitzſchs Unterfuchungen find dann 
von andern fortgejegt worden, indem man in derjelben Weiſe den 
anglifanischen Ritus heranzog und dabei zu dem gleichen Ergebnis 
gelangte. 

War e3 berechtigt, anſtelle diefer abweichenden Formen eine 
neue, mehr oder minder nah an eine einzelne der älteren ange— 
fchlojjene, zu jegen? Die Frage war gleichbedeutend mit der, ob 
die Abweichungen einen innerlichen Grund hatten, ob die Ver: 
werfung der älteren Iutherifchen Form bei den NReformierten von 
Anfang an und ihre allmähliche Umbildung bei den Lutheranern 
im Laufe der Zeit ſich auf ein fachliches Necht berufen durfte. 
Kein Zweifel, daß dieje Frage zu bejahen ift, und daß der König 
nur bei Unkenntnis der Gejchichte hierin lediglich ein Walten der 
Willkür jehen fonnte. Das liegt für die Neformierten auf der 
Hand; ihre Ablehnung des Römischen Ritus im ganzen und ein= 
zelnen war gradenmwegs aus ihrem radikalen Bruch mit der Tradition 
und dem Grundja der Biblizität des Gottesdienjtes erwachien. 
Aber auch für die Lutheraner ließ jich das beweifen: Wenn Luther 


1) Bonn 1824. 
2; Erichjon, D. altjtraßburgiiche Gottesdienitordnung. 1894. ©. 6, 
22, 28. 
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foviel von der bejtehenden Gottesdienjtordnung beibehielt, als fich 
ohne Berleugnung der neuen Heilserkenntnis eben tragen ließ, 
jo war das doch nicht mehr als ein Zugejtändnis. Inſonderheit 
war die Gottesdienftordnung Joachims II. von ihm geduldet, aber 
feineswegs gebilligt worden. Eine allmähliche Umbildung und 
Ausscheidung Fatholifcher Beftandteile war jchon im Zeitalter der 
Reformation felbit in vielen ihr erjchlofjenen Ländern erfolgt, und 
irgendwelchen jelbjtändigen Wert hatte der Neformator weder 
jeiner Liturgie, noch irgend einer andern beigelegt. Die Agende 
von 1540 hatte fich nie einleben können, der Widerftand gegen 
das Interim die Abneigung gegen die Formeln Eatholijchen Ur: 
fprungs außerordentlich verichärft, und wie das Volk, jo hatten 
die Fürſten es immer gern gejehen, je mehr von der Meſſe 
abfam. 

Der Vergleich der Agende mit den Liturgifchen Anordnungen 
der Nejormatoren aber rief noch einen weiteren Einwand hervor. 
War es denn richtig, was die Vorrede jo ſtark hervorhob, daß 
die Agende, indem fie Gleichförmigfeit der Zeremonien bezweckte, 
fi dafür auf die Reformatoren berufen durfte? Unzweifelhaft 
batten fie Kirchen: und Gottesdienjtordnungen geichaffen; aber war 
wirklich ihre Meinung, damit ein neues Geſetz aufzurichten und 
jeder, auch der geringjten Abweichung vom Buchitaben einen Damm 
vorzubauen? Auch dies wurde mit Fug und Necht bejtritten, 
Schon aus dem Miniſterium mar dem König entgegengehalten 
worden, daß die Territorien jener Zeit fich nicht ohne weiteres 
mit dem großen Preußiſchen Staat gleich behandeln ließen, in 
dem Landesteile von verjchiedenjter Kultur zufammengefchweißt 
waren. xyn der Literatur äußerte fich nun noch viel lebhafter der 
Proteſt gegen gewaltjame Vereinerleiung. Wenn doch die Eaffische 
Zeit Kirchen: und Gottesdienftordnungen von großer Mannigfal: 
tigfeit neben einander hatte entjtehen lafjen, warum follte nun 
alles nach einerlei Hegel zugefchnitten werden? Warum jollten 
alle provinziellen Eigentümlichfeiten ausgemerzt und ein fpeztelles 
lutherijches Schema allen andern Iuthertichen und gar den refor— 
mierten Gemeinden aufgedrängt werden? Es war nicht unberec): 
tigter Bartifularismus, jondern eine tiefbegründete Pietät, die fich 
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dagegen wehrte. Was man für folche Bereinerleiung beibrachte, 
waren nicht Firchliche, ſondern politische Motive. So, wenn ein 
glühender Patriot darin ein willkommenes Einheitsband des zer: 
rifjenen Baterlandes und ein Mittel zur Verjchmelzung der zer: 
jftüdelten deutjchen Gaue zu einer großen Allgemeinde pried und 
fi) jogar zur Forderung einer einheitlichen Liturgie für alle deut: 
jchen Staaten veritieg. 

Und ebenjo wenig ließ fich die Forderung buchjtäblichen Ge- 
brauch der Formulare rechtfertigen. Eine volljtändige liturgiſche 
Willlür zwar wagten nur jehr vereinzelte Stimmen für den Pre— 
Diger zu fordern; auch von den Gegnern der Ngende wurde eine 
fejtere Ordnung als dringendes Bedürfnis anerfannt. Aber fie 
wollten fich die Freiheit wahren, den Wortlaut der ‘Formulare 
der Individualität des Predigerd und der Gemeinde anzupafjen, 
fie wollten jich vor allem neben dem feiten das freie Gebet nicht 
nehmen lajjen, und fie forderten um dev Berjchiedenheit der Ge: 
meinden und der Gelegenheiten willen die Möglichkeit einer Wahl 
zwiichen mehreren Formularen und feeljorgerliche Bewegungs: 
freiheit. 

Wenn dies ausgeichlojjen fein jollte, wenn auf die buchitäb- 
lich genaue Abhaltung einer und derjelben Liturgie Sonntag für 
Sonntag bei völliger Paſſivität der Gemeinde jo großer Wert 
gelegt wurde, war dann nicht auch der Einwand berechtigt, die 
Liturgie werde zum opus operatum, der Prediger zum Prieſter, 
und es jpräche ſich darin eine nicht evangelifche, jondern fatho- 
liſche Schäßung der Gottesdienftordnung aus? War fie nicht 
damit aus der Stelle des dienenden Gliedes, einer Anleitung zur 
Vorbereitung auf den gejeqneten Empfang des Wortes Gottes 
und zu feiner dankbaren Aneignung, in den Mittelpunkt des 
Gottesdienftes gerückt? Und war daneben nicht, was immer als 
Hauptſtück evangelifchen Gottesdienites gegolten hatte: die Predigt 
und der Gemeindegejang, ungebührlich verkürzt, ja gradezu zur 
nur geduldeten Nebenjache herabgedrücdt? Wenn die Gegner der 
Agende ihr Hintanjegung der Predigt vorwarfen, jo machten fie 
ihr feinen böjen Leumund: in dev Tat hielt ihr Urheber die Li: 
turgie für den unentbehrlichen, die Predigt für den entbehrlichen 
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Beftandteil des Gottesdienjtes ). Und ausdrüdlich jegte die Agende 
den Fall, daß beim Gottesdienft allein die Liturgie ohne Predigt 
abgelejen werde (5. 26—27). Damit aber reizte fie daS allge: 
meine Empfinden zu beftigitem Widerjpruch; denn noch mehr, als 
wir Heutigen, veritand jene Zeit als Wejen des Gottesdienftes 
die Belehrung über die Neligion, noch fremder war ihr das Mo- 
ment der Anbetung darin. 

Alle dieje bisher mwiedergegebenen Einwendungen gegen Die 
AHgende: die Erneuerung des Syitems des Hauptgottesdienſtes 
und vieler einzelner Gebräuche und Formeln, die dem Volk nur 
noch aus der Fatholischen Kirche befannt waren, die Forderung 
der firengen Einheitlichfeit und buchjtäblichen Befolgung der litur: 
giichen Ordnung, endlich die Öintanfegung der Predigt und des 
Gemeindegeſanges — fanden eine einheitliche Zyormel in dem be= 
fonders in Gegenden mit gemijchter Bevölkerung laut erhobenen 
Vorwurf, die Agende fatholifiere, und gaben Anlaß 
zu ihrer PBarallelijierung mit dem Interim. 

Mit diefem Vorwurf eng zuſammen hängt ein zweiter, der 
gleichfalls einen dogmatischen Gefichtspunft geltend madt. Es 
wurde behauptet, die Agende durchfreuze die Union. Ste wede 
gewaltjam das fonfeffionelle Bewußtfein und unterbinde dadurch 
den durch den Aufruf vom 17. September 1817 in Gang ge 
brachten Prozeß freiwilliger, brüderlicher Verjchmelzung der beiden 
Barteien. Ehe jich die Gemeinden eine jo jremdartige Agende 
auferlegen ließen, würden jie lieber auf die Union verzichten, in 
der Hoffnung, ſich dann leichter ihre bisherige Iiturgiiche Art er: 
halten zu fönnen. Soweit diejer Einwand fich überhaupt gegen 
den Berjuch richtete, eine einheitliche Gottesdienjtordnung aufzu: 
jtellen, fann man ihm wohl fein großes Gewicht beilegen. Denn 
wenn die Union nicht lediglich auf dem Papier vollzogen werden 
jollte, mußte doch für fie ein liturgischer Ausdrud gefunden wer: 
den, Auch in Baden und der Pialz?) war man dahin gelangt. 





I) ©. Bd. I, ©. 207 f. und Eylert, Charafterzüge III, 1 S. 373 ff. 

2) Ev. Kirchenvereinigung im Großhzgt. Baden. Karlör. 1821, ©. 4, 
8—15; Vereinigungsurfunde der protejt. Kirche der bayr. Pfalz. Neuftadt 
1861, ©. 10 ff. 
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Was bedeutete die Geneigtheit zur Union, wenn fie nicht die Ges 
neigtheit dazu einſchloß? Es ift nicht zu verfennen, daß fich 
hinter den Angriffen auf die Agende vielfach von vornherein der 
MWiderjtand gegen die Union mit verbarg, daß man fie anfocht, 
weil man mit der Union jo weit nicht gehen wollte. 

Aber ganz berechtigt war der Einwand, daß der inhalt die— 
fer Agende fich nicht mit dem Unionsunternehmen dedte. Denn 
in einer unierten Agende durften nicht Gebräuche und Formeln 
vorgeichrieben fein, die eine oder die andre Partei verlegten. Dies 
aber war bier der Fall. Die Lutheraner bejchwerten jich über 
die Spendeformel, jowie über das Abendmahls: und Beichtformu: 
lar, die Reformierten über den Eroreismus, den Ordinationseid 
und vieles andre noch. 

Uebergehen wir kurz eine Menge von Einwänden, die aus 
den äußern Berhältnifjen der Gemeinden hergenommen waren. 
Es fehle, befonders da, wo ein Geijtlicher mehrere Filialen zu 
bedienen habe, an Zeit zu einer ausgeführten Liturgie, oder es 
werde ihm damit eine zu große förperliche Anftrengung zuge: 
mutet. Die Gemeinden jeien zu arm an Geld und an perjön- 
lichen Kräften, die erforderlichen Chöre zu bilden und den Altar: 
ichmuc zu bejchaffen u. ſ. w, — alles Beichwerden von geringem 
oder von gar feinem Gewicht. Mehr Nückjicht forderte der Hin— 
weis auf die Notwendigkeit einer Schonung firchlicher Sitten, wie 
auf die Gefahr eines pafjiven Widerjtandes der Gemeinden und 
eines Berlujtes an Vertrauen für die gegen den Willen der Ge: 
meinden handelnden Geijtlichen. 

Ebenſo dürfen wir die wenigen von der Rückſicht auf die 
religiöje Zeitlage diktierten Bedenken nur jtreifen. Es iſt immer: 
hin beachtenswert, daß in der Literatur über die Agende ein 
deutliches Bewußtiein dafür hervortritt, in einer religiös bemeg: 
ten, ja gärenden Zeit zu leben !), Einige blicken dabei bejorgt 
auf die Uebertritte zur Fatholifchen Kirche wie auf die Verherr— 
lihung des Mittelalter durch die Nomantifer, andre weijen auf 
das zunehmende SKonventifelmejen bin. Viele haben den Um: 

1) Ein fehr hübſches Zeugnis dafür findet ſich in Tieds Novelle: Die 
Verlobung (Berl. Tafchenlalender auf 1823, S. 257). 
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ſchwung der Zeit ins Neligiöjfe beobachtet. Aber aus diejen Be- 
obachtungen werden die verjchiedeniten Folgerungen gezogen: Einige 
urteilen, eben mit Rückſicht auf die vorhandene religiöje Gärung 
jet jede weitere Beunruhigung der Stirche forgfältig zu vermeiden ; 
andre aber meinen, grade deshalb jei eine Berbejjerung des 
Gottesdienites und eine Zurückführung der Getitlichen zu der 
fräftigeren Lehrart der Borfahren dringend notwendig. Einige 
folgern aus dem Charakter der Zeit, daß die Agende mit echt 
nur Formulare der ehrwürdigen Vergangenheit aufgenommen habe, 
denn eine eben erft wieder zum Leben ermwachte Zeit ſei außer 
jtande, Eignes und Neues zu produzieren. Und andre wenden 
dies dahin, daß man grade umgekehrt in folcher Zeit qut tue, 
abzuwarten, was jie Neues erzeugen werde, und nicht Fünjtlich 
die erwachte Schaffensfraft einzudämmen. Im ganzen wird man 
jagen dürfen, daß den religiös erweckten Kreifen an der Agende 
ihre Altertümlichfeit jympathifch war — die Vorliebe für das 
Alte war ja überhanpt ein Charafterititum diefer romantischen 
Frömmigkeit —, daß jie aber Widermwillen gegen den ausgeübten 
Zwang und die damit verbundene häßliche Unmwahrhaftigfeit bei 
dem Betrieb der Agendenfache empfanden. 

Der Kernpuntt des Streites um die Agende aber war nicht 
dogmatiſcher, praktiſch-kirchlicher oder veligiöfer, fondern rechtlicher 
Art. An der Agende entzündete ſich eine heftige und tiejgreifende 
Auseinanderjegung über das Necht des Yandesheren nicht nur in 
liturgischen, jondern überhaupt in Firchlichen Dingen. 

Wir haben im eriten Bande unferer Darjtellung erzählt, wie 
das Bedürfnis nach meuer liturgticher Ordnung jeit mehreren 
Ssahrzehnten ausgejprochen war. Es war zugleich mit dem Wunjche 
nach Union laut geworden jchon zu einer Zeit, da noch der Ber: 
liner Nationalismus die unbeitrittene Herrſchaft in den kirchlichen 
Oberbehörden innegehabt hatte, e8 war wieder und wieder aner: 
fannt worden und auch an Verſuchen, es zu befriedigen, hatte es 
nicht gefehlt. Wir erinnern uns zugleich, daß im Verlauf diejer 
Verſuche Elarer und flarer als der einzige Weg zum Ziele die 
iynodale Berfafjung der Landeskirche erkannt worden war, weil 
man nur auf dieſe Weife das Organ gewinnen zu Eönnen glaubte, 
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das zur Einführung einer neuen Liturgie befugt wäre. Das Be- 
dDürfnis nach liturgiſcher Reform hatte ja dem Miniftertum Schud- 
mann geradezu al3 Borjpann der Berfafjungsbejtrebungen ge— 
dient; jeine legte Neußerung über die Liturgie war die Verwei— 
fung an die 1817 ins Leben gerufenen Synoden '!). 

Schon dieſe Anfchauung iſt nun aber eine Fortbildung der 
älteren, im ALR zur Ausprägung gelangten Rechtsauffaffung, 
wonach die einzelne Kirchengeſellſchaft zur Einfüb- 
rung dienlicher Ordnungen wegen der äußern Form und Feier 
des Gottesdienftes zuſtändig fein jollte. 

Mitten zwiichen inne liegt der Standpunft der KO vom 18. 
Juli 1798, welche dem Kirchenregiment wenigitens eine Initia— 
tive zur liturgtichen Neform zuerfannte, die Annahme von Neue: 
rungen aber nach wie vor zur Kompetenz der einzelnen Gemein: 
den vechnete. 

Ob man nun die Machtbefugnis der Gemeinde oder einer 
Synode in den Vorderarund jchob, immer ging man von der 
Theorie des Naturrehts aus, wonach das jus liturgi- 
cum zur potestas ecelesiastica, d. b. zum natürlich gegebenen Recht 
der Stirchenglieder gehört. Mit dev eben jkizzierten Nuance ift dieje 
Ueberzeugung Anfang des 19. Jahrhunderts ganz allgemein ange: 
nommen; fie äußert fich mitunter auch in dem bedenflichen Saße, 
daß die Ordnung der Liturgie ein Necht der Kirche im Gegen: 
fat zu dem Necht des Staates fei, womit dann aljo — eine ganz 
moderne Erjcheinung — zweierlei Necht: Staatsrecht und Kirchen: 
recht, und zweierlei verjchiedene Nechtsfubjekte geſetzt werden. 

Diejer Ueberzeugung, die, wie gejagt, ja nicht nur eine theo- 
retiiche, jondern die aefeglih und in fo und foviel Kabinetts- 
ordres und Miniftertalverfügungen fejtgelegte und in der Praxis 
betätigte war, mußte am inhalt der Agende dev Domaagtaleid 
im Ordinationsformular, aber mehr noch die Art und Weife, wie 
die Agende entitanden und publiziert war, äußerit zuwider fein, 
Vollends der Gedanke ihrer Einführung durch obrigfeitlichen Be- 
fehl mußte den fchärfiten Widerfpruch hervorrufen. Der Wider: 
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ſpruch war aber doppelter Art, je nachdem er von der älteren 
oder von der jüngeren follegialiftifchen Anjchauung ausging. Der 
erjtere, folgerichtigere und muchtigere wollte jeder einzelnen Ge: 
meinde das Recht gewahrt jeben, ihre Liturgie jelbjtändig zu ord- 
nen oder mindejtens Neuerungen nach eigenem Willen anzunehmen 
oder abzulehnen. Hier wurde aljo das Unternehmen einer Landes: 
agende jelbjt beanjtandet; denn es war Klar, daß eine jolche auf 
diefem Wege niemals zujtande fommen Eonnte. 

Der zweite behauptete, eine neue Liturgie und Agende fünne 
nur ein Werk der Kirche, d. h. der in Synoden verfaßten Kirche 
fein. Die leßteres vertraten, konnten fich freilich auf das ALR 
eigentlich nicht berufen; infofern war ihre Poſition erheblich 
jchwächer als die der Anhänger der eriten Meinung. Sie näher: 
ten fich jedoch diefen, indem fie den Synoden nicht eigentlich die 
Aufitellung einer neuen, fejten liturgifchen Ordnung zur Aufgabe 
jtellten, jondern nur die Sammlung und Sichtung der im Ge— 
brauch befindlichen Formen zur freien Auswahl der Prediger, die 
Herjtellung eines codex liturgieus, alfo mehr eine wifjenjchaft- 
liche Arbeit, als eine geſetzliche Norm. 

Beide befämpften ein jus liturgicum des Landesherrn. Aber 
ihnen traten num gemichtige Anwälte diejes Nechtes, vor allem 
aus den Reihen der Juriſten, entgegen. Es war unbejtreitbar, 
daß in der Neformationszeit Kirchenordnungen, inbegriffen agen— 
darısche Ordnungen, von den Landesherren erlaſſen worden 
waren. Diejer ZTatbejtand erlaubte verjchiedene Erklärungen. 
Als jolche boten jich die überlieferten firchenrechtlichen Syiteme 
an: das territortaliftiiche, das epijfopale und das Eollegialijtische. 
Von diejen aber jchied das erite aus. Nur ein Einziger trat 
dafür ein, der Bonner Theologe Augufti, aber fo unverjtändig 
und grob, daß er das Syiten für lange Zeit hinaus disfreditierte. 
Er folgerte nämlich aus der Behauptung, das Kirchenregiment jei 
ein landesherrliches Majeitätsrecht, das von Natur wegen 
dem Negenten, auch dem heidnifchen und türkischen, zuftehe, daß 
der Negent es völlig willfürlih üben könne. D. bh. er riß es 
[08 von jeinem religiöjfen Untergrunde, von dem Beruf der chrijt: 
lichen Obrigkeit, aus dem es die Neformatoren abgeleitet hatten. 
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Bei diefen war die Anrufung der Obrigkeit, innerhalb des ge: 
meinen chriftlichen Körpers jür Ordnung des Gottesdienftes und 
Kirchenweiens im Lande zu jorgen, Ausflug einer vertieften Auf: 
fafjung vom Wejen der Obrigkeit. Augufti aber machte daraus 
einen Privatbeji des Fürjten, er identifizierte in emer ſowohl 
den Reformatoren wie den Zeitaenofjen fremden, ja unerträglichen 
MWerje die Obrigfeit mit der Laune des Fürſten. Gegen Dieje 
Behauptung iſt zu jagen, daß fie auf einem vollen Mißverſtänd— 
nis des gefunden Gedanfens berubte, der dem Territorialismus 
zugrunde liegt. Aus dem Territorialismus wäre nämlich zu fol 
gern gewejen, daß dem Landesherrn die liturgijche Ordnung in 
den evangeliichen Gemeinden gleichailtig jein müjje, da die salus 
publica davon nicht berührt würde. Das hätte dev Meinung der 
alten territorialiftiichen Lehrer, 3. H. Böhmer und Pufendorf, 
bejjer entjprochen, denn jie waren weit davon entjernt, den Mon: 
acchen zum Tyrannen zu machen, und indem jie jeine Gewalt 
über die Kirche ausschließlich aus dem Intereſſe des Staates ab- 
feiteten, jeßten fie ihr zugleich beitimmte Grenzen !). 

Beſſere Vertreter des Territortalismus waren die treuften 
Schüler Steins, die Oberpräjidenten Sad und Schön, die die 
Einführung der Agende auf dem Weg der Gejeggebung und vor 
die Stände verwiejen mwijjen wollten. Aber ın der Literarijchen 
Diskuffion iſt ihnen niemand an die Seite getreten. 

So blieben zur Erklärung des beftehenden landesherrlichen 
Kirchenregiments nur die Auskunft, die jehon die Lehrer des Kol: 
legialismus gefunden hatten, es beruhe auf UWebertragung des 
eigentlich den Ktirchengliedern zuftehenden Nechtes auf den Landes— 
herren, und die Ableitung aus der an den evangelijchen Yandes- 
herrn übergegangenen bijchöflichen Gewalt. Letzteres vertrat ein: 
drudsvoll Herr von Kamptz in einem Separatqutachten, das ziem: 
lich unverändert einige Jahre hernach in jeinen „Jahrbüchern vers 
öffentlicht wurde. 

Kamptz' Aufſatz iſt zweifellos unter der ganzen Yiteratur 
über dieſe Frage der einzige, mit dem noch heute ewnjtlich ſich zu 


1) ©. bei Rieker, ©. 156 und S. 254—265; und 8b. I, ©. 6 ff. 
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beichäftigen lohnt. Scharfjinn und präzije Formulierung der Ge- 
danken, folgerichtige, ohne Sprung und doc, ohne Aufenthalt fort- 
jchreitende Entwiclung, Reinhaltung der jurtjtiichen Betrachtungs- 
weife von anderswoher jtammenden Einflüffen und dabei eine 
außerordentliche Beherrichung des Materials: das find Vorzüge, 
die fein Lefer beitreiten wird, auch wenn er dem Mejultat der 
Beweisführung nicht zujtimmt. 

Das Beweisthema iſt, daß das Epijlopalrecht des Yandes- 
herrn die nach pofjitivem Recht (und dies alleın kann die 
Enticheidung abgeben) wirklich beitehende Verfaſſung der evange- 
lichen Kirche, wie in Deutſchland, jo ın Preußen iſt. 

Daß der Landesherr die höchite Kirchengewalt tatjächlich be— 
jißt, bildet den Ausgangspunkt des Verfaſſers. Wie dieſe Tat- 
ſache zu erklären iſt, ob durch das Territorial- oder Epiſkopal— 
oder Ktollegialigitem, iſt einerlei; im befondern jind die leßtern — 
das iſt jehr fein beobachtet — nur durch eine faum ins Gewicht 
fallende Abweichung in der Ableitung dev potestas ecelesiastica 
des Yandesheren verjchieden. Der Territorialismus aber verfennt 
die Tatjache, daß der Landesherr die potestas ecclesiastica nicht 
als Yandesherr und als Ausfluß der Yandeshoheit, jondern als 
Oberhaupt der Landeskirche, als eignes, mit der Yandeshoheit zwar 
verbundenes, aber von ihr unabhängiges biichöfliches Necht beißt. 
Warum bejtreitet Kamptz den Territorialismus? Etwa in der 
Abjicht, die liturgifchen Angelegenheiten der Gemwalt des Landes- 
heren zu entziehen ? Im Gegenteil. Sondern um den Landes- 
herren im Gebrauch des liturgischen Rechts grade zu entjchränfen, 
um feine Unabhängigkeit als Inhaber des Kirchenregiments vom 
Landrecht und — füge ich hinzu — von Staatsrat und Ständen 
zu jichern. Kamptz glaubt beweiſen zu fönnen, daß die oberjte 
Kirchengewalt ſtets als biichöfliche angejehen und auch ausdrück— 
lich jo genannt ſei, und er jtüßt dieſe hHiftorische Theſe in der 
Tat mit einer Menge beachtenswerter Einzelnachweife. Er ver: 
weist nämlich darauf, daß es gegen Alte der Firchlichen Gemalt 
des Yandesheren niemals eine Berufung an das Reichskammer— 
gericht gegeben habe, daß fie damit als nicht zum Lehn gehörig 
anerkannt, vielmehr oft und ausdrüclich auf die Neligionsverträge 
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begründet worden ſei. Auch führt ev Fälle an, wo die Landes: 
hoheit verloren gegangen, die Kirchengemwalt aber unangetaitet ge: 
blieben jet. Dieje Unterjchetdung, an der ja nicht zu zweifeln tft, 
glaubt nun Kamp nur durch die Annahme der bijchöflichen Suc- 
ceſſion erklären zu fünnen. Er überjieht dabei, daß die terri— 
torialen Obrigfeiten der Reformationszeit, als jie die jozufagen 
vafant gewordene Ordnung des Kirchenweſens an jich zogen, nad) 
juriftifchen Gründen nicht fragten, jondern einfach aus einer Not— 
lage als zunächit Verpflichtete handelten, und daß die Epijfopal: 
theorie erſt nachträglich erionnen wurde. Die behauptete 
Selbjtändigfeit des Yandesheren als Trägers der Kirchengewalt 
erklärt ſich tatjächlich nicht aus dem Unterſchied landeshoheitlicher 
und bijchöflicher Nechte, jondern aus der beginnenden Emanzi— 
pation der Territortialjtaaten von der Neichsgewalt. Die 
Epijfopaltheorie war nichts als ein Mittel, eine Waffe in dem 
Kampfe zwifchen diefen beiden Mächten '). 

Ebenjo jteht es nach Kamptz auch mit dem Charakter der 
oberiten Kirchengemwalt in Preußen. Hierbei muß er jich mit den 
ihm natürlich unbequemen Sägen des ALR auseinanderjegen. 
Er bejtreitet nicht, daß auf ihre Formulierung die naturrechtliche 
Theorie einen verwirrenden Einfluß geübt habe, aber er will doch 
behaupten, daß auch die Urheber des LR, wiewohl vielleicht per- 
jönlid ungern, an der überfommenen Grundlage des Landes: 
herrlichen Epijfopalrechts nichts geändert haben und nichts haben 
ändern können. Dieje Behauptung ließ ich freilich nur bei jehr 
fünftlicher Interpretation vechtfertigen, injonderheit mußte Kamp 
den viel behandelten 8 46 geradezu in das Gegenteil feines Sinns 
umkehren, um die liturgiſche Selbjtändigfeit der einzelnen Kirchen: 
gejellichaften verneinen zu fünnen. Er bezog Ddiejen Terminus 
überhaupt nicht auf die einzelne Gemeinde, jondern auf die Kirche 
als Ganzes, und arqumentierte dann weiter, daß über das Wie 
der Ausübung des liturgijchen Rechtes innerhalb der Kirche, ob 


1) Vgl. dazu Rieker, ©. 135, ©. 224, ©. 288. Und desfelben 
Aufſatz über Staat u. Kirche nach [uth. ref. mod. Anfchauung (Hift. Vier- 
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durch den Landesherrn oder durch andere Organe, damit nichts 
ausgeſagt ſei. Die Meinung iſt alſo die: das LR jtellt der 
evangeliichen und der fatholifchen Kirche frei, wie fie ihre litur- 
gischen Angelegenheiten ordnen wollen. Die Berfafjung der katho— 
lichen Kirche legt Ddieje Befugnis in die Hände des Bilchofs ; 
anjtelle des Biſchofs steht in der evangelifchen Fraft Succeſſion 
der Landesherr; alſo übt er das jus liturgieum. Das Kirchen: 
vegiment des Landesherrn ıjt fein ſtaatliches, 
fondernein innerfirhlidhes Amt, — m. MW. taucht 
bier zum erſten Male diefe Auffalfung auf, die inzwifchen fo weit 
um fich gegriffen hat!). Endlich befämpfte Kamp auch die Aus: 
nehmung der Kirchenverfaflung in Gleve: Mark von dem [andes- 
herrlichen Epiffopalreht. Das Nefultat iſt alfo, daß für den 
ganzen Umfang der Monarchie das biichöfliche Recht des Kirchen: 
regiments, inbegriffen das Recht liturgifcher Ordnung, bei dem 
Landesherrn jei. 

Sehr intereffant it, wie er dem Einwurf begegnet, daß dann 
der Yandesherr zum Regenten ın Glaubens: und Gemilfensiachen, 
zu einem neuen Papſt, gemacht würde. Er hält den Gegnern die 
Alternative entgegen: Entweder gehöre die Ordnung des gemein- 
jamen öffentlichen Gottesdienstes überhaupt nicht zu folchen Sachen, 
— dann verlege auch das landesherrliche bifchöfliche Necht die 
Blaubensfreibeit nicht. Dies konnte Kamptz freilich nur bejahen, 
wenn er von dem inhalt der Agende ganz abſah, denn 3. B. der 
Ordinationseid griff doch unzweifelhaft in dies Gebiet ein. Oder 
jie gehöre doch dazu, — dann dürfe man auch die Kirchengefell: 
ſchaft oder ihre Vertretung nicht zur Negentin machen, weil dann 
wieder ein Glaubenszwang bevausfommen würde „Was nad) 
evangeliichen Grundfägen, wenn es von oben herab fommt, un: 
vecht ift, it auch unvecht, wenn es jeitwärts oder von unten bin: 
auf kommt.” Ueber Glauben und Gewiſſen fann es überhaupt 
feine Nechtsgewalt geben. Kamptz bat damit den ſchwachen Punkt 
bei den Anhängern dev Synodalverfafjung mit ficherem Blick ge: 
troffen. Man durfte nicht zugleich) namens der bedrohten Glau— 


1) Befonders fcharf formuliert Kamp diefe Theorie in der Ann. 1827, 
S. 834, jtehenden Rezenſion von Falds Altenjtücen. 
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bens- und Gewifjensfreiheit und für die rechtliche Gewalt der 
Synoden ftreiten. 

Was wandten nun gegen dieje und ähnliche Ausführungen 
die Gegner ein? Wir übergehen, daß fie diefe Theorien türkiſch 
ichalten oder fie dahin auslegten, daß der Landesherr zum Papſt 
gemacht würde. Wir übergehen auch, was fie dagegen, jet es aus 
der Vernunft und Natur der Sache, jei es aus dem Weſen des 
Ehrijtentums und des Proteftantismus vorbrachten, denn durch 
folche Erwägungen konnte der rechtliche Tatbejtand höchitens als 
änderungsbedürftig erwiejen, nicht aber in jeinem Bejtande er- 
jchüttert werden. Auch wurde hierbei wohl vieles al$ ficher vor: 
getragen, was gar jehr des Beweiſes bedurfte, und nach jubjef: 
tivem Ermeſſen fonjtruiert, was nie gejchichtlich wirklich gewejen 
war. Bon Gemicht und — fügen wir gleich hinzu — von teil: 
weiſem Erfolg aber waren drei Argumente. 

Zunächit der immer wiederkehrende Hinweis auf den 8 46 
des LRs. Mochte e8 in der weiteren Vergangenheit mit dem 
fiturgischen Recht der Gemeinden wie immer gejtanden haben, 
bier war eine pojitive gefeßliche Beſtimmung gegeben, die jedem 
Verſuch, den Gemeinden wider ihren Willen eine Agende aufzu— 
drängen, ein unüberjteigliches Hindernis entgegenjeßte. Umdeu— 
tung und Ignorierung eines jo klar ausgejprochenen Rechtsſatzes 
war unmöglich; Kamps’ nterpretation des Terminus Kirchen: 
gejellichaft jeßte fich vorerjt noch nicht durch. Die Regierung 
mußte fich entjchließen, diefen Stein des Anſtoßes durch eine 
Deklaration aus dem Wege zu räumen!), damit aber, wenn auch 
verichämt, der Stellungnahme der Gegner recht zu geben. Außer: 
dem aber verharrte jie auch mit Rückſicht auf dies Hindernis jo 
hartnädig auf der Fiktion einer freiwilligen Annahme der Agende 
durch die Gemeinden. 

Sodann der geichichtlich urkundliche Beweis einer Ausnahme: 
jtellung der evangelischen Kirche in den weitlichen Provinzen. Die 
Verteidiger der landesherrlichen jus liturgicum hatten ihren Stand: 
ort mit Geſchick und Glüd im pofitiven Necht genommen; von 


1) S. im folgenden Kapitel. 


88 Kapitel 4. 


derjelben Bafıs aus wurde ihnen nun die Geltung diejes Nechts 
für die weſtlichen Provinzen bejtritten. Auch hierbei unterlag im 
Streit der Meinungen Kamptz' Auffafjung. Die ganze Gejchichte 
jener Kirchen ſprach zu deutlich) gegen eine über das jus circa 
sacra hinausgehende landesherrliche Befugnis. Der nachdrüdliche 
Ernjt und die Einmütigfeit, womit die Synodalverfafjung bier 
als zu recht beitehend verfochten wurde, zwang das Mintjterium 
dazu, die Behauptung eines unbejchränften jus liturgieum des 
Yandesheren für diejen Teil dev Monarchie fallen zu lajjen. 

Drittens aber, und das wurde am wichtigiten: es wurde dei 
Anwälten des landesherrlichen jus liturgicum das Bejtehen des— 
jelben zwar zugegeben, aber zugleich vorgehalten, daß dies Necht 
auch in der lutherischen Kirche von Anfang an mit gewifjen Ga- 
rantien umgeben gemejen jet, und daß es den Landesherren nie- 
mals als ein unbejchränftes zugeitanden habe, auch nicht als ein 
jolches von ihnen beanjprucht worden ſei. Nitzſch wies jchlagend 
nach, daß auch in der Neformationgzeit die lutherischen Landes 
herren nicht aus eigner Machtvollflommenbeit Liturgiiche Verände— 
rungen vorgenommen, jondern dabei auf Anrufen der Theologen 
gehandelt und ich ihres Nats und ihrer Mitwirkung bedient 
hatten. Andere traten ihm bei mit der Betonung, daß gerade 
die eigentümliche Herkunft des landesherrlichen jus liturgicum die 
Anwendung äußrer Mittel zu ihrer Verbreitung, als Belohnungen, 
Orden, Drohungen, Strafen verwehren müfje. Die Abfaſſung der 
Agende im Kabinett und gar ihre zwangsweife Einführung bei 
notorischem Widerſpruch des überwiegenden Teils der Landesgeiſt— 
lichkeit hätte jener Tradition widerjprochen ; jie zwang, wenn man 
den Weg der Synoden nicht gehen wollte, zur Befragung der 
Konſiſtorien oder geiftlicher Kommiffionen. 

So endete der durch die Agende entfachte Streit über das 
jus liturgicum des Landesheren zwar nicht mit dem Siege des 
jonodalen Gedanfens. Im Gegenteil: auch Die jchwachen Anſätze 
zu eigenkiechlicher Organifation wurden — wie wir gejehen haben 
— grade durch den Agendenfturm hinweggefegt. Aber der Streit 
endete auch nicht mit einem vollen Siege der potestas ecclesiastica 
des Landesheren als Landesherrn. 


Der literarifche Streit über die Agende. 89 


Die Auffafjung des Kirchenregiments, die durchdrang und 
die feitdem herrjchend geworden tjt, tit vielmehr jomohl von der 
follegialijtifchen Theorie, wie von der Doktrin des Altluthertums 
charakteriſtiſch verſchieden. 

Die Konſtruktion des Kirchenregimentes aus der Vereinsge— 
walt der Kirchenglieder, die von den nambaftejten Nechtslehrern des 
18. Jahrhunderts gelehrt worden war, die im ALM deutliche 
Spuren hinterlafjen hatte und die Bajis der im vorigen Bande 
geichilderten Selbjtändigfeitsbewegung geweſen war, — ſie war 
erjchüttert. Die darin erkennbare Tendenz war auf den Weg des 
Kompromifjes gedrängt, zum Anjchluß an das bejtehende Kirchen: 
vegiment des Landesheren, zum Verzicht auf ihr leßtes, freificch- 
liches Ziel. Auf diefem Wege, in diejer abgejchwächten Form 
ichritt fie weiter fort und erreichte die Angliederung jynodaler 
Organe zuerjt in den weltlichen Brovinzen, dann in der ganzen 
Monarchie, aber nicht den Umiturz des landesherrlichen Kirchen: 
vegiments. Das Rückgrat der Kirchenverfaffung blieb dabei auch 
im Weiten und überall bis heute das landesherrliche Negiment. 

Aber auch die Ableitung des Kirchenregiments aus dem Wejen 
des Staates, wie das Altluthertum gelehrt und wie Stein wieder 
kraftvoll behauptet hatte, war nun aufgegeben. Das Kirchenre- 
giment, die Fürſorge für die vechtliche Exiſtenz des evangelischen 
Gemeinjchaftslebens, gilt nicht mehr als Staatsaufgabe Es iſt 
vielmehr eine Privatiache des Fürſten, die er nach einer Anficht 
ganz jelbjtändig, nach der andern, bejjeren und jtegenden, mit 
Dinzuziehung geitlicher Ratgeber zu betreiben bat. Es iſt ein 
Anner, ein Anhängjel der Landeshoheit. ES beruht auf einem 
privaten Befigtitel, an dem feine Gejeßgebung des Staates und 
feine Berwandlung jeiner Verfafjung etwas ändert. Wie diejer 
Befigtitel gefaßt wird, — Succejjion in die bijchöfliche juris: 
diftion, Uebertraqung der jura collegialia der firchlichen Vereins: 
glieder oder, wie man verhüllend, aber in der Sache gleichartig 
jagt: Anerkennung als Oberältejter oder Schirmherr jeitens der 
Kirche —, das ijt dabei völlig gleichgültig. Jedenfalls iſt es eine 
fircchliche, nicht eine jtaatliche Funktion; der Landesherr übt jie 
nicht, weil jie zu feinem landesherrlichen Beruf gehört, jondern 
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obgleich er Landesherr iſt; der Staat iſt dabei nur erlaubend, 
duldend, gewähren laſſend. 

Fragt man, weshalb denn überhaupt dieſe Unterſcheidung ge— 
macht wird, ſo kann aus dem Verlauf des Agendenſtreites nur 
die Antwort gegeben werden: Im Intereſſe der Perſon des Lan— 
desfürſten, der nach völlig unbeſchränkter Betätigung ſeiner per— 
ſönlichen kirchlichen Neigungen verlangte. In ſpäterer Zeit hat 
man dieſe Scheidung oft mit dem notwendigen Schutz der evan— 
geliſchen Kirche vor dem interfonfejfionellen!) oder gar weltlichen 
Staat begründet. Davon ift in dem Agendenſtreit nicht die 
Rede. Vielmehr wird das perjönliche Kirchenregiment des Königs 
von feinen Schildhaltern in dem Sinne verfochten, daß die firch: 
lichen Angelegenheiten ihm gleichjam auszuliefern jeien. Der Lan- 
desherr joll grade gegen den Anfpruch der Getitlichen und Ge— 
meinden, in liturgieis mitzureden, gefchügt werden. Und dasjelbe 
Urteil liegt zugrunde, wenn die Gegner dieſe Theje damit be- 
fämpfen, daß die Kirche damit zur reinen Hofkirche gemacht werde. 

Es iſt ein merkwürdiges Mißverjtändnis, wenn die Vertei— 
Diger des landesherrlichen Kirchenregiments ſich für ihre Theorie 
auf die reformatorifche Forderung der Scheidung der zwei Ge- 
walten, der aeiftlichen und der weltlichen, berufen, und wenn man 
ihnen dies bis heute nachredet. Bedeutete nämlich diefer Sag 
wirklich, daß die Regierung politischer Angelegenheiten und die 
Regierung aller mit dem Beſtand evangelifcher Gemeinden zu: 
jammenhängender Angelegenheiten jcharf getrennt fein follen, jo 
wäre die einzig entiprechende Geitaltung der Dinge die freie Kirche 
im religionslojfen Staat. Dann wäre ihr wahrlich nicht durch 
die Einrichtung eines doppelten Inſtanzenzuges genügt. Denn 
wie fann die Scheidung beider Gemalten als vollzogen gelten, jo: 
lange fie an einem und zwar dem wichtigiten Punkte fich vermi- 
jchen, nämlich in der ‘Berjon des Landesheren? Und mie könnte 
man dann den Neformatoren den Vorwurf der gröbiten Inkon— 
jequenz eriparen, daß fie theoretijch die Scheidung zwijchen Staat 
und Kirche verlangt und praftiich den Yandesherrn und feine Be: 


I So auch Kiefer, ©. 355 f. 
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amten zur Bifttation aufgerufen hätten! Aber dies ift ja gar 
nicht der Sinn jenes Satzes, jondern das, daß Predigt und Seel: 
forge fich nicht im weltliche Händel mifchen und darüber Geſetze 
aufrichten jollen, — und daß anderjeit3 der Yandesherr, und das 
heißt für die Reformatoren: der Staat, fich darauf bejchränfen 
joll, die Welt des Leiblichen zu regieren, und die Seelen Gott 
und jeinem Wort zu überlaffen bat. 

Die Enfchetdung darüber, ob der Landesherr das Recht hatte, 
die Agende zwangsweiſe einzuführen, hängt, wenn man diejen 
Mapitab anlegen will, einzig und allein davon ab, ob 
die Gottesdienftordnung zu den Dingen gehört, die menjchlicher 
Nechtsgewalt nicht unterftehen. Iſt das nicht der Fall, jo iſt 
es eine umtergeordnete, eine politische Machtfrage, wie und durch 
wen dies Hecht geübt wird, ob durch den Staat, den Landes: 
bern, eine Synode oder durch dieje zujammen, ob durch Staats: 
gejeg oder SKlirchenvereinsitatut, — das eine ift jo wenig und jo 
viel evangelifch wie das andre. Iſt es aber der Fall, jo ijt da: 
mit überhaupt das Recht einer liturgifchen Rech t 3 ordnung, ganz 
gleich von wem fie ausgeht, verneint. 

Die Frage ift aber nicht ganz einfach zu entjcheiden. Eine 
ganze Neihe von Aeußerungen der Neformatoren läßt fich fo 
deuten, al3 ob fie die Ordnung des Gottesdienjtes ald reine Sache 
diejer Welt angefehen und ganz unbedenklich die Kompetenz der 
Landesobrigfeit darüber anerkannt hätten. Anderjeit3 zeigen nicht 
nur einzelne Aeußerungen, jondern der heitige Widerjtand gegen 
das Interim, daß daneben auch eine andre Empfindung bejtand, 
und liturgiiche Ordnungen feineswegs als bloße Adiaphora be- 
trachtet wurden. Diefes, aber nicht jenes Urteil bat ſich in der 
Gejchichte der evangelifchen Kirche als das richtige durchgejegt. 
Und wer überhaupt die allmäbliche Erweiterung des Gebietes der 
Glaubens: und Gewiſſensfreiheit als eine Errungenjchaft des mo: 
dernen Geiſtes anerkennt, der fann auch darin nur einen Fort: 
jchritt jehen, daß die Zeitgenofjen Schleiermachers fich gegen den 
Eingriff der Rechtsgewalt in ein Gebiet fträubten, das die Re— 
formatoren ihr vielleicht noch mit paſſiver Duldſamkeit überlaffen 
hätten. So ergibt fich, daß der Widerjtand gegen die zwangs— 
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weije Auferlegung der Agende ganz auf der Linie der reforma— 
torijchen Forderung lag, geiftlihe und weltliche Gewalt nicht zu 
vermifchen. Es ergibt ſich aber auch, daß dies folgerecht zu der 
Einficht führen muß, daß die Ordnung des Gottesdienjtes auf 
dem Wege des Zmwanges und Gejeges überhaupt mit einer zart 
und tief verjtandenen evangelifchen Glaubensfreiheit unvereinbar ift. 

Die moderne Auffafjung vom landesherrlichen Kirchenregi— 
ment, die jich im Agendenfampfe gebildet und, wie wir im folgen: 
den Kapitel zu jchildern haben, tatjächlich durchgejeßt bat, iſt zu— 
gleich der bei weitem wichtigite Ertrag dieſes Kampfes. Sie bat 
in den jahren 1848— 1850 die Handhabe geboten, troß der Auf: 
richtung des Fonfejjionslojen Berfafjungsitaates das landesherr: 
liche Kirchenregiment beizubehalten ') und den Unterjchied zwijchen 
dem Landesheren ald Staatsoberhaupt und als Summepijlopus 
in einer doppelten Behördenorganijation durchzuführen. Sie bat 
weiterhin zur Rechtfertigung für die Aufrichtung einer kirchlichen 
Nechtsgewalt über geiftliche Dinge gedient; was man dem Staat 
nicht zugeſtehen wollte, Gefege zu geben über Lehre und Kultus, 
das gejtand man dem landesherrlichen Kirchenregiment zu, ja das 
forderte man von ihm in weitejtem Umfange. So murde der 
Sieg des landesherrlichen jus liturgieum der Ktrijtallifationspunft 
der Beitrebungen, das Leben der Kirche auf dem Wege des Rechts 
zu normieren, Fragen der Theologie, der öffentlichen Lehre, des 
Gottesdienites Durch Gejege zu entjcheiden, — freilich Durch 
„Kicchengejege” jtatt durch „Staatsgejege”. Eine außerordent: 
liche Einbuße an dem feinen Gefühl dafür, daß nad) der evan— 
geliichen Grundanjchauung das Gebiet, das dem Recht unteriteht, 
jeine bejtimmten Grenzen hat, ijt die Folge gewejen. Wer Dieje 
bis in die Gegenwart reichende Entwiclung im Auge bat, wird 
die Bedeutung jener Kämpfe um das jus liturgieum nicht leicht 
zu hoch einjchägen können, 

N) Vgl. Rieker, Die Krifis des landesherrlichen Kirchenregiments 
in Preußen 1848—1850 und ihre firchenrechtliche Bedeutung. D. Ztichrift 
f. Krecht X, 1. 1890. 
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Kapitel 5. Die Einführung der Agende. 


Schon die erjten Berichte der Konfiftorien, die Ende 1822 
im Minifterium eingingen, zeigten den geiftlichen Näten, die fie 
durchzuarbeiten hatten, wie ungünftig und wie erregt die Stim— 
mung im Lande und bei der Geijtlichkeit war. Wenn auch mit 
fehr verfchiedener Motivierung, war dieje Ablehnung allgemein 
in den Bezirken Müniter, Coblenz, Köln ebenfo wie in Branden- 
bura, Schleften und Wejtpreußen. Etwa3 milder hatten fich die 
Konfistorien von Dftpreußen, Poſen und Sachfen geäußert. Aus 
einer bunten Fülle einzelner Bedenken traten als die jchwer- 
wiegendften hervor: die Nehnlichkeit der Liturgie mit der Meſſe, 
die Beichränfung des Gemeindegefanged und der Predigt, die Be- 
hauptung eines jus liturgieum des Landesheren und die Nicht- 
achtung gegen die Synoden. Nur 389 Geiftliche, nicht ganz der 
ſechszehnte Teil der Landesgetitlichkeit, hatten fich zur Annahme 
der Agende bereit erflärt, andere die Annahme an mehr oder 
minder ſchwere Bedingungen geknüpft, die meijten fie unter jcharfer 
Kritik abgelehnt. Und die Konftitorien jtimmten alle dem Vo— 
tum der Geiftlichen bei. Gewifjenhaft und charaftervoll traten 
jie dem unverfennbaren Wunſch und Meinen des Monarchen ent- 
gegen. Ich greife aus ihren Berichten einen, den des Breslauer 
Stadtkonfiftoriums, erftattet vom Oberbürgermeifter von Kospoth, 
heraus, weil er auch im Hinblid auf die dortigen Kämpfe im 
folgenden Jahrzehnt von Wert ift. 

Er fchildert die in Breslau beftehende, aus reformatorifcher 
Zeit jtammende gottesdienftliche Verfaſſung, wie wir fte fchon 
früher durch den Bericht Merkels!) fennen gelernt haben. Dieſe 
Ordnung jer den alten Breslauern ans Herz gewachſen, und fie 
würden fich nicht davon trennen wollen. Sie jchließe einen ſehr 
löblichen und die Andacht fördernden Wechfel in fich und ver: 
meide dadurch die in der Agende herrfchende Monotonie, die vol: 
lends unerträglich werden würde, wenn in jedem der drei ber: 


1) Bd. I, ©. 246. 
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kömmlichen Sonntagsgottesdienjte eine und Ddiejelbe Liturgie ge 
halten werden jollte. Außerdem werde die Agende ein Haupt: 
mittel der Erbauung, Gemeindegefang und Orgel, außer Wirk: 
jamfeit jegen und die Gemeinde dadurch erbittern. Größern An- 
jtoß noch werde die völlig veränderte Form der Beichte und Kom- 
munion haben. Die Predigt würde verfürzt erjcheinen, und es 
jei unevangelifch, darüber Vorſchriften machen, ſowie die ‚Freiheit 
des Liturgen ganz abjchneiden zu wollen. Die Nüdjicht auf die 
Gemeinden in der evangelischen Kirche jei eine heilige Sache. Sie 
hätten in dem, was ihre Erbauung betrifft, ein Wort mitzujprechen. 
Da nun an ihre Einwilligung nicht zu denfen jei, jo — ſchloß 
der Bericht — „hoffen wir von dem echt evangelijchen frommen 
Sinne unſers Königs, daß er uns nicht nötigen werde, etwas 
gegen unsre Ueberzeugung in unsre Eirchliche Andacht aufzunehmen, 
was doch nur ftörend jein würde”. 

MWührend das Minijterium von Widerjprüchen gegen die 
Agende bejtürmt wurde, drängten ſich an den König jelbit zu- 
nächſt nur die beifälligen Weußerungen heran. Als der aller: 
erite wohl bat im April 1822 der Superintendent Mann zu 
Straußberg den König namens aller Geijtlicher feiner Synode, 
in der dortigen Superintendentur die neue Agende einführen zu 
dürfen. Er jchrieb dann weiterhin eine Schrift zur Empfehlung 
der Agende, die er dem Könige überreichte. Im ‘Juli 1822 
richtete die franzöfifche Gemeinde in Berlin den Gottesdienit in 
ihrer Kirche anı Gensdarmenmarft nach der neuen, ins Franzöſi— 
jche überjegten Liturgie ein. Anfang 1823 wurde ihm ein die 
Agende hoch rühmendes Manuffript von dem ‘Prediger Behrends 
in Nordgermeräleben vorgelegt. Ebenjo im Oftober 1823 der Auf- 
jat, eines Kandidaten Golg aus Neuenkirchen in Pommern. Alle 
dieſe Zufchriften, ſowie einen großen Teil der Literatur, las der 
König mit einer inneren Erregung, wie fie nur je ein Autor über 
die Aufnahme eines Lieblingswerkes empfunden bat’), hoch er: 

1) RO vom 22. April 1822 an Sup. Mann, vom 17. Juli 1822 an 
die franzöſ. Gemeinde in Berlin, v. 6. Januar 1823 an Sup. Mann über 
feine Schrift, fowie an den Miniſter mit dem Befehl, diefelbe verteilen zu 
laſſen; v. 6, April 1823 ebenfo über die Schrift von Behrends; v. 21. März 
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freut über jede Zuftimmung und ärgerlich über jeden Widerſpruch. 

Erjt mit dem Datum des 7. Oftober 1823 erftattete Alten: 
jtein dem König eingehenden Bericht über den Erfolg der durch 
die KO vom 19. Februar 1822 befohlenen Verteilung der Agende. 
Die im Schoß des Minijteriums der Berichterjtattung vorherge- 
gangenen Verhandlungen haben wir jchon früher !) geitreift, auch 
erzählt, wie dabei der von Ribbeck vertretene Gedanfe einer Ver: 
weilung der Sache an die Generaliynode Eylerts Anficht unter: 
lag. Ganz nach dejjen Borjchlag iſt der Bericht ausgefallen. Er 
zerfällt in mehrere Teile und hat den Umfang eines ftattlichen 
Altenjtüds. Er enthält erſtens ein Verzeichnis derjenigen Zivil: 
gemeinden — 520 —, deren Geiftlihe — 389 — fich unbedingt 
zur Annahme der Agende bereit erklärt und ein Eremplar der: 
jelben erbeten hatten. Indeſſen verhehlte das Minifterium nicht, 
daß es ihm zweifelhaft jei, ob nicht auch unter dieſen Geiftlichen 
eine größere Zahl von folchen ſich befinde, die die Agende nur 
unter der VBorausjegung angenommen hätten, gewiſſe Modifika— 
tionen vornehmen zu dürfen. 

Sodann gibt der Minifterialbericht eine Ueberficht über die 
Bedingungen, an die die große Mehrzahl der Geijtlichen die An: 
nahme der Agende gefnüpft, und die Gründe, womit fie ihre Ab- 
lehnung gerechtfertigt hatten. Er eignet ſich dieje Gründe nicht 
jelbit an, aber ex unterjtreicht fie doch jo ſtark, daß fein Zweifel 
daran jein fann, man hielt die Schwierigfeit, Dieje Agende un: 
geändert und auf dem Wege freiwilliger Annahme durch die Geiit- 
lichen einzuführen, für unüberwindlich. 

Endlich jind dem Berichte vier bejonders charafteriftiiche 
Sonderberichte beigefügt, dev des oſtpreußiſchen Konfiitoriung, 
der jich für Beibehaltung dev alten Preußischen Agende von 1789 
ausiprach, der ganz bejonders ernjt gehaltene und entjchiedene des 
Superintendenten Bad in Simmern (Niederrhein) gegen die Agende, 
der des Konſiſtorialrats Neander in Merjeburg über die in der 


1823 an Paſtor Grofchke zu Stöbrig bei Luckau, v. 8. Oltober 1823 an 
den Minijter mit dem Befehl, die Goltzſche Schrift drucken zu laſſen u. f. w. 
1) S. 0. © 14. 
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dortigen Diözeje erfolgte Annahme der Agende und über einige 
notwendige Aenderungen und die Zirkfularjchreiben, wodurd Sup. 
Tiemann in Halle in jeinem Bezirk für die Annahme der Agende 
gewirkt hatte. 

Allem voran geht ein Vortrag Altenſteins, worin er jeine 
eigne Meinung über den Stand der Sache darlegt. Er ift ficht- 
ih bemüht, ihn günitiger hinzuftellen, als er eigentlich ift, indem 
er viele der geltend gemachten Bedenken als leicht zu hebend be- 
handelt. Sehr bezeichnender Weije vermeidet er jedes Eingehen 
auf die fachliche Kritif der Agende, hebt aber um jo jtärfer die 
Schwierigkeiten hervor, die aus der Verjchiedenbeit der Firchlichen 
Lage und Verfaſſung in den einzelnen Provinzen, aus der Union 
und aus der augenbliclichen Bewegung des religiöſen Geiltes er: 
wachjen. Alle diefe Schwierigkeiten hält Altenjtein für überwind- 
bar, aber nicht auf dem bisher bejchrittenen Wege, auch nicht durch 
Einberufung der Synoden, wohl aber durch Beratung einer enge: 
ven geiftlichen Kommiſſion, die die Agende durchzufehen, zu ver: 
vollitändigen, den provinziellen Bedürfniffen anzupaijen hätte, wo: 
durch dann der König in die Lage verjegt würde, die Einführung 
ohne weitere Umwege anzuordnen. 

Man jieht, Altenftein will auf den Weg binaus, auf dem 
im Neformationszeitalter Kirchenordnungen zuitande gekommen 
find: der König joll fie unter dem Beirat der Theologen erlaffen. 
Wenn er boffte, auf diefe Weile dem Wunſche des Königs nad) 
Einführung feiner Ngende wenigſtens teilweiſe zur Erfüllung zu 
helfen, jo war dies nur möglich, weil er glaubte, die Kommiſſion 
jo zujammenfegen zu können, daß er für ihre Gefügigfeit gegen 
die Wünfche des Königs garantieren durfte Es war nicht viel 
mehr al3 ein Scheinmanöver, um der Aaende aus dem Kabinett 
nachträglich die theologische Sankftion umzuhängen und den König 
perjönlich gegen die Kritik zu decken. Auf eine wirkliche Berück— 
fichtigung dieſer Kritik war es dabei nicht abgejehen, Altenjtein 
fonnte verfichern, er zweifle nicht, die Kommilfion werde der Ab: 
ficht des Königs genügen und vollflommen entiprechen. Zu allem 
leberfluß aber blieb ja, wenn jelbit diefe Kommiſſion noch zu 
weitgreifende Anträge auf Abänderung der Agende ftellen follte, 
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noch) das Minijterium da, um fie abzufchwäcen und unfchädlich 
zu machen !). 

Aber nicht einmal für diefen Weg ließ fich der König jogleich 
gewinnen. Seine Randbemerfungen zu dem Minijterialbericht 
zeigen, daß er fich gegen die Kritif an der Agende vollitändig und 
nicht ohne Leidenschaft verſchloß. Mit unbelehrbarer Zähigkeit 
jegte ev nahezu allen Wünfchen fein „Unjtatthaft” entgegen und 
ließ er die erniteften Gründe als bloßes „Geſchwätz“ von fich ab- 
prallen. Achtung vor theologiicher und firchenhiftorifcher Wifjen- 
ichaft befaß er nicht, und fein intimſter Ratgeber war nicht ge- 
eignet, jie ihm einzuflößen. So glaubte er ohne jedes tiefere Ein: 
gehen auf die Sache die Erklärungen der Geijtlichen mit der Be— 
merfung abtun zu können, jie „enthielten die widerjprechenditen 
Anfichten”. Aber dies Urteil, auch wenn Eylert es nachſpricht?), 
ift nicht zu halten. Im Gegenteil, bei einer genauern Durchficht 
der über die Agende abgegebenen Urteile wird man den Ernſt der 
Kritik, ihre gute und gejchichtlich zutreffende Begründung und vor 
allem grade ihre Einhelligfeit anerkennen müfjen. Dieje Kritik 
hätte wahrlich verdient, berückfichtigt zu werden, fie lieferte den 
Beweis, da durch die Mitarbeit der Geijtlichfeit die Liturgifche 
Frage eine befriedigende Löfung hätte finden können. Aber der 


1) Aus dem umfaflenden Gefamtbericht teile ich al® Beilage 4 mit: 

1. Den Vortrag des Minifters vom 7. Oftober 1828. 

2. Einleitung zur Ueberficht über die geitellten Bedingungen und Be— 

denfen (im Auszug). 

3. Ueberjicht der geitellten Bedingungen. 

4. Ueberficht der erhobenen Bedenfen. 

Was Bangemann (Kabpol. ©. 158) über Altenfteins Vortrag fchreibt, 
ift irrig; infonderheit ift darin die Frage der Spendeformel überhaupt 
nicht erwähnt, wohl aber in der Ueberficht, wo fich auch des!Königs „Un- 
ftatthaft” ganz deutlich findet. 

2) Charakterzüge II, 1, S 348 ff. Eylerts Bericht über die Agenden- 
angelegenheit iſt ebenfo fonfus, mie fein ganzes Buch. Er wirrt fogar 
den 1817 geitorbenen Sad mit hinein (S. 347). Seine Schilderung des 
dem König eritatteten Berichts ift ganz falfh. Es iſt deshalb ſchwer zu 
fagen, ob die mit untergemifchten Ausfprüche des Königs als einigermaßen 
authentifch gelten dürfen. Sicher nicht 3. B. die Ablehnung des Titels 
Dberiter Bifchof (S. 363), die E, ihm unteritellt. 

Foerfter, Entitehung der preuß. Landeskirche. II 7 
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König beharrte auf feinem Vorhaben, eben diefe feine Agende den 
evangelijchen Gemeinden des Landes als einheitliche Norm des 
Gottesdienites aufzudrängen und die Geiftlichen an ihren buch» 
jtäblichen Gebrauch zu binden, 

Die KO vom 24. Februar 1824 gab auf Altenfteins Antrag, 
eine geijtliche Kommifjton zu berufen, überhaupt feine Antwort, 
obgleich auch Mob in dem jchon erwähnten Briefe an Witzleben !) 
gleichfalls dazu geraten hatte. Vielmehr verwies der König den 
Minijter zum zweiten Male auf den Weg einer Umfrage bei den 
Geiftlichen, wovon er jet, nachdem der Anhang?) eine Reihe 
von Bedenken berüdfichtigt hatte, bejjeren Erfolg hoffte. Der 
Minister jollte ihnen aber nicht wieder Gelegenheit zur Darlegung 
ihrer Anfichten geben, jondern nur eine einfache Erklärung über 
die Annahme erfordern. Ein bejtimmter Befehl war vermieden, 
nur für den evangelifchen Gottesdienit in allen Wohltätigfeits-, 
Erziehungs: und Strafanftalten, die aus Staatsfajjen erhalten 
würden, wurde der Gebrauch der Agende angeordnet. Wohl aber 
war der Umfrage bei den Geijtlichen durch folgende Drohung 
Nachdrucd verliehen: 

Uebrigens gibt nicht nur der von Ihnen erftattete Bericht mit feinen 
Anlagen zu erlennen, fondern es iſt Mir auch fonit befannt geworden, 
daß die Einführung der Liturgie nicht fowohl von den Gemeinden, als 
vielmehr von den Predigern verhindert wird. Wenn ich nun biöher die 
Annahme der Agende und die Einführung der darin enthaltenen Liturgie 
von der ferneren Entichließung der Pfarrgeiftlichen abhängig gemacht 
babe, jo konnte ich doch vorausfegen, dab von ihnen fein Hindernis, wie 
durch Abraten Der Gemeinde, würde aufgejtellt werden, und ich fann Daher 
Mein gerechtes Mipfallen darüber nicht zurücdhalten. Sie werden dies 
der evangelifchen Geijtlicheit durch die Konfiftorien befannt machen und 
ihr andeuten lajfen, daß Sch ein folches Benehmen nicht ungerügt laſſen 
werde, 

Dementjprechend verfügte nun das Minifterium unter den 
24. März 1824 an die Konjiftorien bei Ueberjendung des Anhangs 
und der ziweiten Auflage der Agende, es hoffe, dieje Verände— 
rungen würden die Annahme der Agende befördern, und es er: 
warte, die Geijtlichen würden ſich nunmehr bei den Gemeinden 


1) ©. 72; der Brief ijt vom 6. Dez. 1823. 
2) ©. o. S. 67 f. 
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darum bemühen und dem Königlichen Willen feine Schwierig: 
feiten in den Weg ftellen. Weiter ordnete es (10. Juli 1824) 
die Einrichtung von Gejangslehrfurjen durch bejonders begabte 
Kantoren zur Ausbildung jchwächerer Vorſänger und Küfter an, 
damit diefe auch in Eleinern Städten und Dörfern Liturgijche 
Chöre bilden könnten. 

Unterdejjen fuhr der König fort, wo er immer fonnte, für 
die Agende Stimmung zu machen und Mißverftändnijje darüber 
oder Hindernifje ihrer Einführung zu bejeitigen. Er befahl die 
Berbreitung der anonymen Schrift, „Kritif der neuen Preußiſchen 
Kirchenagende” von Augufti, die leider feinen vollen Beifall fand. 
Er jchiefte den Oberpräfidenten von Mob in Magdeburg perjön: 
ih nach Bergwitz und Klitichena, fich zu erkundigen, weshalb die 
dortigen Gemeinden die erit angenommene Liturgie wieder aufge: 
geben hätten, und fie bei Androhung des Verlujtes des Königlichen 
Vertrauens zur Zurücdnahme dieſer Maßregel zu bewegen, gegen 
etwaige fremde Einflüffe dabei aber mit Schärfe vorzugehen. Er 
rügte, daß der Landrat Graf Schwerin in Putzar auf eine Reihe 
von Baftoren eingewirkt habe, die Agende nicht anzunehmen; Land» 
räte jeien nicht befugt, über Firchliche Dinge zu urteilen. Er legte 
am 3. März 1824 dem Oberpräfidenten Sad unter Bezugnahme 
auf eine Schrift des Oberpredigers Strehz zu Maſſow nahe, die 
bevorjtehende Säfularfeier der Einführung des Chriftentums in 
Bommern zur Verbreitung der Agende nußbar zu machen. Er 
ließ Nicolovius durch Albrecht am 18. März mitteilen, ev wolle 
denjenigen Superintendenten, in deren ganzer Diözeje die Agende 
angenommen fei, ein befonders ausgeitattetes Eremplar verehren. 
Er verlangte von Altenftein, daß den Pfarrern in Simmern das 
Königliche Mißfallen ausgejprochen würde, weil eine von der dor: 
tigen Gemeinde gemachte Eingabe gegen die Agende den Vorwurf 
einer Annäherung an den Katholizismus erhoben hatte. Er gab 
dem Juftizminifter auf, gegen den Pfarrer Simons in Puderbach 
gerichtlich vorzugehen, weil ev in einer Schrift über die Agende 
die Gemeinden und Pfarrer aufgefordert hätte, fich der Agende zu 
wiederfegen. Er inhibierte die Beratung über die Agende, Die 
auf die Tagesordnung der Brovinzialiynode des Konfiftorialbezirfs 

7* 
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Köln geftellt war. Er machte den Minijter darauf aufmerkjam, 
daß die Unionsurfunde der Gemeinde Düfjeldorf nur mit dem 
Vorbehalt zu bejtätigen jei, daß im alle der durch Gefeß er: 
folgenden Einführung einer Agende diefe auch dort angenommen 
werden müfje. Der Superintendent der Diözeje Bleicherode erhielt 
eine Rüge, weil dort nur zwei Geiftliche die Agende angenom— 
men hatten ; das Konftitortum in Königsberg, weil die Ueberſetzung 
der Agende ind Polnische und Litthauiſche ungebührlich verzögert 
würde), — Dazwiſchen gingen zahlreiche Geſchenke von Kruzifiren, 
Leuchtern und Geldbeihilfen zur Beichaffung von Altären und 
Ehören. Um alle aus materiellen Notjtänden herrührenden Ans 
jtände zu bejeitigen, befahl der König jogar die Errichtung eines 
Fonds von 3000 Talern ?). 

Mit Schwerer Sorge wurde im Minijterium der Gang der 
zweiten Nundfrage verfolgt. Und zwar vor allem auch mit Sorge 
um die moralijche Wirfung der ausgeiprochenen Drohung. Einem 
Brivatbriefe von Nicolovius an Altenftein vom 20. Juli 1824 
entnehme ich die Aeußerung, daß ihn Angft befchleicht 

in einem Zeitpunkt, wo die Geiftlichkeit unfres Yandes jo fehr in Ver: 
fuchung geführt worden und mwürdige Mitglieder derjelben durch ihre Be— 
denken über Maßregeln der Negierung unangenehm, leichtfinnige und ehr: 
füchtige aber durch ihr Hervortreten angenehm geworden find, und wo 
vielleicht die beiten jich bewogen finden, einem Ruf ins Ausland zu folgen. . 
Und Altenftein jchrieb in denjelben Tagen (29. Juli an Scil- 
den: 

Die Ugendenangelegenheit bringt mich beinahe zur Berzweiflung. 
Sie geht äußerlich vorwärts, wird aber innerlich immer fchlimmer. Im— 


mer mehr wird fie als Gegenjtand der Spekulation betrachtet, und dieſes 
erbittert fehr achtbare Gemüter. 


1) RO v. 15. Nov. 1823 an Altenftein; KO v. 21. Jan. 1824 an Mob 
und v. 15. März 1824, worin Mob über den erzielten Erfolg (f. Wange: 
mann, Kabinett3politif, S. 169 ff.) belobt wird; v. 7. Juli 1824 an Graf 
Schwerin; v.3. März 1824 an Oberpr. Sad ; Schreiben von Albrecht an Nico» 
lovius v. 18. März 1824; KO v. 11. Mai 1824 an Altenſtein; v. 31. Au— 
gut an diefen und den JZuſtizminiſter; v. 21. Oft. 1824 an Altenjtein (dem: 
entiprechend Dlin.-Verf. v. 23. Dkt.); v. 7. Januar 1825 an denf., u. a. 

2) Antrag Altenjteins v. 20. Juli 1524, RO vom 24. Juli. (Von Nied- 
ner nicht erwähnt). 
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Weniger jfrupuldös aber behandelte fie der Mann, der felbft 
al3 erjter für fein geichieftes Eintreten !) zuguniten der gende 
Lohn geerntet hatte, der Merjeburger Konjiitorialrat Daniel Ama: 
deus Neander ?), den Altenjtein als Nachfolger des am 23. Fe— 
bruar 1821 verftorbenen Hanjtein 1824 ind Minifterium berufen 
hatte, und dem er fogleich das Neferat über die Agende übertrug. 
Fortan wurde er der eigentliche Leiter aller Maßregeln zur Durch: 
jegung der Agende, Alteniteins rechte Hand und bald aud) in Kon- 
furrenz mit Eylert ein gejchäßter VBertrauensmann des Königs. 
Ein aewandter DBermittler, der ohne jedes fachliche Intereſſe für 
und wider die Agende fie lediglich als Objekt der Politik hand- 
habte, und bei dem man den Eindrucd hat, daß feine Empfindung 
in ihm jtärker war, als die Freude an der eignen Klugheit und 
Kunst, die verwideltiten Widerjtände zu bejeitigen ?). 

Welches war nun der Erfolg der erneuten, durch die Drohung 
de3 Königs jo nachdrücklich unterjtügten Umfrage? Er war nad) 
den Provinzen ſehr verjchieden; wie in den wejtlichen, verharrten 
die Geiftlichen in Wejtpreußen und Schlejien fejt bei der Ableh— 
nung ; in Sachen und Pommern *) aber ließen die meijten ihre 
Bedenken fallen und erklärten, die Agende annehmen zu wollen. 
Freilich blieb dabei immer noch ein in den Berichten des Mini— 
ſteriums verjchleierter Unterjchied zwiſchen Annahme und Einfüh- 
rung. Das Minifterium war zufrieden mit dev Annahmeerklärung, 
eine Kontrolle über den tatjächlichen Gebrauch wurde nicht ges 
übt. Aber nun erhob jich eine neue große Schwierigfeit: durf— 
ten denn die Beiftlichen eine neue Gottespdienft- 
ordnung einführen? Man vergegenmwärtige fich, daß bis: 
her nichts weiter vorlag, als eine privatim erjchienene gende, 
die von den Königlichen Behörden empfohlen war, aber an keinerlei 
Gefe oder publiziertem Königlichen Befehl Rückhalt hatte! Hieß 

1) S. o. ©. 85. 

2) Geb. in Lengefeld 17. Nov. 1775, geſt. am 18. Nov. 1869. 

3) Noch aus eigner VBelanntichaft charakterifiert ihn K. v. Haie, 
Kgeſch. auf d. Grundlagen akad. Vorlefungen, Dritter Teil, II, 2 ©. 531, 
Leipzig 1892. 

4) Wie es dabei zuging, dazu vgl. bei Wangemann, 7 Bücher, Bd. 1, 
S. 111, ein authentifches Zeugnis. 
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es nicht, die Geiftlichen zu Herren in der Kirche machen, wenn es 
allein von ihnen abhängen jollte, welche Ordnung des Gottes: 
dienjtes gehalten würde ? 

Dazu famen die berühmten SS 46—48 aus dem XI. Titel 
des ER. Mehr noch, man darf jagen, e8 war communis opinio, 
daß neue Gottesdienjtordnungen nur im Einvernehmen mit der 
Gemeinde und wohl auch mit dem Patron eingeführt werden 
fönnten. So dachten auch die Behörden. Die Brandenburgiiche 
Koniistorialverfügung vom 25. Juli 1822, die die 1. Auflage der 
Agende in die Hände der Geiftlichen legte, jchrieb ausdrücklich 
vor, ihre Einführung könne nur im Einvernehmen mit Patron 
und Gemeinde erfolgen. Freilich — hatten denn die Gemeinden 
ein Organ, ihre Zuftimmung auszjujprechen oder zu verjagen? 
Mit Staunen hören wir, daß es jelbit in Berlin, unter den Augen 
des Minifters, zur Bildung von Presbyterien noch nicht gefommen 
war. Konnte aber aus ihrem Fehlen ein Necht der Geiftlichen 
abgeleitet werden, fich überhaupt um die Einwilligung der Ge— 
meinden nicht zu bemühen, zumal notorifch war, daß diefe bei ihrer 
altgewohnten Ordnung zu bleiben wünjchten? Und wenn jchon 
die Gemeinden ignoriert werden durften, — auch der Patron ? 
Durfte diefer nicht in Ermangelung eines andern Organs bean- 
fpruchen, als Vertreter der Gemeinde zu gelten? Sicherlich war 
dies nach der Städteordnung Steins wenigitens für die jtädtijchen 
Batronate der Fall. Denn ſie hatte ja ausdrücklich (8 179) die 
Einjegung von gemifchten Depntationen zuer Berjorgung der 
kirchlichen Angelegenheiten im Unterjchied von den 
bloß mit den Externa befaßten Kirchenvorjtehern angeordnet, und 
wenn die Deklaration vom 7. November 1811 auch die Bedeutung 
diejer Beitimmung eingefchränft hatte, jo hatte doch auch fie wenig: 
jtens für die Patronatsficchen den Magiſtrat, reſp. die Deputation 
al3 legitime Vertretung anerkannt '). 

Es war daher keinesfalls eine Kompetenzüberjchreitung, fon: 
dern ein Akt pflichtmäßiger Wahrnehmung verliehener Nechte, wenn 
die ftädtifchen Behörden Berlins verlangten, über die Ein: 
führung der neuen Liturgie in jtädtiichen PBatronatsfirchen gehört 

1) 8d. I, ©. 147, 180. 
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zu werden, zumal fie den Beweis in Händen hatten, damit den 
Wunſch ihrer Gemeinden zu vertreten. 

Am 21. Januar 1824 zeigte das Geiftliche Minijterium der 
Nikolai: und Marien-Kirche dem Magiftrat an, daß es beichlofjen 
habe, die Agende anzunehmen und fie am bevorjtehenden Palm: 
fonntag einzuführen. Diejelbe Anzeige lief am 26. Februar von 
den Minifterien der Friedrich-Werderſchen und Dorotheenjtädti- 
chen Kirche ein. Am 4. März ordnete der Minijter an, daß in 
der Nikolai: und Marienkirche an einem von Witzleben mit Zu: 
ziehbung der Geiftlichen ausgewählten Plage ein kleiner Altartifch 
aufgejtellt werden follte, von dem aus die Liturgie verlefen werden 
würde. Der König verehrte auf die auch Ihm direkt eritattete 
Meldung!) der Geiftlichen, erfreut von der Annahme der Agende, 
der Nikolai: und Marien:, fowie der Werderjchen und Dorotheen— 
ftädtifchen Kirche je ein -PVrachteremplar mit eigenhändiger Wid- 
mung zum Gejchent. In der begleitende KO (vom 21. Januar 
1821) jprach der König aus, er habe die Annahmeerklärung um 
jo lieber empfangen, al3 es ihm nicht angenehm gewejen jet, jeine 
Reſidenz hierin bisher gegen andere Städte und Ortichaften nad): 
ſtehen zu jehen. Uebrigens geitattete er, daß der Gottesdienft 
zunädhjit nad) dem „Auszug aus der Liturgie” abgehalten würde, 
auch daß man ein Lied in ihren Lauf einjchalten möchte. Das 
Minifterium erteilte der Geiitlichkeit die Genehmigung ihres Vor: 
habens am 4. März. 

Die Anzeige der Geiftlichen erregte bei dem Magiftrat jofort 
lebhaftes Befremden, er vermißte eine Feitjtellung über das Ein: 
verjtändnis der Gemeinde. Dazu war er um fo mehr berechtigt, 
als die oben erwähnte Verfügung des Konſiſtoriums vom 25. Juli 
1822, die die Geiltlichen zur Erklärung aufforderte, ob fie die 
Agende annehmen wollten oder nicht, folgenden Paſſus enthielt: 

Es wird dabei vorausgefeht, daß diejenigen Geiftlichen, die von der 
Agende Gebrauch machen wollen, hierin mit ihren Gemeinden und reip. 
Patronen einverjtanden jind. 


Der Magiftrat nahm den Standpunkt ein, daß diejes Ein» 
verjtändnis umerläßliche Vorausſetzung zur Einführung der Agende 


1) Vom 21., 31. Januar. 
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ſei. Er fühlte fich zur Nepräfentation dev Gemeinde als Patron 
um jo mehr verpflichtet, als ein anderes Organ der Gemeinde 
nach der bejtehenden Kirchenverfaffung nicht vorhanden jei, und 
ein Gejeg über Einführung der Agende bisher nicht vorliege. Das 
Recht der Gemeinde aber gründete er auf die SS 46 und 47 des 
ER und die Analogie dev Religionsgeiellfchaften zu anderen Kor: 
porationen. Er bejtritt deshalb die Befugniſſe der Geiftlichen, 
einjeitig mit den Staatsbehörden Verträge ſchließen zu können, da 
fie nur Mitglieder und Beamte der Kirchengejellichaften, nicht aber 
ihre bevollmächtigten Vertreter ſeien. Weiter berief er fich auf 
die ihm als Patron durch 8 568 befohlene, „unmittelbare Auf: 
ficht über die Kirchen und Sorge für deren Erhaltung und Ver: 
teidigung”, und jchon in jeinem erjten Gutachten faßte der Referent 
des Magiitrats ins Auge, daß äußerjten Falls „bei einem Gegen- 
jtand, welcher auch Glaubensnormen betrifft, die Gemeinde in ihren 
Rechten bei dem weltlichen Richter Schuß juchen und finden 
müßte“), 

Der Kirchenvoritand der Nikolat: und Marien:Gemeinde, über 
die Sachlage und feine Auffafjung befragt, teilte (am 18. März) 
mit, daß die Geiftlichkeit in Verhandlungen mit dem Kirchenvor: 
ftand behauptet habe, die Agende fünne jehr wohl ohne Willen 
und Zuftimmung der Gemeinden, lediglich auf Befehl des Landes— 
heren als oberiten Bijchofs, eingeführt werden. Außerdem hatte 
die Geijtlichkeit verjucht, eine Reihe einzelner Bedenken des Kirchen: 
vorjtandes zu entfräften. Zwei Mitglieder des Kirchenvorftandes, 
darunter der würdige Buchhändler Elsner, baten in Sonderein- 
gaben aufs dringendjte, der Magijtrat möge die Geiitlichfeit darauf 
hinweiſen, daß die Gemeinde gegen die Einführung der Agende 
jei, und fie ermahnen, in Hinblick auf die ficherlich eintretenden 
Nachteile davon Abjtand zu nehmen. Weiter liefen beim Magi— 
jtrat mehrere Petitionen mit Unterfchriften von Hausvätern und 





1) Dach den im Magiitratsplenum erftatteten Berichten der Stadträte 
Dieterich und de Cuvry, Letzterer iſt der Verf. aller jpäteren Eingaben’ 
und Voritellungen. — Obige Daritellung gründet fich auf die Magijtrats: 
aften, die bisher nur einmal, von Dunder im 3. Bande des Städt. Ver: 
waltungsberichtes über die Jahre 1861— 1876, ®. 1881, benützt find. 


Die Einführung der Agende. 105 


Bürgern ein, welche ſich im gleichen Sinne ausjprachen !). 

Auch die Stadtverordnetenverfammlung ſprach am 1. April 
die Erwartung aus, der Magiftrat werde nichts unterlafjen, „die 
zwangsmweife Einführung der Liturgie durch die Geiitlichfeit ohne 
Buftimmung der Batrone und der Gemeindeglieder zu verhindern“, 
Das Konfiitorium aber erklärte eine Befragung der Gemeinden 
für untunlic) und feine oben angezogene Verfügung für mißver: 
itanden?). Darauf trug der Magijtrat dem König in einer Ein: 
gabe vom 2. April vor, daß nad) feiner Meinung die Einführung 
der Agende ohne Zuftimmung der Gemeinde unzuläfjig fer, und 
daß er, als Patron, dieſe Zuftimmung jo lange zu erteilen An: 
jtand nähme, bis die Stimmung der Gemeinde aufgeklärt jei. Er 
verhehlte dabei nicht, daß, wie aus den eingelaufenen Eingaben 
bervorgehe, die Gemeinde im allgemeinen der Agende abgeneigt 
jei. Zugleich forderte er die Geiftlichen Minifterien der genannten 
Kirchen auf, die Einführung dev Agende bis nach allerhöchiter 
Entjcheidung zu ſiſtieren. 

Das Minijterium der Friedrich Werderichen und Dorotheen: 
ftädtifchen Kirche berief jich dagegen am 28. März auf die bereits 
erfolgte Genehmigung der Einführung der Agende durch KO des 
Königs vom 6. Februar. Und das Minijterium dev Nikolai: und 
Marien-Kirche erklärte (6. April), daß es fein gejeglich erlaubtes 
Mittel kenne, die Zuftimmung der Gemeinde zu erforjchen. 

Der König bejchied den Magiftrat durch KO vom 6. April 

1824, daß die Einführung der Liturgie feinen Bejtimmungen 
völlig angemefjen jei; 
um jo mehr, als in Berlin, wenig Fälle ausgenommen, fein Pfarrzwang 
jtattfindet, mithin für feine Kirche eine geſchloſſene Gemeinde vorhanden 
ift, die über die Einführung der Liturgie gefragt werden fünnte. 
Er tadelte, daß die befohlene Aufitellung des Altar und da— 
mit im Zuſammenhang eine Aenderung der Kirchenfige in der 
Nikolaikirche nicht jofort nach dev Verfügung des Minijterd vom 
4, März vorgenommen jei. 

Eine KO vom gleichen Tage (an Nicolovius) teilte dem Minis 


1) Vom 10., 17. Februar, 31. März, 8, 17. April, 6. Mai 1824. 
2) Verf. vom 28. März. 
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fterium Abjchrift des an den Magiftrat ergangenen Bejcheides 
mit, fügte aber hinzu, die Einführung der neuen Liturgie jolle 
in den beiden genannten Kirchen bis nach Oſtern ausgefegt und 
dann mit dem Auszug aus der Liturgie dee Anfang gemacht 
werden. Die vollitändige Liturgie folle erjt dann an die Stelle 
treten, wenn die Singechöre völlig eingeübt feien. 

Der Magiitrat antwortete umgehend (am 13. April), er habe 
zwar die Aufftellung des Altars ſowie die Veränderung der Kirchen: 
jtühle nunmehr fofort angeordnet, aber er fühle fich verpflichtet, 
nochmals jeine Bedenken in Abjicht der Einführung der Liturgie 
vorzutragen. 


Wir mögen, — führte der Magiitrat aus, — nicht in Abrede jtellen, 
follte auch die Bejorgnis der Stadtverordneten vor erwachlenden Spal: 
tungen zu weit gehen, daß wenigitens der religiöfe Sinn, welcher durch 
die Liturgie ermwect und belebt werden joll, dadurch im Gegenteil ge: 
ſchwächt und unterdrückt werden fann, wenn die Gemeinde daran einen 
Anjtoß findet; und aus reiner Abficht zur Beförderung wahrer Frömmig— 
feit wagen wir es daher nochmals anheim zu ftellen, ob vor Einführung 
der Liturgie nicht erjt die Gemeinde zu hören fein dürfte, zumal nach den 
bejtehenden gefeglichen Beftimmungen e3 den Kirchengefellfchaften über: 
laffen ift, wegen der äußeren form und Feier des Gottesdienftes dDienliche 
Ordnungen mit Vorbehalt der Prüfung und Genehmigung des Staats 
einzuführen, und die Gemeinden deshalb wohl erwarten und fich berech- 
tigt halten mögen, daß fie über folche Einrichtungen, welche von ihnen 
jelbjt nicht ausgehen, wenigitend gefragt werden. 

Auch jei es eine irrige Annahme, daß in Berlin fein Pfarr: 
zwang bejtehe, vielmehr gehöre zu den einzelnen Kirchen allerdings 
eine gejchlofjene Gemeinde, und es jei deshalb jehr wohl möglich, 
eine Erklärung der Gemeinde herbeizuführen. Dieſen Bericht 
überjandte der König durch KO vom 8. Mai an den Minifter, 
Er verlangte ein Gutachten dev Geiftlichkeit der beiden Kirchen 
und des Minifters und äußerte jeine eigene Meinung dahın: 

Nach der Meinung des Magiftrats kann die Einführung der Liturgie 
nicht ohne Zuitimmung der Gemeine geſchehen, gleichwohl leuchtet e8 von 
ſelbſt ein, daß eine gemeinfame Liturgie niemals eingeführt werden fann, 
wenn jede Gemeinde befragt werden foll; da es undenkbar iſt, daß alle 
Gemeinden und jedes einzelne Mitglied derjelben, männlichen und weib— 


lichen Gefchlechts, mit irgend einer noch jo eriprießlichen Anordnung des 
öffentlichen Gottesdienites einverjtanden fein follten; auch ift bei der Ein- 
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führung der älteren Liturgien niemals eine Gemeine befragt worden und 
die in den Berichten des Magiitrat3 angeführte Stelle des Allgem. Land: 
rechts findet, wie der $ 48 des angezognen Titels ergibt, bloß auf poli- 
zeiliche Anordnungen in betreff des öffentlichen Gottesdienftes Anwen— 
dung’). 


Inzwiſchen hatte die Geiftlichfeit der Friedrich: Werderchen 
und Dorotheenftädtischen Kirche durch Kabinettsrat Albrecht die 
Frage des Königs empfangen, ob es dabei bleibe, daß am Sonn- 
tag, 25. April, die Liturgie dort zur Einführung fommen werde. 
Sie hatte darauf bejahend geantwortet, auch von Albrecht noch: 
mal3 die ausdrücliche Bejtätigung erhalten, daß diefes Vorgehen 
vom König nunmehr troß des Einſpruchs des Magiſtrats mit 
voller Zuverficht erwartet würde. Darauf gejtügt evflärte die 
Geiftlichkeit, dem Wunſche des Magiftrats auf Aufichub der Ein- 
führung nicht entiprechen zu können, vielmehr die Liturgie „un: 
ſichtbar“ einführen zu wollen ?). 

Der Magiitvat lehnte die Verantwortung für die entitehenden 
Folgen ausdrüdlich ab und beichwerte fich bei dem Konfiitorium 
über die Eigenmächtigfeit der Geiſtlichen“); und in der Tat machte 
fih in der Friedrich: Werderjchen Gemeinde eine lebhafte Bewe— 
gung geltend. Eine mit zahlreichen Unterjchriften der angejehenften 
Gemeindeglieder bedeckte, fcharfe Eingabe an den Magijtrat legte 
gegen das gejegwidrige Vorgehen der Geijtlichfeit Proteſt ein 
und verwahrte die weltlichen Gemeindeglieder dagegen, ohne weis 
teres auf die Stufe geitellt zu werden, die in der katholiſchen Kirche 
die Laien einnähmen. Die Unterichriebenen forderten im alle 
der Einführung der Liturgie die Entbindung von der Zugehörigkeit 
zur Friedrich: Werderfchen Kirche und die Geftattung zum Beitritt 
zu einer anderen Gemeinde, die den alten Ritus beibehielte ®). 
Unter den Eindruc diefer Vorjtellung wandte fich der Magijtrat 
nochmal® mit einer dringenden Eingabe (am 18. Mai) an den 
König, worin ev auch vor ihm die Verantwortung für die Folgen 


1) Bon dem, was Wangemann (Kabpol. ©. 128 Anm.) als Inhalt 
diefer KO berichtet, findet fich nichts darin. 

2) An den Magiitrat, 23. und 24. April. 

3) 25. April. 

4) 6. Mat. 
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des eigenmächtigen Handelns der Getjtlichfeit ablehnte. Sie machte 
den König fo wenig irre, daß er das eingeforderte Gutachten der 
Geiftlichkeit nicht einmal abmwartete, vielmehr dem Minifter unter 
dem 9. Juni auftrug, den Maagiftrat ablehnend zu bejcheiden und 
ihm dabei noch einmal die Gründe zugunjten dev Liturgie vor: 
zuführen. 

Die Liturgie und Agende beftimmt nur die übereinjtimmende Form 
des Gotteödienjtes und ruft das Jahrhunderte hindurch in der evangeli: 
fchen Kirche Beitandene wieder ins Leben, damit der eingerilfenen ver: 
derblichen Willkür jo vieler Geijtlichen, zum Heil der evangelifchen Lan— 
desfirche, ein Ende gemacht werde. Bon neuer Lehre und Ge— 
wiffenszjwangifstaljo gar nicht Die Rede; vielmehr gereicht 
es Allen, die chriftliche Erbauung fuchen, zur Befeftigung und Beruhigung, 
dab den evangelifchen Gemeinen bier aus der H. Schrift felbjt und aus 
den alten, von Meinen gottjeligen Vorfahren gegebenen Agenden wieder 
gegeben wird, was fie früher hatten, und welches eine achtloje, verivrende 
Willkür in großen VBerfchiedenheiten ihnen genommen und damit das 
heilige Band der kirchlichen Geijtesgemeinschaft zerriffen hat. 


Der Minifter erledigte ſich diejes Auftrages am 19. Juni, 
indem er an den Magiitrat zwei Schreiben, ein amtliches und ein 
perjönliches, richtete. 

In erjterem erklärte er, die von dem Magiitrat wiederholt 
vorgetragene Frage, ob die Einführung der Liturgie ohne Zu: 
jtimmung der Gemeinde geicheben fünne, müfje nach allerhöchjter 
Entjcheidung bejahend beantwortet werden. 


Tie Gründe davon liegen in der Natur der Sache. Abgefehen von 
der Schwierigkeit, welche eine desfallfige Befragung der Gemeinde, vor: 
nehmlich in größeren Städten, haben würde, wo die zum Gottesdienſt 
einer Kirche jich haltenden Perfonen und Familien oft ganz andere find, 
als die in dem Kircheniprengel wohnenden und eingepfarrten, leuchtet es 
von ſelbſt ein, dab eine gemeinfame Liturgie niemals eingeführt werden 
könnte, wenn jede Gemeinde darüber befragt werden follte Es iſt un— 
denkbar, daß alle Gemeinden und jedes einzelne Mitglied derſelben männ: 
lichen oder weiblichen Geſchlechts mit irgend einer noch fo erfprießlichen 
Anordnung des Gottesdienjtes einverjtanden fein follten. Auch könnte bier, 
wenn man im ganzen oder im einzelnen die Entjcheidung irgend wie von 
der Stimmenmehrheit abhängig machen wollte, weit leichter wie in ande: 
ren bloß bürgerlichen Dingen der Fall eintreten, dab die einfichtigeren 
und jachlundigeren Gemeindeglieder von den mit dem Gegenitand weni: 
ger belannten oder von feiner Wichtigfeit und Heilfamfeit weniger durch— 
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drungenen überjtimmt würden. Deshalb wird dieſe Angelegenheit am 
ficheriten und gedeihlichiten von oben geordnet werden, 

Der Minijter rechtfertigte diejen Sat durch die Geichichte der 
evangelifchen Kirchenordnungen und betonte, daß auch die neue 
Agende, wenn auch nicht ſogleich zur Einführung befohlen, doch 
eine mit dem Anjehen des Landesheren befleidete Anordnung fei. 
Sodann belehrte der Minijter den Magiftrat über die Abficht und 
die Vorzüge der Agende und wandte fich endlich gegen die Aus- 
legung des 8 46 durch den Magiitrat: 

Ein Widerfpruchsrecht der Gemeinde kann daraus nicht gefolgert 
werden; denn wenngleich $ 46 den Kirchengefellichaften nachläßt, wegen 
der Form und Freier des Gottesdienftes die dienlichen Ordnungen einzu- 
führen, fo ftellen doch die folgenden SS diefe Befugnis unter die Bedingung 
der vorgängigen Prüfung und Genehmigung des Staats, und es tft Durch 
jene Gejtattung den Kirchengefellfchaften keineswegs ein ausfchließliches 
Necht zu liturgifchen Anordnungen beigelegt, fo daß folche auch nicht ohne 
desfalljige Anträge der Gemeinden von dem Landesherrn getroffen werden 
fönnten. 

In dem perjönlichen Schreiben verjuchte der Miniſter, den 
Magiftrat für die Intentionen des Königs zu gewinnen, damit 
durch ſolche Mitwirkung des PBatrons - der Widerfpruch in den 
Neihen der Gemeindeglieder bejänftigt und die Geiftlichfeit der 
betreffenden Kirchen von der unverfchuldeten Kränkung bewahrt 
würde, daß fich ein Teil der Gemeinde von ihnen abmendete. 

Wenn auch die bisherige Ordnung ihrer Kirchen untadelig 
war, jo läge ihnen doc, ob, zur Beförderung der von des Königs 
Majejtät aus wahrhaft frommen Sinn gewollten Herjtellung des 
älteren Bemwährten und der fo heilfamen ®leichmäßigfeit in den 
firchlichen Formen ihrerjeit3 die Hand zu bieten und darin anderen 
Geiftlichen und Gemeinden, die der Rückkehr zu einer befjeren 
Ordnung mehr bedürften, ein gutes Beijpiel zu geben. 

Nur wenn man das Bedürfnis der evangelifchen Geſamtkirche des Lan— 
des im allgemeinen überblickt, gewinnt man eine richtige Anjicht des einzel- 
nen in diefer Angelegenheit, und die Unbequemlichkeit, welche das Unge— 
wohnte für manche eine Zeitlang haben mag, wird weit überwogen von 
den Vorteilen, welche dadurch für die Gefamtheit bezwect werden und zu 
erlangen stehen. 

Ehe dieſer Beſcheid einging, hatte dev Magiftrat an das 
Miniftertum eine abermalige Bejchwerde über die Geiftlichfeit der 
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Dorotheenitädtifchen und Friedrich: Werderjchen Geiftlichkeit gerichtet, 
da das Konfiitorium fich außer ftande erklärt hatte, diejelbe im 
Gebrauch der neuen Liturgie zu hindern!). Auf die beiden Er: 
laffe des Minifteriumd antwortete dev Magiftrat nun wiederum 
auf doppelte Weife, mitteljt einer offiziellen Eingabe an das Mini: 
jtertum und mitteljt eines Privatjchreibens an den Minifter, beide 
datiert vom 13. Juli 1824 °). 

In der erjteren will er auf das Anfinnen, für die Annahme 
der neuen Agende zu wirken, als Patron der Gemeinden, auf 
deren Nechte es lediglich anfommt, antworten. 

Er iſt der Meinung, daß die Agende allerdings in die Ge: 
wifjensfreiheit der evangelischen Kirche eingreife, denn in der Agende 
werden unzweifelhaft Glaubensgegenjtände zur Sprache gebradıt, 
über die Zmeifel und Zwieipalt in der Kirche befteht. Der Glaube 
aber fönne nach dem ER niemals Gegenitand von Zwangsgejegen 
fein. Der Magijtrat will daher nicht glauben, daß der König 
wirklich geneigt fein könne, die Agende zu befehlen. Die Frei— 
willigfeit der Annahme aber werde zum Schein ohne Befragung 
der Gemeinden, wogegen der Magiſtrat feierlich protejtiere, im 
Einklang mit Luther und gejtügt auf das pofitive Recht. Der 
Magiftrat beruft jich abermals auf LR T. 2 Ti. XIS 46—48 
und bejtreitet die Theorie von dem liturgischen Recht als Hoheits— 
oder als bifchöfliches Recht. 

Da aljo der Magijtrat ein Recht des Landesheren , der 
evangelifchen Kirche, ſei es in Glaubensjachen, ſei es in liturgicis, 
Gejege zu geben, nicht anerkennen fann, weigert er feine Mit: 
wirkung bei Einführung der Agende und proteftiert gegen fie allein 
durch Die Geiftlichen, die hiezu nicht befugt feien. 

Endlich wird mit guten Gründen der Gefchichte und der 
evangelifchen Lehre die Meinung befämpit, daß Allgemeinheit 


2) Gritere ift gedrucdt in dem „Bedenken von zwölf evang. Predigern, 
fowie vom Magiftrat in Berlin über die Einführung der neuen Kirchen: 
agende“, Leipzig 1826, und am 15. Juli der Stadtverordnetenverfammlung 
mitgeteilt, die dem Magiftrat dafür einen feierlichen Dank votierte und ihn 
bat, auch fernerhin die Nechte der Gemeinde zu vertreten. 
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Scylaglicht die ohne Vorgang feiende Neuerung beleuchtet, eine 
Agende ohne theologifchen Beirat aus dem Kabinett zu erlafjen. 
Mit warmen Worten bittet der Magiitrat den Minifter, fich der 
Rechte der evangelischen Kirche väterlich anzunehmen und zu ver: 
mitteln, daß die Gemeinden über die Annahme der neuen Liturgie 
und Agende gehört werden. 

Diejer inhaltsreihen Vorjtellung fügte das an den Minifter 
perjönlich gerichtete Schreiben noch ſchwerer wiegende Argumente 
gegen die Liturgie und Agende hinzu. Nur einige Sätze daraus 
jeien hier wiedergegeben, 

Daß e3 dem Geiſte der evangelifchen Kirche nicht gemäß fei, in ihr, 
abgejehen von weltlichen ingen, ein Oberhaupt anzuerkennen, darüber 
follte billigerweile in einem Staate, dejjen Landesherr der evangelifchen 


Kirche angehört, fowie überhaupt unter Befennern diejes Glaubens eine 
Verschiedenheit der Meinungen gar nicht obmalten. 

Mit einer ganzen Anzahl wuchtigſter Yutherzitate wird diefer 
Satz gejtüßt und dann fortgefahren: 

Wollte man dem ungeachtet das liturgifche Recht der Fürften als 
einen Beitandteil des Hobheitsrechtes betrachten, jo würden dem Landes: 
herren entweder gleiche Nechte auch über feine fatholifchen Untertanen 
zuftehen müffen, oder die evangelifchen würden fich in einer abhängigeren 
Lage befinden als jene. Griteres iſt nun bejtimmt nicht der Fall und 
leßteres würde gar dahin führen können, evangelifche Glaubensgenoffen 
zu bejtimmen, lieber katholisch zu fein, um nicht einer jteten Gewiſſens— 
unruhe in Hinficht der, nach Willlür und perjönlicher Anficht eines jeden 
Regenten abzuändernden gottesdienftlichen Form ausgeſetzt zu fein. 
Da nun auch von der Ausübung eigentliche Epijkopalrechte gar 
nicht die Nede jein kann, weil dieje Kirche feinen Papſt anerkennt, 

fo finden wir überall, daß dem Landesheren fein Recht zufteht, der 
evangelifchen Kirche, ſei es in Glaubensfachen, fei es in NRüdjicht der 
'gottesdienitlichen Formen, Gefehe zu geben. 

Diefe Ueberzeugung zwingt den Magiftrat dazu, nicht nur 
die Einführung der Agende nicht zu fördern, fondern ihr Wider: 
ftand zu leiften und fich von den Kirchen, in denen fie zwangs— 
weije eingeführt wird, und den Geiftlichen, die fie geſetzwidrig 
einführen, fern zu halten. „Unfere Anficht hierüber ift reine Ge- 
wifjensjache, bei welcher bloß die innere Ueberzeugung zu ſprechen 
bat, weder die Dankbarkeit noch ein anderes Gefühl." — Bei 
jo ernjter Auffafjung der Sache und jo guten Gründen fann der 
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Magiftrat ſich nimmermehr von feiner Pflicht entbinden laſſen, 
für die heiligjten Rechte der feinem Schuß befohlenen Gemeinden 
einzutreten. 

Was bliebe una übrig, als auch offiziell die Rechte unferer Gemeinden 
vollitändiger zu verteidigen, als es bisher gefchehen ilt, und felbit zu den 
Füßen des Monarchen ehrfurchtsvoll, aber mit gleicher Offenheit unfere 
voritehenden Gründe niederzulegen, wenn E. E. nicht als Schirm und 
Schub der evangelifchen Kirche die Rechte derfelben wahrzunehmen und 
dem weiteren Vorfchreiten diefer Angelegenheit durch die Fräftigite Inter— 
zeflion bei Seiner Majeftät zu wehren die Gnade haben wollten. Wie 
fchmerzlich würde e8 uns aber fein, wenn wir uns gezwungen fehen 
jollten, mit den voraus angeführten, nach unferer beiten Ueberzeugung 
rechtsbegründeten Anfichten öffentlich aufzutreten, eine vermeintliche und 
anscheinend nicht ohne Vorliebe geltend gemachte Prärogative zu bejtreiten 
und zu dem leiten Mittel unfere Zuflucht zu nehmen, welchen der Rechts— 
gang der Kirche und ihren Gemeinden nicht abichneiden wird. 

„Unverzeihlich”" nannte Altenftein diefen Schritt des Magiſt— 
rats. „Die Geiftlichen getrauen fich nicht vorzufchreiten, alles ift 
aufgeregt, man befürchtet wenigitens Unanjtändigteiten!).“ In der 
Zat baten die Geiftlichen der Nikolai: und Marienkicche, einft: 
weilen von der Einführung der Liturgie abzuftehen, während die 
der Friedrich Werderjchen und Dorotheenftädtifchen den Einſpruch 
des Magiitrats ignoriert und die Agende in Gebrauch genom- 
men hatten. Altenjtein trug auf „ernftliche Maßregeln“ gegen den 
„vermwilderten“ Magifirat bei dem Könige an. Sein Bericht?) 
it nicht nur deshalb merkwürdig, weil Altenjtein troß feiner 
ſcharfen Sprache wider den Magijtvat dringend riet, feinem Ein: 
fpruch zu willfahren und die Liturgie vorerft nicht einzuführen, 
fondern vor allem, weil er der „interpretation der 88 46—48 
Ti. XI des ALR, wie fie der Magijtrat geübt hatte, gegen die 
Heußerung der KO vom 8. Mai, beitrat. Er beantragte, um 
dies Hindernis für die Folgezeit aus dem Wege zu jchaffen, eine 
gejegliche Deklaration diejer Paragraphen, „daß die in diefer Ge- 
jegestelle den Kirchengefellichaften zugejtandene Befugnis auf litur: 
giſche Anordnungen nicht zu beziehen fei". Weiter rügte er den 
Anſpruch des Magiftrats, fi als Patron zum Vertreter der Ge- 


1) Brief an Schilden, 29. VII. 1827. 
2) V. 26. Juli 1824. 
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meinden aufzumwerfen, und bat um einen Tadel diejer unbefugten 
Anmaßung. 

Auf die Eingabe des Magijtrats vom 25. uni antwortete 
er am 2. Juli fo furz wie nur möglich: 

Ohne auf die darin vortommenden Heußerungen, ausgefprochenen 
Meinungen und enthaltenen Anträge näher einzugehen, bezieht fich das 
Minifterium lediglich auf die Entfcheidung vom 19. Yuni. 

Ein Eingehen auf den vom Magiftrat übermittelten Antrag 
von Bliedern der Werderjchen Gemeinde, vom Pfarrzwange ausge: 
nommen zu werden, lehnte er rund ab; der Magijtrat hätte die 
Petenten an das Konfiftorium verweilen follen, da diefer Antrag 
nicht zu feinem Nefjort gehöre). Und eine weitere Verfügung vom 
26. Juli tadelte in herben Worten den Ton des Magijtrats in 
den Eingaben vom 13. Juli und den darin befundeten Mangel an 
Ehrerbietung und drohte die jtrengjten gejeßlichen Maßregeln an ?). 

Des Königs KO vom 31. Auguft erklärte ſich einverftanden 
mit Erlaß der geforderten Deklaration durch die Gejeßjammlung ?) 
und übertrug dem Minifterium, den Magiftrat wegen feiner An- 
maßung zu rektifizieren und nachdrüclich in die gefeglichen Schran— 
fen zurückzuweiſen. Ferner aber befahl der König, um dem Ma: 
giitrat feine Ungnade moraliſch und materiell fühlbar zu machen: 

daß der Probit Ribbeck in einer diesfälligen Berfammlung des Ma- 
giſtrats dem Direktor der Abteilung des Minifteriums für die geiftlichen 
Angelegenheiten, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Nicolovius die beiden als 
landesherrliches Gefchent den genannten Kirchen verehrten Eremplare der 
Agende zurücliefere, und darüber ein Protofoll aufgenommen, in dem— 
felben aber ausdrüdlich vermerkt werde, daß darum die Einführung der 
Liturgie in den gedachten beiden Kirchen keineswegs aufgehoben, die Zeit 
der Einführung jedoch Meinem weiteren Beichluffe vorbehalten, die Zu— 
rüclieferung der Agende indeffen angeordnet fei, weil, bei dem wider: 
ftrebenden und ungebühbrlihen Benehmen des Magi: 
ftrat3 als Patrons diefer Kirchen und anderer unberufener Wortführer, 


diefe fich des Iandesherrlichen Gefchent3 der Agende unwert bezeigt 
bätten,.... 
1) Der Mag. an den Min. 20, Juli; der Min. an den Mag. 29. Juli. 
2) Der Mag. verwahrte fich gegen diefe Vorwürfe fehr energifch am 
10. Auguft. 
3) Sie ift in diefer nicht publiziert worden, 
Foerſter, Entftehung der preuß. Landeskirche. 11. = 
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Schließlich ift dem Magiftrat in Berlin zu eröffnen, daß feine Ber- 
bindlichkeit al3 Patron der Werderfchen deutfchen Kirche, für die Her— 
jtellung derfelben zu forgen, in Anfpruch genommen werden foll; denn 
wenn derjelbe auch nicht verpflichtet werden kann, diefe Kirche mit folchem 
Koftenaufwande bauen zu laffen, als ch dies angeordnet habe, fo lag 
es ihm doch ob, fie mindejtens fo einfach wie vor ihrer gänzlichen Bau: 
fälligfeit und Ddiesfälligen Schließung aufbauen zu laffen und die den 
Patron gefetzlich treffenden Koften anzumweifen; der Betrag Diefer Koſten 
fann alfo ausgemittelt und der Magiftrat gefeglich zu deren Aufbringung 
angehalten werden. 


In der Werderichen und Dorotheenjtädtiichen Kicche dagegen jollte 
es bei der bereits erfolgten Einführung der Liturgie unabänder: 
lich verbleiben. 

Demgemäß wurde der Magıftrat bejchieden. Drei Verfü— 
gungen vom 3. September brachten die KO zur Ausführung. 
In der eriten wurde dem Magijtrat die befohlene feierliche 
Nüdgabe der Königlichen Gejchenferemplare angezeigt; in der 
zweiten ihm die Schranken und Pflichten des Patrons vorgehal- 
ten, feine Sjnanjpruchnahme für die Koften des Baus der Werder- 
jhen Kirche angekündigt und fernere Einwirkung auf die Sache 
der Liturgie gemejjenft unterjagt, da ihm als bloßen Mitglied, 
nicht aber als NRepräfentanten der Kirchengejellfchaft keinerlei jus 
liturgicum zujtehe. Die dritte Verfügung, an die Werderjche 
Geijtlichfeit gerichtet, enthielt den Befehl, im Gebrauch der neuen 
Liturgie fortzufahren. 

Die Berjammlung, in der Nicolovius die beiden Geſchenk— 
eremplare aus Ribbeds Hand in Gegenwart des vollzählig ver: 
jammelten Magijtrats zurüdnahm, fand am 14. September jtatt. 
Obgleich dabei ausdrüdlich zu Protokoll feitgeftellt war, daß die 
Einführung der Liturgie in den gedachten Kirchen keineswegs auf: 
gehoben jei, S. Majejtät jedoch die Zeit der Einführung weiteren 
Beichlüffen vorbehalte, — war das Endergebnis doch, daß der 
Magijtrat einen nicht zu unterfchägenden Sieg erfochten hatte. 
Er hatte verhindert, daß die Frage, ob die Gemeinden ein Recht 
hätten, bei liturgifchen Anordnungen gehört zu werden, ftillfchwei- 
gend und präjudizierlich verneint wurde. Und er hatte dabei die 
Stimmung in den kirchlichen Kreifen auf feiner Seite; die Stadt: 
verordneten und die Kirchenvorjtände bezeugten dies in Eingaben, 
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die teild an den Magijtrat!), teil3 an den König ?) gerichtet waren, 
‘a, der Borjtand und mehrere angejehene Glieder der Nikolai: 
gemeinde ließen fich nur jchwer vom Magiftrat in dem Verlangen 
beichwichtigen, daß der zweite Altar und die ſehr unpraftifche 
Veränderung des Gejtühls wieder bejeitigt würden’), Wiürdig 
und ernit gab der Magijtrat in einem Schreiben vom 26. Oftober 
dem Ausdrud, daß er bei jeinem Schmerz über die Ungnade des 
Königs feine Beruhigung darin finde, nad) inneriter Heberzeugung 
vor Gott nur nach Pflicht und Gewiſſen gehandelt zu haben. 
In der KO vom 31. August hatte der König fodann eine Unter: 
fuhung über Urſprung und Zegitimität der in den beiden umſtritte— 
nen Kirchen herkömmlichen Gottesdienjtordnung befohlen. Die Nach: 
forichungen darüber aber verliefen vorerjt im Sande, oder vielmehr 
fie mündeten in eine allgemeine Enquete ein. Auch der Gedante 
einer Kommifjion für Einführung der Liturgie in Berlin „rubte, 
ohne aufgegeben zu fein“. Er kam gleichfall$ erjt in andrer Form 
zur Ausführung. Die Idee vervollitändigte jich allmählich bei dem 
Könige dahin, daß Provinziallommiffionen vorzüglich aus Geijt- 
lichen gebildet werden möchten, um die Liturgie zu verbreiten *), 
Anders al3 in Breslau liefen die Dinge in Pommern. Die 
großen Städte freilich, Greifswald und Stettin, verjagten fich auch 
bier dem Wunſche des Königs. Als in Greifswald einer der 
Beiftlichen, Prof. Dr. Böckel, mit der Agende einen Verſuch machte, 
nahm die Zahl der Kirchgänger fo jichtbar ab, daß er jchleunigft 
wieder zu den alten Formen zurückkehrte. In Stettin war der 
angejehene franzöfijch-reformierte Prediger Riquet der Träger des 
MWiderftandes, die andern Prediger wagten in der Befürchtung, 
dag dann alle angejehenen Gemeindeglieder fich zur franzöfiichen 
Gemeinde fchlagen würden, nicht, die Agende zu gebrauchen ?). 





1) Bom 15. Juli, 26. Juli 1824. 

2)S. Wangemann, Kabpol., ©. 123. Auch Kottwig fchrieb in 
gleichem Sinne an den König. 

8) 30. Aug. 1824; abermal® 12. Januar 1826. 

4) Brief Schildens an Altenitein v. Oftober 1824. 

5) Bericht des Generalfup. D. Ziemfjen in Greifswald an den Ober: 
präfidenten v. 22. Juli 1824; des Oberpräfidenten Sad an Alt. v. 24. Juli. 

8* 
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Wie deutlich zeigt fich hierin die weitgehende Abneigung auch der 
Laien gegen die Agende! Anders war e8 auf dem platten Lande. 
D. h. ob wirklich die Stimmung günftiger war, bleibe dahinge- 
ftellt ; jedenfall® waren die Gutsbefiger, Bauern und Arbeiter 
weniger geneigt, Widerfpruch zu erheben. Einen großen Teil der 
Geijtlichen aber gelang es dem gefchietten Verfahren Sads zum 
Verziht auf Widerfpruch zu bejtimmen. Schon im Laufe des 
Jahres 1824 konnte er von erfveulichem Fortgange der Agenden— 
fache berichten; am Schluß des Jahres war in 1136 Kirchen von 
1311 der Provinz die Agende angenommen. Die Geiftlichen der 
noch übrigen 175 hatten die Einführung von Zugeftändniffen ab: 
hängig gemacht, die Sad als leicht erfüllbar binzuftellen mußte. 

In der Freude darüber griff der König nun auf den Antrag 
Altenjteins vom 7. Oktober 1823 zurüd, die Einführung der 
Agende durch das Mittel geiftlicher Kommiſſionen zu bewerkſtel— 
ligen, modifizierte ihn aber dahin, ein folches „Generalkonſiſtorium“ 
nicht für die gefamte Monarchie, fondern nur zunächft für Die eine 
Provinz Pommern, gewifjermaßen zur Belohnung für das ihm 
gezeigte Entgegentommen, anzuordnen. Ein Borgehen, das für 
den Charakter des Königs und die Auffaſſung, die er von feiner 
Herricherftellung hatte, ungemein bezeichnend iſt! 

Die KO an Altenftein vom 31. Oftober 1824 lautete in 
ihren wefentlichen Stüden: 


Ich habe mit befonderem Wohlgefallen von dem erfreulichen Fort: 
gange Kenntnis genommen, welchen die Einführung der erneuerten Agende 
in Pommern gehabt hat. Bei diefem glücdlichen Refultat wünfche Ich 
nicht allein, die noch in wenigen Orten vorhandenen Schwierigfeiten bal- 
digſt befeitigt, fondern auch etwaige, durch altes Herlommen dem Lande 
lieb und ehrwürdig gemwordne Gebräuche erhalten zu ſehen, ſoweit Dies 
mit dem allgemeinen Gefichtspunfte, Erlangung übereinftimmender litur— 
gifcher Formen zur Verbannung der Willkür, vereinbar tft. Ich beab- 
ftchtige daher, unter Ihrer oberen Leitung und unter dem fpeziellen Vor: 
fi des Oberpräftdenten Sad hier in Berlin ein Generaltonfiftorium für 
die Provinz Pommern zu verfammeln und von demfelben dasjenige be- 
gutachten zu laffen, was zur Erreichung der oben erwähnten Zwecke die- 
nen fann. 

Hierbei find folgende Hauptbeitimmungen zu berüctfichtigen. Die 
erneuerte Agende ift für fich al ein unveränderlidher Grund- 
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typus zu betrachten. Es können indes altherlömmliche Gebete, For: 
meln und Gebräuche zur Beibehaltung vorgefchlagen werden, wenn jie 
eine analoge Stelle in der Agende finden, und der betreffende Religions: 
att alfo durch deren Einschaltung nicht wejentlich verändert wird. Der: 
gleichen Vorfchläge jollen, fobald jie Meine Genehmigung erhalten haben, 
als Zufäge betrachtet, in einem befonderen Anhange abgedrudt und den 
Geijtlichen der, Provinz Pommern zum beliebigen Gebrauch überlaffen 
werden, 


Die KO bezeichnet eine bedeutjame Wendung in der Behand: 
lung der Agende. Es lag darin ein erjter ftillfchweigender Ver— 
zicht auf jtrenge liturgiſche Gleichförmigfeit innerhalb der ganzen 
Landeskirche, eine Rückſichtnahme auf das provinziell verjchiedene 
Herkommen und vor allem eine leife Anerkennung, daß die Agende 
abermaliger Beratung durch theologische Sachverjtändige bedürfe. 
Wohl verjtändlich, daß das Minifterium über diejen Erlaß fehr 
befriedigt war: bot fich hier doch ein Weg, der gangbar fchien, 
die entjtandenen Wirren zu löſen. Zumal ein Schreiben Albrechts 
an Altenjtein in Ausficht ftellte, daß wie in Pommern, jo nad) 
und nach auch in andern Provinzen vorgegangen werden jolle '). 

Wie der König das angedeutete Zugeftändnis verftanden wifjen 
wollte, zeigt deutlich die im mweitern Verlauf an den Pommerſchen 
Oberpräjidenten erlafjene KO vom 28. Mai 1825. Gie enthielt 
den Auftrag, ein Generalkonfiftorium von Pommerfchen Geift: 
lichen vorzubereiten, mit demfelben einen Anhang zur Agende zu 
vereinbaren und zur Genehmigung vorzulegen, „damit als: 
dann die erneuerte Agende mit den in einem Anhange aufzu: 
nehmenden Modifitationen allgemein in Pommern durch Landes: 
herrlihe Anordnung eingeführt werden kann“. Dieſer Anhang 
dürfe aber den Grundtypus der Agende nicht verlegen und ihre 
Tendenz, die eingerifjene Willfür zu befeitigen, nicht jchädigen. 
Nur „althergebrachte Eirchlihe Formen und Gebräuche” follten 
dabei berüctjichtigt werden. In einem eigens von ihm entworfenen 
Aufjag beftimmte der König genau die Punkte, in denen er Modi: 
fifationen gejtatten wollte ?). 

Dies Nachgeben hat den König ſchwere Selbjtüberwindung 


1) Vom 30. Juni 1825. 
2) ©. unter den Beilagen Wr. 5. 
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gekoſtet, er jelbit bezeichnete e3 jpäter al3 eine Schwäche und er 
opferte damit ein großes Stüc feiner Freude an dem von ihm 
verfaßten Werke !). Unzweifelhaft ließen fich innerhalb des fo er: 
weiterten Rahmens eine aanze Anzahl der ſchwerſten Anſtöße be- 
feitigen, aber zulänglich war das gemachte Zugeſtändnis doch nicht. 
immer noch blieb die Verurteilung der Gemeinde zu völliger 
Paſſivität, die fremdartige Stellung des Sündenbefenntnifjes, die 
Verweifung der Predigt an den Schluß und vieles andre nod). 
Immerhin hatte das Ministerium damit eine fehr willlommene 
Handhabe erhalten. ES durfte ſich die damit gejchaffne Ausficht 
auf erneute theologische Beratung nicht wieder rauben laffen. Als 
daher der Bommerjche Oberpräfident dem König gegen die Be- 
rufung eines Generalfonfiftoriums aus Geiitlichen Bedenken vor: 
trug und ſtatt deſſen empfahl, die Agende den Landjtänden, viel: 
leicht unter Zuziehung theologifcher Gutachter, zur Annahme und 
Ausjtattung mit Geſetzeskraft vorzulegen, trat das Minijterium 
mit größter Entfchiedenheit dagegen auf. Ein Gutachten Neanders 
verwarf, daß die Sache der Agende dem firchlichen Berein ent- 
zogen und Berfammlungen anheimgegeben würde, die nur für 
weltliche Zwecke beitimmt jeien. Er erwartete von der Einberufung 
der Generalkonftitorien den fegensreichiten Erfolg, ja jchilderte fie 
als das einzige Mittel, überhaupt vorwärts zu kommen. 

Gewiß hatte Neander damit recht, wenn er zu allererit eine 
theologijche Beratung der Agende erforderlich erachtete, aber war 
Sads Antrag damit unvereinbar ? Das Richtige wäre grade ge: 
wejen, die vermehrte, geprüfte und durchgeſehene Agende dann zur 
gejeglichen Einführung an die Landjtände zu bringen. Das hätte 
auf der Linie der Steinſchen Reorganiſation des Verhältniffes von 
Staat und Kirche gelegen. Der von Neander gemachte Unter: 
ſchied zwiſchen dem firchlichen Verein und nur für weltliche Zwecke 
beitimmten Berfammlungen war Männern, wie Sad und Schön, 
der noch viel bejtimmtter und hartnädiger den Anfpruch der Stände 


1) Schilden an Altenjtein aus dem April 1827: „Der König hat eigent- 
lich einen Widerwillen gegen die Aenderungen der Agende (Pommerſche 
Modifikationen, Tauf:, Ordinationsform); er nannte es heute morgen felbit 
eine Schwäche, daß er nachqebe“. 
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vertrat, die Agende vorgelegt zu erhalten !), fremd. Sollte 
die Ugende gejeglid eingeführt werden, fo war 
e3 nach ihrer Auffaffung vom Weſen des Staates eben unmöglich, 
die Stände zu umgehen. Und fie Fonnten fich dabet mit Fug und 
Recht auf das Gejeh vom 5. uni 1823?) ftüßen, wo ausdrück— 
(ih zugeſagt war, daß alle Gejegentwürfe, welche die Provinz an- 
gehen, zur Beratung an die Provinzialftände gelangen würden. 
Die künſtliche und innerlih unmahre Unterjcheidung zwischen 
Staatögejeg und Kirchenordnung, — zwiſchen weltlichen Dingen, 
die dem Landesherrn als ſolchem und den Landitänden, Staats- 
behörden, Magijtraten u. ſ. w. befohlen find, und geiftlihen 
Dingen, für die der Landesherr als membrum praecipuum des 
kirchlichen Vereins oder Landesbiſchof mit oder ohne theologischen 
Beirat zuftändig it, machten fie nicht. 

Aber eben diefe Unterfcheidung mar für das Handeln des 
Minijteriums grundlegend, wie wir nun aus Beratungen in feinem 
Schoße erkennen, die geichildert werden müfjen, ehe die Folgen 
der Königlichen Anregung provinziellee Generalkonfiftorien zur 
Sprache fommen. 

Es iſt fchon erwähnt, daß Altenftein?) bei dem Könige um 
eine Deklaration der SS 46—48 Ti. XIT. II des ALR vorjtellig ge: 
worden war und der König auch feine Bereitwilligkeit*) dazu er- 
flärt hatte. Gegen dieſen Vorſchlag aber hatte fich ein vom König 
erfordertes Rechtsgutachten von Kamptz gerichtet, wovon mir einen 
weientlichen, jpäter veröffentlichten Teil gleichfall3 Schon gejchildert 
haben’). Kamptz hatte, geſtützt auf feine prinzipiellen Darlequngen, 
die beantragte Deklaration für überflüffig erklärt ®), da er den 
betr. Baragraphen einen anderen Sinn unterlegte, ftatt defjen aber 
Einführung der Agende durch Befehl des Königs fraft biſchöf— 
lihen Rechts empfohlen. Dies Gutachten veranlaßte nun im Mint: 


11 Schreiben Altenſteins an Schilden v. 20. Juni 1826, 
2) 8:5. ©. 129. 

3) 26. Juli 1824. 

4) KO v. 31. Auguſt 1824, 

5) 5.83 f. 

6) 13. Auguit 1824. 
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fterium eine abermalige Erwägung über die Rechtsverhältnifie 
der liturgifchen Angelegenheiten in Preußen, deren Niederjchlag 
eine ausführliche Denkichrift bildet, die man wohl als prinzipielle 
Grundlage alles mweitern Vorgehens betrachten darf '). 

Sie geht aus von den zitierten Paragraphen des LR, be- 
gründet die Auffafjung, daß darin tatfächli von dem Recht 
der Einzelgemeinden, die Gottesdienftordnung jelbftändig zu be- 
jtimmen, die Rede jei, und rechtfertigt die vorgejchlagne Dekla— 
ration. Darüber hinaus aber vertritt fie in umftändlicher und 
manchmal gradezu verhüllender Ausführung folgende Grundfäße: 

1) Der einzig fichre Rechtszuftand in liturgifchen Dingen iſt 
das Beitehende. Das Beitehende gegen Willkür zu ſchirmen, ift 
zweifellos wie Recht jo Beruf der Obrigkeit. 

2) Wie aber fteht es mit dem Recht, das Beitehende zu än- 
dern und Neues einzuführen? Zweifellos iſt hierbei wieder das 
jus negativum des Landesheren, alle Neuerung zu verbieten, da 
feine Aenderung ohne feine Genehmigung erfolgen darf. 

3) Kann auch das jus liturgieum positivum, Aenderungen 
herbeizuführen, für den Landesherrn in Anfprud) genommen 
werden? Dagegen jcheint jedenfall zu jprechen die Erwägung 
des Weſens der evangelifchen Kirche wie mehrere ausdrüdliche 
Erklärungen des Königs, dies Recht nicht für ich fordern zu wollen. 

4) Es ift nicht anzuraten, eine folche Befugnis für den Landes« 
herren in Anjpruch zu nehmen. Denn die Grenze zwifchen dem 
liturgifchen und dem Gebiet des Glaubens, das menschlichen Ge— 
jeßen unzugänglich, ift zu fließend. Der Staat fönnte die Liturgie 
jogar al® res merae facultatis der Kirchengemeinde anjehen, wenn 
es ſich nicht um die anerfannte LZandesreligion handelte. Aber 
auch in diejer hat er das gemifje Recht nur für fich bei Ausübung 
des fchon erwähnten jus negativum. in meitergehendes läßt 
fi) weder aus der landesherrlichen Gewalt, noch aus der Stellung 





1) &, unter den Beilagen Nr. 6. — Sie ijt erft nach dem Mai 1825 nie= 
dergefchrieben, da fie auf die KO vom 28. Mai (f. u.) Bezug nimmt. Bon 
wem fie entworfen ift, war leider nicht zu ermitteln. Altenfteins Hand 
ift aber im Ausdrud und Stil an manchen Stellen unverkennbar. 
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als oberjter Biſchof, noch aus der Uebertragung durch die Kirche 
ableiten. 

5) Der Landesherr fann feinen Beruf in liturgieis nur aus 
jeiner Stellung al$ membrum praecipuum feiner Kirchen: 
geſellſchaft) ableiten. Er hat fein andres Recht, als jedes Mit- 
glied der Kirche auch, aber fein Auftreten hat voraus, daß es die 
Genehmigung des Staatsoberhauptes jchon vorausjegt. Er darf 
nicht poſitiv befehlen, aber alle Vorteile feiner Stellung für feine 
Ueberzeugung wirken lafjen, und nicht ſowohl jeine potestas 
legislatoria als den Inhalt der Agende geltend machen. 

Es braucht wohl nicht ausdrücklich bemerkt zu werden, wie 
der Begriff des Membrum praeeipuum hier in ganz anderm Sinn 
verwertet wird, al3 in der reformatorischen Doftrin. Dieſe fennt 
überhaupt nur drei membra, Obrigkeit, Lehrftand, Hausſtand, 
unter denen die erjtgenannte da$ membrum praecipuum ijt; hier 
handelt es fich um viele Taufend membra, nämlicd die einzelnen 
Perſonen, die Mitglieder der Kirche find. Und nicht als Träger 
der Staatögewalt, im pflichtmäßigen Gebrauch des Schmwertes, ſon— 
dern im Gegenteil unter Außergeltungjegung feiner obrigfeitlichen 
Macht, lediglich als unverantwortliche Privatperfon vornehmiten 
Standes innerhalb des Firchlichen Vereins wird bier der Monarch 
betrachtet. 

Auf dieje Baſis jollte fich das Vorgehen gründen, das Neander 
am 19. April 1825 dem Minifter in einem ausführlichen Bericht 
über die Förderung der Agendenangelegenheit empfahl. 

Neander ſtützte fic dabei auf die Ergebnifje einer Rundfrage, 
die der Minifter wohl infolge der gelegentlich de3 Berliner Kon: 
fliftS gegebenen Königlichen Anregung?) veranftaltet hatte. 

Am 27. November 1824 hatte der Minifter von fämtlichen 
Konfiftorien jchleunige Berichterjtattung gefordert „über alle inner: 
halb des Bezirks auf dem Grund einer gejeglichen und verfaſſungs— 
mäßigen Einführung zur Anwendung kommenden Agenden, um 
die Haltbarkeit der Berufung auf folche prüfen zu können“. Zu: 





1) Der Ausdrud wird hierbei ganz harmlos gleichbedeutend mit Lan⸗ 
desficche gebraucht. 
2) ©. 0. ©. 116. 
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gleich jollte eine Unterfuchung über den bisherigen Gang des 
öffentlichen Gottesdienftes und die angewandten liturgifchen For: 
mulare an den Orten angejftellt werden, wo die neue Agende noch 
nicht angenommen war. 

Das Ergebnis ijt in hohem Maße intereffant; läßt es uns 
doch erkennen, wie der Stand der Liturgie war, ehe die Agende 
über dieſe vielgeftaltige, lebensvolle Entwicklung ihre Einförmig- 
feit breitete. 

Sn Ditpreußen galt die 1741 verfaßte, 1780 und 1789 
neuaufgelegte Preußiſche Kirchenagende, in der die Formulare der 
von Herzog Albrecht erlajjenen, von den Ständen angenommenen 
Kirchenordnung von 1568, — ſämtlich aus der Kurfächliichen 
Agende jtammend, — mit den 1705 in Berlin herausgegebenen 
Kirchengebeten vereinigt waren. Die Ordnung hatte aljo zweifel— 
los gefegliche Grundlage. Doch gab das Konfiftorium an, viele 
Geijtliche gebrauchten andere, auch jelbitgefertigte Formulare, der 
Gang des öffentlichen Gottesdienjte aber habe fich dahin verein: 
fat, daß er in allen Kirchen der Provinz aus Loblied, Haupt: 
lied, Altargebet, Luthers Glaubenslied, Predigt, Allgemeinem Kir: 
chengebet, Abendmahl und Segen bejtünde. 

In Weftpreußen wurde auf dem Lande allgemein die 
erwähnte Preußiſche Agende von 1789 gebraucht; in Danzig und 
Elbing galten von den Stadtobrigfeiten eingeführte Agenden!), 
in Culm benüßten die Geiftlihen die nicht vechtlich eingeführte 
PBrivatagende von Froſch, 1802. 

In Altpommern galt bei den Iutheriichen Gemeinden 
die Ordnung der heiligen Aemter und Zeremonien geftellt für die 
Kirchen in Pommern 1568°); fie wurde gewöhnlich in der ver: 
fürzten Geftalt des Rotheſchen Predigerhandbuchs von 1769 be- 
nüßt. Jun Neupvorpommern war man zu einer feiten Norm 
nicht gelangt. Gegen die Einführung der Pommerſchen Agende 


1) Verordnung Eines... Rats, die Einrichtung der geijtlichen Amts— 
gefchäfte und Kirchengebete betr. Danzig 1708 und 1753; Gebete und For: 
mulare, auf Anordnung des Rats, Danzig 1811; Kirchenagende der Stadt 
Elbing, 1767. 

2) Ausgabe von 1691. 
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hatte man feinerzeit in Stralfund heftig proteitiert. Spätere 
Verſuche, eine neue Liturgie einzuführen, waren gejcheitert. Jetzt 
benügte man in Stralfund die dort vom Nat 1795 genehmigten 
„Anreden und Gebete”, die der Superintendent Colberg verfaßt 
batte, daneben ein kleines, doch nicht autorifiertes Handbuch des 
Generalfuperintendenten Schlegel oder — dieſe war in der Pro— 
vinz am verbreitetften — eine von demfelben auf Veranlaſſung 
der Stände 1797 gefertigte Sammlung von Formularen, die jedoch 
auch nicht förmlich eingeführt war. 

Die deutfch-reformierten Gemeinden in Bommern, wie überall, 
hielten fich an die Preußischen Kirchengebete von 1705 und die 
Breußifche reformierte Ngende von 1717. 

In der Provinz Sachſen hatten bis in die Mitte des 18. Jahr— 
hunderts ältere Agenden gegolten, die alle auf den Typus der 
Kurſächſiſchen zurücdgingen. Seitdem war Willfür eingeriffen, 
die Prediger hatten fi an alle möglichen Agenden angelehnt, 
3. B. die Molerjche!), an Handbücher von Zollifofer, Frofch, Sonne 
tag, Busch u. ſ. w. MAIS gejeglic eingeführt oder doch von alten 
Zeiten herkömmlich zählte das Konfiftorium aus den verjchiedenen 
Teilen der Provinz nicht weniger al3 14 Agenden auf: die Agende 
für die Primatifchen erzbifchöflichen Kirchen zu Magdeburg, 1667; 
die Agende des Herzogtums Magdeburg von 1680, rev. 1740; 
eine nur gejchriebene Sammlung von Mitargebeten von 1800; 
die Kurpfälziiche Agende; die alte Kurfächfiiche von 1539 und die 
neue von 1812; die Halberjtädtiiche von 1743; die des Grafen 
Georg Ernit zu Öenneberg von 1713; die Agenda Schwarzburgica 
von 1605; die Braunſchweigiſch-Lüneburgiſche Kirchenordnung von 
1739; die Kirchenordnung des Herzogs Friedrich von Lüneburg, 
1741, und des Herzogs Julius von Wolfenbüttel, 1569; Die 
Agende für die Grafichaft Mansfeld von 1718, endlich die Seileriche 
und Busch PBrivatagende. 

Das Konftjtorium von Brandenburg blieb die Antwort 
ſchuldig, weil es in feinen Archiven Feine Auskunft finden könne. 
Hier war in den meiften Kirchen die jog. Golziche Agende in 


1) Aus Schleswig:Holitein. 
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Gebrauch, eine freie Bearbeitung und Verkürzung der Agende 
Johann Georgs von 1540. Eylert ſowohl wie Altenjtein erklärten 
fie, mit ſehr zweifelhaften Gründen, für eine nicht autorifierte 
Brivatagende'). 

In Schlefien hatte fich der evangelifche Gottesdienft unter 
einer Fatholischen Landeshoheit ganz aus fich ſelbſt gebildet, und 
von diejer war, wenn fie die Erlaubnis zum Bau einer evange- 
lichen Kirche erteilte, nie eine andere Bedingung geftellt worden, 
als daß die Gemeinde bei der Confessio Augustana bleiben folle. 
Die Gemeinden aber hatten überall die alte Kurfächfiche Agende 
angenommen, und man hatte fie mit großer Treue, ohne Abwei- 
chungen beibehalten. In der Laufig galt die 1812 eingeführte 
Sächſiſche Agende. 

In der Provinz Poſen galt, abgejehen von den Unitätäge- 
meinden, die ihre eigne Ordnung hatten, die Kurſächſiſche Agende; 
doch waren daneben jehr verjchiedene Formulare, auch private, 
ohne gejeglihe Einführung in Gebraudh. Der Zuftand erklärt 
jih, fügte das Konfiftorium hinzu, aus den Heimatbeziehungen 
der erſten protejtantifchen Einwanderer. 

Viel bunter noch war das Bild, das die drei weftlihen 
Provinzen lieferten. Die drei Konfiftorien zuKoblenz, Köln, 
Miünjfter hoben aufs jtärkjte hervor, daß in ihren Bezirken der 
gejegliche Zuftand die volle liturgiſche Freiheit ſei. Daß eine 
Sanftion der von den Synoden und Gemeinden aufgejtellten Ord— 
nung durch die Staatsbehörde nicht erforderlich geweſen jei, fol: 
gerten die Konfiftorien aus der furfürjtlich bejtätigten Cleve— 
Märkifchen Kirchenordnung von 1662 und aus Art. 8 des Reli— 
gionsrezefies zwiſchen Kurbrandenburg und Pfalz: Neuburg vom 
26, April 1672. In immer ungeftörtem Gebrauch diejer litur: 
gischen Freiheit hatten nun faft alle Synoden und die Minijterien 
der größeren Städte felbftändige Liturgien aufgejtellt oder jolche 
älteren Urjprungs angenommen. Das war ebenjo bei den refor- - 


1) Schreiben Eylerts an Albrecht v. 28. Nov. 1824, Altenfteins an 
Schilden vom 20. Juni 1826. Dagegen f. die Ausführungen der Magiftrat3- 
eingabe v. 29, Januar 1827 unter den Beilagen Nr. 12. 
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mierten wie lutherifchen Gemeinden der Fall. Dazu famen noch 
all die verjchiedenen von den früheren Herrichaften der allmählic) 
im Preußifchen Staat aufgegangenen Territorien herrührenden 
Kirchenordnungen. Wir brauchen ihre große Zahl nicht aufzu: 
führen, denn im Grunde war der bejtehende Zujtand doch ein 
ſehr einheitlicher: Nahezu überall war die einfache reformierte 
Drdnung des Gottesdienfte3 in Uebung oder die ältere Iutherifche 
Form nach diefem Mufter verkürzt und vereinfacht. Für die 
amtlichen Handlungen aber galt: „Die meiften Prediger haben 
gar feine Formulare, und die Gemeinden verlangen das gradezu.“ 
Die erjt jüngft unter franzöftfcher Herrichaft entftandenen Gemein: 
den Köln, Neuß, Bonn, hatten auf eigne Hand Verſuche gemacht, 
die älteren Formen zu bereichern und befonders die großen Feſte 
durch Ausgeitaltung der Liturgie zu ſchmücken. 

Sn der Beurteilung de3 herrfchenden Zujtandes waren Die 
drei Konfiftorien nicht ganz einig. Köln und Koblenz jchrieben: 

Die Freiheit ift fo tief eingemwurzelt, daß die größte Gefahr beiteht, 
eine Agende werde große Haufen der Gemeinde aus der Kirche vertreiben. 

Miünfter dagegen berichtete: 

Der Wunfch nach einer fejteren Ordnung ift im Bezirk fehr lebendig; 
die neue Agende aber weicht zu weit vom Herkommen ab, als daß fie 
angenommen werden fönnte. 

Nah Durchſicht diefes Materials entwarf Neander einen 
neuen Plan zur Beförderung der Agende, der ſich allerdings for: 
mell innerhalb der Schranken der erwähnten Denkjchrift hielt, in 
Wahrheit aber auf einen faum verhüllten Zwang hinauslief. 

Neander ging nämlich davon aus, daß jedenfalld das Landes: 
herrliche jus eirca sacra die Genehmigung aller Abweichungen 
vom Bejtehenpden in fich begreife. Als das Beftehende aber 
wollte er nur die ausdrüdlich und nachweislich von zweifellojen 
Inhabern landesherrlicher Gewalt fanktionierten agendarijchen 
Ordnungen anerkennen. Er beanjpruchte daher für den Landesherrn 
und die Regierung das Recht, jede nicht auf ſolche Weije fanf: 
tionierte Liturgie und jede Abweichung vom Buchitaben der ſank— 
tionierten zu verbieten. So konnte er die Geiftlichen vor ein un: 
entrinnbares Entweder-Dder ftellen: Entweder der buchjtäbliche 
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Gebrauch einer folchen alten Ordnung — oder Annahme der neuen 
Agende. Dort aber, wo die evangelifchen Gemeinden unter katho— 
lichen Landesherrn gejtanden hatten, wurde ihnen jeder Rechts— 
boden ihrer liturgifchen Ordnungen entzogen. 

Neander zweifelte nicht, daß, vor eine folche Wahl geftellt, 
die meijten Geiftlichen „freiwillig“ die neue Agende vorziehen 
würden, denn er wußte jo genau wie nur einer, daß die Rückkehr 
zum buchjtäblichen Gebrauch der teilweife Jahrhunderte alten For: 
men unmöglich war. Auf diefe Weife fonnte man aljo zur all: 
gemeinen, noch dazu „freiwilligen” Annahme der Agende kommen, 
ohne einen landesherrlichen Befehl dazu in Bewegung zu feßen. 

Neander trug diefen Anfchlag dem Minifter in einem Bericht 
vom 9, April 1825 vor: 

Ich bin durch feine der öffentlich befannt gemachten Schriften über: 
zeugt worden, daß das Recht, für eine chriftliche Kirche die Liturgie an— 
juordnen, ein reines Majeitätörecht fei und ohne alle weder durch die 
firchliche Verfaflung bedingte noch durch eine vom Landesherrn ſich jelbit 
vorgezeichnete Einfchränfung geltend gemacht werden könne: — 
jo wehrte er den weitergehenden Anfichten, wie jie von Au— 
guſti, Marheinede und Ammon geäußert waren und bei dem 
Könige Beifall gefunden hatten. Aber ungezweifelt fteht dem 
Staatsoberhaupte das in dem jus circa sacra liegende Genehmi— 
gungsrecht zu; und ebenjo unbezweifelt ift der evangelifche Landes— 
herr berfömmlich, wenn es fich auch theoretiich nicht befriedigend 
erklären läßt („aber das tut dem praktischen Gebrauch feinen Ein- 
trag“), im Befige des Kirchenregiments, von welchem das litur: 
giſche Recht einen Teil ausmacht. Dies Kirchenregiment läßt fich 
auf doppelte Weife üben: in der Modalität der Gefeggebung und 
durch moralifchen Impuls. Sollte der erjie Weg gewählt werden, 
jo würde, um nicht die evangelifche Glaubens: und Gewiſſens— 
freiheit zu verlegen, nötig fein, 1. das Verfahren an Formen zu 
fnüpfen, die möglichite Rückficht auf das Intereſſe der kirchlichen 
Gejellichaft befunden; 2. den Inhalt der Agende von allem frei 
zu halten, was in das Konfejfionsgebiet modifizierend oder ftörend 
eingreift, weil das Bekenntnis fich zum Glauben verhält wie das 
Wort zum Gedanken; 3. alle deutlichen und allgemein gerügten 
ebelftände für die Erbauung zu entfernen und bei der Vorfchrift 
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über den Gang des Gottesdienftes das dem vorherrichend Gebräuch- 
lichen zu Fremde zu vermeiden, 

In diefer dreifachen Beziehung balte ich aber die Agenden 
angelegenhbeitnicht für reif genug, um ihre Förderung durch 
den Zutritt geſetzlicher Beſtimmungen anzuraten. 

Ganz anders jteht es mit dem Wege der freiwilligen An: 
nahme. 


Alfo diefelbe Agende, deren gejegliche Einführung die Glaus 
bens: und Gemifjensfreiheit nach Neanders eignem Urteil Fränfen 
würde, ift doch reif und gut genug, „freiwillig angenommen“ zu 
werden, d. h. Neander jchiebt die Verantwortung für Einführung 
der von ihm felbit für fehr unvolllommen gehaltenen Agende, die 
er für die Regierung zu jchwer findet, — auf die einzelnen Geiſt— 
lichen ab! Man follte meinen, ev müßte es dann mwenigftens ganz 
allein in die Freiheit dev Geiitlichen jtellen, ob fie dieje Verant— 
wortung "übernehmen mollten oder nicht. Aber weit entfernt! 
er entwicelt nun jeinen Plan, die Geijtlichfeit durch eine, von 
ihm bereits im Stonzept vorgelegte, öffentliche Aufforderung vor 
das oben gezeichnete Entweder: Oder zu ftellen. Er verichärit 
aber dies Entweder-Oder noch, indem ev mit der zweiten Alter: 
native die Bekanntmachung von in Ausficht ftehenden Erweiterungen 
und Ergänzungen der Agende verbindet. Alfo entweder bud)- 
jtäbliche Bindung an eine nachgewiejenermaßen janktionierte Form, 
oder Annahme der Agende, die für jedes den Gemeinden teure 
Herfommen in Zukunft Platz haben wird! 

Bot diejes Vorgehen mehr als einen Schein der Frei— 
heit? Hören wir, was Neander ſelbſt zur Empfehlung feines 
Plans dem Minijter vortrug: 

Solche Art der Einwirkung hat das ftrenge Necht für fich und gebt 
von einem Grundſatz aus, der nicht gemißbilligt werden fann. Sie bringt 
für alle, die fich bis jest mit dem bloßen Ablehnen begnügt haben, den 
Augenblid einer entjcheidenden Krife, fie gibt den trägen Pfarrern, die 
von dem Eingewohnten nicht laffen mögen, einen kräftigen Impuls und 
denen, die fich vor Patronen und Gemeinen zu jcheuen haben, einen feiten 
Stützpunkt. Da nun die neue Agende in vielen Beziehungen vor 
den einzelnen alten, wenigftens in den Mugen des Unbefangenen, manches 
voraus hat, und der Wiedereinführung der le&tern nicht 
geringe äußere und innere Shmierigfeiten entgegen 
fteben, fodarfman der Hoffnung Raum geben, daß an 
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ben meiſten Orten die Entjheidung für Die neue aus 
fallen werde. 

Ermwähnen wir noch, daß Neander dies Vorgehen auch in 
den weſtlichen Provinzen für anmwendbar erflärte!), denn das 
landesherrliche jus circa sacra ftand ja auch dort außer Frage, 
und das bejtrittene jus liturgieum positivum fam hierbei nicht 
zur Anwendung, und fortan alle in ein Pfarramt Berufenen 
auf die in der betreffenden Gemeinde bejtehende Ordnung ver: 
pflichtet wiffen wollte, jo überſehen wir volljtändig den — ich finde 
feinen andern Ausdrud — liftigen Plan, der der Agende troß 
aller zugeitandenen Berechtigung des daran geübten Tadels zur 
allgemeinen Annahme verhelfen follte. 

Altenftein griff den Vorjchlag Neanders mit beiden Händen 
auf, ohne dag Nicolovius und Ribbeck Gelegenheit fanden, fich 
dazu zu äußern. Nicolovius’ Hand iſt rein von der Schuld an 
diefem Vorgehen. Aber die Sache verbitterte ihm viele Stunden 
und drücte ihn fchwer. „Biele Menſchen find fchon durch dieje 
Sache fchlecht geworden, viele werden durch jie noch unglücklich 
werden" hörte man ihn fagen?), Der Minifter legte dem König 
am 10. Mai 1825 die von Neander entworfene Aufforderung ?) 
vor und begleitete fie mit einem doppelten Bericht *). Durch dreierlei 
Momente Hoffte er eine günftige Wirkung hervorzurufen: durch 
die von Neander empfohlene Nötigung zu einer Entjcheidung 
zwijchen der neuen Agende und dem buchjtäblichen Gebrauch der 
von alters fanktionierten Ordnung, durch den Hinweiß auf Die 
große Zahl bereits vorliegender Annahmeerklärungen, durch Die 
9» Neander hatte fchon vorher fcharfe Verfügungen an die drei weit: 
lichen Konfiftorien gerichtet, worin er den Grundſatz aufitellte, ala Rechts: 
boden könnten nur Agenden gelten, die durch folche Behörden beftätigt 
feien, die das jus circa sacra gehabt hätten. Verfügungen, die genau ge: 
nommen, den wejtlichen Gemeinden den Boden ihrer Erijtenz unter den 
Füßen mwegzogen. 

2) Eine der wenigen fonfreten Mitteilungen aus der Denkichrift feines 
Sohnes (S. 296), die leider und wohl nicht ohne Abficht von Nicolovius’ 
Verhalten zur Agendenangelegenheit nur in verſchwommenen Allgemein: 
heiten redet. 


3) ©. unter den Beilagen Nr. 8, 
4) Desgl. Nr. 7, 9. 
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Verheißung einer Ermeiterung der Agende mittel3 provinzieller 
Nachträge. 

Aber Altenftein Fam den Gegnern der Agende in jeinem Be- 
richt doch noch ein gut Stücd weiter entgegen, al3 Neander vor: 
geichlagen hatte. Er trug dem Könige, wenn auch mit einer ge— 
willen Zagbaftigkeit und der Begründung, daß man auf einmal 
beitehende Vorurteile, auch wenn fie an ſich unberechtigt feten, 
Nückjicht nehmen müfje, doch vor, daß es bloß mit der Geftattung, 
provinzielle liturgiſche Eigentümlichfeiten beizubehalten, nicht genug 
ſei. Bielmehr enthalte die Agende in einigen Hauptpunkten Be— 
denklichkeiten, die generell zu bejeitigen er empfehlen müſſe. 
Sein Wunjch ging auf vier Punkte: die Gejtattung des herkömmli— 
chen Abendmahlsritus, damit der Schein vermieden würde, als wolle 
die Agende die Union erzwingen; die Umijtellung der Predigt vor 
das Allgemeine Kirchengebet und die Zulaſſung des Gebrauchs 
der abgefürzten Liturgie, damit dem Vorurteil Raum gegeben 
würde, das Predigt und Gefang höher achte, als den Akt der An- 
betung; die Erlaubnis zur Unterlafjung des Sreuzichlagens, zur 
Weglaſſung der brennenden Lichter auf dem Altar und des Exor: 
zismus bei dev Taufe; die Umarbeitung des Ordinationseides. 

Die Randbemerfungen des Königs zu diejen Berichten und 
dem beigelegten Entwurf einer Minifterialverfügung zeigen zu— 
nächit, daß der Vorichlag eines Eräftigen Druds auf die Geiſt— 
lihen dem König jehr genehbm war. a, er verichärfte ihn noch, 
indem er den Geiitlichen auch den von Altenitein vorgefchlagenen, 
Neanders Plan erweiternden Ausweg verweigerte, für eine nicht 
nachweislich vom Landesherrn genehmigte, aber herkömmliche Li: 
turgie nachträglich die Genehmigung nachzufuchen. Weiter erkennt 
man, wie geveizt der König durch den Widerjpruch gegen jein 
Werk war und wie wenig geneigt, demjelben das leijeite Necht 
zuzuerfennen, denn auch in den von Altenitein zu genereller Ab- 
änderung empfohlenen Punkten wid er nicht; er behandelte die 
Bedenken dagegen als Ausflüfje eigenfinniger Ignoranz. 

Die von ihm an den Minifter erlaffene KO vom 28. Mai!) 
1) Kamp’ Annalen 1825, ©. 379, 

Foerfter, Entftehung ber preuß. Landeskirche. II. 9 
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enthielt denn auch nicht die von diejem jo dringend gemwünfchte 
Verheigung eines Eingehens auf die genannten Bedenken und Be: 
ſchwerden. Sie gab nur der Befriedigung über die jchon jo weit 
fortgejchrittene Annahme der Agende Ausdrud, ftellte den Konſi— 
ftorien, Superintendenten und WPfarrern, die dafür eingetreten 
waren, die Gunft des Königs in Ausficht und äußerte am Schluß, 
der König zmweifle nicht, daß auch die noch Übrigen Pfarrer und 
Gemeinden nachfolgen würden, die „die erneuerte Agende gewiß 
nur aus Unkunde und Mifdeutung noch nicht angenommen haben“. 
Außerordentlich bedeutiam iſt darin die Motivierung der Agende 
mit dem Wunjch, der evangelischen Kirche 

den urfprünglichen Lehrbegriff, welchem fie Dafein und Leben verdankt, 
wiederzugeben, und die treuen evangelifchen Untertanen gegen die Ge: 
fahren und Mißbräuche einer regellofen, Zweifelfucht und Indifferentis— 
mus erzeugenden Willkür zu ſchützen. 

Traurig, aber wahr —: der König war ganz in die Bahnen des 
Neligionsedikt3 geraten, auch in dem gegen Andersdenfende an: 
gejchlagenen Ton ! 

Zugleich mit diefer KO ließ der Minijter an die Konfistorien 
die beiprochene, nach den Bemerkungen des Königs umgearbeitete, 
jegt vom 4. Juli 1825 datierte Verfügung ergehen. Er begleitete 
fie mit einem vertraulichen Erlaß an jämtliche Oberpräfidenten, 
worin er wenigſtens die mwichtigiten, von ihm dem König vorge: 
tragenen Bedenken gegen die Agende aus dem Wege zu räumen 
fuchte. Er führte darin aus, mehrere Geiftliche und Gemeinden, 
welche die Union noch nicht angenommen hätten, lehnten die Agende 
nur in der Befürchtung ab, daß mit dem darin vorgejchriebenen 
Abendmahlsritus indirekt die Union eingeführt werden follte. So 
jehr der König aber auch den Fortgang der Union mwünjche, be: 
abfichtige er doch feineswegs, jie mit der Agende zu erzwingen. 
Geijtliche und Gemeinden ſeien darüber in geeigneten Fällen auf: 
zuflären. Weiterhin beabfichtige der König, die Beibehaltung ein- 
zelner Teile des bisherigen gottesdienftlichen Rituals, injofern 
jolhes in früheren landesherrlich bejtätigten Agenden begründet 
und mit dem Grundtypus der erneuerten Agende vereinbar jei, 
zu gewähren. Es würden zur Feititellung dieſes Materiald, wie 
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in Bommern, jo auch in andern Provinzen Generalfonfiitorien be: 
rufen werden. Auch von diejer Andeutung jollten die Oberpräji- 
denten zur Zerjtreuung vorhandener Bedenflichkeiten Gebraud) 
machen. Endlich) aber enthielt der Erlaß an die Oberpräfidenten 
noch folgenden, jehr böjen und für die Konjiitorien peinlichen 
Paſſus: der auffallend geringe Fortgang der Agendenjache in 
einigen SKonftitorialbezirten errege den Verdacht, daß es die Be- 
hörden an dem erforderlichen Eifer fehlen ließen. Es ſei zu be: 
fürchten, daß dadurch das Mißfallen des Königs, wie über die 
Konfiftorten und ihre Mitglieder, jo auch über die beteiligten 
Beijtlichen erweckt und für diefe unangenehme Folgen herbeiziehen 
würde. Darauf jollten die Oberpräfidenten warnend hinweiſen. 
Ganz bejonders wurde dies dem Oberpräfidenten dev Provinz 
Brandenburg eingeichärft. 

Einer der eriten, die daraufhin vom Brandenburgifchen 
Konfistorium zur Erklärung aufgefordert wurden), war Schleier: 
macher. | 

Es ijt hier der Ort, in furzen Strichen ?) die Stellung zu 
zeichnen, die er zum Gang der Dinge jeit 1817 eingenommen hatte. 
Schon 1815 war er aus dem Mintjterium entfernt worden; als 
dann Altenftein Minifter geworden war, hatte diejer nichts getan, 
mit ihm Fühlung zu gewinnen. Er hatte den perfönlichen Ein: 
flug auf das Kirchenregiment völlig verloren. Nur in jeiner 
Eigenschaft als Präſes der Berliner Synode und als Vertrauens: 
mann eines großen Teils der Geiftlichfeit und dann vor allem 

1) 21. Zuli 182. 

2) ch darf mich umfomehr kurz fallen, als die Darftellung Schen- 
fels, ©. 415-573, einer Berichtigung kaum bedarf. Schenkel gründet 
fie hauptfächlich auf den Inhalt von Schl’3. Leben in Briefen, Bd. II 
und IV, und von Schl’s. Briefwechfel mit Gaß. Bemerft fei nur, daß 
Schenkel, dem dafür nur Eylert3 Charafterzüge als Quelle vorlagen, über 
die Entwiclung der Agendenfache nicht genau orientiert fein fonnte. Und 
ferner, daß auch Schleiermacher felbjt in Einzelheiten nicht eingeweiht und 
über die Abjichten und Beratungen des Minifteriums nur auf Hörenfagen 
angewiefen war. — Der Daritellung Schenfel® war übrigens jchon die 
eingehende, mit manchem urfundlichen Material ausgeitattete in der Mo— 
natsfhrift für die unierte evangel. Kirche, Bd. V, 1848, 
©. 2ö1 ff, vorausgegangen. 

g* 
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durch jeine Feder vermochte er zu wirkten. Wir haben jchon 
beobachtet, wie er in Berlin dem Unionsaufruf des Königs durch 
fein fraftoolles Auftreten die Wege gebahnt und dann das Recht 
der Union gegen Ammon und das Recht der pietätvollen Unab- 
bängigfeit von den jymbolischen Büchern gegen die wieder er: 
ſtarkende konfeſſionaliſtiſche Richtung verfochten hatte. Doch wurde 
ihm auch die Freude an der Union von vornherein durch den Un- 
willen über den ungeſchickten Eifer und den verjuchten Zwang der 
Behörden getrübt. Wir fennen auch fein Urteil über den Ent: 
wurf einer Synodalordnung. Mit großer Befriedigung hatte ihn 
dann der Verlauf der eriten Brandenburgifchen Provinzialiynode 
erfüllt, namentlich deshalb, weil fie die Aufhebung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments und feine Uebertragung an die Synoden 
gefordert hatte. Um jo mehr veritimmte und kränkte ihn die Nicht: 
achtung und Ungunft, die von oben den Synoden entgegengebracht 
wurde, und das immer deutlicher werdende Vorhaben, fie wieder 
einjchlafen zu laſſen. Das Erjcheinen der Agende erregte ihn tief; 
er äußerte fi) mit größter Geringichägung über „das Ding“, 
mit Entrüftung über den Berjuch, fie den Getjtlichen und Ge: 
meinden mittel3 offenen oder verhüllten Zwanges aufzjudrängen. 
Als die Sorge größer wurde, das „Machwerk“ fönnte doch all: 
gemein werden, griff er dann als ‚Pacificus Sincerus‘ in den 
Streit ein. Die Schrift richtete fich mit großer Schärfe gegen ein 
persönliches landesherrliches Kirchenregiment, gegen ein Kir: 
chenregiment des Kabinetts. Die ungeheure Gefahr für die Kirche, 
die darin lag, glaubte er nur auf die Weiſe abwenden zu Fönnen, 
daß der Gemeinde eine Verfaſſung gegeben würde, mittel derer 
fie ihre Angelegenheiten jelbjtändig verwalten fünnte, d. h. eine 
in fich abgejchlofjene vepräjentative Presbyterial- und Synodal: 
ordnung. 

Die Schrift war jo gut wie erfolglos. Ich bezweifle ftark, 
daß Eylerts Mitteilungen richtig find, wonach der König ſich bei« 
fällig darüber geäußert habe !). Tiefer noch bedrückte Schleier: 
macher, daß fein Proteft auch innerhalb der Geijtlichfeit feinen 


1) Gharafterzüge III, 1. ©. 362. 


Die Einführung der Agende. 133 


genügenden Wiederhall fand; bitter beklagte er fich über „die 
Mafje von Niederträchtigfeit, Kleinlichkeit und Unmifjenheit in 
allen kirchlichen Dingen, namentlich bei der Geiftlichkeit". Die 
Meiften beugten fich mit gebrochner Heberzeugung, als fie jahen, 
daß ihnen andernfalls die Ungunjt des Königs und des Mini- 
jteriums drohte. Beſonders erjchwerte feine Stellung, daß fein 
Spezialfollege an Univerjität und Kirche, Marheinefe, nicht nur 
fich jelbit zur Annahme der Agende bereit erklärt !), fondern auch 
in einer an perfönlichen Spigen und VBerdächtigungen gegen 
Schleiermacher reichen Schrift dejjen grundfäglichen Standpunft 
befämpft hatte. 

Nun durch die Konfiitorialverfügung vom 21. Juli 1825 zu 
abermaliger perjönlicher Entjcheidung gezwungen, antwortete er 
mit einer furzen männlichen Erklärung ?). Sie lief in den An- 
trag aus, den Gottesdienit in der Dreifaltigkeitsficche bei feiner 
bisherigen gejegmäßigen Einrichtung zu belafjen und zu bejchügen. 
Dieje Ordnung beruhe mit geringen, bei Einführung der Union 
gemachten und dem Konjiftorium vorgelegten Ergänzungen auf den 
Kirchengebeten Friedrich Wilhelms I. und defjen Agende, die zweifel- 
[08 obrigfeitlich genehmigt wäre. Uebrigens nehme er für fich in 
Anjpruch, diefe Ordnung ohne Enechtifche Buchjtäblichfeit gebrauchen 
zu dürfen. Außerdem würde nicht nur der reformierte Teil der 
Gemeinde die Entziehung der überfommenen Ordnung und Die 
Einführung einer dem Meßkanon ähnlichen Form als eine Beein— 
trächtigung empfinden, fondern aucd der längit ebenjo gewöhnte 
lutheriſche Zeil. 

Gleichzeitig mit Schleiermacher waren auch die übrigen Geiſt— 
lichen Berlins zur Erklärung aufgefordert worden, die die Agende 
bis dahin nicht angenommen hatten. Es waren deren 12°), Sie 


1) ch kann dabei nicht unterlafjen, mitzuteilen, daß Marbeinele feine 
dem Superintendenten eingereichte Erklärung über die Liturgie, worin er 
aufs fchärfite das jus lit. des Landesherrn, die Untertanenpflicht, fich den 
Anordnungen des Monarchen zu fügen, feine Inkompetenz, die Lit. zu 
beurteilen, und fein unbedingtes Vertrauen zur höchjten Autorität betonte, 
— am 11. Febr. 1824 dem König perfönlich zufandte 

2) 13. Sept. 1825; abgedrudt bei Yald, u. Leben in Br. IV, ©. 446 f. 

3) Berlin hatte damals 20 Kirchen mit 46 Geiftlichen; von dieſen 
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entichloffen fich, ohne Arg, daß ihnen dies übel gedeutet werden 
könnte, zu einem gemeinfchaftlichen Vorgehen und richteten am 
17. Oktober 1825 an das Konfiftorium eine von Hoßbach ver: 
faßte Eingabe mit der Bitte, dieſe dem Minijterium vorzu« 
legen '). 

Ihren Ausgangspunkt bildet die Minifterialverfügung vom 
4. Yuli, die die Geiftlichen vor die Alternative jtellte, entweder 
die neue Agende anzunehmen oder zum ftrengen, buchjtäblichen Ge— 
brauch der in verfafjungsmäßigem Wege früher eingeführten und 
mit landesherrlicher Genehmigung verjehenen Agenden zurückzu— 
kehren. 

Die Unterzeichner find nicht in der Lage, die neue Agende 
annehmen zu fönnen, ſie fühlen jich durch die Nichtachtung, wo— 
mit in der angezogenen Verfügung die die Agende verwerfende 
Anficht behandelt wird, gefränkt und wollen ihr Verhalten durch 
ihre gemeinfame Denkfchrift vor Mit- und Nachwelt rechtfertigen. 

Dieſe zerfällt in drei Teile. Im erſten erklären fich die Ver: 
fafjer mit ernften Worten zwar gegen Willlür, aber für evange- 
liche Freiheit, anerkennen die Notwendigkeit eines fejten Gottes: 
dienjttypus, fordern aber innerhalb desjelben das Recht der freien 
Negung und provinzieller Eigentümlichkeiten. Sie berufen ſich 
dafür auf die Gefchichte, jonderlich auf klaſſiſche Ausſprüche Luthers 
jelbit. Eine folche feſte Ordnung der liturgifchen Formen aber 
fönne nur von der Kirche felbit ausgehen, d. h. von jynodalen 
Beratungen. Die dargebotne Agende aber fei, wie e8 fcheine, 
nicht firchlichen und theologischen Urſprungs, fie habe jchwere 
Mängel, und daß ein großer Teil der Geiitlichfeit den anfänglich 
erhobenen Widerfjpruch zurückgenommen habe, jei nur den Droh— 
ungen und dem verjteckten Zwange zuzufchreiben, der nun in der 





hatten 20 die Agende angenommen und eingeführt, 10 fie angenommen 

und noch nicht eingeführt, 4 fie bedingt angenommen und 12 fie abgelehnt. 

Khre Namen: Schleiermacher (Dreifaltigkeit), Schulg (Sophien), Lisco 

(Gertrauden), Hoßbach (Serufalem und Neue), Schleemüller (desgl.), Pi— 

Schon (Friedrichswaifenhaus), Wilmfen (PBarochial), Gouard (Beorgen), 

Ideler (Sophien), Jablonski (Parochial), Hebel (Luifen), Noodt (Nicolat). 
1) Gedrudt Leipzig 1826, und bei Falck. 
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angezogenen Verfügung deutlich hervortrete, da jie nur die Wahl 
zwijchen der neuen Agende und der jtrenggenommen unmöglichen 
Wiederaufnahme alter Agenden laſſe. 

Im zweiten Teile werden eine Fülle einzelner jtiliftifcher und 
theologifcher Anjtöße aufgeführt, mit bejonderm Nachdruck der 
Erorzismus und der Ordinationseid angefochten, fodann aber als 
mit dem Wejen evangelijchen Gottesdienftes unverträglich befämpft 
die Zerreißung in zwei Teile, Altar: und Kanzeldienit, die An- 
pafjung an das altkatholiiche Mufter, die die Union und ihre 
liturgifche Fortbildung unterbreche, die Bafjivität der Gemeinde, 
die Verfürzung der Predigt und befonderd warm und dringend 
die Vernichtung des freien lauten Herzensgebetes des Predigers. 
Alles in allem trage der Gottesdienjt nach der Agende den Cha- 
after eines opus operatum und müſſe jich den Vorwurf der 
KRatholifierung gefallen laſſen. 

Der dritte Teil enthält das Schärfite Offen wird gejagt, 
daß der behauptete Umjchwung der Stimmung bei der Mehrzahl 
der Geiftlichen wohl auf nicht ganz reine Motive zurückgehe, frei: 
mütig betont das Unrecht, jo tiefgreifende Veränderungen ohne 
Zuftimmung der Gemeinden, ja, wie notoriſch jei, im Widerjpruch 
zu ihnen vorzunehmen. Den Schluß macht der Appell an das 
Konfiitorium, das Intereſſe der Geritlichen und Gemeinden in 
diefer erniten Sache kraftvoll und furchtlos zu vertreten. 

Die unterjchriebenen Geiftlichen an ſtädtiſchen Patronatskirchen 
teilten ihre Eingabe aucd dem Magiitrat mit und machten über: 
haupt fein Hehl daraus; jie erjchien wenige Monate nachher zu- 
jammen mit der Eingabe des Magijtrats vom 13. Juli 1824 im 
Drud'). 

Es iſt ſehr bezeichnend für Altenitein, wie er dieje Eingabe 
aufnahm. Er wußte doc zu gut, wieviel jachliches Recht auf 
jeiten der Unterzeichner jtand! Wäre es ihm wirklich an einer 
friedlichen und der Kirche heillamen Erledigung der ſchwierigen 
Sache gelegen gemwejen, jo hätte man denken follen, er würde dieje 
Eingabe dem König zum Beweiſe für die Unmöglichkeit der zwangs— 

1) Leipzig bei Kollmann, 1826. Ohne Wiſſen des Magijtrats, wie 
diefer dem Konſiſtorium mitteilte (28. Nov. 1826). 
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weiſen Durchjegung der Agende vorgelegt haben. Es konnte ja 
doc) ſeines Eindruds nicht verfehlen, wenn er hinzugefügt hätte, 
was unbejtreitbar war, daß unter den Unterzeichnern die ausge: 
zeichnetiten und angejehenjten Berliner Prediger waren !), Männer, 
aller Neologie jo fremd, wie Eouard, dejjen Predigten der Kron- 
prinz bejonders gern hörte, und Piſchon, der fich ſogar bei den 
Konventifelleuten der größten Sympathie erfreute?)! Statt defjen 
betrachtete Altenitein die Eingabe von vornherein unter einem rein 
polizeilichen Gefichtspunft. Er war höchit entrüftet darüber, daß 
die Unterzeichner hätten durch die Maſſe ihrer Stimmen wirken 
wollen und ihren Proteſt jogar dem Magiftrat mitgeteilt hätten, 
jodaß er auch auswärts nicht unbefannt geblieben fei. Dies könne 
nicht ungeahndet bleiben ?). Um jtrengere Maßregeln zu vermei: 
den, beauftragte er Ribbeck und Neander, mit den Unterzeichnern 
mündlich einzeln zu verhandeln und ihnen nahezulegen, „daß fie 
ihren Schritt wieder gut machten“. Er wollte dabei von der Er- 
örterung der Strafbarfeit ihres Verhaltens, wodurch jie ein ge 
fährliches „Beiſpiel der Zuchtloſigkeit“ gegeben hätten, ihre Stel- 
lung zur Agende ganz gejchteden wiljen, damit fie nicht als Mär: 
tyrer erjcheinen könnten. 

Zugleich wurde Schleiermacher aufgefordert, ſich amtlich zu 
erklären, ob er der Verfaſſer der Schrift des Pacificus Sincerus 
ſei, was er natürlich bejahte. Die Verhandlungen der Kommiſſare 
des Minifterd mit den einzelnen Unterzeichnern hatten feinen Er: 
folg. Etliche, jchrieb Altenftein *), haben fich gefügt, aber ganz 
1) Nicolovius an Altenftein, 20. Sept. 1825: „Die Agendenangelegen: 
beit in Berlin nimmt eine bedenkliche Wendung; grade Die bedeu- 
tendjten Männer erklären fich nicht nur verfchieden, fondern ab- 
lehnend“. Man beachte, daß Nicolovius mit Schleiermacher in freund: 
Ichaftlichjten Beziehungen ftand und ein regelmäßiger Dörer feiner Pre: 
digten war (Denkſchrift, ©. 317; Leben in Pr. Bd. 2, S.390 u. ©. 402). 

2) ©. die Eingabe Elsners bei Wangemann, Kabpol., S. 138. Es iſt 
ein fchwerer Jrrtum Wangemanns, der feine ganze Darftellung trübt, 
wenn er in den Zwölfen die Häupter einer neologifchen oder liberal-ra- 
tionaliftifchen Oppofition fieht. 

3) Nach einem Brief Altenjteins an Schilden v. 4. März 1826. 

4) In demfelben Briefe. 
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widerjpenftig jei Schul geweſen, darauf haben auch die erjteren 
ihre „vernünftige” Erklärung wieder zurückgenommen. Sn der 
Tat hatte ſich Schul in einer Eingabe vom 8. Februar 1826 nach— 
drüclich über feine Behandlung durch die Kommifjare des Mini: 
fters, fonderlich durch Neander, bei ſeiner Vernehmung am 
3. Februar 1826 bejchwert. 

Dem Könige hatte Altenjtein von der Eingabe der Zwölfe 
feine Mitteilung gemacht. Sein Wunjch war, das Feuer im Ge- 
heimen auszulöjchen. Deshalb jcheute er jich auch, troß der Er: 
folglofigfeit dev Bemühungen feiner Kommifjare mit ftrengen Schrit: 
ten vorzugehen, um nicht, zumal vor dem Dijterfeit, „eine Beun— 
rubigung der Gemüter heraufzuführen” '). Aber der König erfuhr 
doch von dem Vorgehen der Zwölfe. Wisleben, der während der 
ganzen Zeit mäßigend auf ihn eingemwirft und fich dabei auch nicht 
durch Briefe Eylert3 hatte ftören lajjen, worin diejer gegen die 
„tückiſchen“ Geiftlichen hetzte, war durch Schul gebeten worden, 
die Eingabe zur Kenntnis des Königs zu bringen. Dazu entichloß 
er fich nun freilich nicht, aber er regte die Zwölfe zu einer neuen 
direft an den König gerichteten Vorjtellung an, die er diejem vor— 
legte. Sie iſt von Schletermacher verfaßt und vom 1. März 1826 
datiert ?), im Ton ruhig, bejcheiden und voller Ehrfurcht, in der 
Sache ebenjo fejt und entjchieden, wie die Eingabe vom 17, Okto— 
ber 1825. 

Ihr Inhalt ift kurz dieſer ): | 

Die Berjchiedenheit der gottesdienftlichen Formen habe feines» 
wegs abgenommen, man habe nur eine Form mehr, auch werde die 
Liturgie, wo fie angenommen jet, trogdem ſehr willfürlich ge— 
braucht. 

Außerdem iſt eine Unmwahrbeit in der Behandlung der Sache einge: 
rijjen, welche es unmöglich macht, auf einen begleitenden göttlichen Segen 
fromm zu vertrauen. Denn teils haben fich die Geiftlichen bei Annahme 
der neuen Agende von dem zwar natürlichen, aber in einer Sache, wo 
alles Perfönliche gänzlich beifeite gefegt werden muß, nicht zu rechtferti= 


1) Alles nach demfelben Briefe. 

2) Gedr. bei Fald und in Schl’S Leben in Briefen Bd. IV, ©. 450 f. 

3) Die eingefügten Zahlen beziehen fich auf Die Randbemerkungen des 
Königs unter den Beilagen Wr. 10, 
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genden (1) Beftreben, fich ihren Vorgefegten gefällig zu ermweifen, leiten 
lajjen, teil® aber haben die Vorgefegten die Mittel, durch die auf die 
Untergebenen gerirft worden iſt, allzufehr vervielfältigt, welches wohl, 
da fie von der Borausfegung ausgingen, dab der Widerjtand der letztern 
in feiner Ueberzeugung begründet fei, erflärt werden fann, aber auf diefem 
Gebiet doch immer fehr bedenklich erfcheinen muß. Zudem find die Ver- 
hältniffe der Gemeinen zu ihren Seelforgern häufig auf das Betrübendjte 
zerrilfen, fo daß die Wirkſamkeit der Geiftlichen namentlich in dieſem 
Stüd ganz gelähmt iſt, indem aus begreiflichen Gründen bei den Gemeinen 
das Vorurteil obmwaltet, daß, wo ein Geiftlicher für die neue Liturgie ar: 
beitet, er dabei zunächit nur (2) feinen eignen Vorteil und feine äußre 
Ehre berüctfichtige. Unter den Geijtlichen felbjt aber iſt ein offener Zwiſt 
ausgebrochen, der nun dejto mehr in Leidenfchaftlichfeit und Parteiung 
auszuarten droht, als diejenigen, welche ihre Ueberzeugung von der Ans 
nahme der Liturgie abhielt, fich zugleich auf alle Weife äußerlich zurück— 
gejegt jehen (3); kurz es iſt eine Zeit allgemeiner Prüfung und Sichtung in 
unfrer Landesfirche eingetreten (4). 

Die Hindernisse gegen Einführung der Liturgie find 
nicht Eigenfinn der Geijtlichen, fondern die pflichtmäßige Rückſicht 
auf die Gemeinden. Die Bollsmeinung in allen (5) Gegenden 
mit gemifchter Bevölkerung ift dagegen wegen der Aehnlichkeit 
mit dem Meßkanon (6) der Nömijchen Kirche. Allerdings haben 
auch viele der ältejten Iutherifchen Liturgien diejelbe Geſtalt ge: 
habt. Aber man hat bald eingejehen (7), daß dieje Kompofition 
durch das Unterbleiben der Meßhandlung, womit fie genau zu: 
fammenhängt, ihre Bedeutung verloren hatte. Es entitand eine 
jpätere Form evangelifcher Liturgien, worin fich die Gebete an 
die biblische Verleſung anjchloßen, und zwar nicht mehr als 
eines vor und eines nach derjelben. Der Widerjtand in Schle: 
jien, Preußen, Rheinland wird nicht anders (8) zu über: 
winden fein, als daß man die Liturgie diejer Form annäbert. 
Ferner nimmt die Liturgie zuviel Zeit in Anjpruch (Filialen!). 
Die abgekürzte Liturgie müßte als gleichwertig (9) bezeichnet, even: 
tuell eine Verlefung für genügend erklärt werden. Auch jollte mit 
Rückſicht auf die Neformierten der Perikopenzwang (10) fort: 
fallen, daS Fürbittegebet, damit der Altardienjt nicht zu lang 
werde (11), auch nach der Predigt gehalten werden dürfen, die 
Ehorgejangftüce freigegeben werden. Endlich findet die Liturgie 
Widerfpruch, wo fejte Formen jeit langer Zeit bejtanden haben, 
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und den Gemeinden teuer find; 3. B. die reformierten (12) Litur— 
gien. Das Empfehlensmertefte jei die Anfertigung eines corpus 
liturgieum für jede Provinz mit der neuen (13) Liturgie in beiden 
Gejtalten, der provinziellelutherifchen und der allgemeinen refor— 
mierten zum wmechjelnden Gebrauch der Prediger. 

Ueber den zweiten Teil der Agende wird gelagt: 
Die Formulare widerfprechen in vielen Stücden der Union; 
Erorzismus und Kreuzichlagen müfjen den Reformierten Anftoß 
geben. Ferner müßten die Formulare viel mannigfaltiger fein (14), 
die Konfirmation jollte man jedem Gerftlichen freigeben, das Or: 
dinationsformular fortlajjen, mindejtens den Eid darin abändern. 

Zum Schluß bitten die Unterzeichner, daß in dem Gefeß, womit 
die neue Agende allein eingeführt werden könne, der Grundjaß 
der Buchitäblichfeit (15) gelinde deflariert werde. Die Sank— 
tion des Königs follte nicht ohne Mitwirkung einer Kommiſſion 
(16) von Geiftlichen in jeder Provinz erfolgen, welche entweder 
von den Geiftlichen fynodaliter gewählt, oder von den Konſiſtorien 
berufen jind; und es jollte aleich von vornherein fejtgefegt werden, 
daß etwa alle 20 Fahre eine (17) Reviſion der Agende vorge: 
nommen werden müſſe. 

Leider hatte ſich Witzleben volljtändig in der Hoffnung ge: 
täufcht, durch diefe Vorftellung den Sinn des Königs den Zwölfen 
günftiger jtimmen zu fönnen. Im Gegenteil, der König empfand 
ihren inhalt wie eine perjönliche Beleidigung. Frechheit, Inſolenz, 
Anmaplichkeit, Eitelkeit, Maulerei, Widerjpenitigkeit: das find 
nur einige Ansdrüde aus den Randbemerkungen!), womit der 
König fie verfah. Entrüftung, Hohn und Geringſchätzung jpiegeln 
ji darin. Unfinn über Unſinn — bemerkte er zu den ruhig und 
ernſt vorgetragenen Tatſachen und Gründen. E8 ijt ein eigen: 
tümliches, aber tief jchmerzliches Bild, das diejes Nencontre des 
mwohlmeinenden aber übelberatenen und laienhaft ununterrichteten 
Königs mit dem charaftervollen Erneuerer der evangelifchen Fröm— 
migfeit und Theologie bietet ! 

Scdilden überjandte die mit dieſen Randbemerkungen ge: 


1) ©. unter den Beilagen Nr. 10. 
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ſchmückte Borftellung in des Königs Auftrag an Altenftein, zu: 
nächſt nicht amtlih, nur um defjen Meinung zu hören. Und 
Altenftein fonnte fich in feiner Antwort!) nicht genug tun in Ent- 
rüjtung „über den frevelhaften und liftigen Verjuch, bei dem Könige 
durchzufegen, was bei ihm nicht erreiht war." Gr empfahl 
dringend, daß der König gar nicht darauf eingehe, vielmehr den 
Zwölfen nur feine Mißbilligung ausdrüde, „über einen jolchen 
Zufammentritt von Geiſtlichen, nicht um Schwierigfeiten zu be- 
jeitigen, fondern zu erregen und zu verſtärken“. Wieder ver: 
mied er ein Eingehen auf die einzelnen Bejchwerdepunfte der 
Eingabe. Summarifch tat er jie als verfehrt ab. Nur eins bob 
er heraus, wohl um einem Mißtrauen des Königs gegen feine 
Berichte über den fortjchreitenden Erfolg der Agende zuvorzukom— 
men: es jet nicht wahr, daß die Agende nirgends ohne Abwei— 
chung gebraucht werde; allerdings hätten manche Geiftliche jie nur 
nach und nach einführen können. 

Nac Kenntnisnahme der Auffafjung des Minifters ließ der 
König ihn auch amtlich von der Vorjtellung der Zwölfe in Kennt: 
nis jeßen. 

Inzwiſchen hatte die Bublifation der Eingabe an das Mint: 
jtertum vom 17. Oftober 1825 durch den Druck dem Minijter die 
Handhabe zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen die 
Zwölfe geboten. Das Konfiftorium forderte von jedem von ihnen 
eine Erklärung auf Amtseid, ob er an dem Abdrud teil hätte; alle 
erklärten, daß fie in der Tat ihre Zuftimmung dazu gegeben und 
fi) dazu berechtigt geglaubt hätten. — Sch bemerfe hier, daß 
am 12, April 1822 eine KO das förmliche gerichtliche Verfahren 
gegen Geijtliche nach dem ALR aufgehoben hatte?). Remotionen 
der Geiitlichen feien auf Antrag der Konftjtorien von den Provin— 
zialbehörden auszufprechen. Die endgültige Enticheidung war in 
die Hand des Miniſters gelegt worden. 

Ehe wir aber von dem weiteren Verlauf des eingeleiteten 
Verfahrens berichten, muß von einem weiteren Schritt der Regie: 
rung die Nede fein, der zu dem indirekten Zwang der Verfügung 


1) 3. 4. März 1826; dies ift der Brief, aus dem fchon oben zitiert ift. 
2) ©. Barrentrapp, Koh. Schulze, S. 334, und Kap. 6. 
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vom 4. Juli 1825 einen noch viel jchärferen direkten binzufügte 
und den Kampf gegen dies Verfahren auf jeine legte Höhe brachte. 

Es war die Ungeduld des Königs perjönlich, die dazu führte, 
Die Verfügung vom 4. Juli 1825 war noch nicht acht Tage an 
der Deffentlichkeit, ihre Wirkung noch nicht abzujehen, al3 Alten- 
ftein am 9. Juli vom König eine KO empfing, worin im An- 
ihluß an eine andere Angelegenheit — die Wiederbejegung der 
Stelle des Pommerſchen Generaljuperintendenten Ringeltaube — 
en passant folgendes gejagt wurde: 

Sch will Sie zur Beförderung der Angelegenheit der Agende be- 
auftragen, bei der Wiederbejegung erledigter evangeliicher Pfarritellen 
darauf zu halten, daß nur jolche Kandidaten dazu gelangen, die ſich 
zur Unnahme der Agende und Einführung der Liturgie bereit erflären, 
und daß feinem neu eingelegten Pfarrgeijtlichen eine Abänderung der 
in der Agende vorgeichriebenen Form des Wotteödienjtes und der Amts- 
verrichtungen da, wo die Agende bereit3 angenommen iſt, unter dem 
etwaigen VBorwande, daß er dieſe Vorfchriften nicht angenommen habe, 
geitattet werde. 

Als Nicolovius diefe KO zu Geficht befam, fühlte er jich ge: 
drungen, aus der Reſerve herauszutreten, die er bei den Beratungen 
zwifchen Altenjtein und Neander über die Verfügung vom 4. Juli 
beobachtet hatte. Er legte Altenftein feine Bedenken gegen diefe 
KO vor: 

Abgeſehen von den geheimen Folgen auf Gewiffenhaftigfeit und Ge: 

wijjenlojigfeit werden die fichtbaren Folgen fein ein fcharfes Abfondern 
der reformierten Gemeinden und Streit mit den Patronen. 
In der Agende jei doch manches enthalten, was den Wider: 
Ipruch jehr begründet erjcheinen lafje. Die KO fei wohl im Milt- 
tärfabinet ausgefertigt. Altenjtein möge doch ja Aufichub er: 
wirken, — das fei der Wunjch der ganzen geijtlichen Abteilung, 
und zugleich empfehlen, den bejtehenden Abendmahlsritus nicht 
anzutaiten }). 

Die daraufhin von Altenftein geforderten Bota von Neander 
und Ehrenberg erklärten fich gleichfalls beide gegen die Ausführung 
der KO. Neander hob hervor, ſelbſtverſtändlich müßten neue 
Pfarrer in Gemeinden, wo die Agende bereits angenommen jet, 


1) Brief von Nic, an Alt. vom 22, Juli 1825. 
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ſich nach ihr richten, dies bedürfe feiner ausdrücklichen Verordnung. 
Auf diefem Standpunkt hatte da3 Miniftertum jchon längjt ge— 
itanden!). Doch hatte es zugleich geurteilt: 

Solange die Annahme und Einführung der neuen Agende der freien 
Entſchließung der Geijtlichen überlaſſen ift, folgt im Fall der Berfegung 
eines Predigers Daraus, daß er bei jeiner bisherigen Gemeinde die Agende 
eingeführt bat, nicht, daß er Dazu auch bei feiner neuen Gemeinde ver: 
bunden fei. 

Weiter führte Neander aus: Sollte die Berbindlichkeit zur 
Annahme der Agende etwa nur auf Stellen Königlichen Patronats 
bejchränft werden, jo fei das einerfeit3 bedenklich, weil es einen 
unliebfamen Unterjchied ftatuiere, anderſeits zwecklos, da dann die 
Brivatpatronatjtellen erft recht widerjpenjtig werden würden. Eine 
allgemeine Verpflichtung fei nur Durch Geſetz angängig. Die 
bloße Forderung eines DVerjprechens des Kandidaten würde die bis 
jet joviel ald möglich umgangne Frage: wieviel bei der freimilligen 
Annahme der Agende auf die Einwilligung der Gemeinde an— 
fomme, jcharf herausjtellen und auf die Spite der Entjcheidung 
führen. Der bisherige, mit gutem Erfolge begangne Weg, die 
Agende durch Anregung des freien Entjchluffes zu verbreiten, aber 
würde dadurch unterbrochen werden. Bon der Anwendung von 
Gewalt jeien nur unliebjame Händel zu erwarten. — Schade 
nur, daß Neander diefe Gründe nicht jchon vor jeinem Plane vom 
April und Mai 1825 erwogen hatte, gegen den fie fich mit nahezu 
dem gleichen Gewicht hätten geltend machen lafjen! 

Noch viel entichtedner votierte Ehrenberg : Ein folches Ver: 
jprechen würde das Gewifjen der Nedlichen mit einem unerträg- 
lihen Druck belajten, und es würde das Bertrauensverhältnig 
zwijchen Geiftlichen und Gemeinden zu zeritören geeignet jein. In 
den wejtlichen Provinzen aber könnten die Folgen gradezu fein, daß 
fih die Gemeinden von den Geijtlichen zurückzögen. 

Altenftein konnte nun nicht anders, als dieje Bedenken dem 
Könige vortragen. Er tat dies in einem \jmmediatbericht vom 
29. Oftober 1825, worin er die in der KO befohlene Maßregel 
nur durch Geſetz für vollziehbar erklärte. Dann fuhr er fort: 





1) Verf. an das Konf. zu Magdeburg vom 14. Oft, zu Königsberg 
vom 21. Oft. 1824; weiterhin Verf. vom 29. Oft. 1825 (Annalen S. 1015). 
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E 8 M. muß ich aber ehrfurchtsvoll anheimitellen, ob Allerhöchit- 
diefelben die Erlaffung eines folchen Geſetzes, welches den bisherigen Gang 
diejer Angelegenheit im Wege der freiwilligen Annahme der Agende teil: 
weife wefentlich verändern würde, jchon jebt zu befchließen oder dielelbe 
vielleicht bis dahin auszufegen geruhen wollen, bis die Beratungen der 
nach Allerhöchitdero Abſicht zu berufenden Generalfonftitorien für die ein- 
zelnen Provinzen ftattgehabt, und E. K. M. definitive Befchlüffe über die 
Refultate derfelben befannt gemacht worden find. Ohne Zweifel werden 
dann die Bedenfklichkeiten, welche bisher manchen ſonſt wohlgefinnten 
Geiſtlichen von der freiwilligen Annahme der Agende zurüdgehalten haben, 
bejeitigt, manche irrige Anfichten berichtigt fein, und vielleicht niemals 
oder doch weit jeltner, wie es jebt noch gejchehen könnte, der Fall ein: 
treten, daB ausgezeichnete, tüchtige und qutdenfende Geijtliche aus über: 
wiegenden Gründen den Gebrauch der Agende ablehnen zu müſſen glaub> 
ten und deshalb für den Dienjt der Kirche verloren gingen. 

Auf eine folche allgemein günjtigere Stimmung für die gute Sache 
würde ich vorzüglich dann mit voller Zuverficht rechnen, wenn ©. 8. M. 
allergnädigit geruhten, bei den vorerwähnten Beratungen auch eine noch: 
malige Durchficht und Erörterung des Inhalts und der Drdinations- 
formel und des von den Geiltlichen zu leiftenden Dienfteides zu be— 
fehlen. Die Berpflichtung auf die in der evangelifchen Kirche allgemein 
angenommenen fymbolifchen Bücher, welche in der lutherifchen und in der 
reformierten Kirche nicht Die nämlichen und in ihrem Anbalte zum Zeil 
einander entgegen jind, befchwert das Gewiſſen manches noch nicht zur 
Union reifen und geneigten Kandidaten und Geiftlichen; noch Mehrere 
jtoßen fich daran, daß dieſe ſymboliſchen Bücher eine Glaubensnorm ge- 
nannt würden, da nach dem evangelifchen Lehrbegriff allein und aus: 
Schließlich die Hlg. Schrift Norm des Glaubens ſei, die Belenntnisjchriften 
aber nur Zeugnifje desjelben wären und nur eine Norm der Lehre ge: 
nannt werden könnten. Eine etwas veränderte Faſſung diefer Stelle würde 
in Berbindung mit der fchon früher E. K. M. von mir ehrfurdhtsvoll in 
Antrag gebrachten Modifitation, daß den noch nicht unierten Predigern 
und Gemeinden, um nicht indirefte zur Annahme der Union gezogen zu 
werden, einjtweilen die Beibehaltung des bisherigen lutherifchen oder re 
formierten Abendmahlsritus gejtattet wäre, gewiß viele Beſorgniſſe ent: 
fernen, der Agende viele Freunde erwerben und mwejentlich dazu beitra= 
gen, ihr den Weg zur allgemeinen dankbaren Anerkennung und Annahme 
zu bahnen. 


Insbeſondere würde ein Geſetz über die Annahme der Agende 
heftigen Widerſpruch in Wejtfalen und dev Rheinprovinz hervor: 
rufen. Altenftein empfahl deshalb dringend, davon abzujehen 
und fürs erjte nur eine Belehrung der Kandidaten anzuordnen. 
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Einen gewiſſen Erfolg hatte diefe Vorjtellung, aber doch längjt 
nicht den gewünſchten. Wielleicht hätte fie kräftiger gewirkt, hätte 
Altenftein auch die moralifchen Bedenken, die Nicolovius und 
Ehrenberg geäußert hatten, mit vorgetragen. Aber von diejer 
Seite ijt dem Könige die Sache leider niemals beleuchtet worden. 
Die antwortende KO vom 27. Februar 1826 lautete: 

Wo die Agende angenommen it, darf nicht wieder Davon abgegangen 
werden. Wenn alfo an einer jolchen Kirche eine Pfarritelle erledigt wird, 
darf der Geiftliche, welcher fie erhält, den Gebrauch der Agende nicht 
wieder einjtellen, auch in der darin vorgefchriebenen Form des Gottes— 
dienjtes und der Amtsverrichtungen nichts ändern. Wenn demnach ein 
Kandidat des Predigtamts zu einer folchen Pfarre voziert wird, muß ihm 
dies befannt gemacht werden, und er fann die Pfarre nur erhalten, wenn 
er fich verpflichtet, Die an Diefer Kirche angenommene Agende unabgeän: 
dert zu befolgen. Eben dielelbe Beitimmung findet jtatt, wenn ein Pfarr: 
geiftlicher von einer Kirche, in welcher die Agende noch nicht angenommen 
ift, zu einer andern verfeht wird, in welcher fie angenommen worden; er 
muß die gedachte Verpflichtung eingehen oder auf feiner Stelle bleiben. 
Mird ein Kandidat des Predigtamts zu einer Pfarre an eine Kirche be— 
rufen, in welcher die Annahme der Agende noch nicht erfolgt iſt, fo Toll 
er zwar zur Beförderung ihrer Annahme angemahnt und nötigenfalls, 
wie Sie vorschlagen, über feine Bedenken belehrt, es foll ihm aber die An: 
nahme der Agende nur da zur Bedingung gemacht werden, wo feine 
landesherrlich genehmigte Agende bisher eingeführt ift. 

Hierdurch werden fich die in Ihrem Bericht vom 29. Dt. v. %. auf: 
getellten Zweifel erledigen, auch ift durch die Annahme der Agende der 
Unionsritus des Brotbrechens nicht als Bedingung ihrer Annahme ange: 
ordnet worden. Was aber die Abänderung des Ordinationdeides betrifft, 
fo nehme Ich vorjegt noch Anſtand, darüber etwas feitzufegen, und bes 
merke fchließlich nur noch, daß die vorgedachten Beitimmungen ohne Un- 
terfchied, ob die erledigte Pfarre Kal. oder ftädtifchen oder gutsherrlichen 
Batronats ijt, gelten, und daß felbige fich von felbit erledigen, wenn als 
Nefultat des ganzen bisherigen Verfahrens die Einführung der Agende 
mit mehr oder weniger Modififationen, wenn auch nur fürs erjte provin- 
zial, erfolgt fein wird. 

Durften die ſchweren moralifchen und rechtlichen Bedenken 
des Miniſters und feiner Näte damit erledigt jein? Mußten fie 
nicht ihre Hand verfagen, wenn fie die demoralifierende Wirkung 
eines jolchen Befehls vorausfahen? Sietaten es nicht. Am 14. April 


1826 erging eine auch im Ton jchroffe Verfügung ') an alle Kon» 
1) Ramps, Annalen, 1826, ©. 348, 
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jiftorien und Regierungen, worin genau nach der Worjchrift der 
KO angeordnet wurde: 1) Wo in einer Gemeinde die Agende 
bereit3 angenommen it, gilt als Bedingung zur Erteilung der 
Pfarre die Uebernahme der Verpflichtung, die Agende anzunehmen; 
2) Wo fie noch nicht angenommen ift, aber auch feine notorisch oder 
nachweislich landesherrlich genehmigte Agende beiteht, gilt dasjelbe; 
3) Bei der Bejegung der Predigerjtellen an jolchen Kirchen, mo 
eine ältere, landesherrlich autorifierte Agende eingeführt und bisher 
unverändert gebraucht iſt, joll.den zu bevufenden Getjtlichen zwar 
die Annahme und Einführung der erneuerten Agende nicht zur Be: 
dingung ihrer Anftellung gemacht, fie jollen aber dazu ermahnt und 
über ihre Zmeifel und Bedenklichfeiten gründlich belehrt werden. 
Kann man ſich wundern, daß dieje Verfügung, als fie be: 
fannt wurde, weithin Entrüftung emporrief? Das war doch 
offenbar Zwang in Glaubens: und Gewiſſensſachen! Nicht nur in 
den ficchlichen Zeitjchriften erjchienen ſcharfe Kritiken, fondern auch 
in den Behörden regte fich energifcher Widerſpruch. Einen ernten 
und entjchiedenen Proteſt jandte der ſächſiſche Oberpräfident von 
Klewiz an Altenftein, — angeregt durch einen die Gewiſſensbe— 
denten der Lutheraner gegen den Abendmahlsritus warm und 
jromm hervorhebenden Bericht des alten Nitzſch in Wittenberg’). 
Noch viel bitterer lautete die Klage, die am 14. uni 1826 der 
Berliner reformierte Superintendent Marot einreichte, der fich bis 
dahin von dem Vorgeben der Zwölfe zurücgehalten hatte. Er 
erklärte, e3 fei eine Gemijjensbedrücung der reformierten Kon: 
jeffion, die Uebertragung eines PBfarramts von der Annahme der 
Agende abhängig zu machen, da dieje dem Lehrbegriff und Ritus 
der reformierten Kirchen widerfpreche, was er jelbit in dem Aus: 
zug aus der Liturgie, in Einzelheiten des Tauf: und Abendmahle: 
formulars, ganz bejonders aber im Ordinationseid nachwies, 
Soll e8 bei jener Verfügung bleiben, fo befindet fich die reformierte 
Kirche in Gefahr, unterzugehen; fie wird genötigt, zur Iutherifchen über: 


1) Vom 20. Januar 1826. Dennoch wurde die Liturgie gegen Heubners 
und Nigichs Widerjpruch am 15. Mai 1526 in der Schloffirche zu Witten- 
berg eingeführt. Beide Geiitlichen fehlten; ein Hilfsprediger mußte Die 
Liturgie, ein Kandidat die Predigt halten. 


Averiter, Entftehdung der preuß. Sanbestirde. II. 10 
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zutreten, und fie genießt nicht mehr die Glaubens: und Gewijjensfreibeit, 
die ihr bisher von den Preußilchen Negenten gewährt wurde. 
Ueberdies zerjtöre die Verfügung das Werk der Union. 

Mit diefer Eingabe machte es Altenjtein anders, al3 mit der 
eriten Boritellung der Zwölfe vom 17. Oftober 1825. Er legte 
jie dem Könige vor und jchilderte dabei ihren Urheber als einen 
ausgezeichneten und verdienten Theologen. Und merkwürdig ! 
obgleich die Eingabe doch durchaus der Borjtellung der Zwölfe 
entfprach, wies der König fie nicht als Geihwäß und Nedensarten 
des Widerjpruchsgeiftes ab. Er beauftragte nicht nur Eylert, ein 
Schreiben an Marot zu entwerfen, das dann freilich nicht zur Ab: 
jendung fam!), jondern er ging auch endlich auf den Gedanken ein, 
die Bedenken wegen des Ordinationseides wegräumen zu lafjen: 
Eylert und Neander erhielten den Auftrag, unter Zuziehung der 
Domprediger Strauß und Theremin das Ordinationsformular um: 
zuarbeiten. 

Bor allen anderen aber fühlten jich die Zwölfe durch die 
Verfügung vom 14. April herausgefordert, und auch durch die 
eingeleitete Unterfuchung liegen fie fi) — Ehre ihrem Andenken! 
— nicht abhalten, abermals laut und klar ihre Stimme zu er: 
heben. In jeder Zeile ihrer gemeinfamen, wieder von Schleier: 
macher verfaßten Boritellung an den Minifter vom 27. Juni 1826 ?) 
jpürt man den Schlag eines in heißer Liebe zur evangelifchen 
Kirche und in jchwerer Sorge um die Gewiſſensfreiheit und 
Wahrhaftigkeit ihrer Diener zitternden Herzens: 

Jeder, dem die Aufrechterhaltung und förderung des evangelifchen 
Ghriftentums eine ernite und heilige Angelegenheit it, kann nicht anders, 
als mit blutendem Herzen an die Folgen diefer Verfügung denken, und 
muß über die Art, wie die Agende in Gang gebracht werden foll, wahr: 
haft erjchreden. 

Einen legten Angſtruf wollen die ‘Betenten an den Miniſter 
richten. Und nun legen fie mit durchbrechender Entrüftung dar, 
wie die Verfügung die Geritlichen und bejonders die armen Kan: 


1) Bei Wangemann, Kabpol., ©. 122. ch habe es nicht vor 
Augen gehabt. 

2) Gedruckt bei Fald, in den Krit. Jahrb. von Nöhr, Bd. 7, 
9.5, und Leben in Br. IV, ©. 59 ff. 
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idaten zur Gewiſſenloſigkeit verführen müſſe. 
Wir fagen unummwunden und find gewiß, daß Ew. Exzellenz innere 
eberzeugung damit übereinjtimmt (das war in der Tat fchneidendı, daß 
reformierte Prediger, welche die Agende angenommen, auf dem Stand- 
punkt ihres Bekenntniſſes und ihrer Kirchengemeinfchaft und der von ihnen 
befchworenen Confessio Sigismundi nicht fejtgeblieben find. 

Dieſe Beeinträchtigung der reformierten Gemeinden verfehre 
die Union in das Gegenteil ihrer erjten Abjicht. Denn damals 
fei die Abficht gewejen, daß der reformierte Typus neben dem 
lutherischen fortbeitehen ſolle, bis vielleicht allmählich eine größere 
Ausgleichung der Gebräuche, aber gewiß nicht in Der von der 
Agende beliebten Richtung, bewirkt worden wäre. Wenn dies 
dem Könige eindringlich aber ohne Wirkung dargeitellt, wenn 
ihm ein Erfolg der Agende vorgeipiegelt jei, den man Fünjtlich 
gemacht habe, wenn auf jchwache Gemüter durch unlautve Mittel 
eingewirft jei, „Jo möge vor®ott verantworten, wer 
es verihuldet hat!“ Die lebte Verfügung aber, die von 
einem wirklichen Zwange nicht mehr zu unterjcheiden jei, was für 
Ausfichten biete jie für unfer Firchliches Leben, welchen Geift werde 
jie im getitlichen Stande züchten ! 

Dies ift nur ein Teil der Folgen, welche jich aus der in Nede jtehen: 
den Veränderung allmählich entwiceln werden, und Ew. Grzellenz fehen 
dieje gewiß ebenfo jicher voraus, wie wir. Unter Ihren Aufpizien aber 
aejchieht das alles! Wollen Sie in der Gejchichte der Ktirche Ihren Na: 
men genannt haben in Verbindung mit diefem Häglichen Verfall?! Auf 
Ihnen allein ruhet bei der Gejtalt, welche die verwaltenden Behörden 
erhalten haben, und welcher leider! die Firchlichen Angelegenbeiten auch 
unterworfen worden find, die unmittelbare Verantwortlichkeit! Mollen 
Sie jie vor der Welt nicht nur, fondern auch vor Gott übernehmen ? 
Die Unterzeichner wollen jie nicht mit tragen. Sie bitten da- 
ber, der Miniſter möge bei dem Könige voritellig werden, daß 
entweder die Annahme der neuen Agende, wie es anfänglich war, 
der Weberzeugung eines jeden anheim geitellt würde, — oder, 
wenn dies nicht bewilligt werde, die Union wieder aufgelöjt und 
jeder Geiftliche in integrum reftituiert würde, damit mwenigitens 
der reformierte Gottesdienjt die Zuflucht aller der evangelifchen 
Ehrijten bleibe, welche die neue Agende ihrer veligiöfen Anficht 
nicht angemefjen finden. 

10* 


148 Kapitel 5. 


Sollte auch diefer Wunſch nicht erfüllt werden, jo müßten 
ſich die Unterzeichner doch von allem ferneren Anteil an der Union 
losjagen. 

Doch als diefe Eingabe an das Minijterium und bald da- 
vauf an die Deffentlichfeit gelangte, war bereit3 die Wendung 
eingeleitet, die den aufs äußerſte zugejpisten Konflift zwar nicht 
zur Entjcheidung brachte, aber auf den Weg einer Berlegung 
durch erträglichen Kompromiß hinüberführte. 

Schon am 25. Dezember 1825 hatte eine KO des Königs 
auf Grund eines abermaligen Berichtes des Pommerſchen Ober: 
präjidenten die Abfaſſung eines Nachtrags für die Provinz Pom— 
mern bejohlen. Am 3. Mai 1826 konnte Altenjtein dem König 
die von dem dortigen Konjiftorium gejtellten Nenderungs- und 
Grgänzungsanträge unterbreiten. Am 9. Mai überreichte Neander 
Scilden den Entwurf zu einem Taufformular aus dem Stand: 
punft der reformierten Konfeffion nach dem Mufter eines Cal: 
vinischen Formulars in der Pfälziſchen und der Breußijchen refor- 
mierten Agende. Wenige Wochen nachher trat die Kommilfion 
zur Beratung des Ordinationsformulars zufammen. Obwohl Ey: 
lert, dem ſich Theremin anjchloß, zuerft gegen Neander und Strauß 
die AUenderungsbedürftigkeit des Formulars verneinte!), gab er 
nach lebhaften Debatten ‚doch endlich nach, daß der Ausdruck 
„Blaubensnorm“ umgejtaltet werden müfje?). Der gemeinjfame 
Bericht *) der vier Kommiſſare erklärte außerdem die Faſſung der 
Belenntnisverpflichtung für unvereinbar mit dem Stand des Unions— 
werfes, und nicht nur einzelne Ausdrüde in dem Homagialeid, 
jondern dieſen jelbjt in jener Berbindung mit dem Ordination: 
eid aus etbifchen und hiftorischen Gründen für unangebracht. Sie 
jchlugen deshalb vor, entweder das Ordinationsformular — jedoc) 
nach Korrektur des Wortes Glaubensnorm — für fafultativ nad) 
dem Wunſch des Ordinanden, und zwar nur in unierten Gemeine 
den, zu erklären; oder aber das Ordinationsformular zwar als 


1) Val. Eylerts Gutachten in diefem Sinne v. 28. Januar 1826 (bei 
Wangemann, Kabpol., ©. 288). 
2) Schreiben Neanders an Altenitein v. 29. Yuli 1826. 


3) Vom 24. Juli 1826; ſ. unter den Beilagen Wr. 11. 
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obligatorijch beizubehalten, aber den außerdem umgejtalteten und 
den Stande der Union angepaßten Eid davon ganz abzutrennen 
und vor die Behörden zu verweijen. 

Endlich fam in diefem Bericht auch die Angſt zu Worte, die 
der Proteſt der Zwölfe erregt hatte, die Angjt vor einer Sepa- 
ration der reformierten Gemeinden. Die Kommifjare gaben des— 
halb ihren Herzen einen Stoß und baten, der König möge, um 
den unüberwindlichen Bedenken dev Neformierten entgegenzufom: 
men, die Einfügung einiger älterer veformierter Formulare für 
Amtshandlungen in die Agende geitatten. 

In einem Separatgutachten erbrachte Neander überdies den 
Nachweis, daß im 16. Jahrhundert ein Eid bei der Ordination 
nirgends, als in Schweden üblich gewejen jet. 

Der Bericht der Kommifjare zeigt nichts von Nandbemer: 
fungen des Königs, — er ließ es gejchehen, daß an jeinem Werfe 
geändert wurde, aber er jelbjt enthielt jich der Teilnahme daran. 
Auch das Taufformular, das er fich im Dezember 1826 vorlegen 
ließ, übermwies ev ohne eigne Meinungsäußerung an die vier Kom: 
mifjare, die es wejentlich nach Neanders Vorſchlag annahmen. 
Sie wollten e3 allen denen zum Gebrauche freigegeben wiljen, die 
am Eroreismus Anjtoß nahmen, aljo nicht nur den Neformierten, 
und empfahlen deshalb als Heberichrift: Taufform zum beliebigen 
Bebrauch!). Und nachdem einmal durch Geitattung von Parallel: 
formularen der Grundjaß der jtarren Einförmigfeit durchbrochen 
war, zögerte der König num auch nicht länger, noch weitre Zu: 
gejtändnifje zu machen. Zu dem zweiten TZaufformular famen 
hinzu?) ein Abendmahls- und ein Trauungsformular. 

Am 12. Februar 1827 überjandte der König Altenjtein den 
Pommerſchen Nachtvag mit dem Auftrag, ihn allen Geiftlichen 
der Provinz zuzujtellen. Wenn auch nicht alle, jo waren doch 
die meiſten Vorſchläge des Bommerjchen Konfiitoriums genehmigt. 
Da der Nachtrag die Grundlage der Bewilligungen bilden jollte, 
die allen Brovinzen zugeltanden werden fönnten, hatte der König 
außerdem manche Gegenjtände aufgenommen und angedeutet, welche 

1) 19, Januar 1827. 

2) ©. 47—62 der Brandenb. Agende von 1829. 
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jenes unberührt gelafjen hatte '). 

Am 21. April 1827 folgten die oben genannten Parallel: 
formulare mit der Beſtimmung, die Konſiſtorien follten die Er: 
laubnis zu ihrem Gebrauch dort zu erteilen berechtigt fein, wo 
dies die Einführung der Agende erleichtern würde. Wie jehr dem 
König dies Zugejtändnis gegen den Strich ging, zeigt noch einmal 
die „Anleitung, die Anwendung der nachgelieferten Formulare be- 
treffend”, die er damit verband. Sie lautete: 

Ihre Anwendung wird in folgenden Fällen nachgegeben: 

1. Bei nicht unierten Neformierten Kirchengemeinen, welche die erneuerte 
alte Kirchenagende bis jest noch nicht angenommen haben, weil fie 
fortdauernd Bedenken tragen, die in der Kirchenagende enthaltenen 
Formulare unbedingt anzunehmen ; 

2. bei nicht unierten NReformierten Kirchengemeinden, bei welchen die 
Kirchenagende zwar im allgemeinen eingeführt ift, die Formulare der: 
felben aber zu gebrauchen Anitand genommen wird; 

3. bei allen Kirchengemeinden beider Konfelfionen, d. h. der Lutheraner 
und der Heformierten, die der Union öffentlich und förmlich beiges 
treten, und bei welchen aljo auch Geiſtliche angeitellt find oder ange: 
jtellt werden fönnen ohne Rückſicht auf den Konfeffionsunterichied. 
Es veriteht fich übrigens von jelbft, daß in vorgedachten Fällen dieſe 

Befugnis nur dann gegeben werden fann, wenn fie durch achibare Mit: 
glieder der Gemeine, von ihren Geiftlichen unterftüßt, dringend gewünfcht 
und nachgelucht werden follte. 

Dabei aber iſt denfelben jedesmal bemerflich zu machen, daß jie 
beijfer getan hätten, ihre feitgehaltenen Vorurteile zu beſie— 
gen, die mehr auf MWortunterjchiede als auf etwas Wejentlichem beruhen, 
da die Agende überhaupt die Dogmen beider Konfeſſionen unangetaitet 
läßt, und die Formulare Dderjelben, welche aus der ältejten chriftlichen 
Zeit ſtammen, durch Die deutichen Neformatoren in die evangelifche Kirche 
übertragen wurden. In den Fällen, wo die Anwendung der nachgelie- 
ferten Formulare bewilligt wird, it jedenfall3 darauf zu achten, daß 
allem übrigen, was die Agende ſonſt vorfchreibt, genau folge gegeben 
werde. 

Die für Pommern gewährten Konzeſſionen wurden nun zus 
ſammen mit den gewährten Formularen für Abendmahl, Taufe 
und Trauung und dem neuen Ordinationsformular in Drud ge: 
geben. Wie jich diefes zu dem von 1822 verhielt, blieb unaus— 
geiprochen. Es entiprach weder dem erjten noch dem zweiten der 


1) Die Vorrede hatte Eylert verfaßt. 
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oben erwähnten Anträge der Kommiſſion vollitändig. Zwar waren 
der Amtseid und der Dienjteid weggefallen, aber der furze bib- 
fische Vorhalt der Agende von 1822 war nun erweitert und darin 
ein Lehrvorhalt aufgenommen, der leider nicht jo Klar lautete, wie 
ihn die Kommiſſion formuliert hatte, und deſſen fchlechtes Deutjch 
noch heute die Erinnerung an die darum geführten Kämpfe wach: 
hält. Er lautet: 

... Es wird Guch folgendes vorgehalten: (1.) feine andere Predigt 
und Lehre ausbreiten zu wollen, al3 die, welche gegründet ijt in Gottes 
lauterem und Earem Worte, den prophetijchen und apojtolifchen Schriften 
des Alten und Neuen Tejtaments, unferer alleinigen Glaubensnorm, und 
verzeichnet in den Drei Haupt-Symbolen, dem Apojtokifchen, dem Nieäniſchen 
und Athanafianifchen (hier werden, wie herfömmlich, die Symbolifchen 
Schriften genannt) und in Deren Geifte die Agende unferer evangelifchen 
Landeskirche abgefaßt ijt und der zu folgen Euch obliegt u. ſ. w.“ 

Altenjtein aber empfand richtig, daß dieſe Zugeſtändniſſe 
von größter Bedeutung waren; mit lebhaftejter Freude jchrieb er 
darüber an Schilden, fie würden das legte Hindernis für die all- 
gemeine Annahme der Agende aus dem Wege räumen. „Die 
Genehmigung der erſten PBrovinzialagende iſt ein wichtiger Ab— 
ſchnitt“ ). 

Während ſo das Miniſterium unternahm, die noch zögernden 
reformierten Geiſtlichen und Gemeinden zu gewinnen, war gleich— 
zeitig der König perſönlich am Werke, den letzten Widerſtand auf 
lutheriſcher Seite zu überwinden. Unter allen Vorwürfen, die 
man jeiner Agende gemacht hatte, war ihm feiner bittrer geweſen, 
al3 der, die AUgende jei unlutberiih. Um fich felbit und andre 
über Grund oder Ungrund diejes Vorwurfes zu vergemifjern, 
trat der König in eine Prüfung der „gottesdienftlichen Vorſchrif— 
ten Luthers“ ein. Er wünfchte Januar 1826 eine vergleichende 
Zujammenftellung derjelben mit der Agende. Hiſtoriſcher Betrach- 
tungsweiſe fremd wollte er die Frage durch eine Art Statiftif zur 
Enticheidung bringen. Neander überreichte ihm mittel3 Berichtes 
vom 15. Februar eine Tabelle mit erläuternden gejchichtlichen An: 
merfungen, ſowie eine — ſehr ad hoc gefertigte — Blumenleſe 


1) Briefe v. 15. Februar und v. 24. März 1827. 
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von Neußerungen Luthers über den öffentlichen Gottesdienft. Die 
Tabelle jtellte nebeneinander die Gottesdienftordnungen aus Luthers 
Formula missae von 1523, überjegt von Paul Speratus; 
Luthers deutjcher Mefje und Ordnung des Gottesdienftes von 
1526; der kurſächſiſchen Ordnung des Gottesdienites, entworfen 
1539, im Gebiet Herzog Heinrichs eingeführt 1548, für das Kur- 
fürftentum ſanktioniert 1580; der Ordnung des Gottesdienftes für 
die Stadt Braunjchweig von 1531; der Märkiſchen Kirchenord- 
nung von 1540, die ein Schema des Gottesdienftes mit und eins 
ohne Feier des heil. Abendmahls bietet; endlich der Agende von 
1822. In Anmerkungen erklärte er alle lateinijchen und griecht: 
chen Ausdrüde und den hiſtoriſchen Urſprung der einzelnen Litur: 
giichen Stüde. Dabei behandelte er ausführlich daß Confiteor, 
indem er Darauf hinwies, es jei in der alten Kirche leije ge: 
jprochen, in der Iutherifchen Kirche aber als Teil des Allgemeinen 
Gebets hinter die Predigt gejtellt worden, und die Stellung 
der Predigt, die nad) Luthers formula missae ganz am An— 
fange des Gottesdienites, nach den jpäteren Ordnungen hinter 
dem Uredo geweſen jet. 

Sein Urteil über das Ergebnis der Zulammenitellung lautete 
dahin, fie bemweife ſowohl binfichtlich der einzelnen Beſtandteile 
wie der Anordnung im wejentlichen llebereinjtimmung mit der neuen 
Agende. 

Gegenitände, bei welchen der Beweis Ddiefer Konformität fich nicht 
ganz ſtreng dürfte führen laffen, fcheinen mir folgende zu fein: 1. Es iſt 
in den Liturgieen lutheriſchen Stil3 dem Gemeindegelang eine Stelle zu- 
gedacht, wie fie fich in der erneuerten Liturgie nicht findet; 2. Die Prä- 
fation mit dem darauf folgenden Sanktus, welche nach dem früheren 
fonjtanten Gebrauch, auch in der lutherifchen Ordnung, zur Abendmahls- 
handlung gehört, iſt in der erneuerten gende zur gemöhnlichen Sonn: 
und Feittagsliturgie, wenn auch die eier des Hlg. Abendmahls dabei 
nicht ftattfindet, gezogen; 3. In der Stellung des Confiteor oder allgemei- 
nen Sündenbekenntniſſes findet fich ebenfalls eine Abweichung von den 
vier eriten Yiturgieen. Die fünfte, die Märkifche, hebt zwar damit an, 
läßt es aber auch an den Tagen, wo fein Abendmahl gehalten wird, aus: 
fallen. In diefem Punkte jtimmt die Liturgie von 1822 dagegen mit der 
von Galvin entworfenen Form zufammen '), welcher in feinem tractatus 


1) Diefe Beobachtung ſtammt aus Nitzſchs Votum, f. o. ©. 75. 
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theologicus das „Unjre Hilfe“ und das Sündenbefenntnis an die Spiße jtellt. 
Diefe Verücdiichtigung des reformierten Gebrauchs dürfte das Hauptſäch— 
lichjte fein, was gegen den Einwand geltend gemacht werden könnte, 
daß aus der nachgewielenen Uebereinftimmung mit der lutherijchen Form 
zugleich eine größere Entfernung von der einfachen reformierten erhelle, 
ein Einwand, dem ich bei den bereits laut gewordenen Anſichten des re- 
formierten Teils der evangelifchen Kirche nicht ohne Beforgnis entgegen: 
ſehe. 

Das waren eigentlich recht bedeutende Abweichungen der 
neuen Agende von der älteren lutheriſchen Ordnung. Der König 
ſuchte ſie zu rechtfertigen, indem er zu dem erſten Punkt bemerkte: 

Luthers Deutſche Meſſe iſt ungefähr unſer Auszug aus der Liturgie, 
in den die Geſänge der Gemeinde nach der Epiſtel und »Wir glauben 
all« nad) Belieben aufgenommen werden fünnen. Unire größere Liturgie 
ijt eigentlich die lateinifche Luthers, in der feine Gemeindegefänge ange: 
geben, daher fie zum Anfang und zum Ende ihren Pla befommen. 

Die Verwendung der Präfation im gewöhnlichen Gottesdienjt 
begründete er mit 
dem Grundfat, daß alles in der Liturgie aufzunehmen, jo nicht gradezu 
auf die Kommunion Beziehung hat, und das gilt nach der Agende Johann 
Georgs von 1572 bis auf das Baterunfer. 

Zum dritten Punkt berief er fich duf die Nürnberger Kirchen 
ordnung von 1533, Johann Georg von 1572 und die Pommer: 
jche von 1563: „Ddiefe fingen alle mit dem Contiteor an“, und 
jertigte endlich) den Hinweis auf die Fremdheit des lutherifchen 
Typus für die Neformierten mit dem Bonmot ab: 

Da e3 nicht antievangelifch iſt, fo kann es auch nicht antireformiert fein, 
wie die Englifche Kirche beweift. 

Neander erwiderte darauf noch einmal (27. Jebruar 1826), 
daß das Confiteor am Anfang der von König angeführten drei 
Kirchenordnungen wahrjcheinlich nur das leiſe geiprochene Privat— 
befenntnis des Prieſters jet. 

Aber ſchon vorher hatte er durch Scildens Vermittlung 
einen Originalauffa des Königs über Luthers Stellung zur 
Liturgie erhalten mit dem Auftrag, die von ihm gemachten Aus: 
züge darein einzuitellen, Er jormte daraus eine Schrift, der er 
den Titel gab „Erinnerungen für Freunde Luthers". Gegen 
zwei Stellen in dem Aufſatz des Königs hatte er Bedenken: gegen 
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den Bafjus!) über die Stellung der Predigt, worin die Abweichung 
der Agende von Luther zugeitanden, aber zugleich entjchuldigt 
worden war, — er hielt die verjuchte Entjchuldigung für unzu— 
länglich; und gegen den Paſſus über die Spendeformel?), — er 
jchien ihm jo gedeutet werden zu können, als wolle die Agende 
zugleich die Union herbeiführen. 

Beide Stellen fehlten alfo in dem „erjten Entwurf“, den Alten: 
jtein am 30. März durch Schilden dem König vorlegen ließ. 
Diefer aber wollte fie nicht miſſen, nahm auch noch einige gering— 
fügige Korrekturen vor und änderte den Titel. Am 19. April 
überreichte Altenjtein dann die Reinſchrift. Seine Annahme, der 
König werde den Auflag nochmals umarbeiten und fortjegen, 
erfüllte jich nicht. Dagegen ging er auf ein von Altenftein und 
Neander vorgetragenes Bedenken wenigitens teilweije ein. Sie 
hatten Beſorgniſſe binfichtlich der Wirkung des Auffaßes auf die 
Neformierten geäußert. Man dürfe diefe von der Neuen Agende 
nicht ausnehmen, da ſich ſonſt alle ihr Abgeneigten zur res 
formierten Kirche jchlagen würden. In dem Aufſatz müſſe des- 
halb eine Zufügung aufgenommen werden, die den Neformierten 
die Agende annehmbar mache, nämlich die Verheißung, ihnen zu— 
geitehen zu wollen, was mit der Grundform der Agende irgend 
erträglich jei, und für Nheinland und Weitfalen eine Provinzial: 
agende zu bemilligen?). Der König machte darauf einen Zujaß 
am Schluß *), der freilich von der angedeuteten Verheißung nichts 
enthielt, jondern für die Agende die Autorität Zwinglis an- 
rief, aus deſſen Schriften er fich wieder das wichtigjte Ein- 
ichlagende hatte von Neander ausziehen und unterbreiten lajjen. 

Dankbar für die von diefem geleijtete Hilfe überjandte er ihm 
mit einem warmen Anerkennungsichreiben am 6. Mai eine Bibel. 
Im November 1826 wurde das Schriftchen gedrudt. 

Es erjchten ?) mit dem merkwürdigen, ungelenfen Titel „Luther 


1) Er jteht in der Schrift auf S. 39-40. 
2) Ebendort, ©, 41. 

3) Schreiben Altenjteins vom 19. April. 
VY S. 4-8. 

5) Berlin, Mittler, 1827. 
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in Beziehung auf die Preußiiche Kirchenagende vom jahre 1822 
mit den im „jahre 1823 befannt gemachten Verbejjerungen und 
DVermehrungen” und mit dem Motto: „l. Cor. 14,33: Gott iſt 
nicht ein Gott der Unordnung, jondern des Friedens; 1. Cor. 
14, 40: Laſſet alles ehrlich und alles ordentlich zugehen; Eph. 4, 3: 
Seid fleißig zu halten die Einigkeit im Geifte durch das Band 
de3 Friedens“, 

Es enthält einen Aufjag, dem ein Abdrud der Liturgie zum 
Hauptgottesdienit und zur Abendmahlsfeier mit den Sprüchen und Ge— 
beten zur Auswahl und des Auszuges aus der Liturgie beigegeben iſt. 

Der ungenannte Verfaſſer will alle echten Anhänger und 
Berehrer Luthers überzeugen, daß die Liturgie und Agende jich 
auf jeine Autorität ſtützen kann. Zu dem Zwecke vergleicht er 
die Formula missae von 1523 mit der ausführlichen Liturgie, 
die deutiche Mejje von 1526 mit dem Auszug. Daraus joll 
ſich nach feiner Meinung bis auf unmejentliche, durch praftijche 
Erwägungen gerechtfertigte Abweichungen Uebereinitimmung er: 
geben. Auch für das Fehlen des Gemeindegejangs, das Kreuz: 
ichlagen, das Kyrie beruft jich der Berfaffer auf den Vorgang 
und beifällige Neußerungen Luthers. Beſonders nachdrüdlich und 
triumpbhierend aber wird fodann der Bemeis angetreten, daß Luther 
feinerlei liturgiſche Willkür gewollt, vielmehr einerlei Weije des 
Gottesdienjtes im Lande empfohlen habe. Genau danach find 
die Kirchenordnungen aus der Zeit der Neformation verfahren. 
Die Agende ftellt daher feine Neuerung dar, jondern iſt die Rück— 
fehr zu alten Autoritäten, die nur Vermeſſenheit antaften Fann. 
Katholifierend fan die Ordnung nur nennen, wer luthertjcher 
jein will, als Luther jelbjt, oder wer die evangelifche Freiheit mit 
der Willfür verwechjelt, gegen die er entichteden geeifert hat. Ein 
Zugejtändnis wird den Tadlern gemacht, indem ihnen die Stelle 
im Abendmahlsformular preisgegeben wird „an die Worte umd 
empfangenen Zeichen Jeſu Chriſti glauben”. Das Ordinations: 
formular wird mit Stillichweigen übergangen. Dagegen wird die 
Spendeformel gegen ihre Beanjtandung in Schuß genommen, 
Endlich wird der Erfolg der Agende für fie ins Feld geführt, da 
ſich bis Herbit 1826 jchon °/; aller Geiftlichen des Landes für 
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die Agende erklärt hätten !), und der bejtimmten Hoffnung Ausdrud 
gegeben, daß ſich auch der Reſt überzeugen laffen werde. Sollte 
e3 nicht gejchehen, „jo ilt zu erwarten, daß unfere Regierung auf 
angemejjene Mittel denfen wird, um die Minderzahl dev Mehr: 
zahl anzufchließen”. Die Bedenken der Neformierten aber werden 
zum Schluß mit dem Hinweis darauf abgefertigt, daß die Agende 
jedenfalls nichts Antievangelijches enthalte, daß Zwinglis Gottes: 
dienjtordnung ganz ähnlich fei, daß die Neformierten der lieben 
Einigkeit dies kleine Opfer bringen und an das Vorbild der 
englischen Kirche denken jollten. 

Sollen wir in eine Kritik diefer von der Nichtigkeit des 
eignen Standpunftes jo überzeugten und doc die völlige Un— 
fähigkeit hiſtoriſchen Verftändnijjes der Vergangenheit verratenden 
Schrift eintreten? Sie iſt längft gejchrieben, und jo gerecht und 

1) Nach der vom Minijter am 16. Juni 1827 aufgeitellten Spezial: 
tabelle über die Agendenannabme bis 31. Dez. 1826 ſtand die Sache fo: 
Von 5708 Predigern der Monarchie in 8473 Kirchen hatten die Agende 
angenommen 

bei der 1. umd 2. Umfrage: 3411 

—— = 390 

nachträglich noch 105 

sufammen alfo 3906 in 6536 Kirchen. 

Verweigert war die Annahme von 1802 PBredigern in 1957 Kirchen. Das 
Verhältnis der Predigerzahl zu der Zahl der Kirchen zeigt, daß unter den 
Ablehnenden die meisten Stadtprediger waren. Unter den djtlichen 
Provinzen war man am ablehnenditen in Schleften, wo von 744 Predigern 
509 bei der Ablehnung beharrten, und in Weitpreußen (164 und 93); in 
den wejtlichen Provinzen ergab ſich folgendes Bild: 


Zahl 
der Prediger der Ablehnenden 


Weſtfalen : 338 224 
Jülich-Cleve-Berg: 211 210 
Niederrhein : 220 210 


Die Tabelle iſt ſehr einfeitig aufgeitellt, indem alle Prediger als anneh— 
mend gerechnet wurden, die nicht gradezu abgelehnt hatten, Dagegen Die 
‚Fälle gar nicht gerechnet find, in denen Der Prediger die Agende zwar 
angenommen aber nicht hatte zur Einführung bringen können. Die Zahlen: 
angabe in des Königs Schrift iſt aber obendrein falfch; es fommen noch 
nicht 7 heraus. Gr bat wohl nach Kirchen gerechnet; aber auch dann 
ijt feine Angabe jtark nach oben abgerundet. 
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ichlagend, daß nichts hinzuzufegen bleibt: von Schleiermacher. Er 
hatte jich durch alle widerfahrene Kränkung und Bedrohung nicht 
mürbe und müde machen laſſen; gerade darin, daß er noch ein- 
mal und gegen dieje Schrift, deren Verfaſſer ihm wohl befannt 
war, die Feder ergriff, zeigt fich, wie jehr ihm der Kampf gegen 
die Hofagende Gewiſſensſache war. Wie der König fich an die 
Laien gewandt hat, jo auch er; wohl in feiner zweiten Schrift 
ist es Schleiermacher gelungen, jo einfach, jo populär, jo warm 
zu jchreiben, wie in dem „Gejpräch zweier jelbjt überlegender 
evangelifcher Chriſten über die Schrift: Luther in Bezug auf die 
neue Preußische Agende” '). Wenn andre fid) durch das Gerücht 
über den Berfafjer den Mund verjchliegen lafjen, er hält es für 
ehrerbietiger und aufrichtiger, ihn eben jo derb anzufajjen, mie 
jeden andern literarifchen Gegner. Er fchenft ihm nichts. 
„Kindifch” nennt er jeine blinde Vorliebe für die neue Agende, 
offen fagt er, „daß auch auf diefem Gebiet nur jolche ald Schrift: 
jtellev auftreten jollen, welche die gehörige Schule gemacht haben“. 
Er rügt den krauſen Stil und die kränkenden Ausdrüde der Schrift, 
aibt ihr den Vorwurf der Sophiſtik zurücd und verjpottet ihre 
Tendenz, jelbjt die Frauen zu Richtern anzurufen, wie das Serum: 
ichifen durch die Behörden. Ihrer Behauptung, die Agende 
jtimme mit Luthers Anordnungen überein, jtellt ev die jcharfe 
Theje entgegen, jie jet fatholifcher, als das, was Luther eigentlich 
gewollt habe, und jie gehe nicht auf feinem Wege weiter, jondern 
hinter ihn zurüd. 

Wo würde er jest die rechten, fortgeichrittenen Chriſten fehen, wenn 
er aufitünde? Dffenbar Doch in den reformierten Gemeinden und Den: 
jenigen lutherifchen, welche fich jener Form angenähert, feineswegs aber 
da, wo die neue Agende regiert! Sondern wenn er dieſer zuhörte, To 
möchte er wohl das ganze Gefchlecht faule Chrijten jchelten, daß fie in 
300 Jahren noch nicht weiter gelommen wären; 
daß fie, was er fchonend beibehalten hat, obwohl es zu der 
reinen evangeliichen Art nicht paßt, fonjervieren oder reprijti- 
nieren, fih „auf Ruinen über den Charakter der Gegenwart 
erheben” wolle. Und wie unfonjequent und willkürlich ift Luthers 


1) S. W. 15, ©. 5899-62. 
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Autorität benußt! Die Agende ift ihr gefolgt, wo es ihr paßte, 
und nicht gefolgt, wo es ihr nicht paßte. Die erjte und zweite 
Ordnung Luthers will jie als gejegliches Vorbild anerkennen, die 
dritte, die 1526 als Ziel angedeutete, worin feine Meinung recht 
eigentlih am reiniten zum Ausdrucd kommt, ignoriert fie. Aus 
dem Zufammenhange gerifjene einzelne Lutherworte jollen als 
Dedung dienen, feine prinzipiellen Darlequngen und vor allem 
jein eigenes Verfahren aber werden für nichts geachtet. „Ich 
möchte mit den Worten jenes Dämonijchen fragen: Luthern kenne 
ich wohl, aber wer jeid ihr?” Und wie aljo die Agende jelbit 
des Nimbus der Uebereinjtimmung mit Luther entfleidet wird, 
jo wird dann mit fchonungslofer Beſtimmtheit der Widerjpruch 
aufgededt, in dem ihre Berbreitung durch Zwang (denn „Ber: 
führung ift die wahre Gewalt”) mit Luthers Art, mit der jchul: 
digen Rückſicht auf die Pietät der Gemeinden und mit der ge: 
junden Vernunft ſteht. Lutheriſch iſt, über folche Dinge fein Ge: 
je zu machen, was aber der Ordnung bedarf, der Berjtändigung, 
der gemeinjfamen Beratung, zu überlafjen. Lutheriſch ijt nicht, 
daß der Hof die Kirche regiert, und daß die Geijtlichen als Unter: 
beamte fommandiert und mit Gelditrafen bedroht werden, die Ge: 
meinden aber auf Allerhöchiten Befehl ihren Gottesdienft ändern 
müſſen. Denn was die Agende bringt, tft Aenderung und will: 
fürliche Peuerung, mag fie noch jo jehr gegen Willkür eifern. 
Scharf und feſt wird der Grundjag verfochten, daß die inneren 
Angelegenheiten der Kirche jich überhaupt nicht nad) Art der äußeren 
durch Geje und Befehl ordnen lajien. 

25 Jahre zuvor hat Schleiermacher mit jugendlicher Inbrunſt 
die Zeritörung der großen Kirchenkörper gefordert und kleine reli— 
giöje Vereine als die eigentlich allein angemefjene Form des from: 
men Lebens gefeiert. Dann bat er zu hoffen gewagt, es könnte 
gelingen, dies jchwerfällige Gebäude zu einer rechten Kirche umzu— 
bauen, worin alle religiöjen Individualitäten in einem freien Ge— 
meindeleben Raum finden möchten. Und er hat nicht nur gehofft, 
jondern gearbeitet. Die Hoffnung it dahin. Auch von den An: 
deutungen, die verlautet find, die Sache folle nun doch noch in 
ſachkundige Hände gelegt werden, hält er nicht viel. Im Gegen: 
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teil, daS Gerücht von der Einjegung von Bijchöfen durch König: 
liche Ernennung hat in ihm die Sorge gewect, daß die Regierung 
der Kirche durch den Hof dauernd werden würde. Wejigniert 
greift er zurüd auf das “deal der „Reden über die Religion“. 
Er fieht den Zeitpunkt nahe, wo es Gemifjenspflicht jein wird, 
aus der Kirche zu fcheiden und den Verſuch einer Neubildung 
auf dem Grunde voller Gewifjens:, Lehr: und Kultusfreiheit zu 
machen. „Unſere Landeskirche it auf dem Punkte, auf welchem 
fie jeßt nicht bleiben fann“ '). Soll jie zurückgejchraubt werden 
auf den Zuftand vor 1809, d. h. vor der Steinjchen Reform? 

Mit diefem Ausblid auf die Separation flingt Schleier: 
machers Schriftchen aus. Schwerlich hat es der König vor Augen 
befommen. 

Dagegen erfuhr er eine Kritik von einer andern Seite, die 
ihn ſehr jchmerzlich berührte. Der ehemalige Erzieher des Kron: 
prinzen, Geheimrat Delbrüd, Superintendent zu Zeit, richtete an 
den König direft am 18. Oftober 1827 einen Bericht, worin er 
zugleich namens des größten Teil3 der Geijtlichfeit feiner Diözeſe 
die Agende ablehnte und die Schrift: Luther in Bezug auf die 
neue Preußiſche Agende jcharf, ganz im Sinne Schleiermachers, 
fritifierte. Vergebens ſuchte der König ihn in einer mündlichen 
Unterredung zu anderer Heberzeugung zu bringen. Am 26. Januar 
1828 übertrug er Altenjtein in einer jehr erregten Ordre, ihn zu 
belehren und ihm das Miffallen des Königs auszudrücen. Alten: 
jtein bat?), der Sache feine übertriebene Bedeutung beizulegen, 
indem er Delbrück als einen eitlen, unklaren und flachen Kopf 
und blinden Nachbeter des „Wortführers einer befannten Schule“ 
binjtellte. Mit diefer Anficht ftimmte nicht ganz überein, daß 
Altenjtein die offizielle Verfügung an Delbrüd, worin dieſem Ber: 
fennung feines Standpunftes als Superintendent, Yeidenjchaftlic)- 
feit und Unkunde vorgerücdt wurden, mit einem Privatbrief be- 


1) Ganz ähnlich lauten die Worte der Anm. 26 zu der Ausgabe der 
Neden v. 1821, S. W. 1,1. S. 383. 

2) Brief an Schilden zur Vorlage an den König vom 11. Januar 1828, 
Nachſchrift vom 12. Januar: Daß nur ja der Ktronprinz nichts davon 
erführe! 
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gleitete, der lauter Herzensgüte und Hochachtung atmete. Delbrück 
antwortete jehr würdig und im Gefühl eines guten Gewiſſens. 

Für den König war die Sache durch feine Schrift erledigt, 
der Ungrund des Vorwurfes, die Ngende Fatholifiere, erwiejen. 
Vollends befeitigte etwa in ihm aufgejtiegene Bedenfen der ihm 
vom Miniiterium vorgejpiegelte Erfolg der Agende. Er war der 
Meinung, feine Schrift mit ihren „unmiderleglichen Beweijen für 
die erneuerte Agende“ werde den letzten Widerftand zerjtreuen 
und ordnete deshalb ihre weiteite Verbreitung an, 
da fie in einer jehr verftändlichen Eprache abgefaßt iſt und daher beim 
großen Publikum nicht ohne Wirkung fein wird '). 

Altenjtein ließ fie nicht nur an alle Superintendenten, fondern 
auch an alle die Geijtlichen verfchiefen, die der Agende noch ab: 
geneigt waren. Gleichzeitig befahl der König, nun die endliche 
allgemeine Einführung der Agende vorzubereiten, Eine ausführ: 
lihe KO an den Minifter vom 6. Februar 1827 lautete: 

Aus Ihren von Zeit zu Zeit eingegangenen Berichten habe Ich mit 
bejonderem Woblgefallen und Zufriedenheit das jtete Fortichreiten in der 
Ungelegenbeit der erneuerten Agende vernommen, und höchit erfreulich 
war es Mir daraus zu erjehen, daß der alte echt evangelifchschriftliche 
Sinn, wie ihn Yuther und die andern großen Keformatoren jener Zeit 
wieder erweckten, jich in der Mehrzahl der evangelifchen Gemeinden da: 
Durch tätig erwieſen bat, Daß bereits % aller evangelifchen Kirchen des 
Staates ?) fich für Die Agende erklärt haben. Aus eben diejen Berichten, 
gleichiwie aus den vielen Flugichriften, die für und wider die Sache er: 
ichtenen find, habe Ich jedoch auch auf der andern Seite erſehen müſſen, 
auf welche unrichtige und verleumbderifche Weife die Agende beurteilt und 
Meine wohlmeinende Abjicht in Beförderung derfelben gemißdeutet und 
verunftaltet worden ift. Dies gab mir die Veranlaffung, diejelbe, ohn— 
geachtet jtie von mehreren in begründetem Ruf und Achtung Ttehenden 
Geiftlichen, die Meine Anfichten und Abfichten fannten, bearbeitet und zu 
Meiner Zufriedenheit ausgefallen war, von neuem mit bejondrer Auf: 
merkſamkeit beleuchten zu laffen, damit Ich Mich felbit jo genau als mög- 
lih von dem Grunde oder Ungrunde der gegen fie gemachten Einmwürfe 
unterrichten und überzeugen konnte; indem Ich feineswegs gefonnen bin, 
eine Angelegenheit in Schuß zu nehmen und zu befördern, die, wie man 
vorgab, dem Sinn des echten Neformationsgeijtes, wie ihn Yuther und 
feine Mitarbeiter gelehrt, zumwider ſei. Die Unrichtigfeit diefer kecken Be- 


1) KO an Altenjtein vom 17. Februar 1827. 
2) ©. Anm. 1 auf ©. 156. 
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bauptung bat fich jedoch auf das Deutlichite und Vollkommenſte durch die 
darüber angeitellten forgfältigen und gediegenen Forſchungen ergeben, 
und von neuem babe Jh Vich auf das Vollitändigite überzeugt, daß 
diefe von vielen fo verichriene Agende nicht allein im Wefentlichen, fon: 
dern fogar beinahe wörtlich mit den früheren, im eriten Jahrhundert der 
Kirchenreformation erfchienenen und von den damaligen Landesherren 
eingeführten Agenden übereinftimmt. Ja, was vielleicht den Wenigiten 
befannt fein mag und obnfehlbar ihren Wert erhöhet, iſt der Umjtand, 
daß fie nicht allein in den Hauptpunkten mit der von unjerm großen Re— 
formator, aljo von Luther jelbit, in den Jahren 1523 und 1526 eingerich: 
teten und als Norm empfohlenen Ordnung des Gottesdienjtes zufammen- 
trifft; jondern daß auch Zwingly in diefer Angelegenheit ſich auf ähnliche 
MWeife ausgejprochen hat. Nach jener Zeit find dieſe Anordnungen nach 
und nach verftümmelt worden und zulegt ganz in die Vergeifenheit über: 
gegangen. An ihre Stelle iſt Unordnung und Willkür getreten, die nun 
von den Miderfachern als das Palladium der protejtantifchen Freiheit 
laut ausgerufen und gepredigt wird. 

Mit Nüdficht auf die obigen Verhältniffe jcheint Mir der jegige Zeit: 
punkt der geeignetite, die endliche allgemeine Ginführung 
vorzubereiten. Dieje allgemeine Ginführung wird durch folgende drei 
enticheidende Gründe unterftüßt: 

1. durch die Autorität Luthers, mit dem die Anfichten Zwinglys über 
diefen Gegenitand im Wefentlichen übereinitimmen ; 

2. durch die Tatfache, daß die Älteren Agenden, die zur Zeit der Nefor: 
mation erjchienen, von dem jedesmaligen evangelifchen Landesherrn 
eingeführt worden find; 

3. dadurch, daß infolge der im Lande gefichehenen Umfragen °%: aller 
evangelifchen Landeskirchen fich für die Annahme bereitwillig erflärt 
haben. 

Ach beitimme daher, daß diefe Angelegenheit provinzenmweile ins Leben 
treten foll, nachdem zuvor den Provinziallonfiitorien die Punkte, welche 
der Provinz Pommern zugeitanden, vorgelegt worden, und der Rücbericht 
von ihnen über das, was fie davon zu benugen wünſchen möchten, zu 
Meiner ferneren Beichliefung eingegangen fein wird. Ihren näheren Vor: 
Schlägen hierüber ſehe Jch entgegen. 

Ueber den Gang, der dabei einzuhalten jei, erjtattete der 
Minijter Bericht am 21. Mai 1827. Auch er hielt „diefen Mo: 
ment, wo die verteilte Schrift dem Belten die Bahn bricht, für 
höchſt wichtig“. Er riet aber auch, jest mit allen einigermaßen 
erträglichen Konzeſſionen hervorzutreten. 

Alles, was ©. M. jet zu verwilligen geruhen, wird als ganz freie 
Entfchließung mit dem lebhafteiten Dante erfannt werden. Spätere Mo— 

Foerſter, Entitebung der preuß. Landeskirche, II, 11 
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dififationen find weit mißlicher, weil fie die Hoffnung immer mweitergehen- 
der Konzeffionen veranlajien '). 

Der Bericht ſchlug zunächit für die Provinz Bommern 
den Erlaß einer Allerhöchiten Beitimmung vor: 

daß die erneuerte Agende vom Jahre 1822 nebit dem im Jahre 1823 
befannt gemachten Anhange zu derfelben, verbunden mit dem gegenwärtig 
herausgegebenen Nachtrage und den in diefem erhaltenen Erläuterungen 
und Feitfegungen, nachdem das Gutachten der geiftlichen Provinzial-Be- 
hörde vernommen und durch die dem Konſiſtorio in Stettin zugefertigten 
und von ihm injtruftionsmäßig zu verteilenden fyormulare auch das etwaige 
Bedürfnis der noch nicht unierten reformierten und der förmlich unierten 
Gemeinden beider Konfefjionen berüctiichtigt worden, für die lutherifchen 
und deutfchreformierten Kirchen der Provinz Bommern als gejeglich gültig 
zu betrachten fei, und Daß zwar zu den wegen des vorfchriftsmäßigen 
Gebrauchs derjelben vielleicht noch erforderlichen Borbereitungen Die 
nötige Frift geltattet, aber nah Ablauf eines Jahres die An: 
zeige, daß fie in allen den gedachten Kirchen zur Anwendung komme, un: 
ausbleiblich erwartet werde. 

Für die übrigen Provinzen erbat der Minijter die Ermäch— 
tigung, den Konjitorien den Pommerſchen Nachtrag als Grund: 
lage der zuzugeftehenden Bewilligungen zuzufertigen, damit fie ihn 
unter Zuziehung „erfahrener und mwohlgejinnter“, forgfältig aus: 
gewählter und zu bejtätigender Geijtlicher prüfen Eönnten. Wahr: 
jcheinlich werde dadurch ein neuer Anftoß zur freiwilligen An— 
nahme gegeben werden. Die gejegliche Anordnung könne dann 
nach und nach auf die einzelnen Provinzen ausgedehnt werden. 

Dann fuhr der Minijter fort und faßte damit die bleibende 
Hauptjchwierigfeit an: 

Die Notwendigkeit, bei der Fortleitung diefer Angelegenheit auf den 
in jeder Provinz vorhandenen Stand der Sache und auf die Eigentüme 
lichkeiten, durch welche derjelbe zum Teil bedingt ijt, Nüdficht zu nehmen, 
tritt ganz befonders bei den Provinzen Niederrhein und Weſtfalen 
ein. In diefen Landesteilen beitand geichichtlich und vertragsmäßig für 
die evangelifchen Kirchengemeinden — einige fehr geringe Ausnahmen ab- 
gerechnet — eine bejondere Kirchenverfaffung, deren wejentlicher Grund: 
charakter die Presbpterial-Ginrichtung ift. Diefe Kirchenverfaffung ift von 
dem Einfluffe der feit dem Anfange diefes Jahrhunderts jtattgefundenen 
politifchen Greignijfe nicht unberührt geblieben, und wenn fich auch im 
allgemeinen das erwähnte Grundprinzip derfelben behauptet hat, jo be: 


1) Schreiben an Schilden v. 24. März 1827. 
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darf fie doch gegenwärtig eines geregelten Organismus für ihre Tätigkeit 
im Innern und eine deutliche Bezeichnung der Grenzen für ihre Wirkjam- 
feit nach außen, namentlich dem Staate und den das firchliche Oberauf: 
fichtSrecht ausübenden Behörden gegenüber. Um diefes dringende und 
allgemein gefühlte Bedürfnis zu befriedigen, ift e3 nötig, die dafige Kir— 
chenverfaflung jo zu ordnen und zu gejtalten, daß mit möglichiter Beibe- 
haltung deiien, was früherhin gefeglich beitand, auch auf das, was unter 
den jest obwaltenden Verhältniſſen notwendig und heilfam ift, forgfältige 
Rückjicht genommen werde, eine Einrichtung, ohne welche fich in diefen 
Provinzen, nach dem Urteile aller Wohlmeinenden und Sachkundigen fein 
günjtiger Fortfchritt der Agendenangelegenheit erwarten läßt. Die Vor: 
arbeiten dazu find gegenwärtig ihrer Vollendung nahe, und ich werde 
nicht verfehlen, vor Abfafjung des ganzen Werkes mir die Allerhöchite 
Entfcheidung Em. Königl. Majeftät über die Dabei fejtzuhaltenden Grund: 
ſätze alleruntertänigjt zu erbitten. Da nun, aller Wahrfcheinlichkeit nach, 
auch von der Zufertigung des für Pommern beitimmten Nachtrages und 
der dazu gehörigen Formulare an die Konfijtorien diefer Provinzen erjt 
infolge der völlig geregelten Kirchenverfaſſung ein erwünfchter Erfolg ge: 
hofft werden darf, und ohne diefelbe der Zwed diefer huldreichen Maß: 
regel wo nicht durchaus, Doch gewiß größtenteil3 verfehlt werden würde, 
fo erlaube ich mir bei Ew. Königl. Majeität alleruntertänigft darauf an: 
zutragen, daß Allerhöchitdiefelben mir erlauben mögen, der gedachten Zus 
fertigung des Nachtrages an die Konitjtorien in den Provinzen Weitfalen 
und Niederrhein noch jo lange, bis das Grforderliche wegen der beab: 
fichtigten Regulierung und Verbefferung der Kirchenverbefferung an die 
Behörden gelangt fein wird, Anitand zu geben. 


In der antwortenden KO vom 23. Juni erklärte der König, 
er wolle in Bommern die Wirfung des Nachtrags noch weiter 
abwarten. Man gewinnt den Eindrud, daß der König, jo bren- 
nend er die allgemeine Einführung der Agende mwünfchte, doc) 
vor einem bejtimmten Befehl und gejeglicher Anordnung zuleßt 
immer wieder zurückichredte. 


Was die übrigen Provinzen der Monarchie anbetrifft, fo bin ich mit 
Ihren Anfichten völlig einverftanden und autborifiere Sie: den Konſiſto— 
rien der Provinzen, in denen fich die Mehrzahl der Kirchen für die Agende 
erklärt hat, den Nachtrag für die Provinz Pommern als Grundlage der 
zuzugeitehenden Bewilligungen mitzuteilen und ihre Wünfche und Vor— 
Schläge zu vernehmen. Sch billige hierbei vollfommen, daß außer den 
Mitgliedern der Konfiftorien noch einige andere erfahrene und wohlge: 
jinnte Geijtliche, nachdem dieſelben vorher angezeigt worden, zugezogen 
werden, und gebe ihnen auf, Mich fortwährend von dem Gange diefer 
wichtigen, Mir am Herzen liegenden Angelegenheit in Kenntnis zu feßgen. 

i1* 
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Damit war endlich getan, was fünf “jahre früher wahr: 
icheinlich der Preußifchen Landeskirche die ärgiten Erregungen und 
Streitigfeiten erjpart hätte. Unverzüglich ging der Minifter an 
die Beauftragung der Konftitorien und die Bildung provinzieller 
Kommiſſionen. Fraglich konnte nur fein, ob nach der KO vom 
23. Juni auch in Schlefien eine folche zu bilden fei, denn hier 
war die vom König geitellte Bedingung nicht gegeben, daß fich die 
Mehrzahl bereits für die Agende erflärt hätte. Bis Ende De- 
zember 1827 hatten von 744 Predigern in 728 Kirchen immer 
noch 509 in 475 Kirchen die Annahme verweigert. Der Minijter 
(egte deshalb dem dortigen Konftitorium and Herz, eifriger und 
tätiger zu fein, und ſetzte auf Gehei des Königs?) die Bildung 
einer Provinzialkommiſſion einftweilen aus. Erſt al3 der Ober: 
präfident Merkel, dadurch mit Grund verlegt, mit feinen Kom: 
miffaren am 25. Juni 1828 in Berlin gewejen war und „nach 
höchſt unangenehmen Konferenzen“ auf Altenjteins Drängen die 
„unzweideutige Erklärung” gegeben hatte, „alles an die Durch: 
führung der Agende in Schlejien jegen zu wollen“, wenn ein 
provinziellev Nachtrag gewährt würde), ward auch dort zur Bil: 
dung einer Kommiffion gefchritten. Altenftein ahnte nicht, daß er 
den größten Fehler jeiner Kirchenpolitik machte, als er die War: 
nungen von Merkel und Gap in den Wind ſchlug und damit 
einen Sturm beraufbeichwor, den zu bändigen jeine Kraft fich als 
zu jchwach erweiſen follte. 

In fortlaufenden Berichten orientierte Altenjtein den König 
über die Zuſammenſetzung und den Zuſammentritt der Kommiſ— 
fionen, und mit größter Aufmerkſamkeit überwachte der König die 
Auswahl der zu den Beratungen zugezogenen Kommiſſare und jorgte 
dafür, daß nur ihm genehme Perſonen dazu ernannt würden . 
Der Minifter beobachtete mit Genugtuung, daß die jo ſorgſam 


1 Verf. v. 29. Juni 1827. 

2) KO v. 8. Febr. 1828 an Altenſtein. 

3) Schreiben von Altenitein an Schilden vom 28. Auli 1828. 

4) Berichte vom 16,, 24. und 26. Dftober und 20. Dezember 1827; 
KO vom 8. und 20, Februar 1828; 10. Juli 1828 (betr. Zuziehung Heub— 
ners zu den Beratungen in Sachfen); 24. Juli 1828 (betr. Schlefien). 
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vorbereiteten Verhandlungen der Kommiffionen ſich ganz auf der 
von ihm gewünſchten Bahn bemegten. 

Die Vollendung der Einführung der Agende ift im beiten Gange. 
Auch die fchwierigiten Punkte geitalten fich beifer und beifer, 
fchrieb er an Schilden '), nachdem er die Rejultate der Beratungen 
des Brandenburgifchen Konfiftoriums eingejehen hatte. Mit einer 
gewiſſen Erleichterung jah er, daß das mühjame Werf ſich nun 
dem Ende nahe. 

Schon die Sammlung der ergangenen Kabinettsordres zeigt, welch 
eine Maſſe von Arbeit, von der nie ein geiftlicher Minijter eine Ahnung 
gehabt, dadurch veranlaßt iſt. Zu befehlen ift leicht, aber zu befehren 
ift fchwer, und die Einführung der neuen Agende ift eine wahre Bekeh— 
rung, und zwar eine Befehrung vom Berkehrteiten. 

Er ſelbſt hatte fich freilich ohne große Schwierigkeiten „befehrt“. 

Die Brandenburgische Kommiſſion fchloß ihre Arbeiten am 
18. März. Gleichfall3 im März war die in Poſen verfammelt, 
— bier beharrten aber die Beijtlichen und Gemeinden der Unität 
einitimmig bei ihrer Ablehnung. Sie beriefen ſich auf $ 32 des 
Reglements wegen fünftiger Verfaſſung der evangelijch = vefor: 
mierten Kirchenangelegenheiten in Südpreußen vom 25. Augujt 
1796: „daß, wenn in der Liturgie oder in anderen Eirchlichen 
und gottesdienftlichen Einrichtungen erhebliche Veränderungen ge- 
macht werden jollten, die Synode darüber vernommen werden 
müßte”). In Sachſen tagte die Kommijfion am 16. uni, in 
Dit: und Weftpreußen, nachdem das Konfiitorium zu Danzig ein 
Icharfes Königliches Monitum „wegen auffallender Läſſigkeit“ er: 
halten hatte’), am 7. Juli, in Schlejien im September 1828 °). 
Ueberall waren der Bommerjche Nachtrag und die Barallelformu: 
lare vom 21. April 1827 den Beratungen zugrunde gelegt. Che 
wir jedoch das Gejamtergebnis darjtellen, fehren wir noch einmal 
zu den „Zwölfen“ zurüd und fchildern den Ausgang ihrer Oppo— 
fition und des wider fie eingeleiteten Verfahrens. 

Die von dem brandenburgifchen Konfiftorium eingeleitete Unter: 


1) 13. Mai 1828. 

2) Voritellung des Generalfeniord Bornemann vom März 1828, 
3) KO v. 26. Juni 1828. 

4) Schlußbericht vom 9. Dezember 1828. 
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juchung „wegen des Abdruds ihrer Vorjtellung“ vom 17. Oktober 
1825 309 fich in die Länge!),. Ob Altenftein nicht etwa im Sinn 
hatte, jie allmählich einjchlafen zu laſſen, und nur hoffte, der da— 
durch auf die Zwölf geübte Drucd werde fie in ihrer Oppofition 
lähmen? Die weit jchärfere Vorftellung vom 27. Juni 1826 wurde 
jedenfall vorerjt in das Verfahren nicht mit einbezogen, Altenjtein 
begnügte fich damit, bei der Weimarifchen Regierung eine Rüge 
gegen Röhr zu fordern und zu erlangen, weil er fie in feinen 
Krit. Jahrbüchern abgedruckt hatte?). Aber ein unvorhergejehener 
Zwilchenfall brachte den Widerfpruch der Zmwölfe aufs neue zur 
Sprache. Sn der eriten Hälfte des jahres 1826 präjentierte der 
Magiftrat zu Berlin den Prediger am Friedrichswaiſenhauſe 
Piſchon zum Diafonus an St. Nikolai und den Kadettenprediger 
Deibel zum Prediger an der Jeruſalemskirche. Piſchon war 
einer von den Zwölfen, Deibel zwar bis dahin als Hadettenprediger 
nicht mit ihnen gegangen, aber auf demjelben Standpunkt info: 
weit, al8 er die Agende nicht wider den Willen der Gemeinde 
einführen wollte, für die er bejtimmt war. Das Konfiftorium 
aber glaubte, auf diejen Fall die Miniftertalverfügung vom 14. April 
1826, Nr. 2, anwenden zu müſſen und forderte von den beiden 
Bräfentierten die Erklärung, die neue Agende annehmen und ein: 
führen zu wollen. 

Piſchon wurde zugleich gedrängt, die Liturgie auch in der 
Waiſenhauskirche anzunehmen, da dieje zu den ftaatlich erhaltenen 
Erziehungsanftalten gehöre, in denen der König den Gebrauch 
der Agende am 24, Februar 1824 °) befohlen hatte. Aber Pifchon 
legte bei diejen Verhandlungen ein glänzendes Erempel von 
Charakterſtärke ab; weder durch die angedrohte Verjagung der 
Betätigung für das Diafonat an St. Nikolai, noch durch die 
Drohung der Entfernung aus feinem derzeitigen Amte ließ er jich 
beugen. Er focht fonfequent und mit guten Gründen die An- 
mwendbarfeit der angezogenen Berfügungen auf feine Perſon, wie 


1) gl. den Schriftwechfel zwifchen dem Konfiitorium und Schleier: 
macher, %. in Br. IV, ©. 476 ff. 

2) Brief an Schilden vom 12. Februar 1827. 

3) ©. 0. ©. 8. 
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auf die beiden genannten Kirchen an, und brachte mit jeinen tief- 
ernften und frommen Ausführungen das Konfiitorium in die pein- 
lichjte moralifche Verlegenheit. Wie mußte es auf diejes wirken, 
als er ihm vorhielt, daß ja mehrere geiftliche Räte im Konſiſtorium 
und im Minifterium, vornehmlich Ehrenberg, die Liturgie ebenfo 
beurteilten, wie er jelbit. Endlich, da das Konfiftorium nicht nach- 
gab, antwortete er auf beide Fragen mit einer bejtimmten Wei: 
gerung: ohne Umarbeitung nähme er die Agende nicht an. 

Ganz ebenjo feit blieb Deibel bei der Ablehnung'). 

Nunmehr verfaate das Konſiſtorium die Bejtätigung ?), und 
auf die eingelegte Beichwerde des Magijtrats, der in wiederholten 
Eingaben den bedrängten Predigern beigejprungen®) war, bejtä- 
tigte das Miniſterium dieje Entjcheidung am 21. Noveniber 1826 
ohne Angabe von Gründen. Eine Immediateingabe Piſchons 
an den König vom 14. September 1826, worin er bat, ihn doch 
nicht zum Bruch feines Eides auf die Confessio Sigismundi zwingen 
zu wollen, lehnte diefer rundweg ab. Der Magiitrat aber wurde 
nun beim Rammergericht gegen das Konfiftorium wegen unbefugter 
Störung in Ausübung der zuitändigen Patronatsrechte Elagbar *) 
und rechtfertigte diefen Schritt in einer ausführlichen, nad) Form 
und Inhalt ausgezeichneten Vorftellung ad Regem von 29. Januar 
1827°). Mit fieghaften Gründen und von höchiten Gefichtspunften 
aus wird hierin noch einmal alles zulammengefaßt, was gegen 
die Agende und vor allem gegen den bei ihrer Einführung ange: 
wandten Zwang zu jagen war, und dies in einem Tone, von dem 
man glauben möchte, er müßte wie in des Königs Herz fo bei 
jedem protejtantijchen Gewiſſen Wiederhall gefunden haben. 


1) Der ergreifende Briefwechſel zwiſchen Piichon und Deibel und dem 
Konftitorium in den Magiftratsatten. — Auch der Iutherifche Waifenhaus: 
prediger Rötfcher wurde in gleicher Weiſe bedrängt. Er verftand, mit 
großem Phlegma die Entfcheidung hinauszufchieben, bis der Brandenb. 
Nachtrag auftauchte, vom 12. Mai 1826 bis 1. März 1828. 

2) 17. Auguft für Deibel; 2. und 28. Oktober für Pifchon. 

3) Magiftratsvorjtellungen vom 25. Juli, 18. Auguft, 17. Oktober, 
1. November. 

4) 26. Dez. 1826. ©. unter den Beilagen Nr. 12b 

5) ©. unter den Beilagen Nr. 12a. 
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Aber leider ift davon nicht viel zu jpüren. Zwar hatte Eylert 
dem König empfohlen, die beiden Prediger mittels eines Gnadenafts, 
doch unter Vorbehalt jpäterer Einführung der Agende zu bejtätigen?), 
und der Juſtizminiſter Graf Danfelmann, geftügt auf ein Votum 
des Kammergerichts?), berichtet, ev müfje ablehnen, dem Kammer: 
gericht die Annahme der Klage zu verwehren, da die Gerichte 
über die Frage der Kompetenz gegen die Anjichten adminijtrativer 
Behörden jelbjtändig zu entjcheiden hätten“. Aber der König, 
böchit unmillig darüber, hatte ein zweites Votum von Kamptz ein: 
gefordert*), und diefes war im Gegenjat dazu dahin ausgefallen, 
die Befugnis des Königs, die Qualififation eines Geiſtlichen zu 
beitimmen, welche die Beitätigung in ein Pfarramt vorausjeße, 
jei ein Ausfluß des jus episcopale und unterftehe als jolches 
der weltlichen Gerichtsbarkeit nicht’), — woraus nur wieder zu 
ſehen it, daß Kamptz's Ablehnung des Territorialismus dazu 
diente, dem König periönlich in Firchlichen Angelegenheiten die Hände 
frei zu machen. Nur ein Moment machte dem König zu jchaffen, 
nämlich) der in der Stlageichrift des Magiſtrats ſtark hervorge— 
bobene Einwand, daß in der KO vom 27. Februar 1826 von der 
Derfegung eines bereit$ ordinierten Predigers 
von einer Kirche, in der die Einführung der Agende und Liturgie 
noch nicht jtattgefunden babe, zu einer anderen Kirche derſelben 
Art wörtlich nicht die Rede geweſen war"). 

Daß — hieß es in einer Ordre an Altenjtein vom 25. Februar 1827 
— dieſe Lücke durch Ihre Zirkularverordnung an die Konftitorien vom 
14. April v. J. ad 2 ausgefüllt iſt, hat Meinen Beifall; ob aber in dem 


vorliegenden Falle aus dem angeführten Grunde und weil der Status quo 
der Agendenangelegenheit in Berlin Durch die Beltätigung der Wahl des 


1) 8. Februar 1827. 

2) Danfelmann an dad Kammergericht 7. März; das Kammergericht 
an den Juſtizminiſter 10. März. 

3) Bericht ad Regem vom 19. Febr. 1827. 

4) Schilden an Altenjtein 22. Febr 1827. 

5) Troß der deutlich entgegenjtehenden Bejtimmung des cod. Frid. 
march. von 1748, Th. Il, $ 17 (2.3. f. Kr. Bd. 2, ©. 252). Kamptz be- 
rief fich auf ER T. 2 Ti. XI S$ 113, 143, 361, 336, 891. 

6) Inſofern die Ordre nur über Kandidaten Des Predigt: 
amts etwas beitimmt hatte. 
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Predigerd Piſchon für die Nicolai: und des Predigers Deibel für die Je— 
rufalemsfirche nicht verändert wird, auch bei der Lage der Sache die ihnen 
abgeforderte Erklärung vorigt noch feinen Erfolg haben fann, die gedachte 
Beitätigung, mit Borbehalt der landesherrlichen Verordnung zur Einfüh- 
rung der Agende und Liturgie, nicht nachzugeben fein möchte, darüber 
will ch Ihren gutachtlichen Bericht baldmöglichjt vernehmen und dann 
das weitere befchließen. 

Zugleich aber erklärte die Ordre: 

Die Klage, welche der hieſige Magiitrat wegen vermeintlicher Be- 
fchränfung feines Patronatsrechts durch Verfagung der Beitätigung zweier 
von ihm gewählter Prediger bei dem Kammergericht angejtellt bat, hätte 
nicht angenommen werden follen, da die Entfcheidung des vorliegenden 
Falles einer richterlichen Behörde nicht gebührt. 

Vorher jchon aber hatte der König bei dem Minifter nach 
dem Ausgange der im Jahr 1825 eingeleiteten Unterfuchung gegen 
die Zwölfe angefragt. Altenftein hatte in einer vorläufigen Ans 
zeige vom 10. Februar erwidert, er halte die Sache zur Eröffnung 
eined Berfahrens nicht für reif und hoffe immer noch, daß die 
„Verirrten ſich von jelbit befinnen” und ihr Verhalten wieder 
gut machen würden. Der König wollte zwar nicht gelten lafjen, 
daß, wenn die zwölf Prediger fich durch ihr Benehmen jtrafbar bezeigt 
hätten, ein jpäteres angemeifeneres Benehmen in diefer Sache fie von 
diefer früberen Verfchuldung befreien oder ihre Straffälligfeit mildern 
fönne, 
aber er überließ Altenftein, was er tun wolle!). 

Aus einem Brief Altenjteins an Schilden ?) fieht man deutlich, 
daß es ihm vor allen Dingen darauf anfam, die Gerichte nicht 
zu Worte fommen zu lafjen und dadurch die ganze Streitfrage 
vor der Deffentlichkeit aufzurollen. Würde die Kriminalunter— 
ſuchung eingeleitet, jo müßten die Zwölfe vorher juspendiert 
werden. Das würde aber bei der unterjten Volksklaſſe Anlaß 
zu bedeutenden Unruhen geben und den Fortgang der Agenden: 
angelegenheit ungünstig beeinfluffen. Bei der Stimmung des 
Kammergerichts — gehörte diejes auch zur untersten Volksklaſſe? — 
jet aber ſogar zu befürchten, daß der Kriminalienat zu einem 
Freiſpruch gelangen könne. Deshalb jei es geraten, davon abzu: 

I) KO v. 28. Februar 1827. 

2) 25. März 1827. 
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jehen und ſich auf ein Disziplinarverfabren zu befchränfen. 
Ebenfo aber werde das Schickſal der Agende aus der Hand ge: 
geben, wenn der Klage des Magiitrat3 vor dem Sammergericht 
freier Lauf gelafjen würde, denn dann würde der Magijtrat gewiß 
nur noch Gegner der Agende in die Stellen ftädtifchen Patronats 
berufen, und diejem Beifpiele würden alle der Agende abgeneigten 
Batrone in den Provinzen folgen. Wltenftein ſah alio voraus, 
daß der Magiftrat den Prozeß gewinnen würde, — ein fehr viel: 
jagender Beweis für die damals geltende Auffafiung des Be: 
ftätigungsrechtö der geiftlichen Behörden gegenüber den Präſen— 
tationen. 

In vier eingehenden Berichten hat Altenſtein dieſen ſeinen 
Standpunkt bei dem Könige vertreten. Der erſte lief in den An— 
trag aus, die Beitätigung der Prediger Piſchon und Deibel auch 
auf dem Gnadenwege nicht zu gewähren; der zweite in den, Der 
König möge die Unzuläffigkeit des Rechtsweges ausjprecen !). 
Altenjtein machte diefen Aft der Kabinettsjuitiz vor allem dadurch 
dem König annehmlich, daß er ihm die aus der Demagogenver: 
folgung bervorgegangene KO vom 12, April 1822 ins Gedächtnis 
rief, die dem Miniſter befahl, feinen Geiftlichen und Schullehrer 
anzustellen, der politischer Bergehungen verdächtig ſei. Diefe 
Ordre jei nur ausführbar, wenn dem Minifter die Beitätigung 
nach freieftem Ermefjen vorbehalten bliebe. Außerdem ftüßte er 
ji) auf den $ 36 der Berordnung von 26. Dezember 1808, welche 
die Entjcheidung über die Bedürfniffe der Kirche in die Hände 
der Bermwaltungsorgane gelegt habe?), und berief fi) auf ein 
abermaliges Gutachten von Kamp gegen die vom Fuftizminifter 
angeführten Gründe. Der dritte Bericht erbat die Zuftimmung 


1) Der Prozeß wurde dadurch kompliziert, daß der Magiftrat nicht 
nur das Hecht des Konfiftoriums betritt, die Beſtätigung an die Beding: 
ung der Agendenannahme zu fnüpfen, fondern dazu feinerfeit3 das Recht 
beanspruchte, in die Vokation der gewählten Geiftlichen die Bedingung 
aufzunehmen, fte dürften ohne Genehmigung des Magiitrats feine Neben: 
ämter, als folche, welche mit dem Kommunalfchul: und Armenmwejen in 
Verbindung ftehen, übernehmen. 

2) Bd. 1, ©. 138. 
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des Königs zu der Anordnung, in den Gottesdienften des Friedrich: 
Watfenhaufes die Agende fofort einzuführen, d. h. Piſchon nicht 
nur die Beitätigung für Nicolai zu verjagen, jondern ihn auch in 
feinem bisherigen Amte zur Annahme der Agende zu zwingen, 
„event. mit Strenge gegen ihn einzufchreiten“; — auch Altenjtein 
berief fich auf die KO vom 24. Februar 1824 '), wonach die Agende 
in allen Wohltätigfeits-, Erziehungs: und Strafanftalten einzuführen 
jei, „die aus Staatskaſſen erhalten werden“ ; das Friedrichswaiſen— 
haus falle aber in diefe Kategorie, da es mit von den Zuſchüſſen 
des Königs zum ſtädtiſchen Armenweſen erhalten werde ?). Endlich 
im vierten Bericht legte Altenjtein vor, daß das Borgehen der 
Zwölfe mit der Eingabe vom 27. Juni 1826 — Dieje jtellte er 
jegt in den Vordergrund — eigentlich nur durch eine Kriminal— 
unterfuchung auf Grund des $ 200 T.2 Ti. XX ALN gefühnt 
werden könne, mit Rückſicht auf die oben erwähnten Bedenken 
aber ein Disziplinarverfahren vorzuziehen fei ?). 

Der König beftimmte darauf, daß in einer Konferenz der 
Miniſter Altenjtein, Graf Danfelmann, Schumann und Kamp 
folgende drei Fragen erwogen werden follten: ob die Präfentation 
von Deibel und Piſchon zu betätigen, ob Piſchon der Gebrauch 
der Agende im Waiſenhaus unter Strafandrohung zur Pflicht zu 
machen, ob und wie gegen die Zwölfe wegen der Eingabe vom 
27. Juni 1826 vorzugehen ſei. Die Konferenz fand am 21. April 
jtatt. Die vier Minister waren einig darin, daß weder die recht: 
liche Lage gebiete, noch die politijche Nückjicht erlaube, die beiden 
Geiftlichen zu bejtätigen: daß Piſchon verpflichtet, die Agende zu 
gebrauchen, und wenn er fich weigere, mit Geldſtrafe und event. 
mit Abjegung zu bedrohen fei; daß die 12 Geiftlicheri fich durch 
die Form ihrer Protejtation — Zuſammentritt, Verbreitung, 
Faſſung — eines Bergehens gegen die Strafgejege jchuldig ge: 





1) ©. o. ©. 8. 

2) Das war, wie der Mag. nachgewieſen hatte, nicht richtig. (25. Juli 
1826 an das Konf.) 

8) Berichte an den König vom 28. März, 5. April, desal,, 17. April 
1827. Kamptzs Gutachten vom 18. April, Dankelmanns Schreiben an 
Altenftein vom 30. März. 


172 Kapitel 5. 


macht hätten, daß aber ein Kriminalverfahren wegen der Unficher: 
heit des Ausgangs und ein Disziplinarverfahren deshalb mißlich 
fei, weil dann die beleidigte Behörde jelbit jtrafend auftreten 
müßte, Sn dem Bericht, der dem König erjtattet wurde'), war 
noch einmal eingehend die Bedeutung der 88 46—47 Ti XI des 
ALR behandelt worden. Der Juſtizminiſter hatte ausgeführt, 
daß dadurch das jus liturgicum des Landesheren aufgehoben und 
den Kirchengeſellſchaften übermwiejen fei. Erſt als Altenftein dem 
die KO vom 8. Mai und vom 31. August 1824?) entgegenbielt, 
gab er nach und fügte ich dem Votum der drei andern Minifter, 
daß der Rechtsweg ausgeichloffen jei. Eine Entjcheidung, die 
jchwerlich anders, denn als eine Nechtsverweigerung betrachtet 
werden kann, denn das KHammergericht war zweifellos zuftändig, 
über die Zuläffigfeit des Rechtsweges zu befinden. 

In einer KO vom 11. Juni genehmigte alsdann der König 
jämtliche Anträge Altenjteins; die Form der Nüge dev 12 Pre: 
diger übertrug er dem Staatsminifterium feſtzuſetzen. Dieſes for: 
derte das Brandenburgijche Konfiftorium auf ?), den 12 Predigern 
einen ernftlichen Verweis zu erteilen. Es follte ihnen vorgehalten 
werden, jie hätten fich durch ihren Zufammentritt, die Mitteilung 
ihrer Eingaben an die Deffentlichfeit und die Verlegung der ſchul— 
digen Achtung vor dem Könige einer jtrafbaren Handlung jchuldig 
gemacht ; der Gnade des Königs hätten jie zu verdanken, daß von 
einer Kriminalunterfuchung abgejehen jei, das Staatsminiſterium 
erwarte nun aber, daß fie ihr Verſchulden einjehen und durch ihr 
ferneres Benehmen eine bejjere Erkenntnis betätigen würden, wid: 
rigenfall3 jtrafrechtliche Ahndung ausdrüdlich vorbehalten blieb. 
Sie follten dies, jeder in einer eigenen Erklärung, zuſagen. 


1) Vom 8. Mai 1827, 

2) ©. 0. ©. 107, 113. Sie waren nicht publiziert und dem Juſtizminiſter, 
wie Diefer hervorhob, daher unbelannt geblieben. Eine fpätere Verfügung 
des Juſtizminiſters (Annalen 1831, S. 255) hat übrigens ausdrüdlich er- 
Härt, Allerhöchite Kabinettsordres, fofern fie nicht publiziert worden, feien 
nur Anmweifungen für den Verwaltungschef. Rechte und Verbindlichkeiten 
fönnten Darauf nicht gegründet werden. 

3) 4. Juli 1827, 


Die Einführung der Agende. 173 


An das Kammergericht erließ der Juſtizminiſter eine Wer: 
fügung (19. Juni 1827) folgenden Inhalts: 

Des Königs Majejtät haben . .. . . durch allerhöchſte KD vom 
11. Juni zu bejtimmen gerubt, daß die Beitätigung der gedachten Wahlen 
zu verfagen Sei, und daß die von dem Magiſtrat angejtellte, auf die Be- 
jtätigung gerichtete Klage, als mit der Ausübung des dem Landesherrn 
zuſtehenden liturgifchen Rechts jtreitend, von ſelbſt wegfalle. 

An den Magiftrat aber verfügte am 26. Juni Altenjtein, 
binnen 6 Wochen nach Empfang zwei andere Subjefte zu den 
erledigten Pfarritellen zu präfentieren, widrigenfalls fie ex jure 
devolutionis bejett werden müßten! 


Zugleich eröffne ich dem Magiitrat, daß Anhalt und Form feiner 
Immediateingabe vom 29. Januar auf gleiche Weife verwerflich find. 
Der Berfuch des Magiitrats, in ein außer dem Kreis feiner Amtögefchäfte 
liegendes Gebiet einzugreifen, ift an fich fehr tadelnswert. Es ſpricht 
fich überdies aufs neue darin der Sinn des Widerjtrebens gegen die An: 
ordnung der Staatsbehörde aus, der dem Magijtrat um fo mehr zum 
Vorwurf gereicht, als religiöfe Ueberzeugungen dabei zum Vorwand ge: 
nommen find. Ganz befonders jtrafbar macht ihn jedoch die höchſt un- 
nebührliche Art, wie die ganz unrichtigen Anfichten über Die erneuerte 
Agende und die zu deren Einführung getroffenen Anordnungen vorge: 
tragen werden. Wenn die gejegliche Ahndung diefer Ausschreitungen 
nicht verfügt wird, jo gejchieht Dies in der Erwartung, Daß die beſſere 
Ueberzeugung, des Widerjtandes einzelner Uebelgejinnter ungeachtet, bald 
die Oberhand gewinnen und bewirken wird, daß der Magiitrat innerhalb 
der Grenzen feiner Befugniffe nur das wahre Wohl der Stadt vor Augen 
haben und nicht fortfahren wird, durch die gefegwidrige Einmiſchung in 
Angelegenheiten, welche feinem Berufe in jeder Beziehung fremd jind, das 
Mipfallen feiner Majeftät zu verdienen. 


Am 12, Juli empfingen die Zwölfe ihren Verweis. Alten: 
jtein fchrieb dem König !), er hoffe, der Verein der Zwölfe werde 
ſich nun wohl auflöjen und die Beitdenfenden darunter dem Bei: 
jptel der anderen Provinzen folgen. Weniger wohl der erhaltene 
Verweis, als die gerade jetzt befannt werdenden Zugeſtändniſſe 
provinziellev Nachträge und einiger Parallelformulare bewirkten, 
daß ſich von den Zwölfen jieben berubigten. Ausdrüclich mit 
Beziehung auf den ihnen von Konfijtorium verheißenen Nachtrag 
gaben nun Piſchon und Deibel eine „genügende Erklärung ihrer 


1) 11. Juli 1827. 
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Bereitwilligfeit zur Beförderung und Annahme der Agende bei 
ihren künftigen Gemeinden“ ab; umgehend erteilte das Minifterium 
die Beftätigung ihrer VBofationen '). 

Die Klage des Magiſtrats war damit gegenjtandslos gewor— 
den. Von anderer Art aber waren die eingereichten Erflärungen 
von Schleiermacdher, Hoßbach und Noodt. Schleiermacher erklärte 
den Verweis nur als Akt der höheren Autorität ehren, aber ſich 
von jeiner Berechtigung nicht überzeugen zu können. Er fönne 
ſich in feinem Gewiſſen deſſen nicht fchuldig erfennen, was ıhm 
vorgeworfen jei. Wenn fein Urteil von dem des Landesherrn 
und der Behörde abmweiche, jo müfje er für ſich in Anſpruch neh: 
men, 
dab er, was zur Grbaulichkeit des öffentlichen Gottesdienites gehöre, ge— 
nauer unterjucht und erforfcht habe, als auch die verehrungswürdigiten 
Männer dies vermögen, welche ihre ganze Zeit den Gefchäften eines andern 
Berufes widmen müſſen. 

Es jei feine Ehriften- und Berufspflicht gemwefen, dies Urteil 
fräftig auszufprechen. Für die Zukunft könne und wolle er nichts 
anderes veriprechen, als nach bejtem Willen und Gewiſſen, ohne 
fi) und andere zu fchonen, fich al3 als einen VBerfündiger und 
Vertreter der amerfaunten Wahrheit zu beweifen?). Altenjtein 
jchrieb darüber aus feinem Sommerurlaub an Scilden?): 

Tie Vorftellung des Prof. Schleiermacher enthält ausgezeichnet aus: 
fallende Aeußerungen und ift, wie die Voritellungen des Pred. Hoßbach 
und des Pred. Noodt, fo unangemefjen, daß es mir ratiam fcheint, Die ge- 
richtliche Unterfuchung gegen folche zu eröffnen. ch habe darauf bei dem 
Ktönigl. Staatsminifterio angetragen, und daß über die ganze Vollziehung 
des Königl. Befehls und den weiteren Erfolg vor der Eröffnung der Un- 
terfuchung an ©. Maj. den König berichtet werde. Die Voritellungen der 
übrigen Geiitlichen fchtenen mir diefe Maßregel nicht zu erheifchen, und 
finde ich namentlich die Borftellung der Prediger Schul und Fdeler jehr 
gemäßigt. Es wird darauf anlommen, ob mir das Kal. Staatöminijterium 
in diefen Anfichten fo beipflichtet, wie es bei einer vorläufigen Abjtimmung 
rücdjichtlich der Notwendigfeit, bei des Königs Majeſtät auf die Eröffnung 
der gerichtlichen Unterfuchung gegen den Brof. Schleiermacher und den 
li Erfl. v. 11. Oftober; Verf. des Min. vom 12. Oftober 1827. 

2) 2. in Br. IV, S. 470 fi. 
3) Auguft 1827. 
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Prediger Hoßbach [anzutragen], der Fall war. Wird die Sache mit Ernit 
und Ronfequenz durchgeführt, fo hoffe ich, ſoll es endlich gelingen, einige 
bösartige Geiftlihe unfhädlich zu machen und den Beiten 
ihre Freiheit wiederzugeben, welche fie Durch den Verein verloren hatten. 

Schleiermacher habe ſich die Stimmen vieler frommer, ja 
ſelbſt frömmelnder Männer zu verichaffen gewußt. Frömmelei 
führe leiht zum Liberalismus; jede Entfernung von 
der gewöhnlichen Ordnung und jedes Selbjtgefühl, daß man 
das Beſſere ergriffen habe, jei nach der menschlichen Natur be- 
denklich. 

Die evangeliſche Kirche bedarf mehr als je einer feſten Aufſicht. In 
den meiſten Geiſtlichen ſteckt ein kleiner Papſt, und es fällt ſolchen ſchwer, 
ſich irgend etwas Anderem und Beſſerem unterzuordnen. 

Aber bei dieſem Verſuche, Schleiermacher als „einen bös— 
artigen Geiſtlichen“ unſchädlich zu machen, traf Altenſtein glück— 
licherweiſe auf einen heftigen Widerſtand im Staatsminiſterium. 
Hatte er ſchon vorher darüber klagen müſſen, daß ſein Vorgehen 
gegen die Zwölfe ihm ſehr heftige Aeußerungen des Kronprinzen !) 
zugezogen habe, jo trat nun im November 1827, al3 fein Antrag 
im Staat3minijterium beraten wurde, Mob mit aller Entjchieden- 
beit dagegen auf. Er entichuldigte das Handeln der Zwölfe mit 
dem Hinweis auf den Geift der Reformation und verfocht nach: 
drücklich Schleiermachers Sabß, daß Rede und Schrift in Firchlichen 
Angelegenheiten mit einem andern Maßitabe gemefjen werden 
müßten, als weltliche Dinge; gemeint war der Satz aus Schleier: 
macher Erklärung, er glaube nicht, daß dem Dienft der Kirche, 
welcher ein vein getitiges Verhältnis bilde, derjelbe Grad und die— 
jelbe Form der Unterwürfigfeit wejentlich jei, welche in dem 
eigentlichen Staatsdienjte vielleicht unentbehrlich jein möge Ex 
viet dringend zum Abſehen von jeder Verfolgung. Aeußerte ich 
Altenstein darüber auch jehr unwirſch an Schilden, jo nahm er 
doch Abſtand, fein Vorhaben gegen jolchen Wideripruch durchzu— 


1) In dem zitierten Briefe. — Schleiermacher erzählt (&. in Br., II, 
S. 401), daß fich der Kronprinz über feine Schrift an das Staatsminijte: 
rium fehr zufrieden geäußert habe. Der Kronprinz jtand überhaupt de— 
monftrativ auf Seiten der Zwölfe. Ber König lieb ihm verbieten, Die 
Predigten von Couard zu beſuchen (Schilden an Alt. ohne Datum, 1826). 
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ſetzen. Mob aber hat damit feinen großen Verdienſten eins hin- 
zugefügt, das ihm nicht vergefjen werden foll: durch ihn blieb die 
Negierung Friedrich) Wilhelms vor dem Schandfled bewahrt, den 
größten Theologen der evangeliichen Kirche als einen „bösartigen 
Geiſtlichen“ von Amt und Kanzel verjagt zu haben! 

Auch noch ein andrer Plan, Schleiermacher und feine Freunde 
zu disfreditieren, war an Mob’ ruhiger Einficht geicheitert. Neander 
hatte ſich perjönlich durch die in der Eingabe der Zwölf vom 17. Ok— 
tober 1825 ausgejprochene Behauptung gefränft gefühlt, viele Pre— 
diger hätten die Agende bei der zweiten Umfrage nur um der an- 
gedrohten Nachteile willen angenommen. Er verfaßte dagegen eine 
Ehrenrettung, für die er bei möglichit vielen Geiitlichen Unter: 
jchriften jammeln wollte, um jie dann zu veröffentlichen zum Proteſt 
gegen „jene unerhörte Verdächtigung“. Witleben aber, dem er den 
Entwurf am 10. Sjanuar 1827 zugefandt hatte, fragte Mob um 
Rat, und diejfer riet dringend davon ab, 
weil jonjt nur zu erwarten fei, daß die Berliner Prediger mit der ge- 
wandten Feder des Herrn ©. antreten würden. 

inzwischen erichien der Brandenburgische Nachtrag zur Agende 
und die KO vom 4. anuar 1829), Sie brachte den Konflikt 
zur Löſung. Am 16. Februar nahmen die Geiftlichen der Stadt: 
juperintendentur die Agende in einer Konferenz unter Vorſitz von 
Roß an, am 7. Februar die der Superintendentur Berlin-Eölln 
unter Neanders Leitung. Am 23. Februar verfammelte Marot 
die Geiftlichen der Friedrichjtadt ?) zu gleichem Zwecke. Dem Magi: 
ſtrat machten die Borjigenden Mitteilung und baten um die Ein: 
willigung des Patrons; den Gemeinden fjollte der einzuführende 
„Auszug“ am Sonntag vorher vorgelejen und dann Gelegenheit 
angeboten werden, fich über etwaige Bedenken belehren zu lafjen?). 
Sp wurde das Prinzip gewahrt. Neander berichtete dem Minifter, 
daß fie, auch Hoßbach, ſich zur Annahme bereit erklärt hätten: 


1) S. u. S. 191. 

2) Die Reformierte Superintendentur war 1827 aufgehoben und mit 
dieſer vereinigt; Lisco, ©. 149. 

3) Protokoll der Verſammlung am 16. Februar unter Roß' Leitung; 
Schreiben an den Magiſtrat vom 17., 19. und 24. Februar. 
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Nur Schleiermacher hat fich noch nicht definitiv erklärt und bemerft, 
er habe noch nicht Zeit gehabt, durch Vergleichung des Nachtrag mit 
der Agende fich eine genaue Ansicht darüber zu verfchaffen, wie fich der 
Gottesdienft geitalten werde. Nach einigen Tagen wolle er feine Erflä- 
rung (Marot hofft ebenfalls beifällig) abgeben... Für die Sache erfcheint 
es mir ganz gleichgültig zu fein, ob Schleiermacher fich den übrigen anfchließe, 
oder nicht. Die Agende wird und muß in kurzem in Berlin eingeführt 
werden, und da bleibt ihm doch nichts übrig, als fich in die Ordnung 
zu fügen oder von feinem geiftlichen Amte zu fcheiden, ſonſt käme wirklich 
eine neue Art von geiftlicher — um nicht zu fagen — päpitlicher Ober: 
herrichaft eines einzelnen Mannes heraus. 

Es iſt befannt, daß fi) Schleiermacher wenige Tage darauf 
gleichfall3 zur Annahme, wenn auch unter nicht unbedeutenden 
Vorbehalten, bereit erklärt hat '). 

So itand nun auch dem Friedensichluß des Magiitrats mit 
dem König nichts mehr im Wege. Noch im November 1828, bei 
der Einführung des Probites Roß in der Nifolailirche, war der 
König auf Alteniteins Rat gegen den dringenden Wunfch des 
friedfertigen Wißleben und Neanders der Feier Ddemonftrativ 
ferngeblieben. Nun nach Eingang der Mitteilungen über die Er: 
klärungen der Geiitlichfeit faßte der Magijtrat am 27. Februar 
1829 den Beichluß, 
er fände als Patron der Kirchen jtädtifchen PBatronats durch den Nach: 
trag und die befonders mitgeteilten Bewilligungen des Königs alle Be: 
denfen bejeitigt und halte alle Wünfche für erfüllt, welche bisher der An: 
nahme der Agende und Liturgie entgegengeitanden hätten, und nehme die 
dargebotene firchliche Ordnung daher bereitwilligit an. 

Die Geritlihen und Kirchenvorftände der Batronatsfirchen 
erhielten die Aufforderung, fich nunmehr die Einführung der Agende 
angelegen fein zu lajjen. An den König aber richtete der Magi- 
ſtrat folgende Vorſtellung?): 

Em. K. Maj. erlauben wir uns alleruntertänigſt vorzutragen, daß 
der Probjt Roß uns den von Wllerhöchitdenenfelben für die Provinz 
Brandenburg genehmigten Nachtrag zu der erneuerten Kirchenagende mit: 
geteilt und uns gleichzeitig von den huldreichen Bewilligungen in Kennt— 
nis gelegt hat, welche E. K. M. in Bezug auf jenen Nachtrag Durch die 


1) Schentel, ©. 548 ff, Brandes, S. 398 ff., beide auf Grund 
von Schleiermacdhers Leben in Br. IV, ©. 398 f., 485 ff. und Briefm. 
mit ®aß, ©. 208 ff. 

2) V. 27. Febr. 1829. 

Foerſter, Emſtehung der preuß. Landeskirche. IE. 12 
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AKO vom 4. Januar d. J. auszufprechen geruht haben, 

Mit dem ehrfurchtsvollften und innigften Danfe für Em. 8. Maj. 
landesväterliche Huld und Gnade fehen wir in der hochwichtigen Ange: 
legenheit unfre heißejten Wünfche erfüllt. Allerhöchitdero erhabne Güte 
und Weisheit hat zu dauerndem Heil der evangelifchen Kirche eine Ord— 
nung getroffen, welche die Gemüter aller treuen Untertanen zu neuer und 
der dankbarſten Verehrung verpflichtet, und die ihren fegensreichen Ein- 
fluß auf die Mit: und Nachwelt betätigen wird. 

Durchdrungen von dem tiefiten und gerührteiten Dankgefühl ift es 
uns als eine heilige Pflicht erfchienen, einjftimmig auszufprechen, daß 
gegenwärtig in jeder Beziehung alle früher geäußerten Wünfche erfüllt 
find, deren gnädigjte Berüchjichtigung der neuen firchlichen Ordnung eine 
allfeitige und um fo danfbarere Anerkennung jichern muß... .-- Indem 
wir wagen, Ew. 8. M. diefen Vortrag unmittelbar alleruntertänigit ein= 
zureichen, zwingt uns ein lang und tief gefühltes Bedürfnis unfrer Herzen 
zu der kindlichen ehrfurchtsvolliten Bitte: 

fofern wir in dem früheren Gange der Angelegenheit Durch eine zu 
eifrige Darlegung und Beeilung unfrer Wünfche E. 8. M. Mipfallen 
zu unfrer tiefiten Betrübnis und zugezogen haben follten, daß Aller: 
höchitdiejelben geruhen wollen, in angejtammter Milde dem warmen 
Eifer, der E. K. M. vielleicht als Mangel an dem fchuldigiten ehrfurchts— 
volliten Bertrauen erfchienen fein könnte, gnädigit zu Gute zu rechnen, 
was und in welcher Art unferfeit3 gefehlt fein dürfte. 
Der König erwiderte duch KO vom 30. März 1829: 

Wenn der Magijtrat in der Angelegenheit der erneuerten Kirchen: 
agende die Grenzen feines PVerhältniffes als Patron mehrerer Kirchen 
überjchritt und fich eine Stellung zu geben verfuchte, Die weder Durch Ge— 
fe noch Herkommen begründet ift, fo hat dies nur Meinen gerechten Uns 
willen erregen können. Aus der Boritellung vom 27. v. M. erjehe Ich 
indefjen, Daß er ob zwar fpät, fein Unrecht einfiehet, und daß ihm endlich 
der Zwecd Meiner Anordnungen Bar geworden iſt. In diefer Rüdjicht 
will ch das Gefchehene nicht weiter rügen, und der Magiftrat wie die 
Bürgerfchaft, deren Anhänglichkeit in den Zeiten des Glücks und des 
Unglüds nicht aus Meinem Andenten gekommen ift, können fich daher 
Meines Wohlwollens von neuem verjichert halten. 

Das war das friedliche Ende des Berliner Agendenjtreites. 
Und nicht nur diefes. Nachdem der Widerjtand an diefem Bunte, 
„ven Heerde der Reaktion”, wie Altenftein fich ausgedrückt hatte, 
gebrochen war, war die Einführung der Agende im ganzen Often 
der Monarchie gefichert. Der Bericht des Minijterd über die er: 
folgte Annahme der Agende bis zum 30. Juni 1829 hatte aus 


den öjtlichen Provinzen, abgejehen von Pommern, wo nur 16 von 
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696 Predigern bei der Ablehnung verharrten, die man ruhig ges 
währen ließ, noch folgende Zahlen angegeben: 


Zahl 
der Geiftlichen der 
überhaupt ablehnenden 

Oftpreußen 406 70 

MWeitpreußen 165 91 

Poſen 122 11 (die Geiſt— 
lichen der Unitätsgemeinden.) 

Schlefien 745 493 

Brandenburg 1159 178 

Sadjen 1629 126. 


Ein Jahr darauf hatten jich die Zahlen der Ablehnenden 
verringert in 
Oſtpreußen auf 11 
Weſtpreußen — 5 


Schleſien 6 
Brandenburg 0 
Sachſen a 2. 


1831 entjchloffen fich auch die Poſner Unitätsgemeinden noch) 
zur Annahme der gende !). 

In Heinen einzelnen Scharmüßeln lief der Widerjtand im 
Lande aus. 

Wir haben derer ja jchon oben eine ganze Reihe kennen ge— 
lernt und beobachtet, wie der König perfönlich in die einzelnen 
Fälle eingriff?). Anfang 1827 hatten zwei Gemeinden aus dem 
Kreife Schweidnig, Mügeln und Lindmwerder, in einer Immediat— 
eingabe um die Erlaubnis petitioniert, die Agende wieder abtun 
und die alte füchjiiche von 1812 wieder in Gebrauch) nehmen zu 
dürfen, Der König überfandte ihnen die Schrift „Luther in Bezug 
auf die Agende“ mit einer eigenhändigen KO, deren Hauptitellen 
lauten: 

Die Gemeinde zu Lindwerder ift in einem nicht zu begreifenden Irr— 
tum, wenn fie glaubt, daß durch die Einführung der in der Slirchenagende 


1) KO v. 24. Nov. und 30. Dez. 1831. — Brief Altenfteins an Schil- 
den vom 11. Nov. 1830. 
2) ©. o. S. M. 
12* 
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von 1822 aufgenommenen Liturgie eine neue Religion einzuführen beab- 
fichtigt werde. Die Liturgie enthält nur die Vorfchriften, nach welden 
der kirchliche Gottesdienjt gehalten werden joll, ohne die allergeringite 
Abänderung der evangelifchen Glaubenslehre, und die Gemeinde zu Lind- 
werder, deren frommer in der Vorjtellung vom 4. April ausgeiprochner 
Sinn nicht zu verfennen iſt, kann daher in ihrem Gewiſſen völlig beruhigt 
fein... und werden der Gemeine die in beilommender Schrift angeitrich- 
nen Stellen zur befondern Beherzigung empfohlen, um die Neberzeugung 
zu erhalten, daß ch eifrigit bemüht bin, das feither unterdrüdte alte 
Ehrwürdige im kirchlichen Gottespdienite herzustellen, jtatt, wie der Gemeinde 
zu Lindiwerder vorgeipiegelt jein mag, neue Lehren oder fyormen dem 
alten echt evangelifchen Glauben entgegen aufnehmen und ausbreiten zu 
wollen. 

Ebenjo wurde ein gleichartiges Gefuch der Gemeinde Sorau 
abgemiejen, und das Geſuch von Kicchenpatron und Gemeinde zu 
Gentilow und Mechow bei Kyrit wie jpäter das des Oberjten 
von Brünned als Patrons der Kirche in Hermersdorf, Kreis 
Müncheberg, und der jcharfe Protejt des Patrons zu Strenz-Neuen— 
dorf, von Wedel-Piesdorf, mit dem Hinweis bejchieden: 

Die Kirchenpatrone und Gemeinden... ., Deren Kirchen die erneuerte 
alte Agende . . angenommen haben, find im Irrtum, wenn fie meinen, 
daß fie ein Necht hätten, ihrem Pfarrer die Kirchengebete und Formulare 
vorzufchreiben, welche derfelbe beim Gottesdienit und bei der anderweiti— 
gen Ausübung feines Amts anwenden ſoll. Dies fteht ihnen ebenfowenig 
zu als ein Necht, dem Pfarrer Vorfchriften über die Abfaffung feiner Pre- 
digten zu machen. Stirchengebete, Formulare und Predigten find Sache 
des Beiftlichen; Kirchenpatrone und Gemeinden haben nur dann ein Hecht 
zur Beichwerde, wenn der Geiltliche Vorträge und Gebete hielte, die mit 
den biblifchen Lehren in Widerfprucch ſtehen, und dem Geiftlichen liegt ob, 
die ihm vom Konfiftorio, als feiner vorgefeßten geiftlichen Behörde, vor: 
gefchriebenen Kirchengebete und Formulare unabgeändert in Anwendung 
zu bringen. So war es feit Luthers Zeiten, und fo muß es verbleiben... 


In zwei diefer Fälle erhielt dev Minifter ſogar den Auftrag, 
den Verfaſſer der Eingabe zu ermitteln und zur Verantwortung 
zu ziehen. Micht beffer ging es der Gemeinde in dem Dorf 
Blankenberg bei Wuitershaufen, auch fie empfing ablehnenden Be— 
jcheid und fcharfe Rüge für ihr „unpafjendes Schreiben” '). 

Anderfeits förderte der König jein Werk durch Belobigungen 
1; KO v. 24. April 1827, 26. Nov. 1827, 7. Dez. 1827, 20. Nov. 1829, 
13. März und 28. Oft. 1830, 30. Nov. 1828. 
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und Unterjtügungen. Grundjäßlich befahl er am 13. März 1828: 
Vergünftigungen für Pfarrer und Gemeinden finden nur da ftatt, 
wo die Agende angenommen und die Liturgie eingeführt ift. 

Dementiprechend wurden den Gemeinden alle etwaigen finan= 
ziellen Beihilfen, den Geiſtlichen alle Dienjtauszeichnungen ver— 
weigert, wo dies nicht der Fall war. Der Dom in Magdeburg 
empfing zur Belohnung für die Annahme der Agende 1825 ein 
Kruzifir und zwei Leuchter von vergoldeter Bronze als Gejchenf, 
die Gemeinde in Kemberg in Sachſen einen Altartifch. Ein weiter: 
gehender Antrag des Minifters, allen Kirchen, in denen die Agende 
angenommen jei, Kruzifir und Leuchter zu fchenfen, wurde vom 
König der Kojten halber abgelehnt. Auch mit den Gefchenferem- 
plaren der Agende wurde ein Schluß gemadt. Die Gemeinden, 
die erjt nach dem Januar 1825 die Agende angenommen hatten, 
erhielten nur „ein gewöhnliches Exemplar“ }). 

Immerhin, mochten auch durch dies Eingreifen des Königs 
zahlreiche Kleine Brände im Entjtehen erftickt, und nach der Be- 
jtegung der Oppofition in Berlin die Einführung der Agende 
mittel provinzieller Ausgaben im Often der Monarchie gefichert 
jein, — es blieb immer noch der Weiten zurüd. In allen Bes 
richten des Minijters aus den Jahren 1826—1830 blieben dort 
die Zahlen der Ablehnungen fonjtant. 


In Wejtphalen von 338 Getitlichen 219, 
„ sjülich- Cleve-Berg „ 211 . 210, 
„ Niederrhein „220 : 209, 


Seit dem Jahre 1827 hatte Altenftein mit den dortigen Ber: 
hältnifjen nähere Fühlung gejucht durch den von Eylert zum Nach: 
folger Ribbecks empfohlenen?) Generaljuperintendenten Roß in 
Budberg. In ihm war der Mlittelsmann zur Beilegung des 
Wideritandes der weftlichen Kirchenfreife gewonnen. Er wurde 
nad anfänglicher Weigerung 1828 in die durch Nibbeds Tod 
am 28. uni 1826 erledigte Stelle als Propft von St. Nikolai 
und Oberfonjiitorialrat im Minijterium ?) berufen, ein Mann, 
- H KO v9. April 1826 an Oberpr. Klewig in Magdeburg, KO v. 
11. Nov. 1828, 11. Mai 1826. 

2) Altenſtein an Schilden 21. Nov. 1826, 

3) Altenſtein an Schilden, 10. Jan. 1827; Antrag des Minijterd vom 
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Neander gleich an Gemwandtheit, aber innerlich warm und fromm. 
Es gelang ihm in Gemeinfchaft mit Ehrenberg, den Minifter da- 
von zu überzeugen, daß in feiner Heimat die Presbyterial- und 
Synodalverfafjung zu Recht bejtände, und ohne Synoden die 
Agende nicht durchzufegen fein werde. 

Wir haben jchon erwähnt, daß der König im Jahre 1824 
dem Pfarrer und der Gemeinde in Simmern fein Mißfallen hatte 
ausfprechen lafjen, daß fie gemeinfam eine Verwahrung gegen Die 
Agende erlaffen hatten, daß gegen den Pfarrer Simons in Puder: 
bad) jogar eine Kriminalunterfuchung von ihm befohlen und eine 
Beratung der Provinzialiynode des Bezirks Köln über die Agende 
gegen das Votum des Konſiſtoriums inhibiert worden war"). 
Ebenjo jchroff hatte er eine von 12 Gemeinden und ihren Pfarrern 
eingereichte Protefteingabe vom 10. Juni 1824 zurückgewieſen. 
Die Gründe diejes einmütigen Widerjpruchs haben wir gleichfalls 
jchon berührt ?). 

Zwei jehr bäßliche Einzelfälle hatten die Stimmung gegen 
die Agende außerdem verjchärft und verbittert. In Kreuznach 
waren zwei Getitliche, EbertS und Schneegans, in eine jehr be- 
denkliche Kriminalunterfuchung wegen betrügerifcher Schliche in 
einer Teftamentsfache vermwicelt worden, und wenn es auch zu 
einer friminellen Verurteilung infolge des Eingreifens des Königs 
nicht gefommen war, fo hatten fie fich doch durch ihr Verhalten 
bei ihren Vorgeſetzten und einem Teil der Gemeindeglieder um 
allen perjönlichen Kredit gebracht’). Diefe beiden wollten nun 
die Agende benüßen, fic) die Gunft des Königs zu verjchaffen. 
Sie richteten an ihn eine Immediateingabe, worin fie ihre Be- 


18. Juli, Genehmigung des Königs v. 30. Auguſt 1828. Der Mlinifter 
war von feiner Perſon bald fehr befriedigt: Brief an Schilden v. 8. Febr. 
1829. Weber fein gleichfalls ſehr nahes Verhältnis zum Könige vgl. feinen 
eignen Brief an Eylert, Gharafterzüge, 3,2. ©. 479 ff. — Ueber feine Be: 
deutung Lüttgert, ©. 72 und 83, wo nur der Ausdrud Domprobit 
irrig ift. Außerdem D. Ev. BL. 1897, ©. 53 ff. 

1) ©. 0. S. 9. 

2) S. o. S. 88, 124 f. und vor allem die betr. Abfchnitte in dem Mini: 
jterialbericht vom 7. Dt. 1823 unter den Beilagen Nr. 4. 

3) Eilers, Wanderung, 2. S. 97 ff. Leipzig, 1857. 
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reitwilligfeit zur Einführung der Agende erklärten, fich zugleich 
aber bejchwerten, daß jie durch das Konfijtorium daran gehindert 
würden. Denn diejes beharrte feit auf dem Standpunkt, daß ein- 
zelne Geijtliche nicht befugt jeten, von fich aus die Gottesdienit- 
ordnung zu ändern. Der König, fo wie jo über den Widerfpruch 
aus den weitlichen Provinzen und die Haltung der Konfistorien 
erbittert, forderte Altenjtein zu jchärfitem Eingreifen auf. Und 
als die beiden Kreuznacher Geiftlichen ihm die Mitteilung mach: 
ten, fie hätten die Agende eingeführt, zeichnete er fie durch ein 
Gejchenferemplar jowie durch Stiftung eines Kruzifixes und zweier 
Leuchter für den Altar der dortigen Kirche aus. Troßdem nun 
die eingegangenen Berichte der Behörden das Verhalten der beiden 
Geiftlihen im grelliten Lichte zeigten, und Altenftein in jeinem 
Vortrag beim Könige ganz auf die Seite des Konſiſtoriums trat, 
befahl der König, die Sache auf fich beruhen zu laſſen, und er: 
ließ auf die Bitte der Gemeinde, das ihr anjtößige Kruzifir wieder 
zu entfernen, ſehr geveizt folgendes '): 

Das Abbild des Heilandes am Kreuz ift für jeden Chriften, ohne 
Unterfchied des Glaubensbelenntnifjes ein teures finnbildliches Andenken 
an die Vollendung des Erlöſungswerkes und deshalb von jeher als ber 
angemejfenjte Altarfchmud einer jeden chrijtlichen Kirche angejehn wor: 
den. Wer fich für einen Chriſten befennt, fann alfo an der angeordneten 
Aufitellung dieſes Sinnbildes feinen Anjtoß nehmen, und Ich habe des— 
halb auh mit Mohlgefallen das Gefuh der Superintendenten 
Eberts3 und Schneegans aufgenommen, welche jelbjt darum gebeten. Eine 
Neuerung in kirchlichen Gebräuchen liegt keineswegs in diefer Anordnung, 
bei welcher es verbleiben muß, und die von mehreren Mitgliedern der 
evangelifchen Gemeine zu Kreuznach sub dato den 30 v. M. eingereichte, 
unüberlegte und auffallende Borjtellung fonnte nur 
Mein Mißfallen erregen. 

Kein Wunder, daß die darin fich kundgebende Nichtachtung 
der rheinischen Tradition und die Parteinahme für zwei notoriſch 
unmürdige Geiftliche den übeliten Eindrucd machte. 

Aehnlich ging e3 in einem zweiten alle. Der Pfarrer Kre— 
mers zu Haufen (Bez. Trier) führte im Oktober 1827 auf eigne 


1) RO v. 9. Dez. 1824; 13. Jan., 25. März, 9. Mai 1825; Altenjteins 
Verf. an die beiden Geiitlichen v. 30. Dez. 1824, Vortrag v. 18. März 1825; 
Eingabe der Gemeinde v. 30. April 1825. 
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Hand die Agende in feinen Gemeinden ein, ja er ließ ein neues 
Kruzifir in feierlicher Prozeifton in die Kirche tragen und dort 
aufitellen. Auch er war längjt durch allerlei Händel mit feinen 
Gemeinden zerfallen. Auf deren entrüjtete Bejchwerde gegen fein 
eigenmächtiges Handeln rügte die Negierung zu Trier ihn des: 
wegen, und der zuftändige Superintendent zu Wolf ordnete die 
Wiederaufnahme der bisherigen Gottesdienjtordnung an. Nun 
wandte fich auch Kremer an den König, Wieder ergriff der 
König ohne weiteres Partei für den Geijtlichen. Altenftein em: 
pfing Befehl, die Regierung zu Trier und den Superintendenten 
zur Verantwortung zu ziehen !). Aber weder die Gemeinde noch 
das Konfiitorium ließen jich jo leicht beugen, wie der König aus 
dem Diten der Monarchie gewöhnt war. Die Gemeinde ſetzte 
dem Pfarrer und dem Gottesdienjte nach der Agende beharrlichen 
paffiven Widerjtand entgegen, und das Konſiſtorium zu Koblenz 
genehmigte ihr Geſuch, an Karfreitag und Oſtern das Abend: 
mahl durch einen andern Geiftlichen austeilen zu laſſen. Als der 
König dies erfuhr, befahl er, das Konfiftorium wegen diejer Nach: 
giebigkeit ernjtlich zu rügen, zugleich aber erließ er an die Ge- 
meinde folgende unkönigliche Ordre ?): 

ch vernehme, dab die Gemeine der Pfarrei Haufen in ihrer Hals— 
itarrigfeit gegen die durch ihren Pfarrer eingeführte, von Mir anem- 
pfohlene Kirchenagende verharret, den kirchlichen Gottesdienſt verabfäumt 
und Dem Genuß des Heil. Abendmahls fich entziehet. Keine von den 
wenigen, Durch Mißverſtändnis zum Widerftande verleitet geweſenen Ge— 
meinen in allen Meinen Staaten hat ſolche Hartnäckigkeit gegen die in 
der erneuerten Ugende enthaltenen, von den nambafteiten evangelifchen 
Geiftlichen geprüften und bewährt gefundenen Tirchlichen Anordnungen 
bewiejen, alle haben Belehrungen Naum gegeben; und die evangelifche 
Gemeine der Pfarrei Haufen hat daher zu erwägen, ob fie diefem Bei: 
ipiele folgen oder ob ſie durch fortgeietzte Widerfpenitigfeit, die nicht uns 
geahndet bleiben wird, Meinen gerechten Unmillen für immer auf fich 
ziehen will. Die Behörde wird Mir darüber Bericht eritatten. 


jedoch es nüßte nichts: die Gemeinde ließ ſich auch durch 
diefe Drohung nicht anfechten, und die Behörden brachten jo viel 
belajtenden Materials gegen den Geijtlichen vor, daß der König 





N KO v. 9. Januar 1828 
2) ®. 22. Mai 1829; vom felben Tage Drdre an Altenitein. 
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fich entjchliegen mußte, einem Antrag Altenfteins auf Verſetzung 
und Verweis gegen ihn jtattzugeben. Doch erhielt er Wartegeld 
und Entjchädigung. Die Gemeinde aber verjprach nicht3 weiter, 
al3 daß fie die Agende annehmen wollte, wenn fie ordnungsmäßig 
eingeführt würde !). 

Wie in diefen Fällen die PBarteinahme für anrüchige, jo war 
es in mehreren andern die Berjagung font üblicher Gunftbezeu- 
gungen an verdiente und bewährte Geiftliche?), die bei dev ohne: 
dies wenig loyalen Stimmung der Nheinländer die Oppofition 
gegen die Agende jteigerte. 

Etwas günftiger war in Wejtfalen die Stimmung, wenn 
nicht für die, jo doch für eine Agende“). Jedoch auch die Ge- 
jamtjynode der Grafichaft Mark erklärte am 15. September 1824 
die vorgelegte Agende für unannehmbar, und eine jcharfe Ber: 
fügung, die Eylert, jelbit ein Marfeaner! entworfen hatte, batte 
doch nur bei einer jehr geringen Zahl von Geiitlichen den Erfola, 
fie zur Annahme gefügig zu machen und vom Gros abzufplittern ®). 

Im Jahre 1827 entſandte dann der König Eylert perfönlic) 
in die Grafſchaft Mark, um für die Agende Stimmung zu machen. 
Sein Bericht ®) lautete jehr hoffnungsvoll, wies aber feinen gang: 
baren Weg zum Ziele. Diejen wies erit ein Vortrag Alteniteins 
von 28, Mat 1828. Er berief jich darin auf die von Roß er: 
erhaltenen Informationen, nach denen Hoffnung jei, die Agende 
zur Annahme zu bringen, wenn zugleich die Presbyterial- und 
Synodalverfaffung förmlich anerkannt würde. Roß hatte em: 
pioblen, an Stelle der Generalfonfiitorien in den öjtlichen Pro— 
vinzen die PBrovinzialignoden zu jegen, und geglaubt, verbürgen 

1) KO 26. Dit. 1829. 

2) Verſagung einer ſchon zugedachten Unteritügung zum Kirchbau in 
MWeithoven, KO v. 23. Dez. 1824; Verſagung von Orden, KO v. 26. Febr. 
1825, 25. Mai 1830. 

3) ©. o. S. 128. 

4) Eingabe vom 5. Februar 1825, Verf. vom 25. Mai 1825. 

5) V. 25. Sept. 1827. Aber auch Altenitein hatte von privater Seite, 
wohl von Roß, „gute Nachrichten über die Ausfichten, die Geijtlichen zur 
Agendenannahme geneigt zu machen. Es handelt fich nur um unmefent:- 
liche Nachläjje*. Brief an Schilden v. 12. Febr. 1828. 
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zu können, daß diefe, wenn ihnen jo eine offizielle Mitwirkung 
gewährt würde, geneigt fein würden, die Agende einzuführen. 
Freilich hatte er nicht verhehlt, daß manches in der Agende dem 
beftigften Widerftand begegnen würde, nicht nur der Altarfchmud, 
das Kreuzichlagen und Niederknieen, fondern auch die Hauptliturgie 
des Gottesdienftes, und daß ein provinzieller Nachtrag unum: 
gänglich wäre. 

Altenftein eignete ſich dieſen Vorſchlag an, indem er zugleich 
in großen Linien die Grundzüge der dort beitehenden Kirchenver: 
fafjung und der Form, worin fie anzuerkennen fei, zeichnete. Er 
wünfchte das ganze rheinisch-weitfälische Kirchengebiet einer ein— 
heitlichen Kirchenordnung zu unterftellen, den Konfeſſionsunter— 
chied nicht nur auf den fynodalen Stufen, fondern auch in der 
Gemeindeverfafjung völlig unberücfichtigt zu laſſen und vor 
allem an allen wichtigen Punkten — Disziplin, Prüfungen, Be: 
jtellung der Superintendenten und Generalfuperintendenten, Schul: 
aufficht — Sicherungen anzubringen, damit die Kirchengejellichaft 
für den berichtigenden, ordnenden und anregenden Einfluß der von 
SM. angeftellten Kirchlichen Behörden zugänglich bleibe, und die 
Aufficht des Staates fich nicht in eine bloße Paſſivität umge- 
ftalte. Kurz, Altenftein zeichnete in diefem Bortrag die Grund: 
linien der modernen Kirchenverfaffung in der Form einer Der: 
bindung des fonfiitorialen mit dem presbyterial-iynodalen Ele: 
ment. Das ganze hier von ihm vorgeichlagene Verfahren aber 
war nichts andres, als eine Wiederaufnahme des Programms des 
Minifteriums Schudmann, die Gottesdienjtordnung als Vorjpann 
der Kirchenverfafjung zu benügen. Altenfteins Bericht vom 28. Mai 
1828 gipfelte in dem Antrag: 

Em. K. Maj. wollen mich allergnädigjt autorifieren, daß ich 

1. die Kreisfynoden der Provinzen Jülich, Berg, Eleve und Niederrhein 
zufammenberufen und 
2, ihnen die Erklärung abgeben laſſen darf, 

daß Allerhöchitdiefelben geneigt feien, die Wiederherjtellung der 

früher bejtandenen und durch die nötigen Mobdifilationen verbefler- 

ten Kirchenverfaffung zu genehmigen und auch Die Gemeinden der 

Provinz Niederrhein, welche fie ehemals nicht gehabt haben, in 

diefen Verband aufnehmen zu lafjen, daß aber die diesmalige erjte 

Zufammenberufung der Provinzialfynode noch einem bejondern 
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Beichluffe vorbehalten bleibe. Die Erlaubnis dazu würde nämlich 
zu vertagen und fomit auch der Wiedereintritt der Kirchenverfaf- 
fung auszujegen fein, wenn der Erfolg der Beratungen auf den 
Kreisfynoden gegen alle Wahrfcheinlichkeit den Erwartungen wegen 
der Agende nicht entipräche. Es läßt fich aber annehmen, daß die 
Kreisfynoden umfomehr alle aufbieten werden, um durch das Re- 
fultat ihrer Beratung die Genehmigung zur Berfammlung der Pro: 
vinzialfynode und zur Herbeiführung des Anerkenntniſſes der dor: 
tigen Kirchenverfaffung zu beichleunigen. 

3. daß ich ferner mit der Aufforderung an die Kreisſynoden, Die er: 
neuerte Agende anzunehmen, die Berficherung verbinden kann: es 
werde den Geiftlichen der Gebrauch des Auszuges aus der Liturgie 
und der ſowohl in dem Nachtrage für die Provinz Pommern, als 
auch beſonders abgedrudten Formulare vom Jahre 1827 geitattet wer: 
den; das Aufitellen von Lichtern und Kruzifiren, ingleichen der Ge: 
brauch des Kreuzfchlagend und des Niederfnieens bei dem Vortrage 
der Einſetzungsworte bei dem Hlg. Abendmahle werde nicht als etwas 
Unerläßliches gefordert, fondern nur bei den Gemeinden eingeführt 
werden, die es ausdrüdlich wünfchen; und der Provinzialfynode werde 
eventualiter die Erlaubnis erteilt werden, ebenfo, wie es in andern 
Provinzen durch befondre Konfiftoriallommiffionen gefchehen, den Ent— 
wurf zu einem Provinzialnachtrage zur Agende, nach dem Grundjaße, 
daß in demfelben nur dasjenige, was von dem Altherfömmlichen und 
aus der reformatorifchen Zeit Abjtammenden den Gemeinden lieb 
und teuer geblieben fei, aufgenommen und der Grundtypus der Agende 
nicht verändert werde, anzufertigen, und wenn er als gutachtlicher 
Vorfchlag zuvörderſt mir vorgelegt worden fei, den Beſchluß zu fallen, 
ihn zur Allerhöchiten Yandesherrlichen Bejtätigung einzureichen. 


Der König antwortete darauf mittel KO vom 30. Aug. 1828: 


Aus Ihrem am 28. Mai d. J. über die firchliche Verfaffung der evan— 
gelifchen Geijtlichen und Gemeinden in den Provinzen Jülich, Cleve, Berg 
und Niederrhein erjtatteten Bericht habe Jch, in Beziehung auf die Agen— 
deangelegenheit erfehen, daß der von Ihnen vorgefchlagene Weg, zum 
Ziele zu gelangen, der geeignetite fein möchte, und Ich ermächtige Sie 
daher, Ihren Anträgen gemäß, 

die Kreis ſynoden der Provinzen Jülich, Eleve, Berg und Niederrhein 
zufammenzuberufen und ihnen zu erklären, dab Sch geneigt fei, die in 
den Provinzen Jülich, Eleve und Berg eingeführte, Durch die nötigen 
Modifikationen verbeſſerte KRirchenverfaffung zu genehmigen und aud) 
die Gemeinden der Provinz Niederrhein, welche fie ehemals nicht ge: 
habt haben, in diefen Verband aufnehmen zu laſſen, daß aber Die Dies- 
malige erite Zufammenberufung der Brovinzialfynode noch einem 
befondern Belchluffe vorbehalten bleibe. 
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Mit diefer Erklärung und mit der Aufforderung der Kreisſynoden, die 
erneuerte Agende anzunehmen, können Sie die Berficherung verbinden, 
daß den Geiftlichen der Gebrauch des Auszuges aus der Liturgie und der 
jowohl in dem Nachtrage für die Provinz Pommern als auch bejonders 
abgedrucdten Formulare vom Jahre 1827 werde gejtattet werden, und 
daß eventualiter der Brovinzialiynode die Erlaubnis erteilt werden folle, 
ebenjo wie es in andern Provinzen durch bejfondre Konfiitoriallommiffio- 
nen geſchehen it, den Entwurf zu einem Provinzialnachtrage zur Agende 
nach dem Grundſatze, daß in demſelben nur dasjenige, was von dem 
Ultertümlichen und aus der Neformationszeit Abjtammenden den Gemein: 
den lieb und teuer geblieben jei, aufgenommen und der Grundtypus der 
Ugende nicht verändert werde, anzufertigen und Ahnen als gutachtlichen 
Vorſchlag zur Einholung Meiner Betätigung vorzulegen. 

Gegen die Grundfäbe der firchlichen Verfaſſung in den obgenannten 
Landesteilen, welche Sie mit dem Bericht vom 28. Mai c. eingereicht 
haben, findet fich mancherlei zu erinnern; dies kann indefjen ausgelegt 
bleiben und gleichwohl die Zujfammenberufung der Kreisfynoden nad) 
Ihrem Antrage behufs weiterer Verfügung itattfinden, weshalb Ich von 
dem Ausfall ihrer Erklärung über die Annahme und Einführung der 
Ugende Ihren Bericht erwarten will. 

Obgleich in der Ordre nur ein Teil der von Altenjtein als 
erforderlich bingejtellten Konzeifionen verheißen war — das Kreuz— 
Schlagen, Niederknieen und der Altarfchmuc waren nicht berührt, — 
ftimmten die daraufhin im Laufe des Jahres 1829 tagenden Kreis— 
jynoden der Aheinlande mit Ausnahme einer einzigen für die An: 
nahme der Agende unter dem Vorbehalt der in Ausficht gejtellten 
Konzeſſionen. Nun genehmigte der König die Einberufung der 
Brovinzialiynoden, um die Einführung zu beichließen, und jeßt 
ließ er jich auch herbei, außer Modifikationen analog den übrigen 
‘Brovinzen, zuzugeiteben, daß auch der Altarſchmuck fortbleiben 
fönne, wo er auf Bedenken jtieße ?). Weber das Streuzichlagen und 
Niederfnieen hatte inzwijchen jchon die KO vom 4. Januar 1829 
die ermwünjchten Nachläfje gebracht. Am 5. uni bejchloß Die 
PBrovinzialiynode zu Köln, am 15. die zu Koblenz die Einführung 
der Agende in der Form, daß vom Säfularfeit der Augsburgifchen 
Konfeſſion ab in allen Kirchen der Auszug aus der Liturgie ge: 


1) Bericht Altenjteins vom 21. April 1829. 
2) KO vom 2. Februar 1830. Die von Wangemann ©. 216 zitierte 
KO habe ich nicht gefehen. 
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braucht werden jollte '). 

Auf etwas anderem Wege wurde die Zuftimmung der weit: 
fäliſchen Gemeinden herbeigeführt, von denen in Altenjteins An: 
trag vom Mai 1828 nicht die Rede geweſen war. Wohl unter dem 
Eindrud der Reiſe Eylerts und in der Meinung, damit dem 
Willen des Königs entgegenzulommen, hatte die Synode der Graf: 
ſchaft Mark 1827 einer Ddreigliederigen Kommiſſion den Auftrag 
erteilt, durch Modifitation und Vermehrung der Preußifchen eine 
Agende für den Synodalbezirk zu entwerfen. Der Entwurf war 
1828 vorgelegt und auf Beichluß der Synode gedruckt worden ?). 
Er enthielt in wörtlichem Abdrud den „Auszug aus der Liturgie”, 
und dazu eine Auswahl provinziell herkömmlicher Gebete und 
Formulare. Als der König diefen Entwurf zu Gefichte befam, 
war er aufs Außerjte entrüjtet: 

Der in der Bädeferfchen Buchdrucerei zu Eſſen abgedruckte Entwurf 
einer Agende für den Synodalbereich der Grafichaft Mark ijt eine un- 
erflärlihe Eriheinung, wenn man nicht annehmen will, daß 
damit eine offenbare Widerfjeglichfeit gegen Meine befannte 
Abſicht, eine allgemeine Kirchenordnung, wenn auch provinziell modifiziert, 
in allen evangelifchen Kirchen Meiner Staaten einzuführen, verfnüpft fei. 
Nach dem, was der Geijtlichkeit in der Graffchaft Marf über dieſe An: 
gelegenheit bereits eröffnet worden, ift ihr fehr wohl befannt, mit welcher 
Sorgfalt die in jeder Provinz obwaltenden alten Formen und Anord: 
nungen des Gottesdienftes, fowie die Wünfche der Geiftlichen, jomeit fie 
mit den darüber fejtgeitellten Grundfägen vereinbar waren, berückſichtigt 
worden find; und wenn fte alfo vorgreifend eine eigne Provinzialagende 
entwarf und jelbige abdruden lieh, um felbige im Abdrucd in ihrem Syno— 
dalbereich zu verbreiten und fie, wie in der Vorrede gefagt wird, »den 
Gemeinen zur Begutachtung zu übergeben, und dadurch die erneuerte 
Preußiſche Agende zu modifizieren«, fo ift Dies ein Verfahren, das Meinen 
befannten Abfichten offenbar wideritrebt; nicht zu gedenken, daß am Schluſſe 
der VBorrede noch der Wunfch ausgefprochen wird, daß auch andre Pro- 
vinzen, welche eine gleiche Rirchenverfaflung bejiten, ſich dieſem Entwurfe 
anschließen möchten, und daß fogar, wie nicht zu erklären und noch weni- 
ger zu entichuldigen ilt, Die erneuerte Preusiiche Agende zu den auswär— 
tigen Kirchenordnungen gerechnet wird (pag. XX). 

Ich kann Meinen gerechten Unwillen über ein folches eigenmächtiges, 
nicht zu rechtfertigendes Benehmen der Geijtlichen in der Graffchaft Mark 


1) Bericht Alteniteins vom 4. Nov. 1830. 
2) Eſſen, 1829. Verfafler: Baeumer, Naufchenbufch und von Oven. 
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nicht ftarf genug aussprechen; von der Genehmigung diefes Entwurfs zu 
dejien Einführung fann nicht die Rede fein’)... 

Die Kommiffion der Synode juchte ihr Vorgehen in einer 
Eingabe vom 30. September 1829 zu rechtfertigen, der Oberpräſi— 
dent von Binde legte Fürſprache ein, — die Synode habe nichts 
andres gewollt, als die Abjichten des Königs mit den Anfichten 
der Provinz zu vereinigen, — aber der König blieb grollend. 
Die Eingabe fand er ungenügend, das Berhalten unentjchuldbar, 
die Fürfprache des Oberpräfidenten unbegreiflich; das Konſiſtorium 
erhielt einen nachdrüdlichen Verweis, daß es der Veröffentlichung 
nicht geiteuert habe. Die wichtigite Folge aber dieſes Zwiſchen— 
falle8 war, daß nun die Agende hier nicht der Provinzialſynode 
zur Genehmigung vorgelegt wurde, jondern einer — nad) Art der 
alten Provinzen — aus den Konfiftorialräten und von der Synode 
deputierten Beiftlichen zufammengejegten Kommiffton. Jedoch auch 
bier war das Nejultat das gleiche, wie bei den Beratungen der 
beiden rheinischen Brovinzialiynoden; am 8. uni 1830 wurde in 
Münjter die Zuftimmung der Kommifjion ausgejprochen, auf der 
Synode am 5. und 6. Oftober 1830 die Einführung der Agende 
beichlojjen. Durch Roß' Vermittlung einigten fich die drei Sy- 
noden darauf, einen gemeinjamen Nachtrag für die beiden Bro: 
vinzen berzuitellen?). Die Arbeit zog fich noch drei Fahre Hin; erit 
am 29. März 1834 empfing die Brovinzialagende für Weftfalen 
und die Aheinprovinz die Genehmigung des Königs’). Es war 
die leßte der Provinzialagenden: Die Brandenburgifche war am 
4. Januar 1829, die Sächſiſche am 15. Januar, die Preußifche 
am 14, April, die Schlefifche am 5. Juli desjelben Jahres, die 
Bojenjche am 30. Dezember 1831 genehmigt worden ?). 

Ehe wir diefe Provinztalagenden miteinander vergleichen, 
fafjen wir die bejondern Konzeffionen ins Auge, die zwar in den 
Agenden feinen Pla fanden, fondern nur den Konſiſtorien zur 

1} KO v. 25. Auguſt 1829 an Altenitein. 

2) Bericht Altenjteing an den König v. 27. Dez. 1830. 

3) Val. dazu Verb. der 1. Rhein Prov.Syn. 1835, Wieder: 
abdrud Elberf. 1862 8 15—20. 

4) Durch KO's von gleichen Daten. 
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Gewährung von Fall zu Fall freigegeben wurden, aber für die 
Milderung der Abneigung gegen die Agende mehr bedeuteten als 
die provinzellen Nachträge. Grundlegend dafür ift die KO vom 
4. Januar 1829, worin der König die Anträge der Branden- 
burgifchen Agendenkommiſſion bejchied. ES heißt darin: 


Wenn ich fchon durch die dee, den Provinzen einen Nachtrag zur 
AUgende zu bemwilligen, worin zuläffige Wünfche berüdfichtigt und vor: 
nehmlich dasjenige aufgenommen werden foll, was alter, ehrwürdiger 
Gebrauch geheiligt hat und den Gemeinden lieb und wert geworden ift, 
zur Genüge dargetan habe, wie gern Sch geneigt bin, zur Beförderung 
des die Einheit und den Frieden in der evangelifchen Yandesfirche be: 
zwedenden Werfes jede Erleichterung eintreten zu laſſen, jo will Ich aus 
gleicher Rückſicht Sie autorifieren, das Ronfiftorium dahin mit Inſtruktion 
zu verfehen, daß folgende Gegenjtände, wenn die Gemeinden es dringend 
wünfchen, vorläufig geitattet werden können. 

1. Der Geiftliche fann, wo es üblich war, und wo der Gebrauch, 
welchen die Agende vorschreibt, noch nicht eingeführt ilt, fürs Erſte noch 
die Predigt, befonders an Feittagen und bei andern feierlichen Gelegen- 
heiten, mit einem Eingange eröffnen (obgleich fich diefer in Luthers eignen 
Predigten nicht vorfindet), einen Verd darauf fingen laſſen und die Länge 
feines Bortrags, fowie des ganzen Gottesdienites dem Bedürfnis gemäß 
einrichten. 

2. &3 fann nachgegeben werden, Daß der Geiitliche Die Predigt mit 
einem freien, furzen Gebet beendige. Ob die außerordentlichen Fürbitten 
(wohin auch folche für Innungen und andre Korporationen gehören), 
Aufgebote, Abkündigungen pp. diefem Gebet folgen, jodaß der Segen den 
Schluß macht, oder ob fie am Anfang des Gottesdienites zu verlejen find, 
wie dies in den franzöftich-reformierten Gemeinden bisher beobachtet wor: 
den, darüber fann das Konſiſtorium entfcheiden. Am Dom zu Berlin 
und in der Garnifonfirche zu Potsdam bleibt e8 jedoch bei der bisherigen 
Meile. 

3. Wo das Knieen bei den Einſetzungsworten bisher nicht gebräuch- 
ih war, fann es einjtweilen unterbleiben; die Geijtlichen haben aber da: 
hin zu wirfen, daß es allmählich eingeführt werde. 

4. Wo es gewünscht wird und bisher gebräuchlich war, das dreimalige 
„Beilig ift unfer Gott” pp. beim heiligen Abendmahl zu fingen, kann dies 
auch ferner geitattet werden. Ebenſo kann das Kirchenlied „Chriſte, du 
Lamm Gottes“, wo es üblich, zur Einleitung der Kommunion gelungen 
werden. 

5. Bei Austeilung des heiligen Abendmahls fann fich der Geiſtliche, 
wo e8 bisher gebräuchlich war, einftweilen auch der folgenden Formel 
bedienen: „Nehmet bin und effet, das ift der Leib“ pp., obgleich ihre Au: 
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torität*) nachzumeifen ift, da Luther diefe Worte nicht gebraucht hat, wie 
feine Drdnung der Mefje vom Jahre 1523 dartut. 

6. Das Bezeichnen mit dem Kreuze bei der Taufbandlung fann da, 
wo es unbegreiflicherweife (und ungeachtet der Erklärung und Belehrung 
von jeiten des Geijtlichen) dennoch Anſtoß erregen konnte, folange nach: 
gelajjen werden, bis die Getjtlichen, nachdem fie ihre Gemeinden belehret 
haben, es einführen fönnen. 

7. Statt der Frage: „Entfageit Du dem Böfen pp.“ Tann, wenn es 
gewünscht wird, gefagt werden: „Entjfageit Du der Sünde und allem un: 
göttlichen Wefen“. 

8. Wenn der uralte Gebrauch beim Begräbnis, das Bewerfen des 
Sarges mit Erde, unbegreiflicherweife irgendwo Anſtoß erregen fonnte, 
fo fann davon vorläufig unter der sub 5°) gemachten Bedingung abge: 
gangen werden. 

Ich werde es indes befonders wohlgefällig erfennen, wenn Geijtliche 
durch zweckmäßige Belehrung ihrer Gemeinden dahin wirken, daß bei den 
Punkten 1, 3, 5, 6 und 8 baldigit nach den Borfchriften der Agende ver: 
fahren werde, und Ach veranlaffe Sie, Mir, wenn dies jtattgefunden, in 
den gewöhnlichen Berichten über den Fortgang der Agendenangelegenbeit 
davon Anzeige zu machen. 

ch erwarte num mit Gemwißheit, daß diefe Bewilligungen ihren Ein: 
druck nicht nur im allgemeinen nicht verfehlen, fondern auch die Geiit: 
lichen und Gemeinden, welche bis jett der Agende entgegen waren, zur 
endlichen Annahme und Einführung derjelben bejtimmen werden. Indem 
Ich Ahnen zur Erreichung dieſes Zweckes die geeigneten Maßregeln über- 
laffe, will Ich dazu eine Friit von 6 Monaten feitfegen, nach deren Ab- 
lauf ch Ihren Bericht über das, was von einzelnen Geiftlichen und Ge- 
meinden geſchehen iſt, erwarte, worauf ch behufs der Beendigung diefer 
für die kirchliche Ordnung fo wichtigen Angelegenheit zu einer allgemeinen 
Feſtſetzung fchreiten werde. 

Genau diejelben Konzejfionen wurden am 15. jan. 1829 dem 
Sächſiſchen Konfiftortum überlaffen und noch hinzugefügt, daß die 
gewünschte Formel „Nehmet bin und efjet, ſpricht unjer Herr und 
Heiland Jeſus Chriftus, das ift mein Leib pp.“ unbedenklich an- 
gewandt werden fünnte (eine Konzejfion, die wohl auf einem Miß- 
verjtändnis berubte, denn dies war ja die Formel der Agende 
jelbft), ferner, daß am Bußtage die Litanei gelefen oder gefungen 
werden dürfte, und daß in jehr armen Kirchen die Kerzen nur 


an hohen Feſt- und Kommunionstagen brennen follten. Dazu fam 





1) Hier fehlt im Original ein „nicht“. 
2) Muß wohl heißen: 6. 
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jpäter!) noch die Geltattung der Abjolutionsformel nach dem 
Sündenbefenntnis im Dauptgottesdienit aus der alten ſächſiſchen 
Agende von 1812 und die Erlaubnis, die Vorbereitung zum 
Abendmahl jtatt tags zuvor unmittelbar vor der Feier nach dem 
Gottesdienit zu halten ?). 

Für die Provinz Preußen wurde außer den in den beiden 
KOs für Brandenburg und Sachſen gemachten Konzejfionen be- 
jonders beitimmt?), daß der Geijtliche die Yänge des Gottesdienstes 
nach jeinem Ermejjen beitinnmen, auch während der Predigt laut 
oder jtill das Unjer Vater beten könne, Wo im Hauptgottes- 
dienst Katechifationen berfönmlich, jollten fie nach) der Predigt 
vor dem Segen ihren Bla finden, 

Das Echlefische Konfiftortum empfing außer den acht Kon: 
zeifionen der KO vom 4. Januar 1829 noch die Inſtruktion), 
daß Kirchenmuſiken auch ferner zwiichen Liturgie und Predigt 
ftattfinden, das Kyrie muſikaliſch aufgeführt, und nach dem Halle: 
lujah und Glauben Mufikftüce eingelegt werden könnten. Auch 
bleibe der Gebrauch der Kolleften aus der alten Kurjächjiichen 
Agende erlaubt. Für Poſen wurde die Beibehaltung des in der 
Unität herfönmlichen Formulars zur Weihe der Sentoren geneh: 
migt?). Hier jowohl wie im Rheinland °) wurde auch der Altar: 
ichmud dem Ermeſſen der Gemeinden überlaifen. Auch den 
Pommern wurden die meiften der den andern Provinzen gemachten 
Konzeſſionen bewilligt ’). 

Dinzufügen wollen wir endlich, daß von der Einführung der Li: 
turgie in den franzöſiſch-reformierten Gemeinden abaejehen wurde *), 


1) KO v. 10. Mai 1829. 

2) KO v. 7. Januar 1830, 

3) KO v. 14. April 1829. 

4) KO v. 5. Juli 1829. 

5) KO v. 30, Dezember 1831. 

6) KO v. 2, Februar 1830. Tazu vgl. Verb. der 1. Rhein. Prov.: 
Syn. 1835, Wiederabdrucd Elberf. 1862, 8 15—20: Die Synode erllärte 
denfelben, fowie das Kreuzſchlagen und dgl. ohne Antrag der Presbyterien 
für verboten. 

7) 6O v. 12. Mai 1330. 

8) Schilden an Altenjtein, 16. Juli 1834, 

Averfter, Entitebung ber preuß. Kanbestirde, II. 13 
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fie behielten ihre altherfömmliche Liturgie’). 

Man geht wohl nicht fehl in der Annahme, daß der König 
alle diefe Zugejtändniffe jo gemeint hatte, daß fie nur auf An— 
trag zu gewähren und in jedem einzelnen Fall zu verfuchen fei, ob 
jich der Widerjpruch der Gemeinde nicht überwinden ließe. Jedoch 
es findet fich feine Spur davon, daß die Praxis der Konfiitorien 
diefer Intention entiprochen hätte. Bielmehr wurde jo verfahren, 
daß Diele Zugeltändniffe durch die Superintendenten den Geijt: 
lichen mitgeteilt, und ihnen überlafjen wurde, wie weit fie davon 
Gebrauch machen wollten. Auch mit der Forderung des buchitäb- 
lichen Gebrauchs der Agende wurde es nicht genau genonmen, 
wie e3 Schleiermacher vorausgejagt hatte. Sogar in den Berliner 
Kirchen, unter den Augen des Miniiteriums, ging man damit 
vecht frei um ?). 

Uebrigend waren durch die gewährten Zugeftändniffe nicht 
alle Wünjche der provinziellen Kommtifionen erfüllt worden. Der 
Brandenburgiiche Antrag auf Einfügung eines Formulars für 
den Kirchgang dev Wöchnerinnen war abgelehnt, ebenjo wie der 
Sächſiſche, den Eroreismus im Taufformular und den Spruch auf 
©. 13 der Agende „und alle Böjen wird er verlaſſen“ als jchrift- 
widrig zu jtreichen *), und das Preußiſche Konfistorium war gerügt 
worden, daß es bei der Anrede Vater Unfer beharre troß Luthers 
Bibelüberjegung, Ev. Matth. 6 B. 9. Der Antrag der Rheini— 
ſchen Provinzialiynode von 1838 um Zufügung von fünf neuen 
Siündenbefenntnifjen zur Agende wurde von dem König genehmigt, 
„obgleich Fein eigentliches Bedürfnis vorhanden it“, die Ein: 
führung zweier neuer, von Nitzſch ausgewählter PBerifopenreihen 
aber abgelehnt‘). Andere Anträge hatten generelle Erlediqung 


1) Bericht des franz.-veform. Consistoire v. 25, Nov. 1833; KO v. 
20. Oft. 1835; Min.-Verf. v. 9. Nov. 1835. 

2) Mas der König mit Unwillen bemerkte und in einer KO an Alten: 
jtein v. 10. Mai 1830 rügte- Auch fpäter noch hat der König wiederholt 
derartige Nügen ausgeiprochen; KO v. 11. Dft. 1837: daß der Magijtrat 
in der Niklolaitirche den Chor habe eingehen laſſen; Marginalien zu einem 
Bericht Altenfteins vom 10. August 1830. 

3) Der König wies bin auf Pf. 145, V. 20 und 2 Ghron. 15, V. 2. 

4) KO v. 17. Oft. 1839. — Verb. der 2. Rhein Prov- Syn. 
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gefunden durch Genehmigung des freien Gebrauchs der Formulare im 
Anhange und Einfügung eines zweiten Auszuges aus der Liturgie mit 
Ehören’) Wir fügen hinzu, daß auch nach Abſchluß der Agenden 
noch manche liturgifche Wünfche und Bedürfniffe Befriedigung 
fanden. Am 9. Juli 1830 erließ der König eine Feitfegung über 
liturgifche Ertrachorgefänge, am 26. August 1837 eine Anmweifung, 
wie die Einweihung evangelischer Kirchen in den Preuß. Landen 
gejchehen follte. Auch über den Bau von Kirchen traf der König 
Beitimmungen. Die KO vom 21. Augujt 1822 befahl, es follte die 
alte Ordnung des Innern, wonach der Altar an dem einen Ende 
der Kirche, gegen Oſten gerichtet, die Kanzel aber an einem Pfeiler 
jeitwärts aufgeftellt fjei, beibehalten werden. Durch KO vom 
11. Juli 1828 Tieß der König Bild und Grundriß der neuerbauten 
Kirche zu Nakel den Konfijtorien und Regierungen mitteilen und 
bejtimmte, daß Fleinere Kirchen, wenn jie auf Königliche Kojten 
errichtet würden, nach dieſem Muſter gebaut werden follten. Bier 
war die Stellung der Kanzel eine andere, hinter dem Altar. 
Darauf aufmerkſam gemacht, erklärte der König dies bei Fleinen 
Kirchen für zuläffige. Eine KO vom 18. Februar 1828 erlaubte 
zwar, daß die Kirchen auch Türme erhielten (die in Nakel hatte 
feinen), aber nicht auf Kojten des Königs (Annalen 1822, ©. 646; 
1829, ©. 523 f.). 

Vergleichen wir nun die einzelnen Provinzialausgaben mit: 
einander und mit der Agende von 1822, jo beobachten wir zunächit, 
daß beim Druc der Provinzialausgaben noch eine le&te Nedaktion 
ftattgefunden hat. Neander, in dejjen Händen die Korrektur lag, 
benüßte die Gelegenheit, um noch eine Reihe Kleiner Unebenheiten 
auszugleichen, bejonders die in den Bibeliprüchen bie und da noch 
vorkommenden Abweichungen vom Luthertert zu berichtigen, 

Bei diefer Redaktion verfchwand zunächſt das Ordinationsfor- 
mular der Agende von 1822 volljtändig. An jeine Stelle trat für alle 
öftlihen Provinzen das Formular des pommerjchen Nachtrag. 

Der Amtseid war volljtändig geitrichen, der Dienjteid blieb 


Wiederabdrud, Elberf. 1862, $ 17—20 und Verb. der 1. Rhein. Prov.: 
Syn., ebenda, $ 15—20. 
1) KO v. 4. Januar 1829. 
13* 
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mit der furzen und fnappen Formel vom 24. April 1815 vor 
dem Plenum der Regierungen!) Der Wortlaut tft: 

IHM. N. ſchwöre einen Eid zu Gott, dem Allwifjenden und Heili— 
gen, daß, nachdem ich zum evangelifchen Prediger der Gemeinde N. be: 
rufen worden bin, ich, ſowie es einem Diener der chriftlichen Kirche und 
des Staat geziemt, feiner Kgl. Majeität von Preußen (Name), meinem 
allergnädigiten König und Herrn, und dem Kal. Haufe treu und gehorſam 
fein, Das Wohl des Landes in dem mir angewiejenen oder noch anzuwei— 
fenden Wirkungsfreife, foviel in meinen Kräften jteht, befördern, die mir 
wohl befannten Pflichten des mir anvertrauten Amtes mit Gemwiffenhaf: 
tigkeit erfüllen und in meiner Gemeinde al3 ein treuer Seelforger mit 
allem Ernjt und Eifer bemüht fein will, durch Lehre und Wandel das 
Neich Gottes und meines Herrn und Meijters Jeſus Chriitus zu bauen. 
Alles, fo wahr mir Gott helfe durch Jeſum Ehriftum! Amen. 


Die Lehrverpflichtung in Form des Borhaltes war beibe: 
halten. Die Rheiniſch-Weſtfäliſche Agende enthielt außerdem noch 
Barallel: Formulare für den in jenen Landesteilen üblichen Fall 
der Verbindung von Ordination und Einführung. Auch bierbei 
war an Stelle des Eides ein Gelübde gejeßt, und der dogmatijche 
Vorhalt überdies wejentlich erweicht, indem dev Hinweis auf Die 
drei öfumenischen Symbole weggefallen war. Er lautete nun: 
.... der Prediger Amt it: feine andere Lehre zu predigen und aus: 
breiten zu wollen, als die, welche gegründet ift in Gottes lauterem und 
flarem Worte, in den Schriften des Alten und Neuen Tejtamentes, unfe- 
rer alleinigen Glaubensnorm, und verzeichnet in den Belenntnisbüchern 
unferer Kirche u. ſ. w. 

Eine zweite eingreifende Aenderung bejtand darin, da neben 
der Liturgie von 1822 vollitändig gleichberechtigt 2 Barallelformu: 
lare unbejchränft frei gejtellt wurden: erjtens der uns ſchon be= 
fannte „Auszug aus der Liturgie”; und zweitens die „abgekürzte 
und mit Chören verjehene Liturgie“, die ſich um jo jchneller ın 
der Praxis einlebte, als die wenigen beibehaltenen Chorſätze auch 
dem Gejang der Gemeinde überlafjen werden konnten. 

Die dritte Aenderung bieten die Barallelformulare zur Abend: 
mablöfeter, zucr Taufe und zur Trauung. 

Endlich, viertens, find nicht nur zahlreiche Einzelanftöße, die 
die Agende von 1822 geboten hatte, mit geichickter Hand leiſe for: 


1) 5. Annalen 1833 S. 943 und 1836 ©, 112. 
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rigiert, jondern auch in den angehängten „Nachrichten und Be- 
merfungen über einige Gebete, Formulare und Chöre“ den Geiſt— 
lichen ein weiter Spielraum eröffnet. Denn ausdrüdlich ift da— 
bei fejtgefeßt, e8 bleibe ganz ihrem Ermeſſen überlafjen, wie fie 
diefe Bemerkungen anwenden wollten. Der wichtigite Punkt hier: 
bei ift der Verzicht auf die Durchführung der Spendeformel von 
1822. Auch einen Gottesdienit ohne Predigt, wie er in der 
Agende von 1822 in Ausficht genommen war, kennen die Agenden 
von 1829 nicht mehr. Ebenjo ijt die Stellung der Predigt nad) 
dem Glauben und nach dem Unjer:Bater frei gegeben und damit 
auch das Predigtlied wieder hergeftellt. 

Die Abweichungen der einzelnen Provinzial-Agenden unter: 
einander find gering und bejchränfen fich darauf, daß in jeder 
Brovinz die bejonders herfömmlichen Gebete dem landeskirchlichen 
Kanon zugefügt find, 

Ermwägen wir nun alles dies und nehmen hinzu die oben 
angeführten jogenannten Konzeſſionen, jo iſt das Nejultat dies: 
das Vorhaben der Agende von 1822, eine jtreng gleichförmige 
Ordnung für die Gottesdienfte und für die Gemeindehandlungen 
in allen Kirchen des Landes einzuführen, iſt nicht zur Ausführung 
gelangt. Der Widerjtand gegen die Agende von 1822 hat nicht 
nur der hart getadelten Willkür der Brediger einen weiten Spiel: 
raum erobert, jondern auch das Necht provinzieller Eigentümlich- 
feiten in erheblichem Umfange fiegreich durchgejegt. Vor allem 
aber: während die Naende von 1822 der reformierten Tradition 
Ichnurjtrads zumider war, fann man von den Agenden von 1829 
nicht mehr behaupten, daß te die reformierte Gottesdienftordnung 
in der Landeskirche ausrotteten. Und wenn auch bei dem Grund: 
jag, nur Altbewährtem ein Necht des Lebens zu gejtatten, viel 
hart Dogmatiiches in den Formularen und Gebeten geblieben iſt, 
jo find doch die allerfchlimmiten Anſtöße tatjächlich befeitigt, und 
jelbjt die beibehaltene VBorfchrift zum Gebrauch des Apoſtolikums 
im Sonntagsgottesdienit ijt durch die Geitattung des Glaubens 
liedes: „Wir glauben al’ an einen Gott“ abgejchwächt worden. 

Es iſt daher keineswegs eine Inkonſequenz, wenn die Gegner 
der Agende von 1822 fich den Agenden von 1829 gefügt haben. 
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Vollkommen war die neue Ordnung nicht, aber eine Gewiljensbe- 
drückung ftellte fie nicht mehr dar: man konnte fie tragen und 
ſich deſſen tröjten, daß die Abficht ihres Urhebers, den evangeli- 
chen Gottesdienit auf ewige Dauer fejtzulegen, doch in ſich felbft 
unmöglich war. 

Das Lebte, das wir zu fchildern haben, ift die Publikation 
der fo feitgeitellten provinziellen Agenden. Urjprünglich war die 
Meinung, der Agende von 1822 für jede Provinz, wie für die 
Bommerjche, einen Nachtrag anzubängen, Bon diefem Gedanken 
aber ging der König dann ab und ordnete provinzielle Ausgaben 
an für Brandenburg, Breußen, Sachien, Schlefien, Bojen, Pom— 
mern, Rheinland und Weitfalen'). Auch die Agende für die Armee 
erichien in einer neuen Ausgabe ?). Er befahl weiter, das Mini: 
fterium folle in einer aus Näten des Minijteriums und des Bran- 
denburgiichen Konjiftoriums zufammengejeßten Kommiſſion unter 
Eylerts Vorſitz eine Vorrede zur Agende entwerfen, und als dieje ?) 
feinen Wünjchen entfprechend ausgefallen war, befahl er, daß fie 
gleichlautend allen Provinzialausgaben vorgedrucdt werden und 
jedesmal von den geijtlichen Näten des Miniiteriums und den 
Mitgliedern des PBrovinzialfonfiftoriums unterjchrieben werden 
jollte*), — ein Befehl, der in Schlejten und Wejtpreußen, wie in 
Rheinland: Wejtfalen auf Widerſpruch ſtieß, da dort einige der 
Konfiitorialväte ihre Unterjchrift weigerten, hier die Präſides der 
Brovinzialfynoden beanfpruchten, mit zu unterzeichnen. 

Es blieb nur noch das Geſetz, das als Schlußitein des ganzen 
Werkes in Ausficht genommen war?). Zu einem folden Geſetz 
aber kam es auch jeßt nicht; die Agende iſt — jo merkwürdig e3 

1) KO v. 10. März 1829, 14. April 1829, 10. Mai 1829, 5. Juli 1829, 
30. Dezember 1831, 29. März 1834. 

2) KO v. 9. Juli 1830, 

3) ©. IX ff. der Agende. 

4) KO's vom 10, März 1829, 16. Mai 1829, worin der König Einzel: 
heiten in dem Entwurf dazu forrigiert, v. 27. Mai 1829; Eingabe des 
Stonfiitorialrats Schulz in Breslau v. 13. Nov. 1829; KO v. 6. Dez. 1829, 
v. 28. Juni 1834. Die rheinifch-weitf. Agende wurde nur von den Räten 
des Miniftertums gezeichnet. 

5) ©. o. ©. 161, 


Die Einführung der Agende. 199 


klingt — im Preußiſchen Staate nicht gejeglid 
eingeführt. Der ganze Kampf um fie wird in der Preußijchen Ge— 
ſetzſammlung nicht an einer einzigen Stelle berührt. Nicht einmal 
die Deklaration der 88 46—47 Ti. XIT. 2 des ALHR ijt publi- 
ziert worden. Und eine Anregung des Königs, eine Reviſion des 
ALR, Titel XI und XII, im ganzen vorzunehmen, blieb, obwohl 
das Minijteriun von den Regierungen Gutachten über die er: 
wünſchten Nenderungen einforderte!), fruchtlos. Auch die KO 
vom 4. Januar 1829 verließ den Weg der jogenannten freimils 
ligen Annahme der Agende nicht: dev König 

erwartet, dab die gemachten Berilligungen auch die Geiftlichen und Ge- 
meinden, welche bis jet der Agende entgegen waren, zur endlichen An— 
nahme und Einführung derielben beitimmen werden. 

Statt eines Geſetzes erließ der König vielmehr eine KO, 
die den Agendenausgaben vorgedruct werden jollte?). In ihr 
jpricht jich der König noch einmal über feine Abfichten und An- 
fichten aus, ohne doch zu befehlen; er hat darin auch den König: 
lihen Ton wiedergefunden, den jo manche jeiner früheren Ordres 
jchmerzlich vermifjen ließen. Man kann verftehen, daß Altenftein, 
als ihm Schilden den Entwurf dazu gejandt hatte, diejem Fchrieb®): 

Meiner Kränflichkeit ungeachtet hat mich doch diefer wahrhaft König: 
liche Entwurf auf das Xebhafteite und Freudigſte ergriffen, und ich bitte 
Em. Erzellenz, dieſes mein Gefühl des Königs Majeität auszudrüden. 
Die Einfachheit und Wahrhaftigkeit, ſowie die ernite und doch fo wohl: 
wollend milde Haltung des Ganzen Tann den gejegnetiten Eindrud nicht 
verfehlen, und fo wird diefe Verordnung auf eine würdige Art ein MWerf 
frönen, welches von dem erhabnen NRegenten jelbjt mit chriftlichem feiten 
Sinn aufgefabt und mit einer vielleicht beifpiellofen Hingebung und An 
ftrengung, milde und ernit, aller Hinderniffe ungeachtet, bis zu diefem 
Punkt durchgeführt iſt. 

In der Tat, das Wert war auch ohne geieglichen Akt 
vollendet. Wohl blieben immer noch einzelne Geiſtliche bei ihrer 
Weigerung. Nachdem „alle Mittel erjchöpft waren, ihren Starr: 
finn zu brechen“ *), ließ man fie, ſoweit fie nicht agitatorisch auf: 

I) Berf. vom 6. Mai 1826. 

2) Vom 19. April 1829; Agende ©. II ff. 

3) 26. Februar 1829. 

4) Ultenjtein an Schilden, 11. Nov. 1830. 
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traten, ruhig gewähren in der fichern und berechtigten Annahme, 
daß ihre Nachfolger fich der Allgemeinheit anschließen würden. 
Und fogar über die Grenzen des Preußiichen Staates hinaus 
fchien die Agende ſieghaft vorfchreiten zu follen. Der Groß: 
berzog von Baden hatte die Preußiſche Liturgie mit geringen 
Aenderungen in der Hof: und Garnifongemeinde in Karlsruhe 
eingeführt; am 23. Januar 1830 petitionierten der Kirchenge- 
meinderat und der Stadtrat um die Einführung auch in der 
Stadtkirche, was der Großherzog gern genehmigte!). Zu gleicher Zeit 
bat auch das Proteſtantiſche Oberkonſiſtorium zu München durch 
Vermittlung des dortigen Preußischen Gejandten von Küſter um 
Mitteilung der Agende, um fie bei der Einführung einer neuen 
unierten Agende in Nheinbayern zugrunde zu legen. Alles dies 
mußte den Minijter und den König mit Hochgefühl erfüllen: 

Es it, fchrieb Altenjtein Darüber an Schilden ”), der beite Probier- 
jtein für eine Maßregel, wie die neue Agende, wenn folche nach allen 
Richtungen bin wohltätig eingreift. Man fann eine Maßregel, die auch 
nicht ganz unbedenklich iſt, mit großer Mühe und Opfern aufrecht erhalten, 
aber Diele Wirkung fann folcher nur ihr innrer hoher Wert geben. Diefe 
Wirkung der neuen Agende iſt unglaublich wichtig. Alles dies gewährt 
©. Waj. dem König einen fehr erfreulichen Rüdbli auf das glückliche 
Nefultat großer Anitrengungen, die Allerhöchitdiefelben ſogar perfönlich 
für einen großen und heiligen Zweck übernonmmen haben, für einen Zwed, 
der von Allerhöchitdenenfelben nicht nur zuerit, Sondern ganz allein aufge- 
faßt und deſſen Erreichung von Allerhöchitdenenfelben mit ſolcher Beharr: 
lichkeit und Mäßigung durchgeführt worden iſt. Entjchuldigen Ew. Erz. 
gütigit dDiefe Aeußerung meines Gefühls bei einem Ueberblic über dieſen 
Gegenjtand, in feiner ganzen Größe erfaßt. Er ift für mich bei meiner 
innigften Teilnahme an allem, was Sr. Majejtät erfreulich fein fann und 
immer erfveulicher werden wird, unendlich wohltätig. Auch ich fehe dabei 
auf viele angejtrengte Beichäftigungen mit diefem Gegenftand, auf viele 
überwundne Schwierigfeiten und auf manche erfahrne Kränkung und Ver: 
fennung freudig zurüd. 

Trockner, aber nicht minder enthufiaftifch ift der Rückblick, 
mit dem Eylert in der Schrift „Ueber den Wert und die Wir: 
fung der .. . Liturgie und Agende, nach den Nejultat einer zehn: 
jährigen Erfahrung“ den Abſchluß des Werkes gefeiert hat, die 


1) 29. Januar 1830. 
2) 27. November 1829. 
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der König als legte der von ihm über die Agende empfohlenen 
Schriften allgemein zu verbreiten befahl’). 

MWird der heutige Beurteiler diefen Enthufiasmus teilen 
dürfen? Darin ftört ihn zunächit eine aus der allgemeinen Lage 
des Staates ſich aufdrängende Erwägung. Man vergegenwärtige 
fih, daß der Preußifche Staat am Anfang des Jahrhunderts 
durch die jchweriten, von außen wie von innen fommenden Er: 
jchütterungen bindurchgegangen war. Striege, wie er fie feit feiner 
Begründung nicht in gleicher Werje zu beftehen gehabt, hatten der 
Volfswohlfahrt tiefe Wunden gefchlagen, dem Staat eine ganz 
veränderte Geitalt gegeben und ihm neue Landesteile zugeführt. 
Er mußte die eroberten Provinzen jich innerlich angliedern und 
zugleich ganz neue wirtjchaftliche Bahnen einschlagen, um zu eimer 
ins Große gehenden deutichen und europäischen Bolitif Kräfte zu 
gewinnen. Aber auch das friderizianische Syſtem der innern Po— 
litif war in diefem Sturm zujammengebrochen, das alte Heer 
hatte fich unfähig erwiejen, das Land zu ſchützen, das Verhältnis 
zwifchen Negenten und Volk juchte unter der Einwirkung einer 
unmiderjtehlichen Umbildung der allgemeinen Denk: und Empfin- 
dungsweile des Bürgertums nach neuen Formen. Die Stein-Har— 
denbergiche Reform hatte zwar eine tragfähige Grundlage ge: 
jchaffen, — aber dringend notwendige Aufgaben barrten einer 
Ichaffenden Hand, und ein neuer Geijt forderte den Erfaß der 
patriarchalifchen Regierungsweiſe durch ein geregeltes Zuſammen— 
wirken von Negierung und Volk. In einer jo großen erniten 
Epoche wurde die Kraft und Zeit der Staatsbehörden in wei: 
tem Umfange für die Agende in Anipruch genommen! Wer: 
gegenmwärtigt man fid) dies, jo gewinnt man erſt die volle Schäßung 
für das, was der Preußiiche Staat dem mächtigen Impuls von 
Männern, wie Stein und Scharnhorit, verdantt. Es war ſeine 
Rettung, daß der Geift ihrer Epoche doch in einigen ihrer ausge: 
zeichnetjten Schüler fortlebte. Was vom Thron verfäumt wurde, 
das ergänzte in ihrem Bereich die treue, großzügige und ideen: 


1) Potsdam, 1830. KO an Eylert v. 15. April 1830 in den Charaf: 
terzügen 3, 2. ©. 222; KO an Ultenftein v. 18. April 1830. 
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reiche Arbeit der Binde, Sad, Merkel, Klewis, Schön, Mob, 
Boyen und Grollmann. Aber die Teilnahme des Königs — das 
muB gelagt werden — gehörte nicht jowohl ihrem zufunftsbauen: 
den Schaffen, als einer Sache von jo zweifelhaftem Wert, mie 
die Agende. Die kirchlichen Gegner des Landesherrlichen Kirchen: 
regiments pflegen es mit der Begründung anzufechten, die Kirche 
laufe dabei Gefahr, daß der Landesherr mehr die Intereſſen des 
Staates als der Kirche beachte, Allein bei einer protejtantijchen 
Betrachtungsweiſe hat noch mehr Gewicht der Einwand, daß unter 
Umftänden auch der Staat dadurch Schaden leidet, indem jein 
Oberhaupt ſich mehr von firchlichen Intereſſen in Anſpruch neh: 
men läßt, als der Staatswohlfahrt heilfam iſt. Und nicht nur 
dieje, jondern der jtrenge Ernſt des Lutheriſchen Berufsgedankens 
fordert nun einmal, daß der König ganz fein muß, wozu er ge: 
ſetzt iſt. 

Aber auch, wenn man ſeinen Standpunkt innerhalb der 
evangeliſchen Kirche nimmt, können die Bedenken gegen 
das Werk des Königs nicht ſchweigen. Sicherlich war es dem 
König ſehr ernſt damit. Seine perſönliche Hingabe an die Agende, 
der Fleiß, den er dran wandte, die zähe Energie, womit er ſich 
für ſie einſetzte, hat etwas Rührendes und Ergreifendes zugleich. 
Er war der feſten Ueberzeugung, ſeinem Volk mit der Erneuerung 
der alten gottesdienſtlichen Formen und Gebete eine große, wert: 
volle Gabe darzubieten und damit die heilige Sache der Volks— 
frömmigfeit zu fördern. Daß er überſah, wie er troß allem 
Studium ein Laie blieb, daß er jchweren gejchichtlichen und jach: 
lichen Irrtümern verfiel, die zarte Grenze zwiſchen evangelifcher 
Slaubensfreiheit und firchliher Ordnung überjchritt: wird man 
wohl entichuldigen und für dieje Fehler und Irrungen wenigitens 
zum Zeil den Mangel an charaktervoller Beratung verantwortlich 
machen dürfen. Aber die Grundvorausjegung — kann fie da ge: 
teilt werden, wo wirkliches Verjtändnis für das Wejen evangeli: 
fcher Frömmigkeit iſt? Sit der Verjuch, durch die Agende die An: 
dacht zu beleben, nicht in dev Wurzel verfehlt? Der König hat 
durch jeine Agende dem modernen Kirchentum die merkwürdige 
Richtung auf das Liturgifche gegeben; er bat den Grund gelegt, 


Die Einführung der Agende. 203 


daß die jchweriten Kämpfe in der Kirche bis heute Kämpfe um 
liturgifche Einrichtungen geweſen find, — alfo um Angelegenheiten, 
die nach dem Elaren und übereinftimmenden Ausipruch der evan— 
geliichen Befenntnisfchriften nebenjächlicher Art jind. Die Liturgie 
zum Maßitab der Blüte des chrijtlichen Gemeindelebens, die litur- 
giſche Normalität zum Maßſtab der Tüchtigfeit des Geiftlichen zu 
machen: — wie fremd mutet dies den an, der von den Kämpfen 
des älteren Proteitantismus um die reine Lehre und denen des 
Pietismus um das Ideal des geiftlichen Lebens gelernt bat, um 
welche Bole jich das Leben der Kirche in Wahrheit bewegt! Und 
noch mehr, durch die Agende wurde eine Angelegenheit, die nach 
derjelben Autorität zu den Adiaphora gehört, alſo in das Ge- 
biet, wo die Individualität, die Pietät, die Gewöhnung ihr Recht 
haben, auf die Bahn des Gejeges gejchoben, das kraft formaler 
Autorität Gehorfam beifcht und durch den äußern Zwang, der es 
begleitet, auch erreicht. Es iſt zwar nicht zu verfennen, daß die 
endliche Art der Einführung der Agende diefen Zwang wejentlich 
gemildert hat; aber eben nur gemildert hat fie ihn, nicht grund: 
ſätzlich darauf verzichtet. 

Gewiß iſt eine in gewiſſen, durch das örtliche Herfommen 
gezognen Grenzen einheitliche und regelmäßige Gottesdienftordnnung 
dem firchlichen Leben zuträglich. Gewiß bedurfte bejonders der 
Kirchengejang und das Gejangbuch am Anfang des Jahrhunderts 
einer gründlichen Verbejjerung und Neinigung. Gewiß auch war 
es heilſam und geboten, der Willkür der Geiitlichen bei den amt: 
lichen Handlungen, — die doc) wohl ausgeartetev war, als 
Schleiermacher dies zugeben wollte, — einen Damm entgegenzus 
jeßen und ihnen eine fräftige Anregung zur Wiederaufnahme der 
Schätze zu geben, die in den alten veformatorischen Agenden zu 
finden waren. Aber die Agende ging weit darüber hinaus und 
jie erfüllte doch dabei dieje Bedürfniffe unvollitändig. Site eriticte 
und bejeitigte mindeitens ebenjoviel Altes, Ehrwürdiges, als fie 
erneuerte. Sie hob den Gejang der Gemeinde jo wenig, daß ſie 
ihn vielmehr nahezu unterdrückte, und fie jchuf ein völlig unmotit- 
viertes Neues: in der Stellung des Sündenbefenntnifjes, der Aus- 
ichaltung des Gemeindegefanges, der Losreißung der Präfation 
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vom Abendmahl, auch gegenüber dem rejormatorischen Uriprung; 
in der Aufnahme des Apoitoliftums in die jonntägliche Liturgie, 
der Wiedereinführung der Intonationen und Reſponſorien, des 
Erorzismus, des Kreuzfchlagens u. j. w. — um von dem Ordi— 
nationsformular und der Spendeformel ganz zu jchweigen — 
gegenüber Jahrhunderte alter, aus den Grundjägen der Refor— 
mation folgerichtig heraus entwicelter PBrarıs. Ob das Gewinn 
oder Berluft ift, darüber werden die Liturgifer verjchieden ent: 
icheiden, zumal fie heutzutage jchon wieder unter dem Einfluß 
der Gemöhnung eines Jahrhunderts jtehen. 

Jedoch unſere legte Abihägung des Wertes und der Be: 
deutung der Agende muß noch tiefer greifen. Wir fönnen ſie 
ungezwungen anfnüpfen an eine Ausführung Altenfteins, worin 
er die ihm verliebene Gabe der politiichen Neflerton alänzend be: 
tätigt. Im Sabre 1830 war dev Pommerjche Biſchof Ritfchl 
nach Petersburg beurlaubt worden, um dort die im Gange be: 
findliche Neuordnung der evangeliichen Kirchenverfaſſung durch 
feinen Nat zu fördern. Altenftein fehrieb über den dort gemachten 
Berjuch ziemlich abfällig einen „oitenfibeln“, d. h. für den 
König bejtimmten Brief an Schilden ') und fügte dazu folgende 
Betrachtung: 

Es iſt in der jegigen Zeit unglaublich fchwer, eine Kirche gleichjam 
von Grund aus neu aufzubauen. Ueberall, wo folches verfucht worden 
it, bat der Erfolg das gezeigt. Es liegt in der Natur der Sache, da eine 
folche neue Gejtaltung gar leicht in jtaatsrechtliche Verhältniſſe eingreift, 
welche nicht dazu paljen, und Dogmatifche Süße berührt, welche ſchwer 
jo feitzufegen find, daß es feinen Anſtoß gibt... Auch im Preußifchen 
Staate beabjichtigte man lange einen folchen Aufbau und hoffte viel von 
Synoden, allein e8 zeigte die Erfahrung Vorſtehendes fchon bei den eriten 
Verfuchen. Weit fichrer führt es wohl zum Ziele, wenn ein Hauptgegen- 
ftand der Ktirchenverfafjung berausgeboben, dieſer mit Umſicht, Ruhe, 
Milde und feitem beharrlichen Ernit durchgeführt wird. Wird der Gegen: 
itand richtig gewählt und gehörig verfahren, fo reiht fich an folchen die 
Berichtigung der zunächit damit in Berührung jtehenden Gegenjtände von 
jelbjt an und greift immer weiter um fich. Es wird fchon jest allgemein 
anerfannt, wie im Preußifchen Staate durch die von S. Maj. dem König 


1) 1830, undatiert. Vgl. Ritfchl, DO, Die Sendung des Bifchofs 
N. nad Petersburg 1829; Bonn 1890. 
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gegebene und durchgeführte neue Agende ganz dieſe Wirkung bervorge: 
bracht wird. Sehr viele wichtige jtaatsrechtliche Grundfäge jind ohne 
fpisfindige Grörterung in den Verhandlungen des Staates felbit aner: 
fannt worden, während noch die Gelehrten darüber in Streit Liegen. 
Ebenſo iſt es mit Dogmatifchen Sätzen gegangen. Da nicht neu geichaffen 
und aufgebaut, ſondern nur das vorhandne Tüchtige geordnet werden 
follte, fo find alle Dogmatifchen Spibfindigleiten abgewiefen worden, die 
Gottesverehrung geht aber fo einen entjchiedenen Gang, daß neben jolcher 
fich fein VBerfuch wird halten können, mit Spisfindigfeiten oder Neue— 
rungen in der Yehre aufzulommen. Die Wirkung einer anfcheinend bloß 
die Form des Sottesdienites umfaſſenden Ordnung auf das ganze firch- 
liche Berhältnis iſt ungleich größer, als es auf den erſten Blick der Fall 
zu jein jcheint. 

In der Tat: dieſe Bemerkungen treffen den Kern der Sache! 
„Das ganze kirchliche Berhältnis* war in dem Kampf um die 
Agende verändert; über die Stellung des Kirchenkörpers im 
Staat und der Gemeinden, der Getitlichen, des Negimentes inner: 
balb der Kirche, über die Bedeutung und Geltung der Befennt- 
niſſe war es zu folgenjchweren Entjcheidungen gefommen. Wir 
haben jchon beobachtet, wie die Agende die erjten Anjäge jynodalen 
Lebens im ganzen Oſten der Monarchie wieder evitickte, wir 
werden im nächjten Kapitel zu jchildern haben, wie fie der Anlaß 
zur Wiederheritellung des bijchöflichen Negimentes in neuen For: 
men wurde. Im Agendenfampf iſt — um es mit einem Sabe 
zu jagen — das Yandesherrlihe Kirhenregiment 
im modernen Sinne zur Wirklichkeit und Wirkſamkeit ge: 
langt, die Auffaffung vom Kirchenregiment zum Siege gedrungen, 
die das ganze meunzehute Jahrhundert, mindejtens bis zur Aera 
Falk Herrmann, beherrfcht hat und bis heute nachwirft. 

Dieje Auffafjung ſteht im Gegenſatz zu den Theorien und 
zu der Praxis des 18. Jahrhunderts, wie wir fie 
am Anfang unfrer Darjtellung geichildert haben ',. Das We: 
jentlihe davon war die Auffaffung der Kirche als eines Ver: 
eins und ihres Regimentes wie ihrer Ordnungen als Er: 
zeugnijje des Willens der Bereinsmitglieder. Der Staat bat 
diejem Verein unter dem Gefichtspunfte der salus publica Schran: 
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fen zu ziehen, anderjeitS den Bereinsgliedern Nechtsfchub zu ge: 
währen, — darüber hinaus hat er fein Verhältnis zur Kirche. 
Aus diefer Auffaffung ift in die neue Gejtaltung der Dinge ein 
Gedanke hinübergehommen und zwar gerade der, worin ihre 
Schwäche befteht, nämlich, daß der Staat unmittelbar mit der 
Neligionspflege nichts zu Schaffen habe. Aber dieje Scheidung 
wird nun nicht dazu gebraucht, die Neligionspflege zur Sache der 
Neligionsgefellichaften zu machen, fie, jet es den einzelnen Ge— 
meinden, jei e3 größeren Berbänden durch das Organ der Sy: 
noden, zu überliefern. Vielmehr wird grade diejen jedes Necht 
auf Mitbeitimmung über die Ordnungen des veligiöfen Gemein: 
ſchaftslebens entzogen oder mwenigftens da, wo man damit nicht 
durchdrang, wie in Rheinland: Weitfalen, ſtark beichnitten. An 
die Stelle des Staates tritt nicht die Gemeinde, jondern der 
LZandesherr mit feinem Kabinett und feinen Beamten, — um mit 
Schleiermacher zu reden: der Hof. Die Kirche wird die von ihm 
perjönlich und privatim geleitete Anstalt zum Bejten des Seelen: 
heils der Untertanen, die lediglich Negierte oder Empfangende 
find. Kraft welchen Nechtes übt der Landesherr dieje Gewalt? 
Man begnügt ich zunächit noch mit einem hiſtoriſchen Befigtitel, 
der Succeſſion in die bifchöfliche Gewalt der Fatholischen Zeit; 
aber es liegt vor Augen, daß diefer nicht hinreicht, eine jo weit: 
greifende Funktion des Landesheren zu rechtfertigen. Man braucht 
auch eine jachliche Begründung. Und dieje wird zunächit einfach 
aus den praktischen Bedürfnifjen der Ordnung und Einheit gegen: 
über der möglichſt ſchwarz gemalten, ſonſt einveigenden Willkür 
hergeleitet oder aber darin gefucht, daß der Landesherr das aus: 
gezeichnete Werkzeug dev Borjehung zur Aufrechterhaltung der 
chriftlichen Religion im Lande iſt. So hat es Altenjtein aus: 
gedrücdt. Bald aber trat hinzu die fchon von Augujti inaugu— 
vierte Betrachtungsweife, die dieſe Machtitellung des Landesheren 
mit der Theorie des erblichen Gottesgnadentums unterbaute. 
Den Vorwurf, den gegen die altlutberiiche Kirchenordnung nur 
der Unveritand erheben fanı, fann diejes moderne Yandesfirchen: 
tum nicht mit ebenſo gutem Gewiſſen zurückweiſen, daß nämlic) 
der König dabei zum Papſte werde. 
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Wie ſehr fich diefes moderne Kirchenregiment aber auch von 
dem der altprotejtantiijhen Kirhentümer unter: 
jcheidet, wird bejonders deutlich in der Stellung, die darin dem 
geiftlihen Stande, den Theologen, angemwiejen wird. Wenn 
Nicolovius allen Verſuchen zu Neuerungen entgegenhielt, daß meh: 
rere der föniglichen Länder von den Reformatoren ihre Firchlichen 
Einrichtungen empfangen hätten !), jo jpricht ſich darin ein ganz 
richtiges hijtorisches Urteil aus. Wer, unverwirrt durd) ad hoc erjon: 
nene juriftifche Theorien, fragt, auf welche Autoritäten fich die Firch- 
lichen Ordnungen des alten Protejtantismus gründen, muß zu der 
Einficht gelangen, daß die Landesfürjten dabei nur anerfennend 
und hilfeleiitend in Betracht fommen. Sie jelbit bezeugen es 
nahezu bei jeder firchlichen Anordnung, daß fie ſich als Werk: 
zeuge des Vaters Luther und feiner Mitveformatoren willen. In 
die Stelle diejer charismatischen Autorität in der jchöpferiichen 
Urperiode des Proteitantismus rücten ſodann die Vilitatoren und 
Konſiſtorialen ein. Auch jest aber bleibt das Verhältnis — we 
nigſtens grundſätzlich — ungeändert: die Obrigkeit ftellt ihre 
Mittel in den Dienft der Theologen ?). Sind fie doch die jachver: 
ftändigen Interpreten des Wortes Gottes, die berufenen Finder 
der Regeln, nach denen fich, wie alles politische, jo auch das Han: 
deln in Bezug auf die Neligion zu richten hat. Selbjtverjtändlic) iſt, 
daß ihr Votum enticheidend in die Wagjchale fällt. Im moder: 
nen Kirchentum aber jpielt die Theologie eine untergeordnete Rolle. 
Das Kirchenregiment jelbit iſt untheologifch geworden. Der An: 
jpruch der Theologen, eine eigne, von dem Laien, auch dem höchit: 
jtehenden, nicht ohne weiteres erreichbare Kenntnis deſſen, was 
zur Religion gehört, zu befigen, wird abgewieſen, ihre aus dieſer 
Kenntnis gefchöpfte Kritit als Spitzſindigkeit und Gejchwäß bei: 
jeite geichoben. Der Landesherr kann jich der Theologen bedienen, 
aber er fühlt fi) an ihren Nat nicht gebunden. Sie werden aus 
Bertretern einer jelbftändigen Geiftesmacht landesherrliche Beamte, 
denen bei Ausrichtung ihres Dienftes nur eine jehr beſchränkte eigne 
1) S. o. © 7. 
2) ©. Bd. |, ©. 10-4. 
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Ueberzeugung zuſteht, deren Aufgabe vielmehr wejentlich die Recht: 
fertigung und Handhabung der ohne fie erlafjenen kirchenregi— 
mentlichen Anordnungen iſt. Wir haben beobachtet, daß die Geiſt— 
lichen, und ganz bejonders jei hierbei auch der Konfiitorien ges 
dacht, nur widerwillig und einem starken Drucke nachgebend jich 
diejem Raub ihrer eigentümlichen Würde beugten; daß fie dem 
Appell an ihre Beamtenqualität die Berufung auf die Gebunden: 
beit an ihr Befenntnis, ihre theologische Ueberzeugung, oder auf 
ihre Eigenſchaft als Diener der Gemeinden entgegenitellten. Aber 
beides hat in der landesherrlichen Kirchenanitalt feinen Raum, 
und schnell genug haben fich die Konfiitorien und manche Geiſt— 
lichen an die ihnen zugewiejene Stellung gewöhnt und gegen den 
Gewinn an Macht, den ihnen der Nücdhalt an dem Landesherrn 
bot, nur zu oft und gern den Einklang mit der wiljenichaftlichen 
Theologie der Zeit und den Stimmungen dev Gemeinde einge: 
taujcht, ja, wohl gar verlangt, daß die Theologie, jtatt die Praxis 
zu führen, fich von ihr führen lafjen jollte. Schleiermacer bat 
mit Elarem Blick die Folgen vorausgeiehen: daß dadurch den Geiſt— 
lichen das moralische Rückgrat zerbrochen werden und in den Ge- 
meinden das Gefühl der Fremdheit gegenüber der geübten Vor: 
mundjchaft entiteben mülle '). 

Endlich bedeutet die Aufrichtung des Yandesherrlichen Kirchen: 
vegiments auch ein vollitändiges Abbiegen von den Grundge: 
danken dev Steinſchen Neform Sie war — jo haben wir 
geiehen — ?) durchzogen von der veformatoriichen dee der Ein: 
heit des weltlichen und geiltlichen Körpers. Die Volksgemein— 
ſchaft iſt die berufene Pflegerin aller ihrer Intereſſen, der höchiten 
geistigen, wie der wirtichaftlichen und politifchen, jedes natürlic) 
nach jeiner Eigenart. Daher auf allen Stufen des Staates die 
Einbeziehung auch der Neligionspflege in den Staatszweck, die 
Gründung einer eianen Miniiterialabteilung für den Kultus, die 
getitlichen und Schuldeputationen bei den Regierungen, die firdh: 
lichen Deputationen der Städte, die in Ausficht genommene Be: 

1) Vgl. die wahrhaft von prophetifcher Bröße getragenen Worte in 


der Anm. 26 zu der Ausg. der Neden von 1823. ©. W. l, 1, ©. 383. 
2) 3b. I, S. 124 —169. 
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teiligung der Dorfgemeinden am Patronat. Don alle dem behielt 
man nur eins bei: die grumdjäßliche Gleichmäßigfeit der Eirch: 
lichen Organifation und ihre Einheit. Aber grade die Hauptjache, 
die innige Mitwirkung des Volks auf allen Stufen jeiner ftaat- 
lichen Gliederung an der Geftaltung des Firchlichen Lebens, wurde 
befeitigt. Die Agende wurde den Beratungen der Stände nicht 
vorgelegt; wo die jtädtiichen Batrone ein Necht in Anfpruch nah: 
men, daß ihre Stimme gehört werde, wurden jie bedeutet, daß 
jie daS nichts angehe; ebenfo erging es den Landräten und Pri— 
vatpatronen ; vollends wurde von den Gemeinden Ichweigender Ges 
borjam gefordert. Und welche Mühe und wie geringen Erfolg hatte 
jelbft das Minifterium, wenn es bei dem Monarchen jeine Be: 
denken geltend machte! Man wollte eben grade das nicht, was 
Stein beabjichtigt hatte, eine lebbaftere Teilnahme des Volkes an 
feiner Kirche. Aber fann man jich wundern, daß nach folchen 
Erfahrungen die Magtjtrate fich hüteten, wieder an Firchlichen An— 
gelegenheiten teilzunehmen, daß, worum fie ich nicht fümmern 
jollten und durften, ihnen allmählich auch jremd und gleichgültig 
wurde, und daß fie ihre PBatronatspflichten mit jteigendem In— 
grimm als eine Laſt empfanden, die fein Recht und feine Ge: 
(egenbeit zu eignem Schaffen aufwog? Sollte nicht wenigitens 
ein Grund der viel beklagten Unkirchlichfeit der großen Städte 
in der Erinnerung an die Unbill und Ungunſt liegen, die der Stadt 
Berlin zum Dank für ihre charaktervolle kirchliche Stellungnahme 
widerfuhr? UWeberlegt man, welches Aufblühen des Schulwejens 
feine Ueberweifung an die Kommunen zur Folge hatte, jo kann 
man nur tief bedauern, daß dem Stirchenwejen dev Gewinn aus 
diejer Verbindung verjagt blieb. Ja, wir fönnen es nur zu gut 
begreifen, daß der geiitig miündige Teil des Volkes dieje Kirche, 
die grundjäßlich jeinem Einfluß entzogen war, als einen Fremd— 
förper in jeiner Mitte betrachten lernte. 

Und ſchon jehen wir auch zugleich mit diefem Umſchwung 
der tatjächlichen Berhältniffe die Bildung eines neuen Kirchen: 
begriffs im Gange Natürlich! denn die politischen Theorien 
entjtehen nicht an den Schreibtiichen der Gelehrten, jondern ſie 
entjtehen im Ningen der lebendigen gefchichtlichen Kräfte und be- 


Foerſter, Entitehung der preuß. Landeskirche. II 14 
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gleiten e8, wie der Schatten den Wanderer !). Diefer neue Kir— 
chenbegriff wird durch zwei Momente charakterifiert. Zunächit: 
die vom Landesherın regierte Kirchenanftalt ift etwas Anderes, 
Höheres, al3 dev weltliche Staat. Zwar die Untericheidung zwischen 
der civitas Dei und humana wird noch nicht direkt auf die beiden 
Größen angewandt — dieje Verirrung blieb einer jpäteren Zeit 
vorbehalten —, aber ein Anfang diefer fatholijierenden Schätzung 
liegt doch jchon vor, wenn ſorgſam gejchieden wird zwijchen welt: 
lichen Angelegenheiten, die vor die Stände u. f. w. gehören, und 
geiftlichen, für die dieje nicht gut genug find. Sodann aber: 
die Kirche ijt etwas Fertiges und Unveränderliches. Site hat ihre 
ein jür allemal fejtitehenden Lehren, Gottesdienitordnungen und 
Formen in dem, was die Neformatoren vorgejchrieben haben, oder 
nach der Meinung des Landesheren vorgefchrieben haben ſollen. 
Ihr Zweck it die Feithaltung des Volkes auf diefem Standpunkt 
und die Abwehr aller Neuerungen und Entwicdlungen darüber 
hinaus als illegitimer Willkür. Die Kirche ijt an die formale 
Autorität der Neformation gebunden. 

Schleiermacher ?) hat gegen dieje romantische Feitlegung der 
Kirche auf ihre Vergangenheit aus dem Wejen des Proteſtantis— 
mus das Wort gejeßt: „Die Reformation gebtnod 
fort“. 


Kapitel 6. Die Durchführung des landesherrlichen 
Summepiskopats in der Verfaſſung. 


Wir nehmen nunmehr den Faden wieder auf, den wir am 
Schluß des erſten Kapitels haben fallen laſſen, und verfolgen die 


1) Vgl. Jellinek, Erklärung der Menschen: und Bürgerrechte 1904, 
©. IX, 
2) S. W. l, V, S. 624. 
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Anregung des Königs zur „Wiederherjtellung der Bifchöfe in der 
evangelifchen Kirche“ !). Die Ordre war an das Staatsminijterium 
gerichtet, diejes zum Bericht aufgefordert. Aber der Referent war 
naturgemäß der Minifter der geijtlichen Angelegenheiten. Er for: 
derte zumächit ein Gutachten von Nicolovius. Wir wiſſen, daß 
diefer fchon im Jahr 1810 einen förmlichen Antrag auf Er: 
nennung von Generaljuperintendenten geitellt, aber bei diejer Ge: 
legenheit zufammen mit Schuckmann gegen die Einführung einer 
förmlichen Episfopalverfafjung nach engliichem oder ſchwediſchem 
Vorbild und gegen den Bifchofstitel Bedenken erhoben hatte ?). Auch 
Altenftein teilte diefe Bedenken. Als ihm der Darmftädter Hof: 
prediger Zimmermann im eimem Schreiben über das, was der 
Kirche vor allem not tue, die Einfehung von Zentralbehörden in 
jeder Brovinz — Bijchöfen oder Generaljuperintendenten — nahe: 
legte, bemerkte er dazu: „Iſt in Schwedijch- Pommern, aber 
jchlechte Erfahrungen“ ®). 

Nicolovius’ Gutachten wahrte den früher eingenommenen Stand: 
punkt. Er warf zuerjt die Frage auf, „was unter dem Namen 
Biichof. gemeint fei, — ob dasjelbe, was in den ausländifchen 
evangelischen Kirchen, die ein Episfopat haben?" Dazu führte er 
aus: Port, in England, beruht die bifchöfliche Würde auf einer 
höheren Weihe, auf dem Unterſchied verjchiedener Grade der Weihe 
(Diakonen:, Priejter:, Biichofweihe). Die diejer Praris zugrunde 
liegende Lehre ijt von Luther ausdrücklich verworfen. Nur gradu, 
non ordine wollte er die Geiftlichen unterjchieden miljen. Die 
Einführung eines auf Weihe beruhenden Episfopats wäre bier: 
nah die Einführung einer neuen Lehre. Dagegen fprechen ge- 
wichtige Bedenken. Der Glaube an die neue Lehre läßt ſich nicht 
gebieten, ohne denjelben aber würde die auf ihn gegründete Würde 
fein Anfehen haben. Ein großer Teil der Preußifchen Unterta: 
nen, nämlich die in den weitlichen Provinzen, würde fich einer jolchen 
Kirchenverfafjung niemals unterwerfen wollen und fünnen. Eine 


1) KO v. 22. Januar 1823, ©. o. ©. 25 f. 
2) S. Bo. I, S. 182, 
3) Nandbemerkung zu dem von dem Preuß. Gefandten v. Otteritedt 
am 19. März 1820 vorgelegten Schreiben. 
14* 
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große Trennung aljo, ähnlich der in England zwiſchen Episfopal: 
und PBresbyterialfirche beitehenden, würde die Folge jein. Auch 
viele reformierten Gemeinden des Oſtens würden dadurch für immer 
von der Union zurüdgeichredt werden. Die evangelifche Kirche 
des Preußiſchen Staates würde fich von der deutjch-protejtantifchen 
trennen, wenn jie eine bejondere Verfaſſung annähme Bor 
allem: e8 würde dadurch das Bolf an feinem Luther irre gemacht 
werden ; und „wer bedeutender Entwiclung feines Innern fich be— 
wußt ift und im Andenken bat, wie jehr diefe mit großen Per: 
jönlichfeiten zufammenhängt, wird wohl ohne Scham jic) in eifer- 
füchtiger Verehrung großer Männer zum Volke zählen laſſen“. 
Auch fei ſolche neue Kirchenverfaffung, die weder in der Gejchichte, 
noch im Anfehen eines großen Kirchenlehrers ihren Grund habe, 
noch niemals gejtiftet worden; auch Zinzendorf babe die Ber: 
fafjung der Brüdergemeinde nur von den Mäbrifchen Brüdern 
überfommen. Die Katholıfen würden daher mit Grund über eine 
ſolche Stiftung durch die weltliche Gewalt jpotten. Endlich jtebe 
ein politijches Bedenken entgegen, Führe man nämlich die Epis- 
fopalverfafjung ein, jo dürfe auch der Summepisfopus, der Regent, 
nicht ohne Weihe bleiben. Wie bedenklich aber, den Schein zu 
erwecen, als bedürje das Haupt des Königs fernerhin einer höheren 
Heiligung, als bisher ! 

Alles dies fpricht gegen die Einrichtung eines Episfopats 
nach) Analogie anderer Länder. Nur das kann alio erwogen 
werden, ob vätlich ijt, einer fchon in der Kirche vorhandenen 
Würde einen neuen Namen beizulegen. Daß das Anfehen der 
Kirche dadurch vermehrt werden würde, jei zu bezweifeln, im Ge— 
genteil würde der durch den Namen herausgeforderte Bergleich 
mit den katholiſchen Bijchöfen die Stellung der evangelijchen 
drüden. Es jet daher vorteilhafter, jenen den Bijchofsnamen zu 
überlafjen, den Vergleich mit ihnen zu vermeiden und jtatt deſſen 
die jeit der Neformation geltende Würde des Generaljuperintens 
denten zu erhalten und wiederaufzurichten. 

Diefe Anfichten und Leberzeugungen hindern, aber nicht, den Tag zu 


fegnen, an dem der erite evangelifche deutſche Fürft aus eigner Bewegung 
die Abficht erklärt, für das Wohl und Anſehen der Kirche etwas Großes 
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tun zu wollen. Auch ohne Verleihung des bifchöflichen Titeld wird dies 
durh Erneuerung und Verhberrlihung der eht evangeli 
fchen Würde des Generalfuperintendenten erreicht werden. 

Hierbei aber müfje bemerkt werden, daß zimar — den Worten 
der KO entiprechend — der Generaljuperintendent „in Verbindung 
mit den Konfiitorien” gejegt werden folle, aber nicht in die 
Konfiitorien hinein dürfe. Denn als Direktor oder Bizepräfident 
würde er ein Beamter mit beengtem Wirfungsfreife werden , die 
Laſt der Gejchäfte würde ihn erdrüden und der geiftliche Sinn 
dabei feine Befriedigung finden, ja ſich gegenüber der Geſchäfts— 
gewandtheit der vechtsaelehrten Räte nicht genug geltend machen 
fönnen. 

Wenn den Generalfuperintendenten aber außer den ihnen überall 
gebührenden Funktionen der Ordination der Geiftlichen, der Einweihung 
neuer Kirchen, der Einführung der Superintendenten und der Vijitation 
der Superintendentur:fiirchen, als Amtsgefchäfte angemwiefen wird: genaue 
Bekanntſchaft mit den Geiftlichen ihres Sprengel3, die Aufficht über Amts: 
führung und Wandel derjelben, die Einrichtung der Presbyterien, die Ein— 
richtung und weitere Leitung der Synoden, fo haben jie für jet ein wich: 
tiges, weitläufiges, endlich eine feite Firchliche Verfafjung bewirkendes Ge: 
fchäft und für immer für die Kirche einen großen, jegensreichen Beruf. 
Wird ihnen daneben der Vorfit bei den geijtlichen Prüfungen; Gutachten 
oder Vorſchlag bei Belegung aller Pfarren Kgl. Batronats; den Konit- 
jtorien zu erteilende Gutachten in allen rein geiftlichen Angelegenheiten 
und in allen Perfonalien der Prediger; das Necht, wenn fie mündliche 
Anträge nötig finden, im Konfiitorio zu erfcheinen und einen Ehrenfit 
neben dem Präfidenten einzunehmen, beigelegt; wird ihnen neben einem 
hohen Pfarramte ohne fpezielle Seelforge wie 3. B. die Probiteien in 
Berlin, die Oberhofpredigerjtelle in Königsberg) ein Gehalt, der fatholifch- 
bifchöflichen Kompetenz gleich, angewieſen (nicht zu viel, wenn fie Diäten 
und Reiſekoſten bejtreiten und anitändige Gaitfreiheit üben folleni: —, fo 
werden fie ein großes Ansehen genießen, dem geiftlichen Stande und dem 
ganzen kirchlichen Yeben eine Stüte fein und in einer würdigen, unbe 
engten Wirkfamfeit leben. Se. Maj. befördert Durch folche huldvolle Anz 
ordnung wahrlich das Wohl und Anfehen der Kirche, und e3 bliebe nur 
zu wünfchen, daß überall Männer von fo hohem Geiſte und bedeutender 
Berfönlichkeit gefunden würden, die in folchem febendigen Verkehr mit 
Behörden, Geiitlichkeit und Gemeine den Segen zu wirfen vermögen, den 
Kirche und Staat auf diefem Wege hoffnungsvoll erwarten dürfen. 


Ganz anders als dies klare, nmüchterne und gut evangeliſche 
Votum von Nicolovius fiel ein Gutachten aus, das der Bonner 
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Profeſſor Augufti einreichte. Er äußerte begeijterte Zuftimmung 
zu der dee des Königs, empfahl aber mit andern deutlichen 
Staaten zur gleichzeitigen Einführung der Episfopalverfafjung zu 
verhandeln. Die bloße Titulierung der Generaljuperintendenten 
als Biſchöfe verwarf er; er wollte, daß fie mit dem Range der 
DOberpräfidenten und als Mitglieder des Staatsrates zu Präfidenten 
der Konfiitorien in rebus internis et spiritualibus gejegt und mit 
der Ordination und der Aufjicht über Superintendenten, Geijtliche 
und Synoden, NReligionslehrer und NWeligionsunterricht betraut 
würden, und alle Jahre Hirtenbriefe erließen '). 

Altenfteins im StaatSminifterium erjtatteter Bericht liegt mir 
nicht vor?), wohl aber die recht ausführliche „Kurze Zuſammen— 
ftellung einiger Hauptpunfte eines ausführlichen Gutachtens über 
die von S. M. bejchlojjene Heritellung evangeliicher Biſchöfe“ °). 

Es weicht auf den erften Blid von Nicolovius’ Urteil ftark 
ab, denn während diejer fich gegen den Bijchofstitel ausgefprochen 
hatte, macht Altenftein dagegen fein Bedenken geltend, ev be— 
handelt die Einführung des Titels als eine durch die Kal. KO 
abgemachte Sache. Auch ift nicht zu verfennen, daß Altenftein 
mehrere der von Nicolovius dagegen angeführten Gründe ver: 
wirft oder doch unerheblich befindet; er jtreift fie gegen Schluß 
wohl, aber um ſie jogleich wieder hintanzujegen. Sieht man da— 
gegen auf den von ihm den Bilchöfen zugedachten Wirkungskreis, 
jo erfennt man, daß er in der Hauptſache doch auf Nicolovius’ 
Bahnen geht: feine Bischöfe find gar nichts anderes, als General» 
fuperintendenten mit anderem Titel, „Dieje jind neben ihnen gänz— 
lich überflüffig”. Von einer auf befonderer Weihe beruhenden 
Autorität will auch er nichts wiſſen, vielmehr jucht er dieſe einer- 
ſeits auf perjönliche Qualitäten, anderfeitS auf das vom Staat 
verliehene Aufjichtsrecht zu begründen. Auch iſt er ſorgſam be- 


1) Gutachten vom 14. Februar 1824. 

2) Er befindet fich noch bei den Akten des Staatäminifteriums, und 
der Herr Bräfident desjelben hat am 19. Juli 1900 feine literarifche Ver: 
wertung noch für unzuläſſig erachtet. 

3) ©. unter den Beilagen Wr. 13. Altenitein forrefpondierte darüber 
mit Nicolovius im Juli 1824. 


Die Durchführung des landesh. Summepistopats in der Verfaffung. 215 


müht, die Konfiftorialverfafjung durch die neue Einrichtung nicht 
zu beeinträchtigen; wie Nicolovius will er fie nicht in die Konſi— 
jtorien bineinjegen, jondern neben fie jtellen ; ſtark betont er ihre 
Unterordnung unter das Miniiterium. Auch vom Einfluß auf die 
allgemeine Politik durch Mitgliedichaft im Staatsrat hält er fie 
fern. Kurzum, der Titel Biſchof wird acceptiert, aber von Ein: 
führung einer bijchöflichen Verfaſſung ift feine Rede; nicht ganz 
jo klar, wie in Nicolovius Gutachten, aber doch beftimmt genug 
wird der Biſchof auf perfönlich-feelforgerliche, ſtatt auf rechtliche 
Gewalt geftellt. Dieſe bleibt bei Miniſterium und Konſiſtorien. 
Die Biichöfe jollen ergänzend neben fie, nicht an ihre Stelle treten. 

Ein evangelifcher Bifchof muß vorzüglich durch feine hervorragende 
Perfönlichleit und feine geiitliche Stellung, durch eianes Beifpiel und Lehre 
wirken. Doch erhält er durch die ihm übertragne ftaatliche Aufficht das 
Recht der Zurechtweifung der nachgeordneten Geiftlichen und Einwirkung 
auf ihre Anjtellung und Entfernung vom Amte. 

Merkwürdig ift, daß weder Altenjtein noch Nicolovius die 
Frage der Biichofernennung berühren, daß beide unterlaſſen, dar: 
auf binzumweijen, wie in Schweden der Bilchof durch ein Zuſam— 
menmwirfen der Geiftlichfeit mit dem König eingefegt wird, — es 
war wohl von vornherein ausgeichlofjen, daß der König darauf 
eingehen fünnte. 

Diejes Votum hat Altenftein nun aber mit einer allgemeinen 
Ausführung über Kirchenverfaffung unterbaut, die dringende Bes 
achtung verdient, weil jie den vollen Umſchwung der Anfichten 
jeit einem halben Jahrhundert beionders deutlich bezeugt. Alten: 
jtein definiert nämlich den Beariff der evangeliichen Frei: 
beit darin jo, daß dieſe in Beziehung auf Lehre und liturgiſche 
Form niht dem Einzelnen, jondern der Kirde 
zuftehe; zugleich aber betont er, daß die Freiheit der Kirche nicht 
in der Trennung der Kirche vom Staate oder vom Negenten, wie 
er gleichbedeutend damit fagt, beſtehe. Welches iſt denn aber 
die den Einzelnen bindende Kirche? Dürfen als ihr Organ die 
Konfistorien anerfannt werden? Daß fie dazu nicht geeignet find, 
hält Altenftein für allgemein anerfannt und beklagt. Aber auch 
Presbyterien, Synoden und eine allgemeine Yandesiynode bringen 
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das Bedürfnis der Kirche nicht rein zum Ausdruck. So bleibt nur 
eins: der Regent felbft it, wie die Gejchichte und das Beijpiel 
des Unionsaufrufes bemweilt, das einzig geeignete Organ, das 
Bedürfnis der Kirche zu erkennen und zu befriedigen. 

Die Entjhließung eines evangelifhen Landes 
berrn, welcher fich mit frommem Sinn und großem Ernſt mit dem Bes 
dürfnis der Kirche bejchäftigt und vielfache Erfahrungen gefammelt hat, 
ift wie zu allen Zeiten in der evangelifchen Kirche und namentlich im 
Preußifchen Staate vom eriten Augenblid der Neformation an bis jebt 
die fiherfte Beglaubigung für neue Ginrihtungen. 

Mas ift dann aber die evangelifche Freiheit? Es iſt nad) 
diefer Deduftion die Freiheit des evangelifchen Landesheren zu 
jelbjtändigen Firchlichen Anordnungen, der gegenüber die Gebunden: 
beit des Einzelnen, vornehmlich des Geijtlichen, an diefe Ordnungen 
ſteht, ſoweit ev in der Kirche wirken will. 

Wer fteht nicht, daß in dieſem Gedanfengange zwei Ge— 
danfen verfoppelt find, die urjprünglich mit einander nicht3 zu 
tun haben? Auf der einen Seite die englijche Theorie von Kirchen: 
freiheit, worin die Macht der Kirche zur Selbjtbeftimmung ihrer 
Lehr: und gottesdienftlichen Ordnungen und ihre Zuchtgewalt über 
ihre Glieder aufs jchärfite betont wird. Auf der andern die im 
deutjchen Leben überlieferte Anfchauung von der auch die Firch- 
lichen Dinge umfaffenden Gewalt der Obrigkeit. Beide find jo 
verbunden, daß eimerieit3 jener Anfpruch der Kirche anerkannt, 
anderjeitS der Negent als zur Ausübung dieſer Rechte allein 
zuftändig, und die Anwendung ftaatliher Macht dabei zuläffig 
erklärt wird. Die „Freiheit dev Kirche“ iſt danach die Freiheit 
des Kirchenregiments, das der Landesherr übt; der Staat leiht 
dazu daS bracchium saeculare; die Glieder der Kirche aber find 
auch in der Kirche Untertanen, denen nur eine bejchränfte liter: 
arische Meinungsäußerung gejtattet wird. Während aber im 
englifchen Syftem Gorrelat diefer Macht der Kirchen das Neben: 
einander vieler Kirchen und die Freiheit neuer Kirchenbildungen 
ift, bleibt bier, — wie wir in der weiteren Darjtellung zu zeigen 
haben, — der Anjprucd dev vom Landesherrn geleiteten Kirche 
bejtehen, alle Evangelifchen des Landes zu umfafjen; und der 
Staat hat diefem Anſpruch feine NRechtshilfe zu leihen. Won der 


* 
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evangeliichen Freiheit bleibt da nicht viel übrig. 

Ehe aber das Staatsminiiterrum das befohlene Gutachten 
erjtattet hatte, jprach der König den Wunfch aus, in den beiden 
Provinzen Sachſen und Bommern Bijchöfe zu ernennen, weil er 
von ihnen die Ueberwindung des leßten Widerjtandes gegen die 
Agende erwartete. Schilden drang in Altenftein, „ich dieſer un— 
mittelbaren Idee des Königs nicht zu entziehen”, und jein Be— 
denken dagegen — es war hauptjächlich dies, welche Stellung 
den Biichöfen zum Minijtertum eingeräumt werden jollte — fallen 
zu lafjen. Als dann die Berufung der Generalkonfiftorien be— 
ichlojjen wurde, wollte der König mit ihrer Ernennung bis nach 
deren Abjchluß warten). Am 1. Januar 1826 wurde den General: 
juperintendenten Engelfe in Stettin und Wejtermeier in Magde— 
burg „die Würde eines evangelischen Bijchofs beigelegt”, ohne 
daß ſich dadurch in ihren Befugnijjen und Einkünften etwas 
änderte. Die Frage fam abermals zur Sprache, al$ am 18, 
September 1826 Engelfe jtarb. Der Oberpräfident Sad empfahl 
als Nachfolger entweder Neander oder den Magdeburgijchen 
Biſchof Weſtermeier oder den Leipziger Brofefjor Tzichirner ?). 
Aber diefe Vorjchläge geftelen dem König nicht. Neander wäre 
„vortrefflich, aber bier unentbehrlich“, Tzjchirner, „viel zu modern“, 
„Liege fi) Herr von Ammon jondieren? Auch Ritſchl nannte der 
König)“. Alſo der König war willens, den gehäſſigſten Gegner 
der Union zu berufen, weil ev öffentlich für die Agende eingetreten 
war; jo jehr überwog jein Intereſſe an diefer jene! Wie recht 
hatte Schleiermacher mit der Vermutung, daß der König wohl 
feinen Augenblic anftehen würde, jeiner Agende, wenn es darauf 
anfäme, die Union zum Opfer zu bringen*)! Glücklicherweiſe zer: 
ichlug jich der Plan, weil Ammon als Oberhofprediger in Dresden 
4000 Taler Gehalt hatte und deshalb den nur mit 2500 dotierten 
Poſten des Biſchofs von Pommern ablehnte’). So griff denn 


1) Schilden an Altenſtein, 26. Juni und 4. November 1824. 
2) Altenjtein an Schilden, 10, Januar 1827. 

3) Schilden an Altenjtein, 11. Ranuar 1827. 

4) &. in Br. IV, ©. 353. 

5) Altenjtein an Schilden, Februar 1827. 
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Altenftein auf den gleichfalls vom König genannten Konfiitorialrat 
Ritſchl in Berlin zurück: er wurde am 27. Auguft 1827 unter 
Vereinigung der Altpommerfchen und Neuvorpommerjchen Generals 
fuperintendentur zum Generaljuperintendenten von Pommern er: 
nannt und ihm zugleich, wie jeinem Vorgänger, die Würde eines 
evangelifchen Bifchofs verliehen. 

Die Sache ruhte dann wieder nahezu ein Jahr. Aber im 
Februar 1828 meldete Schilden dem Minijter: „Der König bat 
jelbjt eine KO wegen der Generaljuperintendenten entworfen“. 
Wenige Tage darauf: „Die bifchöflichen Einrichtungen bejchäftigen 
wieder". Der König war alſo inzwijchen auf den Gedanken ein- 
gegangen, das Amt des Generaljuperintendenten, aber mit ge— 
ändertem Titel wiederherzuftellen. Diefen wollte ev vor allem 
gerne Neander erteilen, den er zum Generalfuperintendenten für 
die Provinz Brandenburg auserjehen hatte. Aber zwei Bijchöfe 
in der Provinz — Neander und Eylert — wären ihm zu viel. 
E3 mußte dann aljo für Eylert ein anderer Titel gefunden wer: 
den, Erzbifchof oder Oberbifchof. „Aber dann tft man mit Bo» 
rowsky wieder in Verlegenheit. Zwei Erzbiichöfe möchte das Rat: 
jamjte fein, aber ob das nicht Gejchrei gäbe?" Der König 
blieb für Eylert bei dem Titel: Erjter oder Landesbi— 
ſchof jtehen. Nachher „war es ihm leid um Borowsfy, an 
den fich die unglücliche Zeit in Königsberg und das Andenken 
an die Königin knüpft. Er iſt älterer Bischof als Eylert. Eine 
andere Idee: Eylert zum Bifchof des Königlichen Haujes oder 
der Königlichen Nefidenzen zu ernennen“ '). Ich gebe dieje Aeuße— 
rungen aus den von Schilden getreulich an Altenjtein berichteten 
Gejprächen mit dem König nur wieder, weil fie zeigen, daß es 
diefem wirklich dabei nur auf einen Titel anfam, daß das Wejentliche 
dabei aber lediglich die Wiederaufrichtung des Generaljuperinten- 
dentenamtes war. 

Altenitein nahm diefen Plan mit voller Zuftimmung auf. 

So fehr ich überzeugt bin, daß das große Werk der Heritellung fejter 
Ordnungen in firchlichen Angelegenheiten, welches jeinem Ende fo nahe 


1) Briefe Schildens an Altenftein v. 6. Febr, 10. fFebr., 13. Febr. 1828. 
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ist, Durch eigne Kraft feit bejtehen und den Stürmen der fünftigen Zeiten 
trogen wird, fo erfreulich ijt für mich doch die Fürforge Sr. M., auf 
eine fo mwürdige und angemejjene Art das Gute auf alle nur mögliche 
Art zu befejtigen und zu fichern. 

Auch Neander, mit dem er die Anregung des Königs be— 
iprochen hatte, jtimmte zu. 

Anders dagegen verhielt ſich Altenjtein zu dem Titel Erz- 
biſchof und Bifchof: 

Bei der Erteilung des Titel als Erzbifchof für einen der evange- 
lifchen Bifchöfe dürften fich wohl einige Bedenten ergeben. Es follte doch 
mit der Würde auch nur als Titel ein größeres Anfehen verfnüpft wer: 
den. Vorerſt wird e3 einem evangelifchen Getjtlichen nach allen er: 
hältniffen immer fchwer merden, ein folches zu behaupten, wenn er auch 
einen ausgezeichneten Nang und jelbjt Geld, folchem angemefjen, erhält. 

Unschuldiger erichten ihm für Eylert der Titel „Erſter evan- 
geliſcher Biſchof“ oder „Evangelifcher Landesbiſchof“. Bisher 
habe ıman immer den Ausdrucd gebraucht, „daß den Geiftlichen die 
Würde eines evangelifchen Biſchofs beigelegt werde“. Sollte den 
Bischöfen auch eine eigne Amtswirkfamfeit beigelegt werden, fo 
müſſe e3 eine bedeutendere fein. Das würde viel Aufjehen erregen. 
Auch jei der Kronprinz dagegen. Er — der Minifter — müſſe 
deshalb wünjchen, mwenigitens noch einige Zeit den Bilchofstitel 
nur als Würde zu verleihen. 

Sollte S. Maj. aber einen Schritt weiter gehen wollen, ohne große 
neue Einrichtungen zu trefien, Koiten zu veranlafien und Aufjehen zu er- 
regen, jo würde das Unbedenflichite fein, daß Allerhöchitderjelbe zu er: 
klären gerubten, »daß den evangelifchen Bilchöfen in den Provinzen, wo 
Generalfuperintendenturen vorhanden feien, Die bisher dieſen obgelegenen 
Geſchäfte übertragen und fünftig die befondre Ernennung zum General- 
fuperintendenten bei der Uebertragung der Stelle eines evangelischen Bi: 
ſchofs hinwegfallen folle, und daß Allerhöchitdiefelben fich vorbehielten, 
den Bifchöfen, die nicht zugleich Generalfuperintendenten feien oder die in 
Provinzen ernannt werden follten, wo feine Generalfuperintendenten vor: 
handen feien, die nämlichen Gejchäfte beizulegen«. 

Schwierig jei die Sache freilih auch jo, da man die Ge: 
jchäfte der Bifchöfe vielfach andern jet damit beauftragten Geiſt— 
lichen abnehmen müſſe!). 


1) Altenjtein an Schilden, 12. Februar, 21. Mai 1828. 
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Die in diefer Korrefpondenz mehrfach erwähnte eigenhändige 
Ordre des Königs iſt vom 7. Februar 1828 datiert und hat fol- 
genden Wortlaut: 


Ach babe beichlofien, in gleicher Art, wie in den Provinzen Oſt— 
preußen, Bommern und Sachen, auch in den übrigen Provinzen der Mo: 
narchie Generalfuperintendenten einzuführen, um mehr Einheit in dem 
firchlichen Wefen derfelben zu befördern. Dieſe neuen Generaliuperinten= 
denten, deren Funktionen denen der vorbenannten gleich zu jtellen find, 
erhalten zunächjt noch die Obliegenbeit, 

1, darüber zu wachen, dab in den Ktirchen, wo die erneuerte Kirchen— 
agende bereits angenommen ift, derfelben auch genau Folge geleijtet werde, 
dann aber auch 

2, dahin zu wirken, daß die Vorurteile und Widerfprüche gehoben 
werden, die fich bis jet noch der allgemeinen Ginführung derfelben in 
den Weg itellen. 

Daß den älteren Generalfuperintendenten ein Gleiches obliegt, verfteht 
fich von jelbit. 

Sollten die Bezirke der Generalfuperintendenten in manchen Provinzen 
eine zu große Ausdehnung erhalten, jo kann ein zweiter Generaljuper: 
intendent al3 Gebilfe des eriten angejtellt werden, etwa fo, wie es ſchon 
in der Provinz Brandenburg mit den beiden Pröpften in Berlin, welche 
die Funktionen der Generalfuperintendenten verrichten, der Fall iſt. Ob 
und welche Generalfuperintendenten ein befonderes Gehalt erfordern, dar: 
über erwarte Ich von Ihnen fo, wie über das Nähere diefer Angelegen- 
heit Bericht. Durch diefe Beitimmungen find die früheren über die pro= 
jeftierte Einführung von Bilchöfen und die ihnen beizulegende Wirkſam— 
feit von dem Staatsminiiterium geforderten qutachtlichen Berichte aufge: 
hoben. 


Die KO beweijt, daß das Hauptinterefje des Königs auch bei 
dieſer Einrichtung die Förderung der Agende war. Er juchte 
wirkſamere Werkzeuge zu ihrer Einführung, als die Konfiftorien fie 
ihm boten. 

Der Minifter ließ darauf eine lleberjicht über die in Betracht 
fonımenden Berhältniffe entwerfen. In Oſtpreußen, Pommern 
und Sachjen waren bereits Generalfuperintendenten mit dem Titel 
Evangelifcher Bischof vorhanden. In Wejtpreußen, Poſen und 
Schlefien gab es nichts dergleichen. In Brandenburg ordinierte 
der jemweilen ältere der beiden Berliner Pröbite, in die Inſtal— 
lationen teilten fich beide; Eylert hatte feine amtlichen Beziehungen 
zur Geijtlichfeit der Provinz; Brescius war ehemals General» 
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fuperintendent der jächjishen Niederlaufiß und hatte von da her 
einige Gejchäfte behalten. In Sachſen waren außer dem Bischof 
noch zwei titularifche Generaljuperintendenten in Erfurt und 
Wittenberg. In Wejtfalen ftand an der Stelle des General- 
fuperintendenten der von der Synode gewählte Generalpräjes 
der vereinigten Synode der Grafichaft Mark, in Jülich-Cleve-Berg 
der Generalpräjes der Provinzialiynode, — es war der zugleich 
die Berliner Probſtei verwaltende Roß. Die Funktionen der Ges 
neraljuperintendenten, jomwie der beiden Synodalpräfidenten waren 
überall die Ordination, die Einführung der Superintendenten; in 
DOftpreußen, Bommern und Sachſen die Viſitation der Superinten- 
denturfirchen, im Weiten der Vorſitz der Synoden. Gehälter 
hatten jie nur in Pommern und Sadjen'). 

Auf Grund diejes Materiald und unter Berüchjichtigung der 
in der Korreipondenz mit Schilden berührten Fragen erjtattete 
Altenjtein fodann einen von Nicolovius und Neander mitgezeich- 
neten eingehenden Bericht ?). Die ganze Sache erichien ihm „als 
der Schlußftein der Eicchlichen Einrichtungen” 3). Er empfahl, um 
der Mißdeutung zu wehren, als follte die neue Einrichtung bloß 
dazu dienen, die Einführung der Agende zu erzwingen, mit der 
Ernennung der Generaljuperintendenten zu warten, bis die Agende 
— mie in Sachjen und Pommern — angenommen jet, und Die: 
jelbe überall da noch auszufegen, wo die geeignetiten jeltnen Ber: 
Jönlichkeiten nicht von vornherein vorhanden wären. Den Wir: 
fungsfreis der Generaljuperintendenten bejchrieb ev ziemlich ebenjo, 
wie in den oben erwähnten Gutachten über die Einjegung von 
Biſchöfen; nachdrüclich betonte er wieder, daß fie den Konfiftorien 
nicht beigeordnet werden, jondern jelbjtändig und ohne Zwangs— 
gewalt wirken jollten. 

Der König ftimmte dem vom Minijter eingereichten Bericht, 
joweit darin die Amtswirkfamfeit der Generalfuperintendenten 
auseinandergejegt war, zu, von einer abermaligen Öinziehung der 
Maßregel wollte ev aber nichts wiſſen. 

1) Ueberficht vom 21. Mai 1828. 

2) Datiert von Schulpforta, 23. Juli 1828, f. unter den Beilagen Nr. 14. 
3) An Schilden, 24. Juli 1828. 
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Dem Antrage, die Anftellung von Generalfuperintendenten folange 
auszufegen, bis die Annahme der AUgende fomweit, wie in Pommern und 
Sachen, vorgeichritten it, kann Jch nicht beiltimmen. Nach Meiner am 
7. Februar an Sie erlajjenen Drdre gehört es zu den Funktionen eines 
Beneralfuperintendenten, dahin zu wirken, daß die Vorurteile und Wider: 
fprüche gehoben werden, welche ſich bis jett noch der allgemeinen Ein— 
führung der Kirchenagende in den Weg ftellen, und der von Ihnen ge- 
äußerten Beforgnis, als ob man glauben werde, daß durch dieſe neue 
Einrichtung bloß die Einführung der Agende erzwungen werden folle, 
fann ch nicht Raum geben, weil den Generalfuperintendenten dieferhalb 
fein Zwangsrecht beigelegt werden joll. Was einzelne Davon denfen und 
in ihrem verkehrten Sinn als befondre Abficht diefer Einrichtung vermuten 
werden, fann nicht in Betrachtung fommen; man müßte fajt von jeder 
als nüslich erlannten Anordnung abjtehen, wenn man fich Durch jolche 
Bedentklichkeiten von ihrer Ausführung abhalten laſſen wollte '). 

Der König beitimmte ferner, daB in jedem Oberpräfidium 
nur ein Generaljuperintendent eingejegt werden follte, aljo auch 
nur einer für Oft: und Weftpreußen. Natürlich dürften dazu nur 
Beiftliche gewählt werden, die die Agende bereit3 angenommen 
bätten?),. Am 7. November reichte Altenftein darauf Perſonal— 
vorschläge ein und empfing durch KO vom 17. Dezember 1828 
die Ernennungen de3 Konfiftorialvat Freymark für Poſen, ſowie 
von Neander und Roß für Brandenburg — Altenſtein hatte ge: 
beten, dieje beiden gleichzuftellen —; die Ernennung eines Sub: 
jtituten Borowskys für Preußen und eines Generaljuperintendenten 
für Schlejien ?) wurde dem Miniſter anheimgejtellt. Zuguterlegt 
aber durchquerte der König noch an einem wichtigen Punkte die 
Intentionen des Miniiteriums: ausdrüdlich fügte er in die Be: 
jtallungen der Generaljuperintendenten mit eigner Hand ein, daß 
jie immer auch „Diveltoren des Konfiitoriums )“ fein follten, womit 
fie nicht nur in die Konfiitorien eingegliedert, fondern auch den 
Oberpräfidenten unterfiellt wurden. Eine kurze öffentliche Bekannt: 
machung ’) informierte das Publitum, daß der König aus huld— 

1) KO v. 29. Auguſt 1828. 

2) Schilden an Neander, 23. September 1828. 

3) Es wurde Bobertag. 

4) Nochmals drang der König in einer KO v.7. Mai 1829 darauf, daß 
die Generalfuperintendenten immer Mitglieder der Konfiftorien fein follten. 

5) Vom 2. Januar 1829, Annalen 1829, ©. 66. 
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voller Fürforge für das Wohl der evangelifchen Kirche und um 
ihren innigeren und fefteren Zufammenhang zu befördern, die all- 
gemeine Einjegung von Generaljuperintendenten verfügt habe. 
Auch die gegebene Inſtruktion, datiert vom 14. Mat 1829, wurde 
befaunt gegeben !). 

Ehe wir an deren Hand ein Wort der Würdigung über die 
neue Einrichtung anfügen, ſei bier noch erwähnt, wie weit der 
König feinen Lieblingsgedanfen, beſonders ausgezeichneten Geiſt— 
lichen den Bilchofstitel zu verleihen, zur Ausführung brachte. 
Er ernannte Borowsky am 5. Mai 1829 zum evangelijchen Erz: 
biſchof; — Altenjtein hatte feine früheren Bedenken auf Schildens 
dringendes Zureden fallen lafjen ?): die Frage fei feine, wo man 
nach Pflicht und Gewiſſen beharrlich Widerjtand zu leiten hätte. 
Am 1. Januar 1830 erhielt Neander, am 9, Januar 1832 Frey: 
marf, am 13. Januar 1832 auch der an Weftermeiers Stelle auf Em: 
pfehlung des Kronprinzen nach Magdeburg berufene?) Dräjede, 
am 21. März 1836 Noß als Generaljuperintendent der Rhein— 
provinz die bifchöfliche Würde. Die Rangbverhältnifje wurden jo 
feitgejeßt, daß den Erzbijchöfen der Rang der Wirfl. Geh. Näte 
und Generallieutenants, den Bilchöfen der Nang der Räte 
eriter und den Generalfuperintendenten zweiter Klaſſe beigeleat 
mwurde?). Das goldne Kreuz, das die Bilchöfe als Zeichen ihrer 
Würde trugen, empfing am 2, April 1830 eine abgeänderte Form. 

Die Inſtruktion iſt fait wörtlich genau Altenfteins Bericht 
vom 23. Juli 1828 entnommen; abweichend iſt darin nur die Be: 
jftimmung Wr. 4: „Ste find Mitglieder der Konfijtorien, heißen 
Direktoren und nehmen in denjelben nad) den Wräfidenten die 
erite Stellung ein“. 


1) Unnalen 1829, ©. 279; auch bei Goßner, Preuß. Krecht, Ber: 
lin 1898, &. 202 ff. 

2) Schilden an Ultenftein, 2. Mai 1829, Altenſtein an Schilden, v. 
gleichen Tage. Der Anlaß für die Auszeichnung war, daß der BHjährige 
Borowsky bei einer Lebensrettung beteiligt geweien war. 3, wurde am 
18. Januar 1831 nochmals durch den Schwarzen Adlerorden ausgezeichnet. 
Er jtarb 10. November 1831. 

3) 25, November 1831. 

4) KO v. 8, Dezember 1832. 
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Aber dieſe Abweichung ijt freilich nicht unbedeutend. Sie 
zeigt, da der König nicht dieſelbe Auffafjung von ihrer Aufgabe 
hatte, wieNicolovius. Die ihnen von diefem zugedachte Stellung 
ijt Dadurch verdorben, daß der König ihnen Anteil, ja hervor: 
ragenden Anteil, an der von den Konfiftorien geübten Nechtsgewalt 
gab. Nicolovius hatte an „väterliche Pfleger" der Geijtlichfeit 
— der Ausdrucd findet fich noch in der Inſtruktion (Nr. 5) —, 
an eine Wirkſamkeit durch perfönliche Qualitäten und in einem 
reinen Bertrauensverhältnis gedaht. War die Schaffung eines 
folchen jchon dadurch erjchwert, daß die Ernennung der General: 
juperintendenten allein in die Hände des Königs gelegt war, fo 
wurde e3 vollends bedroht durch die Bekleidung mit Amtsgewalt. 
Der väterliche Führer wurde dadurch zum Borgejegten, und nur 
jehr innerliche und charakftervolle Berjönlichkeiten haben in der 
Folge dies jchwere Hemmnis für ein wirklich nahes Verhältnis 
zu den Geijtlichen zu überwinden vermocht. Wir erfennen aljo 
auch bier wieder die das ganze moderne Landeskirchentum durch: 
dringende und charakterijierende Bermijchung geiftlicher und recht: 
liher Gewalt. 

Noch ein andrer Bunft verdient Hervorhebung: ein Teil der 
Geſchäfte, die jet den Generaljuperintendenten zugemwiejen waren, 
war bis dahın in anderen Händen gewefen, 3. B. die Ordinationen, 
die herkömmlich von den erjten Geiftlichen gewiſſer Hauptfirchen 
oder von den dazu beauftragten Räten der Konfiitorien verrichtet 
wurden. Alle ſolche Borrechte der Pröbite, Senioren, und wie 
fie biegen, gingen num auf den Generaljuperintendenten über!). 

Zugleich aber verjchob fich die Stellung der Kon— 
fiftorien. Wir wiſſen fchon ?), daß Nicolovius mit der Ein: 
richtung der Konfiltorien von 1817 nicht zufrieden war. Er 
wollte ihren Charakter als evangeliſch-kirchliche Behörden reiner 
ausgeprägt, jie von der Aufficht über das katholische Kirchenweſen 
und deshalb auch von fatholischen Mitgliedern befreit, auch mehrere 


1) Ter Generalfenior der Unität in Poſen verwahrte fich fehr energifch 
gegen Ginmifchung des Generalfuperintendenten in Angelegenheiten der 
Geiltlichen der Unität. 

2) S. o. S. J. 
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Gejchäfte, die 1817 den Regierungen zugefallen waren, ihnen über: 
» tragen jehen. 

Einen Teil diejer Wünjche hatte die KO vom 31. Dezember 
1825') erfüllt. Die Konfijtorien waren in zwei jelbjtändige Ab- 
teilungen zerlegt: das Provinzialfchulkollegium und das Konfiftorium, 
welches von nun ab nur die eine Aufgabe hatte, die „evangelifch- 
geistlichen Sachen“ zu bearbeiten. Die Wahrnehmung der jtaatlichen 
Jura eirca sacra der Römiſchen Kirche wurde den Oberpräfidenten 
übertragen. Gleichzeitig empfingen die Konfijtorien zu der Prüfung 
der Kandidaten hinzu auch das Necht der Ordination und das 
Necht des Vorjchlags über die Bejegung der Superintendenturen 
an den Minijter. Die Bejegung der Pfarrſtellen Kal. Batronats 
und die Bejtätigung der von Privatpatronen Präjentierten blieb 
den Regierungen, ja dies Recht wurde erweitert ?), — ein jchla- 
gender Beweis, daß der Gejetgeber die Beſtätigung als ftaatliche 
Funktion anjahb und nur unter Staatlichen Gejichtspunften geübt 
wiſſen wollte, aljo mit der Auffafjung des Berliner Magijtrats®) 
übereinitimmte, der die Verſagung der Beitätigung aus unjtaat: 
lichen Gründen für rechtswidrig hielt. Eine Auffaſſung, die gleich: 
fall3 im Agendenjtreit gebrochen wurde, indem auch hierbei die 
vom territorialiftiichen Staat den Gemeinden gelajjene Freiheit vom 
Zandesherrn als Summepisfopus offupiert wurde. 

Alle diefe Veränderungen aber reichen nicht heran an die 
Machtſtärkung, die den Konftitorien die KO vom 12, April 1822%) 
brachte, indem ihr zu Folge die Initiative zum Disziplinarver: 
fahren gegen Geiftliche ganz allgemein den Konſiſtorien zugemie- 
jen®), und die Regierungen dabei ausgefchaltet, jene aber auch 
befähigt erklärt wurden, die Nemotion nicht nur zu beantragen, 
fondern auszujprechen, vorbehaltlich des Rekurſes an den Minijter, 


1) G-S. 1826, ©. 5, 

2) Durch Aufhebung des $ 2 Abſ. 4 der Anitr. v. 23. X. 17. 

3) ©. o. ©. 167 f. und unter den Beilagen Nr. 12b die Klagefchrift. 

4) ©. unten 5. 229. 

5) Minijterialverfügung vom 27. August 1824, 29. Juni und vom 
29. September 1827, bei Kampb, Annalen, 1824, S. 784, und 1827, 
©. 668 f. 

Foerfter, Entſtehung der preuß, Landeskirche. II. 15 
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fodaß fie ganz in die Stelle einer Diziplinarbehörde eriter In— 
ſtanz traten. 

Auch der König war mit den Konfijtorien nicht zufrieden ; 
der Tadel, den Altenjtein ihnen in feiner oben erwähnten Denk— 
Schrift zollt, beruhte auf den Erfahrungen bei Einführung der 
Agende und faßte nur zufanımen, was der König ſelbſt in mehreren 
Fällen gerügt hatte. Die Konfiitorien hatten fich zu wenig in die 
Nolle bloger Werkzeuge des Monarchen gefügt. Das Schlefische, 
das Dit: und Weſtpreußiſche, auch das Weſtfäliſche Konfijtorium 
hatten fich erjt nach heftigen Widerjtandsverjuchen bereit gefunden, 
für die Agende zu wirken, und fie hatten je und je verfucht, den 
Willen des Königs in der Ausführung zu biegen oder zu mildern. 
Und jelbjt das Kölner Konfiitorium, das im Rheinland als fchroff 
empfunden wurde, galt im Minijtertum als viel zu nachſichtig 
gegen den rheinischen PBartikularismus und voreingenommen für 
die Synodalverfaffung. Dieje Anficht war das Motiv des Königs, 
ſich nach wirfjameren und gefügigeren Dienern feiner Intentionen 
umzuſehen. Dieje hoffte er in den Generaljuperintendenten oder 
Bilchöfen zu finden. Deswegen gab er ihnen auch in den Kon— 
fiftorten eine leitende Stellung, ja, in den mwichtigften Berjonal- 
fragen ein Uebergewicht über die andern Räte. Er wollte in 
jedem Konſiſtorium einen perjönlichen VBertrauensmann haben, von 
dem er erwarten durfte, daß er die Konſiſtorien zu größerer Schärfe 
anregen würde Zugleich gewann er in dem vorgejchriebenen jähr: 
lichen Verwaltungsbericht, den er jich felbjt jedesmal vorlegen ließ, 
eine ſtärkere Kontrolle nicht nur der Geijtlichen, jondern auch der 
Konfiitorten. Wie mußte es wirken, wenn dieſe immer mit der 
Ausficht rechnen mußten, daß die Generaljuperintendenten die Be: 
jchlüffe der Konfiftorien und 3. T. auch der Negierungen jederzeit 
bei der höchſten Inſtanz anklagen und Eritifieren fünnten ! 

Sp bedeutet die Einjegung der Generalfuperintendenten tat: 
ſächlich zwar nicht eine Veränderung der Konfiftorialverfafjung, 
aber doch eine Verſchiebung ihrer Stellung im kirchlichen Körper. 
Der unmittelbar das Ohr des Königs befigende Generaljuper: 
intendent mußte, falls er einigermaßen die nötigen Qualitäten be- 
jaß, die Seele des Konfiftoriums werden, wenn er nicht einen be- 
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fonders jelbjtändigen Oberpräfidenten zur Seite hatte, wie dies 
3. B. Schön in Königsberg war, der deshalb aber auch mit dem 
fpätern Generalfuperintendenten Sartorius in offnem Zwiſt lebte !). 
Der Generalfuperintendent iſt das Mittel geworden, die Konfi: 
ftorien auf das feitejte an die bei der oberſten Spiße des Kirchen: 
regiments beliebte Eirchliche Richtung zu binden und fie ganz und 
gar zu Organen desjelben zu geitalten. 

Nach der altprotejtantifchen Theorie find die Konſiſtorien jtaat: 
liche Einrichtungen, denn dem Landesheren kommt nach der Dreiſtände— 
lehre alles und jedes wirkliche Regieren im Landezu?). Aber innerhalb 
der Konſiſtorien vertreten doch die Theologen nicht die Gewalt der Obrig- 
feit, ſondern die geijtliche Gewalt; fie find die felbftändigen Berater 
der landesherrlichen Mitglieder. Man wird in Nicolovius’ Streben, 
die Konſiſtorien auch jeßt wieder zu rein evangelisch-firchlichen 
Körperschaften zu gejtalten, eine Erinnerung an dieſe ihre alte 
Stellung jehen dürfen. Der König aber legte den Nachdruck darauf, 
fie vor allem zu feinen Werkzeugen zu machen. Auch bier liegt 
die moderne Auffaffung von der Landeskirche zu Grunde: ſie ift 
etwas vom Staat Gejchiednes, Selbftändiges, aber der Reprä— 
ſentant der Kirche und alleinige Nutznießer diefer Selbjtändigfeit 
it das Landesherrliche Regiment. Man bedenfe, wie weit die 
Entwillung vom ALR abgeführt hatte!?) 

Aber nicht nur die Stellung der Konfiftorien, fondern auch 
die der Geiitlichen und Gemeinden wurde durch die Inan— 
fpruchnahme des Ktirchenregiments für die Perſon des Landesherrn 
verjchoben. Ich erinnere Hier an das, was ich früher über die 
Stellung der Geijtlichen im Firchlihen Syftem des Landrechts ge- 
jagt habe!). Es läßt fich zufammenfaflen in den Sat: Das LER 
betrachtet den Pfarrer nicht als minister principis in ecclesia- 


1) Treitſchke Bd. IV, ©. 564. 

2) Vgl. den ausgezeichneten Auffag von Mejer: Zur Gefchichte der 
Anfchauung vom Weſen der Konitjtorien (3. f. Kr. Bd. 19, ©. 212). 
Außerdem Riefer, Hiſtor. Vierteljahrsichrift 1899, ©. 376 ff. in dem Auf— 
fag: Staat und Kirche nach luth., ref, mod. Anjchauung. 

3) Vgl. Bd. J. S. 34—35. 

4) Bd. 1, ©. 89 ff. 

15* 
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stieis, jondern als Beamten der örtlichen Gemeinde?). In diefem 
Saß liegt eine große Anerkennung der territorialiftiichen Theorie, 
denn er bedeutet, daß jie eine der wertvolliten Errungenschaften 
der Reformation bewahrt hatte, freilih in etwas fäfularifierter 
Form, denn nicht als Beamten der Gemeinde, jondern al3 Diener 
des Wortes an der Gemeinde erfaßten die Neformatoren den 
Pfarrer. Aber der Territorialismus erkennt doch die Selbitändig- 
feit des Pfarrer? an. Gewiß, in allen politischen Beziehungen 
it er dem Staat aufs ftrengfte verpflichtet, daS bedingt der 
Abjolutismus, aber feine geiftliche Amtstätigfeit wird von 
demjelben Staat ausdrüdlich mit fchirmenden Schranfen um: 
geben. 

Ganz dasjelbe gilt von der Stellung, die das LR den Ge- 
meinden (Kirchengejellichaften) einräumt. Auch hier ftrengjte poli- 
tiiche Unterordnung und Abhängigkeit, aber darin doch ein eignes 
Tätigfeitögebiet, um das ſich Fein Staat und feine Obrigfeit 
kümmert, für deſſen Belebung grundjäßlich die Mitglieder der 
Kirchengejellichaft zuftändig find ?). 

Diefe innerficchliche Selbjtändigfeit der Geijtlichen und der 
Gemeinden kommt zum deutlichiten Ausdruck bei der Regelung der 
Disziplin über die Geiftlichen und der Stellenbejegung. Nach 
dem Vorgange des codex Fridericianus Marchieus hatte das ER 
die entjcheidende Disziplinargewalt über die Geijtlichen den Kon: 
fijtorien genommen und den Gerichten übertragen. Welches war 
das Motiv diejes Schrittes? Nichts andres als die Einficht, 
daß der Beamte einen jtärleren Rechtsſchutz gegenüber feinen 
Dorgejegten bedürfe, daß zu feiner gedeihlihen Wirkſamkeit das 
Gefühl der Sicherheit gegen bloße Willlür gehöre. Man kann 
wohl zugeben, daß die Uebertragung der Disziplin an die Ge- 
richte auch ihre bedenklichen Seiten hatte, aber der jcharfe Tadel, 
den die Anhänger der Firchlichen Selbftändigkeit?) über die Maß: 

1) So formuliert e8 Braun (2. f. Kr. 19 ©. 171). 

2) Bd. I, ©. 27 fi. 

3) Jakobſon in}. f. Kr. Bd. 2S. 2437, ähnlih Braun a. a. O. 
Bd. 19, ©. 7f.; Mühler, Gejch. d. ev. Kirchenverf. in der Mark Br., 
S. 248 ff.; vgl. Bd. l, S. 55 f. und zum Folgenden ©. 121 f.; die Ordre in 
Kochs LR, 1886, Bd. IV, ©. 520. 
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regel ergofjen haben, al3 ei fie ein Raub an der Kirche geweſen, 
ift unverdient: es war ein bedeutjamer Fortichritt. 

Aber jchon die KO vom 17. Dez. 1805 hatte ihn gefährdet, 
indem jie al3 höchſte Inſtanz auch dem gerichtlichen Spruch den 
Departementsminifter überordnete. Dejjen Kompetenz ging dann 
auf die Sektion für den Kultus über). Jedoch immerhin blieb 
der Weg durch das Gericht offen, damit aber den Geiftlichen die 
Sicherheit gegen willfürliche Behandlung gewahrt. 

Erit die in der Gejegiammlung publizierte KO vom 12. 
April 1822 bejeitigate diefe Nechtsficherheit ?). Sie iſt das trau— 
rige Dokument einer der dunkelſten Epifoden in Preußens Ge— 
Ichichte, der durch Metternich dem König und einigen jeiner Diener 
jo raffiniert juggerierten Demagogenfurdt. 

Sch erteife Ihnen — befagt die Drdre —, dem Mtinifter der geilt: 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten, eine bejtimmtere Einwirkung auf 
die Amtsentjegung der genannten Beamten Geiſtlichen, Profeſſoren, Yehrer] 
umfomehr, als Sie nur dadurh Die Richtung der Lehre zu lei 
ten, fowie die pünktliche Befolgung der den Lehrern gegebenen Anmwei:- 
fungen zu fichern vermögen, und als jich bei der bisherigen Einrichtung 
oft ein gerichtliches Verfahren zwijchen die anfängliche und endliche dis— 
ziplinelle Entfcheidung geitellt hat, wodurch die Meiner Ordre vom 17. De: 
zember 1805 vorſchwebende Abficht, »ohne nachteilige Weitläufigfeiten un- 
würdige Subjefte von dem wichtigen Amte der Religionslehre und Ju— 
gendbildung fofort zu entfernen«, vereitelt worden it. 

Zu dieſem Zwed wird nun der $ 533 Ti XIT2ALR auf 
gehoben, der Rekurs gegen die von den Konjiftorien angedeutete 
Entjegung auf förmliche gerichtliche Unterfuchung und Entjcheidung 
bejeitigt. Vielmehr entjcheidet in erjter Inſtanz die Provinzial— 
behörde, bei Geiftlichen alfo das Konfiitorium, in zweiter endgültig 
der Minijter, vorbehaltlich des Rekurſes an den Staatsfanzler 
und den König. Bei höheren Beamten muß vor der Entlafjung 


1) KO v. 10. Oftober 1809, Bd. I, ©. 187. 

2) Daß diefe KO die Nechtsgrundlage der modernen, bis heute gül- 
tigen Ordnung des Disziplinarverfahrens gegen die Geijtlichen bietet, ijt 
unbejtritten und auch von Jakobſon und Brauna. a.D. hervorge: 
hoben, Aber beide verlieren dabei fein Wort über den geichichtlichen Zu— 
fammenhang der KO! — Ueber die KO vgl. das fcharfe aber gerechte 
Urteil Barrentrapps in Joh. Schulze, S. 339 f. 
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oder Verſetzung al3 Strafe ein Vortrag im Staat3minijterium 
ftattfinden und dieſes die Königliche Entjcheidung einholen. 

MWelches iſt das Motiv diefer Beftimmung? Sit es „die 
Rückkehr zu dem richtigen Syftem“ der Anerkennung des Geiſt— 
lichen als Dieners der Kirche ’) oder die Anerkennung des Grund: 
fates, daß „die kirchliche Disziplinargewalt nicht eine vom Staat 
der Kirche verliehene Befugnis, fondern Ausfluß ihres eignen 
Gejellfchaftsrechtes jei”?)? Ueber diefen Grundja mag man 
denfen, wie man will, mag immer verfennen, daß die Anerkennung 
einer eignen, dev Kirche zuftehenden Nechtsgewalt dem reformato- 
rischen Bekenntnis jtrifte widerjpricht: — ficher tft, daß die KO 
nicht aus dieſer Anjchauung erflojjen ift. Das zeigt fchon, daß 
fie jich gegen Lehrer der Univerfitäten und Schulen qleicherweije 
richtet, wie gegen Geiitliche. Sondern ihr Motiv iſt Furcht vor 
dem freien Geift, der von Fichte, Arndt und Schleiermacher aus: 
gegangen war’). Diejen galt es zu dämpfen, und dazu mußte 
man das Kammergericht, das fich Schon mehr als einmal den 
reaftionären Heißſpornen verjagt hatte, ausfchalten! Nicht „die 
Kirche”, jondern der Landesherr wird durch die Ordre zum unum— 
ichränften Träger der Disziplinargewalt gemacht. Aber freilich, 
er ift ja nad) der von Kamptz inaugurierten Betrachtungsweife 
die Kirche. 

Wir willen, daß mehrere der vorzüglichiten Räte im Mini: 
jterium diefe KO fehr jchmerzlich empfanden und ihre Anwendung 
nah Möglichkeit zu mildern juchten. Aber diefe Annahme auch 
auf Altenftein felbjit auszudehnen, hindert fein von uns gejchil: 
dertes Verfahren gegen die Berliner Prediger Piſchon und Deibel*). 
Denn dabei hat er grade diefe KO als willfommene Waffe be- 
nüßt, ja daraus noch ein weitergehendes Necht abgeleitet, nämlich 
das Necht, die Beftätigung der vom Magiftrat als Batron 
Bräfentierten zu verweigern. 


1) So Mühler, ©. 2352. 

2) Moraus Jakobfon a. a. D. die Disziplinargewalt der Konſiſtorien 
berleitet ! 

3) 5, über dies alles VBarrentrapp,a. a. D. S. 83297. 

4) ©. o. S. 170. 
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Wie lag denn die Sache mit diefem Bejtätigungsrechte? Das 
ER fennt ein Recht der geiftlichen Obern, die Beitätigung zu 
verweigern, erſtens in den Fällen, wo gegen das präfentierte 
Subjeft begründete Einſprüche aus der Gemeinde vorliegen. 
Amweitens aber heißt es: „Wird von den geijtlichen Obern der 
PBräfentierte untauglich oder die Wahl unregelmäßig befunden, 
jo muß eine neue Wahl oder Präjentation erfolgen” '). Soll 
das bejagen, daß die geiftlichen Obern nach freiem Ermefjen über 
die Tauglichkeit des Präfentierten zu befinden haben? Dies iſt 
nicht die Meinung: Das LR präzifiert den Sinn gleich darauf 
noch deutlicher, indem es bejtimmt „Wenn ein hienächſt bei der 
Prüfung untauglich befundenes Subjekt präfentiert wird... 
u. ſ. w.“). Alſo das Landrecht rechnet mit der damaligen, in 
$ 328 normierten, Praxis, daß die Kandidaten nach dem erjten 
aber noch) vor dem zweiten Eramen gewählt würden ?), und 
trifft mit den 88 391 und 399 Borfehrungen für den Fall, daß 
der Präjentierte das zweite Eramen nicht beiteht. Daraus folgt, 
wie die mehrfach zitierte Klageſchrift des Magiſtrats) durchaus 
zutreffend hergeleitet hat, daß die Berjagung der Beltätigung 
im Falle ſchon erteilten Ordination überhaupt rechtswidrig tt; 
und weiter, daß von einer Untauglichkeit aus Gründen der per: 
jönlichen Qualitäten, der firchlichen Gejinnung u. j. mw. nicht die 
Nede iſt. Die Inquiſition danach ift ausdrüclich verwehrt. Es 
handelt ſich um die Tauglichkeit nach Maßgabe nicht des Firchlichen, 
jondern des ftaatlichen Intereſſes, daS nur ordentlich gebildete 
Beiitliche dulden kann. 

Wenn der Magiftrat von Berlin in dem über die verjagte 
Beltätigung entbrannten Streit alfo die Anficht verfocht, der Mi: 
nijter müſſe die Beftätigung erteilen, da die Präjentierten den 
Bedingungen des ER entiprächen, jo bewegte er fich auf dem 
Boden des Gejees. Der Anſpruch des Minifters, bei der Be- 
ftätigung freies Ermefjen zu haben, war ein ganz Neues, aber 





1) 8 391. 

2) 8 899 und $ 61. 

3) S. Bd. I, ©. 49, 114. 

4) S. unter den Beilagen Nr. 12b. 
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freilih aus der KO vom 12. April 1822 — das iſt unbedingt 
zuzugeben — fonfequent abgeleitet. Aber fann man dann wirk— 
lich diefe KO, diefe Auslieferung der Geiftlihen an die Bor: 
gejegten, diefe Schmälerung der Patrone und Gemeinden in einem 
ihrer bedeutjamften Rechte, als einen Firchlichen Fortichritt preijen? 

Die KO ift deshalb von jo großer Bedeutung, weil auf ihr 
bis heute das Disziplinarverfahren gegen die Geiftlichen beruht. 
Denn, während die disziplinare Gewalt über die von ihr mit- 
betroffnen Lehrer und Profeſſoren längit wieder einem von der vor: 
gejegten Verwaltungsbehörde unabhängigen Gerichtshof übertragen 
ist, ruht die Disziplinargemwalt über die Geijtlichen bis zur Stunde 
in Händen ihrer unmittelbaren Vorgejegten. Wie fommt das? 
Auch dies ſtammt aus der modernen Auffafjung von der Yandes: 
firche. Die Geijtlichen find nicht Staatsbeamte, fondern Diener 
der Kirche. Der Staat hat fein Recht über die Gefinnung 
feiner Beamten, wohl aber die Kirche. Die Lehre der ftaatlihen 
Erziehungsbeamten wird durch die Wifjenfchaft geregelt, die Lehre 
der Geitlichen durch die Kirche. Die Kirche aber repräfentiert 
niemand anders als der Yandesherr und feine Behörden‘). Folg— 
lich kann auch feine andre Behörde in dies Verhältnis zwiſchen 
dem Landesherrlichen Kicchenregiment und den Geiftlichen hinein 
regieren. Daher auch die oben erwähnte Webertragung der Dis- 
ziplin in unterjter Inſtanz von den Regierungen an die Konfi: 
jtorien, aljo an Behörden, die man als Organe nicht des Staates, 
jondern des Zandesherrlichen Kirchenregiments anſah, zugleich aber 
die Feſtſetzung, daß der Minifter des Königs auch ohne Antrag, 
unmittelbar, Geiftliche und Jugendlehrer entjegen könne. 

Es ijt klar, daß dadurd die Stellung der Geijtlichen ent— 
jprechend verändert ift. Sie find nun nicht mehr die Diener 
Gottes, deren Amtswirkſamkeit allein durch das Wort Gottes, 
d. h. durch die Theologie, geleitet wird; auch nicht mehr in erfter 
Linie die Diener der örtlichen Gemeinden, wofür der Territoria- 
1) Ich überjehe natürlich nicht, daß diefer Standpunft durch die Zu— 
ziehung von Vertretern der Synoden in gewiſſen Fällen gemildert, und 
dab das Verfahren heute wenigitens mit einigen Attributen eines gericht: 
lichen Verfahrens ausgeitattet tft. 
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lismus fie gelten ließ — dieje werden vielmehr völlig ignoriert —, 
fie find die Diener des Landesherrlichen Kirchenregiments, Die 
Ausrichter feiner Anweiſungen, deren Lehre jelbit fich in der von 
jenem vorgefchriebenen Richtung zu bewegen hat. 

Denn aud die den Konfiftorien durch die Dienftinftruftion 
vom 23. Dftober 1817 zugemiejene Aufficht über die Befolgung 
der liturgifchen und vein firchlichen Anordnungen und die den 
Generalfuperintendenten befohlene Aufficht über die Lehrart 
der Geijtlichen erhalten ein ganz andres Gewicht dadurch, daß 
Konfistorien und Generalfuperintendenten nun eine fo jtarte Dis: 
ziplinargewalt zur Verfügung gejtellt war. Die Abjicht der In— 
ftruftionen — bejonders deutlich liegt das zu Tage bei Nicolovius’ 
Ausführungen über den Wirkungskreis der Generaljuperintenden: 
ten — war eine Einwirkung auf dieje zarten Fragen durch An— 
regung, Borbild, Beiprechungen, Ermahnungen u. ſ. w., obne 
Zwang. Das jtrafende Vorgehen, das den Regierungen über: 
lafjen war, blieb an die Beftimmungen des LandrechtS gebunden, 
aljo an die Prüfung der Tatfrage, ob der Geiftliche der Gemeinde 
Anjtoß gegeben habe’). Jetzt fiel diefe Beſchränkung dahin, und 
die Lehre an fih, ja auch die Gefinnung, wurde der Disziplin 
unterjtellt. Zwar hatte ja die KO vom 12. April 1822 eigent- 
lih nur die Verbreitung demagogiſchen Geiſtes bedrohen 
wollen. Aber was alles darunter befaßt wurde, jehen wir aus 
dem Verſuch Altenjteins, die KO auch auf die Unbotmäßigfeit 
gegen die Agende auszudehnen, und aus Weußerungen, wie Die 
folgenden: „Frömmelei führt leicht zum Liberalismus, jede Ent- 
fernung von der gewöhnlichen Ordnung und jedes Selbitgefühl, 
daß man daS Befjere ergriffen hat, it nach der menschlichen 
Ordnung bedenklich.” „Meine Wahrnehmungen überzeugen mich 
immer mehr, ungeachtet ich es nicht Elar nachweifen kann, daß 
die politischen Bewegungen fich an die religiöjen [die altlutberifchen] 
anzuschließen ſuchen“?), — womit übereinftimmt, daß Altenfteins An: 
fiht von der Gefährlichkeit der Iutherijchen Separation ganz auf 
diejer oft und ftark betonten Grundanjchauung beruht. Das Mint: 


1) ©. Bd. I, ©. 9, 37, 65, 
2) ©. o. ©. 175; an Schilden, 7. Dftober 1830. 
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jterium des Innern, Schudmann, aber ſoll ſogar Schleiermachers 
Blaubenslehre zum Gegenstand einer Denunziation gemacht haben !) ! 

Wenn daher jpäter aus dem Wortlaut der KO Bedenfen 
abgeleitet jind?), „Irrlehren“ danach disziplinarisch zu ahnden, jo 
jcheint mir die gegenteilige Anficht im Recht: Die KO hat tat- 
Jächlich auch die Lehre an fich, ganz abgejehen vom Anitoß bei 
der Gemeinde, und die theologijche Ueberzeugung in den Bereich 
des Disziplinarverfahrens einbeziehen wollen). Der Anitoß bei 
der Gemeinde iſt gegeben, wenn das Kirchenregiment Anftoß ge— 
nommen bat. Denn dies vertritt ja die Kirchengejellichaft, wie 
der VBormund das Mündel, Welch eine folgenfchwere Wandlung! 
Lehre und Ueberzeugung werden zum Gegenitand des Dienſtver— 
gehend. Wie bis ins Innerſte hinein wird die Gewalt des Lan— 
desherrn über die Kirche ausgedehnt! Die Schranfen, die der 
Territorialismus immer anerfannt hatte, find dahingefunfen ®). 
Freilich, wie weittragend dieſer Grundjag war, hat ich erjt nad) 
Jahrzehnten gezeigt. Die Anfchauung des ER wirkte vorerjt nod) 
jo ſtark nach, daß eine Anwendung der Disziplinargewalt der 
Konfiftorien auf dieſe zarten Dinge vorerjt noch nicht gemacht 
wurde. Die Zeit, die unjer Buch umfaßt, wird noch durch feinen 
Lehrprozeß getrübt. 

Endlich muß noch in kurzen Strichen die Veränderung ges 
zeichnet werden, die Durch die Aufrichtung des Landesherrlichen 
Kirchenregiments die bejtehenden Synoden erfuhren. An fich ver: 
tragen ſich Synoden nicht damit, und es war nur Ffonjequent, 

DE. in Br. IV, S, 314. 

2) Von. Ae. Nichter, der aber deshalb nicht etwa ein Vorgehen 
gegen Irrlehre ablehnt, fondern es nur anders, nämlich ald Verfahren zur 
Feſtſtellung der Untauglichkeit zur Bekleidung des Amtes, begründen will. 
Dagegen Braun a. a. OD. wo das Nähere, 

3) Und Braum rechtfertigt dies. 

4) „So fehr auch die Grenzen jener anerkannten Freiheit im Laufe 
der Zeit fich verändert haben, das Bemußtfein, daß es folche Grenzen 
gibt, war in den germanifchen Völkern felbit zur Zeit des abfoluten 
Staats nie erloſchen“. „Die Anjichten von dem Inhalt der Freiheit aber 
find in den jteten Fluß der Gefchichte geſtellt“ Kellinef, Erflärung 
u. ſ. w. ©. 61. 
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wenn, wie wir fahen, in demjelben Zeitpunfte, wo das Landes: 
herrliche Kirchenregiment jich jo gewaltſam geltend machte, die im 
Dften der Monarchie eben erjt eingerichteten Synoden wieder be- 
jeitigt wurden, Aber die Synoden im Wejten!) ließen fich nicht 
unterdrüden; wie follte nun neben ihnen das Landesherrliche 
Kirchenregiment bejtehen und fich auswirken fünnen! Der König 
hat wohl erkannt, daß fein Kirchenregiment mit der „angehenden 
Kirchenrepublik” ?) eigentlich unverträglich fe. Ganz ebenjo em: 
pfanden die Nheinländer und Märker jelbit?). Da nun beide 
Barteten nicht ftarf genug waren, ihren Standpunkt rein durch— 
zujegen, da ferner ſowohl unter den Beratern des Königs warme 
Fürjprecher der überfommenen Synodalverfaffung, wie am Rhein 
Männer waren, die die eingerifjenen Schäden derjelben wohl 
einfaben, jo mußte es zu einem Kompromiß fommen. 

Diefen Kompromiß ftellt die Rheiniſch-Weſtfäliſche Kirchen— 
ordnung vom 5. März 1835 dar. Sie ift aus den Beratungen 
der PBrovinzialiynoden zu Duisburg 1818, Lippftadt 1819 und 
Elberfeld 1820 über die von der Negierung 1817 herausgegebenen 
Entwürfe einer Synodal- und Kirchenordnung erwachſen: — die 
einzige bleibende Frucht diefer im übrigen wirkungslos gebliebenen 
Anfänge. 

Die Frage ift nun die: Wem fällt bei der neuen Ordnung 
die eigentliche Leitung der Firchlichen Angelegenheiten zu? Es 
fcheint mir zmeifellos, daß bei dem Kompromiß den Lömwenanteil 
das Landesherrliche Kirchenregiment davongetragen hat. Wenn 


1) Wie mich im 1. Bande die Schrift Niedners über die Ausgaben des 
Preuß. Staates der Notwendigkeit enthoben hat, eingehender über die 
Sälularifationen zu berichten, fo brauche ich bier nicht ausführlich von 
der Entjtehung der Rheiniſch-Weſtf. KO zu fehreiben, da inzwifchen Yütt- 
gerts Schrift über die ev. Kirchenverf. in Rheinl. und Weitf. nach ihrer 
geichichtl. Entwiclung (Gütersloh, 1905) erfchienen iſt. ch begnüge mich 
daher mit obigen Andeutungen, die zugleich fenntlih machen, worin ich 
von %.3 Urteil leife abmweiche. 

2) Nandbemerfung zu einem Berichte Alteniteins v. 28. Mai 1828; 
ſ. 0. ©. 186. 

3) Vgl. oben ©. 10 und Lüttgert, ©. 71 Anm. 1, 72 Anm. 4, 75 
Anm. 2. 
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Scilden über Altenjteins Entwurf jchrieb!): „Es tft meijterhaft, 
wie jeder Ausartung einer jolchen Kirchenverfafjung, die allerdings 
leicht dahin führt, vorgebeugt worden ift," — fo hatte er darin 
von feinem Standpunft aus ganz recht. Nicht nur, daß die Konfi- 
jtorien mit der gleichen Amtsgewalt, wie im Oſten, als Organe 
des Landesherrlichen Kivchenregiments, blieben, — Rheinland und 
MWeitfalen enthielten auch ihren ohne Vorichlag der Synode vom 
König ernannten Generaljuperintendenten %. Der Antrag der 
Synoden, die Dienjtinftruftion der Konſiſtorien und der General: 
juperintendenten in dem Sinne abzuändern, daß ihnen nur das 
jtaatliche jus circa sacra bliebe, wurde abgelehnt, obgleich auch 
das Rheiniſche Konfiitorium Die Unverträglichfeit des Inſti— 
tut3 des Generalfuperintendenten mit der Synodalverfafjung aner: 
fannt hatte’). Nur einige geringe Abſchwächungen wurden erreicht #). 

Man ann daher keinesfalls die Rheiniſch-Weſtfäliſche Kirchen- 
ordnung als einen Sieg der jynodalen dee oder als eine Epoche 
in der Gejchichte der evangelifchen Kirchenverfafiung betrachten. 
Epochemachend in der Gefchichte jener Provinzen iſt fie nur inſo— 
fern, als jie auch bier das Landesherrliche Kirchenvegiment in 
bisher völlig unbefannter Machtvollkommenheit endgiltig einführte. 

Die Meinung, daß die Königl. Konftftorien und Regierungen in den 
mwejtlichen Provinzen der Monarchie mit Rücklicht auf die hier bejtehende 
Kirchenverfaffung etwa nur diejenige Aufficht über das Kirchenmwejen 
ausüben würden, die fich aus dem Begriffe der Hoheitsrechte des Staats- 
oberhaupts ableiten laſſe, ift durch die Tat felbit, ſowie durch offizielle 
Erklärungen als unftatthaft zurückgewiefen und muß als eine unhaltbare 
aufgegeben werden. ES liegt am Tage, daß neben jenen allgemeinen 
landesherrlichen Nechten auch die bijchöflichen Rechte, welche nach der 
Presbyterialverfaflung von den Preäbyterien und Synoden geübt wurden, 
gegenwärtig unter gewifjen Modifilationen und Einfchränfungen durch die 


1) 4. Januar 1834 an Wltenitein. 

2) Vgl. 5 76 und Anl. B zu den Verb. d. 2. Rhein. BProv.:-Syn. 1838 
(neugedrucdt Elberf. 1862). Generalfuperintendent wurde Rob unter Ver: 
leihung der bifchöflichen Würde, und indem er zugleich Propſt von Berlin 
Cölln und außerordentliches Mitglied des Minijteriums blieb. KO vom 
7. Februar 1836. 

3) Votum vom 26. Februar 1830. 

4) Inſtr. für d. ev. Generalfuperintendenten in Rheinl. und Weſtf. 
v. Bl. Mai 1836, Annalen 1886, ©. 609. 
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Königl. Konfiftorien und Regierungen verwaltet werden. Diefe Behörden 
werden deshalb auch nicht mehr ala Staatsbehörden zur Wahrnehmung 
der Nechte des Staates, fondern ald Iandesherrliche Kirchenbehörden oder 
als geijtliche Behörden bezeichnet, wodurch offenbar wird, daß die Kirchen: 
verfaffung verfchoben ift, und eine Konfiftorialverwaltung des Kirchen: 
wejens in auffallender Verbindung mit einigen allerdings wefentlichen 
Elementen der Presbyterialfirche bejteht und jich zu einem bis dahin un- 
befannt gewejenen Kirchenregiment geitaltet hat. 

Diefe Ausführungen eines Mannes!), der vergeblich gegen 
den damit gefchilderten Wandel angekämpft hatte, treffen den 
Nagel auf den Kopf. Ganz ähnlich hatte der Minijter den 
Sinn der Kirchenordnung dahin feitgeftellt: „Eine modifizierte 
Presbyterialverfaffung, welche das Gute aus der Konjijtorialver: 
fafjung in fich aufgenommen babe, und worin Staat und Kirche 
fi) in der Weiſe vereinigen, daß zunächſt und vornehmlich die 
firchliche Gefeßgebung in den Händen der Provinzialiynoden?), die 
firchliche Verwaltung in Händen des Konſiſtoriums jich befände ?).“ 

Daß diefe Löfung eine den berechtigten Ueberlieferungen und 
MWünfchen nicht entjprechende ſei, ift vom erjten Tage der Geltung 
der neuen KO an gefühlt und ausgejprochen worden‘). Das 
Landesherrliche Kirchenregiment hat nicht etwa die überlieferte 
Verfaſſung modifiziert oder ergänzt, fondern es hat ſich nur mit 
einigen Bruchitücden daraus umgeben, ohne von feinem Wejen 
irgend etwas fahren zu laſſen. Es ijt eine jpätere Legende, daß 
in dieſem Berfafjungsbau ein Steg reformierter Verfaſſungsten— 
denzen zu erbliden mwäre?). 

1) Des Präfes der 2. Rhein. Prov.-Syn., Gräber, a. a. DO. S. 185f. 

2) D. 5. eine Mitwirkung bei der Eirchlichen Gefebgebung, die in den 
nächlten Jahrzehnten faum in Bewegung gefegt wurde. 

3) A. a. O. 

4) Lüttgert, ©. 87, Anm. 2, ©. 90, Anm. 1. 

5) Bol. Rieker, Grundf. reform. Kirchenverf., Lpzg. 1899, S. 130 ff. 
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Kapitel 7. Die Ausprägung des Bekenntnisitandes und 
der Kampf gegen die Separation. 


Ach laſſe jetzt Die Sache der Union zu einem entfcheidenden 
mweitern Schritte vorbereiten. Es ſcheint mir höchſt wichtig, daß die Ju— 
belfeier der Uebergabe der Augsburgiichen Konfeffion die Richtung bes 
fomme, daß die evangelifche Kirche bei folcher fich durch die Ordnung ihrer 
wichtigiten Angelegenbeiten verherrliche. Es wird dies ungleich würdiger 
und für den Zweck wirkfamer fein, als eine Richtung bloß zu neuem Streit 
mit der fatholifchen Kirche, wozu viele binneigen. Auch ſchon bei der 
Qubelfeier der Reformation haben des Königs Majejtät die beſſere Rich: 
tung durch die Anregung der Union befördert. Jetzt darf nur vollendet 
werden, was begonnen il. Durch Die neue Agende ijt Das 
Wichtigitefchon geiheben. 

Dieje Aeußerung Altenjteins!) leitete die Wiederaufnahme des 
durch den Agendenitreit in den Hintergrund gerücdten Unions— 
werfes ein; fie zeigt aber zugleich, wie fich Altenjtein das Ver— 
bältni3 von Union und Agende voritellte. 

Wir fönnen darüber drei verichiedne Anjchauungsmweifen unter: 
jcheiden. Erjtens ijt von den Gegnern der Agende, jonderlich von den 
zwölf Berliner Predigern, hervorgehoben, daß die Agende mit der 
Union unverträglich jei, weil ſie durch die fonntägliche Haupt: 
liturgie und den Ordinationseid die reformierte Kirche bedrüde, 
während die Union gegenjeitige Anerkennung vorausjege. Zwei— 
tens ijt behauptet worden, — am fchärfiten von Eylert in jeiner 
Subelichrift zum 1Ojährigen Beftehen der Agende, — daß die 
Union eine gemeinfame Agende jordre, und die vorliegende wohl 
geeignet fei, fie zu fördern. Altenftein fcheint nach dem oben zi— 
tierten Wort diefe Anficht zu teilen: ihm ift die Agende ein Vehikel 
der Union. Die dritte Meinung ift die des Königs: Agende und 
Union haben nicht unmittelbar miteinander zu tun, jene wolle 
diefe weder befördern noch hindern. 

Welchem Urteil werden wir recht geben? Handelte es ſich 
um die Agende von 1822 allein, fo wäre unbedingt Eylert 
beizutveten. Denn diefe Agende wollte einerlei Gottesdienjt und 


1) An Schilden, 27. Nov. 1829. 
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vor allem einerlei Abendmahlsfeier mit einer weder lutheriſchen 
noch reformierten, jondern unierten Spendeformel herbeiführen. 
Man hätte nur hinzuzufügen, daß dieje Agende die Union auf Koften 
der reformierten Kirche heritellte, indem jte deren Tradition nahezu 
vollftändig befeitigte. 

Yun iſt aber nicht diefe Agende, jondern die von 1829 zur 
Einführung gelangt. Won diejer aber gilt, wie mir fcheint, das 
UÜrteil des Königs: die Union wird durch fie nicht berührt, ob» 
gleich ihr allerdings noch anzumerken ift, daß ſie urjprünglic) 
anders gedacht war. Denn ſie läßt einerfeits durch die gewährten 
Barallelformen und Konzejjionen die lutheriſche Abendmahlsfeier 
inkl. Spendeformel bejtehen und gewährt anderjeitS den Neformierten 
Formulare zum Gottesdienjt und zu Amtshandlungen, die deren 
Tradition nicht antaften. Lutheriſche, veformierte, unterte Ges 
meinden fonnten fich ihrer bedienen, ohne dadurch ihren Charakter 
aufzugeben, 

Weiter ijt zu fragen: wie verhalten jich Agende und Unton 
zum Fortbeſtand der Sonderkonfejlionen ? Wir haben Gegner der 
Unton fennen gelernt aus Anbänglichkeit an ihre Konfeſſion, und 
Gegner der Union aus Abneigung gegen das konfeſſionelle Ele: 
ment, Jenen jchien die Union ihre Sonderfonfefjion zu bedrohen, 
diejen die Emanzipation von der Konfejjion wenigſtens nicht genug 
zu fördern. Unter beiden aber find wieder Gegner und Anhänger 
der Agende, je nachdem man fie als zu wenig oder zu ftarf kon— 
fejjionell empfand. Anderſeits waren Fürjprecher der Union, die 
ihr nachrühmten, daß fie das Wejen des evangeliichen Bekennt— 
niſſes unter Ausfcheidung von theologischen Spißfindigfeiten exft 
recht deutlich hervortreten lafje, und folche, die gerade das an 
ihr feierten, daß fie einen Verzicht auf das Konfejjionelle ein: 
Ichlöffe und den Fortbeſtand der Konfejjionen verneine. Wiederum 
teilten ji) auch dieje in Anwälte und Bejtreiter der Agende, je 
nachdem ſie in ihr einen Nückjall ins Konfeijionelle fahen oder 
jeine Aufhebung. 

Bis 1830 ift das Verhältnis zwijchen Union, Agende und Be- 
fenntnis unklar ; die widerjprechenditen Urteile gehen durcheinander. 
Nach unjerer bisherigen Darlegung aber handelt es fich dabei 
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nicht um das Verhältnis zweier einzelner Einrichtungen zu dem 
überlieferten Belenntnis, jondern darum, ob die Landeskirche jelbft 
eine Befenntnisgrundlage habe, oder noch genauer, ob das Landes 
herrliche Kirchenregiment, das die Kirche repräjentiert, an ein Be— 
fenntnis gebunden jei, und an welches? 

Die Entjcheidung darüber hat der 1830 aus Anlaß der Jubel: 
feier des Augsburgischen Bekenntniſſes anhebende Streit des Kir— 
chenregimentS mit dem Sonventikelchrijtentum herbeigeführt. 

Am 4. April vichtete der König an Altenftein eine KO über 
das dritte Säfularfeit der Augsburgifchen Konſeſſion!). Er be 
fahl, es nad) dem VBorgange des jahres 1730 gottesdienftlich zu 
begehen. Dabei hatte er eigenhändig in die ihm vorgelegte KO 
eingefügt, daß „dieſes Glaubensbefenntnis zunächſt der Heiligen 
Schrift als die Hauptgrundlage der evangelifchen Kirche anzujehen 
jei”, und betont, daß dies Zeugnis von dem Glauben der evan- 
geliichen Ehrijten fich nach drei Jahrhunderten noch ebenjo be- 
währt zeige und zeigen werde, wie damals, und daß auch er fich 
zu feinem Geift von Herzen befenne. — Gewiß infolge der oben 
zitierten Anregung Altenfteins forderte er den Minijter zugleich auf, 
an diefes erfreuliche Ereignis die weiteren Schritte zu fnüpfen, durch welche 
das heilfame Werk der Union, für das fich feit fo lange die Stimmen ſo— 
vieler Wohlgelinnten erhoben haben, und welches in der wichtigiten Be- 
ziehung hinreichend vorbereitet ift, im Geiſte Meines Erlaſſes vom 27. Sept. 
1817 der Vollendung näher geführt werden fann. 

Am 16. April reichte der Minifter darauf dem Könige feine 
Vorjchläge über die Feier ein; jie wurden anftandslos genehmigt ?). 
Zugleich aber legte der Minijter eine ausführliche Denkjchrift über 
die Förderung der Union?) vor, worein die Regulierungen der 
Entwurf gebliebenen Inſtruktion vom 12. September 1822?) auf: 
genommen waren. Auch jegt wurde wieder unterjchieden zwiſchen 
Union und Kombination. Der Zutritt der Gemeinden zur Union 
follte durch Annahme des Brotbrechens beim Abendmahl, jowie 
durch Fallenlafjen der Namen Iutherifch und reformiert dokumen— 


l) Annalen 1850, ©. 321. 

2) ©. Zirfulare des Minifters v. 8. Mai 1830; Ann. 1830, ©. 321 f. 
3) ©. unter den Beilagen Nr. 15. 

8.085 4 f. 
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tiert werden, die fürmliche Kombination nur durch Vertragsichluß 
erfolgen können. Sorafältige, bis ins Einzelne gehende, zum Teil 
wenig praftifche, jedenfalls nur für die Uebergangszeit haltbare 
Beitimmungen waren getroffen, die aus dev Finanzlage der ein- 
zelnen Gemeinden fich ergebenden Hinderniſſe zu bejeitigen. Sehr 
wenig verjtändlich ijt die Meinung des Berichts, daß die Agende 
bereits einerlet Ritual und einerlei Spendeformel bei der Feier 
des Abendmahl herbeigeführt habe, da doch die Nachträge aus- 
drüdlich die alten Formen freigegeben hatten. Eine Definition 
der Union enthielt die Denkjchrift nicht; doch griff jedenfalls in 
das Gebiet der Lehre die Anregung ein, bei Pfarrbejegungen ganz 
allgemein die Fonfeffionelle Herkunft dev Kandidaten zu ignorieren, 

Auch die Vorjchläge dieſer Denkjchrift billigte dev König; 
ein Auszug daraus wurde den Generaljuperintendenten und Kon— 
jiitorien zur Nachachtung mitgeteilt '). 

Die Feier verlief, — gewiß darf man Schletermachers Urteil 
darin folgen — ohne Trübung und Störung. An die Deffentlich- 
feit wenigjtens drang fein fchroffer Konfeifionalismus, die Redner 
auf Kanzeln und Kathedern feierten mehr die Bekenner als das 
Bekenntnis. In den großen Städten, Berlin, Breslau, war auch 
die Beteiligung des evangelifchen Volkes jtart und warm. Hatte 
das Feſt einen Effekt für die Sache der Union? Leider fehlen 
darüber fichere Nachrichten. Sie ging ihren langjfamen Gang 
weiter. Altenjtein erwähnt jpäter (15. September 1834) gelegent: 
lich in einem Privatbrief, daß mit ganz geringen Ausnahmen in 
Preußen und Schlejien alle Geiftliche und Kandidaten die Union 
angenommen hätten; und aus einer Korreipondenz mit dem Kron- 
prinzen aus dem uni 1835, der die Einziehung von Piarritellen 
infolge der Union beklagt hatte, geht hervor, daß feit 1817 im 
ganzen 31 Stellen eingegangen, d. h. mit lutherifchen kombiniert 
waren ?). 

Die wertvolljte Frucht des Feſtes war eine literarifche Aus: 
1) KO v. 30, April 1830; Zirfulare v. 5. Mai 1830; ſ. Annal. 1830, 
©. 324 f. 

2) Der Kronprinz an Wltenjtein, 30. Juni 1835; deſſen Antwort 
Juli 1835. 
Foeriter, Entftehung ber preuß. Lanbestirche. II. 16 
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einanderjeßung über den bleibenden Wert der Bekenntnisichriften. 
Es iſt befannt, daß zwei Stimmführer des ältern Nationalismus, 
die Breslauer Profefjoren D. von Eölln und Schulz!) gegen die 
Feier der Confessio Augustana al3 fortdauernd gültigen und den 
hriftlichen Glauben zutreffend zum Ausdrud bringenden Symbols 
öffentlich Einfpruch erhoben, und daß Schleiermacher diefen Ein: 
fpruch auf das richtige Maß zurüczuführen unternahm ?). Es it 
ferner befannt, daß diefem Anlaß Schleiermachers Predigten über 
das Augsburgiiche Bekenntnis?) zu danken find, von denen man 
wohl jagen darf, daß fie die Summe firchlicher Weisheit ent— 
halten, und daß fie von niemand ungelefen bleiben jollten, der in 
evangelijcher Gemeinschaft zum Amt der Leitung berufen, dies 
Amt in Treue gegen das echte evangelifche Bekenntnis führen will. 
Denn es ift nicht wahr, was jo oft gedanfenlos gejagt wird, daß 
die Kirchenpolitif und Kirchenregierung eine „praftiiche” Angelegen: 
heit jeien, deren Normen rein rechtlich jeien und nicht aus dem 
Bekenntnis geichöpft werden könnten. Gemiß, für den Inhalt des 
Geſetzes im einzelnen bietet daS Bekenntnis feine Weifung, aber wohl 
für die Frage nach dem Necht und den Grenzen des Gejeges jelbit. 
Das tit eine Frage der Ethik, nicht der Jurisprudenz. War denn die 
Neformation nicht ein Kampf um die Grenzregulierung zwischen 
Glaube und Gejeg? Eben an dieje ewigen Grenzen des Geſetzes 
nach evangeliichem Bekenntnis erinnern eindrucdsvoll die genanns 
ten Schriften. 

Es handelt jich aber in dieſer Auseinanderjegung näher um 
zwei ragen, welche Bedeutung für eine evangelifche Kirche das 
überlieferte und firterte Bekenntnis, und welches Recht in ihr 
die wifjenschaftliche Arbeit am Befenntnis, die Theologie, hat. 
Das Eigentümliche an der Methode Schleiermachers ift nun dies, 
daß er diefe Fragen aus dem Weſen des Befennt- 


1) Ueber theol. Lehrfreiheit .... und deren Beichränfung durch ſym— 
bolifche Bücher. 1830. 

2) An die Herren D. D. ©. von Cölln und D. Schulz; ein Sendfchrei- 
ben; S. W. I, 5. ©. 669—702. Vorrede zu den Predigten in Bezug auf 
die Feier der llebergabe der Augsb. Konf. Ebda, S 7056—725. 

3) S. W. Il, 2, S. 611-758. 
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niſſes jelbjt, aus dem evangelifchen Verftändnis vom Glau— 
ben heraus zu löjen unternimmt und nicht, wie von Eölln und 
Schulz, allein mit Gründen der Vernunft operiert. Er gibt 
nicht ſowohl eine rationale, al3 eine fromme 
Antwort. 

Erjtend die fortdauernde Geltung der Bekenntnisichriften ! 
Die genannten beiden Häupter des alademijchen Nationalismus 
jtimmten mit den Anwälten der Orthodorie bei allem Gegenjaß 
doch in einem überein, in dem Sat, daß zum Wejen der firch- 
lichen Gemeinschaft die Lehreinheit gehöre, und deshalb auch in 
der Klage um den Verfall der Kirche, da dieſe Lehreinheit ge: 
Schwunden jei. Diejer Behauptung jtellt Schleiermacher — ganz 
im Einklang mit den Ausführungen, die er ſchon ein Jahrzehnt 
früher gemacht hatte!) — die andere entgegen, dab grade der 
vorhandene Streit um die Lehre zum Wejen des evangelijchen 
Ehriftentums gehöre und ein Kennzeichen der Lebendigkeit der 
Kirche jei. Syn dem Ernft und Eifer dieſes Streitens zeige jich 
echte Treue gegen das Bekenntnis dev Väter, indem e3 eine fort: 
währende Wiederholung ihrer Belenntnistat ſei in Behauptung 
der Freiheit von aller menschlichen Autorität und in Beharren 
bei dem Entjchluß, ohne Widerlegung aus der Schrift nichts zu 
widerrufen. Auf diefem Standpunkt kann es natürlich feine irgend: 
wie bindende Verpflichtung auf den Inhalt oder gar den Buch: 
jtaben von Belenntnisichriften und Bibel geben, und Schleier: 
macher jpricht fich denn auch jo beftimmt wie möglich gegen folche 
Einrichtung aus. Betont er in den Sendjchreiben mehr die Nutz— 
lojigfeit und Zweckwidrigkeit, jowie die aus dem Tatbeſtand fol: 
gende Unmöglichkeit, jo unterbaut er in den Predigten feinen Ein- 
jpruch dagegen mit den tiefjten religiöfen Motiven, Seine Säße 
find wie eine mächtige Fuge zu dem Thema: Belenninisverpflichtung 
ift gegen das Belenntnis, iſt Verleugnung der Tat zu Augsburg 
und ihrer Helden: „So wir aufbauen, was wir zerjtöret haben, 
erflären wir uns jelbit für Uebertreter” — nad) Gal.2 8.18. Es 
beißt aber, wieder Werfe des Geſetzes aufrichten, 


1) ©. o. ©. 40. 
16* 
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wenn wir über die Lehre ein Geſetz aufjtellen und durch geſetzmäßige 
Reinheit der Lehre gerecht werden wollen. 

Es liegt im Wefen unfrer evangelifchen Kirche, Teinen Einzelnen wei- 
ter zu binden, als fein eignes Gemiifen ihn bindet unter dem Worte Got— 
tes, auf daß wir uns der Freiheit der Kinder Gottes in ihrer ganzen 
Kraft erfreuen. 

Wohl, gefegt nun, wir wären von der Knechtichaft der toten Werte 
zurücgefommen, wir ließen Diefe auch nicht wieder aufleben, aber wir 
ließen uns auflegen ein Zoch toter Worte und eines toten Glaubens, wir 
ließen uns binden von Einem, der da fagte: So nur und nur fo muß 
über diefed geredet werden, und wer anders redet und glaubt, jei Ana- 
thema, — das wäre nicht eine mindergefährliche, ja, eine fchlimmere Knecht— 
ſchaft als jene. 

So macht denn Schleiermacher mit gutem Gemijjen auch vor 
der Gemeinde Gebrauch von der Freiheit der Kritif an den Be— 
fenntnisjchriften.. Er verwendet eine ganze Predigt darauf, zu 
zeigen, wie unchriftlich ihr Verdammen Anderslehrender gewejen 
fei, und er hebt ohne Scheu ihre Mängel und Unfertigfeiten hervor. 

Auch wundert uns nicht, daß bei einer fo großzügigen Auf: 
fafjung der Unterjchted zwiſchen Reformiert und Lutheriſch einfach 
verjchwindet, daß er, der reformierte Prediger, fich im Kern mit 
den Vätern zu Augsburg eins weiß. In der Kirche, die er für 
das eigentliche Ziel des deutjchen Protejtantismus hält, müfjen 
noch ganz andere Unterichiede neben einander Bla haben, kann 
es feinen Ausjchließungsgrund für Mennoniten und Baptijten geben. 
Das ijt dies Ziel, — 

als Gegenjtüc zu der englifchen und amerifanifchen Vielfpaltigkeit in 

einer ganz freien Gemeinfchaft zu leben, welche gegenüber der katho— 

liichen Gebundenheit nur Durch die evangelifche Freiheit zufammenhält. 

Aus der Antwort auf die erite Frage folgt unmittelbar die 
auf die zweite nach den Grenzen der Theologie. In die Aus: 
einanderjegung darüber jpielt der Gedanfe an die PBrovofationen 
des Nationalismus durch den Leipziger, dann Breslauer Profeſſor 
und Konfiitorialrat Hahn!) und an die Denunziation der Evan: 
gelifchen Kirchenzeitung wider die Profeſſoren Wegjcheider und 
Gejenius in Halle?) hinein. Der Forderung, die rationaliftifchen 

1) De rationalismi, qui dieitur, vera indole, 1827; und „An die evan— 


gelifche Kirche zunächit in Sachfen und Schleſien“, 1827. 
2) S. Barrentrapp, ©. 476 f., wo auch die Literatur über den Streit; 
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Theologen jollten aus der Kirche ausjcheiden oder ausgejchieden 
werden, ftellt Schleiermacher ein warmes Belenntnid zur uns 
eingejchränften Lehrfreiheit auf Katheder und Kanzel entgegen, 
einzig und allein mit der Beſchränkung, daß die Weisheit des 
Kirchenregiments dafür Sorge tragen müſſe, nicht Geiitliche bei 
Gemeinden zu belaffen, die diefe nicht erbauten oder gar ärgerten. 
Wiederum legt er in dem Sendjchreiben den Nachdruck auf die 
Undurchführbarkeit und Schädlichkeit folder Maßregeln, während 
er in den Predigten dem Glauben Worte leiht, daß der theologijche 
Streit das Wachstum an Erkenntnis bedinge und die Anwendung 
von Gewalt gegen Ehriftentum und Reformation verjtoße. 

Bald ijt in folhem Streit der Meinungen gejebliche Beftätigung für 
die Einen und Verdammung für die Andern gejucht worden bei der welt: 
lichen Obrigkeit, bald hat fie es ich felbit zugeiprochen, die Entjcheidung 
zu geben... aber niemals fönnen wir ohne den fchreiendften Widerfpruch 
gegen ung felbjt auf den Gedanken kommen, der Obrigkeit als folcher die 
Entfcheidung anheimzugeben in Angelegenheiten de3 Glaubens und der 
Lehre... Kann es daher auch unter uns noch folche Chriſten geben, die 
von einem nicht fehr verjtändigen Eifer für die göttliche Wahrheit getrie— 
ben, in folchem Streit, der nur mit dem göttlichen Wort ausgefochten 
werden darf, mittelbar oder unmittelbar die weltliche Macht zu Hilfe zu 
rufen geneigt find, jo wird es ein großer Segen von der Betrachtung 
unfres Befenntnifjes fein, wenn wir biergegen unsre Ueberzeugung bes 
feftigen. 

Immer noch fehlt es nicht, daß folche, die in einem andern Gebiet 
Macht befigen und in Anfehen ftehen, doch einen Wert darauf legen, 
Andre auf ihren Weg der Frömmigkeit binzuleiten, woraus ein une 
lautres Wefen entiteht. Immer noch haben wir im allgemeinen nicht 
Achtung genug vor der Ueberzeugung und dem Gewiſſen des Einzelnen, 
fondern jeder foll mit dem Strom der Meinung und der Sitte Schwimmen, 
in welcher Richtung er grade fließt. 

Und fo fommt er zu dem im Munde des Berfafjer3 der 
„Reden über die Religion” großen Ausjpruch: 


Ich will lieber mit allen Rationalijten, die nur ein Belenntnis zu 
Chriſto zulaffen und aus Ueberzeugung fortfahren, fich Ehriften zu nennen, 
auch mit denen, gegen deren Lehrweiſe ich mich aufs bejtimmtejte erklärt 
babe, in einer Kirchengemeinfchaft fein, welche freie Forſchung und fried- 


Eilers, Wanderung, Bd. 3, ©. 281 ff.; Hafe, Kgeſch. Teil 3, Abt. 2, 
©. 475 ff. 
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lichen Streit zuläßt, als mit jenen in einer Berfchanzung zufammenge- 
fperrt, welche der ftarre Buchjtabe bindet. 

Es ijt nahezu unfaßlich, wie von Cölln und Schulz Schleier: 
macher haben den Vorwurf machen fünnen, daß er mit dieſer 
Ausiprache fein Handeln in Sachen der Agende verurteile Biel: 
mehr werden wir jagen müfjen, daß er uns damit grade in die 
legten, veligiöfen Motive feiner feiten Haltung hinein bliden läßt. 
Wir verftehen nun erjt, daß fein Widerftand der reine Ausdrud 
feiner frommen Weberzeugung war. Wir werden dann aber auch 
fagen müfjen, daß diefe Stellungnahme nicht aus einer individuellen 
Eigenart Schleiermachers entſprang, fondern verpflichtend ijt für 
alle, die auch für die Ordnung des evangelifchen Gemeinjchafts: 
lebens dem Grundjat des Bekenntniſſes Treue halten wollen, daß 
e3 ein Gebiet giebt, das jenjeits aller Firchlichen Gejegebung und 
Verwaltung liegt. 

Beffer verjtehen wir, daß diefen Ausführungen der Einwand 
der Zweideutigfeit und des Jeſuitismus nicht eripart geblieben 
ift. Denn die Beftreitung der Belenntnisverpflihtung aus Be- 
fenntnistreue, ftatt aus Wilfenjchaft oder Glaubenslojigkeit, und die 
Scheidung zwiichen dem Geiſt und dem Stoff der Befenntnifje hat 
allerdings für die Oberflächlichen etwas Weberrafchendes. ihnen 
jcheint nur das fonfequent, das Bekenntnis im ganzen entweder 
zu verwerfen oder anzunehmen. Sie verfennen, daß das Be— 
fenntnis feineswegs eindeutig, jondern eine höchit fomplizierte 
Größe ift und ohne eine Behandlung unter gejchichtlichen und 
theologischen Gefichtspunften, d. h. ohne Kritik, gar nicht einmal 
veritanden werden fann. 

Schwerlich hätte der König für diefen hohen und freien Stand: 
punkt Verſtändnis gehabt. Wenn Schleiermacher ſich dafür auf 
das „Schöne Wort, daß wir uns an den Geiſt diejer Bekenntnis: 
Ichrift von Herzen anſchließen“, beruft), und wiederholt für un: 
denkbar erklärt, daß der König mit Gewalt die Lehre nad) den 
jymbolischen Schriften durchjegen könnte“?), jo ift dies doch wohl 
mehr Ausdrud eines Wunjches, als ganz ruhiger Sicherheit. 


1) Aus der KO vom 4. April 1830; a. a. D. ©. 670, 
2) ©. 681. 
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Denn feine Briefe zeigen, daß er feineswegs ohne Sorge gemejen 
war, der König möchte zu neuen jymbolischen Aufftellungen jchreis 
ten). Und gewiß vechneten die Männer, die das Felt der A. C. 
in der Ev. Kztg. durch die Anklage gegen Gefenius und Wegjcheider 
einleiteten , richtig auf die in dem Könige jtärfer und ftärfer ent: 
wicelte Orthodorie. Wir erinnern an die zuerjt geplante Faſſung 
der Ordinationsform in der Agende, an den Brief an Diafonus 
Michler, an die Aeußerung über die Tendenz der Agende, den 
Gemeinden die unverfäljchte Lehrart wiederzugeben, endlich an die 
Betonung der Augsburgifchen Konfeflion als Hauptgrundlage des 
hriftlichen Glaubens. Und der jog. Halliſche Streit und dann 
die jchlejische feparatijtifche Bewegung trieben den König noch weiter, 
Es it befannt, daß die in der Ev. Kztg. veröffentlichten Anfchuls 
digungen den König aufs höchite entrüjteten. Er befahl dem 
Minifter, daß „die empörenden Tatjachen, welche die Ev. Kztg. 
berichte, jofort aufs ftrengfte unterjucht werden follten”, und jtellte 
ihm die Frage, ob denn für Theologen gar feine Grenzen der 
Lehrfreiheit beftünden. 

Die damit angerührte Frage war von höchiter Bedeutung. 
Wir haben beobachtet, wie das Landesherrliche Kirchenregiment 
jeine Machtiphäre bis in das innerjte Yebensgebiet des Protejtan: 
tismus erſtreckt, fich zum unbejchränften Herrſcher über Gottes: 
dienjt, Gemeinden und Geijtliche aufgeworfen hatte. Jetzt handelte 
es jich darum, ob es auch den letzten jelbitändigen leitenden 
Faktor in der Kirche, die theologiſchen Fakultäten, unter feine Bot- 
mäßigfeit bringen, den legten Nivalen jeiner Aniprüche zu Falle 
bringen würde. 

Man beachte wohl, welche Stellung die theologischen Fakul— 
täten jeit den Urjprüngen des Proteſtantismus in der Kirche inne— 
gehabt haben. Sie waren die reinjten Vertreter dejjen, was die 
Belenntnisjchriften die geiftliche Gewalt genannt hatten, die ober: 
jten Autoritäten über die Auslegung des „Wortes Gottes", deren 
Sprüche und Gutachten Konfiitorien und Landesherren in allen 
Ichwierigeren ragen einholten und ehrten. Daß die Fakultäten 


1) L. in Br. IV, ©. 365; an Gaß ©. 28. 
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fi) untereinander des Irrtums und der Irrlehre bejchuldigten, 
das freilich war eine alte Erjcheinung, aber um jo fejter hingen 
Geiitlihe und Gemeinden ihrer Landesfafultät an. Der Bietis- 
mus erit hat im Kampf wider die Orthodorie das Mißtrauen 
gegen den wiſſenſchaftlichen Betrieb der Gottesgelehrtheit in die 
ihm anhängenden Kreife gejäet und fie gegen die Führung der 
Kirche durch die Theologie argwöhniſch gemadht. Der Halliſche 
Streit nun ift die erjte Frucht diefer Stimmung im 19. Jahr: 
hundert, überhaupt aber das erite Symptom einer Spannung 
zwifchen Gemeindeorthodorte und Theologie. Wir haben jchon 
geichildert, wie das Kirchenregiment des Landesherrn ſich von der 
Theologie emanzipierte, — wenn jet auch noch die theologijchen 
Fakultäten an die vom Landesherrn ausgehende Direktive gebun: 
den wurden, jo wäre damit die volle Säfularifation der Kirche, 
die Alleinherrichaft des weltlichen Schwertes vollendet worden. 
Dazu ift e8 nun aber doch nicht gefommen. Zwar zeigen 
des Königs Marginalien zu Altenjteins Denkſchrift!) vom 10. 
Augujt 1830, daß Neigung zur Bejchränkung der theologischen 
Lehre wohl vorhanden war, und jpätere ähnliche Aeußerungen 
machen das noch deutlicher. Zu einem Bericht Altenjteins vom 
2. November 1833 über den ſchleſiſchen Separatismus bemerkte er: 
„So lange diefem Schul-Untverfitätsunwejen nicht Einhalt ge- 
ſchieht, kann es nicht anders werden.“ Auch hat er dem Minifter 
dringend empfohlen, ernitlich Sorge zu tragen, daß die Lehritühle 
der Theologie nur mit folchen wifjenjchaftlich gebildeten Männern 
bejeßt werden, von deren Anhänalidhfeit an den 
Lebhrbegriffderevangelifhen Kirche im Sinne 
der Augsburgiihen Konfejfion der Miniiter bins 
veichend Ueberzeugung gewonnen habe, und mit deutlichem Tadel 
des bisherigen Verfahrens für unverantworlich erklärt, wenn Pro— 
fefjoren, deren Anfichten mit dem Firchlichen Lehrbegriff nicht 
übereinjtimmten, bei Gelegenheit von Berufungen nach außerhalb 
zum Bleiben veranlaßt wären, wie dies bei Gejenius der Fall war?). 
Aber eine enticheidende Einwirkung auf die Verfchiedenheit der 


1) S. unter den Beilagen Wr. 17 und 18. 
2) Zu dem allen Qarrentrapp, ©. 480. 
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dogmatifchen Syiteme lehnte der König doch ab, und eine Be— 
fenntnisverpflichtung der Profefjoren wurde nicht eingeführt. 

Es ijt unleugbar das Verdienjt Altenfteins, an dieſem Punkte 
dem Vordringen der landesherrlichen Gewalt in das Gebiet des 
geiftigen Lebens einen Damm entgegengejeßt zu haben. Lieſt man 
freilich feine „Betrachtungen über den Zuftand der evangelifchen 
Kirche im Preußiſchen Staate in Beziehung auf Nechtgläubigfeit 
der Geiftlichen und vorzüglich über die wegen Bildung diefer 
Geiſtlichen auf den Univerfitäten erregten Bedenklichkeiten”, — fo 
ift man doch wieder von dem Mangel Elarer entjchiedener Ge— 
fihtspunfte und mutigen Eintretens für die Wiſſenſchaft enttäufcht. 
Auch Altenftein behandelt dad Dogma als eine ein für allemal 
feitftehende Größe; auch er jpricht der „Kirche“, d. h. den Kon— 
filtorien und Generaljuperintendenten, aljo den Organen des Yan 
desheren, wenn auch in Verbindung mit den Fakultäten, die Macht 
zu, die Lehre zu beurteilen; auch er erfennt ohne weiteres Die 
Pflicht des Staates an, die Nechtgläubigfeit mit feinen Mitteln 
zu befördern. Und jtärfer al3 er fann man faum betonen, wie 
notwendig für die Geiftlichen die Bindung an das Belenntnis, 
und wie wichtig die fortgejegte Kontrolle ihrer Lehre iſt. Nur 
von einem Eingreifen durch Verordnung oder Entjegung will 
er nichts willen. Dazu iſt die Sache zu heifel und undurch: 
fihtig, ein jcharfes Vorgehen in feinen Folgen zu unabjehbar, und 
auch fein genügender Grund, folange nur eine Fleine Partei Bes 
jchwerden äußert. Er empfiehlt daher indirekte, wenn auch lang— 
jamer wirkende Mittel. Wie bei der Agende erhofft er eine Wir: 
fung durch eine perfönliche Stellungnahme des Königs. Im 
übrigen will er durch Anstellung und Bevorzugung vechtgläubiger 
Gelehrter den gewünjchen Erfolg erzielen und ſich auf die Ent: 
wiclung verlaſſen. Bergebens ſucht man nach einer grundjäß- 
lichen Anerkennung der der Theologie als Wifjenichaft notwen: 
digen Freiheit, vergebens auch nach einer Spur der Einſicht, daß 
die Theologie nur als freie der Kirche den Dienſt leiiten Fann, 
zu dem fie berufen tt ’). 


1) Ueber die Motive Altenfteins vgl. man den — nad) Eilers’ (Wan: 
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Immerhin war die Denkjchrift wohl grade jo, wie fie war, 
geeignet, Die Sorgen des Königs einigermaßen zu bejchwichtigen. 
Vollends aber mußte der im jelben Zeitpunkt ausbrechende Schle- 
fiiche Streit und der immer maßlofer werdende Anjturm gegen 
Union und Reformierte in dem König die Neigung dämpfen, den 
Kreifen der Evang. Kztg. gar zu weit entgegenzufommen. Wie 
weit jedoch jeine Voreingenommenheit für die firengite Orthodorie 
ging, zeigt noch folgendes. 

Am 5. Oftober 1833 wandte jich Ehrenberg an den König 
mit einer Immediateingabe um Schuß der Union und der Re: 
formierten gegen die ungeheuerlichen Beichimpfungen, die in der 
Ev. Kztg. nach dem Dorpater Profeſſor Sartorius ein Anonymus 
und in einer bejonderen Schrift der Hallenjer Profeſſor Gueride 
auf den Markt gebracht hatten. Sie waren in der Tat jo grob 
und gemein wie möglich. Waren doch die Reformierten bier 
den Fanaanitischen Gögendienern gleichgeitellt, nad) Mthbs 7 B 6 
Hunde und Säue genannt; die veformierte Stirche hieß eine Lügen— 
firche, ein geijtliches Babel; den Schweizer Neformatoren wurde 
Giftmiſcherei vorgeworfen, und ziemlich unverhüllt der König in 
Barallele mit dem Moabiterfönig Balak oder mit Antiochus Epi- 
phanes gejegt u. ſ. w.). Ehrenberg jtellte dem König vor, daß 
jolcye Berleumdungen zur völligen Abjonderung zwijchen Nefor: 
mierten und Lutheranern führen müßten und den Samen eines 
immer weitergehenden Separatismus ausjtreuten. Er charafteri- 
jierte jie al$3 Demagogie und fchloß : 

Ziehen Euer Königliche Majeität die fchügende Hand nicht ab von 
dem preiswürdigen Werle, das dieſe Hand herbeigeführt, und das die 
Befchichte bereit unabtrennlich an den herrlichen Namen Friedrich Wil: 
helms des Dritten zu unvergänglichem Ruhme geknüpft bat. Geitatten 
Euer Königliche Majeftät nicht, Daß ungezügelte Yeidenjchaften unter dem 


derung, Bd. 3, S. 310) Verficherung — miniitertellen Auffaß in der Augsb. 
Allg. Ztq- 1830, Nr. 158. Altenſtein befürchtete, Daß ein obrigfeitliches 
Verfahren gegen die Rationaliften der Union einen unheilbaren Riß geben, 
und Der ganze Zuſtand Der Äntelligenz davon zu leiden haben würde. 
Auch der aus Berlin datierte Art. ebda. v. 12. Juni 1830 dürfte aus dem 
Miniiter nahejtehenden Hegelichen Kreilen jtammen. 

1) Jahrg. 1832 Nr. 40—43, und 1833 Nr. 67—70, der Ev. Kztg. Gue- 
ride, Handbuch der Kaeichichte S. 946 ff. 
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Scheine des Glaubenseifers das Erbe Chriſti, unfers Herren, zertreten. 
Dulden Euer Königliche Majeftät nicht, daß der Fanatismus, dieſes Un: 
getüm, das die rohe Unwiſſenheit dem aberwibigen Hochmute geboren, 
von neuem feine Schreden verbreite, und die Seftiererei in ihren ehr: 
geizigen Beitrebungen da wieder trenne und von neuem Haß, Schmähung 
und Verfolgung errege, wo Euer Königliche Majeftät fo herrlich geeinigt 
haben. 

Schilden hatte Bedenken gegen die Uebermittlung diefer Vor: 
ftellung '), doc) gelangte fie in der Tat an den König, und diefer 
richtete auch an den Minifter eine KO, „gegen jolche höchſt ver- 
werfliche Ausfälle die geeigneten Maßregeln eintreten zu lajjen 
und mit dem ftärkiten Nachdruck darauf zu halten, daß in der 
mit jegensreichem Erfolge bewirkten Einigung nicht wieder Spal- 
tungen entjtänden“ ?). 

Aber trogdem ernannte dev König denjelben Sartorius, den 
Ehrenberg ihm joeben als nahezu offnen Gegner der Union und 
der Neformierten vorgeitellt hatte, 1835 zum Generaljuperinten: 
denten von Dftpreußen. Schilden hatte ihn als nicht geeignet 
bezeichnet, Altenitein einen andern vorgejchlagen, Neander die 
jchweriten Bedenken geltend gemacht, aber bei dem König jchlug 
durch, daß Sartorius die Agende annehmen zu wollen erklärte?) 
und gleichzeitig nachdrüdlich die Augsburgiiche Konfeſſion als 
Grundlage der evangeliichen Kirche bezeichnete. So wurde ein 
ausgefprochner und gefährlicher Gegner der Neformierten bloß, 
weil er für ſtreng orthodor galt, Generaljuperintendent in einer 
Provinz, in der mehrere reformierte Gemeinden bejtanden! Diejer 
Ausgang der Klage gegen Sartorius und feine Gefinnungsgenojjen 
war für Ehrenberg um jo jchmerzlicher, als jener dadurch auf 
den Bojten geitellt wurde, den er jelbit im Dezember 1831 abge: 
lehnt hatte. 

Mit den legterwähnten Vorgängen jteht bereits dev Schleji« 
Ihe Kirhenftreit in innerem Zufammenhange Die Durch— 
führung des Landesherrlichen Kirchenregiments, die wir als den 
Kern des Kampfes um die Agende erfaßt haben, mußte in Schlejten 


1) An Altenitein 28. Oft. 1833. 
2) KO v. 19. Dft. 1833, 
3) 16. Oft. 1834. 
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einem ganz bejonders ftarfen Widerftande begegnen. Denn die 
Schlefier hatten, wie das mit Recht von den dortigen Behörden 
hervorgehoben wurde, niemals ein folches gekannt. Ste hatten 
fich ihr evangelifches Kirchenwefen im Gegenjag zu der Landes: 
obrigfeit errungen und erhalten, die Landesobrigfeit hatte nach 
fruchtlojen Kämpfen die protejtantijche Religionsübung dulden 
müfjen, aber eben deshalb auch die innere Ausgeftaltung des 
Kirchenwejens gewähren lafjen. Und als dann Schlefien unter die 
Preußiſche Krone trat, da ließ fich dieje von territorialiftiichen 
Geſichtspunkten leiten, d. h. ſie enthielt jich alles Regierens über 
das Innere des Kirchenweſens. Der Anjpruch des Landesherrn, 
auch dies Gebiet zu regeln, war für die Schlefier etwas völlig 
Neues und Fremdes, ihrer Tradition Entgegengejeßtes. Und die 
Begriffsipaltung, daß es ja gar nicht die ftaatliche, ſondern eine 
andere, die firchliche, Obrigkeit ſei, die hierbei handle, verfehlte 
ihre Wirkung, da die eine wie die andere in der Perſon des 
Königs verkörpert war, Firchliche und ftaatliche Behörden Hand 
in Hand gingen, und auch in der Betätigung der Kirchen: und 
der Staatsregierung fein Unterjchted zu bemerken mar. 

Sch hebe dies hervor, weil mir auch die Tendenz der 1830 
in Breslau ausbrechenden Bewegung nichts andres, als der Wider: 
ſtand gegen das Landesherrliche Kirchenregiment zu fein fcheint. 
Union und Agende boten nur den äußeren Anjtoß, im Grunde 
ift von Anfang an — und dies tit von beiden ftreitenden Teilen 
anerfannt — der Angelpunft de3 Kampfes der, wie weit Die 
Kirche jich die Einmifchung des Landesherrn gefallen lafien dürfe. 

Was aber diefer Tradition, die fich bei Scheibel bisweilen 
in einem echten jchlefischen Batriotismus äußert, erft Rückhalt und 
Kraft gab, — eine Kraft, die leider der theoretischen Oppofition 
Schleiermacherd mangelte, — das war noch ein anderes, nämlich 
unzweifelhaft der Bietismus Das will ich im folgenden 
zu beweiſen juchen. 

Achten wir zuerjt darauf, woher denn die Truppen kamen, 
mit denen Scheibel und feine Gejinnungsgenoffen den Kampf führten, 
fo ſtoßen wir überall auf Konventifel!), die viel älter find, als 

1) Ach möchte ausdrücklich bemerken, daß ich dies Wort lediglich ala 
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der Kanıpf wider Agende und Union, und ficherlich nicht zur 
Wahrung der lutherifchen Konfeffion, jondern zur Befriedigung 
des Gemeinjchaftsbedürfniffes entjtanden waren. Scheibels Bres— 
lauer Gemeinde jeßte ich zum größten Teil aus ihnen zujammen ; 
einer der erſten Vorwürfe, die ihm gemacht wurden, war der 
der Beteiligung an außerficchlichen Zufammenfünften !). Diefelbe 
Ericheinung außerficchlicher Zuſammenkünfte und Privaterbau— 
ungen wird aus Hönigern, Groß-Tſchunkawe und Münfterberg 
berichtet ?). In der Provinz Pojen mar das Haus des Herrn 
vom Nappard in Pinne längft ein anerkannter Sammelpunft 
pietiftiicher Erweckter), ehe die Altlutheraner dort einen Ans 
fnüpfungspunft juchten. In Züllichau boten einen folchen Die 
Menzelbrüdert). Ehrenjtröm in Meſeritz war ein richtiger „Be- 
fehrter“, auch er hatte lange, ehe er fich den Lutheranern anfchloß, 
Erbauungsitunden gehalten‘). Ganz in den Bahnen des metho— 
diſtiſchen Bietismus bemwegte ſich auch der englisch-bijchöfliche 
Fudenmiffionar Wermelskirch“). Auch in Berlin waren es die 
Anhänger des Pietismus, die Kreife der eifrigen Traftat:, Bibel-, 
Miifionsgejellichaften, die die Bewegung unterjtügten, Kottwiß, 
Elsner u. j. w. Ganz Elar liegt der Urjprung des lutheriſchen 
Separatismus in den pietiftiichen Konventifeln in Pommern zu 
tage. Es iſt höchſt merkwürdig, zu beobachten, wie eine ganz 
andersartige Bewegung bier plöglich in die Bahnen des fon- 
fejfionellen Separatismus überlentte?). 


Terminus technieus für eine biftorifche Erfcheinung, ohne jeden übeln 
Nebenfinn, gebrauche. 

1) Schulz, Unfug. an heil. Stätte. Scheibel, Gefch. Bd. I, S. 68. 

2) Scheibel, Gefch. S. 293; Mitt. 1, 3. ©. 65, IL, 2. ©. 41; Wange: 
mann, 7 Bücher, II, ©. 68. 

3) Wangemann, 7 Bücher, III ©. 156. 

4) A. a. ©. U, ©. 10, 

5) A. a. O. Il, ©. 108. 

6) A. aD. S. 106. 

7) A. a. O. S. 3 ff. S. 95 ff. Wangemann, Geijtl. Regen zc. im ganzen 
Buch. Schon im März 1822 hatten Altenſtein und Schuckmann einen Be 
richt an den König eritattet „über die Abfonderung mehrerer Einfajjen 
des Stolpfchen, Rummelsburgifchen und Schlawifchen Kreifes in Hinter: 
pommern von dem geordneten Öffentlichen Gottesdienjt*. Der König legte 
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Aber auch der Ideengehalt der Bewegung zeigt ganz deutlich 
die Ableitung aus dem entichiedenen Pietismus. Hierzu ift es 
notwendig, etwas tiefer auf das Leben und den Inhalt der 
Schriften des Vaters der Bewegung, Johann Gottfried Scheibel, 
einzugehen. Das ift nun freilich feine ganz leichte und angenehme 
Aufgabe, denn die Form von Scheibels Schriften iſt jo barock und 
jtellenweife jo falopp, daß die Geduld des Lejers auf die härteite 
Probe gejtellt und das Verjtändnis aufs äußerjte erfchwert wird. 
Auch iſt in diefe halb dunfeln, halb aphoriftifchen Säße eine 
Polemik von erjchrecdtender Roheit verwoben. ch kann es nicht 
veritehen, daß ein Mann, wie Steffens'), dafür feine ftärkere 
Empfindung gehabt hat, und kann nur annehmen, daß Scheibels 
Perfönlichkeit eben doch anders geweſen ift, al3 das Bild, das 
jeine Schriften binterlaffen, und daß in feinen Predigten mehr 
von echter Yrömmigfeit zum Ausdruck gefommen ift, al3 in der 
Scholaſtik und Rabuliſtik feiner Abhandlungen ?). 

Wie iſt Scheibel ein Lutheraner geworden, — ein Lutheraner 
in dem Sinne, wie er es felbjt meinte? Er bat in feinen Schriften 
oft und viel von fich felbjt geiprochen, wie denn überhaupt unver: 
feunbar tjt, daß er fich einer ganz befondern Berufung von Gott 
bewußt war. Da hören wir nun zur Erklärung feiner fpätern 
Stellung, daß ihn Gott in Kämpfen mit finnlichen Phantaſien 
und mit der VBerfuchung ſtudentiſcher Unfittlichfeit erweckt und auf 
jolche tiefe Neue geführt habe, daß ihm das Verdienſt des Heilandes 
tiefftes Herzensbedürfnis wurde; daß er im “jahre 1804 bei der 
Lektüre der Apokalypſe evjchroden, wohin jein Herz gefommen 


die Sache (30. März 1822) in die Hände des Stronprinzen. Es wurde 
eine Rommiffion zur Prüfung der Verhältniffe dorthin gefandt. Ueber den 
Ausgang f. Wangemann, Geiftl. Ringen, ©. 64 ff.; des. Kabpol. ©. 346; 
Eylert, Charafterzüge III, 2. ©. 156 f. — Am 11. Nov, 1825 bat Alten- 
jtein wieder berichtet, daß der Pommerſche Oberpräfident Sad von Sor: 
gen über das zunehmende Konventikelweſen erfüllt fei. 

1) Was ich erlebte, Bd. 8, 420 ff. (über feine Predigten); Bd. 10, 71 ff. 

2) Gaß an Schleiermacher, 5. Febr. 1819 (Briefw. ©. 169): „ch gebe 
bier faft gar nicht in die Kirche, allenfall3 noch zu Scheibel, denn fo ver: 
fehrt er in feinen Schriften ift, fo weiß er auf der Kanzel, was er will. 
Bei den übrigen Stadtpredigern ift es faft nicht auszuhalten“. 
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fei, nun zur Bibel zurückgekehrt jei!), Wir hören, daß ihn ein- 
mal in tiefer Nacht der Teufel bedrängt habe: Dein Vater ijt 
jelig, deine Mutter auch, ob du es aber werden wirft, ift ſehr die 
Frage. „Während ich hierüber erjchreckt meinen Heiland anrufe, 
erfcheint plößlich ein helles Licht, eine Landfarte wird vor mir 
ausgebreitet und eine Stimme ruft u. f. w.”2). Das alles find 
Befehrungserlebnifje, wie jie aus den Lebensläufen frommer Bie- 
tiiten zu Dußenden befannt find. Aber fie erklären nicht Scheibel3 
jo jtarf betontes Zuthertum. Und ausdrüclich jagt er, daß er 
erſt ſpät mit dem Lutherifchen Syitem befannt geworden fei, und 
vergeblich jpäht man in jeinen Schriften nach einer genauen Be— 
fanntjchaft mit den Werfen des Neformators, außer den Abend: 
mahlsſchriften. Statt deſſen erfahren wir, daß er mit pietiftifchen, 
erweckten Kreifen Fühlung genommen und den hohen chrijtlichen 
Genuß gehabt habe, jeitdem er öffentlich den Heiland befannte, 
mit einer großen Zahl diefer ihm ewig teuren Freunde befannt 
zu werden ?). 

Und nun zeigt uns auch feine eigentümliche Auffafjung von 
der Geihichte der Kirche — auch wenn uns nicht mehrfach 
Zitate aus Arnolds Kirchengefchichte den Weg wieſen“) — daß 
eben der Einfluß, der von dort ausging, das wejentliche Element 
feiner Denkweiſe ift. Die Theofratie des UÜrchriitentums iſt nad) 
dem Tode der Apoitel in DBerfall geraten; aber ihre göttliche 
Verfaſſung iſt inmitten des Berderbens dev Großfirche durch die 
Baulictaner und Myſtiker, durch Albigenfer, Waldenjer, Huffiten 
erhalten worden, bis fie in der Schöpfung Luthers und der böhmi— 
chen Brüder, endlich in der Brüdergemeinde wieder auflebte. Und in 
der legten Zeit hat dann der Methodismus der wieder eingefchla: 
fenen Kirche den heilfamen Anftoß zur Buße gegeben. Luthers 
Merk hatte nur einen Mangel, nämlich den, daß er die theokratiſch— 
demofratiiche Verfaffung der Urzeit nicht genau nach dem Bilde 
des heiligen Geſetzbuchs mwiederaufrichtete, fondern fich der welt: 


1) Gefchichte ©. 18, 25, 42; VBerfafjungsgeih. ©. IV. 
2, Wangemann, 7 Bücher, I, ©. 128. 

3) Gefchichte ©. 30, 42. 

4) Geſch. 1, 5. II, 27. 
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lichen Macht in die Arme warf). Das ift aber auf genauejte 
da3 Schema der pietiſtiſchen Gejchichtsbetrachtung. 

Dazu paßt weiter Scheibels abjonderlicher Schriftgebrauch. 
Nicht nur die hart gejeßliche Verwendung jedes Wortes: alles ift 
ihm Gejeßbuch, Befehl, Anordnung des heiligen Geiſtes?); jondern 
vor allem das Suchen nach einem hinter dem Wort: und hiftori: 
ſchen Sinn verborgnen myſtiſchen Sinn. Ueberall fieht er Weis- 
fagung auf gegenwärtige Verhältniffe und örtliche und perjönliche 
Parallelen, und mit rücdjichtslofer Gemwaltjamkeit holt er ſich aus 
der Schrift Antworten auf Fragen der Zeit?). Aber wenn er auch 
dieje Parallelen unmittelbar aus der Schrift durch Erleuchtung 
des Heiligen Geijtes zu jchöpfen meinte, jo fann doch nicht. über: 
jehen werden, daß die Ausdeutung der apofalyptifchen und pau— 
linifchen Gemeinden auf gegenwärtige Richtungen echtejtes pieti- 
ſtiſches Erbaut ıjt?). 

Mittels diejes harten und doch bodenlos willfürlichen Bibli- 
zismus Eonjtruiert er nun eine normale hriftlide Ber: 
faſſung, in deren Bernadläfjigung eben Luthers Mangel 
beitanden haben ſoll. Und merkwürdig, der Haſſer der refor: 
mierten Kirche fommt bier, wie e8 ja auf diefem Wege nicht 
anders fein fann, zu NRejultaten, die den VBerfafjungsnormen des 
Galvinismus außerordentlich ähnlich jehen. Der Geijt des Herrn 
bildete um den König des neuen himmlischen Neichs eine Theo- 
fratie, deren demokratische Konjtitution die Heilige Schrift genau 
feitfeßt mit den Beftimmungen über Neltefte, Diafonen und Episko— 
pen, über die Erhaltung der Lehre, über Gottesdienst, Kirchen: 
zucht, Ordination und Feier des Abendmahls). Was nicht biblifch- 
gejeßlich ijt, wie PBerifopen und Formulare für Taufen und Trau— 
ungen, hat in der Kirche fein Recht; wie erftaunen wir, zu ſehen, 
daß der Anwalt Intheriicher Abendmahlsfeier fich durch Ddiejen 
Biblizismus jogar bejtimmen läßt, das Brodbrechen beim Abend» 


1) Geſch. 


©. 5, 8, 41, 54 ff. 11 ©. 185; 192. Verfgefch. S. 12, 24, 27. 
2) Geſch. ©. 63; 132. II ©. 20; 44; 51. Verfgeſch. ©. 6. 
3) Geſch. ©. 44 f.; 65; 69; 119, Verfgeſch. ©. 17. 


4) Bol. Ritſchl, Pietismus, a. v. D., z. B. Bd. II, ©. 362. 
5) Berfgefch., S. 4 ff. 
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mahl für das eigentlich Richtige zu erklären '). 

Diejelbe Autorität treibt ihn zur Jchärfiten Ablehnung der 
Einmifchung des Staates in firchliche Dinge. Die Gemeinde joll 
das geiftliche Iſrael fein, worin fein andrer irdiſcher Herrſcher 
anerkannt jein will, al$ der Davidsjohn allein. Die Oberaufficht 
irgend einer weltlichen Staatsbehörde über die Gemeine Jeſu 
ift der Hl. Schrift volllommen entgegen. Die kirchlichen Hand— 
lungen dürfen mit dem Staat in feiner Verbindung jtehen ?). 

Wie fann ein Zweifel fein, daß alle diefe Gedankenveihen 
unlutherifch und auf einem aanz anderen Boden, nämlich in den 
Konventifeln des Pietismus, erwachien find? ch kann aber 
nicht umhin, noch an einem beſonders charakteriftiichen Punkte 
die Verwandtichaft Scheibel3 mit der myſtiſchen Theologie Gott: 
fried Arnolds und feiner Gefinnungsgenofjen wenigitens anzudeuten, 
indem ich darauf hinweiſe, welchen außerordentlichen Raum in 
Scheibel3 Theologie die feruellen Beziehungen einnehmen. Er 
bringt die Frömmigkeit und das Gejchlechtsleben in die allerengjte 
Verbindung; aus jeruellen Verirrungen erklärt ev auch die theo— 
retiſchen Irrtümer feiner Gegner °); er beruft fich für feine eigne 
Erleuchtung auf den der finnlichen Phantaſie geleijteten Wider: 
jtand. Ja, feine ganze Erfenntnistheorie ift ein widerwärtiges 
Spiel mit jeruellen Bildern, wobei unklar bleibt, ob er jie nur 
als Anfchauungsmaterial für geiftige Vorgänge verwendet, oder 
ob er einen tatjächlichen Zufammenhang annehmen will *). 

Wer bis hierhin gefolgt it, wird nun vielleicht auch das 
Letzte anerkennen, daß nämlich Scheibel auch grade in jeiner 
Auffaffung vom Abendmahl von der in pietijtischen Konventikeln 
gepflegten Stimmung jtarf beeinflußt ift. Ich beitveite natürlich 
nicht, daß feine Lehre vom Abendmahl Lutheriich in dem 
Sinne ijt, daß er die Abendmahlsworte des Herrn ganz maſſiv 
1) Geichichte II, ©. 24 ff. 

2) Geſch ©. 73, 102, 133; II 21, 26, 57, 59, 86, 178. 

3) Das fchlimmite, wahrhaft abfcheuliche Beifpiel in der Verfgeich. 
©. 50, Anm.; ein andres bi Wangemann, 7TB,I ©. 14l. 

4 Geſch. S.5, 6, 18, 37, 54; Verfgeih. ©. IV, 16. Wangemann 
a. a. O. 5. 14 f., 150. 

Foerſter, Entſtehung ber preuß Landeskirche. IT. 17 
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deutet, auf das est: drüdt und im Empfang der Elemente die 
Bereinigung mit dem wahren Leib und Blut Ehrifti fieht. Wohl 
aber meine ich, daß feine Angft vor Verunreinigung des Abend- 
mahls nicht lutherifchen Urfprunges, und daß feine Lehre, der 
ernjte Ehrijt müſſe fich) vom Abendmahl mit Andersgläubigen, 
oder wie Scheibel jagt: Ungläubigen, fernhalten, nur in der For: 
derung der Separation einen Vorgang hat, die zuerjt in den 
holländischen Konventifeln aufgetreten iſt. Es iſt bei allem Streit 
über die Lehre vom Abendmahl in der Gejchichte des Luther: 
tums wohl fein Beifpiel dafür zu finden, daß die Wirkung des 
Abendmahls von der Teilnahme Ungläubiger abhängig gemacht, 
oder daß Enthaltung vom Abendmahl aus diefem Grunde ge: 
fordert worden tft. Dagegen bat jich ja der Separatismus in 
den Niederlanden gradezu aus diefem Motiv entwicelt!). 

Neu iſt nur die Wendung, die Scheibel diejer Angjt vor Ver: 
unreinigung des Sakraments gibt, indem er ftatt der laren Chriſten, 
von denen fich die „einen“ zurückziehen follen, die Ungläubigen, 
d. h. Anderslebrenden, jeßt. 

Man kann allerdings einwenden, daß für das ältere Luther— 
tum da8 Problem der Teilnahme Keformierter am Abendmahl 
überhaupt nicht exiftierte, da die fonfeflionelle Geſchloſſenheit des 
Staates es nicht auffommen ließ. Aber diefe Gejchloffenheit war, 
auch in Schlejien, längft gebrochen; das LR (Ti XI 8 39) hatte 
grundſätzlich feitgefegt, daß „Proteftantifche Kirchengeiellichajten 
des AB ihren Mitgliedern wechieljeitig die Teilnahme auch an 
ihren eigentümlichen Religionshandlungen nicht verjagen follen, 
wenn dieje feine Kirchenanftalt ihrer eignen Neligionspartei in 
der Nähe haben“, — und es ijt dDiefem Sat nie mwiderfprochen 
worden, bi3 auf Scheibel. 

Indem nun Scheibel die Ungläubigen mit den Reformierten 
gleichjegt, verbindet er jene pretiftifche Forderung mit der Ortho— 
dorie. Er verbindet den alten Haß gegen Zwinglianer, Safra- 
mentierer, Kryptofalviniften u. ſ. w. mit der pietiftifchen Neigung 
zur Separation. Oder man kann auch jagen, daß er diefer — 


I) Bol. Ritſchl, Pietismus, Bd. I, — das ganze Buch. 
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längft vorher vorhandenen — Neigung den Anlaß zum Durd): 
bruch und den Rechtsgrund zur Trennung von der Staatd- und 
Mafjenkirche darreichte, und daß er den Haß gegen die Refor— 
mierten jchürte, um das feparierte Kirchenideal in diefem Brande 
durchzufeßen. 

Wie blind und wie wild Scheibels Haß gegen die Nefor- 
mierten tobte, davon wollen wir hier feine Proben geben)! Es ift 
bisweilen völlig finnlos, was er den Reformierten nachjagt. Aber 
jollte jich diefe ungerechte Leidenfchaftlichkeit nicht pſychologiſch fo 
erklären lafjen, daß Scheibel einen zwingenden Grund zur Sepa— 
ration nicht anders als künſtlich und gewaltſam hat jchaffen 
fönnen? Dazu mußte er die Reformierte Kirche als heidnijch, 
ägyptiſch, Läfterlich zeichnen, denn nur dann fonnte er die Union 
al3 Sünde binjtellen. Und dazu mußte er, auch dies mit künſt— 
lichjten, 3. T. geradezu unmwahren Mitteln, in die Agende lauter 
heimliche3 veformiertes Wefen hineindeuten, um auch fie in das 
Gericht über die Union mithineinzuziehen. 

Das alles aber find ja nur Mittel zum Zweck: die eigent- 
liche Kraft des Stoßes ift der alte Groll des Konven: 
tifelhriftentums gegen die Gäfareopapie, die 
Quelle alles Berfalles und Verderbens der Kirche. So gefaßt aber 
erfennen wir in der Scheibelichen Bewegung eine fajt logiſch not— 
wendige Begleitericheinung zu der Aufrichtung des modernen Landes: 
herrlichen Kirchenregiments. In dem lojen und weiten Rahmen 
der territorialiftiichen Staatsfirche des 18. Jahrhunderts fand die 
feparatijtifche Neigung des Konventikeltums nicht die Reibungs— 
fläche, die fie zur Entzündung gebracht hätte. Sn dem Augen: 
blict aber, wo die Landesfirche ins Innere hineinfaßte, ſprang 
die Flamme auf. 

Die Einzelheiten des Streites können hier nicht gejchildert 
werden; unfere Aufgabe ijt nur, zu beobachten, ob und wie fich 
dabei der Begriff der Landeskirche in den leitenden Kreijen ver- 
ändert hat, und wie weit davon die landesfirchlichen Inſtitutionen 

1) S. bei Wangemannl, ©. 150 ff., wo noch längft nicht das 
Schlimmite fteht, was Scheibel gegen die reformierte Kirche gejchrie- 


ben bat. 
17* 
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berührt find’). 

Die erite Kenntnis empfing der König, auf der Durchreife 
durch Breslau begriffen, durch eine Bittjchrift Scheibel3 vom 
3. Juni 1830°). Scheibel bat, die alte Wittenberger Agende, die 
er bis dahin gebraucht habe, beibehalten zu dürfen, weil der luthe— 
riſchen Gemeinde ihr Gewiſſen nicht erlaube, irgend etwas im 
Gottesdienjte zu gebrauchen, was zur Union hinleiten könne. 
Veranlaft war fie einerjeitS durch die Derabredung der Bres— 
lauer Geijtlichfeit, die Agende einzuführen, anderjeit3 durch Bober: 
tags Hirtenbrief zur Empfehlung der Union vom 31. Mai 1830°). 
Der König überwies fie an den Oberpräfidenten ), diefer bejchied 
den Petenten nach des Königs Weiſung, er müfje bei der Agende 
bleiben, der Generaljuperintendent werde ihn belehren?). Die daraus 
erwachjenen jchriftlichen und mündlichen Berhandlungen übergehen 
wir; die Behörden jtellten fich auf den Standpunkt, die Agende 
jei firchenordnungsmäßig eingeführt, und ihr Gebrauch — mit den 
zugelafjenen Modifilationen — Amtspflicht des Geijtlichen; wenn 
fie Scheibel gegen das Gewiſſen gehe, müjje er jein Amt nieder- 
legen. Zur Union werde weder er noch feine Konfitenten gezwungen, 
e3 jtehe ihnen frei, fich ausfchließlic an den Abendmahlsfeiern zu 
beteiligen, bei denen das Brot nicht gebrochen werde. Jedoch 
müßte auch hierbei das Formular der Agende gebraucht werden ®). 
Merkwürdigerweiſe wollte Dabei das Konfijtortum die Beibehaltung 
der vom König nachträglich geitatteten Spendeformel nicht erlauben. 


1) Die Einzelheiten lefe man nah in Scheibels Unionäge 
gefchichte, in deren 2. Teil alle von ihm und den Separierten aus: 
gehenden und alle an jie gerichteten Schreiben der Behörden aftenmäßig 
genau mitgeteilt find. Zum weiteren Verlauf der Bewegung vgl. man 
Scheibels Mitteilungen. Auf diefen und andren 3. T. münd- 
lichen Quellen beruht Wangemanns BDaritellung in den 7 Bü— 
hern Pr. Kirchengeſchichte und den Ergänzungen dazu; in der 
Schrift über die Kabinettspolitif hat er die früheren Darjtellungen 
nach Einficht in das archivalifche Material zum Teil zurückgenommen. 

2) Unionsgeichichte 2, ©. 36. 

8) U. a. D. ©. 260. 

4) KO v. 4. Juni 1830. 

5) A. a. O ©. 37. 

6) S. bei. den Erlaß an die Stadtgeiſtlichkeit, a. a. O. ©. 260. 
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Die fruchtlofen Verhandlungen führten zu Scheibels Suspen- 
fion, zur Konjtituierung feiner Konfitenten als Iutherijche Gemeinde, 
zur Dejignation von Repräſentanten und zu deren Bittjchriften an 
den König. Am 6. Oktober überjandte der König dieſe an den 
Miniiter: 

Sie enthalten unbegründeten Widerfpruch gegen die erfolgte Union 
und die Einführung der hergeitellten Agende mit der daran gefnüpften 
ganz unzuläffigen Bitte um Geftattung einer Abjonderung von der Kirche, 
in welcher Beides eingeführt it. 

Der König trug dem Miniſter auf, die Petenten angemefjen zu 
belehren. 

Die Ordre traf in Verhandlungen des Miniſteriums über 
die Beaufjichtigung dev Pommerſchen Konventifel hinein !), die 
Altenftein um jo jchwieriger ſchienen, als der Kronprinz fich darein 
gemifcht hatte und bei dem König feinen Einfluß gegen Altenftein 
geltend zu machen fuchte. Diejer trug, geftügt auf ein Gut: 
achten der Biſchöfe Eylert, Nitjchl und Neander vom 6. Juni 1830, 
in einem jmmediatbericht auf Maßregeln gegen die Ausbreitung 
de3 Konventifelmwejens an. 

Die Biſchöfe jchilderten in ihrer gemeinfamen Denfjchrift die 
Gefahren des Konventifelmejend und beriefen fich darauf, daß 
jchon frühere Regierungen und angejehene rechtgläubige Theologen 
ebenjo geurteilt hätten. Als eigentümliche Charakterzüge der Kon— 
ventifelchriften hoben fie u. a. hervor ihre verkehrten Begriffe von 
der Buße, ihren Hochmut, ſich vorzugsmweije für Kinder Gottes zu 
halten, alle Andersdenfenden als Sceinchriften oder Ungläubige 
zu verfegern, es für Sünde zu erflären, wenn man die Predigt 
eines nicht rechtgläubigen Geiltlichen höre oder das Abendmahl 
von ihm nehme, weiter die Neigung zum Separatismus und Die 
ungebührliche Anwendung des Grundjages, man müſſe Gott mehr 
geborchen al3 den Menschen. Die Bilchöfe wollten daher zur 
Bildung von Konventikeln die Genehmigung des Konfiftoriums 
für erforderlich erklärt, dem Geijtlichen nur Konventifel mit Ge: 


1) Qal. die Daritellung bei Eilers, Wanderung, Bd.4, S. 217 fi, 
Jedoch ift ganz verkehrt feine Meinung, auch diefe Konventikel feien aus 
Abneigung gegen die Agende entitanden. 
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meindegliedern und ohne Ausjchluß eines derjelben gejtattet und 
Laien das Halten freier Vorträge und die Leitung größerer Konven- 
titel verboten fehen. — Dementiprechend beantragte der Minijter 
den Erlaß einer Deklaration der 88 7, 10 TiXL T2 des ACH, 
daß zu häuslichen Gottesdienjten nur die Mitglieder der Familie 
und des Haushalts zugelafjen, darüber hinausgehende Konventifel 
aber von den Regierungen bejtraft werden jollten. 

Dem Erlaß einer folchen Deklaration aber widerſprach der 
Kronprinz, und auf fein Drangen willigte Altenjtein darein, daß 
einitweilen feine befondere Norm für die Behandlung der Sepa: 
ratijten aufgejtellt, Sondern nur dem Bischof Ritſchl eine perjönliche 
Auffichtsbefugnis erteilt und zugleich ausgejprochen würde, daß 
feinen Beitimmungen über die Zuläſſigkeit der Konventifel Folge 
geleijtet werden müßte. Ganz richtig urteilte Altenftein, dem die 
Kämpfe mit dem Kronprinzen ſehr nahe gingen: „mehr als alle 
öffentlichen Bekanntmachungen würde es wirken, wenn der Kron— 
prinz die Ueberzeugung gewänne und öffentlich ausjpräche, daß 
ein Bejtreben, das Konventifelwejen mit allen nur erdenklichen 
Mitteln zu verbreiten, unzuläfjig jei”. In der Tat bedeutete die 
nicht verhehlte Sympathie des Kronprinzen für die pietiftische 
Strömung eine erhebliche Stärfung der Bewegung '). 

Die Ordre „in Scheibel3 Sache“ entſprach ganz Altenjteing 
Wünſchen. Auch er wünjchte, möglichft mit Milde verfahren und 
ftrenges Einjchreiten vermeiden zu können; er wollte daher zunächit 
verjuchen, wie weit mit einer Belehrung der Nenitenten zu fommen 
jet. Nur dürfe die Milde nicht als Unentjchlofjenheit und Schwäche 
erjcheinen, d. h, es müſſe das Geſuch um SKonitituierung einer fe 
parierten Gemeinde bejtimmt abgelehnt werden ?). 

Inzwiſchen fpißte ſich in Breslau der Konflikt immer fchärfer 
zu. Auch der Magiſtrat empfand aufs Beinlichite die Verzögerung 
der Entjcheidung und bat das Konfiftorium in einer von diefem 
dem Minijter überjandten Eingabe dringend um Beſcheid, was 
aus den juspendierten Predigern Scheibel und Thiel werden follte, 


1) Briefe Alteniteing an Schilden v. 8. Juli, 7. Dft., 15. Oft. 1830; 
Schildens an Altenjtein v. 2. Dft., 10. Oft. 1830. 
2) Ebenfo v. 15. Okt. 
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weil durch die anhaltende Vertretung die andern Geijtlichen über: 
lajtet und das Publikum in geipannter Erwartung fei'). Scheibel 
aber war am 7. September mit Thiel und Profeffor Huſchke zu: 
jammen nach Berlin gereift, um bier perjönlich ihre Sache zu ver- 
treten. Sie waren von Eylert?) und Neander empfangen, bei 
Witzleben und dem König aber nicht vorgelafjen worden. Nach ihrer 
Rückkehr nach Breslau aber hatten jie dort geäußert, fie hätten 
in Berlin die günftigite Aufnahme gefunden, und das Verfahren 
des Magijtrats, die Suspenjion Scheibels und Thiels, fei von 
höchſten Staatsbeamten gemißbilligt worden ?). 

Es folgten neue Eingaben der Gemeinderepräjentanten, unter 
denen Steffens an erjter Stelle jtand, an den König und jcharfe 
Verhandlungen zwijchen den Separierten und Konfiitorium und 
Magijtrat. Der Magiftrat blieb fejt auf dem Standpunkt, Scheibel 
jei nicht juspendiert, weil er die Union nicht angenommen habe, 
fondern weil er die Agende ablehne. Bis der König entfchieden 
haben werde, ob Scheibel der Gebrauch der neuen Agende er: 
lajjen werden könne, oder Scheibel jich entichließe, fie anzunehmen, 
wie died von andern der Union nicht beigetretenen Breslauer 
Geiftlichen geicheben fei, fünne der Magiſtrat Scheibel die Wieder: 
aufnahme jeiner amtlichen Funktionen nicht gejtatten ?). 

In einer Eingabe Scheibels an den König jelbit erklärte er 
offen, er dürfe das Amt nicht länger unterlafjen, das Jeſus Chriſtus 
und die Gemeinde von ihm fordre, und fühle ſich verpflichtet, 
troß der Suspenjion den Gemeindegliedern, die e8 verlangten, das 
Hlg. Abendmahl zu veichen ®). 

Ueber die Eingaben der Gemeinderepräjentanten, die als 
folhe natürlich nicht anerfannt murden, hatte Altenftein den 
Bericht des Oberpräjidenten erfordert. Er lief am 25. Nov. 1830 
ein. Die Zahl der Anhänger Scheibels jchägte Merkel auf etwa 
1000; e3 feien auch Leute aus höheren Ständen darunter. Je 

1) 29. Oftober 1830. 

2) S. deſſen Gharafterzüge, III, 2. ©. 115 ff. 

3) ©. alles Nähere in der Unionsgefch. Bd. 2. 

4) Nefolution v. 23. Nov. 1850. A. a. D. ©. 138 ff. 

5) 3. Nov. 1830. N. a. ©. S. 132. 
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länger der Entjcheid des Königs ausbleibe, dejto mehr würde fie 
wachfen. Störungen der öffentlichen Ordnung erwarte er auch 
dann nicht, wern gegen Scheibel und Thiel ernitlich eingeichritten 
wirde. Die in der Ordre vom 6. Oftober ausgedrüdte Hoffnung 
des Königs, es werde gelingen, die beiden Widerfacher durch Be: 
lehrung zu überzeugen, könne er, Merkel, nicht mehr teilen. Denn 
er habe dies durch; Mittelmänner und perfönlich vedlich verjucht. 
Aber Scheibel verachte alle Geistliche, die andrev Meinung feien, 
und fein ftundenlanges Zureden habe er infolent zurücgewiefen. 
Er, Scheibel, bleibe dabei: wer die Naende annehme, werde 
dadurch ein Neformierter und fei fein wahrer Chriſt mehr. Nicht 
nur den Ritus des Brotbrechens, fondern die ganze Ngende ver: 
werfe er als uniert. Ebenſo verwerfe er das jus liturgicum des 
Landesherrn, jchon das Publikandum im Vorwort mache es ihm 
unmöglich, die Agende anzunehmen. „Sie wollen Separation und 
eigne Kirche, zu der fie jchon jammeln.“ Ihr Hauptzweck fei 

die altlutherifche Konfeſſion, wie fie glauben: in ihrer urfprünglichen 
Reinheit und Nechtgläubigfeit und für fich beitehend als befondre Kirche 
dem Staat gegenüber und troß demfelben aufrecht zu erhalten und fomit 
über denfelben den Sieg Davon zu tragen zum öffentlichen Beweiſe, daß 
der Staat in Firchlichen Dingen durchaus dem Klerus unterworfen fei. 
An diefem Siege iſt Alles gelegen. 

Merkel erklärt fich deshalb aufs bejtimmtefte dagegen, daß 
den Separierten eigner Gottesdienft in eigner Kirche bewilligt 
werde: die Sache der Agende muß zum Ziele gebracht, die Ein- 
beit der evangelifchen Gottesverehrung feitgehalten werden. Diefe 
Einheit aber 
fann nicht bejtehen in einem ein gleiches Belenntnis erziwingenden Dogma, 
wodurch die vergängliche Menfchenfagung eine göttliche Autorität fich an- 
maßt, wohl aber in einer Kirchenordnung. Als Menſch und als Staats- 
bürger mehr als irgend einer geneigt, jedem Einzelnen die freie Ausübung 
feiner Gottesverehrung, wie er fich folche auch jelbjt ausprägen mag, zu 
gönnen, kann ich gleichwohl als Staatsdiener meine pflichtmäßige Meinung 
nur dahin äußern, Daß es mir die höchite Zeit zu fein fcheint, den Wider: 
fpruch der Prediger Scheibel und Thiel und feiner Genojienjchaft, felbft 
auf die Gefahr hin, von einigen Eiferern auf kurze Weile des Angriffs auf 
die Glaubensfreiheit und des Gewiſſenszwanges beichuldigt zu werden, 
mit Ernjt und Feitigleit zu befeitigen, um das evangelifche Chriftentum 
und deſſen geiltige Einheit gegen das Priejtertum und die wahre chrift: 
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liche Gewiſſensfreiheit gegen die ftarre Unduldfamleit wörtlich ausgeprägter 
dogmatifcher Unfehlbarkeit ficherzuftellen. 

Auf Grund diefes Berichts erließ der Minifter an das Kal. 
Konfiftorium zwei Verfügungen (13. Dez. 1830), die eine den Be: 
fcheid auf die Eingabe der ſog. Repräfentanten, die andre auf 
Scheibeld Eingabe an den König enthaltend. Sie find wörtlich 
in die Konftjtorialverfügungen vom 24. Dez. 1830 aufgenommen '). 

Der Scheibel betreffende Erlaß ftellt diefem in Ausficht, daß, 
wenn er die Über ihn verhängte Suspenfion nicht anerfenne und 
durch fein Benehmen zu der geringjten Störung der Ordnung 
Anlaß gebe, gegen ihn als einen Gegner der bürgerlichen Ord— 
nung die bejtehenden Strafgefege unnachfichtlich in Anwendung ge: 
bracht werden würden. 

Wichtiger iſt die Verfügung betr. die Profeſſoren Steffens, 
Huſchke und Gen. Sie zeigt, daß Altenftein die Bewegung ganz 
richtig erfannt hatte. Er nennt die Polemik der Petenten gegen 
Agende und Union unverhüllt einen Borwand ihres feparatijtijchen 
Strebens. Wenn er fich freilich zum Beweije der vollen Verträg: 
lichfeit der Agende mit dem Iutheriichen Glauben nicht nur auf 
ihre allgemeine Einführung, jondern auch darauf beruft, fie fei 
in der Iutherifchen Kirche durch deren firchliche geordnete Behörden, 
die Konfijtorien, unter verfaffungsmäßiger Einwirkung der Geijt- 
lichfeit und der Gemeinden angenommen worden, fo ift dies an: 
geſichts des tatjächlichen Hergangs eine fühne Behauptung. Aber 
gewiß war zutreffend, wenn das Minijterium in dem jeltfamen 
Antrage die unruhigen Beitrebungen des Separatismus erkannte, 
der ſich anmaße, allein die wahre Kirche darzuftellen, während alle 
andern im Abjalle begriffen feien. Der Minifter jprach, jich aus: 
drüdlich auf die KO vom 6. Oftober berufend, den feiten Ent: 
Ichluß aus, diefem Abjonderungsgeift fräftig entgegen zu wirken, 
und lehnte deshalb den Antrag auf Gejtattung der Bildung einer 
felbftändigen Gemeinde rund ab. 

Altenjtein war ſich darüber nicht im unklaren, daß dieſe 
Verfügungen das Feuer nicht löfchen würden. In einem vertraue: 


1) A. a. O. S. 157 f., ©. 161. Die erjtere auch bei Steffens, Bd. 10, 
S. 183 f. 
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lichen Schreiben vom gleichen Datum an den Oberpräfidenten trug 
er diefem vor, es würde fich wohl nicht vermeiden laſſen, Scheibel 
feines Amtes als Geijtlicher zu entfegen, und er könnte dann auch 
in Breslau nicht Profefjor bleiben. Aber Altenftein war bereit, 
ihn an eine andre Fakultät, etwa nach Halle, zu verfegen, wenn 
er jelbjt dies beantragte. Er hoffte, Merkel würde ihn dazu be: 
wegen können. Zum Schluß jprach er nicht nur dem Konfiftorium 
und dem Magiftrat für ihr angemefjnes und würdiges Verhalten, 
jondern auch Merkel wärmjten Dank für feine Haltung aus. Er 
fühlte wohl, daß die Breslauer Behörden mit den ergangenen Ver: 
fügungen nicht ganz zufrieden fein würden, fie hätten wahrjcheinlich 
jtvengeres Eingreifen gewünſcht, aber: „die erheblichiten und un: 
erläßlichiten Gründe veranlaffen mich, in diefem Augenblic noch 
den mildeften Weg auch bei jo weniger Hoffnung eines Erfolges 
einzuſchlagen“. 

Steffens ſuchte der Miniſter in einem perſönlichen Schreiben 
zu gewinnen’). Sehr geſchickt trennte er darin ſeine Sache von 
der Scheibels und jtellte bei diefem den unehrerbietigen und uns 
gehorjamen Widerfpruch gegen König und Obrigkeit in den Vorder: 
grund, was auf Steffens’ Haß gegen die Demagogen berechnet 
war. Ueber das Berhältnis der Agende zur lutherischen Kon: 
feſſion fchrieb er: 

Nicht für Die unierte Kirche ift die Agende angenommen worden, fon: 
dern für die Kirchen Iutherifcher und reformierter Konfefjion, und feine 
von beiden hat die Abficht gehabt, ihren Glauben zu verändern und zu 
der andern überzugehen. 

Der Miniiter konnte wohl hoffen, daß Steffens ſich von der 
unbegreiflichen Gemeinjchaft loslöjen würde; hatte Steffens doch 
in einem Briefe vom 1. Dezember ausdrücklich gebeten, die Aus: 
jchreitungen einzelner Fanatifer nicht der Gejamtheit der Breslauer 
Lutheraner anzurechnen. Auch zeigen ja feine Lebenserinnerungen 
deutlich, daß er eigentlich in jene Bewegung nicht bineinpaßte 
und ſich in ihr von Anfang an nicht behaglich fühlte). Aber 


1) 15. Dezember 1830. 
2) 8b. 10, ©. 144 ff, 166 f., 206, 225. — Die Erzählung von Steffens 
ift verworren und 3. T. einfach unrichtig. Der Vorwurf eines Zufammen: 
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eben weil fein Anfchluß daran nicht ſowohl aus fachlicher Ueber— 
zeugung, als aus perjönlicher Anhänglichfeit und Treue gegen 
Scheibel hervorgegangen war, mußte er nach einem Ausweg aus 
jeiner unbehaglichen Situation fuchen, bei dem er dieje Treue 
halten konnte. Er bat am 12. Januar um Entlafjung aus feiner 
Profeffur, „um einen Ort aufzufuchen, wo fein veligiöjes Be— 
fenntnis noch Kicche, Altäre und eigne Prediger fände”. Der 
Minifter wandte auch) auf dies Geſuch „sein Syitem”!) an, es 
zur Abkühlung einftweilen liegen zu lajjen. 

Inzwiſchen hatte die Teilnahme des Kronprinzen und feine 
unverhohlene Entrüjtung Über die Bedrücdung der Breslauer Se: 
paratijten?) ein neues Moment in die Verhandlungen hineingetragen. 
Er hatte — ob etwa durch jeinen Günjtling Steffens?) beein: 
flußt? — bei dem Könige angeregt, zur Schlichtung der entitan- 
denen Streitigfeiten Schleiermacher nad) Breslau zu entjenden 
oder ſogar zum fchlefifchen Generalfuperintendenten zu ernennen. 
Eylert fondierte Schleiermacher, wie er jich zu einem folchen Auf: 
trag jtellen würde, und da er wenigitens feine völlig ablehnende 
Antwort erhielt, und da auch der König dem Verſuch geneigt 
chien, empfing Schleiermacdher anfang März 1831 durch Neanders 
mündliche Vermittlung Aitenjteins Auftrag, ſich gutachtlich über 
die Sache zu äußern?). 

Scjletermacher erkannte jofort, daß die Sache höchſt fchwierig 
fei, und daß die einfeitige Gunjt des Kronprinzen jeden Verſuch 
zur Beilegung des Zwiſtes vergeblich machen werde. Er hatte, 
wie es jcheint, auch feinen rechten Glauben daran, daß es gelingen 
fönnte, den Kronprinzen von diejer Haltung abzubringen ), und 
er hielt es doch für unumgänglich notwendig, daß diefer fich zu 
der Anficht der Regierung öffentlich befenne, eine fürmliche Se— 





hangs mit der Julirevolution (S. 193) ift ihm nie gemacht und nie von 
ihm zurückgewieſen worden. 

l) Schleiermadheran Gaß, S. 297. 

2) Vgl. Eylert Brief an Schleiermacher, 2. in Br. IV, ©. 431. 

3) Bd. 10, ©. 218, 

4) Die Korrefpondenz findet fih in 2. in Br. IV, ©. 488—49. 

5) Eylerts Wunfch, der Kronprinz möge fich von Schl. perfönlich Bor: 
trag halten laſſen, iſt m. W. nicht in Erfüllung gegangen (a. a. D. ©. 49%). 


268 Kapitel 7. 


paration nicht geitatten zu wollen. Es Fönnte auffallen, daß 
Schleiermacher fich hierbei jo fcharf aegen Separation ausipricht, 
aber wir wijjen jchon, daß er mehr und mehr erkannt hatte, das 
amerikanische Kirchentum dürfe auf deutfchem Boden nicht al3 vor: 
bildlich betrachtet werden, und das Ziel der Entwidlung dürfe 
nicht in weitergehender Zerjplitterung, fjondern in PDarftellung 
einer, aber ganz freien Kirche gejucht werden. Die Konfequenz 
war, innerhalb der firchlichen Ordnungen jeden auch nur jchein- 
baren Grund zur Separation wegzuräumen. Dies war die Tendenz 
feines Gutachtens'). Er empfahl furz gejagt die Gejtattung der 
alten Wittenberger Abendmahls: und Taufformulare, und zwar 
generell für alle Gemeinden, die darnach begehrten, und die Mil: 
derung der über Scheibel und Thiel verhängten Suspenfion. Zu— 
gleich wies er auf den Weg hin, Scheibel an eine andre Uni: 
verjität zu verjeßen. 

Altenftein war mit dem erjten Vorjchlag einverftanden, hoffte 
auch die Zuftimmung des Königs dafür gewinnen zu fönnen; je 
doch wollte er dieſe Konzeifion nur von Fall zu Fall gewährt 
wiffen; gegen die Milderung oder Aufhebung der Suspenfion hatte 
er die jchwerjten Bedenken. „Ich fürchte überhaupt, daß durch 
die Annahme der Vorfchläge der Widerftand erſt vecht bervorge- 
rufen wird *?). Die Befürchtung war, wie die Folge zeigt, wohl 
begründet. 

Altenjteins Brief wurde von Neander Schleiermacher mit: 
geteilt und gab ihm Anlaß zu einer zweiten ausführlichen Aeuße— 
rung’). Er motivierte darin feine Vorſchläge noch einmal ein- 
dringlich aus der erforderlichen Rückſicht auf die bedrängten 
Gewiſſen des aus Anhänglichkeit an das Alte opponierenden Teils 
der Gemeinde. Es jchien ihm unbedenklich, eine Abjonderung 
in gottesdienftlihen Gebräuchen innnerhalb der Kirche zu 
geſtatten. 


Das Gedeihen der Union in einer Provinz, wo die Reformierten 
ſparſam und zerſtreut ſind, beruht vornehmlich auf dem Uniertſein der 





1) A. a. O. ©. 495; vom 20. März 1831. 
2) Altenjtein an Neander 25. März 1831. 
3) Nicht in 2. in Br. Vom 8. April 1831. 
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theologifchen Fakultät und dem von ihr ausgehenden Einfluß auf die 
fünftige Geijtlichfeit und nächſtdem auf dem Einfluß, den der bejjer unter: 
richtete, vom Koch des Buchitabens befreite Teil der evangelifchen Ge: 
meinden auf die Jugend ausübt. Die jebigen Diffidenten werden von 
ihrem Eifer allmählich dejto mehr ablafjen, je weniger gegründete Urfache 
fie haben, fich über Gewiſſensdruck zu beflagen. 

Anderjeit3 aber dürfe niemals eingeräumt werden, daß Die: 
jenigen Geijtlichen, melche die Agende angenommen haben oder 
der Union beigetreten find, dadurch ihrem Bekenntnis, jei es num 
das lutheriiche oder das reformierte, untreu geworden wären, 
denn jede Einräumung diejer Art würde die ganze unierte Geijt: 
lichfeitt aufbringen und eine Berwirrung in der Landeskirche an: 
richten, für welche wohl nicht leicht ein Sterblicher die Verant— 
wortung übernehmen möchte. 

Altenftein war von diefer Darlegung nicht überzeugt. Er 
bielt dafür, daß es den Difjentierenden eben auf die Abjonderung 
von der Kirche anfomme, — womit er bei dem Gros gewiß recht 
hatte —, und daß es jehr gewagt fei, auch nur das geringite 
Recht dazu anzuerkennen. jedenfalls wollte er nicht weiter gehen, 
al3 zur Gewährung perjönlicher Konzejfionen. Trotzdem er alio 
nicht ganz mit Schleiermacher einverftanden war, war er doch be: 
reit, ihn zu perfönlicher Einwirkung auf die Difjentierenden zu 
deputieren, und beauftragte Neander, die nötigen Verfügungen zu 
entwerfen). 

Es iſt nicht zu Schleiermachers Sendung gekommen, und wir 
dürfen uns defjen- für ihn nur freuen. Denn zu klar batte fich 
bereits herausgeitellt, daß die Heritellung des Friedens auf Die: 
ſem Wege unmöglich war. Mag fein, daß die von Schleiermacher 
empfohlenen klaren und offnen agendarischen Konzeſſionen Die 
Poſition der Behörden vor der rffentlichfeit und den Nach: 
lebenden verbejjert hätten: über die Notwendigkeit einer grund 
fäßlichen Entjcheidung über das Necht der Separation fonnten fie 
der Regierung nicht hinüberbelfen. Zwar war es eine ſtarke Un— 
terftügung von Schleiermacher8 Standpunkt, daß der Eine der 
beiden juspendierten Prediger, Thiel, fich bereit erklärte, die Agende 

1) Altenjtein an Neander, 22. April 1831. N. an Schl.: &. in Br. IV, 
©. 49. 
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anzunehmen, wenn ihm die alten Abendmahlsgebete geftattet wür— 
den, und darüber mit dem Konfiftorium und Minifterium ins 
Einverjtändnis gelangte. Aber die Hoffnung des Minifters, durch 
ihn die Breslauer Separierten trennen zu können, jchlug fehl: 
Thiel hatte ſchon neben Scheibel nichts bedeutet, vollends nicht 
gegen ihn. Er jelbjt hatte vor Scheibel einen folchen Reſpekt, 
daß er Neander dringend bat, doch ja feine Korreipondenz mit 
dem Minifterium vor Scheibel geheim zu halten !). 

Am 18. April war Scheibel abermald nad) Berlin gereift. 
Sein Wunfch freilich, vom Könige empfangen zu werden, erfüllte 
fih nicht. Strauß, an den er fich fchon im Januar mit der Bitte, 
folches zu vermitteln, gewandt hatte, verjagte fich ihm. Dagegen 
hatte Scheibel Unterredungen mit Neander, Eylert und Altenftein. 
Dabei iſt nun, wie Scheibel jelbit erzählt ?), von Konzeffionen ge: 
redet, und durch die Räte des Minifterd die Gangbarfeit des von 
Scleiermacher empfohlenen Weges geprüft worden. Das Reful- 
tat war völlig negativ. Neander legte Scheibel nicht nur die fog. 
Sächſiſche Agende, jondern auch die nur handjchriftlich vorhan- 
dene Sammlung liturgischer Formulare dev Eliſabethkirche vor 
mit der frage, ob Scheibel bisher dieje Formulare gebraucht habe >). 
Der Sinn der Frage war, ob durch Geftattung derjelben Scheibel 
fich befriedigt erklären wolle. Darauf entgegnete Scheibel*), aller— 
dings feien die überjandten Formulare die bisher von ihm ges 
brauchten : 

Doch muß ich Ew. Hochwürden, mich berufend auf meine mündliche 
Erklärung, nochmals bezeugen, daß das Vergönnen dieſes ganzen Kirchen 
buches felbjt als Agendennachtrag oder der Wittenberger Agende noch 
nicht die lutherifche Kirche ausmache oder erhalte. Aber eben darum 
handelt e8 fich, indem alle® andre davon abhängt, vorzüglich. Diefe 
Kirche, ihre Selbjtändigfeit und vollflommene Eigentümlichkeit, mit alle 
dem, was fie, geitügt auf die Ausiprüche der H. Schrift darüber, über 
firchliche Gemeinschaft und Nichtgemeinfchaft als Belenntni3 in ihren 

1) Altenjtein an das Konfistorium 24. März 1831; an Merkel am gl. 
Tage; Thiel an Neander 13. April 1831. 

2) Gejchichte, I S. 259. 

3) Gefchichte II, ©. 177 f. 

4) Diefe Schreiben vom 26. und 29. April 1831 nicht in der „Ge— 
ſchichte. 
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ſymboliſchen Büchern aufgeſtellt hat, iſt meinem Gewiſſen ſo teuer, daß 
nur göttliche H. Schrift mich widerlegen kann, wie ich dies bereits 1819 
in meiner Schrift Allgemeine Unterſuchung über chriſtliche Verfaſſungs— 
gefchichte« geäußert habe. 

Und abermals: Ganz allein von der Frage kann für mich die Rede 
fein: darf noch eine lutherifche Kirche im Preußifchen Staate fein oder 
nicht ? 

Das war allerdings deutlich und bewies, daß mit liturgi- 
chen Zugeitändnifjen hier nichts zu erreichen fei. Und die Bres— 
lauer Repräjentanten jchlojjen ſich diefer Stellungnahme mit feier- 
lihem Proteit an: ihr Gemijjen könne nur durch wirkliche reine 
Sonderung ihrer Kirche zufriedengeitellt werden!). Zugleich aber 
ſetzte Scheibel auf diefe Erklärung den Trumpf, daß er dem Mi— 
niſter „Wünfche der lutherischen Gemeinde“ mit ausführlicher Be— 
gründung überreichte, worin er mit klaren Worten eine ſelbſtän— 
dDige, durch die Gemeinde mittels Presbyterialverfafiung zu regie— 
rende Kirche forderte?). In dieſem Schriftitüd tritt nun ganz deut: 
lich hervor, daß die treibende Kraft der Bewegung der jeparatijtifche 
Pietismus war, der die echte und veine Gejtalt der religiöjfen Ge: 
meinjchaft allein in Konventifeln zu erfennen vermag, und daß 
diefe Tendenz nur in höchſt Fünftlicher Weiſe mit Iutherijchem 
Konfeiftionalismus verfoppelt, ja in blinder Verkennung ihres Ur: 
ſprungs in die lutherifchen jymbolifchen Bücher hineingelejen war. 

Es konnte faum andres die Folge fein, als daß Altenitein 
durch dieſe Borftellungen bewogen wurde, von jeder Konzefjion 
abzujtehen, zumal auch der Oberpräfident in wiederholten Schrei: 
ben?) jolche dringend widerriet. Altenſtein forrejpondierte dar: 
über mit Schilden. Er unterjtügte Merkels Anficht mit dem Hin- 
weis auf die ungemefjene Steigerung der Forderungen Scheibels 
und feiner Anhänger, indem jie „verlangen, daß das Dogma einer 
ganz jreien, vom Weltlichen ganz unabhängigen Kirche anerkannt 
werde”. Aber man merkt dem Schreiben Alteniteins doch an, 
daß er vor einem bejtimmten Vorgehen zurücticheut, und zwar 
wegen des Kronprinzen, Merkel und Schleiermacher ſeien der 


1) 4. Mai 1831; Gefch. S. 181. 
2) 1. und 16. Mai 1831; a. a. O. ©. 177, 179, 182 ff. 
3) Merkel an Altenjtein, 17. 18. April 1831, 
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Anficht, daß Scheibel fich fügen würde, wenn er auf feine bejon: 
dere Unterſtützung mehr zu rechnen habe. Aber Altenjtein wagt 
nicht zu hoffen, daß diefe Bedingung in Erfüllung gehen werde. 
Es gebe auch einen höheren Standpunkt, von dem aus mit Recht 
eine neue Gejtaltung der Kirche gefördert werde; wenn der König 
bejtimme, fünne er fich auch dazu erheben '), — man fieht, Alten: 
jtein war nicht ficher, wie weit der Einfluß des Kronprinzen bei 
dem König reichte, und wollte fich nicht zu weit vorwagen. 

Da mußte es ihm denn ficher willfommen fein, al$ er am 
8. „juni eine Ordre des Königs empfing, worin ihm dieſer eine 
dringende immmediate Eingabe des Breslauer Oberbürgermeijters 
von Kospoth um endliche Entjcheidung ?) zufandte mit dem Bes 
fehl, der Sache müfje notwendig binnen furzem ein Ende gemacht 
werden. 

Darauf eritattete der Minijter ausführlich Bericht’). Er 
fchilderte den Berlauf der Bewegung und die von ihm bisher ge: 
tanen Schritte und stellte möglichit fcharf heraus, daß es Scheibel 
auf eine vom Landesheren völlig unabhängige, nad) republikani— 
schen Grundjägen geformte Kirchenverfaſſung anfomme. Dies 
Verlangen ſei allen Freunden der pietiftijch:feparatiftiichen Bewe— 
gung an allen Orten gemein, und es ſei jehr wahrjcheinlich, daß 
Scheibels Vorſtoß, wenn er gelingen follte, vielfältige Nachfolge 
finden würde. Durch Nachlaffungen werde nichts zu erreichen 
jein, es bleibe nur übrig, die Kraft der Geſetze geltend zu machen. 
Um aber das Gebot der Milde dabei nicht zu verlegen, empfahl 
der Mintiter, Scheibel zwar bei fortgejegter Halsjtarrigfeit aus 
feinem geiftlichen Ante zu entheben, ihm aber — nad) Schleier: 
machers Vorſchlag — die Verjegung als Profeſſor in eine andere 
Fakultät anzubieten. Auch gegen den Paſtor Berger in Her— 
mannsdorf bei Breslau, der jeit Scheibels Suspenftion den Mittel: 
punft der Separierten bilde, werde wohl zulegt die Amtsent: 
ſetzung verfügt werden müjjen. Bei der Mafje ihrer Anhänger 


1) Altenjtein an Schilden, 22. April 1831. 
2) 3. 30. Mai 1831. 
3) 30, Juni 1831; f. unter den Beilagen Nr. 18. 
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aber dürfe einjtweilen noch abgewartet werden, was fie dann tun 
würden. 

Der König genehmigte Altenjteins Anträge am 4. Juli 1831. 
In einem Punkte aber verichärfte er fie: er fand es nicht wür: 
dig, Scheibel amtlich eine Verſetzung proponieren zu lajjen und 
jtrich den darauf bezüglichen Bajjus der vorgelegten Refolution !). 
Altenjtein ließ darauf dieſen Vorſchlag Scheibel durch private Ver: 
mittlung von Strauß zugehen — jedoch vergebens, Scheibel lehnte 
ihn jchroff ab?). 

Wie der Minijter ſelbſt erwartet hatte, jpißten fich die Ge— 
genjäge in Schlefien durch die ergangenen Verfügungen weiter zu. 
Die Nepräfentanten und Scheibel richteten neue Bittjchriften an 
den König’), auf die fie feine Antwort erhielten. Da die Ge— 
meinde Thiel al3 abgefallen anſah, da Scheibels Suspenjion jtreng 
durchgeführt wurde, da endlich auch der Bejuch von Herrmanns- 
dorf und der dortigen Gottesdienjte des Paſtor Berger wegen 
der Choleragefahr geiperrt wurde, war die „Gemeinde“ aller getit- 
lichen Kräfte beraubt. Ste jchritt, durch Scheibel beraten, zu 
Privatgottesdienjten und zur Saframentsverwaltung durch Laien *) 
und jtellte dDadurc) die Behörden vor eine neue, jchwerwiegende 
Frage. Zugleich breitete jich die Bewegung aus. Die Gemeinde 
in Herrmannsdorf war durch ihren Paſtor äußerjt erregt’). In 
Freyſtadt weigerte jich dev Paſtor Hirichjeld, weiterhin die Agende 
zu gebrauchen®). Gleiches war jchon vorher von dem Paſtor 
Lyſius in Wölkau gemeldet’). Der König befahl Einleitung des 
Verfahrens zwecks unfreiwilliger Emeritierung. Bon mwachjenden, 
aufgeregten Konventifeln berichtete auch das Brandenburgijche 
Konfiftorium aus dem Kreiſe Züllichau*). Einen Förderer fand 


1) Minift.:Verf. v. 13. Juli 1831 an Scheibel; Konſ.-Verf. an die Ne: 
präfentanten v. 26. Juli 1831; Geſch. ©. 198 ff. 

2) AUltenjtein an Strauß, 14. Juli 1831; Gefchichte I, S. 284. 

3) A. a. O II, S. 197 ff. 

4) A. a. O. l, S. 270 ff. 

5) Altenſtein an Schilden, 24. März 1832. 

6) KO v. 26. Auguſt 1831. 

7 KO v. 28. Oftober 1830, 

8) 24. September 1831. 

Foerſter, Entftehung ber preuß. Nandestirche. II, 18 
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die Bewegung in Breslau in dem Miffionar Deutſch der Lon- 
doner Judenmiffionsgejellichaft '). 

Warum hat es dennoch bis zum Mai 1832 gedauert, bis die 
längit unvermeidliche Enticheidung gegen Scheibel fiel? Zunächſt, 
weil Altenjtein wohl immer noch hoffte, die Bewegung würde ſich 
wieder verlaufen, und weil er den Ausfall eines vom König per: 
fönlich unternommenen Verſuchs zur Schlichtung des Streit3 ab» 
warten mußte. Der König hatte ins Auge gefaßt, eine öffent: 
liche Erklärung über Union und Agende zu erlaſſen — in wel: 
chem Sinne, wird fich joaleich zeigen. Altenftein war dies jehr 
bedenklich erjchienen. In einer eigenhändigen Darlegung?) über 
den jegigen Standpunkt des Streits und die Mittel, ihn beizu— 
legen, trat er diefem Gedanken entgegen. Er jchilderte das bis- 
ber beobachtete Verfahren bis in alle Einzelheiten. 

Es ergibt fich hieraus, daß Dem Prof, Scheibel und jeinen Anhängern 
nach dem jedesmaligen Standpunkt alles gelagt, erklärt und angeboten 
worden ijt, was nur immer möglich war, ohne den Zweck aufzugeben, die 
Ordnung berzujtellen. Es tjt rätlich und Pflicht, diefen Weg auch ferner 
zu verfolgen, und je mehr den Verirrungen z. T. wenigitens gewiß höchit 
achtbarer Männer mit Ernjt entgegengetreten wird, alles aufzubieten, um 


die Gemüter zu beruhigen, Vorurteile zu bejeitigen und bloße Mißver— 
ftändnifje zu heben. 


Allein, ehe dies gejchehe, müffe man eine Weile die Wir: 
fung der legten Maßnahmen abwarten. 

Wenn der Prof. Scheibel und feine Anhänger, wenigjtens ein Teil 
derjelben fich nicht fügt, jo wird es an Veranlaffung nicht fehlen, durch 
Erflärungen und beruhigende Aufforderungen einzumirten, und es wird 
verfucht werden müffen, wenn auch die Wirkung jehr zweifelhaft fein 
dürfte. 

Mehr als von öffentlichen Erklärungen hofft Altenftein von 
der Zeit, zumal ev nicht annehmen mag, daß Männer, wie Stef- 
fens und Hujchke, fich weiter auf ihrem Wege verrennen werden, 
und glaubt, daß die Notlage der Separierten fie von felbit zu 
neuen Anträgen treiben wird: 

Menn diefer Fall eintritt, dann wird es an der Zeit fein, an fich fo 


1) Bericht Merkels 9. März 1832. Weiteres über die Verbreitung 
der Bewegung bi Wangemann, 7 B, II, ©. 17 ff. 
2) V. 23. Auguſt 1831. 


Die Ausprägung des Belenntnisftandes zc. 275 


ahtbaren und in dem lebhaften religiöfen Gefühl nur irre geleiteten 
Männern entgegen zu fommen und ihnen die Rückkehr zur Rirchengemein- 
Schaft möglichit zu erleichtern. Die Art, wie jolches am beiten gefchehen 
fann, wird fich erit aus ihren Anträgen und Erklärungen ergeben. Es 
wird ihnen zur Beruhigung ihres Gewiffens und zur Sicherjtellung ihres 
religiöjen Bedürfniſſes jede Erklärung und Zuficherung gegeben werden 
können, welche mit der Aufrechterhaltung der Agende und der Union ver: 
einbarlich iſt. Haben fie wirklich eine beſſere Ueberzeugung durch eine 
unbefangene Würdigung des ganzen Streite® und feines jegigen, für jie 
fo bedentklichen Standpunftes gewonnen, fo ift es nicht nötig, fie erjt durch 
eine Erklärung zu belehren. Es fommt bloß darauf an, fie zu beruhigen 
und ficherzujtellen. Sie werden felbit feine Erklärung verlangen, welche 
mit dem, was in der Agende oder in der Union fejtiteht und anerlannt 
ift, in Widerfpruch jtehen würde oder wenigitens zu Mißverjtändnifjen 
Beranlaffung geben könnte. Es ijt bei einem mit folchem Auffehen, nament- 
lich über die Augsburgifche Konfeſſion und die Belenntnisichriften ge 
führten Streit, bei jeder öffentlichen Erklärung viele Vorficht nötig und 
wohl rätlich, in dieſer Beziehung der Augsburgischen Konfeljion und der 
Belenntnisichriften überhaupt, ſowie der Heiligen Schrift nur fo zu ge: 
denfen, wie folches die Agende und zwar namentlich bei der Ordination 
mit gutem Vorbedacht vorzeichnet. 

Es kann wohl feine Mühe zu groß und fein Opfer zu bedeutend fein, 
um auch nur ein einzelnes wahrhaft religiöjes Gemüt zu beruhigen und 
möglichjt in feinem Gewiſſen zu befriedigen, allein es darf durch die Art 
der Beruhigung der Friede der Kirche und die Ruhe fo Vieler, die ich 
folcher treu bingegeben und den von folcher Angeregten mit Vertrauen 
angeſchloſſen haben, feiner Gefahr ausgejegt werden. 

Der König wählte mit Rückſicht auf dieſe Vorftellung einen 
andern Weg: jtatt einer öffentlichen Erklärung den einer privaten 
Ausiprache. Er beauftragte einen feiner Vertrauten, den General 
von Thile, durch Vermittlung von Kottwis den Breslauern jeine 
Anfichten über Agende und Union fundzutun. Es geichah dies 
in einem vom Könige gebilligten Brief Thiles an Kottwig vom 
5. Februar 1832, den diejer — ohne den Schreiber zu nennen — 
den Breslauern zuftellte!). Die darin entwidelten Anfichten jind 
die in den jpäteren Kämpfen mit den £onfejitonellen Lutheranern 
in der Union zur Geltung gelangten: dem berechtigten Berlangen 
nach lutherisch-ymbolmäßiger Predigt und Sakramentsverwaltung 


tut die Agende nicht Eintrag, fie fichert ihm im Gegenteil Be- 


1) Wangemann, Kabpol. ©. 320, 363, 369; Scheibel, Gefch. S. 216. 
18* 
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friedigung. Die Abjonderung einer lutheriſchen Kirche von der 
unierten ijt unmöglich, weil dadurch alle vechtgläubigen Lutheraner, 
die die Union angenommen haben, des Abjalles vom Luthertum 
fchuldig erklärt würden. Die Agende ift gegeben zur Abwehr der 
befenntnisverlegenden Neologie und zum Echuß der Orthodorie. 
Ihre Freigebung würde indireft grade den Wationalijten und 
Anarchiften nügen. — Das Schreiben war völlig vergeblich, wie 
e3 nach unver Auffafjung des eigentlichen Streitpunfts fein 
mußte: der König hatte überfehen, was Altenftein und Merkel 
erfannt hatten, daß es den Separatiften nicht hauptſächlich um 
Agende und Union zu tun war, jondern um das Recht der Sepa- 
ration von der verunreinigten Kicche. Die Breslauer empfanden 
das Schreiben als eine Liſt, um in ihre Neihen Zwietracht zu 
ſäen). Selbit Kottwig gab nun, freilich widermwillig und unter 
Anklagen gegen die Behörden, die Verhandlung mit den Breslauern 
auf?). Er ſah von einer weitern Bertretung Scheibels ab, da 
fein Bemühen, ihn zur Mäßigung und kirchlichen Ordnung zurüde 
zuführen, vergeblich geweſen jei. 

Aber noch ein anderes Moment hinderte Altenjtein an raſchem 
Vorgehen: der Kronprinz. Er hatte dem König Borjchläge über 
die Behandlung der Separatiiten vorgelegt, die in feinem Auftrage 
der Geheimrat von Voß zufammengejtellt hatte. Sie find leider 
nicht erhalten, aber ſie müſſen im mejentlichen darauf gegangen 
fein, die Separation zu dulden und den Separierten eigne Geijt- 
liche zu gewähren. Der König aber lehnte fie ab. Er ließ Alten: 
ftein jchreiben, daß er auf die Wünſche des Kronprinzen nicht ein- 
gehe, der Minijter habe die Angelegenheit ganz feinen Anfichten 
gemäß geleitet. Er bitte ihn, auf diefer Bahn fortzufahren und 
wenn ſich Schwierigkeiten fänden, ſich unmittelbar an ihn jelbit 
zu wenden). Der Kronprinz wollte aber wenigitens Steffens aus 
der für ihn fo peinlichen Situation retten und erjuchte Altenjtein, 
jeine Verſetzung nad) Berlin zu bewirken. Der Mintjter ging 


1) Gefchichte, S. 276. 

2) Schilden an Altenjtein, 11. Februar 1832; Altenitein an Schilden, 
26. Februar 1832. 

3) Schilden an Altenjtein, 6. November 1831. 
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darauf bereitwillig ein, bat aber jeinerjeits den Kronprinzen, feinen 
Einfluß dafür einzufeßen, daß auch Scheibel in feine Verfegung 
nach Halle einwillige‘). Er erlangte auch des Königs Zuftimmung 
zu diefen beiden Maßnahmen ?). 

jedoch, auch dies jcheiterte an Scheibels Starrfinn. Nach— 
dem das Minifterium nochmals in zwei ausführlichen Verfügungen 
an ihn und die Nepräjentanten vom 28. Februar 1832 °) den 
Verſuch gemacht hatte, fie von dem Verlangen nach Anerkennung 
des Rechtes der Separation abzubringen, reichte Scheibel am 
14. März das Geſuch ein, ihm das bereits angedeutete Urteil — 
der Dienitentlaffung — jogleich iprechen und ihn zugleich aus 
feinem Amte al3 afademischer Lehrer entlaffen zu wollen: „Sch 
fann nicht mehr fünftige Lehrer für eine Kirche bilden, die in den 
Breußifchen Staaten nicht erijtieren darf” *). Altenftein fam dies 
Schreiben „nicht unerwartet, denn Scheibel iſt wirklich faum zu— 
rechnungsfähig und es ift nur höchſt traurig, daß er doch noch 
im vollen Befiß der Vernunft betrachtet werden muß”). Aber 
fiher war es ihm ſehr willkommen, ja vielleicht hatte fein Zu: 
warten nur den Zweck gehabt, dem Gegner den entjcheidenden 
Schritt zuzufchieben. Kam er doch jo um die Umftändlichkeit 
eines fürmlichen und gewiß Aufſehen erregenden Disziplinarver: 
fahrens herum. Er richtete fofort an den König das Gejuc, 
Scheibels Antrag, „Itatt der ihm bei fortgejegtem Ungehorfam an: 
gedeuteten Ordnungsitrafe und Unterfuchung ihn ſofort feiner 
Aemter als Archidiafonus und Profefjor zu entlaſſen“, zu geneh— 
migen®). Dies gejchah ſofort. Wenn aber Altenjtein gehofft 
hatte, damit den Schein zu erzeugen, als jei Scheibel freiwillig 
aus feinen Aemtern gefchieden, jo hatte er fich in der Zähigkeit 
feines Gegners verrechnet, Scheibel zwang ihn in einem lebten 
Schreiben, anzuerkennen, daß die Entlafjung aus dem Amte als 


1) Altenjtein an Schilden, 8. November 1831. 
2) Schilden an Altenftein, 11. Februar 1832. 
3; Geſch. S. 225, 229 f. 

4) A. a. D. ©. 236. 

5) An Schilden, 17. März 1832. 

6) 17. März 1832. 
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Diafonus nur die mildere und raſchere Form der Amtsentjegung 
gemwejen jei!). 

Hier nun ſcheint es rätlich, die Erzählung zu unterbrechen 
und die Gründe der beiden Gegner für ihr Verhalten ab- 
zuwägen, Es iſt wohl nicht zu bejtreiten, daß der Minifter nach 
der KO vom 12. April 1822?) formell in der Lage war, Scheibel 
auch ohne föürmliches Disziplinarverfahren aus feinem Amte zu 
entlafjen. Freilich fällt auf, daß der dort vorgefchriebene Vortrag 
im Staatsminifterium unterlafjen it. Daß der Minifter fich 
befugt glaubte, die demagogijche Gefahr, wogegen die KO in 
erjter Linie gerichtet war, jo weit zu fallen, daß er jede Ab» 
weichung vom Worgejchriebenen darunter unterbringen fonnte, 
haben wir ſchon früher gezeigt. 

Mejentlich bedenflicher aber erjcheint das Verfahren Alten: 
jteins, wenn wir feine Nechtsgründe prüfen. Scheibel hatte am 
Heginn des Handels den Einwand erhoben, die Einführung der 
Agende jei vom Könige nur gewünscht, nicht befohlen. Die Nicht: 
erfüllung eines Wunſches aber fünne unmöglich eine jtrafbare 
Handlung darjtellen. Ganz ohne Grund war ja diefer Einwand 
nicht ?), aber er verjagte nach der Verfügung vom 24. Dezember 
1830. Diejer Fiktion, daß nämlich die Agende nicht geboten ſei, 
jtellten nun Miniſter und Oberpräfident eine andre gegenüber, 
wenn fie die Agende als eine „nach reiflicher Prüfung durch die 
firchlichen Bebörden der Lutheriſchen Kirche unter verfafjungs- 
mäßiger Einwirkung der Konfiftorien von der Gerjtlichfeit und 
den Gemeinden angenommene und durch die Landesherrliche Sant: 
tion zur unerläßlichen Ylorm erhobene” bezeichneten. So war 
doch der Hergang eben nicht gewejen! Und wo war denn eine 
Annahmeerklärung der Gemeinden? Diefer Formulierung des 
Minifters lag offenbar der Wunjch zugrunde, die Agende unter 
den Schuß des 5 48 TXITZALN zu Stellen, fie zu einem 
„kirchlichen Polizeigeſetz“ zu erheben, um den Widerjacher dagegen 
friminell belangen zu können, 

1) Gefch. II, ©. 244 ff. 

2) ©. o. S. 29. 

3) ©. o. ©. 19. 
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Damit jahen fi) nun Scheibel und feine Anhänger einem 
formell unangreifbaren Geſetz gegenübergeftellt, und fie konnten 
nicht mehr das Vorhandenſein, jondern nur noch die Befugnis 
des Geſetzgebers bejtreiten. 

Wir übergehen Scheibels Verſuch, den Erlaß der Agende aus 
ihrem Inhalt als Verletzung der durch den Weſtfäliſchen Frieden 
und andre Geſetze garantierten Religionsfreiheit des lutheriſchen 
Bekenntniſſes zu erweiſen. Es iſt längſt erkannt, daß dieſer 
Verſuch, die Agende als bekenntniswidrig hinzuſtellen, zumal nach— 
dem der (anfänglich vom Breslauer Konſiſtorium allerdings ge— 
übte) Zwang zur Ablegung der „lutheriſchen“ Spendeformel auf— 
gegeben war, mißglückt iſt. Scheibel hat nicht nur die Agende 
aufs gewaltſamſte und verſchrobenſte ausgelegt, ſondern feinen 
Beweis auch auf Material geftüst, das ganz privater Natur war, 
3. B. Heußerungen von Biſchof Sad und Eylert. Ebenjo halten 
wir uns nicht auf bei einer Prüfung der Theorien Scheibels 
und feiner Anhänger von firchlicher Verfafjung. Daß fie jich in 
einem Wahn befanden, wenn fie dafür die Autorität der ſym— 
boliichen Bücher de3 Luthertums geltend machten, wird wohl 
heute von niemand mehr bezweifelt. 

Dagegen können wir nicht beifeite lajjen, ob Scheibel und 
jeine Anhänger recht hatten, die Annahme der Union, d. h. die 
Erklärung der Zuläfitgfeit einer Abendmahlsgemeinjchaft zwischen 
Reformierten und Lutheranern, für fein Adiaphoron, jondern für 
einen Bruch des lutherischen Bekenntniſſes binzuftellen und dem: 
gemäß alle, die die Union angenommen hatten, binfort nicht mehr 
al3 Lutheraner anzuerkennen. So nämlich muß die Streitfrage 
formuliert werden, Die Regierung behauptete, man Eönne die 
Union annehmen und Lutheraner bleiben, mehr nicht; — Scheibel 
aber bejtritt, daß dies beides zugleich möglich ſei. Es handelte 
ſich alfo nicht in erſter Linie um die Beurteilung der Reformierten, 
fondern um die der Lutheraner innerhalb der Union. Mir jcheint 
nun unzmeifelhaft, daß in dieſer Kontroverje das Recht auf 
Sceibel3 Seite liegt: die Verpflichtung auf die ſymboliſchen 
Schriften der Iutherifchen Kirche jchließt wörtlich und jtrengge- 
nommen die Verpflichtung zur Verdammung der Neformierten, 
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zur Ablehnung der Eirchlichen, fonderlich der Abendmahlsgemein- 
Schaft mit ihnen ein. Lutheriſche Geiftliche, die die Union an— 
nahmen, jeßten die Verbindlichkeit der Verdammungen, die doch 
feineswegs nur Nebenfachen der ſymboliſchen Schriften find, ftill- 
jchweigend außer Kraft. Es war aljo eine ganz richtige Erfennt- 
nis, wenn das Minijterium im Jahre 1813 die Verpflichtung auf 
die ſymboliſchen Bücher aufgehoben hatte; fie iſt mit der Union 
unverträglich oder doch nur dann erträglich, wenn fie in einem 
jo freien Sinne aufgefaßt wird, daß ſie jede rechtliche Verbind— 
lichkeit verliert. 

Wenn dies nun aber jo ift, jo darf jchwerlich auch die 
weitere Frage verneint werden, ob die Breslauer Separierten das 
Recht Hatten, die Union nicht nur abzulehnen — darüber war 
fein Streit —, jondern aud) zu verdammen und die gottesdienitliche 
Gemeinschaft mit denen abzubrechen, die dieſe Werdammung ich 
nicht aneignen wollten. Site folgerten: Die Anhänger des luthe— 
rischen Lehrbeariffs, eingefchloffen die Berdammungen dev Nefor: 
mierten, find allein „die Lutheriiche Kirche”. Dieſer find die 
Rechte öffentlich aufgenommener Neligionsgefellichaften durch das 
pofitive Necht zuerkannt. Die Agende und das Landesherrliche 
Kirchenregiment fordern von uns, einen Teil diejes Lehrbegriffs 
aufzugeben. Daß wir dies nicht wollen, bietet feinen Nechtsarund, 
uns die Nechte einer öffentlichen Religionsgeſellſchaft abzufprechen. 
Wohl aber fünnen die andern binfort nicht mehr als Glieder dev 
Lutheriſchen Kirche angejehen werden, Sie haben ſich von ihr 
gelöft; nicht wir, ſondern fie find die Seftenbildner. — Wir 
verjteben, wenn die Behörden diefe Gedanken als Ausfluß eines 
dunfeln Fanatismus, eines bejchränften und abjtoßenden Kirchen— 
begriffs anjahen, aber dies Urteil durjte die rechtliche Betrachtung 
nicht beeinflufjen. Ein in den Grenzen feiner Idee fich bemwegendes, 
allein vom Intereſſe der salus publica geleitetes jtaatliches Kirchen: 
vegiment hätte fich darauf bejchränfen müffen, der antireformierten 
und antiunierten Polemik Schranken zu ziehen, aber e3 durfte den 
Breslauer Lutheranern nicht die Eriftenz als die vermeintlich allein 
reine lutherifche Kirche abjchneiden. 

Damit aber berühren wir den Hauptpunkt: der Kern des 
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Streites ift da3 Randesherrlihe Kirhenregiment, 
bejonders das landesherrliche jus liturgicum, Wir haben beobachtet, 
daß im Agendenjtreit das ftaatliche Rirchenregiment in das Landes» 
herrliche Kirchenregiment umgebildet iſt. Es bedeutete nun nicht 
mehr das Necht des Staates zur äußern Leitung der proteftans 
tifchen Neligionsparteien, auch nicht mehr die Pflicht des Staates, 
da3 religiöje Gemeinjchaftsleben, joweit feine Macht das vermag, 
zu ftüßen und zu pflegen, fondern das Recht des Landesherrn, 
als membrum praecipuum der Kirche ihre Innern Angelegenheiten 
zu ordnen und zwar unter Geltendmachung feiner Machtmittel als 
Staatsoberhaupt. Darin aber lag die Forderung, den für feine 
Perſon nominell reformierten König als Repräfentanten der luthe- 
rischen Kirche in ihren innern Angelegenheiten anzuerkennen. Das 
Landesherrliche Kirchenregiment ift ja nicht aus dem Weſen des 
Staates abgeleitet, wie das im alten Proteftantismus und im 
Territorialismus der Fall war, ſondern es iſt ein innerficchliches 
Ant. Daß Scheibel diefe Berugnis des Königs nicht anerkennen 
wollte, mag man wieder eng, bejchränft, hierarchisch jchelten, man 
mag die wunderlichen Ideen über die echte VBerfaffung der luthe— 
rischen Kirche, die er aus diefem Gegenſatz entwicelte, belächeln; 
aber er beharrte doch dabei auf der gegebenen Grundlage der 
Iutherifchen Kirche. 

Wir erkennen, der Scheibeliche Streit ift die erfte Daſeins— 
probe de3 modernen Landesherrlichen Kirchenregiments mit der 
ihn eigentümlichen Vermischung geiftlicher und weltlicher Gewalt. 
Er konnte nur unter diefer Vorausſetzung entitehen und empfing 
erjt dadurch feine verbitternde Schärfe. 

Wenn Altenjtein gehofft hatte, mit der Bejeitigung Scheibels 
die Bewegung zum Erlöfchen zu bringen, jo hatte ev fich gründ— 
lic getäufcht. Vielmehr breitete fie fich nun erft vecht aus und 
gab fich mit überrafchender Schnelligkeit eine Organijation. Alten- 
jtein beobachtete genau, aber er hoffte, zunächit durch Zuwarten 
das Feuer zu dämpfen, Erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 1833 
entjchloß er fich zu erneutem Vorgehen. 

Baron Kottwit hatte am 5. Juli dem König eine Beſchwerde 
über die durch den Generaljuperintendenten Roß in Küjftrin, 
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wie er meinte, zwangsweiſe bewirkte Annahme der Union ein: 
gereicht. Die Bejchwerde, — die übrigens auch fachlich unge- 
gründet war, — trug num nicht nur die von den Separierten ver: 
tretene Anfchauung von Union und Agende vor, jondern gab aud) 
die Anregung, eine allgemeine Erklärung über die jymbolischen 
Bücher zu erlaffen. Altenjtein war fehr dagegen. Er fürchtete 
davon große Aufregung. Kottwig, fchrieb er, macht wieder den 
Verſuch, die Agende als die Union erzwingend und die Union als 
nicht mit der lutheriſchen und veformierten Konfeffion vereinbar 
darzujtellen. Altenftein aber behauptete, daß die Union das 
MWefentliche des Konfefjionsunterfchiedes nicht antafte und die 
Befenntnisichriften in nichts aufhebe, was zu diefem wefentlichen 
Unterſchied gehöre. 

Die Union enthält nur das Anerfenntnis, daß diefe Verfchiedenheit 
einer gemeinfchaftlichen friedlichen und freundlichen Gotteöverehrung bei: 
der Konfeflionen und befonders der gemeinfchaftlichen Freier des Abend: 
mahls nach dem Ritus der Union nicht im Wege itehe. 

Es ijt aber unerläßlich, eine jede Behauptung, dab die Union und 
die Ugende mit den Belenntnisfchriften nicht vereinbar ſei, bejtimmt und 
ernitlich jo zurückzumeifen, wie fich folche nach den Grundbeitimmungen 
über die Union und nach der forgfältigen Eirchlichen Beratung der Agende, 
deren freiwilliger Annahme und deren Sanktion durch den Landesherrn 
mit vollem Fug und Necht zurüctweifen läßt. Es fcheint wichtig, rück— 
fichtlich der Befenntnisfchriften ganz bei dem jtehen zu bleiben, was dar- 
über die Grlaffe wegen der Union und Agende nach jorgfältiger Erwä— 
gung ausiprechen, da folches den richtigen Standpunkt fo bejtimmt, als 
es zuläfftg und erforderlich iſt, bezeichnet ’). 

Ganz entiprechend war der Entwurf zu einer KO an Kottwiß 
gefaßt, den Neander verfaßt hatte: 

. . . Wenn Sie aber im allgemeinen anführen, daß ein aufrichtiger 
Diener des Evangeliums nicht imjtande fei, fich der Anordnung, die Agende 
und Union unbedingt zu unterfchreiben, zu fügen, infofern derfelbe ſonach 
die Befenntnisfchriiten der Qutheraner und Neformierten als gleichlautend 
anerfennen würde, fo gehen Sie dabei von der irrigen und das Sachver- 
bältnis verwechjelnden Anficht aus, als ob in den hinfichtlich der Ein- 
führung und des Gebrauchs der Agende beftehenden Vorjchriften auch 
zugleich eine Aenderung gegeben oder mitinbegriffen fei, daß die evange- 
liſchen Geiftlichen und Gemeinden der Union unbedingt beitreten follten; 
während doch die Erflärung für die Union befanntlich ihrem freien Ent— 


1) Altenftein an Schilden, 17. Juli 1833. 
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fchluß ganz anheimgejtellt iſt. Ebenſo unbegründet ijt die Borausfegung, 
daß von den Geiitlichen, welche die Union annehmen und fich der Agende 
bedienen, ihre Konfejjion aufgegeben und anerfannt werde, dab Die Be: 
fenntnisschriften der Lutheraner und Reformierten durchaus gleichlautend 
feien. Weder durch die Agende, noch durch die Union wird eine Verän: 
derung diefer Bekenntnisfchriften bezweckt oder herbeigeführt, und der Bei- 
tritt zur Union ift nur die faktifche Erklärung, daß das in beiden Kon— 
feflionen Verfchiedne fein Ausfchließen der einen von der Kirchengemein- 
fchaft der andern bedingt, und dab Damit die gegenfeitige Teilnahme an 
dem öffentlichen Gottesdienite und namentlich an der Feier des Hlg. Abend: 
mahls nach dem Unionsritus wohl beitehen könne. 

Nachdem die Agende allgemein eingeführt it, kann feinem Geiftlichen 
geitattet werden, fich der Verpflichtung zu ihrem Gebrauch und dem Ver— 
fprechen, feiner Verpflichtung gewiſſenhaft nachzufommen, willfürlich und 
durch die Angabe individueller Anfichten, die ihm jolches bedenklich mach: 
ten, zu entziehen. Auch kann Geiftlichen, die jich beikommen laſſen, da, 
wo die Union bereits bemwerfjtelligt ift, oder die Gemeinde in der Mehr— 
zahl den Beitritt zu derielben beabfichtigt, unter den Mitgliedern der 
beiden Konfefjionen den Frieden zu ftören und durch gefliffentliches Her: 
vorheben und Berfolgen der Kontroverjen Zwiefpalt zu erregen und Die 
Union rücgängig zu machen, ihr unevangelifches Verfahren nicht nachge- 
fehen werden. .. 


Die Anſicht über das Verhältnis von Union und Agende 
zu den Bekenntnisſchriften, die hier ausgeſprochen war, empfing 
nun bald darauf ihr offizielles Siegel. 

Am 2. November 1833 erjtattete der Miniiter dem König 
einen eingehenden Bortrag über den Separatismus!). Er fchildert 
die Verbreitung der Bewegung; in Schlejien zählt ev 13 Kirch— 
ipiele al3 davon ergriffen, im Brandenburgifchen Kreiſe Züllichau 
find 290 feparvatijtiiche Familienhäupter gezählt. Als eigentliche 
treibende Kraft bezeichnet der Minifter den Pietismus. Diele 
jog. Altlutheraner jeien früher Pietiſten geweſen und haben jchon 
einmal Neigung zur Separation geheat. Die Mittel dev Propa— 
ganda jeien durchaus die vom PBietismus von jeher gebrauchten: 
Neifeprediger, Konventikel, Traktate u. j. w. ine auferordent: 
liche Gefahr jet der mögliche Uebergang der religiöfen Bewegung 
ins Politische. Zwiſchen der pietiftiich-jeparierten Bartei und den 





1) Ausführlich bei Eilers, Wanderungen, Bd. 4, ©. 212 fi.; Wange 
mann, 7 Bücher, II, ©. 31 ff.; der ſ. Kabpol. S. 378 ff. 
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Nevolutionsmännern beitehe eine enge geiftige Verwandtſchaft, 
beiden ſei die Nichtachtung gegen die Obrigkeit und der offene 
Kampf gegen die beftehende Ordnung, fowie der mit idealen 
Motiven verfleidete Fanatismus gemeinfam. 

Altenftein empfahl dagegen ein in fich zufammenhängendes 
Syitem geſetzlicher Maßregeln, nämlich eritens eine Allerhöchite 
Erklärung über Agende und Union, — es iſt die fogleich zu be— 
bandelnde KO vom 28. Februar 1834’); zweitens eine Beſtim— 
mung über die Grenzen des Konventifelmefens, — e8 ift die KO 
vom 9. März 1834 ?); drittens Befchränfungen der Miſſions— 
und Traftatgefellichaften, jowie dev Evangelifchen Kirchenzeitung ; 
viertens ein Berbot der VBerrichtung pfarramtlicher Handlungen 
durch Nichtgeiftlihe, — die Deklaration vom 9. März 1834 °); 
fünftens eine Einfchärfung der Pflicht der Eltern, ihre Kinder 
zum Beſuch der Schule und des Konfirmandenunterricht3 zu veran- 
lafjen ; endlich die Anordnung, daß die Geijtlichen zur Austeilung 
des Abendmahls nach altem Ritus im Bedürfnisfall, ſowie zur 
Gewährung von Dimifjorialen für einzelne Firchlihe Handlungen 
verpflichtet wären. 

Obgleich Randbemerfungen des Königs zu Altenfteins Bericht 
zeigen, daß er die Schuld an dem Unmejen weniger dem Pietis— 
mus, als dem Nationalismus und der Neologie zufchrieb, genehmigte 
er doch jämtliche Anträge duch KO vom 10. März 1834. Die 
Verfügung gegen die Konventifel allerdings mit dem Hinzufügen, 
daß die Konventifel nur injofern bejchränft werden jollten, als 
ihre Teilnehmer fich von dev Kirche trennten‘). Dazu aber Fam, 
von Altenftein nicht beantragt, nod) die Ordre vom 29, März 1834 
folgenden Wortlauts: 

Da fich die höheren geiftlichen Behörden feit der Einführung der er: 
neuerten Kirchenagende immer noch nicht haben einigen können, Diejenigen 


unter den ſymboliſchen Schriften zu bezeichnen, deren die Kirchenagende 
in der Ordination der Prediger im allgemeinen erwähnt, und auf welche 


1) Annalen 1834, ©. 74. 

2) A. a. O. ©. 76. 

3) Geſetzſammlung 1834, ©. 60. 

4) Die Min.-Verfügungen zur Ausführung der Ordre datieren vom 
29, und 31. März 1834. 
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fie zu verpflichten find; fo ijt leider eine folche Verpflichtung feither größ— 
tenteils unterblieben. Diefem großen, von den Widerfachern der Kirchen: 
agende und der Union mit Necht monierten Uebelitande abzuhelfen, müſſen 
die höheren geijtlichen Behörden angelegentlichit bemüht fein, und da un: 
jtreitig die Augsburgifche Konfeſſion die erite Stelle unter den ſymboliſchen 
Schriften einnimmt, fo verordne Sch, daß bis zur Zeit der erwähnten Be: 
jtimmung die von mehreren Orten eingegangenen, diefen Punkt betreffen: 
den Befchwerden dadurch bejeitigt werden, daß bei folchen Gemeinden, 
die ausdrüclich einen auf die Augsburgifche Konfeſſion verpflichteten Seel: 
forger verlangen, nur ein jolcher angejtellt wird. 

Die Ordre iſt im Dezember 1835 auch in den Fällen für 
anwendbar erklärt worden, wo nur die Minorität der Gemeinde 
oder der Patron eine jolche Verpflichtung wünjchen jollte). Ihr 
unmirjcher Einleitungsjag zeigt deutlic; genug, daß der König 
den Bejchwerden des Kronprinzen, Kottwiß’ u. a., Die Schuld der 
unbequemen Bewegung treffe die meologifch angefränfelten Be: 
börden, nicht unzugänglich war. Wie viel Wiederhall in ihm die 
Berufungen auf Befenntnistreue wecken, wie jchmerzlich ihm der 
Konflift mit dem prononzierten Luthertum mar, mögen einige 
Kandbemerkungen zu Eingaben zeigen, worin über den in der 
Kirche berrichenden Unglauben geklagt wurde: 

Die bier angeführten Gebrechen beitehen leider fchon feit 100 und 
mehr Jahren. Die Kirchenagende aber foll grade dahin führen, ihnen 
abzuhelfen, wo nicht auf einmal, Doch nach und nach. Wer alfo die Agende 
ablehnt, handelt grade im Sinne der Neuerer, die alles, was in der evan— 
gelifchen Kirche bejtand, niederzureißen beabiichtigen und es 3. T. fchon 
ausgeführt haben. Nichts fann erwünfchter fein, als die Augsburgifche 
Konfefiion aufrecht und in Ehren zu halten und die Geiltlichen auf fie 
verpflichten zu laſſen. Allein aefchah es denn feither? 

Und ein andermal — in Bezug auf Scheibel: Es ift nur zu beflagen, 
daß ein jo wahrhaftiger treuer Diener des Herrn die evangelifche Kirche 
und das wahre Yuthertum verläßt, denn nie iſt etwas autorifiert worden, 
um es zu beeinträchtigen... Jeder echte und wahre Yutheraner ijt höchit 
Ihägensmwert. Ihm ift in der evangelifchen Kirche die freiefte Wirkung 
gelafjen, und wohl ihm, wenn er jie fegensreich auszuüben fich beitrebt. 

Und endlich fchrieb er kurz: Alles Folge der fog. freien Bewegung, 





1) Die VBerfünungen des Miniiteriums zur Ausführung der Drdre 
bejtimmten, daß, wo die Verpflichtung bei der Ordination noch nicht jtatt- 
gefunden habe, fie bei der ntroduftion nachzuholen fei (Verf. v. 8. April 
1834); außerdem: Altenjtein an Schilden, 26. Dezember 1835. 
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die man in der protejtantifchen Kirche hegt und pflegt, ſtatt ihr Einhalt 
zu tun. Vielleicht iſt e8 jetzt fchon zu ſpät, einzugreifen. 

In dem Sinne möglichiten Entgegenfommens an die An- 
hänglichkeit an das lutherifche Bekenntnis und die lutherischen Gottes: 
dienftformen find dann auch die folgenden Ordres gehalten. Die 
eine vom 28. Februar 1834 an zwei Züllichauer Bauern: 

Es iſt ein großer Irrtum, wenn ihr meint, daß durch die Landes: 
firche und die Union die lutherifche Kirche gefährdet werde. Diefe bejteht 
in ihren Glaubensbefenntniffen, ihren Saframenten und Gnadenmitteln 
in der evangeliich-unierten Kirche unverändert fort, und nur Unmifjenheit 
oder böjer Wille fünnen das heilfame Werk der evangeliichen Chrijten in 
der Liebe und ©leichförmigfeit des evangelifchen Gottesdienjtes tadeln 
und fchmähen. 


Die andre vom 10. Mai 1834'), worin er auf eine Eingabe 
des Paſtors Havel in Slemzig?) folgende Aenderungen in der 
Agende bewilligte, für die Form des Erorzismus: „der unreine 
(oder unfaubre) Geiſt gebe Raum dem heiligen Geiſt“; weiter, 
jtatt der Frage: „Entjageit du dem Böjen“ die Form: „Entjagejt 
du dem Teufel“. Zugleich erlaubte ev noch einmal ausdrücklich 
den Gebrauch der fog. lutheriichen Spendeformel. 

Ganz diejelbe Tendenz hat jodann die 2. Auflage der Schrift 
über „Luther in Beziehung auf die Agende“ von 1834, welche 
er nicht mit Neanders, jonder mit Strauß’ Unterjtügung heraus: 
gab *), der mehr und mehr jein Vertrauensmann murde, Die 
Zufügungen der zweiten Auflage jind wohl alle von der eignen 
Hand des Königs. Die vorgedructe Kabinettsordre, das Vor— 
wort, zahlreiche Anmerkungen und Einjchiebungen. Dabei ift der 
Schein eines ungenannten Autors, der auf höhere Veranlaffung 
geichrieben habe, feitgehalten. Der König wendet ſich vornehm- 
li) an die Verführer, die vorjpiegeln, die echt lutherifche Lehre 
OD An Altenitein. 

2) Dal. Wangemann, Kabpol. ©. 374; 7 Bücher, II, S.101. Das 
Zugeitändnis erwies fich als vergeblich: Kavel trat zu den Separierten über. 

3) Schilden korrefpondierte eingehend mit Altenjtein, wie der König 
Neander über das Verlegende feiner Nichtzuziehung beruhigen ſollte. Ber 
König richtete an N. ein herzliches Schreiben, worin er erflärte, er habe 
Neander in feiner fonitigen wichtigen Arbeit nicht jtören wollen. 

4) Luther in Beziehung auf die evang. Kirchenagende in den Königl. 
Preuß. Landen. 2. Aufl., Berlin 1834. 
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ſei durch die Agende gefährdet, und an die zwar Frommen und 
Butgefinnten, aber Betrogenen, die ſich von joldhen Einflüfterungen 
haben irreleiten lajjen und nun neue „Jogenannte echt lutheriſche“ 
Gemeinden bilden möchten. Ste möchte ev auf die rechte Bahn 
zurückführen, dem Hader ein Ende machen, indem ev bemweift, daß 
die Agende zu folcher Nachrede feinen Anlaß bietet. 

Der Nachweis, daß die Formulare der Agende teils felbft den 
alten lutherischen Agenden entnommen find, teils Luthers Gottesdienit- 
normen entjprechen, füllt jodann, wie in der erjten Auflage, den Haupt: 
teil der Schrift. Darüber hinaus aber wird Luther auch für die Zu— 
läfjtgfeit der Union zum Zeugen gerufen, wobei — das war für den 
Zwed der Schrift recht wenig geichiett — mit Bedauern von dem 
Zwieſpalt jeitdem Marburger Gejpräch und Luthers fait leidenjchaft- 
liher Empfindlichkeit geiprochen wird. Weiter wird ausführlich 
über die Spendeformel gehandelt und ihr Uriprung und ihre 
Entwiclung durch den Einfluß der Streittheologie jener Zeit 
aufgededt, um den Schluß zu begründen, die Preußifche Agende 
jei nur zu der erjten jchriftmäßigen Formel zurüctgefehrt. So 
fommt der DVerfafjer zu dem Ergebnis, daß unbegreiflich iſt, wie 
fih echte und wahre Anhänger Luthers und feiner evangelijchen 
Lehre dennoch über die erneuerte Agende bejchweren und gegen jie 
auflehnen wollen. 

Möchten doch alle mißleiteten und erregten Gemüter der funitlofen 
Stimme der Wahrheit Gehör geben, die hier ohne viel Bombait, nur 
Tatjachen zur Rechtfertigung anführend, befliffen geweien tft, jie den Trug 
von der Wahrheit unterscheiden zu lehren. 

Den Schluß der Abhandlung macht ein Abdrucd der KO vom 
28. Februar 1834 und drei Anlagen, worin bedenflichen Luthe— 
ranern der Gebrauch der Abendmahlsgebete S. 72—74, Teil II 
der Brandenburgischen Agende empfohlen wird, ihnen Auszüge aus 
einigen Briefen Luthers über Verhandlungen des Wittenberger 
Eintrachtswerf3 vorgehalten, und endlich für die Benennung der 
Abendmalselemente als „Zeichen“ drei lutheriſche Quellenitellen an: 
geführt werden. 

Aber der König hoffte vergeblich, durch diefe Schrift die 
„Lutheraner“ zu gewinnen. Nur von einem einzigen ijt befannt, 
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daß er jich dadurch überzeugen ließ: von dem Paſtor Winzer in 
StrenzNeuendorj'). Er erklärte, nunmehr in der Landeskirche 
bleiben zu wollen, was den König um fo mehr freute, als Winzer 
heftige Polemik gegen Wegicheider und Röhr, fowie fein Einftehen 
für maſſive liturgifche Ausdrüce ihm bejonders ſympathiſch waren. 
Daß aber die von der Separation bereitS erfaßten Kreiſe nicht 
belehrt wurden, dafür ſorgte ſchon Scheibel in feiner über alle Maße 
bijfigen und leidenschaftlichen Kritik). Man kann verjtehen, daß 
diefe Schrift den König aufs äußerſte erbitterte?); „ein arges 
Machwerk“ nannte fie Schilden*); zugleich überzeugte fie den 
König, daß es Scheibel und feinen Anhängern nicht auf lutheriſche 
Liturgie, jondern auf Aenderung des Kirchenregiments ankomme, 
und dies wollte er unter feinen Umjtänden nachgeben. In der 
Tat hatte Scheibel das in jeinem Nachwort fo bejtimmt wie mög» 
lich) al3 den Kern des Streites ausgeiprochen und fich auf „gött— 
liches Verbot irgend einer Gemeinjchaft mit irgend einer ungläus 
bigen Kirche, ſowie irgend einer Annahme menjchlichen Gebots 
in eigentlichen Kirchenjachen” berufen. Auch der Kronprinz und 
Kottwitz fagten dem König über die Schrift „nicht eine Silbe“, 
und der König fand darin einen leicht erflärlichen Zufammenhang?). 

Ueber alle dieje privaten Schritte hinaus geht die Bedeutung 
der KO vom 28. Februar 1834 %) Wenn jedoch mitunter be— 
bauptet ijt, daß in ihr Grundjäge ausgedrüdt feien, die fich wejent: 
lich von früheren Kundgebungen des Königs unterjchieden ’), jo 
fann ich das nicht finden. Die Hauptjache daran ift doch, daß 
mit aller Schärfe die Agende als verbindliche Ordnung für alle 


1) Bericht des Generalfuperintendenten Dräfede an Altenſtein v. 
29. Oftober 1834, mit Nandbemerlungen des Königs. 

2) Luthers Agende und die neue Preußiiche. Leipzig, 1836. 

8) Eylert, Gharalterzüge III, 2. ©. 127. 

4) Un Altenftein, 3. Mai 1836. Sicherlich bezieht fich die von Eylert 
berichtete Grbitterung des Königs gegen Scheibel auf diefe Kritik, nicht 
auf die der 1. Auflage. 

5) Schilden an Altenitein, 17. Januar 1835. 

6) Oft abgedrudt, 3. B. Wangemann, 78, 1I,©. 34 ff.; derf. 
Kabpol. S. 327; Eylert, Bd. II, 2 S. 198; Mühler, ©. 348. 

7) So zulegt Schön, Ev, fir. in Preußen. ©. 213. 
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Kirchen und Gemeinden, auch die nicht unierten, ernſtlich und 
kräftig erklärt, und das Anfinnen der Gegner der Union, fich als 
befondere Religionsgefellichaft zu fonitituieren, bejtimmt abgewiejen 
wird!), Man achte auch darauf, in welchem Tone von diejen 
Gegnern als Störern des kirchlichen Friedens die Nede iſt. Was 
zur Begründung diejer Ablehnung angeführt wird über die Fort: 
dauer der Autorität der Belenntnisjchriften und des Konfeſſions— 
jtandes, über die Union als Akt der Freiwilligkeit, über den Zus 
fammenbang zwijchen Union und Agende: alle dies deckt fich 
völlig mit den von jeher vertretenen Anjchauungen des Königs. 
Die Ordre iſt im Schoß des Miniſteriums entworfen ?), Es gibt 
danach eine evangelijche Kirche; in derjelben find die Bekenntnis— 
jchriften der beiden evangelischen Konfeſſionen als Autorität in Gel— 
tung, und zwar jo, daß die Yutheraner die lutherischen, die Re— 
formierten die ihrigen nach wie vor anerkennen, aljo auch, wenn ſie 
die Union annehmen, Lutheraner und Reformierte bleiben. Folge: 
richtig haben die untergeordneten Behörden, aber auch das Miniſte— 
rium ſelbſt, jpäter immer den Ausdruck Unterte Kirche verworfen. 

Er entipricht nicht dem bejtehenden Sachverhältnis. Die evangelifche 
Kirche umfaßt die Gemeinden beider evangelijchen Konfeflionen; es gibt 
in ihr unierte, aber auch nicht unierte Gemeinden ®), 

Die Annahme der Union bedeutet nur die Bezeugung der 
Bereitwilligfeit zu äußerer kirchlicher Gemeinschaft, d. h. zu got: 
tesdienjtlicher und gemeimdlicher Gemeinfchaft, denn Die 
regimentliche, die Einheit der verfaßten Landeskirche, ift von 
einer jolchen Annahme unabhängig beitehend. Wo Dieje Bereit: 
1) Der Schlußfag der Drdre: „.. am wenigiten aber — weil es am 
unchrijtlichiten fein würde — darf geitattet werden, daß die Feinde Der 
Union im Gegenfab zu den Freunden derjelben als eine befondre Reli: 
gionsgemeinfchaft ich fonjtituieren“ lautete im Entwurf klarer: „. . mithin 
muß das Begehren derer, die aus Abneiqung gegen die Union auch der 
Agende widerjtreben und fich deshalb im Gegenſatz zu den Gemeinden, 
wo die Agende eingeführt it, zu einer bejondern Neligionsgemeinichaft 
zu fonjtituieren wünſchen, als gänzlich unjtatthaft zurückgewieſen werben“. 

2) Sie iſt nicht Produkt der fich „bildenden pietijtiichen Hofpartei“, 
wie 8. v. Haſe (Ill, 2,2 S. 538) urteilt. 
3) Verf. des Min. an Gutsbefiger von Thadden in Zrieglaff (Pom.) 
v. April 1839. 
Foerſter, Entitehung ber preuß. Landeskirche. IT. 19 
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willigfeit nicht vorhanden ift, wird fie auch nicht erzwungen. Alio 
bleiben in der Landeskirche unter einem Kirchenregiment neben 
unierten auch nicht unierte lutherifche und reformierte Gemeinden. 
Die Agende dagegen muß in allen gebraudt, und dies darf ver: 
langt werden, weil fie jchriftmäßig it, alfo ſowohl Lutheraner 
wie Neformierte nicht3 gegen fie einwenden können. 

Der Standpunkt ift binfichtlich der Union klar, binfichtlich 
der Agende aber wird man dies nicht behaupten fünnen, Jeden— 
fall3 war die Ordre völlig ungeeignet, die lutherischen Separatiiten 
zu gewinnen, da fie ja ausdrüdlich zugab, daß die Agende auf 
die Brauchbarfeit bei reformierten und lutheriichen Gemeinden 
berechnet jei und das ihnen bejonders ärgerliche unierte oder, wie 
man will: reformierte Kirchenregiment und jus liturgieum jchroff 
geltend machte. Sehr auffallend ift, daß von den gewährten 
Barallelformularen fein Wort gejagt ift, — man follte denken, 
daß grade dieſe die bejte Apologie abgegeben hätten: die Agende 
bietet den lutherischen Gemeinden lutheriſche, den xeformierten 
refornierte liturgifche Formen. Aber die Ordre war eben viel 
weniger zur Gewinnung und Leberzeugung der fjeparierten Lu— 
theraner al8 zur Waffeindemnmotwendigenfampfe 
gegen fie bejtimmt. Indem fie Agende und Union trennte, fchnitt 
fie den Iutheriichen Bermweigerern der Agende den legten Grund 
ihrer Weigerung ab. Klar und bejtimmt Fonnte jet jedem der 
renttenten Paſtoren die Alternative gejtellt werden: Entweder Ans 
nahme der Agende oder Niederlegung des Amtes. 

Noch jchneidiger waren die Waffen der gleichzeitigen Dekla— 
rationen über die außerkirchlichen Zufammenfünfte zu Religions» 
übungen, wmelche jede die Grenzen der Familie und des Gefindes 
überjchreitende derartige Zujammenkunft ohne Genehmigung des 
Konfiitoriums verbot, und über die Beitrafungen geiftlicher Amts: 
bandlungen durch Nichtgeiftliche mit Geldbuße von 50 Talern oder 
Gefängnis von 6 Wochen. Mit diefen beiden Mitteln ging das 
Minifterium nun ftreng und hart!) gegen die Separatiften, wie 

1) Wangemann bat in der Kabpol. dies Urteil, das auch er in feiner 


früheren Daritellung (B. II der 7 Bücher) gefällt hatte, wefentlich gemil: 
dert. Wie mir fcheint, mit Unrecht. 
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gegen die altlutherifchen „Paſtoren“ vor. Wohin das führte, da- 
von legen die Berichte aus Herrmannsdorf, Kaulwitz, Züllichau, 
Deutmannsdorf, Hartliebsdorf, Gießmannsdorf, Groß-Tſchunkawe, 
Guhrau, Freyitadt, Halle u. j. mw. erjchütterndes Zeugnis ab; mit 
einer bemwundernsmwerten Energie ließen fich die jeparierten Ge— 
meindeglieder und Paſtoren bejtrafen, ohne ihrer Sache untreu 
zu werden!). Unter all diefen Gemeinden trat aber bald eine 
vor den andern hervor, Hönigern im Kreiſe Namslau, mo 
Kellner, der Gatte von Scheibels Nichte und einer feiner glühend— 
ften Anhänger, Paſtor war. Wie gegen Berger in Herrmanitabdt, 
waren die PBrovinzialbehörden jchon 1833 wegen jeiner fortge- 
feßten Weigerung, die Agende zu gebrauchen, gegen ihn einge: 
Schritten. un nad Erlaß der KO vom 28. Februar 1834 waren 
Berger und er die Erften, die fchärfer angefaßt wurden. Nach 
mehrfachen Drohungen wurde Berger am 25. Juni fuspendiert, 
unter Ueberwachung gejtellt, dev Prozeß gegen ihn eingeleitet und 
die Kirche und das Kirchengut von einer aus Mitgliedern des 
Konſiſtoriums und der Negierung gemijchten Kommilfion in Be- 
jchlag genommen. Kellner, der jchon 1833 den Gehorjam gegen 
das unierte Kivchenregiment offen aufgefündigt hatte, wurde am 
26. Mai 1834 vor die Frage geitellt, ob er die Agende annehmen 
wolle, und da er fie verneinte und bei diejer Erklärung auch 
weiterhin blieb, am 11. September juspendiert. Er erklärte, die 
Suspenfion, als von einem unterten Sirchenregiment ausgehend, 
nicht anerkennen zu wollen, und fuhr demnach bis zum 17. Sep- 
tember mit Verwaltung feines Amtes fort. Da wurde er verhaftet 
und nach Breslau überführt. Dagegen gelang es in Hönigern 
nicht, die Kirche der feit zu ihrem Paſtor jtebenden Gemeinde zu 
entreißen; der zum Pfarrverweſer eingejegte Baltor Bauch mußte 
wieder abziehen. Die von Kellner ſehr geſchickterweiſe beftellten 
Deputierten weigerten fich, die Kirchenichlüffel herauszugeben, 
und die Gemeindeglieder richteten einen förmlich organijierten 


1) Alles einzelne in Wangemanns 7 Büchern, Bd. 2; in Scheibels 
Mitteilungen, Bd. 1, Altona 1835; endlich in Wangemanns „Drei Preuß. 
Dragonaden“, worin W. die erjtgenannte Schrift aus den Alten heraus 
forrigiert. 

19* 
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MWachdienit zum Schuß der Kirche ein. 

Die aus dieſen Vorgängen erwachjenen Beratungen und 
Verhandlungen in Berlin haben wir nun etwas genauer zu ſchil— 
dern. ES war jelbitverftändlich, daß der Kronprinz mit der KO 
vom 10. März 1834 nicht einverjtanden war. Als Altenftein ſie 
ihm überjandt hatte, jchrieb er ihm zurüd '), hinſichtlich der Be- 
ftimmungen über die Konventifel werde alles auf die Ausführung 
anfommen, „daß die Behörden nicht Separatismus ahnen und 
dadurch hervorrufen, wo er gar nicht vorhanden tft”. Scharf 
fritijierte er die Beichränfung der Mifitonsgefellichaften : 

Ich finde, dab es an aller genügenden Veranlafjung zu folchen Re— 
jtriftionen gegen jie fehlt .... Was die Spaltungen in Schlefien betrifit, 
— fuhr er fort — fo find fie hauptiächlich durch die Mißgriffe des dor: 
tigen Ronfiftorii veranlaßt worden, welches, wie der Inhalt der jeßt er- 
lajjenen Ordres ergibt, die für die Agende geltenden Beitimmungen, Sr. 
Majeſtät völlig entgegen, auf die Union angewandt hat. 

Dies war zweifellos nicht richtig: das Konfiftorium hatte den 
Unterjchted zwifchen Union und Agende ftreng beobachtet. Bon 
der Ordre vom 28. Februar 1834 urteilte er, Durch fie ſei der 
Hauptgrund der Befchwerden der dijfentierenden Geiftlichen und 
Gemeinden gehoben, und er hoffte, fie würden dies ſelbſt allmäh- 
lich einjehen und die Hand zur Verſöhnung bieten. Dazu müjje 
man ihnen aber Zeit laffen und abwarten. Mit aller Schärfe 
wandte fich der Kronprinz deshalb zum Schluß gegen Altenfteins 
vom König genehmigten Antrag, nunmehr gegen die renitenten 
Bajtoren einzufchreiten: 

Dies wird den Charakter einer Berfolgung annehmen, die, da fie 
reine, gewilienhafte und ſonſt achtbare Leute find, die größte Leidenfchaft: 
lichkeit erregen wird. Es fommt darauf an, ben Riß zu ftopfen, nicht 
ihn unbeilbar zu machen. Ich muß Sie daher dringend auffordern, ja 
bejchwören, diefe Sachen, von denen jich gar nicht abjehen läft, wohin 
man durch fie geraten fann, mit der größten Langmut und Nachficht zu 
behandeln und von den Ahnen beigelegten Befugnilien gegen die dijjen- 
tierenden Geijtlichen feinen Gebrauch zu machen °). 

Vergebens aljo war Altenfteins Hoffnung gewejen, der Kron: 
prinz werde von feinen bisherigen Anjichten abjtehen, vergebens 


1) Aehnliche Briefe des Aronprinzen zitiert Treitfchle, Bd. IV, ©. 566. 
2) Schreiben, datiert Sansfouci, 31. Mai 1834. 
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der VBerfuch, den im Januar 1834 die dem Kronprinzen befreundete 
Gräfin Reden perfönlich gemacht hatte, auf ihn einzumirfen. hr und 
Strauß’ Einfluß wurde durch den von Steffens und Graf Gröben 
aufgehoben"). So fuhren der Kronprinz und Kottwit fort, ihren 
großen Einfluß zugunften der jchlefischen Difjidenten geltend zu 
machen. 

Der bejondere Breslauer VBertrauensmann des Miniſters war 
der von Leipzig auf Wunjch des Kronprinzen dorthin berufene 
Konfiftorialrat Hahn, an defjen echter Tutherischer Nechtgläubigkeit 
in der Tat ſchwer ein Zweifel bejtehen fann?). Er eritattete 
Altenftein am 27. Juli 1834 einen Separatbericht über die Lage 
der Dinge. Er gab zu, dab die Maßregeln zur Bejeitigung des 
Separatismus anfänglich feinen Erfolg gehabt hätten, Er bielt 
für notwendig, „die jeßt widerftrebenden Elemente aus dem kirch— 
lihen Organismus jo lange auszuicheiden, bis fie fich geändert 
haben”. Die Suspenfion Bergers in Herrmannsdorf fei von bejtem 
Erfolge gemwejen, jein Nachfolger habe jchnell Boden in der Ge- 
meinde gewonnen, nun müßten noch vier andre, darunter auch 
Kellner, juspendiert werden. ‘Freilich wäre die Auswahl der Nach: 
folger jehr Ddelifater Natur, denn Kellner jei ein wirklich ausge: 
zeichneter Mann, fein Nachfolger und einftweiliger Vertreter müßte 
jehr tüchtig, lutherifch vechtgläubig und des Polniſchen mächtig fein. 
Sehr zu wünjchen jei noch, daß der Nachfolger möglichjt der Union 
noch nicht beigetreten jei, damit klar werde, daß Kellner nur der 
Agende wegen abgejegt würde. Vielleicht fei auch eine öffentliche 
Erklärung an die evangeliichen Bewohner Schlefiens dienlich, da- 
mit fie in den Nenitenten nicht Märtyrer erblictten, — wie der 
Regierungspräfident von Liegnitz, Graf Stolberg, vorgeichlagen hatte. 
Dieje Maßregel erkannte Hahn jedoch jpäter als zweifchneidig und 
bedenklich). Der Minifter war über die Notwendigkeit weiterer 
Suspenfionen der Renitenten ganz Hahns Meinung, aber er mußte 





1) Briefe Schildens an Wltenftein, 14. Januar 1834; umgefehrt, 
2. Januar 1834, 

2) ©. o. ©. 24. 

3) Antrag des Grafen Stolberg an Altenitein v. 24. Auguſt 1834; Hahn 
an Altenjtein, 2. Dezember 1834. 
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nicht, woher er Geijtliche nehmen follte, die der Union nicht bei- 
getreten jeien, da „dies mit Ausnahme von Preußen faſt alle Geiit- 
lihe der Monarchie und wahlfähige Kandidaten getan haben“ !), 

Inzwiſchen waren die „Bevollmächtigten der jchlefifchen Lu— 
theraner” abermals erjt an das Minijterium, dann an den König?) 
mit einer Eingabe herangetreten, worin jie mit ausführlicher Be: 
gründung forderten, den Lutheranern einftweilen Laiengottesdienſt 
zu geitatten, dann aber die lutherifche Kirche in freier Selbſtändig— 
feit al3 zu recht bejtehend anzuerkennen. Denn: 

Es leuchtet ein, dab die bloße Verwilligung an einzelne Lutheraner, 
von unierten Geiitlichen etwa nach Lutherifchen Formularen in geiftlichen 
Handlungen fich bedienen zu laflen und dabei den utherifchen Glauben 
haben zu dürfen, feine Anerkennung, ſondern die bejtimmteite Ableugnung 
ihrer Kirche und Eirchlichen Rechte iſt Wes Glaubens und welcher Kirche 
der Hörer der Predigt und der Kommunifant ift, deren muß auch der 
Geijtliche jein, und eben derjelben muß auch die Agende fein, die den 
Gottesdienst vegelt. Dasjelbe würde binfichtlich der Verfaſſung gelten, 
wenn nur zugejtanden würde, daß die Yutheraner zwar in einzelnen Ge: 
meinden eigne Prediger haben, ihre Verwaltung aber, wenn auch erit 
in höchſter Inſtanz in den Händen folcher Behörden, die nicht aus: 
Schließlich der Iutherifchen Kirche felbit angehören, liegen follte, 

Weiter fam eine Eingabe von Kellner vom 16. Juli und eine 
Boritellung des ſchon genannten Paſtor Havel in Klemzig, die 
Hahn vermittelte®). Derjelbe gab Altenitein am 5. Oftober aber: 
mals ein höchſt anfchauliches Bild von den Unruhen in Hönigern, 
wie große Scharen, im Vordergrunde ſchwangere Frauen, mit er: 
jchütterndem Geheul jeden Verſuch des Landrats abmwehrten, die 
Kirchentür durch einen Schloffer öffnen zu laffen. Der Widerftand 
babe einen jehr bedenflichen Charakter angenommen. Altenjtein 
eritattete über alles dies dem König einen zufammenfafjenden Be- 


1) Altenftein an Hahn, 15. September 1834; ob diefe Behauptung 
nicht auf einem Irrtum beruht? 

2) Vom 10. Juni und 16. Auguſt 1834; unterfchrieben von den Pas 
jtoren Berger, Biehler, Kellner und dem Kaufmann Grempler. Wortlaut 
im Auszug, aber mit unrichtigem Datum, bei Wangemann, 7 Bücher, 
I, ©. 58. 

3) Von Altenftein durch Schilden dem König übermittelt, 12. Septbr. 
1834. 
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richt vom 11. und 13, Oftober 1834'). Er jtellt dem König vor, 
worum es fich handelte, nämlich um Die Bejtreitung der 
vonihbm beanjprudhten oberbijhöflihen Rechte 
über die Lutheriſche Kirche; gibt ein überfichtliches 
Bild vom Stand der Sache und den inzwijchen eingelaufenen Be: 
richten der Wrovinzialbehörden, deren Verhalten der Miniſter 
durchaus billigt, und gipfelt in dem Antrag, den Oberpräfidenten 
zur Requifition militärifcher Hilfe zu autorifieren, um die Ordnung 
in Hönigern wiederherzuitellen. 

Schilden konnte Altenjtein jogleich melden, daß der Bericht 
dem König großen Eindrucd gemacht habe: „er findet ihn vor: 
trefflich” ; aber zugleich mußte er auch mitteilen, „der Alte überall”, 
nämlich; Kottwig, babe wieder an den König über Hönigern ge- 
Schrieben?). In der Tat hatte er dies am 10. Oktober getan, und 
der König ließ feine Eingabe am 19, Altenftein zur Bericht: 
erjtattung zugehen. Kottwig jchrieb, die Veranlaſſung zu den Zer: 
mwürfniffen fei feineswegs nur in den Verhandlungen über Union 
und Agende zu juchen, jondern vielmehr in dem jeit 50 Jahren 
vorbereiteten Abfall von Chriſto. Zur Bejeitiqung der in Kir- 
chen und Schulen eingerifjenen Irreligioſität hätte man die Ver: 
anlafjung dazu erforichen, die zweckdienlichen Maßregeln ergreifen 
und die Subjefte, die mit ihrer Ausführung betraut worden, 
prüfen müſſen. Dies jei nicht geichehen, injonderheit das Lebte 
nicht. Die Suspenfion Kellners fei erjchütternd geweſen. Kottwiß 
gab eine rührende Schilderung davon. Die Abjicht des Königs 
mit der neuen Agende ſei gewejen, dem Nationalismus einen 
Damm entgegen zu jegen; in Hönigern aber wurde eine alte, 
rechtgläubige Agende gebraucht, und der Prediger war ein ent: 
ſchiedner und lebendiger Verfündiger des lutherischen Glaubens. 
Er war auf die ſymboliſchen Bücher der [utberifchen Kirche 
verpflichtet und fühlte jich deshalb in jeinem Gemifjen gebunden, 
die alte Agende beizubehalten, die neue abzulehnen. Um diefer 
Gewifjensbedenklichfeit willen foll er fein Amt verlieren? E3 wird 
freilich gejagt, daß durd die neue Agende niemand in feinem 

- 1) ©. unter den Beilagen Nr. 19, 20. 
2) Briefe Schildens an Altenjtein vom 14. und 13. Dftober 1834. 
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Glauben gefräntt und Fein Gewiſſen beunruhigt werde. Allein 
wer ift Herr des Gemifjens eines Andern? 

Reſultat der Königlichen Verordnungen iſt, daß die Ratio: 
naliften in der Kirche ihr freches Treiben fortjegen; folche treue 
gläubige Prediger aber, wie Kellner, Berger, Hirschfeld u. a. wer: 
den bedrängt, obwohl in Gießmannsdorf der Gemeinde die Bei: 
behaltung der alten Agende durch KO ausdrücdlich zugejagt ift. 
An vielen Orten haben fich ohne Prediger altlutherifche Gemein: 
den gebildet: Alle jeien durch die Bedrücdungen der unierten 
Kirche entfremdet. Biele Prediger, auch jolche, die die Agende 
angenommen haben, jind fo verjtimmt, daß fie gewiß die Agende 
zurüctichieten werden. Site berufen fi) auf die ihnen durch die 
Landesgeſetze zugefagte Glaubens: und Gemwifjensfreiheit und auf 
den 300jährigen Beſitzſtand der Lutherifchen Kirche. Tauſende 
find willens, auszumwandern. Das werde der König nicht dulden. 
Wohl mögen jene Leute irren, aber „die Schwachen im Glauben 
nehmet auf". Sie wollen ja nur dasjelbe, was Juden und Men: 
noniten längft gewährt tt. Kottwig bittet deshalb zum Schluß, 
zu befehlen, daß der Kellner feiner Gemeinde fofort wiedergegeben 
werde, und daß Diejenigen Prediger, welche eine alte rechtgläubige, 
landesherrlich betätigte Agende in Gebrauch haben, zur Annahme 
der neuen nicht gezwungen werden follen. 

Altenjtein erkannte jofort, wie großen Eindrud dem König 
der Hinweis auf die alten Agenden machen müſſe. Umgehend 
Schrieb er an Schilden, der ihm kurz darüber Mitteilung gemacht 
hatte, es jet feine Nede davon: 

Die Lutheraner in Schlefien haben Har erklärt, daß fie die Verpflich- 
tung der lutherifchen Prediger auf die lutherifchen Befenntnisjchriften und 
die Beibehaltung der Lutherifchen Agende nicht veranlaffen Lönne, die 
Kirchengewalt der unierten Konſiſtorien und übrigen firchlichen Behörden 
über fich anzuerkennen. Selbit einem Iutherifchen Yandesherrn geſtehen 
fie fein jus liturgieum zu, dem König als reformierten Yandesherrn ver: 
weigern fie eine Einwirkung auf den Gottesdienjt bejtimmt. 

Kottwitz jei jo altersichwach, daß er feiner Belehrung mehr 
zugänglich jet, am beiten jei, ihm gar nicht zu antworten?), 

Kottwiß trat der Kronprinz zur Seite. In einer „jtürmifchen 


1) An Schilden, 13. Oktober 1834. 
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Sitzung” des Staat3minijteriums am 18. oder 19. Oktober machte 
er einen jcharfen Ausfall auf Altenftein. Der König, fofort durch 
den Fürjten Wittgenftein darüber unterrichtet, freilich auch darüber, 
daß die andern Minijter mehr auf Seiten des Minifters geitanden 
hätten, war äußerft indigniert: Wie konnte mein Sohn jich fo 
vergejien! rief er aus. Aber Schilden mußte doch hinzufügen: 
„Gewaffnetes Einschreiten, ſelbſt Einquartierung wird beim König 
jchwerlich Eingang finden“ '). Altenjtein verzichtete ſchon darauf, 
feinen Antrag durchzujegen: 

ch fühle wohl, wie mißlich, ja widerlich es ift, in firchlicher Ange: 
legenheit Militär zu gebrauchen, wenn auch hier nicht eigentlich von einem 
firchlichen Gegenftand die Rede ilt, jondern von der Abwehr einer den 


Anordnungen der Negierung angedrohten und 3. T. ſchon ausgeübten 
Gewalt. 


Er will fic) dem Könige fügen, wenn dieſer einen andern 
Weg mwilje, er möge ganz jeinem eignen Gefühl folgen: „In folchen 
Dingen ift mir die höhere Beglaubigung von Monarchen, wie der 
Unſrige, recht flar“ ?). Der Kronprinz lenkte dann freilich wieder etwas 
ein. Er erzählte Strauß von der Sigung; „Sie wären — fchreibt 
Schilden dem Minijter nach deſſen Wiedergabe — nur im zweiten 
Teil der Unterhaltung andrer Meinung gewejen, im erſten 
hätte er Sie umarmen können“; er jchrieb an den König, hob 
Altenftein in den Himmel, flagte aber das Breslauer Konfitorium 
an: „Die erwähnten Lobeserhebungen enden wie gewöhnlich in 
halben Anflagen. Seine Teilnahme iſt ein wahres Leiden”; er 
äußerte auch zu Schilden feine Anhänglichkeit an Altenjteins Perſon, 
— aber in der Sacje blieb er doch der jchärfite Gegner der be- 
antragten militärischen Erefution ?). 

Anderjeits erneuerte das Schlefiiche Konfiftorium den drin— 
genden Antrag, endlich in Hönigern kräftig durchzugreifen, eine 
Konzeifion dort würde auch die in Serrmannsdorf und Kaulwig 
bereitS gewonnene Beruhigung wieder vernichten‘). So von den 
verjchiedenften Einflüffen hin und her geriffen und jchwer beun: 

1) Briefe Schildens an Altenjtein, 20., 21. Oftober 1834, 
2) Altenjtein an Schilden, 29, Oftober 1834. 


3) Briefe Schildens an Altenftein, 28. Oft, 12. Nov., 23, Nov. 1834. 
4) Bericht vom 24. Oft. 1834. 
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ruhigt, berief der König am 29. Oftober den Namslauer Landrat 
von Oblen und den Pfarrverweier Bauch nach Berlin zu per: 
fönliher information. Sie erflärten beide dem Minifter, die 
Nenitenten wollten es unter allen Umftänden auf Gewalt an» 
fommen lafjen '). 

Darauf fam der Gegenbericht des Oberpräfidenten Merkel 
über die ihm überjandte Eingabe von Kottwig?). Er ſtellte zu— 
nächft feit, wie Altenftein vermutet hatte, daß weder in Hönigern 
noch; in Giefmannsdorf eine „alte, landesherrlic) autorifierte 
Agende“ in unbeftrittnem und genauem Gebrauch geweſen jei. 
Kellner jelbit habe anitelle der vorgefundnen fog. Deljer Agende 
die fächitsche eingeführt; in Gießmannsdorf jei die neue Preußifche 
bereits eingeführt gemwejen, dann aber wieder abgetan worden. 
Eine KO, die die Beibehaltung der alten Agende gejtatte, fei nie 
erlafjen worden. Merkel begmügte ſich jedoch nicht mit dieſer 
Richtigſtellung, er proteitterte zugleich gegen Kottwitz' Verleum— 
dungen der jchlejiichen Behörden, ES bejtehe in Schlejien gar 
fein Eirchliches Zerwürfnis, fjondern im Gegenteil ein bejonders 
reges religiöjes Leben. Irreligioſität und Nationalismus feien 
faft unbefannt. Richtig jei nur, daß durch ein paar zelotifche 
Geiftliche Erankhafte Erregung einer nur fleinen Zahl meijt pol: 
nischer Landleute, die ihrer geiftigen Schwäche wegen pajjende 
Werkzeuge in Händen de3 Fanatismus wären, hervorgerufen fei. 
Sie erjtrebten die jtaatsgefährliche Herrichaft einer myſtiſchen 
Altgläubigfeit verbunden mit theofratifcher Hierarchie. Es fei 
ihandbar, wie die hochmütige, eingebildete Alleinrechtgläubigkeit 
Kottwig’ ganze Provinzen verleumde. Ebenſo jchandbar jei die 
Inſinuation, als haben die Behörden gegen den Willen des Königs 
gehandelt. — Die Einzelangaben von Kottwig über Hönigern und 
Bedrücungen der renitenten Paſtoren erwies Merkel als teils über- 
trieben, teils falih. Das Schlimmite aber fei, daß Kottwiß die 
fanatiſche Widerjeglichkeit gegen die Staatsgewalt, die Kellner 
verjchuldet habe, zu billigen fcheine. Welche unabjehbaren Folgen 
nicht nur für Union und Agende, jondern für den Staat felbjt 

1) Altenjtein an Schilden, 22, Nov. 1834. 

2) 13. November 1834, 
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würden eintreten, wenn die Widerftrebenden ihr‘ Ziel erreichten. 
Es ſei hohe Zeit, mit Feitigfeit einzufchreiten. 

Merkel war jo erregt über Kottwitz und andre ihm zu Obren 
gefommene Gerüchte vom Tadel jeines Verfahrens, daß er bean- 
tragte, entweder gegen Kottwig ein Strafverfahren wegen Ber: 
leumdung oder gegen ihn jelbjt eine Disziplinarunterfuchung ein: 
zuleiten?). 

Sollte mir, der ich im lebendigen Glauben an Gott, von jeher bejeligt 
Durch die reine, weil göttliche Yehre Jefu, Sr. Maj. dem Könige und Aller: 
höchitdejlen Haufe von Jugend an, auch in den Zeiten, wo viele wichen, 
inmitten der Feinde und Verräter, ohne Rückſicht auf mein Leben und 
möglichen Untergang der Meinigen, mit Berfchmähung jedes äußerlichen 
Glücks und Vorteils unerfchütterlich treu angehangen, dem Staate gern 
im Stillen jegliches Opfer gebracht, mit nie erfaltendem Eifer mich feinem 
Dienite gewidmet, einer redlichen und eifrigen Erfüllung aller meiner 
Pflichten in allen wichtigen Momenten der Zeiterlebnijje durch Gottes 
Gnade nicht ohne allen Erfolg mich befleißigt und ftet3 in Gottesfurcht, 
Ehre und Treue gelebt habe, follte, frage ich, nicht auch mir gegen bos: 
hafte Anfchuldigungen Schuß und Genugtuung zuteil werden ? 

Darauf ift Altenftein num nicht eingegangen, aber er nahm 
doch Veranlaſſung, in einem eingehenden Bericht an den König 
die unbedachten und leichtfertigen Anjchuldigungen von Kottwitz 
energisch zurüczumeiien und warm für die jchlejiichen Behörden 
einzutreten). Wie Merkel, trug auch Hahn wiederholt dringend 
darauf an, die Kirche in Hönigern, wenn es jein müſſe, Durch 
militärische Hilfe öffnen zu laſſen. Aber noch einmal kam 
eine Gegenwirfung: Sechs ſchleſiſche Paſtoren, darunter auch 
Samuel Rogge in Groß-Tinz, legten bei dem König Yyürbitte um 
„Erbarmen für die Lutheriſche Kirche“ in Schleften ein“. Wieder 
war der König davon jehr unangenehn berührt, aber er fing nun 
an, bejonders auf die Ausjage des Landrats von Oblen bin, die kleinſte 
militärische Demonjtration hätte der Sache längft ein Ende gemadıt, 
ſich mit diefem peinlichen Gedanken auszujöhnen). Den genannten 
ſchleſiſchen Geiſtlichen antwortete Altenftein kurz, wenn auch freunde 

1) Nachdrüclich wiederholte er diefen Antrag am 21. Nov, 1834, 

2) 3. 4. Dezember 1834. 

3) 3. 2. Dezember 1834. 

4) Eingabe vom 16. November 1834. 

5) Schilden an Altenjtein, 2. Dezember 1834. 
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lich, es dürfe nicht geduldet werden, daß die jeparatiftifchen Geiſt— 
lichen den ihnen vorgejegten Firchlichen Behörden offen den Ge- 
horſam aufgefündigt hätten. Darum handle es fich bei Kellner, 
nicht um das gar nicht angetajtete lutherifche Bekenntnis '). 

Zur Enticheidung brachte dann die lange jchwebende Frage 
ein legter Bericht Altenfteins?), worin er die Entjendung des 
Breslauer Polizeipräjidenten Heinke mit militärifcher Hilfe 
zur Herjtellung der Ordnung in Höningern beantragte. Er erbat 
zugleich von dem Könige, — es war dies eine harte Jumutung, — 
eine KO an die Adrefje der verirrten Gemeinde, worin ihr der 
König ſelbſt bei beharrlichem Widerſtande Zwangsmaßregeln an 
drohte, damit der Nachrede der Boden entzogen würde, als hans 
delten die Behörden ohne oder gegen feinen Willen. 

Am 12. Dezember erteilte eine KO des Königs feine Zus 
ftimmung. Am 24. fand die Expedition ftatt, die Kommifjare 
waren der Konjijtorialvat Hahn und der Bolizeipräfident Heinke. 
Ueber den Verlauf eritattete Hahn bereit am folgenden Tage „in 
froher Bewegung feines Herzens“ Bericht). Die Kirche war ge= 
öffnet, der neue Pfarrverwejer am 25. Dezember injtalliert worden. 
Zwar waren die Yeute bis zulegt widerjpenjtig geblieben, das Mi: 
litär hatte mit Kolbenfchlägen eingreifen müflen. Zahlreiche Ber: 
baftungen waren vorgenommen worden. Aber Blut war Gott 
jei Danf nicht gefloffen. Der größte Teil der Hausväter hatte 
unter diefem Zwange beruhigende Erklärungen abgegeben. Gegen 
die Anjtifter und Beförderer des Aufitandes befahl der König mit 
Milde, gegen die Teilnehmer gar nicht vorzugehen). Ein von der 
Gemeinde durch den Konfiftorialrat Hahn eingereichte Gnaden— 
geluch erwiderte dev König mit einer würdigen, durchaus jeinen 
patriarchaliichen Sinn atmenden Kabinettsordre>), 


1) 4. Dezember 1834. 

2) Vom 4. Dezember 1834. S. unter den Beilagen Nr. 21. 

3) ©. unter den Beilagen Nr. 22. 

4) KO an Altenſtein v. 7. Februar 1835. 

5) Bom felben Datum; f. unter den Beilagen Nr. 23, — Wie gering 
übrigens der dauernde Grfolg der Erpedition war, darüber vgl. Schei- 
bels Mitt. Bd. 1,9. 3, ©. 49 ff. 
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Ein entjegliches Ereignis! Man muß in der Gefchichte der 
evangelifchen Kirche in Deutjchland weit zurückgehen, bis in Die 
Tage der erziwungenen Einführung des Weimarer Konfutations- 
buchs und der Konkordienformel, um Nehnliches anzutreffen! 
Merkwürdigerweife aber boten nahezu gleichzeitige Vorgänge in 
einem reformierten Nachbarlande, in Holland, eine ganz parallele 
Ericheinung: die DVerfolgungen der Prediger Scholte und de 
God, die 1836 zur Errichtung der „abgejchtedenen reformierten 
Kirche” führten‘); — eine Bewegung, die bis in die Einzelheiten 
hinein die frappanteite Aehnlichfeit mit den hier gejchilderten 
Vorgängen aufweilt und ein neuer Beleg dafür ift, daß die treis 
bende Kraft nicht das Luthertum, jondern der feparatijtiiche Gegen 
fat gegen die Staatäfirche war ?). 

Entjeglich bleibt diefe Einmifchung des Militärs in inner: 
ficchliche Angelegenheiten, auch wenn man all die Nebertreibungen 
abzieht, die die Altlutheraner ihren Darjtellungen der Ereignifje 
in Hönigern?) angehängt haben, und auch wenn man zur Recht: 
fertigung der Behörden anerkennt, daß das Verhalten der Ge: 
meinde Hönigern jchließlich zu einer Störung des bürgerlichen 
Friedens ausartete, Aber — welch eine Gedanfenlofigfeit, dieſen 
traurigen Vorgang auf das Schuldfonto der „Kirchenpolitif des 
alten Territorialſyſtems“ zu jeßen!)! Dies Verfahren aljo wäre 
der Kirchenpolitif Friedrichs, den Normen des ALR entiprechend ? 


1) Ritſchl, Geſch. des Pietismus, Bd. I, ©. 354 ff. — Auf die „nieder- 
ländiſchen religiöfen Bewegungen“ machte Altenjtein den König durch 
Schilden ausdrüdlich aufmerkſam, 7. Juni 1837. 

2) Ueberhaupt dürfen bei der Beurteilung der lutheriichen Separation 
die Borgänge im Waadtlande 1845, in Schottland 1834— 18143, 
in Frankreich 1849 nicht unbeachtet bleiben. 

3) Scheibel, Letzte Schidfale der luth. Parochien in Schlefien, 
Nürnberg 1834; Blüher, Neueite kirchliche Ereigniſſe in Schlefien, Nürns 
berg, 1835. Dagegen: Olshbaufen, Was tft von den neuejten kirch— 
lichen Ereignijfen in Schleften zu halten? Leipzig, 1835. Dagegen wieder: 
Kellner, Beleuchtung der von Dr. D. gegen die Hön. Kirchengemeinde 
und ihren Paſtor vorgebrachten Befchuldigungen. Xeipzig, 1835. 

4) Wie Treitfchke tut: Deutfche Geich. im 19. Jahrh. 1889, Bd. IV, 
©. 567. Aber auch Hafe, Kgeſch. II, 2. Abt. ©. 539, und Brandes, 
S. 479 f 
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Wie anders hatte der große König feinerzeit entjchieden , als 
Zedlitz' Verfuh, den Gemeinden ein neues Geſangbuch aufzu— 
drängen, Befchwerden hervorrief'). Nein, das Gegenteil diefer 
Behauptung tjt richtig. Grade, daß man die Grundſätze des 
Territorialismus, wie fie das LEN fodifiziert und wie fie Stein 
— wenn auch mit neuem Geift erfüllt — aufrecht erhalten hatte, 
nun verlafjen hatte, das ift die Wurzel diefer traurigen Ereig— 
niffe. Denn der Territorialismus leitet ja die Gewalt des Staates 
über die Kirche aus der dee des Staates ab. Er erfennt 
an, daß der jtaatlichen Kirchengewalt diejelben Schranfen gejeßt 
find, wie der Staatsgewalt überhaupt. Er fennt ein ihr unzu— 
gängliches Gebiet Firchlicher Betätigung, das LR hat es mit jchügen: 
den Sicherungen umgeben, und grade die liturgiiche Ordnung des 
Gemeindelebens fällt danach unbeftritten innerhalb diejes Gebietes, 
Mie hätte aljo Friedrich dran denken können, einer Gemeinde 
mit Waffengewalt eine neue gottesdienftliche Ordnung aufzuzwingen; 
ja noch mehr, wie bereit war er und fein Geſetzbuch, aud) neue 
Gemeindebildungen zu dulden, wenn jie nur die Wohlfahrt des 
Staates nicht beeinträchtigten! Und von diefer Zurückhaltung war, wie 
wir gejeben haben, auch die Steinjche Reform bejeelt, wenn auch 
die Anfäge zur Gewährung größrer Freiheit im Keime fteden 
geblieben waren. Nein, die Vorgänge in Hönigern waren nur 
möglich, weil jegt das moderne Landesherrlidhe Kir 
hbenvegiment da war, d. h. weil der Yandesherr behauptete, 
über das Kirchenweſen eine über die aus dem Weſen der Staats: 
hoheit abgeleitete hinausgehende, auf feiner Stellung als vor: 
nehmſtes Glied in der Kirche gegründete rechtliche Gewalt zu be— 
ſitzen. Die damit in der Perſon des Monarchen und in feinen 
Organen, den Behörden, vollzogne Vermiſchung geiftlicher und 
weltlicher Gewalt rief den Wideritand hervor. Denn er fehrte 
fich eben dagegen, daß der Landesherr mit feinen Machtmitteln 
auch das innerfirchliche Leben ordnen wollte, — ein den Grund: 
fäben des Staatsfirchentums ſtracks mwiderfprechendes Verfahren. 

Der Widerjtand hat das Landesherrliche Kirchenregiment zwar 


1) S. Bd. l, S 74. 
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nicht brechen Fönnen, dazu waren deſſen Machtmittel zu groß, aber 
er hat es beeinflußt. Er hat es gezwungen, fich um jo enger an die 
DOrthodorie anzuflammern und darin die Rechtfertigung feines Vor: 
gehens zu fuchen. Daher nicht nur die ſtarke Betonung fortdauernder 
Geltung der ſymboliſchen Ueberlieferung, fondern ſogar die Behaup— 
tung, daß die Aufrechterhaltung diefer Autorität gegen Neologie, Ra— 
tionalismus u. ſ. w. der Daſeinszweck des Kirchenregiment3 jei. 
So wollte man den Wideripruch gegen dies Kirchenregiment ins 
Unrecht jegen ; aber man überſah, daß der Widerfpruch nicht fo- 
wohl dem Inhalt, als dem Dafein diefes Kirchenreginentes galt 
und darin fein Recht hatte. 

Wir fommen zur dritten Phaſe des Streites, in der jich mehr 
und mehr herausitellte, daß die Poſition der Regierung unbalt: 
bar war. Der Kronprinz fand bei feinem Einfpruch die Unter: 
ftügung eines großen Teils dev Beamtenjchaft und der Gerichte. 
Der Widerjpruch jegte an drei Punkten ein: gegen das Recht der 
Regierung, die infolge des fortgejegten harten polizeilichen Drucks 
erbetenen Konjenje zur Auswanderung zu verweigern; gegen das 
Necht, die Führer der Separation dauernd zu internieren; endlich 
gegen das Necht, die nachgejuchte Duldung der Separierten als 
eigne NReligionsgejellichaft zu verjagen. In den beiden eriten 
Punkten drang der Widerfpruch durch; am dritten fam e3 unter 
der Regierung Friedrich Wilhelms des Dritten zu feiner Löſung!). 

Das Hönigernjche Erempel und die fich häufenden Beitrafungen 
der Separierten, weit entfernt, Die Bewegung zum Stillitand zu 
bringen, gewannen ihr neue Anhänger. Der Trieglaffer Predi- 
ger Dummert hatte auf einer dort im Kaufe des Herrn von 
Thadden am 28. und 29. Oktober veranitalteten Zuſammenkunft 
altlutherischer und landesfirchlicher Paſtoren gewiß richtig beob— 
achtet, wenn er jchrieb, nicht jowohl die Gründe, als die Klagen 
der altlutherifchen Wortführer über ihre Drangfale hätten die Ge: 
müter ergriffen und ſeien das Gefährliche an der Sache. Es jet 
unumgänglich notwendig, den polizeilichen Nachforſchungen und 

1) Ich darf mich hierbei kurz faflen, weil die altenmäßige Schilderung 


in Eilers’ Wanderungen, Bd 4, ©. 224 ff., die ich nachgeprüft habe, die 
Tatſachen richtig daritellt. 
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den Bedrücungen in Schlefien und Poſen ein Ende zu machen, 
wenn man der Ausbreitung des Separatißsmus wehren wolle '). 
Anderer Anficht allerdings blieben die jchlejischen Behörden; Hahn 
infonderheit forderte dringend die endgültige Abjegung aller jepara: 
tiftifchen Geijtlichen ?). Berichte des Konjiftoriums, des Oberpräſi— 
denten, des Negierungspräfidenten von Liegnig (vom 4. Mai, 
4. uni, 9. Auguft 1835) waren im jelben Tone gehalten. Alten: 
jtein berichtete darüber an den König am 24. Auguſt 1835 u. a.: 

Die Schon bei den Vorfällen in Hoenigern im Anfange des zuleßt ver: 
floffenen Winters herausgetretene Ueberzeugung, daß diefe auf dem firch- 
lichen Gebiet entitandenen Bewegungen den Charakter einer Störung der 
äußern Ordnung, Ruhe und Sicherheit an fich tragen, ilt, wie dieſe Be— 
richte außer Zweifel jegen, zu voller Klarheit und Gewißheit gediehen. 
Die offne Erklärung über die unveränderte Erhaltung der Belenntnis- 
Schriften der Iutherifchen Kirche in ihrer Autorität und die im gleichen 
Sinne bewilligte Feier des Abendmahls nach dem früheren Lutherifchen 
Gebrauche haben dem Vorwande der Beeinträchtigung des Glaubens feine 
Wirkſamkeit entzogen, und es iſt nun das firchenrechtliche Gebiet, wohin 
jene Partei den Streit ganz offenkundig zu verlegen bemüht ift. Je mehr 
aber die landesherrlichen Nechte Ew. Kal. Maj. ausmachen, je dringender 
die Zeitverhältniife ermahnen, über deren ungejchmälerte Erhaltung zu 
wachen, mit deſto größerem Ernjte muß nach meinem alleruntertänigiten 
Dafürhalten jenen jtrafbaren Beitrebungen entgegengetreten werden. ch 
hege indes die Ueberzeugung, daß die fonjequente Durchführung der von 
Ew. Kal. Maj. nenehmigten Mabregeln, die Amtsentjegung der beharr- 
lich widerfpenjtigen Pfarrer und deren Entfernung aus der Provinz, fo: 
wie die Aufrechterhaltung der zur Sicherung der kirchlichen Ordnung ges 
troffenen Anordnungen durch ftufenweife Anwendung der gejeglichen 
BZwangsmittel gegen unverbeiferlich ungehorſame Anhänger jener Partei 
die Beruhigung der Provinz vollenden werden, welche an mehreren Orten 
fich bereits zeigt. Daß dabei mit dem vollen Ernte, den die politische 
Wichtigkeit diefer Angelegenheit zur Pflicht macht, aber zugleich mit Der- 
jenigen Milde, welche durch religiöfe Voritellungen auf böfe Wege Ber: 
leitete verdienen, verfahren werde, iſt unausgefegt der Gegenitand meiner 
leitenden Einwirkung auf die Behandlung diefer Sache. 

Die von Altenjtein ausgeiprochene Hoffnung war freilich jehr 
nichtig; von Monat zu Monat mehr zeigte fich, daß die Bewe— 
gung fortging; felbit in Berlin und Potsdam bildeten ſich ſepa— 


1) An den Pomm. Oberpräfidenten von Bonin, 11. Dezember 1835, 
von diefem Altenjtein mitgeteilt. Vgl. Wangemann, Kabpol. ©. 352. 
2) An Altenjtein, 5. April 1835. 
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rierte Gemeinden, was den König befonders erregte'). Der erite, 
der dem König offen ausſprach, daß die beliebten Zwangsmaß— 
regeln nicht zum Ziele führten, war einer der bejten Männer des 
damaligen Preußen, „ein Liebling des Kronprinzen“, der Ober: 
präfident von Flottmwell in Poſen. Dreimal, in einer Im— 
mediateingabe vom 17. April 1835, in feinem Bermwaltungsbe- 
richt über das Jahr 1834 und in einer Vorftellung der Regie: 
rung zu Poſen vom 18. September ?) hat er die Ueberzeugung ver: 
treten, daß die getroffenen Maßnahmen erfolglos jeien, daS Uebel 
nehme zu, die Gefängnisitrafen hielten nicht von den Konventikeln, 
die Unterſuchungen nicht von Berrichtung geiftlicher Handlungen 
durch Laien ab. Nur 

durch eine den fog. lutherifchen Gemeinden zu gebende gejegliche Form, 
durch die ihnen die Abhaltung des Gottesdienites in bejtimmten Kirchen 
gejtattet würde, könnte ihr Widerjtand gegen die Obrigkeit gebrochen und 
der Schein einer religiöjfen Verfolgung befeitigt werden. 

Er hat weiter nicht verhehlt, daß die polizeilichen Maßregeln 
„ven Glauben beftärkten, e8 gelte nicht nur die Vernichtung der 
lutherischen Konfeffion, jondern jeder religiöjen Freiheit”. Sein 
formulierter Antrag ging dahin, daß die Separatijten als eine 
eigne Religionspartei mit bejonderer Kirchenverfafjung und unter 
Zubilligung eines Anteil am Kirchenvermögen, jedoch unter Auf: 
ſicht der geiftlichen Staatsbehörden anerkannt und Eonjtituiert wer: 
den möchten. 

Gegen diefe „durchaus unzwecmäßigen und unrichtigen Bor: 
ichläge” wandte fich Altenftein nach eingehender Korreipondenz mit 
Flottwell und der Regierung zu Poſen an den König. Das 
Wichtigfte aus dem Bericht tft der folgende Gedanke, den Alten: 
jtein nachdrücklich betont: 

Eine jede Sefte, die Duldung anfprechen möchte, jest Neligionsgrund- 
fäge voraus, welche von den Lehren der Kirche abweichen, von der fie 
fih trennen will. Dieſe muß fie dem Staat zur Genehmigung vorlegen, 

1) Mitteilung der Repräfentanten v. 12. Mai 1835; des Polizeiprä- 
fidenten v. 24. Juli 1835; KO vom 27, Februar 1836 an Altenjtein; Ein— 
gabe aus Potsdam v. 9. Januar 1839; KO darauf v. 21. Januar 1839. 

2) Sowie in zwei auf Erfuchen des Miniſters gelieferten mweitern Be- 
richten vom 23. und 28. November 1835 und einer abermaligen Eingabe 
ad Regem vom 10. Januar 1836. 

Foerſter, Entitehung ber preuß. Landeskirche. IL. 20 
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um darauf Die Rechte einer geduldeten Neligionsgejellichaft zu erlangen. 
Die Separatiften haben nun noch nie behauptet, von den Belenntnis- 
jchriften der Lutherifchen Konfeffion abweichende Meinungen zu haben. 
Alfo fehlt die Vorausfegung zur Konitituierung als Sekte, wenn man 
nicht zugeben wollte, die vielen Millionen, die dem Landesherrn gefolgt 
feien, haben aufgehört, Iutherifche Chriſten zu fein. 

Die neue Neligionspartei würde fich von den Tutheriichen 
Slaubensgenojjen bloß dadurch unterfcheiden, daß fie nicht bloß 
die kirchliche Gemeinschaft mit den Belennern der reformierten 
Konfejjton für unerlaubt hielte, fondern die Annahme der Union, 
namentlich in betreff der Geijtlichen für eine entjchiedene Aufgabe 
der lutherischen Lehre erklärte. Nimmer dürfe diefe Behauptung 
jtaatlich anerkannt werden. 

Altenftein bat den König um eine energifche Zurüchweifung 
der Anträge Flottwells, und der König tat dies in einer ungnä— 
digen KO. Er war höchſt unzufrieden mit ihm, Schilden nannte 
das ganze eine Kurmacherei gegen den Kronprinzen !). 

Aber auf eine wie merkwürdige Theorie hatte Altenjtein doch 
die Ablehnung des Antrages begründet. Als ob der Staat, der 
eine Neligionsgefellichaft anerkennt, damit den Inhalt ihrer Grund: 
ſätze als richtig anerfennen mühte! Das LR hatte die Genehmi- 
gung als geduldete Kirchengejellichaft doch nur an den Nachweis 
geknüpft, daß die von ihr gelehrten Meinungen nichts enthielten, 
was den allgemeinen Pflichten der Kirchengefellichaften widerfpräche 
(T 2 Ti XL, 88 21—23 und $ 13). Danach war der PBreußifche 
Staat im 18. Jahrhundert verfahren, als er die Herrnhuter kon— 
zejfionierte. Aber noch mehr: das LR hatte in aller Ruhe mit 
dem Fall gerechnet?), daß ſich eine Kirchengejellichaft von ihrer 
Neligionspartei losfagen möchte. Altenftein behauptete die Un: 
möglichkeit eines folchen Vorgangs. Er ariff auf die Anſchau— 
ungen des Altprotejtantismus zurüd, wonach nur eine Kirche im 
Lande fein joll. Hatte der Staat diejen Standpunkt nicht feit- 


1) Verf. Altenjteins an Oberpräfident und Regierung vom 28. Mai 
und 9. Nov. 1885; Bericht an den König vom 21. Dez. 1835; KO vom 
17, San. 1836; Briefe Schildens an Altenftein vom 25. April, 22, Dezbr 
1835; umgefehrt v. 26. Dez. 1835. 

2) S. Bo. 1, ©. 27. 
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halten können, die fatholifche Kirche anerkennen müfjen, fo follte 
es wenigſtens nur eine proteftantijche Kirche im Lande geben, 
eine herrjchende Kirche, die evangelijche Kirche des Landes. Es 
wird zugeftanden, daß man jich diejer Kirche durch den Ueber: 
gang zu einer andern Religionspartei entziehen kann, aber das ijt 
auch der einzige Weg aus ihr heraus. Denn die Landeskirche ijt 
die einzige legitime Verkörperung des evangeliichen Bekenntnifjes — 
ihrer Gewalt müſſen fich alle Anhänger desfelben und alle ein- 
zelnen Gemeinden unterwerfen. Damit ijt der lebte Reſt jener 
Grundanfchauung des ER befeitigt, wonach die Kirchengefellichaft 
aus dem freien Willen der Gejellichafter hervorgeht und ein Zu— 
ſammenhang der einzelnen Gemeinden einer Neligionspartei nicht 
notwendig iſt. Nun ijt behauptet, daß der Zuſammenhang der 
einzelnen Gemeinden vielmehr unlöslich ift. Die Landeskirche ift 
Vormund der Gemeinden, die das alleinige Verfügungsrecht über 
das Stirchengut, über den Kultus, die Bekenntnisordnung u. ſ. w. 
hat. Wie die Gemeinden, jo find die Einzelnen ihr volljtändig 
ausgeliefert. Wir jpüren deutlich den Nachhall des Prinzips Cuius 
regio, eius religio — wenigſtens in den Grenzen der evangeli- 
ſchen Religionspartei. 

Aber ein Ventil hatte doch ſelbſt der alte Proteſtantismus 
an diefem harten Syſtem angebraht: das Recht der Aus— 
wanderung. Es wäre ein Rücdjchritt jogar hinter die Engig- 
feit des alten Eonfejjionellen Staates geweſen, wenn ſelbſt diejer 
Ausweg hätte verbaut werden follen. Und doch wünſchte Alten- 
jtein auch dies. Schon im Februar 1836 hatte Flottwell das 
Geſuch dreier evangelifch-lutheriicher Gemeinden der Provinz Poſen 
um Konjens zur Auswanderung eingereicht. Eine noch größere 
Zahl jolcher Gejuche liefen in den nächſten Wochen aus den Re— 
gierungsbezirken Frankfurt a. d. Oder (Züllihau) und Liegnitz ein. 
Gegen die Begründung diejer Gefuche mit anhaltendem unerträg: 
lichen Gewiſſensdruck erließ der König perjönlih eine harte, 
drohende Ordre vom 7, Februar 1836. Langmwierige Verband: 
lungen zwijchen dem Miniſter des Innern, von Rochow, und 
Altenftein fchloffen fi) an. Jener äußerte ſchwerſte Bedenken 
gegen die Verweigerung der Konjenje, die er mit Recht für unge: 

20 * 
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feglich hielt. Diefer blieb mit größter Zähigleit dabei, die Be: 
willigung zu verfagen oder doch ins Ungewiſſe hinauszujchieben, 
da er hoffte, die Gejuche möchten zurüctgezogen werden. Er drang 
mit feiner Anficht bei dem jüngeren Kollegen durh. Ein ge- 
meinjfamer Bericht beider Minifter vom 28. Nov. 1836 an den 
König beantragte die Verweigerung der Konjenje mit der Begrün- 
dung pflichtmäßiger Vorjorge für das Wohl der Nachjuchenden. 
Der König genehmigte den Antrag durch KO vom 2. Yan. 1837: 

Mit dem in Ihrem Berichte vom 28. November v. 33. enthaltenen 
Antrage: daß den lutherifchen Separatijten in der Neumark, Schleſien, 
Großherzogtum Poſen und in Pommern die Auswanderung nicht gejtattet 
werde, bin Sch für jebt, fowie mit den von Ihnen angegebenen Motiven 
der Verweigerung einverjtanden; den lebtern iſt noch durch Die Bedeutung 
Nachdruck zu geben, daß fie durch ihr Betragen verdient hätten, ihrem 
Schidjale preisgegeben zu werden, da fie den bisherigen belehrenden 
und ihren Wahn widerlegenden Ermahnungen fein Gehör gegeben und 
durch ihre Erklärungen bewiefen hätten, daß fie fich feiner Kirchenordnung 
unterwerfen, vielmehr derjelben fich gänzlich entziehen wollten, welches 
nie werde gejtattet werden. Dem Staat würde ihr Auswandern feinen 
Nachteil bringen, aber für die FYamilienmitglieder, welche aus Unverjtand 
der Familienväter in das in fernen Weltteilen ihrer wartende Elend 
unbezweifelt mit bineingezogen würden, müffe die Iandesväterliche Milde 
wachen und das Unglüd von denen abwenden, die nicht jelbitändig han: 
deln fünnten und unfchuldig genötigt werden follten, das gefahrvolle Los 
ihrer Väter und Angehörigen zu teilen. 


Aber die Verweigerung war unhaltbar. Die Emigranten 
hatten in jicherer Erwartung der Bewilligung ihres Gejuchs 
bereit3 einen großen Teil ihres Befiges zu Geld gemacht und 
gerieten in die jchwerjte Bedrängnis. Im April 1837 entjandte der 
König den Oberfonfiftorialrat Strauß in den Kreis Züllihau, um 
auf die Auswanderungsluftigen perjönlich einzumirken. Strauß fam 
zu der Heberzeugung, daß ihr Entjchluß unumftößlich jei, und daß 
man ihrem Verlangen, wenn auch unter allerlei Erjchwerungen, 
nachgeben müſſe. So berichtete ev am 13. Mai 1837 an den 
König. Die Verhandlungen der beiden beteiligten Minifter zogen 
fih aber wieder monatelang hin, zumal Altenftein erkrankt war 
und einen längern Urlaub angetreten hatte. Es bedurfte erit 
einer fcharfen Ordre vom 19. Juli „über die unverantwortliche 
Zögerung“, die Altenftein tief verlegte und die er mit Würde 
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zurüdwies!), um die Sache zum Schluß zu bringen. Altenftein 
gab nach, ein gemeinjamer Antrag beider Minifter vom 11. Auguft 
fand die Genehmigung des Königs in der KO vom 2. Septem: 
ber 1837: 

Sch genehmige Ihren Antrag, daß den Separatijten die Auswandes 
rung unter Beobachtung der fonftigen gefeglichen Bedingungen gejtattet 
und ihnen dies durch eine zu Protofoll zu nehmende Eröffnung auf ange: 
mejjene Weife unter nochmaliger Vorhaltung ihres Unrechtes von den 
Landräten befannt gemacht werde. 


So begannen die Auswanderungen wegen Neligionsdrudes aus 
dem Staate, der Hugenotten, Salzburgern, Zillerthalern Zuflucht 
geboten hatte. Bis zum November wurden jchon 848 Konjenje 
erteilt. Mit Ruhe und Bejonnenheit, unter frommen Gefängen 
begaben ſich die Auswanderer auf die Reife, ein Zug fuhr zu 
Schiffe auf der Havel bei Potsdam vorüber). Tiefergriffen 
berichtete der Oberlandesgerichtspräfident von Gerlady in Frank: 
furt über jeine Eindrüde: 

. aber nicht allein die Zahl der Auswanderer verdient Beachtung, 
fondern daß überhaupt evangelifche Ehrijten, die in der Hauptfache nur 
befennen und wollen, was ihre Iutherifchen Vorfahren feit Kahrhunderten 
befannt und gewollt haben, um der Religionsfreiheit willen ihr Vaterland 
verlaſſen. 

Auch Rochow wurde die Zunahme der Auswanderung von 
Tag zu Tag bedenflicher ?). 

Mit diefem Bedenken gegen Altenjteins Berfahren traf zu— 
jammen ein weiterer Einwand, der von den Hütern der Juſtiz 
ausging. Schon am 15. Februar 1836 hatte der König auf einen 
Bericht de3 Minifterd vom 16. Januar hin bejtimmt, daß ſepara— 
tiftifche Aubeftörer in dringenden Fällen aus der Provinz ihres 
Wohnorts entfernt und ihnen ein andrer Aufenthalt angemiejen 
werden jollte. Altenjtein aber hatte die damit genehmigte, an ſich 
fchon ſehr bedenkliche Mafregel jo weit getrieben, daß er 
den internierten Geiftlichen und Führen der jeparatiftiichen Be— 
wegung die Haftentlafjung verweigerte bis zur Abgabe de3 Ver— 


1) An Schilden, 1. Auguſt 1837; an den König, 31. Juli 1837. 

2) Eylert, GCharafterz. III, 2. ©. 193. 

3) Bericht vom 4. Juli 1838 an den Juftizminifter. — Votum Rochows 
aus dem November 1837. 
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jprechens, jich Hinfort aller Hebertretungen der gegen die Separa- 
tiiten erlajjenen Verfügungen zu enthalten. Berger, Biehler, Ehren- 
ſtröm u. a. ſaßen alſo jchon jeit Monaten und Jahren im 
Gefängnis. Dies Verfahren fuchte der Minifter in dem ſchon 
genannten Bericht vom 11. Auguft 1837 zu rechtfertigen, er mußte 
jedoch zugeben, daß die Anjicht 

nicht unbaltbar fei, dab Die Behörden bei gegenwärtigem Stande der Ge- 
fegebung nicht berechtigt jeien, irgend jemand Durch beliebig auszudeh: 
nende polizeiliche Daft zu zwingen, ein Verſprechen geſetzmäßigen Verhals 
tens abzugeben. 

Er erbat deshalb eine dies Verfahren ausdrücklich genehmigende 
DOrdre. Der König aber verjagte fich diefem Anfuchen in der 
KO vom 2. September 1837: 

Mit Ihrem Vorfchlage, welcher darauf hingeht, die Eingezogenen ſo— 
lange der Freiheit zu berauben, bis jie das Verfprechen geben, fich der 
Störung der firchlichen Ordnung und Ruhe zu enthalten, und von diefem 
erziwungenen Augenblick ihre Entlafjfung aus der Haft abhängig zu machen, 
fann ich mich nicht einverjtanden erklären und daher die im Entwurf 
vorgelegte Ordre nicht vollziehen. Störung der Ordnung und Ruhe über: 
haupt ijt ein Verbrechen; aber das Verſprechen: fein Verbrechen begehen 
zu wollen, zu erzwingen, weicht von den Grundfägen, an welche fich das 
peinliche und polizeiliche Verfahren bisher gehalten hat und ferner halten 
muß, zu weit ab, als daß die bemerkte Maßregel legalifiert werden fönnte; 
helfen kann ſie ohnehin nichts, da die Verhafteten fich des erzwungenen 
Verfprechens bald entbinden und, befangen in ihrem Wahn, glauben 
würden, daß fie vecht daran täten, einem höhern Gebote, als der welt: 
lihen Macht, zu gehorchen. 

Der Mebertreter des Geſetzes muß geftraft werden, und gegen den 
Drohenden ift der Staat zu Sicherheitsmaßregeln berechtigt, deren zweck— 
mäßige Bejtimmung den verwaltenden Minifterien überlafien bleiben muß. 


Wenn Altenjtein den legten Sa dazu benüßte, in fort: 
währenden Debatten mit dem Minifter von Rochow die Zuläffig- 
feit dauernder Internierung der jeparatijtiichen Führer zu be: 
baupten, jo war das nahezu ein offener Widerjpruch gegen des 
Königs Befehl. Auch der Juftizminijter von Mühler trat ihm 
dabei wiederholt fcharf entgegen. Er wandte fich endlich „in einer 
Angelegenheit, welche die Aufrechterhaltung der Gerechtigkeit und 
die ‚Freiheit eines Untertanen betrifft, der ohne Urteil und Recht 
bereit3 1!/s Jahre gefangen fit”, mit einer Bejchwerde über dies 
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ungeſetzliche Verfahren Altenſteins abermals an den König!). Eine 
Entjcheidung darüber ift unter der Regierung Friedrich Wilhelms III. 
nicht mehr getroffen worden. 

Biel jchwermwiegender noch war, daß die Gerichte überhaupt 
den Standpunkt geltend machten, die Amtshandlungen der jepara- 
tiftifchen Paſtoren ſeien geſetzlich nicht ftrafbar, da fie rite ordinierte 
Diener einer lutherifchen Kirche jeien, und dem bisherigen polizei- 
lichen und gerichtlichen Verfahren gegen die Diffidenten nicht, wie 
nad) 8 7—9 Einl. des ALR geboten jei, ein Landesgejet zu 
grunde liege, jondern nur KabinettSordres. Sie erachteten ein 
gejeggeberijches Vorgehen für erforderlihd. So ſprach ſich zuerit 
der Kriminaljenat des Oberlandesgerichts zu Frankfurt am 30, 
Juli 1836 aus; ein zweites Beijpiel diefer Art bot das Ober: 
landesgericht zu Halberſtadt; dann fällte das Oberlandesgericht 
Breslau jogar auf Grund derjelben Rechtsanſchauung im Jahre 
1837 mehrere abjolutorifche Erfenntniffe. Und der Juſtizminiſter 
trat den Gerichten bei und jtellte dementiprechende „jehr verfäng- 
liche” Anträge bei dem Könige?). Altenftein, der allen Grund 
hatte, zu vermuten, daß die Verweiſung auf den Weg der Legis- 
lative ihn in jeinem Handeln lähmen würde, wandte fich dagegen 
mit ein paar ſehr empfindlichen „Bemerkungen“ °). Er meinte, e8 
lediglich dem Juſtizminiſter überlaffen zu ſollen, zu ermefjen, mie 
weit Königliche Kabinettsordres gefegliche Gültigkeit hätten, und 
wie weit die heimlichen Ordinationen der Altlutheraner anerfannt 
werden dürften... . 

Dabei aber werde ich mich äußern müflen, daß, was das angebliche 
Nichtvorhandenfein einer lutheriichen Kirche außer der Union und Daher 
den angeblichen Notitand und die Berechtigung der Diſſidenten, zu tun, was 
fie wollten, betreffe, es lediglich Erdichtungen feien; Daß jeder Gemeinde, 
die der Union nicht beitreten wolle, unbenommen jei, die Geiftlichen auf 
die Augsburgifche Konfeſſion verpflichten zu laſſen; Daß aber die Verlock— 
ung der ganz unfchuldigen Gemeindeglieder, welche die Sache im Zuſam— 


1) 19. April 1839. — Ueber einen zweiten gleichliegenden Fall: Be- 
richt Altenjteins an den König vom Mlai 1839. 

2) Mühler an Altenftein, 18. September 1836. Altenjtein an Schilden, 
31. Dezember 1836, 

3) Vom September 1836. 
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menhange zu durchichauen gar nicht befähigt feien, zu Unordnungen durch 
verfchmißte und ehrgeizige Geiftliche und unreife Kandidaten nur dadurch 
möglich fei, daß fie gegen alle chriftlichen Grundfäße angeben: die Union 
fei eine Verunreinigung der Kirche, der Konfistorien und felbit des Yan: 
desherrn in dem Grade, daß folchen gar Feine Einwirkung in Tirchliche 
Angelegenheiten zuftehe und folchen den Gehorfam zu weigern Pflicht fei, 
weil man Gott mehr, als dem König gehorchen müſſe. Wohin diefes in 
Beziehung auf leibliches Wohl und geiftiges Heil führe, bedürfe wohl feines 
Anführens. ch für meinen Teil halte mich daher nicht nur nicht befugt, 
da die vorhandenen Gefee ausreichen müßten, ein ſolches Treiben 
zu verhüten oder zu beitrafen, auf eine legislatoriiche Deklaration anzu— 
tragen oder in den geordneten Gang einzugreifen und zu veranlafjen, 
daß durch Straflofigkeit gleichfam ein Zugeitändnis folches Treibens er: 
folge, und die zu Bejtrafenden, welche erflärten, daß fie die Nachficht nur 
zu defto fortgefegterem Treiben und, um immer mehr fromme und rubige 
Untertanen zu verführen, fich mit den Behörden und jelbit dem König in 
eine Gott wohlgefällige Oppofition zu jegen, benugen werden, zu dieſem 
Beginne zu ermutigen. 


Und mehr noch al3 Altenjtein, wehrte fich der König gegen 
jede Art Anerkennung oder Duldung der Separation. Noch als 
die Minifter von Rochow und Altenftein am 28. November 1836 
zwar nicht die Konftituierung der Separatijten zu einer bejondern 
Religionsgeſellſchaft, aber doch eine polizeiliche Gejtattung ihrer 
bejondern religiöfen Zufammenkfünfte beantragt hatten, lehnte er 
das ab: 

Auf die dee, die Separatiften außer aller Verbindung mit der Kirche 
zu ſetzen und ſie bloß polizeilich zu behandeln, kann ich nicht eingehen, 
denn dadurch würde ein Separatismus legalifiert werden, der wahrfchein- 
lich den Widerfpenitigen ſehr willommen fein würde. 

Selbit einen Verfuch, um den Altenjtein gebeten hate, wollte er 
nicht gejtatten'). 

Jedoch, nachdem die Gerichte gejprochen hatten, war es un: 
möglich, auf dem bisherigen Wege zu beharren oder fortzufahren, 
Eine KO vom 18. November 1837 befahl den vier Miniftern Alten: 
jtein, Kamptz, Mühler und Rochow die gemeinfame „Beratung not: 
wendiger Schritte, um die Lücken der beftehenden Geſetze auszufüllen”. 

Wir brauchen über diefe Beratungen nicht zu berichten, ebenſo— 
wenig wie über eine am 21. September 1837 von den Deputierten 


1) RD vom 2. Januar 1837; Altenjtein an Schilden, 10. Dez. 1836, 
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der Lutheraner überreichte Bittfchrift, worin fie noch einmal um 
Zulafjung einer freien jelbitändigen „nichtunterten Tutherifchen 
Kirche” mit eignem Kirchenregiment baten. Sie hatte feinen 
andern Erfolg, al3 den einer fchroffen Zurücweifung. Und nicht 
größer war der Ertrag der langwierigen Verhandlungen, die troß 
ernftlicher Mahnungen des Königs immer wieder ins Stocen gerieten. 
Erft im April 1840 tft der Schlußbericht zur Unterfchrift vorgelegt ; 
der König hat ihn nicht mehr zu Gejichte befommen. Es genügt 
mitzuteilen, daß in den Vorberatungen zwijchen den Kommifjaren 
der beteiligten Minifterien fich mehr und mehr die Einficht in die 
Notwendigkeit einer grundjäßlichen Abkehr von dem bisherigen 
Verfahren durchjeßte. In den folgenden Minifterfonjerenzen da= 
gegen erlangte Altenftein jeinen legten Sieg: Kamptz trat auf 
jeine Seite und, da auch Rochow nachgab, blieb Mühler jchließ- 
lih allein. Auch das Eingreifen des Kronprinzen durch einen 
zwar freundlichen, aber dringenden Erlaß!) an Altenftein hatte 
diejen nicht umjtimmen können. 

Ich muß mich ein für allemal aussprechen, jchrieb er darüber an 
Scilden ?), um meinem Gewiſſen zu genügen, da man jich bei dem, was 
durch meine Leitung bewirkt worden ift, nicht beruhigen will, ungeachtet 
dadurch eine gefährliche Bewegung zum Stehen jo gebracht iſt, Daß die 
Zahl der Teilnehmer fich immer mehr vermindert. Man träumt, Leute, 
welche in ihren Führern ſehr wohl wiſſen, was fie wollen, welche die 
Union vernichten, die Agende wegfchaffen und das landesherrliche, ober: 
bifchöfliche Necht und felbit das einfache Auffichtsrecht angreifen, durch 
Nachgeben und kleine Konzeffionen befchwichtigen zu fünnen, während 
jtrenggläubige, fromme Männer, wie der Konfiftorialrat Hahn’) und 
andre, bejtimmt erklären, daß man dadurch nichts ausrichten und den 
Stand der Dinge verfchlimmern werde. Sch betrachte meinen Kampf als 
das Wichtigite, was ich für die Ruhe des Königs tun kann, da eine Ver: 
mehrung der Umtriebe und Unordnungen in der evangelifchen Kirche für 
deifen Ruhe weit gefährlicher werden würde, als die Fatholifchen Wirren. 

In diejer Stimmung raffte er fi noch einmal, kränkelnd 
und hinfällig, zu einer zufammenfafjenden Darjtellung auf). Sie 


1) Vom 4. Februar 1839. 

2) 6. Februar 1839. 

3) Allerdings hatte Hahn derartiges an Altenjtein gejchrieben, 4. No— 
vember 1838, 

4) Un Schilden, 24. März 1839. 
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liegt in einer umfangreichen Abhandlung vor '), dem legten Schrift- 
jtücf von Altenfteins Hand. Zeigt fie auch in ihrer Zerflofjen- 
heit unverkennbar die Spuren des Greijenalters, fo iſt doch die 
Anficht Altenjteins Feineswegs milder geworden, und troß aller 
Mißerfolge jpricht er von dem Kampf gegen die Separatijten mit 
ungebrochner Gntichiedenheit und mit der Zuverficht, auf dem 
Wege der adminiftrativen Gewalt den Sieg zu erlangen. Denn 
darauf läuft feine Darlegung hinaus: jtatt durch Geſetzgebung das 
Handeln des geiftlihen Miniiters zu lähmen, vielmehr defjen 
adminiftrative Gewalt zu ftärfen, die „Lücken“, die die bisherigen 
Anordnungen noch gelajjen haben, zu verjtopfen, um den Ber: 
führern nachhaltig ihr Treiben legen zu fönnen. Nicht ohne 
Selbjtgefühl fordert er jeine Miniiterfollegen auf, doc) ja den 
Zuftand der evangelifchen Kirche des Landes genau zu unterfuchen, 
ehe jie Maßregeln zujtimmten, die die gefchaffene Ordnung um: 
jtoßen fünnten. Er verwahrt fich dagegen, daß irgend ein Glau— 
bensdruct geübt, oder der lutheriiche Glaube angetaftet jei. Die 
Landeskirche mit der Agende hütet das Iutherijche Bekenntnis und 
wehrt nur der unchriftlichen Feindichaft gegen die Neformierten., 
Nur etliche bejchränfte Fanatiker, deren Motiv weniger die Glau— 
benstreue, al3 politifche Auflehnung fei, haben den befriedigenden 
Zuſtand gejtört. Empfängt der Miniſter die erforderlichen Voll: 
machten, wird er nicht länger durch das DPreinreden der Gerichte 
und andre Widerjtände gelähmt, jo wird es gelingen, auch diefen 
legten Flecken aus dem Bilde der evangelijchen Kirche zu tilgen. 

Dieje gehobene Stimmung hat den Minijter überhaupt wäh: 
rend des ganzen Streites nicht verlaſſen. Wiederholt bricht fie 
in feiner Korrefpondenz durch. Am bezeichnenditen ift wohl fol- 
gender Erguß: 

Das ganze Unweſen ijt im Grlöfchen, und bei einiger Feitigfeit wird 
folches noch in diefem Jahre [1836] ausfpielen. Dann ift das ganze große 
Merk der AUgende und Union als vollendet zu betrachten. Es fehlt dann 
bloß zum Schlußftein eine gnädige Berückſichtigung des Notitandes der 
evangelifchen Geiftlichfeit durch eine großartige Fürforge Seiner Majeftät. 
Dazu hoffe ich die Mittel und Wege angeben zu können. Es wird dieſes 
ein glänzendes, jegensreiches und unvergängliche® Monument fein, wel: 

1) Bollendet 10. Juni 1839, 
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ches Seine Majeftät der allerhöchiten Fürforge für die evangelifche Kirche 
ſetzt '). 

Man jieht, der nun 7Ojährige war noch voller Schaffensluft 
und Zukunftspläne Aber er jollte an das Werk, das ihm als 
fettes Glied in der Kette der Firchlichen Reformen vorjchwebte, 
jeine Hand nicht mehr legen dürfen. Am 14. Mai 1840 ift er 
geitorben. Er ging heim, ehe von ganz andrer Seite her das 
Minifterium vor neue Aufgaben und Kämpfe gejtellt wurde: 
das lebte, beim Tode des Minifters eben erſt angelegte Faszikel 
jeiner Handakten trägt den Titel „zum Falle Sintenis". Er 
ging heim, ehe Friedrich Wilhelm der Vierte, bei allem perfön- 
lihen Wohlwollen doch dev ausgejprochene Gegner feiner Kirchen: 
politil, den Thron bejtieg, — drei Wochen vor dem Abjcheiden 
König Friedrich Wilhelms des Dritten am 7. uni 1840, 
23 Jahre hatte er feinem Könige als Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten gedient, und er durfte in feiner legten Aufzeichnung 
im Hinblid auf die Möglichkeit, jchnell aus diefer Zeitlichfeit ab- 
gerufen zu werden ?), wohl jagen: 

Ich habe Ew. Königlichen Majeftät mit der volliten Hingebung ge— 
dient. Nicht nur, daß ich dem Bienjte alle Kräfte mit voller Anftrengung 
geweiht und mich dero Willen treu untergeordnet habe, — es machte mein 
Glück aus, in E. K. M. das ausgezeichnete Werkzeug göttlicher Vorſehung 
zu verehren, deſſen Ausfprache für mich Ueberzeugung wurde, wo ich 
felbft eine andre Richtung oder einen andern Gang beabfichtigte. Nur 
dadurch wurde vielleicht meine Wirkſamkeit bei Gegenständen wohltätig, 
welche eine jo tiefe Bedeutung für das Menfchenmohl diesſeits und jen— 
ſeits haben. 

In der Tat: der König und jein Minifter, fie waren in 
diejen 23 Jahren in ihren Anfichten und Abfichten völlig zuſammen— 
geijhmolzen. E3 mag jein, daß der König innerlich zur Religion 
doch anders jtand, als jein Minijter; aber in der Auffafjung des 
Kirchenregiments waren fie ganz eins, Der König veritand fich 

1) An Echilden, 4. Mai 1836; die gleiche Hoffnungsfreudigfeit in 
einem Brief vom 5. Juni 1838 und vom 6. Februar 1839. Auch in feiner 
legten Aufzeichnung vom Mai 1840 berührt er den zulett erwähnten 
Punkt: „Die Verbeiferung der Geijtlichen immer eine Schuld, die ich 
hatte“. 

2) A. a. O. 
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mit diefem Minifter, wie faum mit einem zweiten: 

Ihre Aeußerungen — jchrieb ihm Schilden einmal unter dem frifchen 
Eindrucd von der Wirkung eines Vortrags Altenjteins auf den König — 
machen immer den größten Eindrucd, durch fich ſelbſt und durch die Art 
ihrer Daritellung, die Ihnen auch wirklich fo ganz allein eigen iſt — mit 
der genauejten Kenntnis der Perfönlichkeit, jo daß man fein Wort aus: 
gelaffen wünfchte oder hinzuzuſetzen veranlaßt wäre '). 

Und Altenjtein rühmte von ihm: 

Sch Kann wohl jagen, daß der König allein fejt und fonfequent ge- 
blieben tit, und nicht ohne Segen ?). 

Es ift ein widerfinniges Beginnen, zwifchen den Abfichten 
des Königs und ihrer Ausführung durch den Miniiter jcheiden 
zu wollen. Gemeinfam tragen jie Verdienjt und Verantwortung 
für das, was ihr Regiment der evangelifchen Kirche des Landes 
gebracht hat. 

Diejen Ertrag in wenigen Sätzen zu buchen und damit noch 
einmal den Wandel zu erfafjen, den die 48jährige Regierung 
Friedrich Wilhelms des Dritten für die evangelifche Kirche feines 
Landes heraufgeführt hat, iſt unjere legte Aufgabe. 

Eine außerordentliche Veränderung hatte fich vollzogen! Als 
Friedrich Wilhelm III. den Preußifchen Thron bejtieg, da gab es 
— jo jahen wir — in feinen Landen nichts weniger als eine 
evangelifche Kirche. ES gab vollitändig von einander unabhängig 
ein lutherifches und ein veformiertes Kirchenweſen, aber auch dieje 
nicht einheitlich durchgebildet und nicht den ganzen Umfang der 
Monarchie umfafjend. Geiftliche und Gemeinden genofjen die 
größefte Freiheit, denn das WReligionsedift war ein Schlag in 
Waſſer, eine wirkungsloſe Epiſode gewejen; freilich war e3 die 
Freiheit der Nichtachtung und der Vernachläffigung. Der Staat 
ließ die Kirchen gewähren; feine Tätigfeit war polizeiliche Auf: 
jicht, Rechtsſchutz, Benügung der vorhandenen firchlichen Inſtitu— 
tionen zur Förderung feiner Kulturzwede. Darauf war das jtaat- 
liche Kirchenregiment zufammengejchrumpft. 

Man kann kaum zweifeln, die folgerechte Fortentwicklung auf 
diejer Linie hätte zu einem volljtändigen Verzicht auf irgendwelche, 





1) 15. Juni 1837. 
2) An Schilden, 24. März 1839. 


Die Ausprägung des Belenntnisitandes ꝛc. 317 


über die polizeiliche Aufjicht hinausgehende, ftaatliche Kicchenleitung 
und zugleich zu einer noch weiteren Auflöfung des firchlichen Ber: 
bandes in felbjtändige Provinzialfirchen, Bekenntnisverbände und 
Einzelgemeinden führen müſſen. Ob die evangelijche Gemeinjchaft 
dann, wenn die Tendenzen des Naturrecht3 zum Siege gelangt 
wären und der Staat das Band mit der evangelijchen Kirche ge— 
löſt hätte, aus jich heraus eine befjere und reinere Form des Zus 
fammenhanges zu gejtalten im jtande geweſen wäre, fteht dahin. 
Jedenfalls aber bedeutet die Regierung Friedrich Wilhelms des 
Dritten die gerade und erfolgreiche Reaktion gegen dieſen Geiſt 
des Zeitalters Friedrichs des Großen. 

Denn der Erfolg jeiner Kirchenpolitif ift, daß nun, 1840, 
eine gejchlojjene evangelifche Kirche im Breußijchen Staate dajteht, 
daß alle evangelijchen Gemeinden des Landes, die reformierten 
wie die lutherifchen, jo eng mit einander verbunden find, daß für 
die einzelnen feinerlei Möglichkeit der Loslöfung mehr befteht, und 
die provinziellen und lofalen Traditionen ihre Bedeutung verlieren. 

Zugleich aber find Gemeinden und Geiftliche fejt an einerlei 
Drdnung gebunden, in ftraffiten Zufammenhang mit der Zentrale 
der Kirchenleitung geſetzt. Eine Agende liegt auf allen Altären 
der Monarchie, eine Lehre joll grundfäglic nur auf allen Kan— 
zeln gepredigt werden; die gleichjörmige Berfaffung dient dazu, 
den Willen der Spite raſch und nachdrüdlich zu den unterjten 
Stufen der firchlichen Organijation, zu ihren niederjten Beamten, 
den Geiſtlichen, zu leiten. 

Aus dem Gemirr de3 Protejtantifchen Kirchenmwejens in den 
Ländern der Preußifchen Krone ift die Preußifche Landeskirche 
geworden. 

Was hat die Gemeinden des Landes verbunden? War e3 
ein von innen fommendes Sehnen nach einer auch äußerlich faß- 
baren Gemeinfchaft, nach Austausch der Gaben und Kräfte, war 
es der Drang „Eine Herde und ein Hirte"? Nichts ift davon zu 
jpüren. Mit dem größten Widermwillen fügten fich die Rheinländer 
und Markaner ebenjo, wie die Schlefter in das Unabänderliche. 
Es war vielmehr die Macht des Staates, die aus vielen einzelnen 
Gliedern die Landeskirche jchuf. Ohne dieſe eiferne Klammer hätte 
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es niemals eine Yandeskicche gegeben, — und würde es wohl aud) 
heute nicht lange mehr eine geben. 

Was it es für ein Wille, dev Gemeinden und Geiftliche fo 
feft in Zucht hält, fie alle an eine Ordnung ihres Dafeins und 
Wirkens bindet? Beruht diejfe Ordnung auf dem freien Willen 
oder doch auf der Zuftimmung der „Mitglieder des Eirchlichen 
Vereins“? Iſt fie wirklich Ausflug einer „Eirchlichen Vereinsge— 
walt"? Nichts davon tft der Fall. Vielmehr haben ſich Gemeinden 
und Geiftliche aufs heftigite gegen die Zumutung gefträubt, eine 
jolche äußere Ordnung in Kultus, Lehre und Disziplin al3 not- 
wendig zu wahrer Einigkeit der Kirchen anzuerkennen; und jeden: 
fall3 mwiderjprach dieje Ordnung der Einficht und dem Wunfche 
der Meijten in der Kirche. Der Widerftand dagegen mußte viel: 
mehr niedergefämpft, es mußte vorgejorgt werden, daß er dauernd 
niedergehalten würde. Die Macht, die dazu gerufen wurde, war 
die Macht des Staates. 

Die jtraffe Einheit und die gefegliche Ordnung der Landes 
firche beruht darauf, daß fie Landeskirche ift, die Kirche, die der 
Staat und namens des Staates der Landesherr beherricht. Die 
Entjtehung der Landeskirche ift identiſch mit der Entitehung des 
Landesherrlichen Kirchenregiments. Dieſes ift der Eonjtitutive Fak— 
tor der Landeskirche: es gibt feine Landeskirche ohne Landesherr— 
liches Kirchenregiment. Wer die äußere Einheit der evangelifchen 
Gemeinden des Landes, wer die gejeßliche Ordnung des Kultus 
und der Lehre will, muß das Landesherrliche Kirchenregiment 
wollen, — oder er flieht vor der Wirklichkeit. 

Was iſt der Sinn des Landesherrlichen Kirchenregiments ? 
Es iſt die Ausdehnung der Macht des Staates auf das innerjte 
Leben der Kirche, Der Staat bricht damit Schranfen nieder, die 
der reformatorische Proteftantismus ihm gegenüber aufgerichtet 
hatte, — und er war wahrlich bejcheiden gemwejen bei der Ab- 
grenzung des Gebietes, das er von der Nechtsordnung ausnahm. 
Der Staat bricht Schranken nieder, die auch zur Zeit des abfo> 
Iuten Staates fejt gejtanden hatten, 

Aber um dieje der protejtantijchen Sydee des Staates und der 
Religion jo wejensfremde Machterftredung vornehmen zu können, 
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bedient fich der Staat einer Verkleidung. Nicht der Staat will 
das innerjte Heiligtum regieren; nein, es gehört nach wie vor der 
Kirche, aber alleiniger Nepräfentant und Vormund der Kirche iſt 
der Landesherr als Summus episcopus oder als membrum prae- 
cipuum der Kirche. Nun jcheint die Aufrichtung von Rechtsge— 
walt über Kultus und Lehre gerechtfertigt; es ift ja nicht der 
profane Staat, es iſt die Kirche, die in dem Landesheren handelt. 
Wiederum aber ijt dadurch eine Schranke gejunfen, die der refor- 
matorische Protejtantismus in dem Sate aufgerichtet hatte: non 
vi, sed verbo. Die Kirche regiert wieder, gibt Gejege und ftraft 
mit äußerer Gewalt. Es entjteht ein neues Fanonifches Recht. 
Geiltliche und weltliche Gewalt find wieder vermijcht. Und auch 
bier jehen wir, daß der Territorialißmus des 17. und 18. Jahr— 
bundert3 der jchöpferischen Periode des Proteitantismus näher 
jteht, al$ der Gegenwart; denn wie eiferfüchtig hatte er über 
der Innehaltung jener Beichränfung gemacht ! 

Dieje außerordentliche Machterweiterung der Krone wäre nicht 
möglich gemwejen ohne das Vorhergehen der Steinjchen Reform, 
Niemals hätte der Wille des Königs ſich innerhalb des wildge— 
wachſenen zäben Geitrüpps des „Protejtantifchen Kirchenweſens“ 
vor 1808 jo durchgreifend geltend machen lajjen. Bereinfachung 
und Zentralifation der Verwaltung, Schaffung des Fachminiſte— 
riums für den Kultus, Ausmerzung des Konfejjtionsunterjchiedes 
aus der Behördenorganijation: das find die Vorausjegungen für 
die Kirchenpolitit des Königs. 

Aber feineswegs lief die Abficht der Steinjchen Reform auf 
eine jolche Stärkung der Macht der Krone hinaus. ES fcheint 
mir nicht jchwierig, den Sinn auch feiner Neuorganifation der 
firchlichen Verwaltung zu erfaffen, — man muß fich nur immer 
vergegenwärtigen, daß jie ein Glied in dem großen Zuſammen— 
bang jeines Schaffens war. In der Geſchichte der Firchlichen In— 
jtitutionen ift es noch wichtiger, als in der der ftaatlichen, Die 
Entwiclung der geiftigen Mächte zu beobachten. Denn die Kirche 
it naturgemäß Eonjervativ, und langjamer noch folgt deshalb auf 
ihrem Gebiet die Umgeitaltung der Formen den Wandlungen des 
Geiſtes. Es ift in der Kirchengefchichte nicht Seltenes, daß Die 
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Formen lange Zeit die Ideen überleben, die fie gejchaffen haben, 
und nun als unzulängliche Gefäße eines andern Getites dienen 
müjjen. Die Formen, worin der abjolute Staat die Regierung 
der Kirche übte, find feine andern als die der älteren, erjten ‘Be: 
riode des PBroteftantismus; aber freilich die Art ihres Gebrauchs 
war eine ganz andre: aus dem Dienjt der Obrigfeit war ein 
Nechtstitel des abjoluten Fürſtentums geworden. Es iſt begreif- 
lih, daß man auch zwiſchen Steins Neuordnung der Eirchlichen 
Derfaffung und dem Syſtem des Landrecht3 feinen Unterjchied 
bemerfen will, wenn man an den Formen hängen bleibt; ja, daß 
man in der Aufhebung der Konfiftorien und der Eingliederung 
der Fürſorge für die Kirche in die allgemeine Staatsaufgabe viel: 
mehr die Eonjequente Anwendung und Fortführung jenes Syitems 
ſieht. Aber es iſt doch verkehrt. Diefer Schritt bedeutet bei Stein 
etwas andres, ald ähnliche Maßregeln aus der Zeit des abjoluten 
Bolizeiftaates. Er bedeutet die Anerkennung der Religion als 
einer Lebensmacht, die das Volk zu feiner Gejundheit nicht ent: 
behren fann, der es Pflege und Fürforge ſchuldig ift. Und nicht 
aus jener Neuerung allein — e3 war faum eine Neuerung — 
darf man das Urteil über die Tendenzen Steins ableiten; viel 
charakteriftiicher für das, was er wollte, ift die von ihm erjtrebte 
Heranziehung breiter Schichten auch zur Kirchenpflege, die Er- 
richtung der jtädtifchen Kirchen: und Schuldeputationen, der Ber: 
ſuch einer Bejchränfung des Patronats. In diefen Unternehmungen 
jpüren wir den tiefjten Sinn der Reform: die Belebung der Teil: 
nahme des Volkes an feinen Angelegenheiten, auch an feinen Firch- 
lichen Angelegenheiten; den Proteft gegen die Bevormundung durch 
den abjoluten König mit jeinem Kabinett und die Bureaufratie. 

Innerhalb des Syftems Steins war Raum für ein freies 
Regen und Sichentfalten der Kirche. Und wie zurüchaltend iſt 
er mit ftaatlihen Maßregeln gewejen! Fürſorge für das theolo- 
gijche Studium auf den Univerfitäten, Hebung der materiellen und 
fozialen Lage der Geiftlichen, ihre Verbindung zu gegenfeitiger 
Anregung und Förderung: das alles find doch in der Tat Funk: 
tionen, die fich innerhalb der Aufgabe des Staates halten. 

Nein, die Machteritredung des Staates auf das innere Leben 
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der Kirche in der Form des Landesherrlichen Kirchenregiments, 
das Regiment der Krone und des Hofes, die Entrechtung der 
Patrone und Gemeinden, die Inanſpruchnahme des Beamtenge- 
horſams der Geiftlichen: das it nicht die Folge der Steinjchen 
Reform, fondern das Werk der Reaktion, die in den zwei leßten 
Sahrzehnten der Negierung Friedrih Wilhelms des Dritten den 
Abjolutismus wieder erneuerte und die Grundidee Steins vom 
Rechte des Volkes, bei jeinen eignen Angelegenheiten mitzufprechen, 
bartnädig verfolgte. 

Die Durchſetzung des Landesherrlichen Kirchenregiments tit 
der lebte große Sieg des abjoluten Königtums. Daß es diejen 
Sieg aber nicht nackt und offen als Königtum, als perjonelle Ver: 
förperung des Staates, zu erfechten vermochte, jondern nur unter 
der Maske des Summus episcopus: das deutet an, daß dieſe 
Geftaltung der Dinge in Widerjpruch fteht mit dem modernen 
Staatögedanfen. 

Je ftärker diefer Widerſpruch empfunden wird, dejto drängen: 
der muß die Aufgabe werden, das Landesherrliche Kirchenregiment 
zurüczubilden in ftaatliche Fürſorge für das religiöfe Gemein» 
Ichaftsleben unter Anerkennung und Wahrung der ?yreiheit von 
Theologie und Kirche und ohne Einmifchung ftaatlicher Rechtsge— 
walt in ihre Kämpfe, — wenn nicht eines Tages ein gewaltjamer 
Bruch beide Mächte auseinanderreigen joll. 
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1. Kabinetsordre an Srhr. von Altenjtein vom 9, April 1822. 


(5. 52.) 


Im Sroßherjogtum Baden ift, wie die Anlage ergiebt, die 
Union der beiden evangel. Confeffionen zuftande gekommen. Sie 
it dadurch bewirkt, da man, unter dem Dorfig eines Staatsminifters 
als £andesherrlichen Lommifjarius, die angejehenften Heiftlichen und 
nambafte Männer weltlichen Standes von beiden Lonfefjionen in 
eine Generalſynode zufammentreten ließ, die, nach erfolgter Beratung, 
die Urkunde über die Dereinigung entwarf und fie zur landesherr: 
lichen Beftätigung einreichte. Ich zweifle nicht, daß diefer Weg 
auch in Meinen Staaten zum Siel führen werde; indem es doch 
hauptjächlicy nur darauf anfömmt, fich über den Ritus des Brod- 
bresbens beim Genuß des Hl. Abendmahls zu vereinigen und dabei 
die Hl. Schrift jelbjt zugrunde zu legen. Durch die Worte: „Chrijtus 
jprach“ oder „Ehriftus jpricht“, wie in der Badenfchen Unionsurfunde 
aufgenommen tft, wird der in den beiden evangel. Confeifionen von 
einander abweichende Sinn der Einfegungsworte Chrifti völlig aus: 
geglichen, und es iſt daher faum zu erwarten, daß diefer Haupt- 
unterjchted der beiden Confeſſionen nicht in der gedachten Art follte 
aufgelöjt werden können. Mill man es abwarten, daß die gefammte 
evangeliſche Heiltlichfeit mit ihren Pfarrgemeinden fich über den 
Ritus des Brodbrechens vereinige, jo wird, wie die Erfahrung 
ichon gelehrt hat, die Union fchwerlich jemals zuftande fommen; 
und Ich finde deshalb, nach dem in Baden gegebenen Beifpiel, fein 
wirfjameres Mittel, zum Zweck zu gelangen, als eine Derjammlung 
der angejehenften evangelifchen Geiftlichen aus allen Provinzen, bis 
auf die Zahl von 12, mit einer angemefjenen Anzahl von zweckmäßig 
ausgewählten Männern weltlichen Standes von beiden Glaubens» 
befenntniffen zur Beratung über alle, auch außerwejentliche Gegen: 
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jtände diefer Angelegenheit und zum Entwurfe der Unionsurfunde. 
Ob diefer oder jener Geiftliche der teilweife in Mleinen Staaten 
ftattgehabten Dereinigung bereits beigetreten ift, fann bei der Aus» 
wahl derfelben nicht in Betrachtung fommen, ebenfowenig aber foll 
das Augenmerf befonders auf folche Geiftliche gerichtet fein. Ich 
beauftrage Sie hierdurch, dies mit dem Bifchof Eylert ungefäumt 
in nähere Erwägung zu ziehen und unter feiner Mitwirkung die 
Wahl der Geiftlichen zu diefer Derfammlung und der dazu geeig- 
neten Perjonen weltlichen Standes zu treffen und Mlir in Dorfchlag 
zu bringen. 

Schließlich bemerfe ich noch, zur Benugung in Beziehung auf 
die Badenfche Kirchenvereinigung, dag Mir in $ I der Unions— 
Urkunde die Benennung proteftantijche Kirhe aus mehrmals 
angeführten Gründen nicht genebm ift, da im $ 5 die Antwort auf 
die 5te Srage blos auf: „Brod und Wein“ hätte befchränft fein 
follen, daß die im $ 6 vorgefchriebene Form des Brods in länglichen 
Stücken auch nicht angemeſſen zu fein fcheint, dagegen aber als jehr 
angemefjen von Mir erfannt wird die am Schluß des $ 10 der 
Beilage A unterjagte Hinweiſung auf die aufgeftellten Symbole bei 
Derlefung der Einfegungsworte vor der Lommunion, desgleichen 
die in eben diefer Beilage $ 7 bejtimmte Einführung von täglichen 
Betitunden in der Charwoche, ferner die in 8 1% vorgefchriebne 
Begleitung der Leichen zu ihrer Ruheftätte durch einen Geiftlichen, 
fofern fie von den Angehörigen verlangt wird, und die im $ 17 am 
Schluß diefer Beilage A gegebne Anordnung, daß zwar, zum An— 
denken an die Derftorbenen, Kreuze auf die Gräber gejett werden 
fönnen, felbige aber bei dem Leichenzuge nicht vorgetragen werden 
follen. Letzteres mag in Meinen Staaten wohl nicht üblich gewejen 
fein, und Ich will durch diefe Bemerkung auch nur andeuten, daß 
ch ein Kreuz auf den Gräbern oder auf den Monumenten der 
Kirchhöfe in Beziehung auf den damit verfnüpften religiöfen Sinn 
weit angemefiner finde als die aus der Mythologie entnommenen 
Bezeichnungen der Erwartung eines Chriften nach dem Tode, die 
in der neueren Zeit das Kreuz; der Erlöfung von den auf den 
Grabjftätten befindlichen Denfmälern ganz verdrängt haben, 
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2. Injtruktion über die Union. 
(2. 54.) 

a) Bericht Altenfteins an den König vom 12. Sep: 
tember 1822. 

b) Entwurf der Jnftruftion, von Eylert und 
Ribbeck. 

c) Beantwortung der von Altenſtein erhobenen 
Einwände durch Eylert. 


A. 


Su Erledigung Eurer Königlichen Majeftät allergnädigiten 
Cabinet-Befehls vom 9. April d. J. babe ich durch den Bijchof 
Eylert und den Probit Ribbeck eine nftruction für fämmtliche 
Confiftorien und Presbyterien in der Angelegenheit der Firchlichen 
Union ausarbeiten lafjen. Eurer Königlichen Majeftät lege ich die 
felbe ebrerbietigjt mit dem Bemerken vor, daß ich fie im Ganzen 
der Sache jehr angemefjen finde. Bei einigen Puncten, über welche 
ich Bedenken hatte, veranlaßte ich eine nähere Berathung mit dem 
Biſchof Eylert und dem Probjte Ribbed, und die betreffenden Stellen 
find noch nach der getroffenen Dereinigung gefaßt und in der In— 
firuction aufgenommen. Nur bei einigen wenigen Punften bat Feine 
Dereinigung ftattgefunden. Es ijt die Faſſung fo, wie folche von dem 
Biſchof Eylert und dem Probſt Ribbef gewünjcht wird, beibehalten. 
Bei der Wichtigkeit des Hegenftandes halte ich mich aber verpflichtet, 
Eurer Königlichen Majejtät meine Bedenken im Nachjtehenden unter 
ehrerbietiger Beifügung einer Sujammenjtellung der Aeußerungen 
des Biſchofs Eylert, welchen auch der Probft Ribbeck beigetreten ift, 
auf meine Erinnerungen alleruntertbänigft vorzutragen. 

Im $ Il der nftruction heißt es von der Union: 

„Wichtig tft fie befonders auch in unferer Zeit in Beziehung 
„auf die Stellung der evangelijhen Kirche gegen die römisch-fatho- 
„liche und den der erftern oft gemachten Dorwurf, daß fie in und 
„mit fich felbjt nicht einig fei; — ein Dorwurf, welcher jo lange 
„trifft, wie man entweder aus Hleichgültigfeit gegen eine völlige 
„Einigung in der Wahrheit und Liebe fich dafür nicht verwendet, 
„oder aus unerleuchtetem Partheieifer derjelben entgegen tft.“ 

Diefe Stelle fcheint mir nicht ganz zutreffend, da der Vorwurf 
der Fatholifchen Kirche ſich auf die Einheit des Glaubens und der 
£ehre bezieht, von welchen die erjte in der evangelifchen Kirche, 
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bei dem freien Gebrauche und der freien Auslegung der heiligen 
Schrift, welche in derfelben dem Einzelnen gejtattet find, wohl nie 
eintreten wird, die andere aber, die Einheit der ſymboliſchen Lehre, 
für's Erfte wenigftens auch durch die Union nicht zu erlangen jein 
möchte, die fich zunächft wohl darauf wird befchränfen müſſen, in 
dem Artikel vom Heiligen Abendmahle fih an dasjenige zu halten, 
worin die Kehren Luthers und Lalvin’s zufammentreffen, dasjenige 
aber, worin fie von einander abweichen, als minder wejentlich der 
fubjectiven Heberzeugung des Einzelnen zu überlaffen, damit zu- 
frieden, daß die verfchiedene Anficht fernhin nicht Parteiung ver- 
urjacht, wie ja auch in jeder der bisherigen Lonfeffionen unter 
den Individuen, die ihr angehören, verjchiedene Anfichten über das 
Eine oder Andere gewefen find, ohne eine firchliche Trennung zu 
verurfachen. Der Zuſammenhang wird nicht unterbrochen, wenn 
die Stelle wegfällt. 

Die 88 20—28 enthalten Beftimmungen für den Sall, wo zwei 
unirte Gemeinden, von denen fich die eine bisher lutherifch, die 
andere reformirt genannt, fich in einander verfchmelzen wollen. So 
ſehr nun auch zu wünfchen ift, daß diefes überall gejchehen möge, 
wo es irgend ausführbar ift, fo halte ich es doch für bedenklich, 
darüber vorab Bejtimmungen zu machen, die fich leicht an Oert— 
lichfeiten ftogen und dadurch die Union ſelbſt rüfgängig machen 
fönnten. Dieſe hat zwar in vielen Theilen der Monarchie den ge: 
wünſchten Eingang, aber auch an manchen Orten von beiden Seiten 
lebhaftes Widerftreben gefunden, indem nicht allein viele reformirte 
Gemeinden die einfachite Heftalt ihres Hottesdienjtes aufrecht er- 
halten wollen, jondern auch lutheriſche Gemeinden in großer Sahl 
fih bis dahin geweigert haben, den Unionsritus anzunehmen; 
namentlich ift das Kettere fait vom ganzen Berjogthum Sachien 
und von einem fehr großen Theile des alten Länderbeftandes ge: 
jchehen. Es wird daher mit Sorgfalt alles vermieden werden müflen, 
was die Abgeneigtheit verjtärfen könnte, obne der Hauptſache Ge- 
winn zu bringen. Mleines Dafürbaltens wird es bei der Union, 
wie die Sache dermalen jteht, zunächft darauf anfonmten, daß das 
Trennende im Ritus entweder aufgehoben werde oder doch anfböre, 
trennend zu fein, jo daß eine Derjchiedenheit in minder Wejentlichem 
an den Orten fortbeitehe, wo die Abjchaffung oder Umgeitaltung 
des Hergebracten die Gemüther jtören oder beunrubigen würde, 
wenn nur dieje Derjchiedenheit fih nicht an Namen hängt und 
Partheien bildet. Demnächft wird es auf die Erflärung antommen, 
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daß man fich in dem Gemeinfchaftlichen der Unterjcheidungslehren 
vereinige, das YUnterfcheidende aber der Einficht und der Ueber: 
zeugung des Einzelnen anheim gebe. Endlich wird auf Entichädi- 
gung derer zu denken fein, die durch die Union Einbuße erleiden, 

Haben diefe drei Punkte erjt ihre Erledigung erbalten, jo wird 
in vielen Gemeinden, bei welchen die Derjchmelzung wünjchenswerth 
ift, das Derlangen darnach von felbft erwachen, die übrigen aber 
werden leicht dazu geneigt gemacht werden fönnen; und alsdann 
werden freie, das Oertlihe in allen Beziehungen berüdfichtigende 
Derträge am beiten über die Bedingungen der Derjchmeljung ent- 
fcheiden und am glüdlichjten das Gute bewirfen, das aus derjelben 
hervorgehen fann. Dies bezeugt die Erfahrung. Ueberall wo bis 
dabin eine Derfchmelzung ftattgefunden hat, ift fie auf dieje Weiſe 
zu Stande gefommen. Kaum aber würde es irgend wo damit ge: 
lungen fein, wenn die Bedingungen allgemein vorgefchrieben ge: 
weſen wären. 

Eurer Königlichen Majeftät ftelle ich daber ehrerbietigft anbeim, 
ob die 88 20-—28 nicht wegfallen möchten. Namentlich muß ich zu 
$ 25 allerunterthänigft bemerken, daß, wenn die Union in dem oben 
angeführten Sinne zu ihrem Siele gelangt fein wird, der Con— 
fefftonsunterfchied bei Befegung von Pfarritellen von jelbft weg- 
fallen muß, wie er im Regierungsbezirf Coblenz wirklich nicht mehr 
berücfichtigt wird, ohne daß die Gemeinde darüber Unzufriedenheit 
geäußert hat, während, wenn die Gemeinden fich jeßt jchon bereit 
erklären follen, einen Geijtlichen der andern Confeſſion zu ihrem 
Seelforger anzunehmen, mit großer Wahrjcheinlichfeit vorauszujehen 
ift, daß ſehr viele fich aus diefem Grunde gegen die Union erflären 
werden. 

Aus derfelben Rücficht fcheint mir auch nicht räthlich, jett 
ichon die Dertheilung derjenigen Gemeinden, die darin bisher nicht 
gebunden gewejen find, in Pfarriprengel zur Sprache zu bringen, 
womit es fich ebenfalls bald von jelbjt geben wird, wenn man über 
die Hauptjache eins geworden ilt. 

Die zweite Hälfte des $ 58 fönnte manche verleiten, zu bejorgen, 
die Mehrheit der Stimmen jolle darüber entjcheiden, ob und wie 
die Union überall eingeführt werden foll, und daher ängftlichen 
Hemüthern große Unrube erweden. Daher jtelle ih Eurer König- 
lichen Majeſtät ebrfurchtsvollit anheim, ob diefe Stelle nicht weg- 
zulaffen oder zu modificiren fer. Die Sache jelbft anlangend, ijt es 
wohl feinem Zweifel unterworfen, daß durch die Mehrheit der 
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Stimmen die Union denen nicht aufgedrungen werden kann, welche 
fih in ihrem Gewiſſen gehindert fühlen. Es dürften aber diejenigen 
Gemeinden, welche fich für die Union erklären, zu veranlafjen fein, 
fih darüber zu äußern, ob fie ſich das wollen gefallen lafjen, was 
durch die Generalfynode über das Wie wird entichieden werden. 
Hiernach fönnte die Abänderung getroffen werden. 

Die Inftruction iſt für die Lonfiftorien und die Presbyterien 
zugleich abgefaßt. Den Derhältnijjen ſowohl als der Sache möchte 
es angemefjen fein, daß fie fich blog an die erjtern wende und diejen 
auch aufgebe, nach Inhalt derfelben an die Presbyterien und Vor— 
fteher der Synoden zu verfügen, wobei den beiden leßteren leichter 
flar werden wird, was von ihnen zu leijten ift, und Irrungen darin 
glüclicher werden verhütet werden. 

Indem ich mir Ewr. Königlichen Majejtät allerhöchſte Entjchei- 
dung über diefe wenigen Puntte ebrfurchtsvollft erbitte, bemerfe ich 
alleruntertbänigit, daß ich die früher mit Suftimmung des Bijchofs 
Evlert gefaßte Idee, über die Inftruction das Gutachten einer theo— 
logiichen Safultät einzuzieben, jeßt, nachdem die Inſtruction vorliegt, 
wieder aufgeben zu müſſen geglaubt habe. Es fommen in der 
Inſtruction viele Hegenjtände vor, deren Beurtheilung eine genauere 
Derfafjungs-Kenntnig erfordert, und ich befürchte daher, es möchte 
von einer theologischen Fakultät, welche mehr auf dem wiljenjchaft: 
lichen Standpunft jtebt, wenig Gedeihliches beigebracht werden, jo 
daß der große Zeitverluft, welcher durch Einholung des Gutach— 
tens herbeigeführt werden fönnte, fih nicht lohnen dürfte. Die 
theologischen Safultäten blos über den Hrundbegriff, den Stimm, 
Sweck und Segen des heiligen Abendmahls zu hören, hält der 
Biſchof Eylert, wie ich glaube mit Recht, für überflüfjig und ſogar 
für bedenklich, da die Unterfuchung dogmatifche Spisfindigfeit herbei- 
führen fönnte. Wenn Ewr. Königliche Majejtät es daher nicht be: 
jonders allergnädigjt zu befehlen geruben, würde das Einholen eines 
Öutachtens einer theologiſchen Sacultät unterbleiben können. . . 

Im Salle Eure Königliche Mageftät die entworfene Inſtruction 
zu genehmigen geruhen jollten, erbitte ich mir allergnädigften Be» 
fehl: ob ich folche nadı allerböhitdero Entiheidungen über vor- 
jtehende Punfte berichtigt vollzieben und zur allgemeinen Kenntnig 
bringen joll. 

Berlin, d. 12. September 1822. 

An (3e3:) Altenftein. 
des Königs Majeität 
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B. Inftruction 
für fämtliche Konfiftorien und Presbyterien im der Angelegenheit 
der Firchlichen Union. 
314. 

Es iſt der Wunſch und der Wille Seiner Majeſtät des Königs, 
daß das im Reformationsjubeljahre 1817 in den königlichen Landen 
erfreulich begonnene, aber jeitdem nur theilweife und zögernd vor: 
gefchrittene heiljam®e Werk der Union beider evangelijchen Con— 
feffionen jegt feiner Dollendung näher geführt werde. Desbalb 
beabfichtigen Seine Majejtät, zur Beratbung diefer wichtigen An— 
gelegenheit und aller dahin gehörigen, das Heil der evangelijichen 
Kirche betreffenden Gegenftände, vorzüglich auch zur Entwerfung 
der Unions-Urfunde baldigjt eine unter dem Dorfig und der Leitung 
Allerhöchſtdero Staatsminifters der Geiftlichen Angelegenheiten zu 
haltende Generaljynode zufammen zu berufen, zu welcher, wie Aller: 
höchftdiejelben im guten Dertrauen gnädigjt zugeben wollen, in jedem 
Eonfiftorialbezirfe durch freie Wahl zwei Seiftliche von jeder Con— 
fejfion und ein weltlicher Beamter zu ernennen fein werden, die, im 
Befige der erforderlichen religiöfen Bildung und der gebörigen 
Gefchäftsgewandtheit, das öffentliche Dertrauen haben, und die man 
in folcher Qualität als Repräfentanten fämmtlicher Gemeinden einer 
Provinz anjehen kann, fo daß fich in allen Deputirten, wenn fie in 
Berlin verjammelt jein werden, die Wünfche und Bedürfniffe der 
gefammten evangelifchen Kirche im ganzen Königreiche eintrachtsvoll 
fund thun. Die Ernennung zweier Doctoren der Theologie, eines 
reformirten und eines lutherifchen von zwei theologijchen Fakultäten, 
zur Mitberatbung bei Abhaltung der Generalivnode, haben Se. 
Majejtät ſich vorbehalten. 

8 2. 

Weil aber von den Derhandlungen der zu berufenden Derfamm: 
lung nur dann ein erwünfchtes und zum Siele führendes NRefultat 
zu erwarten jteht, wenn eine jorgfältige Dorberathung des Gegen: 
ftandes derjelben von Seiten der Presbyterien, Ortspfarrer, Super- 
intendenten und des Lonfiftorit jeder Provinz vorhergegangen iſt, 
fo joll dieje, nach dem Willen Sr. Majeftät, unverzüglich veranlaßt, 
und dabei auf die, im Solgenden bezeichnete Weiſe, verfahren werden. 

82. 

HSunächt hat das Konſiſtorium Derfügung zu treffen, daß für 

jede Parochie, die noch Fein, die Hemeinde in firchlichen Angelegen- 
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heiten repräfentirendes und mit der Dollmacht, im Namen derjelben 
gültige Beſchlüſſe zu faffen, verjebenes Presbyterium oder Kirchen: 
collegium hat, nach den jchon früher deshalb ergangenen Derord- 
nungen ein folches gewählt und in felbigen der Gemeine ein Dor- 
ftand gegeben werde, welchem die Pflicht obliegt, für ihre religiöfe 
und firchliche Wohlfahrt mit redlichem Ernjt zu jorgen und alle 
Angelegenheiten, welche das Kirchenvermögen, das Schul» und 
Armenwejen, die Pfarr: und Schulbäufer u. ſ. w. betreffen, jorg- 
fältig zu berathen und in Eintracht zu leiten. 
Ss 4. | 

Sum Presbyterio gehören a) der Kirchenpatron, wenn er evan- 
geliih und am Orte wohnbaft ift, doch kann auch der abwefende 
evangelifche Patron fich durch einen feiner Beamten vertreten lafjen. 
Patronatsbebörden, Magifträte und deral. deputiren Eines ihrer 
Mitglieder. b) der oder die bei der Kirche jtehenden Prediger, 
welche, wo Derfafjung oder Herkommen es nicht anders bejtimmen, 
alternando den Dorfig haben und die Derhandlungen leiten. c) eine 
mit der Größe der Gemeinen im Derhältniß ftehende Hahl folder 
Mitglieder, welche die Gemeine frei aus ihrer Mitte durch Stimmen: 
mehrheit wählt; dieje Sahl darf, die Heijtlichen nicht mitgerechnet, 
in den Bleinjten Pfarreien doch aus nicht weniger als drei Perfonen 
beiteben. 

Stimmfähig bei den Xelteftenwahlen find alle in der Gemeinde 
wohnenden Hauspäter, die nicht zur Klaffe des Gefindes im geſetz— 
lichen Sinne des Worts gehören. Wählbar ins Presbyterium 
find nur Parochianen, die ein gemwifjes Anjehn und Dertrauen in 
der Gemeinde haben, angejefjene, in der Ehe lebende, verftändige, 
unbefcholtene, chriftlich und firchlich geiinnte Männer von gejegtem 
Alter. Dater und Sohn, Bruder und Enkel dürfen nicht zu gleicher 
Seit im Presbyterio fich befinden. Nah Ablauf von zwei Jahren 
wird die eine Hälfte diefes Presbyterii, zum erften Mal durchs Kos, 
entlafjen, und in der Stelle der Abgehenden werden fo viel neue 
Mitglieder wieder gewählt. Jeder Gewählte ift verpflichtet, die auf 
ihn gefallene Wahl anzunehmen; den Presbyrtern gebührt ein be» 
jonderer Ehrenplag in der Kirche, damit es der Gemeine um fo 
bemerflicher werde, wenn fie derfelben, wie es fich geziemt, in der 
fleigigen und andächtigen Theilnahme an dem öffentlichen Gottes» 
dienft mit gutem Beifpiel vorangehen. 

85. 


Wo ein Presbyterium neu zu beitellen ift, hat der Prediger den 
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Wahltermin mit dem Patron zu verabreden und jolchen am Sonn— 
tage vorher der Gemeine von der Kanzel befannt zu machen, ihr 
den Zweck diefer uralten Einrichtung, wie fie die erjten chriftlichen 
Gemeinen gehabt, wie fie in mehreren Ländern längſt in Segen 
beftanden, und die Wichtigkeit der Befugniffe, welche den Aelteften, 
als erwählten Sprechern, Dertretern und Dätern der Gemeine in 
firchlichen Dingen zufteben werden, vorzubalten, und fie zu frommem 
Ernit, zur Dorfiht und Gewiſſenhaftigkeit bei der bevorjtehenden 
Wahl zu ermahnen. Eine ähnliche erwedliche Anjprache mag am 
Tage der Wahl ſelbſt das Wahlgefchäft einleiten. Der Vorſchlag 
der zu Wählenden kann von dem Prediger und Patron ausgehen, 
das Recht dazu hat aber auch jeder zur Gemeine gehörende, im 
guten Rufe ftehende chriftlihe Hausvater. Die Derpflichtung der 
gewählten Nelteften durch die Prediger vermittelft eines demjelben 
zu gebenden Derjprechens und Handichlags kann fogleich nach be- 
endigtem Wahlgeſchäft oder feierliher noch am nächitfolgenden 
Sonntage in öffentlicher Derfammlung der ganzen Gemeine gejchehen. 
8 6. 

Wo jchon ein Kirchenfollegium oder Kirchenvorjtand vorhanden 
ift, in welchem der oder die Heiftlichen der Kirche bisher nicht Sit 
und Stimme batten, da treten diejelben für den Zweck und die Seit 
der bier in Rede ftehenden Berathung ohne Weiteres als ordentliche 
Mitglieder ein. 

57. 

Diejenigen Prediger, welche ſich von der Heilſamkeit des Unions— 
werfs überzeugt haben — daß dies bei Allen der Fall jei, ſteht zu 
wünfchen und zu hoffen —, werden fich gewiß auch veranlaft finden, 
nach geichehener Einjegung der Presbyterien in einer verjtändlichen 
und eimdringlichen Predigt die Angelegenheit der Union, ihren Sim, 
Umfang, Swed und Segen ihren Gemeinen vorzutragen, um die: 
jelbe dafür durch überzeugende Gründe zu gewinnen, fo daß die 
gewünſchte Dereinigung überall als eine Wirkung diefer Ueberjeugung 
erfolgen Fönne, nirgend aber das Werf des Indifferentismus oder 
der bloßen Heberredung jei. Nach Beendigung des GHottesdienftes 
haben die Mitglieder des Presbyterii in einer geſchloſſenen Sitzung 
fich darüber zu beratben, wie fie theils von der Geſinnung und 
Stimmung der Gemeine in Bezug auf die Union fich unterrichten, 
theils zur Sörderung diefer Angelegenheit erjprieglih auf die Ge- 
meineglieder einwirfen wollen, um in einer acht oder vierzehn Tage 
jpäter anzufegenden, anderweitigen Sufammenfunft die Refultate 
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von beiden angeben und zu Protofoll faffen zu können. Dabei werden 
namentlich die folgenden Punkte zur Sprache zu bringen und zu 
erörtern jein. 


88. 

Es ift nicht die Meinung, daß die Lutheraner reformirt, oder 
die Reformirten futherifch werden, oder doch einen Teil ihrer bis: 
herigen bejfonderen Hlaubensanfichten und Ueberzeugungen aufgeben, 
oder einen Theil der eigenthümlichen Heberzeugungen und Anfichten 
der anderen Eonfeffion annehmen jollen. 

89. 

Ebenſowenig ſoll durch die Union eine neue, dritte Confeſſions— 
parthei gebildet werden, welche weder recht lutheriſch noch recht 
reformirt, ſonders beides halb, und deshalb auch als aus dem all— 
gemeinen Verbande mit der lutheriſchen oder reformirten Kirche in 
anderen Staaten hinausgetreten zu betrachten wäre. 

Ss 10. 

Dielmebr bejtebt das Wejen der Union darin, daß die bisherigen 
lutberifchen und reformirten Gemeinen gegenjeitig einander an 
erfennen als folche, die in den Grundbegriffen der evangelifchen 
Lehre und in den Hauptſtücken des chriftlihen Glaubens injoweit 
eins jind, daß die Derjchiedenbeit, welche zwijchen beiden in einzelnen 
minderwejentlichen Lehrmeinungen jtatt findet, fie nicht hindern kann, 
fih auch zum gemeinfchaftlihen Gottesdienft und 
Abendmahlsgenuf zu vereinigen und fich nach diefer 
Dereinigung nicht mebr eine Iutherifche und reformirte, jondern eine 
evangelifhe Hemeine zu nennen. Dabei kann ein Jeder in Am: 
fehung der gedachten einzelnen Lehrmeinungen feine bisherigen An— 
fichten bebalten, weil weder die der lutheriſchen, noch die der refor: 
mirten Kirche eigenen Doritellungsarten mit dem wahren evange: 
liſchen Glauben und Ehrijtentum unverträglich find. So wie bisher 
in der reformirten Kirche Swinglianer und Calviniften in Anjebung 
der Öffentlichen Lehre und Liturgie vereinigt waren, jo fönnen es 
auch £utberaner und Neformirte in der evangeliichen Kirche jein, 
weshalb auch ebenjowenig das Bedürfnig eintritt, wie die Befugniß 
ftatt finden würde, in Anjehung des Glaubensbefenntnifjes irgend 
etwas Neues und Anderes aufzujtellen oder feitzufegen, als jih in 
ihren bisherigen jvmbolifhen Büchern findet, die im Weſentlichen, 
das heißt, in der Lehre vom allein felig machenden Glauben an Jejum, 
volltommen übereinftimmend jind. 
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Dieje Einigung tft durchaus dem Geiſte des Chriftentbums ge- 
mäß und deshalb Pflicht. Die Reformatoren £uther und Mlelanchton, 
Swingli und Calvin haben fie jehnlichit gewünfcht; fie befördert den 
firchlichen Sinn und die häusliche Frömmigkeit, fie wird die Quelle 
vieler nüßlicher, oft nur durch den Unterjchied der Confeſſion bisher 
gehemmten Derbefjerungen in Kirchen und Schulen. Wichtig iſt fie 
befonders aucd in unjerer Seit in Beziehung auf die Stellung der 
evangelijchen Kirche gegen die römtich - fatholifche und den der 
erfteren oft gemachten Dormwurf, daß fie im und mit fich felbjt nicht 
einig ſei; — ein Dormwurf, welcher jo lange trifft, wie man entweder 
aus Hleichgültigkeit gegen eine völlige Einigung in der Wahrheit 
und £iebe fich dafür nicht verwendet, oder aus unerleuchtetem Partei« 
eifer derjelben entgegen ift. 

5 12. 

Namentlich in Anfebung des Saframents des Altars wird in 
beiden evangelijchen Lonfefjionen gelehrt und angenommen, daß 
dasfelbe nicht nur eine Hedächtnißfeier des Erlöfers und feines 
Derjöhnungstodes, ein Öffentliches Befenntnig des chriftlichen Glau— 
bens, ein Mahl der Bruderliebe fei, jondern auch ein wirk— 
lihes Snadenmittel zu näherer Dereinigung der Gläubigen mit 
Ehrifto in dem Genuß jeines Leibes und Blutes, und daf fie dar 
durch aller Segnungen und Derdienfte feines Kebens und Todes 
gewiß und theilbaftig werden. In diefem Grundbegriff über den 
Sinn, Zweck und Segen des heiligen Abendmahls find, felbft nach 
den Befenntnißichriften der Reformatoren, die evangelifchen Chriften 
beider Lonfeffionen einig, und dies ift genug, um fich mit gutem 
Gewiſſen zu einer gemeinfchaftlichen Abendmahlsfeier vereinigen zu 
fönnen. Bei der unendlichen und nothwendigen Derfchiedenheit 
menichlicher Anfichten, Urtheile und Gefühle bleibt die DPorftellungs- 
art über das Wie der geiftigen Dereinigung der Gläubigen mit 
ihrem Erlöfer Jeju Chrifto im beiligen Abendmahl der Erfenntnig 
und Empfänglichfeit eines jeden Chriſten überlafjen, da fich darüber 
feine allgemeine Dorfchrift geben läßt, ohne die Glaubens und Ge- 
wijjensfreiheit zu bejchränfen. Don dem tiefen und unerjchöpflichen 
Sinne der Einfeßungsmworte Jeſu Ehrifti: Das ift mein £eib, 
Das ift mein Blut! nimmt jeder Ehrijt bei der heiligen Abend- 
mahlsfeier jo viel in fich auf, als fein gläubiges frommes Gemüth 
jedesmal zu faffen vermag. Zu beftimmen, wie, in welchem Sinne, 
in weldyem Maaße dies gefchehen folle, und eine allgemeine Der: 
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einigungsformel in der Lehre vom heiligen Abendmahle fejtzufegen, 
bieße den obwaltenden Geiſt des Chriftenthums, der fich nicht in 
todte Buchjtaben fafjen läßt, hemmen und das Gewiſſen der Gläu— 
bigen, die auf jo taufendfach verjchiedenen Bildungsitufen jtehen, 
binden. Findet alfo auch über die Art und Weife, wie die Der: 
einigung mit dem Erlöfer im Abendmahle gefchieht, eine Verſchieden— 
heit der Dorftellung ftatt, jo fönnen doch Alle, ein jeder nach feiner 
eigenthümlichen Anficht, das heilige Mahl mit voller Andacht und 
vollem Segen empfangen, wenn die äußere Form und Geſtalt der 
heiligen Handlung auf feine diefer befondern Dorftellungsarten be- 
ftimmt hindeutet, fondern eben fo, wie bei der Einſetzung gefchah, 
das Brod gebrochen, und Brod und Wein mit den Worten des 
Stifters felbjt dargereicht wird: Chriftus unfer Herr fpricht: Mehmet 
hin und efjet 2c. Chriftus unfer Herr fpricht: Nehmet hin und trinfet ac. 
Deshalb bedurfte und bedarf es zur Sörderung der Union 
der Empfehlung des gemeinjchaftlihen Ritus bei 
der heiligen Abendmahlsfeier. 

Bei dem Saframente der heiligen Taufe kehrte die evangelifche 
Kirche zu dem reinen Waſſer zurüd, wie es Jeſus angeordnet hat: 
aljo gejchehe auch fein heiliger Wille mit dem heiligen Abendmable, 
und wie feinen erjten Jüngern, fo werde allen feinen Gläubigen, 
indem fie feinen Tod verfündigen, — das Brod des Kebens gebrochen 
und der Kelch der Dankſagung gereicht. 

s 15. 

Die Einführung und Annahme diefes Ritus, wie der Herr ihn 
verordnet, ift auch in folchen Gemeinen, wo fich nur einerlei Ton» 
feffions-Derwandte, £uthberaner oder Reformirte befinden, zu wün- 
fchen, theils weil folche Gemeinen nur durch die Annahme des Unions- 
ritus ihren zu brüderlicher Dereinigung mit den Genofjen der andern 
evangelijchen Confeſſion geneigten Sinn und ihren Beitritt zur Union 
thätig darlegen fönnen, theils weil es nötig und wichtig ift, daß in 
Anfebung der äußeren Form und Heftalt der Saframente in der 
ganzen evangeliichen Landesfirche die möglichite Einheit und Con— 
formität ftatt finde, damit auch der legte Schein eines unchriftlichen 
Parthei⸗Geiſtes verjchwinde, und die Kirche des Herrn, nach dem 
Dollendeten jtrebend, das Halbe und Sertrennte von fich thue und 
ſich als ein Ganzes in völliger Dereinigung daritelle. 

5 14. 

Auch diejenigen, die bis jet der Dereinigung und dem gemein: 

ichaftlichen Abendmabls:Ritus abhold waren, aus Vorliebe für die 
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Oblaten, werden doch, wenn fie mur die heilige Sache ſelbſt wollen 
und ehren, der Belehrung Raum geben, daß man hier am fiherften 
gehe, wenn man bei dem Worte und der Anordnung Jefu Chriſti 
bleibe oder dahin zurückfehre. Sollte an einigen Orten die An: 
ichaffung oder Bereitung des ungefäuerten Brodes beim heiligen 
Abendmahle in der Kofalität begründete Schwierigkeiten finden, fo 
wird auf die Bejeitigung derjelben von dem Presbyterium Bedacht 
zu nehmen fein. — Die form, welche man dem Brode, am beiten 
von Weizenmehl, giebt, ift außerwejentlich, jedoch ift auch bier der 
Uebereinftimmung wegen zu wünjchen, daß man die runde Form 
gemeinfchaftlich wähle. 
s 15. 

Wären aber einzelne Gemeinemitglieder durch alle ihnen er: 
theilte Belehrungen nicht für den neuen Ritus zu gewinnen, und 
forderten fie, daß ihnen das heilige Abendmahl ferner nach dem 
bisherigen Gebrauche gereicht werde, fo ift mit Berüdfichtigung 
der perjönlichen und £ofalverbältnifje zu erwägen, wie ihrem Der: 
langen am füglichiten genügt werden könne, ob bei der gemein: 
ſchaftlichen oder bei einer für fie befonders zu haltenden Abend: 
mabhlsfeier u. |. w. 

s 16. 

Die vor der Abendmahlsbandlung und nach derjelben vorzju« 
lefenden Gebetsformulare wird die Agende enthalten; nach diejer 
geſchieht auch die Lonfecration mit Hinweifung auf das Brod und 
den Kelch beim Sprechen der Einjegungsworte, bei welchen das 
jonit fchon übliche Niederfnieen!) der Communifanten gefcheben fann 
und am feierlichften fein wird. Ueberall wo bisher bei der heiligen 
Feier ein Cruzifix auf dem Altar aufgeftellt gewejen und 2 Kerzen 
angezündet worden, ift jolches ferner beizubehalten; auch da, wo es 
bisher nicht üblich aewejen, zur Einführung zu empfeblen, damit 
das Innere und die Sache ſelbſt durch dieſe alten chriftlichen Sym- 
bole äußerlich würdig dargeftellt werde. 

s 17. 

Ob die Communicanten das Brod und den Kelch mit der Hand 
empfangen oder fich beides von dem adminiftrirenden Geiftlichen 
zum Munde darreichen lafjfen wollen, kann Jedem überlafjen werden, 
bis auch bierin fich allmählig eine gleiche Gewohnheit bildet. Die- 
jenige, nach welcher die Communicanten das Brod und den Keld 


ı) Dal. hierzu Eylerts Aeußerung, Charafterziige Bd. 3 Abt. ı S. 359. 
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jelbjt mit ihrer Hand empfangen, ftimmt mit der erjten Abendmahls» 
feier, als der Herr fie anordnete, und mit dem Gebrauche in der 
älteften Kirche überein. 

S 18. 

In Anjfehung der Dorbereitung zum heiligen Abendmahl oder 
Beichthandlung kann es da, wo feine Derjchmelzung zweier bisher 
verjchtedener Lonfeffionsgemeinden ftatt hat, oder wo bei beiden zu 
unirenden Gemeinen gleihmäßig fchon bisher entweder die all« 
gemeine oder die Privatbeichte ausichließlich, oder beides neben- 
einander üblich gewejen, bei der bisherigen Obfervanz belaffen 
werden. Wünſcht aber in diejer Binficht bei eintretender Unirung 
zweier Gemeinen die eine oder die andere eine ihrer bisherigen 
Gewohnheit zufagende Abänderung oder Ergänzung des bei der 
andern Gemeine bisher Ueblichen, fo ijt zu erwägen und gutachtlich 
zu bejtimmen, in welchem Maße und Weiſe derfelben bierin zu 
willfabren ſei. Wo man in frommer Eintracht den gemeinfchaft- 
lichen Swed will, wird man ſich auch leicht über die Mlittel der 
gemeimichaftlichen Erbauung vereinigen. Das Gebet des Herrn 
wird nach den Worten der heiligen Schrift Matthäus Capitel 6 
geiprochen. Die Formulare der allgemeinen Beichte und Abjolution 
enthält die gemeinfchaftliche Agende. 

$ 19. 

Durch diefe wird auch die übrige Ordnung und Liturgie des 
öffentlichen Gottesdienftes der unirten Kirche bejtimmt werden. Da 
von mebreren Seiten her das Bedenken geäußert worden, daß der 
allgemeinen Einführung der von Sr. Mlajejtät dem Militär und 
Allerböchftdero Boffirchen gegebenen neuen Kiturgie, vorzüglich auf 
dem Kande, der Mangel an Sängerhören und die Kürze der Seit, 
auf welche der Hottesdienft namentlich da, wo ein Prediger mehrere 
Silialen hat, fich bejchränfen muß, entgegenjtehn, auch der Kirchen 
gejang zu ſehr dabeı leiden würde, jo jind dieje Hinderniffe forg: 
fältig zu erörtern, und zu deren Befeitigung zweckmäßige Dorfchläge 
zu thun. Jedoch wird in diefer Beziehung bemerft, I. daß es die 
Pflicht der Kantoren ift, ſolche Sängerhöre zu bilden; 2. daß bis 
dahin, wo fie gebildet fein werden, die Gemeine ftatt der Chöre 
einzelne pafjende Kieder-Derfe aus dem Gefangbuche fingen fann; 
5. daß der ganze Gottesdienft nach diefer Liturgie nur eine Stunde 
währt; 4. aber auch über diejen Seitraum ausgedehnt werden kann, 
wo die Gemeinen einen längeren Kirchengejang erbaulich finden 
und daran gewöhnt find. 
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8 2%. 

Wo in Simultan-Kirchen bisber für die beiden dazu gehörenden 
Gemeinen verfchiedener Lonfejfion an den Sonn und Feiertagen 
Dor- und Nachmittags, oder Dormittags zweimal nacheinander 
Gottesdienjt gehalten worden it, — da iſt zu erwägen, ob das Kirchen- 
gebäude Umfang und Raum genug habe, beide Gemeinen zugleich 
zu faffen, und dem zufolge Einer der beiden aufeinanderfolgenden 
Gottesdienfte eingehen fönne. In diefem Falle würde zugleich darauf 
Bedacht zu nehmen fein, in welcher Ordnung und Reihenfolge die 
Mitglieder der beiden vereinigten Kirchenninifterien bei dem ge: 
meinfchaftlichen Gottesdienfte zu fungiren und die Predigt zu halten 
haben würden. 

Auch in diefer Hinficht ericheint die kirchliche Union wünſchens— 
wertb und heilfam, indem fie den bei der Trennung und Dereinzelung 
der Gemeinen jo oft nur von wenigen Suhörern befuchten Gottes» 
dienft durch die Dereinigung einer größern Anzahl von Ehrijten 
belebender und jo die Führung des chrijtlichen Predigtamtes jegens: 
reicher macht. 

Ss 21. 

Mo jede der beiden epangeliichen Lonfejjions-Hemeinen Eine 
oder mehrere Kirchen hat, in denen jfonntäglich Gottesdienft gehalten 
wird, da ift zu beratben, ob eine Sufammenziehung beider Gemeinen 
und Gottesdienite in Eine Kirche nach der Lofalität und fonjtigen 
Derhältnifjen thunlich und rathſam fei, oder, wenn fernerbin in allen 
ſolchen Kirchen Hottesdienft zu halten ift, in welcher Reihenfolge 
dies abwechſelnd von den Wlitgliedern der vereinigten Kirchen: 
minifterten gejchehen folle, und ob es in diefem Falle nicht vor- 
zuzieben fein dürfte, den Gottesdienit in den verfchiedenen Kirchen 
nicht gleichzeitig, jondern zu verfchiedenen Stunden zu halten, um 
einer jeden Dolfsclafje Gelegenheit zur gemeinjchaftlichen chriftlichen 
Erbauung zu geben. 

8 22. 

An Orten, wo die Dereinigung zweier Hemeinen zu einem ge: 
meinfchaftlichen Hottesdienfte in demfelben firchlichen CLokal möglich 
ift und zu Stande kommt, werden manche Predigerftellen bei eintre- 
tender Erledigung derjelben unbejegt bleiben können. Da es der gnä— 
dige Wille Sr. Majeftät ift, daß die, jolchen eingezogenen Predigeritellen 
beigelegt gewejenen aus Staatsfonds fliegenden Gebalte und Emo: 
lumente in der Regel denjenigen unirten Gemeinen, bei welchen die 
Stelle eingeht, für ihre firchlichen Swede und bejonders zur Der: 
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bejjerung der übrigen Prediger verbleiben, in Anſehung aller aus 
Lommunalfirchen: und jonftigen Fonds fließenden Predigerbefol- 
dungen und Emolumente aber es im gleichen $alle eben jo gebalten 
werden foll, jo haben diejenigen Presbyterien, an deren Kirchen 
eine folhe Derminderung der Zahl der Prediger durch die Union 
thunlich und erwünjchlich wird, ſich darüber zu äußern und Dorjchläge 
zur zweckmäßigen Derwendung der auffommenden Einfünfte zu 
machen. Bei der leider jehr großen Anzabl dürftig befoldeter Pre: 
diger und Schullehrer und der Unmöglichkeit, fo vielfache und 
dringende Bedürfnifje aus dem Staatsfonds zu befriedigen, ift in 
allen durch die Lonfeifion bis jegt noch getrennten Gemeinen die 
Dereinigung derielben das einfachite, wirffamjte und zugleich zwed: 
dienjtlichjte Mittel, die nöthige Derbefjerung der Befoldung leiten 
zu können. — Diejenigen Pfarrer, deren bisberige $unftionen nach 
der erfolgten Dereinigung entbebrlich erjcheinen, follen bei ein: 
tretenden Dacanzen vorzüglich berüdfichtigt und weiter befördert 
werden, wenn jie deſſen perjönlich würdig jind. 

In Gemeinen, wo Einwohner beider Lonfefjionen find, aber 
nur ein Pfarrer ift, übernimmt, wenn die Union geichehen, der Orts: 
prediger die ganze Seelforge. Die Amtsverrichtungen des bisherigen 
Siltalpredigers hören zwar damit auf, er behält aber, jo lange er 
lebt, die ihm zugeficherte und damit verbundene Befoldung und 
Emolumente; nach feinem Abfterben, oder deſſen Derjegung gehen 
jolhe an den Ortspfarrer über. Wo aber der Combination einer 
bis dahin lutherifchen und einer bis dahin reformirten Pfarritelle 
zu Einem Pfarramte fih große Hindernifje in den Weg ftellen, und 
von beiden Gemeinen die Erhaltung ihrer bisher für fich beſtehenden 
Einrichtung und eigenthümlichen Derfafjung gewünſcht wird, da 
darf doch die kirchliche Union darunter nicht leiden, und tt diefe 
überall, wo folche Fälle eintreten, von der Firchlichen Lombination 
wohl zu unterjcheiden. 

Ss 25. 

Da das Beichtgeld und einige andere Accidenzien bei mehreren 
bisher reformirten Gemeinen bisber nicht üblich gemwejen, fo ift bei 
reformirten Presbyterien in Ueberlegung zu nehmen, ob die Ge: 
meinden geneigt fein möchten, fünftig diefe Zahlungen an die Geift- 
lichen ebenfalls zu leiften, falls die Beibehaltung derjelben in der 
unirten Kirche für nötig erachtet würde. Don den Presbyterien der 
bisher lutheriihen Gemeinen aber ijt, namentlich im Betreff des 
Beichtgeldes, deſſen Abfchaffung von Dielen, die dasjelbe für un 
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würdig und anftößig halten, dringend gewünfcht wird, zu erwägen, 
ob und auf welche Weife, falls in der unirten Kirche Fein Beicht: 
aeld entrichtet werden follte, die Geiftlichen dafür aus Kirchen- oder 
Lommunalfonds oder durch befondere Beiträge der Gemeindeglieder 
Fönnten entjchädigt werden. In Anfehung der übrigen bei beiden 
Lonfeifionen bisher üblichen Stolgebühren und Accidenzien bleibt 
es auch nach gejchehener Union bei der bisherigen Ordnung und 
Objervanz, und es wird nicht fchwer fein, darüber bei Unirung 
zweier Gemeinen zwifchen den betreffenden Geiftlichen eine allen 
Theilen genügende Einigung zu vermitteln, wenn auf der einen 
Seite nicht für jeden Zuwachs an Arbeit und Mühe gleich eine 
pecuntäre Dergütung begehrt wird und auf der anderen Seite der 
fromme Eifer für die gute und heilige Sache zur Darbringung 
fleiner Opfer geneigt macht. Diejenigen Geiftlichen, welche bierin 
mit edlem Beifpiel vorleuchten, werden der Aufmerkſamkeit und 
Beachtung der ihnen vorgefegten Behörden nicht entgehen, ſowie 
man auch zu der gefammten GSeiftlichfeit der evangelifchen Landes: 
firche das zuperfichtliche Dertrauen hegen darf, daß Feines ihrer 
Mitglieder fäbig fein werde, aus Eigennuß oder andern unwürdigen 
Abfichten dem Dereinigungswerf hemmend und ftörend in den Weg 
zu treten. 
$ 24. 

Sind die Kirchen und Gemeinen, welche fich uniren, verfchiedenen 
Patronats, oder findet bei ihnen eine verjchiedene Art der Ernennung 
und Ermwählung der Prediger ftatt, jo ijt zu ermitteln, wie bei 
fünftigen Erledigungs: und Wiederbefegungs-Fällen der Prediger:, 
Schullebrer- und Kirchenoffiziantenftellen zu verfahren jein wird. 

8 25. 

Auch find alle Gemeinen darüber zu verftändigen, daß nadı 
eingetretener Union fie nicht fordern können, den bisher lutherifchen 
Gemeinen ſolle nur ein lutberifcher, den reformirten nur ein refor: 
mirter Kandidat oder Prediger zu ihrem Seeljorger präjentirt oder 
gegeben werden, daß vielmehr diefer Unterjchied, welcher in der 
bisherigen Confeffion der zu einem Pfarramt zu Berufenden be: 
gründet war, durch die Union aufgehoben ift, fo daß jeder unirte 
evangeliiche Prediger und qualificirte Kandidat, ohne Rüdficht auf 
jeine bisberige Confeffion, bei jeder evangelifchen Gemeinde des Landes 
zum Pfarramte präfentirt, gewählt, berufen und beitellt werden kann, 
welcher durch ausdrückliche Erklärung oder durch den Genuß des 
beiligen Abendmahls nach dem neuen Ritus der Union beigetreten 
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iſt und dadurch zu erfennen gegeben hat, er halte die Unterjcheidungs, 
meinungen feiner Lonfejjion nicht für jo wichtig, daß er fih in 
jeinem Gewiſſen gedrungen füblen Fönnte, in feinen Predigten, 
Beicht: und Abendmahlsreden diefelben polemifch und auf eine für 
die Mitglieder der andern Lonfejfion ftörende und verlegende Weiſe 
porjutragen, was ohnehin jchon nach den Kandesgejegen verboten 
if. Daß diejenigen HGemeinen, in welchen eine wahre hriftliche 
Erleuchtung über dieſe wichtige Angelegenheit jtatt findet, hierin 
ebenfo denken, hat bereits die Erfahrung in vielen erfreulichen 
Thatjachen gelehrt, indem auf allen Puntten der Preußifchen Mo— 
narchie Gemeinen reformirter Lonfejjion einen Intberifchen und 
Iutheriiche Gemeinen einen reformirten Prediger zu ihrem Seeljorger 
gewählt haben. 
8 26. 

Befigt eine mit einer andern zu unirende Kirchen-Hemeine als 
folche ihr eigenthbümlich zugebörige Lapitalien, liegende Gründe, 
Nutzungen, Wittwen:, Armen: und Waijenhäufer, Stipendien und 
jonjtige milde Stiftungen, jo ijt, mit Berüdfichtigung der in den Funda— 
tionsurfunden fejtgejegten Bejtimmungen, zu beratben, wie es mit fol: 
chem Dermöaen zu halten,ob dasjelbe jogleich mit dem Dermögen der 
andern in den Unionsperband tretenden Kirche und Gemeine zu ver: 
einigen und gemeinjchaftlih zu verwalten, auch an dem Genuſſe der 
Beneficien allen Hliedern der unirten Gemeine gleicher Antbeil zuzu- 
gejtehen, oder aber, wenn dadurch das bisherige Derhältnig des Ertrags 
zu der Hahl der bisherigen Genußberechtigten zu ſehr alterirt würde, 
mit den milden Stiftungen noch während einer zu bejtimmenden Reihe 
von Jahren nach bisheriger Weije zu verfahren jei. Jedoch darf 
nicht überjehen werden, daß durch die legte Maaßregel für die Zeit 
ihrer Dauer eine unerwünſchte Scheidung der unirten Gemeine be- 
wirft werden muß. Da wo jede Gemeinde ihr Kirchengut auch 
nach der Dereinigung als ihr privates Eigenthbum behält, wird das» 
jelbe auch nach der Dereinigung, wie bisber, bejonders verwaltet 
und darüber bejondere Redmung geführt. Wenn eine bis dahin 
von gewiſſen Abgaben, 3. B. zur Reparatur der Kirche, Pfarr- und 
Schulgebäude, frei gewejene Gemeine mit einer andern verbunden 
wird, welche dieje Abgaben gejegmäßig zu leijten hat, fo iſt es zu 
verjuchen, ob jene geneigt jein möchte, nach Maasgabe ihrer Kräfte 
an dieſer Keiftung Theil zu nehmen, doch kann fie nicht dazu ge 
zwungen werden, denn feine Gemeine joll durch diefe firchliche Der- 
einigung mit neuen Lajlen jich belegt fühlen. Die Klingelbeutel und 
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Bedengelder, Collecten und ſonſtige milde Haben, welche bis dahin 
bei getrennten Lonfefjionen jede Gemeine bejonders empfing und 
verwaltete, müjjen nach erfolgter Union im Heifte chriftlicher Liebe 
für das vereinte, gemeinfchaftliche Bejte angewendet und verwaltet 
werden. Da wo dies perjönlihe Rechte und Anfprüce verlegen 
würde, iſt eine friedliche Ausgleichung nach Grundſätzen der Billig- 
feit zu bewirken. 
27. 

Hat von zwei zu unirenden Kirchengemeinen jede eine oder 
mehrere für fich gejtiftete Schulen, jo ift auf eine jolche Dereinigung 
derjelben zu denken, dag das Schulwejen des Orts im Ganzen da- 
durch gewinne. Die Presbrterien haben zu erwägen, ob diefer 
heilſame Zweck am füglichiten durch Sufammenbringung der Schulen 
in Ein Lokal und Einrichtung eines Klaſſenſyſtems oder durch Thei— 
lung der fchulfäbigen Kinder nach dem Geſchlecht oder wie fonft zu 
erreichen fein möchte, als wodurch dann die Hinderniſſe, die beiden 
durch die Lonfelfion getrennten Gemeinen fich bis dabin einer 
gründlichen Schulverbefferung entgegenftellten, am leichtejten bejeitigt 
werden können. 

Bei der Wabl eines Schullebrers, jo auch eines Oraaniiten, 
Küfters, Todtengräbers u. }. w. ift nicht auf den früheren Unterjchied 
der Lonfelfion, jondern nur allein auf den höhern Grad perjön- 
licher Würdigfeit zu ſehen. 

Sum einftweiligen Religionslebrbuche neben der Bibel haben 
für die unirten Schulen die meiften PropinzialSynoden £uthers 
fleinen Latechismus am geeignetften gefunden, es wird gut jein, 
dag die Presbyterien fich äußern, ob fie damit einverftanden find, 
oder was fie fonft für die mächite Seit und bis zur Erjcheinung 
eines den gegemmärtigen Bedürfnijjen völlig entiprechenden all- 
gemeinen KLehrbuches vorzuichlagen haben. Da, wo bisher der 
Heidelberger Latehismus gebraucht wurde, farn auch diejer, wenn 
die Gemeinen es wünjchen, ferner beibehalten werden, und ift der 
fatechetiiche Unterricht vorzüglich auf die Hauptſtücke, die in beiden 
Lehrbüchern diefelben find, zu bejchränfen, als woran fich mit eier 
pafjfenden Auswahl der Fräftigiten Bibeljtellen und vorzüglicher 
firchlicher Kieder:-Derfe die ganze chriftliche Glaubens: und Sitten: 
lehre, injofern fie in den Iugendunterricht gebört, einfach, fruchtbar 
und belebend anfnüpfen läßt. 

Je lebendiger die Diener der evangelifchen Kirche erkennen, 
daß diefe darum alſo heißt, weil fie feine andere Quelle der Wahr: 
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beit und feinen anderen Grund des Glaubens anerfennt, als das 
beilige Evangelium oder Gottes Wort in der heiligen Schrift, deſto 
wirffjamer wird dieje fromme Ueberjeugung das Fräftige Mittel 
und fejte Band der innern und äußern Dereinigung, auch in dem 
Unterricht der chriftlichen Kinder fein, welche bei Ablegung ihres 
Glaubensbefenntniffes jedesmal als Mitglieder der epangeliichen 
Kirche aufgenommen und verpflichtet werden. 
8 28. 

für jede derjenigen beftehen bleibenden unirten Gemeinen und 
Kirchen, welche noch feine eignen Pfarrfprengel haben, ijt ein folcher 
nach dem Derhältnig der Zahl ihrer bisherigen Mitglieder auszu:- 
mitteln. Was für diejenigen lutherifchen Kirchen und Mlinijterien, 
welche zur Erreichung diejes Swedes von ihrem Parochialbezirf 
etwas abtreten müfjen, verloren geht, wird dadurch erjegt, daß 
fünftig auch die in dem ihnen bleibenden Theil ihres Pfarrfprengels 
wohnenden Reformirten ihnen pfarrpflichtig find, und fo umgekehrt. 

Jedes lutheriſche Presbyterium hat 2 lutherifche —, jedes refor: 
mirte 2 reformirte Seiftliche, und jedes Presbyterium ohne Unter: 
ichied einen weltlichen Beamten aus dem Lonfiftorialbezirf nanıhaft 
zu machen, über die fich die Mitglieder zu der Meinung und Heber: 
zeugung geeinigt haben, daß ihnen die legte Berathung, Ausgleichung 
und Modificirung der in Nede jtebenden Angelegenheit bei der 
Generaliynode mit vollem Dertrauen übertragen werden fönne. 

$ 50. 

Haben die Presbyterien in Beziehung auf diefe Angelegenheit 
jonftige Defiderien, Wünfche und Dorfchläge vorzubringen: fo mögen 
fie fich darüber, jedoch mit gebührender Berüdjichtigung der be» 
ftehenden Derfafjung des Staats und der Kirche, ausiprecen. 

8 31. 

Die Protofolle, welche die Refultate der in den Presbyterien 
ftattgefundenen Beratbungen enthalten, find, nachdem fie von ſämmt— 
lichen Mitgliedern unterjchrieben worden, von dem Ortspfarrer 
unverzüglich dem vorgeordneten Superintendenten zuzufertigen und 
ein Eremplar derfelben beim Kirchenbuche aufzubewahren. 

$ 32. 

Der Superintendent hat diefe Protofolle urfchriftlich nebjt einer 
Begutachtung jedes einzelnen Presbyterial-Protofolls fpäteftens 14 
Tage nach dem Eingange der erjten an das Provinzial-Lonfiftorium 
zu befördern, jedoch zuvor in jolchen Hemeinen, die, in Jrrthümern 
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und unbegründeten Bejoranijien befangen, wider Erwarten fich gegen 
die Union erklärt baben mögen, an Ort und Stelle fie eines Befleren 
zu belehren und den Erfolg in feinem Berichte mit anzuzeigen. 

Das Lonjijtorium bat aus den Protofollen der Presbyterien 
und den Gutachten der Superintendenten einen Generalbericht zu 
formiren und jolchen fo zu faflen, daß bei jedem zur Sprache ge: 
fommenen erheblichen Punkte das Gutachten des Conſiſtorii hinzu: 
gefügt ift. Diefer Bericht ift ebenfalls jpäteftens 14 Tage nach dem 
Eingange der Presbrterial:Protofolle und Superintendenturberichte 
zu erjtatten, die ebengenannten Protofolle und Berichte find den: 
jelben urjchriftlich beizufügen. 

854. 

Sollten wider Verhoffen die Berichte einzelner Superintenden— 
turen nicht zur rechten Seit eingeben, jo find die ſäumigen Super: 
intendenten jofort mit Stempel und Gebührenanjag zu ercitiren; 
liegt die Schuld der Sögerung an den Orts-Geiſtlichen und Pres- 
byterien, jo find dieſe jchuldig, die dem Superintendenten dadurch 
verurfachten Koſten zu erfegen. 

8 5. 

In verdienter Unerfenntnig der pflichtvollen und regen Theil: 
nahme, womit die Confijtorien bisher das Synodalwejen überhaupt 
und infonderbeit die Unionsangelegenheit geleitet und zu fördern 
geſucht haben, wird auch die vorftehend angeordnete Dorbereitung 
diefer Angelegenbeit zu ihrer definitiven Dollendung ihrer umfich- 
tigen Leitung und fräftigen Förderung dringend empfohlen. 

8 56. 

Uebrigens ift es den Konfiitorien geftattet, bei der Erlaſſung 
und Mittheilung dieſer Injtruftion an die Superintendenten, Pfarrer 
und Presbyterien, diejelben noch bejonders auf alles das aufmerf: 
ſam zu machen, was, etwa in £ofalverhältnijjen begründet, die gute 
Sache der firchlichen Union fördern fann, und ebenfo auch ihnen 
eine Anweifung zu geben, wie diefe oder jene einzelne und bejon- 
dere Hinderniffe, die bald fo, bald anders fich eigenthümlich geftalten, 
am bejten zu bejeitigen find. Jedoch darf von den in diefer In— 
ſtruktion ausgeiprochenen Grundſätzen felbft in feinem Stüde ab» 
gegangen, vielmehr muß diefer gemäß überall verfahren werden, 
damit Einheit und Sufammenhbang in das Ganze fomme. 

8 37. 
Die Konfiftortien baben eine Yamenlifte der von den Pres- 
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byterien zu Deputirten bei der Generalfynode empfohlenen Männer 
anzufertigen und an das Miniſterium einzufenden. Bei Jedem der 
Dorgejchlagenen ift zu bemerfen, wie viele Stimmen er habe, und 
ob, oder aus welchen Gründen nicht, er für qualificirt zu dem in 
Rede ftebenden Hefchäft zu halten ſei, damit hiernach die Aller: 
höchſte Entjchliegung gefaßt werden könne. 

8 58. 

Wichtig, folgenreich und vielleicht für eine lange Seit entichei« 
dend wird dieje nahe bevorftebende Generalſynode in ihren Nejul- 
taten fein. Denn die gewünfchte Union — in vollem Sinne ge: 
wonnen — greift tief in das innere Weſen der evangelijchen Landes- 
firche ein, und alles, was ibr heilig und wichtig ift, hängt damit auf 
das innigfte zufammen. Erflärt ſich in jeder Provinz die Stimmen: 
mebrbeit, oder was Gott geben wolle, erflären fich, wie es bereits 
in anderen Staaten gejcheben, alle chriftlichen Hemeinen der ganzen 
Preußiſchen Monarchie in ihren Deputirten für die firchliche Der- 
einigung, dann tjt der längſt erjehnte glückliche Augenblid gefommen, 
in welchem der evangelifchen Landesfirhe ein neues und bejjeres 
Leben aufgeben fann und wird. 

Denn nach dem gnädigen. und chrijtlihen Willen Sr. Majeftät 
des Königs foll die Heneralfynode zwar vorzüglich zur Entwerfung 
einer allgemeinen Unions:Urfunde zufammenberufen werden, aber 
fih auch zugleich mit allen dahin gehörigen, das Heil der evange— 
lichen Kirche betreffenden Gegenſtänden vorbereitend befchäftigen. 
Sie wird daher auch in Beziehung auf ihren Hauptauftrag zugleich 
über eine zweckmäßige firchliche Derfaflung und Kirchen- und Ge: 
meinde: Ordnung, über Hleichförmigfeit im Lultus, in der Liturgie 
und Agende, im Gebrauche der catechetifchen Lehr- und Gejang- 
bücher u. ſ. f. fich zu beratben haben. Gegenjtände, auf deren jorg: 
fältige und durchdachte Prüfung die Lonfiftorien alle geiftlichen und 
weltlihen Beamte, die als Deputirte zur Generalſynode berufen 
werden, aufmerfjam zu machen haben, jo daß diefe wohl vorbereitet 
erfcheinen. 

sw. 

Unſere evangeliiche Landeskirche bedarf einer neuen lichtvollen 
und Fräftigen Einigung in den heiligen Hrundjäßen, die ihr auf 
der feiten Grundlage der heiligen Schrift das Dafein und Keben 
gaben. Möge das mit Gott begonnene heilige und heilfame Wert 
in der belebenden Kraft des göttlihen Evangeliums und im Heijte 
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desfelben unter Gottes allmächtigen Segen und dem Schutze unferes 
hriftlichen Königs zur erwünjchten und gedeihlichen Ausführung 
fommen. 


Erinnerungen zu 8 Il. Pie Beziehung auf die Stellung 
gegen die Fatholifche Kirche dürfte um jo mehr wegfallen, da der 
Dormwurf, daß die epangelijche Kirche mit fich jelbft nicht einig jei, 
welcher fih auf die Lehre bezieht, durch eine Union, welche Der: 
jchiedenheit der Anfichten duldet, nicht entfräftet wird. 

Beantwortung. Zu 8 Il muß ich wünfchen, daß die Be 
ztebung auf die Stellung gegen die Fatholiiche Kirche beibehalten 
werde, da gerade dieſer Bewegungsgrund bei dem gegenwärtigen 
Zuſtande der Pinge von großer Wichtigfeit if. Auch fchliegt die 
Union, wie fie in der Inſtruction aufgefaßt und dem Geiſte des 
Ehriftentums gemäß ift, eine Derjchiedenheit der Anfichten nicht aus, 
fann vielmehr bei wahrhaft frommer Sefinnung dabei jehr wohl 
beitebn. 

Erinnerungen 53u$ 2%. Alles was im diefem und den 
nächftfolgenden 88 die nähere Dereinigung zweier Gemeinen betrifft, 
jcheint am beften der Berathung bei eintretenden Fällen überlafjen 
zu werden, da hiebei fo fehr viel auf das ©ertliche antommt, und 
vorläufige Beftimmungen darüber, wenn fie auch nur zur Berathung 
gegeben würden, leicht eine der Union felbjt ungünftige Stimmung 
bervorbringen könnten. Nur die $ 22 gegebenen Auficherungen 
dürfen nicht unterbleiben, weil durch diefelben fehr wichtige Bedenken 
gehoben werden. 

Beantwortung. Iu 8% ift es jehr zweckmäßig, den 
Schwierigfeiten zu begegnen, die bei der Berathung über die Union 
ſich derfelben entgegen ftellen, und würden viele Prediger und Pres: 
byterien nicht wijjen, wie fie fich dabei zu verhalten haben, wenn 
das, was hierüber in dem $ 20 und ferneren S$ gejagt ijt, mit 
Stillfchweigen übergangen würde, und muß ich jehr um Beibehaltung 
desſelben bitten. 

Erinnerungen. Der $ 25 möchte doch bei vielen Anſtoß 
geben, und daher dieje Angelegenheit entweder dem Derfuche in 
vorfommenden fällen, oder den Beratbungen der Landesiynode 
anheim gegeben werden. 

Beantwortung. Su 825 ftinme ich für deſſen Beibehaltung, 
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da gerade hierin die Firchliche Union in ihrer Wirfung fich aus» 
jpricht und dieſe gehemmt und in vorfommenden Fällen vernichtet 
werden müßte, wenn bei der Wahl eines neuen Predigers der Unter: 
ſchied der Confeſſion noch ftattfinden follte, diefem gleich anfangs 
zu begegnen, fcheint jehr wichtig. Auch ift das in diefem $ Gejagte 
nicht nur der Sache entiprechend, fondern auch den bisherigen Er- 
fahrungen überall gemäß, wo die Gemeinden bei der Wahl eines 
neuen Predigers eine Stimme haben. 

Erinnerungen 3u $58 Der Pafjus: Erflärt fich in jeder 
Provinz u. f. w. fönnte die Beforgnis erregen, als ob die Stimmen 
mehrheit in diefer Angelegenheit entfcheiden ſolle. Es dürfte über- 
haupt wohl eine Erflärung der Gemeinen und Presbyterien darüber 
erforderlich fein, ob und wie weit fie fih der Stimmenmehrbeit, 
jowobhl in der Provinz als auch auf der Landesiynode unterwerfen 
wollen. 

Beantwortung zu $ 538 Durch die bier gemadıte Be- 
jchränfung wird offenbar die Sache jchwieriger, und fcheint es an— 
räthlich zu fein, dieß auf fich beruhen zu laffen, weil, wenn man 
eine folche Erflärung von den Gemeinden fordern wollte, die Ans 
zahl der Widerfprüche unendlich werden würde. 





3. Originalaufjat des Königs über die Liturgie aus dem Jahre 1823. 
| (5. 68.) 


Im Namen des dreieinigen Gottes, alfo groß und herrlich, wie 
es fich geziemt, nimmt die Feier des Hottesdienftes ihren Anfang, 
das heißt, der Geiftliche hebt die Liturgie mit den Segensworten: 
„Im Damen des Daters ac“ an. 

Es find dies die jo gewichtigen erſten Segensworte, die ſchon 
in der Taufe über uns, nach dem Befehl unjres Herrn Jeſus Chri- 
ftns ausgesprochen werden, und mit denen nach alt chriftlichem Ge— 
brauch, und das wohl von rechtswegen, faft alle gottesdienitlichen 
Handlungen begonnen. 

„Unfre Hülfe ꝛc.“. Wo ſonſt als bier wäre fie zu fuchen ? 

Diejen einleitenden Worten folgt das allgemeine Sünden 
befenntnis, das vom Heiftlichen in unfer aller Namen geiprochen 
wird. Da wir allzumal Sünder find und mehr oder weniger, obne 
Unterlag Gottes Gebote übertreten, fo iſt es gewißlich am rechten 
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Ort, bier vor allen Dingen unfre Sünden vor Gott aufrichtig zu 
erkennen, zu befennen und zu bereuen, durch Jejus Chriftus zu ihm 
unfre Zuflucht zu nehmen und uns zu beſſern. 

Dieſer Anficht gemäß befinden fich außer dem in der Liturgie 
jelbjt jtebenden Sündenbekenntniſſe deren noch Drei andre im Anhange 
und ein viertes mit der Abjolution in der Dorbereitung zum H. 
Abendmahle verzeichnet, die nach dem Belieben des Geiftlichen ae- 
wählt werden fönnen. 

Dieſer erjte Abjchnitt der Liturgie der eigentlich nur als die Dor: 
bereitung zu derjelben anzufeben ijt, wird mit dem Amen des Chors 
geſchloſſen. 

Der zweite Abſchnitt beginnt mit dem vom Geiſtlichen geſprochnen 
oder auch vom Chor geſungnen Spruch nach dem Sünden— 
befenntnis. Dieſer Spruch, der als ein Eingang zur eigent— 
lichen £iturgie angejeben werden kann, deutet auf eine findliche ver: 
trauungsvolle Erbebung der Herzen zu ihrem Schöpfer und Regierer, 
die ſich durch Kobpreifungen und Anrufungen Fund thut. Die biezu 
gewählten Sprüche find größtenteils aus den Pfalmen Davids zu- 
fammengefeßt. Außer dem in der Liturgie felbit enthaltenen Spruche 
befinden fich im Anbange deren 11, die für die befondern Kirchen: 
fejte oder feiern bejtimmt find, und überdies noch 12 andre zum 
beliebigen abwechjelnden Gebrauch des Geijtlichen'). 

Zum Schluſſe des Spruchs fingt der Chor: „Ehre fei dem 
Dater x.“ Diefe Kobpreilung der H. Dreieinigfeit fann be- 
dingungsweile auch vom Seiftlichen geiprochen werden. 

Erleichtert durch das Befenntnis unſrer Sünden, geftärft durch 
vertrauungspolle Anrufung des Herrn, in dejlen Namen wir Bilfe 
fuchen, wenden wir uns nun an feine unendliche Hüte und Barm: 
berzigfeit und fleben um Erbarmung über uns, welches durch das 
Kyrie ꝛc. (Berr erbarme Dich über uns) des Chors ausgedrüdt 
wird, 

Hetröftet durch die Hoffnung, dag Gott um Chrifti willen unfer 
Flehen nicht unerbört lajjen wird, fpricht der Geiſtliche (oder fingt 
der Chor) den Cobgefang der Engel bei der Geburt des Beilandes: 
„Ehre fei Gottinder Höhe ac.” (Kucae 2, 14), dem an den 
hoben Seit: oder Seiertagen noch eine befondre Kobpreifung und 


ı) Die teils vom Chor gefunaenen, teils vom Geijtlichen gefprochenen 
Gebete, Unrufungen, Kobpreifungen n. f. w. geſchehen im Namen der Der: 
fammlung und müflen von diefer mit Andacht im Stillen nachgeſprochen 
werden. (Anm. des Königs.) 
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Anrufung folgt, durch die wir das Gefühl unſrer tiefiten Ehr— 
erbietung und Ebrfurht auszjudrüden waaen, das uns bei dem 
Gedanken an die unendliche Macht und Berrlichkeit des Daters und 
des Sohnes ergreift. 

Hiermit ſchließt der zweite Teil. 

Der dritte Teil fängt damit an, daß der Heiftliche den Segens- 
wunjh: „Der Herr fei mit euch“ über die Derfammlung 
jpricht: gleichſam als wollte er fie damit aufmerffam machen, jich 
würdig vorzubereiten auf die demnächit folgenden Dorlefungen der 
Pericopen. 

Der Ebor antwortet im Namen der Derjammlung: „Und mit 
Deinem Heijte“, den Wunſch damit ausdrüdend, dag der Herr 
auch mit dem Geiſte des Derfündigers feines Worts fein und ibn 
hiezu würdigen möge. 

Der Geiftliche verrichtet nunmehr im Namen der Verſammlung 
das Gebet vor der Epijtel: in weldem er im allgemeinen 
um die rechte Erfenntmis des Wortes Gottes und um eine ſegens— 
volle Anwendung desjelben für ihr Seelenbeil bittet. 

Auger dem in der Kiturgie jelbjt aufgezeichnetem befinden fich 
deren mebrere im Anbange, von denen Il für die Feſte oder be: 
jonders bejtimmte Feiern und Seiten, und 16 zur beliebigen Wahl des 
Geiitlichen vorgefunden werden. Auch unter denen mit der Ueber— 
jchrift „zum beliebigen Gebrauch bei bejondern Deranlafjungen“ 
5.8 des Anhangs, bat der Geiftliche die Wahl. 

Jetzt verliejt der Heiftliche die Epiftel des Tages, wie man 
fie in der Regel in allen £utherifchen Bibelüberfegungen aufgezeich- 
net findet. 

Nach allen Nachrichten berubt der Urjprung diefer Vorleſungen 
aus der H. Schrift, die Epiftel und Evangelium genannt werden, 
weil fie meiit immer aus diejen entnommen find, auf ein uraltes 
Herfommen, das fich noch aus den erjten chriitlichen Derfammlungen 
herichreibt. 

Wie beilfam und nüglich der Gebrauch ift, eine Auswahl der 
geeignetiten Stellen aus der H. Schrift in unjern gottesdienjtlichen 
Derfammlungen verlejen zu bören, bedarf wohl feines umſtänd— 
lichen Beweties. 

Nach der Epiftel lieft der Hetitliche den Spruch vor dem 
Alleluja, der auch vom Chor gefungen werden fann. Diejer 
in der Regel bibliihe, meiltens aus den Pfalmen Davids zu- 
jammengetragne Spruch, an den ſich das vom Chor zu fingende 


! 


348 Beilagen. 


Alleluja?) anfchliegt, dient gewifiermaßen als Uebergang zu dem 
darauf folgenden Evangelium, als auf welches der Lobgejang des 
Alleluja in Beziehung zu bringen ift, wegen der für uns jo unaus- 
jprechlichen Wohlthat, die wir der Derfündigung desjelben zu ver- 
danken haben. 

Den in der £iturgie ſelbſt aufgezeichneten Spruch nicht mit inbe- 
griffen, befinden fich im Anhange 11 bejondre für die Feſte zc. und 
12 zur beliebigen Auswahl des Geiftlichen. 

Diefer verlieft nach dem Allelnja das Evangelium des 
Tages, wobei nichts befondres anzuführen ift, als dag alles, was 
bei Gelegenheit der Epiitel gefagt worden, in noch höherem Grade 
auf das Evangelium Anwendung findet. 

An gewifjen hohen Sejt- und Seiertagen kann noch ein bejondres 
Gebet zwijchen dem Alleluja und dem Evangelio ein: 
gefchaltet werden, welches eine bejondre Beziehung auf das zu 
feiernde Feſt ac. hat und weiter und umftändlicher ausgeführt ift, 
als das fonft auch fchon auf das Feſt 2c. Bezug habende fürzere 
Gebet vor der Epijtel. Diejes längere Gebet wird das Gebet vor 
dem Evangelio genannt; es befinden fich deren im Anhange I für 
Weihnachten, I für den Eharfreitag, | für Oſtern, I für Himmel: 
fahrt und 1 für Pfinaften. Der Geiftliche jchließt das Evangelium 
mit den Worten: „Selobt ſeieſt Du, o Ehriftus!” Ja, wohl gebührt 
ihm £ob, Preis und Danf für die Heil verheigende Derfündigung 
desſelben. 

Ein Amen des Chors beſchließt darauf den dritten Abſchnitt 
der Kiturgie. 

Der vierte beginnt mit der Kefung des chriftlihen Glaubens 
durch den Geiftlichen (er kann auch vom Chor gejungen werden), der 
uns Chriſten nie aus dem Gedächtnis fommen darf, uns vielmehr 
ftets gegenwärtig fein muß, und daher nach Derlefung der Pericopen 
(Epiftel und Evangelium) bier an feinem rechten Orte jteht, da er 
Beziehung auf jene hat. 

Tach dem Glauben lieft der Geiftliche wieder einen Spruch (dem 
Spruhnadh dem Glauben genannt) oder es fingt ihn der 
Chor. Auch rüdfichtlich diefes Spruchs findet das Anwendung, was 
ichon früber über die Wahl und Zujammenfegung der zwei erjten 
Sprüche diefer Kiturgie gejagt worden ift. Den in der Liturgie jelbjt 
nicht mit begriffen, befinden fich im Anhange 11 Sprüche für bejondre 


ı) Allelnja will jagen: Gelobt fei Gott. (Anm. des Königs.) 
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Seite ꝛc. oder Gelegenheiten, und noch 12 andre zum abmwechjelnden 
Gebrauch nah Hutbefinden des Geiſtlichen. 

Nun fommt das Danfgebet, welches der Heiftliche mit folgenden 
Worten verfündet: „Richtet auf eure Kerzen x.“ Das 
gleich darauf folgende Danfgebet jelbit fängt mit den Worten 
an: „Xecht ift es und wahrhbaft würdig und heil: 
bringend ꝛc.“. Durch diefes Gebet drücden wir Gott unjern Danf 
aus, durch Jefum Chriftum, unfern Herrn, für die Erlöjung durch 
ihn, indem wir unmittelbar darauf zu Ehren des Daters und des im 
Namen des Daters fommenden Sohnes, mit allem, was im Himmel 
und auf Erden ijt, einen Lobgeſang anjtimmen, der mit den Worten 
anfängt; „Heilig! Beilig! Beilig!!) und vom Chor gefungen 
wird. Dies Gebet mit dem fich daran anjchliegenden Lobaejang 
bezeichnet gewijjermaßen den Schluß des Teils der Kiturgie, in wel: 
chem es jich ausfchlieglich um das Geiſtige, das ift, um das Beil 
unjrer Seelen handelte. 

Das Danfgebet Fann vom Geijtlicyen gejprochen werden oder 
auch vom Chor gejungen werden; der Kobgejang dagegen wird 
allezeit vom Chor gejungen. 

Im Anbange befinden fih 5 an den großen Seiten und in Be: 
ziehung auf diefelben ins Danfgebet einzulegende Stellen. Der Ge: 
brauch derjelben wird jedoch dem Hutbefinden des Heiftlichen anheim 
geitellt. 

Mit dem Lobgeſange endigt der 4. Abjchnitt der Liturgie. 

Der 5. bebt mit dem vom Geiftlichen geiprochnen jogenannten 
Allgemeinen oder Hemeinen Gebet an, welches mit den Worten an— 
fängt: Herr Gott, bimmlijher Dater, wir bitten 
Dich ac.“ und im allgemeinen die Bitten und Sürbitten rücfichtlich 
unfers Seitlichen im Derein mit dem Ewigen enthält. 

Suerft, das Gebet um die Erhaltung der Kirche Chriſti im 
reinen Glauben nebit eimer fürbitte für ibre Lehrer und Diener. 

HSweitens: Sürbitten für das Oberhaupt des Staats und defjen 
Angebörigen. Bitte um eine lange und gejegnete Regierung, für- 
bitte für das Kriegsheer, für die Diener des Königs und des Dater- 
landes, für die gefammten Königl. Länder, für alle Menjchen, vor- 
züglih für die Hläubigen und endlich: Bitte um ein dereinftiges 
jeliges Ende. 

Es befinden ſich im Anhange 9 verjchiedne Gebetsitellen, die 


ı) Jef. 6,3, Mth. 21,9. (Anm. des Königs.) 
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nach der Wahl und dem Belieben des Heiftlichen in das allgemeine 
Gebet eingejchaltet werden dürfen, und die eine etwas umftändlichere 
Ausführung einiger darin vortommender Hegenftände erbalten. 

Eine befondre ift noch für den Charfreitag und zur Gedächtnis: 
feier der Toten bejtimmt, fie befindet ſich im Anhange unter den 
Sprüchen und Gebeten für den Charfreitag. 

Am Bußtage (Bettage) wird anjtatt des allgemeinen Hebets vom 
Heiftlichen die Kitanei gelefen, die ibrem Inhalte nach im wejent- 
lichen wenig von jenem unterjchieden ift, die aber mehrere Stellen 
enthält, die mit diefer Feier in beſonderer Beziehung fteben. Sie 
ift unter den Gebeten, die für den Bußtag bejtimmt find, vorzufinden. 

Nach dem allgemeinen Gebet jpricht der Geiftliche das Unſer 
Dater ac. (Daterunfer) jonjt auch das Gebet des Herrn genannt. 

Ende des fünften Abjdmitts. 


4. Aus dem von Altenjtein dem Könige erjtatteten Gejamtbericht 
über die erjte Aufnahme der Agende, datiert vom 
7. Oktober 1823. 
(5. 97.) 
1. Dortrag des Mlinijters. 


Eure Köntgl. Majejtät haben durch die Allerhöchſte Kabinets- 
Ordre von 19. Februar vorigen Jahres mir Allerhöhft Ihre Be: 
fehle in Betreff der weitern freiwilligen Einführung der beim 
Militär und in der biefigen Hof: und Domfirche eingeführten Agende 
auch bei den Livil-Gemeinden zufommen zu laſſen geruhet. Je 
mehr ich in meiner amtlichen Stellung das feltene Ereignig, daß 
der mächtigfte evangelijche Fürſt mit jolcher Theilnabme eine der 
wichtigften Angelegenheiten der Kirche behberzigt, in feiner ganzen 
Michtigfeit anerfenne, dejto mehr liegt mir die Pflicht ob, dasjelbe 
jo zu fördern, daß es die fegensreichiten Folgen für die Kirche 
herbeiführe. 

Eure Königl. Majeftät haben Allerböchit-Selbjt den Gang diejer 
Angelegenheit anzuordnen geruhet. Jeder einzelne evangelijche Heift- 
liche des Landes follte zu einer Erflärung aufgefordert!) werden. 


ı) Randbemerfung des Königs: quod non, 
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Wenn jchon diejes eine geranme Seit erforderte, jo wurde durch 
die Erjcheinung einer zweiten, in einigen erbeblichen Punkten ver: 
änderten Ausgabe der Agende, die eine neue Erklärung der Geiſt— 
lichen nothwendig zu machen ſchien, das Befultat noch mehr ver- 
zögert. Erjt jeßt, nachdem der leßte von den Berichten der Lon- 
jiltorien über die Erflärung der Geiftlichen eingegangen war, fonnte 
einigermaßen der Erfolg der Allerhöchften Aufforderung überjehen 
werden. Die Dorlegung einzelner Erflärungen fchien mir früher 
ohne eine folche Weberficht, die auf Eure Königl. Majeftät Ent- 
Ichliegung von Einfluß fein dürfte, bedenklich, wie fich folches aus 
dem Derfolg näher ergeben wird. 

Schon vor mehreren Monaten war ich im Begriff, Eurer Köniagl. 
Majeſtät das Ganze vorzulegen, allein jehr erhebliche Bedenflich- 
feiten über die richtige Schäßung der vorliegenden Refultate forderten 
mich auf, diejer jo wichtigen Berichterftattung noch einen furzen 
Anftand zu geben, um das Ganze als folches richtiger zu würdigen 
und Allerhöchft Denenfelben ein deſto grümdlicheres Gutachten und 
in dem Erfolg zu verbürgende Dorfchläge ehrfurchtvolleft vorlegen 
zu fönnen. 

Es fchien mir von großer Michtigfeit, die Keidenjchaft, welche 
fih bei dem erſten Auffafjen religiöfer Gegenjtände jo leicht ein: 
mifcht und Schwierigfeiten erhebt, jich etwas beruhigen zu lafjen, 
überzeugt, daß fich unbefangene Stimmen von Gewicht für die Sache 
erheben würden. Der Gegenjtand ijt von jo großer Wichtigkeit für 
die evangelifche Kirche, daß der jegensreiche Erfolg zum großen 
Theil mit von der allgemeinen Würdigung desjelben abhängt. 

Meine Erwartung hat mich nicht getäufcht und nach meiner 
inzwijchen gewonnenen Anficht glaube ich Ew. Königl. Majeftät 
über das Ganze mein Gutachten in diefem Augenblick mit ungleich 
mehr Zuverficht erjtatten zu fönnen, als es noch vor Kurzem der 
Sall war. 

In einem großen Heberblict des Standes der Sache ergibt fich, 
daß die Theilnahme für dieje Firchliche Angelegenheit durch Eure 
Königl. Majeftät neu auf das Kebhaftefte angeregt ift. Schriftiteller 
des In- und Auslandes find veranlaßt worden, derfelben ihr Nadı- 
denken zu widmen. Der gegenwärtige Zuſtand ift beller ins Licht 
gejegt; die Schäßung des Alten, untergegangenen oder bewahrten, 
jhärfer erwogen, und das Gefühl des Bedürfniffes oder Befiges iit 
verftärfet. Hieraus werden bei geböriger Benußung diefer Ergeb- 
nifje und bei zwechmäßiger fernerer Leitung des Ganzen die ge— 
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jegneteften Folgen entjteben, die Ew. Königl. Majejtät eine bleibende 
Danfbarfeit der ganzen evangelifchen Kirche fihern. Allgemein, 
auch bei verfchiedenem Urtheil im Einzelnen, ift das danfbare Er- 
fennen der Fräftigen Auffafjung diejes wichtigen Gegenjtandes. 

Siebt man bloß auf die vorgelegte Agende und deren Annahme, 
jo fcheint der Erfolg nicht jo bedeutend. Die Anzahl der Geijtlichen, 
welche diejelbe unbedingt angenommen baben und annehmen wollen, 
erfcheint auf den erjten Blick im Derhältnifje zu der ganzen Geift- 
lichfeit des Landes nur klein, da fie ungefähr !/ıs des Ganzen be: 
trägt. Es haben fich nur 589 Geiſtliche zur Einführung der neuen 
Ugende und Liturgie bei 520 Livil-Hemeinden unbedingt bereit 
erflärt. Allein es iſt nicht zu überfeben, daß nur von einer ganz 
freiwilligen Annabme die Rede ift, welche in vieler Beziehung fchwie: 
riger war, und daß die jegige Erklärung nur das erſte Auffafjen 
diefes Gegenftandes im Einzelnen ift, obne alle Dorbereitung und 
Einleitung dazu, ehe fich noch eine allgemeine rubige Anficht aus- 
bilden Fonnte. Diejenigen, welche zu einer bedingten Annahme fich 
bereit erflären, haben zwar zum Teil Bedingungen aufgejtellt, die 
nur eine verſteckte Weigerung jcheinen, allein bei Dielen ijt doch die 
Art der Bedingung fo, daß die Annahme leichter zu bewirken iſt. 
Ihre Anzahl läßt fich fo, daß daraus ein Schluß auf den weitern 
Erfolg der Derbreitung der Agende gejogen werden Fönnte, noch 
gar nicht angeben. 

Diejes würde erjt der Fall fein, wenn Ew. Königl. Majeftät 
Entjchliegung erfolgte, ob und welhe Bedingungen als 
zuläfjig zu betrachten fein dürften. In einigen Parochien, wie 
im Sächfifchen, läßt jich ein großer Theil derer, welche die Agende 
bedingt annehmen wollen, !/s des Ganzen, auch als für die Agende 
gefinnt betrachten. Diele und nicht unbedeutende Stimmen haben 
die Annahme ganz verweigert. 

Um Em. Königl. Majeftät in den Stand zu fegen, auch das 
Spesielle diefes Hegenftandes möglichjt genau zu verfolgen, über: 
reiche ich Allerhöchft Denenjelben anliegend ehrerbietigft (a) eine 
allgemeine Heberficht der Haupt-Rejultate der zur Einführung der 
neuen Agende getroffenen Einleitungen, welchen (b) das Derzeichnig 
der Geijtlichen, welche fich für die neue Agende unbedingt erklärt 
haben, und die erforderlichen (c) Sufammenftellungen über die 
Aeußerungen der Geiftlichen, welche fih zur Annahme der Agende 
nur unter Bedingungen, oder (d) gegen die Annahme derfelben er- 
flärt haben, beigefügt jind. Sugleich halte ich mich verpflichtet, bei 
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Eurer Königl. Majeftät jo lebhafter Theilnahme an diejem Gegen— 
ftande aus der großen Zahl von Berichten und Gutachten über 
folchen (e) einige Aeußerungen einzelner Geiftlichen ſowohl, als der 
ihnen vorgefegten Propinzial-Behörden zu Allerhöchft Dero Kenntnig 
zu bringen und erlaube mir deshalb, die in dem anliegenden Der: 
zeichnifje aufgeführten Beilagen allerunterthänigjt vorzulegen !), 
welches Derzeichniß zugleich fürzlich den Grund ihrer Auswahl und 
deren Richtung angibt. 

Alles Dorliegende gibt inzwifchen fein vollitändiges Bild der 
ganzen Lage. Es ift diefes in der Sujammenftellung der Refultate 
weiter ausgeführt. Die Annahme der Agende ift nicht in ſämmt— 
lichen Provinzen gleich vertheilt, und ebenjowenig der MWiderjpruch 
gegen folche. Es liegt der Hauptgrund der Weigerung nicht ſowohl 
oder wenigftens nicht allein in der neuen Agende jelbit, ſondern 
vorzüglich in befonderen firchlichen Derhältniffen und mamentlich 
auch in dem bisherigen Zuftand des ordentlichen Hottesdienftes. 
Wenn daber alles darauf antommt, die Mittel anzugeben, wie Ew. 
Königl. Majejtät Abficht wegen Einführung der Agende am ficherjten 
zu erreichen fei, jo fommt es jeßt weniger darauf an, das genau 
zu prüfen und zu beleuchten, was über die Sorm und den Inhalt 
der Agende oder vorübergehende Hinderniffe angeführt worden ift, 
als die Haupt-Schwierigfeiten ins Auge zu fafjen, welche fich ihrer 
allgemeinen Einführung in den Weg zu jtellen fcheinen. Um jo 
mehr glaube ich mich bier nur vorerft auf dieje bejchränfen zu 
dürfen, um Eure Königl. Majeftät in den Stand zu fegen, diejer 
wichtigen Angelegenheit in Allerhöchft Dero Weisheit die Leitung 
zu geben, durch die das landespäterlich beabfichtigte Heil der Kirche 
am ficherften zu erreichen jtehet. 

Die erfte Schwierigfeit ift die große Derjchiedenheit des 
kirchlichen Zuſtandes der £änder, die jet Eurer Königl. 
Majeftät Staaten ausmachen. Oſtpreußen, Kitthauen und auf ähn— 
lihe Weije die alten evangeliichen Gemeinen in Wejtpreußen er: 
freuen fich nach den Aeugerungen der Konfiftorien einer Einrichtung 
des Hottesdienites, die zum Theil von den BReformatoren jelbft, mit 
denen der damalige Kandesherr in enger Derbindung ftand, dem 
Mefentlichen nach berrührt, die im Sortgange der Jahrhunderte 
größtentheils fejt erhalten, und eine Sejtigfeit erlangt hat, die von 
gefegnetem Einfluffe auf das Dolf iſt, und Bedenklichkeiten gegen 


I) a, c und d f. unten, b und e habe ich nicht abgedrudt. 
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jede Aenderung erregt. Aehnliche Einrichtungen finden zwar zum 
Theil auch von jener Seit ber in Pommern, den Marten, im Magde— 
burgijchen u. f. w. ftatt. Nur daß dafelbit theils urfprünglich einige 
Derfchiedenheiten hie und da fich gebildet, theils im Laufe der Zeit 
das Alte weniger allgemein beobachtet worden ift. Eine Aenderung 
it bier weniger jchwierig. 

Im Herzogthum Sachjen ift, jowie im ganzen damaligen König: 
reih Sachſen, im Jahre 1812 eine erneuerte, allgemein eingeführte 
Agende angenommen, und iſt deshalb eine abermalige Aenderung 
dort zwar leichter, jedoch wegen des fchnell folgenden Wechfels auch 
von bedeutenden Folgen. 

In der Grafichaft Mark, im Berjogthum Lleve und Groß: 
herzogthum Berg hat die evangelifche Kirche die Presbyterial-Der- 
fafjung, nach welcher neue firhliche Einrichtungen nicht ohne Zu: 
ftimmung der Hemeinen gejchehen können, und es wird wenigitens 
im Bergijchen mit großer Strenge nicht blos von den Geiftlichen, 
fondern auch von den Gemeinden auf diefes Recht gehalten. 

In den Rheinifchen Provinzen bejteben die evangeliichen Ge- 
meinen faft gänzlich auf Fatholifchem Gebiete, und haben auch durch 
den angenommenen Ritus und alle gottesdienftlichen Einrichtungen 
fih im Gegenſatz gegen die Fatholifche Kirche gebildet, und fühlen 
deshalb Bejorgnifje für ihr Weſen und Beftehen, wenn fie hiervon 
Einiges, in Annäherung an ältere, mehreren Kirchen gemeinfchaft- 
lichen Gebräuche aufgeben jollen. 

Ganz verfchieden it der Weg gewejen, auf welchem dieje ver» 
fchiedenen Provinzen ihre jegigen firchlichen Anordnungen erhalten 
haben, und mehr oder weniger wird noch das Andenken daran er- 
halten oder nicht. Biernach richtet fih das, was in verfchiedenen 
Gegenden wieder zu einer Aenderung für erforderlich gehalten wird. 

Die Dergleichung des Beftehenden, vorzüglich lieb gewonnen 
oder für wejentlich gehaltenen, hat einen bedeutenden Einfluß auf 
die Anficht über den Inhalt und Sorm der neuen Agende und er: 
hält eine ganz andere Bedeutung, als in anderen Gegenden. 

Eine andere Schwierigfeit ijt die eingeleitete mehr oder weniger 
fortgeichrittene Union der beiden evangelifchen Kirchen. Heberall 
hat die reformirte Kirche einen einfacheren, mit ihrem Glauben im 
Sulammenhang jtehenden Ritus, als die lutberifhe. Es entiteht 
die Beſorgniß, day eine allgemeine Aufbebung desjelben und die 
Einführung einer allgemeinen £iturgie und Agende eine Anzahl 
reformirter Gemeinen von der Union abjchreden, fie an ihre alten 
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Gebräuche fefter binden, und fo der von Ew. Königlichen Majejtät 
gewünjchten und beförderten Union eine bleibende Hemmung in den 
Meg jegen könne. 

Eine dritte Schwierigkeit ift der gegenwärtige Zuftand 
des firhlihen Lebens, welches faum wieder erwacht it, 
welches fejtere Normen bedarf und fie auch wünjcht, allein noch jo 
beweglich ijt, daß es ſchwer fällt, folche jo zu wählen, daß es die 
wohlthätige Wirkung äußere, welche beabfichtigt wird. Don jeber 
war, wie die Geſchichte zeigt, die Aufftellung folcher Normen fchwer. 
Jn ganz ruhigen Zeiten, wo das firchliche Leben nicht jo bewegt 
war, hat ſchon die Einführung neuer Gefangbücher große Schwierig- 
feiten gehabt. Die neue Agende ändert nicht bloß die Formen, fie 
greift tiefer in das Ganze ein. Wie diejes auch zum größten Theil 
lebhaft und dankbar erfannt wird, beabiichtigt fie, den Befuch der 
Kirche nicht blos von dem Hefichtspunft der Erbauung und Be- 
lehbrung, jondern auch wahrer Gottesverehrung zu ordnen und 
heilbringend zu machen. Es muß diejes da, wo die entgegengejeßte 
Anficht noch herricht, mehr Schwierigfeit veranlaffen, als es binnen 
Kurzem der Sall fein wird, wenn nach der ganzen jetzigen religiöjen 
Richtung fünftig bei den Heranwachſenden in der erften Erziehung 
und in der ganzen Bildung das Gefühl dafür mehr ausgebildet ift. 
Es wird vielfach davon ausgegangen, daß die bejtehenden Geſetze, 
das AER, den Firchlichen Geſellſchaften die freie Einrichtung ihres 
Hottesdienftes zugeftehn. Es kann da, wo die große Beweglichkeit 
der Anficht, bei übrigens febr lebendigen firchlichen Leben vorbanden 
ift, eine Derfchiedenheit entjteben, wie fie neben einer ftrengen all 
gemeinen Norm, 3. B. in England in einer großen und wachlenden 
Sahl von Secten und Dereinen neben der Landeskirche, gewöhnlich 
fih zeigt. Neue Erfahrungen haben gezeigt, wie leicht ein Anſtoß 
an der Kirche Einzelne veranlaßt, ihre Erbauung und ihr Heil in 
Lonventifeln zu fuchen und wie weit jolches führt. 

So wichtig auch diefe Schwierigfeiten find, jo dürfen fie doch 
von der Derfolgung des Swedes nicht abjchreden, fie erbeifchen 
aber Berücdfichtigung zu ihrer möglichiten Befeitigung im weiteren 
Gang, wenn der Swed ficher und möglichſt wohltbätig erreicht 
werden foll. Jch habe die Schwierigfeiten nur in großen Umriſſen 
angegeben. Nur eine ganz jpecielle Prüfung derjelben kann deren 
größere oder mindere Wichtigkeit ergeben. Ich bemerfe bier nur 
Einiges in diefer Beziehung. Der Erfolg hat gezeigt, daß auch in 
Oſtpreußen fich Stimmen der Geiftlichen für die Annahme der neuen 

23* 
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Agende erhoben haben! Selbft der Bifchof Boromwsfi hat fich dafür 
erflärt. Gerade dort wird bei dem jeßigen, noch mehr altertbüm- 
lichen Zuftand ein Weg zum leichtern Uebergang gefunden werden 
fönnen. Es hat fich in Sachjen fchon fo eine bedeutende Zahl von 
Geiftlichen für die neue Agende erklärt, daß es nicht jcheint, als 
habe die neue dortige Agende von 1812 ſchon jo feite Wurzeln 
gefaßt, daß eine abermalige Aenderung zu fcheuen fei. 

Auch die vorzüglich erheblich erjcheinende Schwierigfeit am Rhein 
und in Weftpbalen wird fich, wo nicht jo gleich befeitigen, doch 
jo beachten laffen, daß es den Swed im Allgemeinen nicht aufhält. 
Wobhlgefinnte, mit dem firchlichen Suftand jener Gegenden genau 
befannte Männer werden deshalb Dorjchläge machen können und 
durch perfönlichen Einfluß auc die Durchführung fodann zu ver- 
bürgen im Stande fein. 

Ein wahrer bleibender Nachtheil für die Dollziehung der Union 
ift, nachdem dieſe fchon fo weit in ganz freiwilliger Ausbildung 
vorgeichritten ift, wie es fcheint, nicht zu befürdhten. Das $ort- 
fchreiten derjelben dürfte böchitens dadurch erjchwert, aber nicht 
wirflich aufgehalten werden. 

Auch der als Schwierigfeit gedachte Suftand des Firchlichen 
£ebens wird weniger Beforgniß geben, wenn die weiteren Por: 
fchritte zur Durchführung der Agende hierauf jchon Rüdficht nehmen 
und fodann Fleinere vorhergejehene, nicht ganz zu bejeitigende Hebel 
als vorübergehend oder erjt jpäter zu beachtend, vorerft überjehen 
werden fönnen. Gerade diejenigen, welche in ihrem Eifer für die 
Religion zu weit zu gehen geneigt find, werden fich auch bald durch 
den tief religiöfen Zweck der neuen Geftaltung ergreifen laſſen und 
bloße Dorurtheile gegen jolche aufgeben. Erft nach längerer Seit 
finft bei ftrenger Form das Ganze zu einem verderblichen Formel: 
wefen, wenn nicht gleichmäßig der innere Geiſt lebendig erhalten 
wird. Daß es dahin nicht fomme, dafür wird im Preußifchen durch 
die Schulen und durch die Bildung der Kirchenlebrer ſowie durch 
die geſammte Firhliche Einrichtung gejorgt werden. 

Ich babe mich verpflichtet gehalten, Eurer Königlichen Majejtät 
die Haupt-Schwierigfeiten bei der Durchführung der Agende pflicht- 
mäßig darzujtellen, allein auch meine Heberjeugung im Dorftehenden 
ehrfurdhtsvolleft ausjufprechen, daß es möglich fein wird, bei einer 
ferneren zwedmäßigen Zeitung des Ganzen, diefe Schwierigkeiten 
auf eine Art zu befeitigen, welche die Erreichung des wohltbätigen 
Zweckes fichert und die Beſorgniſſe befeitigt. Ich halte es für 
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Pflicht, mich nun auch über die fernere Keitungdes Ganzen 
ehrfurchtspolleft offen zu äußern. Der bisherige Gang der Am: 
gelegenheit hatte das Gute, alle diefe Schwierigkeiten mehr zur 
Sprache zu bringen, wenn fich gleich nach allem dem, was davon 
vorliegt, wie ich bereits mehrmals ehrfurdtsvolleft gedacht habe, 
ihr Werth und ihre MWichtiafeit noch nicht ganz überjehen läßt. So 
viel läßt fich mit Sicherheit annehmen, daß der bisherige Gang 
diejer Ungelegenheit, die fih ergebenden Schwie- 
rigfeiten ganz zu bejeitigen nicht geeignet iſt. Ich 
bin zwar überzeugt, daß, wenn jet, nachdem fich die Anficht der 
Einzelnen zum Theil mebr berichtigt und die Keidenfchaft mehr be- 
rubigt bat, und das Beifpiel wirffam geworden ift, eine neue wieder: 
holte zwecmäßige Aufforderung zur freiwilligen Einführung der 
neuen Agende erfolgen jollte, eine bedeutende Anzahl von Geiſt— 
lihen fich weiter dafür erflären dürfte, allein man würde dadurch, 
wie der bisherige Erfolg zeigt, die Abfiht Ew. Königlichen Majeſtät 
nicht vollftändig erreichen. Es würde ganz wider diefelbe Ordnung, 
wo fie bisher bejtanden hat, gefährdet und Derichiedenheit berbei- 
geführt, oder, wo fie jchon ift, noch vermehrt werden. Dieje lebte 
Beſorgniß bat wabrfcheinlich viele Seiftliche, welche jih im All 
gemeinen für die Agende, wenigjtens unter jehr unbedeutenden Be: 
dingungen erflärt baben, abgehalten, ihre Einführung zu verfuchen. 
Ein Geiftlicher, der wie Behrends fich fo lebhaft öffentlich für die 
neue Agende ausgeiprochen hat, wagte es doch nicht, fie unbedingt 
an allen Sonntagen einzuführen. Diele Seiftliche haben ausge: 
fprochen, daß fie zur Einführung entichloffen feien, wenn die An- 
nabme allgemein erfolge, und viele, daß ſie ſich wenigitens Ew. 
Königlichen Majeftät Befehl fügen würden, jo große Bedenken jie 
auch bei einer unbedingten und unveränderten Annahme der Agende 
zu finden glaubten. 

Hätten Ew. Königlichen Majejtät Länder den befchränften Um: 
fang und die einfache Derfaljung, die fie zu der Seit hatten, als 
Allerhöhft Dero Dorfahren, die Marfgrafen, Herzöge p. p. in 
Pommern, Preußen, den Marken p. p., Kirchenordnungen einführten, 
oder ftänden jeßt, wie damals die Reformatoren, deren Rath fich 
die Fürften bedienten, einzelne große Männer an der Spite der 
evangelifchen Kirche, deren Anfeben von der ganzen Kirche bereit: 
willig anerfannt würde, jo wären die obwaltenden Schwierigfeiten 
minder groß oder leichter zu befeitigen. Nun aber, da neben der 
Derichiedenheit vorbandener, zum Theil alter ebrwürdiger Ein: 
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richtungen, Verſchiedenheit aller firchlichen Derfafjungen und große 
Derjchiedenheit der Anfichten und Heberzeugungen ftattfindet, kann 
meines Erachtens nur ein Austunftsmittel, welches fich jenem älteren 
Gang mit Berüdfichtigung der Derfchiedenheit vorjtebender Der: 
hältnifje möglichit anfchliegt, zum Siel führen. Wie damals, fo kann 
auch jet nur eine große heilfame Deränderung durh die um 
mittelbare Einwirfung des Regenten und durch 
das fefte und beftimmte Ausiprechen feines Willens 
nach erlanater volljtändiger Ueberficht des Ganzen gedeihen. 

Eine Generalfynode zur Berathung der Einrichtung der neuen 
Agende wird von dem bisherigen Gang aller folcher firchlichen 
Deränderungen ganz abweichen, und es fönnte den Charafter des 
Ganzen nachtheilig verändern. Es läßt fich nach dem, was jeßt 
vorliegt, der Erfolg einer ſolchen Generalſynode nicht mit Wahr: 
jcheinlichfeit angeben, eine entjcheidende Erflärung derjelben gegen 
die neue Agende würde alle weitern Schritte unmöglih machen, 
oder wenigftens die Schwierigfeiten häufen. Bei einer anderen 
Helegenheit!) habe ich bereits der Schwierigfeiten ſolcher Synoden 
wegen des Derhältnifies zu den Presbyterien, und des großen Seit: 
aufwandes, welcher damit verknüpft ift, ehrerbietigft gedacht. 

Dagegen würde es dem Zweck ganz entiprechen, wenn Eure 
Königliche Majeftät eine Berathung einer Heinen Zahl würdiger, 
des Öffentlichen Dertrauens genießender Geiftlichen aus mehreren 
Provinzen des Staats über dieſen Hegenftand zu veranlafien geruben 
wollten. Allerhöchſt diefelben baben früber jchon die Sertigung 
einer neuen Agende als Gegenftand der Berathung der Generals 
Synode bezeichnet”). Auch in der Eröffnung wegen der neuen 
Agende haben Eure Königliche Mageftät Allergnädigjt zu bejtimmen 
geruht, daß die fchon vor mehreren Jahren angeordnete Derbefjerung 
der liturgiichen Formen und des gefammten evangelifchen Kirchen» 
wejens dadurch nicht aufgehalten, vielmehr dieje Angelegenheit nach 
Möglichkeit gefördert werden folle?), und dadurch die Berathung 
diejes Hegenjtandes im Allgemeinen durch die Synoden vorbehalten. 
Die Maafregel der Niederfegung einer Geiftlihen Kommiffion 


ı) Es tft nicht fiber zu ermitteln, worauf fich das bezieht. Wahrfchein- 
ih auf Altenfteins Erinnernngen zn der Inftruftion über die Union; f. o. 
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wird diejer an fich nicht im Wege jtehn und nur ein Mittel an die 

Hand geben, die Köfung jener Auficherung vorerft wenigftens 

ausjeßen zu fönnen, zugleich aber eine Schwierigfeit heben, 

welche der Annahme der Agende bisher im Wege geftanden bat, 
da viele Geiftliche glaubten, es fich nicht erlauben zu dürfen, der 

Synode vorzugreifen, oder jet auf eine Deränderung einzugehen, 

welche bald wieder durch Derbefierung der liturgischen Sormen und 

des gefammten evangelijchen Kirchenwejens im Allgemeinen eine 
abermalige Deränderung erleiden dürfte, überzeugt, daß ein häufiger 

Wechſel nachtbeilig wirfe. 

Meine Anficht war früher, daß nur eine ganz Fleine Zahl be- 
währter Männer, deren Namen fchon einiges Gewicht haben und die 
fi) nicht fcheuten, ihre Meinung öffentlich auszufprechen, zu diefer 
Lommifjion zu beftimmen fein dürfte. Ich würde zu dem Ende die 
Sahl von höchſtens 7 ehrerbietigft in Dorfchlag gebracht haben. 
Bei der näheren Bearbeitung des Hegenftandes aber habe ich mich 
überzeugt, daß rüdfichtlich des Derhältniffes der einzelnen Provinzen 
noch jo viel aufzuklären fei, daß es rathjam fein dürfte, eine etwas 
größere Hahl Geiftliher aus folchen beizuziehn. Es wird dieſe 
größere Hahl tüchtiger Geiftlichen aus den einzelnen Provinzen bei 
ihrer Zurückkehr dejto fräftiger auf die Durchführung ihrer eigenen 
Dorjchläge und des Ganzen einwirken können. Wünfchenswerth 
fcheint es mir außerdem, bei der Kommiffion einige Heiftliche der 
Hauptſtadt und einige Profefjoren der theologifchen Safultäten, vor: 
züglich auch wegen des Anfehens derfelben, beizuziehen. Die Zahl 
dürfte daher wohl nicht unter 15 und höchjtens zu 21 mit Einjchlug 
des Geiftlichen, der präfidirt, anzunehmen fein. 

Die Aufgabe für folche würde fein: 

die zwecmäßigiten Mittel zur Ausführung der Allerhöchften Ab: 
fiht auszumitteln und vorzufchlagen. 

Es würde diefer Auftrag fpeciell in fich faſſen: 

a) anzugeben, wie die provinziellen und andern Schwierigkeiten am 
jchnellften und fürzejten gehoben werden Fönnten, und welcher 
Gang daher in den einzelnen Provinzen, unbefchadet der Durd) 
führung der dee im Ganzen und für das Ganze, erforderlich 
jein dürfte, 

b) vorzufchlagen, was ohne Fertigung einer neuen Agende oder 
deren Umarbeitung doch bei der vorliegenden in einer neuen 
Auflage zu vervolljitändigen fein dürfte, um die möglichjt umfaſ— 
jende Erreichung der Allerhöchiten Abficht zu fichern. 


360 Beilagen. 


Sur Erleichterung würde gereichen, wenn Eure Königliche 
Majeftät aus den in der Sufammenitellung enthaltenen Wünfchen 
vielleicht dasjenige zu bezeichnen geruhen wollten, was Allerhöchit: 
diefelben ohne Weiteres unbedenklich nachzugeben geneigt fein dürften. 

Im Fall Eure Königliche Majeftät diefen ehrerbietigften Dor- 
ſchlag im Allgemeinen zu genehmigen geruben jollten, würde ich 
für ratbjam halten, daß, um der Kommifjion ein defto größeres 
Anſehen zu verleihen, die Mitglieder von Allerhöchitdenenfelben un: 
mittelbar ernannt würden. Inzwiſchen jtelle ich ebrfurchtsvolleft 
anbeim, ob es nicht rathſam jein dürfte, folche zu verflichten, das 
Refultat der Berathung Eurer Königlichen Majejtät durch das 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal-Angelegen- 
heiten vorzulegen. Ich zweifle gar nicht, daß diefe Kommiffion 
Ew. Königlichen Majejtät Allerhöchiten Abficht genügen und voll« 
fommen entjprechen wird. Sollte inzwijchen eine Mopdiftcation ihrer 
Anträge und Dorjchläge erforderlich fcheinen, jo dürfte es aut fein, 
wenn ſolche von dem mir allergnädigjt anvertrauten Miniſterium 
vorgejchlagen würde. Ich jelbjt werde erjt, wenn die Berathung 
diefer Männer vorliegt, den Gegenſtand ganz zu überjehen und 
Eurer Königlichen Magejtät ein vollftändiges pflichtmäßiges Gut- 
achten abzugeben im Stande fein. 

Ich erlaube mir Eurer Königlichen Majeftät in der Anlage 
ein Derzeichnig von Getftlichen zu einer näheren Auswahl für eine 
ſolche Kommiſſion ebrerbietigjt vorzulegen, und für den Sal, dag 
Allerböchftdiefelben mein Hutachten über deren Auswahl zu berüd. 
ſichtigen geruhen jollten, den Dorjchlag!) zu einer Kommifjion von 





ı) Altenfteins Porfchlaaslifte enthielt folgende Namen: 


Entweder 15 Mitglieder: Oder 21 Mital. 

Borowsfi als Präfident n. für Oſtpreußen do, 

Oſtpr. u. Litth. Sup. Keber in Gumbinnen do, und 1 Geiftl. nach Bo- 
oder Sup. Unverdorben rowsfis Wunſch 

Weftpr. Konfdireft. Dr. Röckner in Marienwerder do. 

Pommern Konfrt Engelfe in Stettin u, Hofpr. Schmidt-Stettin 


Gnfup. Ziemffen in Greifswald 
Pofen Generalfenior Bornemann in Pofen 
ann, : oder Pr. Brüningf in Lands⸗ 
Schlefien Sup. Dr. Ticheagey, Breslau hut u. Sup. Scherer-Jauer 
Brandenburg Konft. Brescius in Frankfurt 
oder Sup. Schulze in Croſſen und 
Berlin Konfrat Ritfchl 


Hofpr. Strauf 
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15, und einen dergleichen zu einer Kommiffion von 21 Mitgliedern, 
ehrfurcdhtsvolleft beizufügen. 

In der Dorausjegung, daß die Dorfchläge der Kommiſſion von 
dem mir allergnädigft anvertrauten Mlinifterium Eurer Königlichen 
Majeftät zum Gutachten vorgelegt werden follen, babe ich unter 
den Geiftlichen der Kommiffion die Mitglieder des Minifteriums der 
Seiftlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenbeiten und wegen 
feiner Einwirkung auf jolches auch den Bifchoff Evlert nicht aufge: 
nommen. &s würden folche, wenn die Kommiſſion fich in Berlin 
verfammtelt, diejer nach ihrer genaueren Kenntnig von der Lage der 
Sache im Ganzen, auch obne unmittelbare Theilnahme an deren 
Arbeiten, nüßlich fein und auf folche einen wohltbätigen Einfluß 
ausüben fönnen. Inzwiſchen unterjtelle ich folches lediglich Eurer 
Königlichen Majeſtät allerhöchitem Ermefjen ehrfurchtsvolleit. 

Berlin den Tten Oktober 1823. 

(ge3.) Altenitein. 
An 5. Majeftät den König 


2. a) Einleitung zum Bericht des Minijteriums über die Ergebnifje der 
Dorlage der Agende an die Landesgeijtlihkeit (im Auszuge). 


... Es läßt fich inzwifchen aus der Zahl der Geiftlichen, welche 
fich für eine Annahme unter Bedingungen erklärt hat, im Allge 
meinen fein Schluß auf die Leichtigkeit der Einführung der neuen 
Agende ziehen. Alles fommt auf die Befchaffenbeit der einzelnen 
Bedingungen an. Bierbei berricht die größte Derfchiedenheit ſowohl 
in Beziehung auf die einzelnen Provinzen im Allgemeinen, als auch 


und Sup. Abel in Miöffern 


Sahfen Genfup. Dr. Nitzſch in Wittenberg oder Krat Serenner in 
Maadeburg 
Meftfalen Konfrat Möller in Münſter oder Pred. Hülſemann zu 


Elfey (Grf. Marf) 
Rheinpr. Sup. Rof in Budberg — — * — 
Theologen: Pr. Auguſti in Bonn 
Pr. Knapp oder Niemeyer-Balle 
Pr. Marheinede in Berlin. 
Don diefen waren mindeftens 9 als unbedingte Fürſprecher der Agende 
anzufehen, nämlich Boromsfi, Fiemſſen, Engelfe, Brüningf, Strauß, Möller, 
hülſemann, Augufti, Marheinede. 
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rüdfichtlich einzelner Superintendenturen, und jelbft einzelner Geift- 
lichen in folchen. Manche Geiftliche haben dabei nur wenige und 
minder erhebliche, andere hingegen fo zahlreiche, manniafaltige und 
wejfentliche Dorbehalte aufgeftellt, daß die Annahme der Agende 
unter diefen Bedingungen der Nichtannahnte faft gleich zu achten 
fein würde. Bei verfchiedenen diefer Bedingungen jcheint die Ab- 
ficht zu Grunde zu liegen, damit nur die Notwendigkeit zu umgeben, 
die Annahme der Agende ganz abzulehnen, wogegen bei andern der 
Wunſch zu Grunde liegt, die wenigen Hindernifje zu befeitigen, 
welche nach der Anficht der Seiftlichen die Einführung erfchweren 
oder unmöglich machen. Erſt wenn feftitehn follte, daß irgend einer 
Bedingung nachgegeben werden Fönnte, würde fich ein Derzeichnig 
derjenigen Geiftlichen fertigen lafjen, welche fonach für die Annahme 
der neuen Agende entjchieden geneigt find. Dorerft haben die Lon- 
fitorien auf diefe Dorfchläge nicht weiter eingehen fönnen. 

Die wichtigften zur Sprache gefommenen Bedingungen (c) 
fcheinen nach diefer Sufammenitellung : 

Der Dorbehalt einer Suftimmung der Gemeinde, des Patrons, 
und deshalb ein verfuchsweifer Gebrauch der neuen Agende auf 
einige Heit, um dieſe zur Zuſtimmung zu veranlaffen. 

Die Dorausfegung eines bejtimmten Königlichen Befehls zur 
Annahme der neuen Agende, von Dielen unter der weitern Bedingung 
einer vorhergehenden Beratbung auf einer Synode. 

Die Dorausfegung einer Dervollitändigung der neuen Agende, 
um mebr Abwechslung zuzulafjen. Die Beibehaltung einzelner Theile 
der alten Agende, vorzüglich bei der Abendmahlsfeyer. 

Die Bejchränfung des Ordinations-Eides auf das Evangelium 
oder die jymbolifchen Bücher im Allgemeinen mit Binweglafjung 
des Dienjteides und defjen Derweifung zur Amtsperflichtung. 

Bejeitigung der Schwierigkeiten wegen der Chöre, Aufhebung 
der Bejchränfung wegen Abfürzung des Gefanges, der Predigt ꝛc. 
Der Wunfch von anderen Abtheilungen der Liturgie, um eine zu 
lange Unthätigfeit in der Gemeinde zu verhüten. 

Auch diejenigen Prediger, welchen theils überhaupt eine durd» 
greifende Deränderung in der Einrichtung und Form des öffentlichen 
Hottesdienjtes, theils namentlich die Annahme und Einführung der 
Neuen Hof: und Dom-Kirchen-Agende für jet bedenklich erjcheint, 
erfennen und preifen einjtimmig den frommen Sinn, womit vom 
Throne her den firchlichen Angelegenheiten eine befondere Aufmerf- 
famfeit gewidmet und auf alle irgend mögliche Weije für die För— 
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derung der Seierlichfeit des Lultus geforgt werde. Alle find über: 

zeugt, daß es jehr wohlthätig fei, einer ungebührlichen Willkür da, 

wo fie jich finde, zu wehren, und darauf zu halten, daß die Firchlichen 

Bandlungen überall mit dem Beiligen gebührender Würde verrichtet 

werden. Ebenjo allgemein ift die devotefte und danfbarfte Aner- 

fennung und Derehrung des Allerhöchiten Entjchlufjes geäußert 
worden, den Geiftlichen allergnädigft geftatten zu wollen, in diefer 

Angelegenheit nach ihrer Einficht und ihrem Gewiſſen zu handeln ; 

fie halten fich fejt verfichert, die freimüthige Darlegung ihrer An- 

fihten und Wünfche werde vor Sr. Majeftät Throne eine gnädige 

Aufnahme finden, in welcher Heberzeugung denn auch einige Geift- 

liche und Conſiſtorien ihre Bedenklichkeiten fehr lebhaft und ftarf 

ausgeiprochen baben. 

So forafältig auch inzwijchen fchon in der Sulammenftellung 
die Aeußerungen nach den verjchiedenen Provinzen, in welchen fie 
vorzüglich vorgefonmen, gejondert find, jo wenig giebt folches doch 
ein Bild des Ganzen. Es ergiebt ſich nämlich nicht, welche Sahl 
von Geiftlichen die eine oder andere Anficht tbeilt. 

Die Lonfiftorien baben alles aufgeführt, was vorgekommen ift, 
und nur aus einzelnen Gutachten läßt fich jchliegen, ob eine Aeuße— 
rung wohl als vorberrichend in einer Provinz zu betrachten fein 
dürfte, und aus der Sulammenitellung deſſen, was in den ein: 
zelnen Provinzen jo vorzuhberrichen jcheint, fann ungefähr auf das: 
jenige geichlojien werden, was in einem großen Theile des Staats 
in diejer Beziehung vorberrichende Stimme fein möchte. 

Die erbeblichiten Bedenfen (d) jcheinen: 

I) Die äußerlichen Hinderniffe betreffend, wovon ein großer 
Theil ſich durch Anordnungen und einen erhöhten Koftenzujchuß 
würde befeitigen lafjen. Die Unmöglichkeit für ältere jhwache Heijt- 
liche, die Eiturgie anzuwenden, die jo viele Kraft erfordere, welche 
Unmöglichkeit auch bei fräftigern Seiftlichen einträte, die mehrere 
Siliale hätten, und folche an einem Tage 2 bis 5 Mal anwenden 
follten, jo wie die Gefahr, dab in großen Kirchen auch der Fräftige 
Geiftliche nicht aebört werde, und alſo der Swed verloren gehe. 

2) Rüdfichtlihh der Bedenken gegen eine Menderung der Aaende 
überhaupt: 

a) die Behauptung, daß in der angegebenen Kirche feine Willfür 
herriche, fondern eine febr in Anſehen ftehende alte fefte Ordnung, 
wie vorzüglich in Preußen durch die alte Agende; am Rhein 
durch die Bildung des Kirchen-Weſens im Kampf mit den Katho- 
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lifen, welche jeder Aenderung widerjtrebe, dag überhaupt für jo 
verfchiedene Kandes:Cheile feine allgemeine Norm räthlih und 
möglich ſei. 

b) Ein Zweifel über das Recht, hierunter etwas willführlich zu än- 
dern, wenigſtens nicht anders als auf den Grund der Zuftimmung 
einer General:Synode, indem namentlich in Wejtphalen bei der 
dortigen Presbyterial-Derfaffung feine Aenderung, als auf den 
Grund von Synoden erfolgen könne. 

5) In Beziehung auf die form und den Inbalt der Agende: 

a) Gegen die Abfürzung des Gottesdienjtes überhaupt, vorzüglich 
auf dem Lande, indem bei großen Entfernungen zumal, Diele 
den Befuch des Hottesdienftes für eine jo furze Zeit unterlaffen 
würden. 

b) Die zu lange Unthätigfeit der Gemeinde, wo fie nicht daran ge- 
wöhnt jei, als der Andacht jchädlich, jo wie das Entbehren des 
mehrern Sejanges lieb gewordener alter Kieder fchmerzlich. 

c) Die bei der Erflärung zur bedingten Annahme jchon bemerften 
Bedenklichkeiten der Aenderung des Hergebrachten bei verichie- 
denen heilen der Agende, bejonders bei der Abendmahls-$eier 
und der Notwendigkeit der Dervollitändigung der Agende und 
Berichtigung einzelner Stellen. 

Endlich: 

d) Die auch jchon bei den Erklärungen über die bedingte Annahme 

geäußerten Bedenflichkeiten gegen den Ordinations-Eid. 


3. c) Geitellte Bedingungen*). 


In den Erflärungen derjenigen Geiftlichen, welche die unbe: 
dingte Annahme der Neuen Hof: und Dom-Kirchen-Ugende ab: 
lehnen, kommen folgende Bedingungen vor, unter denen fie 
ſolche anzunehmen und einzuführen bereit zu jein verfichern, 

wenn die Einführung allgemein befohlen würde, 
fie freiwillig im ganzen Lande, in der ganzen Provinz, 
in ganzen Kirchenfreijen, in den Nachbargemeinden gejchäbe, 
„ der Patron fie wolle, 
„ die Gemeinde damit zufrieden jei, 
es erlaubt fei, daß man, um die Gefinnung der Gemeinde 
zu erforjchen, einen Derjuch mache, falls aber der Eindrud 
nicht günftig fei, zum Alten zurücfehren dürfe, 


*) Die numerierten Anmerfungen geben die Randbemerfungen des Königs. 
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wenn gejtattet?) werde, die Sormulare der Agende allein zu ge 


[3 


brauchen, ohne die Kiturgie zu halten, 

gejtattet ?) werde, bei der alten Ordnung und Weiſe des 
Hottesdienftes zu bleiben aber aus der N. A. zu benußen 
und einzujchieben, was für die Kofalität nach Zeit und Um— 
ftänden paffend fei, 

gejtattet werde, da wo fein Sängerdhor jet, die Reſponſorien 
und Chöre in der Liturgie wegaulajjen ?), 

geftattet *) werde, ftatt der NRefponjorien und Chöre, die 
Gemeinden einen oder einige Kiederverje fingen zu lafjen ; 
geitattet 5) werde, die Kiturgie abzufürzen, zwar einige, aber 
nicht alle Gebete, Reſponſorien und Chöre jedesmals zu 
gebrauchen, 

geitattet °) werde, die Liturgie in 2 Hauptabſchnitte zu tbeilen, 
zwijchen denen die Gemeinde das Hauptlied finge, 
gejtattet?”) werde, die Liturgie nur zuweilen, an den hohen 
Kirchen und Landesfeſten zu gebrauchen, 

geftattet würde?), hiermit den Anfang zu machen, um die 
Gemeinden daran zu gewöhnen, 

gejtattet werde’), jtatt der vorgejchriebenen Gebete zuweilen 
dergleichen aus anderen Agenden und liturgifchen Samm— 
lungen oder jelbjtentworfene zu gebrauchen, 

nachgegeben werde, die Perifopen nicht jedesmal oder doch 
nicht jedesmal beide!P), zu verlejen, zumal wenn über die 
Eine gepredigt werde, 

nachgegeben !!) werde, die Fürbitten und Danfjagungen für 
Möchnerinnen, Derftorbenen u. ſ. w. in die Kiturgie an einer 
pajjenden Stelle einzufchalten, 

nachgegeben !?) werde, dieſe fürbitten ferner nadı der bisher 
üblichen Weiſe auf die Predigt folgen zu lafjen, 
nachgegeben werde 3), dag die Gemeinde beim Anhören der 


) Unftatthaft. 2) Unftatthaft. 
3) Wie dies zu modifizieren, ift fchon ausgefproden. 
4) Unftatthaft. 5) Desal. 6) Desal. 7) Desal. 


8) Allenfalls zu überlegen. 

9) Mit der Zeit können deral. hinzugefügt werden, doch nicht ohne Au- 
torifation. 

10) Ueber den letzten Punft ift bereits etwas beftimmt. 

11) Wach der Predigt und dem Segen. 

12) Mach obiger Beftimmung. 13) Unftatthaft. 
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Liturgie nicht jteben dürfe, 


wenn nachgegeben werde!), daß der Hottesdienjt länger als eine 


” 


Stunde, die Predigt länger als !/a Stunde daure, 
nachgegeben?) werde, daß die Predigt ferner mit einem 
Erordio beginne, 

nachgegeben ?) werde, die Abendmahlsfeier ganz nach bis- 
beriger Weije zu balten, das Gebet des Herrn und die 
Einfeßungsworte nicht zu jprechen, jondern zu fingen, das 
dreimalige Heilig von der Gemeinde fingen zu lafjen, 
nachgegeben*) werde, die Darreichungsworte wie bisber, 
ohne den Sulag: Chriſtus unjer Kerr jpricht — zu jprechen; 
nachgegeben?) werde, daß die Lomunicanten nicht nieder- 
fnien dürfen, 

nachgegeben®) werde, daß die Dorbereitungsrede nicht auf 
der Kanzel, fondern vor dem Altar gebalten werde, 
nachgegeben”?) werde, daß die Privatbeichte, wo fie bisber 
üblich, ferner beſtehe, 

nachgegeben?) werde, daß bei der Taufe die Stelle: Der 
Geiſt des Unremen u. ſ. w., Entjageft du u. f. w., und das 
Seichen des Kreuzes weafalle, 

nachgegeben werde?), daß bei der Trauung ftatt des mit 
der SHeitfitte unverträglichen Du! die übliche Anrede ge 
braucht werde, 

nachgegeben werde1P), daß die an Jeden der Derlobten be- 
jonders gerichteten Fragen in Eine zujammengefaßt werden, 
nachgegeben werde ’?), daß der Ordinations Eid blos Kirchlich 
jet und allein auf das Evangelium zu leiften, das Niceni: 
che und Athbanafiiche Symbolum aber weafalle, 
nachgegeben werde!?), bei der Confirmation die bisherige 
Form beizubehalten, die den Confirmanden vorzulegenden 
Fragen in wenige zufammen zu faffen, und die Kinder ihr 
HGlaubensbefenntniß felbft oder durch Eines aus ihrer Mitte 
ablegen zu lafjen, 

gejtattet werde??), daß es bei den üblichen Begräbnißgebräu- 


ı) Modififationen find fchon in der Ugende nachgegeben. 


2) Unjtatthaft. 3) Desal. 4) Desal, 5) Desal. 
6) Gleichgültig. 7) Desal. 8) Unjtatthaft. 
9) Deriteht ſich von felbft. 10) Unftatthaft. 


11) Zu prüfen. 12) Unftattbaft. 15) Desgl. 


Aus dem Gefamtbericht über die erjte Aufnahme der Agende. 367 


chen ferner verbleibe, namentlich das Werfen der Erde auf 
den Sarg weafalle, 

wenn die I. Agende vervollitändigt!) und für jede Amtshandlung 
mit mehreren $Sormularen verjehen werde, aus denen dem 
Heiftlichen die Wahl frei bleibe, 

„ Die M. Agende vervollftändigt und auch noch Sormulare für 
die kleinen Sejte?), die in Sachjen noch gefeiert würden, 
hinzufämen, 

„ den Seiftlichen freiftände®), bei allen Amtsbandlungen auch 
Formulare aus andern Agenden oder felbjtgemachte zu ge: 
brauchen. 

Die meiſten Geiftlichen in den ehemals jächfiichen Landestbeilen, 
welche fich zu einer bedingten Annahme d. N. A. bereit erklären, 
behalten jich den Mitgebrauch*) der Dresdner Agende vom Jahre 
1812 vor. 

Der Superintendent zu Sei, Geh. Regierungsrath D. Del: 
brücd, nebit jeinen 40 Diöcefanen haben um die Erlaubniß?) ge 
beten, unter unveränderter Beibehaltung der Dresdener Agende, 
Jahr und Tag hindurch die IT. A. beliebig mitgebrauchen zu dürfen. 
Don dem Sinne für das Wahre, Würdige, Erbauliche und Beilige®), 
welcher der Gemeinde beimwohne, lafje fich erwarten, daß fie nach 
Ablauf diefer Zeit für diejenige Agende ausschließlich fich erklären 
werde, bei deren Befolgung fie die meifte Befriedigung ihrer geifti- 
gen Bedürfnifje gefunden zu haben, vor Gott und ihrem Könige 
mit Suftimmung ihres Gewifjens freudig werde bezeugen dürfen. 





4. d) Erhobene Bedenken. 


I. Neußerliche Hinderniffe der Annahme und 
Einführung. 


Oſtpreußen, Pommern, Brandenburg, Sachſen, 
Münjter, Wiederrbein. Un vielen Orten, zumal auf dem 
Lande werde es unmöglich fein, einen Sängerchor zu bilden, welcher 
die Rejponjorien und Ehöre gehörig vortragen könne. Mancher 
Prediger ſei der Geſanglehre ganz unkundig, viele Küfter und Schul: 


ı) Mit der Zeit zu bewerfitelligen. 

2) Dal. was fehlt, nad bisherigem Gebraud. 

3) Unftatthaft. 

4) Infofern die N. U. nicht ausreicht. 

5) Allenfalls zu überlegen. 6) Redensarten. 
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lehrer, wenn fie gleich die Gemeinde beim Singen der bekannten 
Kirchenmelodien wohl leiten fönnten, ſeien doch nicht im Stande, 
im % oder 8ſtimmigen Gefange zu unterrichten; wer jolle dann die 
Sänger einüben?)? Auch dem mufifverftändigen Dorfichullebrer 
werde es jchwerlich gelingen, ein erträgliches Sängerhor zu formi- 
ren, weil die Kinder, wern fie das Alter erreicht hätten, im Geſange 
etwas leiften zu können, bald die Schule verließen, und dann nicht 
mehr angehalten werden fönnten, fich jeden Sonntag in der Kirche 
einzufinden. Würden aber die Chöre und Reſponſorien feblerbaft 
und fchlecht vorgetragen, fo könnten fie die Andacht nicht befördern, 
jondern nur ftören und würden vielleicht gar zum Spott und Ge— 
lächter Anlaß geben. 

Niederrhein, Köln. In vielen Kirchen, vornehmlich in den 
Rheinprovpinzen, ſei nichts einem Altare AMehnliches vorban- 
den?); zur Austheilung des heiligen Abendmahls jtehe in der Mitte 
der Kirche auf ebenem Boden ein Feiner, mit einem fchwarzen Tuche 
bebangener Tijch, auf welchem neben den Abendmahlsgeräthen Bibel, 
Kruzifir und Leuchter feinen Plaß finden würden. Die Zurichtung 
von Altären oder altarähnlichen Tijchen würde große Kojten ver- 
urjachen, welche die größtentheils armen Gemeinde: und Kirchen: 
Aerarien nicht aufzubringen vermöchten. 

Oſtpreußen, Sclefien, Sachſen. Auch die Anſchaffung 
der Altarbibel, des Kruzifires und der Leuchter, und 
die Unterhaltung der während des ganzen Hottesdienftes brennenden 
Kerzen würde für manche Kirche und Gemeinde viel zu Fojt- 
bar?) jein. 

Schlefien, Brandenburg, Magdebura Wo nur 
ein Prediger fei, werde es diefem fehr befchwerlich fallen, nacheinan« 
der die Liturgie laut und deutlich vorzutragen, zu predigen, das 
heilige Abendmahl auszutheilen, zu fatechefiren, Taufen, Trauungen, 
Einfegnungen der Wöchnerinnen zu verrichten u. |. w., zumal wern 
die Kirche groß und die Gemeinde zahlreich fei, und der Prediger 
Feine bejonders ftarfe Bruft und Stimme habe. Noch viel weniger 
würde die von denjenigen Predigern geleijtet werden können, welche 
Siltale — und alle vorgenannten Amtsbandlungen jeden Sonntag 
an 2 oder 5 Orten zu verrichten hätten. Auch würden diefe wegen 

ı) Nach Möglichfeit zu befördern, nnd Mlodififationen zu geftatten, wie 
fie bereits 3. T. ausgefprocden. 

2) Keicht abzuhelfen. 

3) Wegen der Koften nach Möalichfeit Rat zu fchaffen. 
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der durch die Abhaltung der Kiturgie verlängerten Dauer des Gottes: 
dienites, Denjelben an dem Orte, wo er zule&t ftattfände, nicht vor 
dem Einbruche der Nacht beendigen Fönnen?). 


I. Allgemeine Bedenflichfeiten een 
— s bisher Beſtandenen. 


Schleſien. Vermittelſt einer allgemeinen Landes— 
Agende eine —* Gleichheit des Gottesdienſtes und der litur— 
giſchen Formen in der ganzen evangeliſchen Landeskirche zu bewirken, 
ſcheine weder notwendig noch ratbjam?). Nicht nothwendig, weil 
eine ſolche Hleichförmigfeit bisber nicht dagemwejen jet, und das 
firchliche Leben mit jeinen fegensreichen Wirkungen doch bejtanden 
babe; nicht ratbjam, weil Kiturgie und Sormulare dem Kulturzu- 
jtande jeder Gegend gemäß fein müßten. Dieſer jei aber in den 
verfchiedenen Theilen der Monarchie jehr verjchieden; jede Provinz 
babe in diefer Hinficht ihre eigenthümliche Bedürfnifje; jeder gebühre 
Beachtung deffen, was ibr notb fei. 

Oſtpreußen, Sahjen, Brandenburg. Die Millfür 
in der Einrichtung des Öffentlichen Hottesdienjtes und bei der Der: 
waltung der Firshlichen Handlungen, welche die Dorrede der Neuen 
Agende vorausjege und rüge, finde, wenigitens allgemein, nicht 
ftatt. Man folge dabet entweder einer ältern Agende oder einer 
neneren, von der vorgejegten Behörde genehmigten Dorfchrift. 

Die in den meijten alten Provinzen des Preußiichen Staates 
jowobl, wie auch in Sachen und der Kaufig beitebende gottesdienit: 
lihhe Ordnung fei folgende: 

Il. Ein furzes Anfangslied; 3. B. Kyrie Gott Dater in Ewigfeit. 

2. Intonationen vom Altar: Ehre ſei Gott in der Höhe! 

5. Die Gemeinde fingt das Kied: Allein Gott in der Höb fei 

Ehr! 

4. Intonation: Der Herr ſei mit euch! 

5. Antwort des Chors: Und mit deinem Geiſt! 

6. Abſingung einer Collecte und Verleſung der Epiſtel. 

7. Das Hauptlied, welches in Bezug auf das Thema der Pre— 

digt gewählt wird. 


ı) Der Gottesdienſt dauert ja nicht länger als bisher und eine lange 
Predigt ift anareifender, als das Ablefen der Kit. 
2) Geſchwätz. 
Foeriter, Entitehung der preub. Landeskirche. II. 24 
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8. Dorlejung des Evangeliums. 

9. Die Gemeinde fingt das Befenntniglied: Wir glauben Aut’ 
an Einen Gott. 

10. Die Prediat. 

HSwifchen dem Erordio und der Abhandlung in der Reael 

ein Kiedervers und das Gebet des Herren — till oder laut. 
11. Nach der Predigt das allgemeine Sündenbefenntnig und 

die Abfolution, das feierliche Kirchengebet, Fürbitte für den 

König und das Königliche Haus, Sürbitten, Dankſagungen, 

Aufgebote, Gebet des Herrn und Segen. 

12. Das heilige Abendmahl. 
Bei der Lonjecration das Gebet des Herrn und die Ein: 
jegungsworte, entweder gelungen oder geiprochen. 
15. Nach der Lommunton Lollecste und Segen. 
14. Schlußvers, von der Gemeinde gefungen. 
Abweichungen fänden nur darin ftatt, dag I. in manchen Ge» 
meinden nur Eins der beiden evangeliichen Befenntniglieder, ent: 
weder: Allein Hott in der Höh' — oder: Wir alauben All an einen 
Hott gefungen werde, um die Dauer des Hottesdienjtes etwas ab: 
zufürzen, wogegen 2. in Schlefjien zwijchen dem HBauptliede und 
der Predigt oft noch mehrere jogenannten Sterbelieder eingejchaltet 
würden, zum Andenken der in der legtverfloffenen Woche veritor- 
benen Gemeindeglieder. 

An diefer gottesdienitlichen Ordnung da, wo fie jtattfinde, etwas 
zu ändern, jet jchon deshalb bedenklich, weil diejelbe geichichtliche 
Michtigfeit habe, indem ſie ſich feit der Seit der Reformation er- 
balten babe und zum Tbeil von den Reformatoren felbit angeordnet 
oder angeratben worden jei. 

Sie jei aber auch den Gemeinden jo lieb und wertb, dag dieje 
eine jede wejentlihe Abänderung ſehr ungern ſehen und jchmerszlich 
empfinden würden. 

Dieß jei namentlich der Sal in Ditpreugen und Littbauen. 
Die dort im Gebrauch jeiende, zum legtenmal 1789 im Drud er: 
jchienene fogenannte Preußifche Kirchen AUgende enthalte nicht nur 
die mehrejten in die Neue Agende aufgenommenen Gebete und Lol- 
lecten, ſondern auch die unübertrefflichen ſonn- und fejttäglichen 
allgemeinen Kirchengebete, die nach der Predigt den Gemeinden 
vorgelefen und von dieſen, da fie den Geſangbüchern beigedruckt 
wären, mitgebetet würden. 

In mebreren, befonders litthauiſchen Gemeinden, falle bet der 
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Derlefung diejer Gebete die ganze Verſammlung auf die Knie nieder, 
und es würde, wenn dieſe Gebete ausgelajjen oder verändert wür: 
den, jolches vielleicht eine völlige Störung und Aufhebung des 
firchlichen Lebens, Haß gegen die Seitlichen und überhaupt bedeu: 
tende Unruben zu Folge haben. Auch die übrigen in der Preußiſchen 
Agende entbaltenen Formulare bei Taufen, Trauungen u. ſ. w. jtänden 
denen in der Neuen Agende nicht nach. Weshalb aljo Hinwegnahme 
eines gewohnten, Durch langen Gebrauch gewiſſermaßen janftionier: 
ten Guten, um ein Ungewohntes an dejien Stelle zu fegen? Der 
Wunſch für die Beibehaltung der bisherigen Agende jet bejonders 
in den polniichen und littbanifchen Gemeinden um fo wärmer und 
dringender, da in beiden Sprachen Ueberſetzungen davon vorhanden 
und gedruct feien, wogegen bei der neuen Agende erjt die Ueber: 
tragung in diefe Spracben würde veranitaltet werden müſſen. Schon 
Durch das bloße Gerücht, das fich bie und da von einer Derände: 
rung verbreitet babe, jet Murren und aroge Unzufriedenheit erreat 
worden. 

Der große Haufe, auf den allerdings Rückſicht zu nehmen jet, 
weil ſich darunter Diele für das Chriſtenthum jebr gut Gefinnte 
befänden, fürchte bei Einführung neuer Formen und Sormulare, 
man wolle ihm mit denjelben eine neue Kebre, einen nenen Hlauben 
aufdringen. Don diefem Arawohn geleitet würden Diele fich von 
dem Firchlichen Leben logreigen, deren Derluft durch den von dem 
Hebraucd der Neuen Agende zu erwartenden Gewinn nicht werde 
fönnen erjegt werden. Ueberbaupt ſehnten ſich die Gutgefinnten 
unter den Kirchenbejuchern mebr nah Religionserfenntnig und geijt: 
liber Erbauung als nach äußerer NReligionsübung. 

Eine aleiche Geſinnung finde fih im Großherzogthum 
Pojen. Man babe dort an mebreren Orten, 3. B. in $raujtadt, 
Nem:Pintichen, Olbersdorf, Cuſchwitz, die neue Agende den Gemein— 
den in Dorichlag gebradst, aber Patrone, Kirchenvorjtände und Ge: 
meinden bätten erflärt, bei der alten Ordnung bleiben zu wollen. 

für die ebemals ſächſiſchen Landestheile ſei die ſchon 
jeit 1556 dort in Gebrauch gewejene Agende im Jabr 1812 ver- 
befjert und vermebrt neu herausgegeben und auf Befehl der damalig 
böchiten Kirchenbehörde eingeführt worden. Dieſe neue Dresdener 
Agende, welche ebenfalls die ewigen Wahrheiten des Ehriftenthums 
zugleich mit den Worten der Schrift in edler Einfalt und fraftvoller 
Kürze vortrage, jei den Heiftliben und Gemeinden lieb geworden 
durch ihren reichen Inbalt, indem fait alle vorfommende Ffirchliche 

24” 
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Fälle berückfichtigt worden und für jeden firchlichen Act mebrere 
Sormulare, Gebete u. ſ. w. gegeben wären. jeder den Geiftlichen 
und den Gemeinden angefonnene Tauſch würde beiden Tbeilen un: 
willfommen jein?!). 

Köln, Wiederrhein In den Ahbeinprovinzen babe fich 
jeit der Reformation der evangelifche Lultus, befonders der refor: 
mierten Lonfeffion ganz nach dem äußerft einfachen des bolländifchen 
gebildet und felbit die Lutberaner hätten mit geringer örtlicher Der: 
fchiedenbeit, auch den ibrigen aanz einfadı geformt. Da dieſe Ge— 
meinden in der früberen Zeit bei der Anordnung ihres Hottesdienftes 
ganz fich ſelbſt überlaffen geweſen, jo hätten ſie um fo eber darnach 
jtreben können, dasjeniae Stel zu erreichen, was noch vor 50 Jahren 
von den gelebrtejten Theologen Norddeutichlands als das höchfte 
fei angepriejen worden, nämlich den Lultus und die Prediat jo 
mit einander zu verbinden, daß beides bei jedem Gottesdienſte mır 
Ein unzertrennliches Ganzes bilde, welches allein von dem Kiturgen 
ausgebe, ohne anderweitige vorgeichriebene Gebete u. j. w. Bei 
aller diefer äußerſten Einfachbeit des Lultus babe fich dennoch in 
den dortigen Gemeinden, vorzüglidh im Bergiſchen, ein jo reaer 
und lebendiger firchlich reliaiöfer Sinn, ein jo fleigiger Bejuch des 
öffentlichen Hottesdienjtes und eine jo vertrauenvolle Achtung gegen 
die Geiftlichen, welche die ihnen aelafjene Freibeit zur beftändigen 
Berückſichtigung aller, jelbit individueller Bedürfniffe ihrer Gemein— 
den zur benüßgen verjtanden, fortwährend erbalten, daß die Anbäna- 
lichkeit der GHeiftlihen und der Hemeinden an dem bisber gewohnten 
fehr natürlich und begreiflich fet. 

Dazu fomme noch, dag in Dielen Gegenden die große Einfadr 
beit des epangelifchen Lultus uriprünglich auf den fcharfen Gegen» 
ja gegen die katholiſche Kirche fich beziebe und aründe; dieſe jchär- 
fere Scheidung jet dort, wie überbaupt in Süd-Dentfchland um fo 
nötbiger gewejen, weil die evanaelifdien Gemeinden Untertbanen 
fatbolifcher Fürſten geweſen, wogegen in Nord-Deutjchland überall, 
wo auch die Landesberrn die Reformation angenommen, mebr von 
den Gebräuchen der Fatbolifchen Kirdre babe obne Gefahr fünnen 
beibehalten werden. Jener Heaenjag habe fich dort auch durch das 
Hufammenleben mit Katholiten und Umgebenſein von ihnen leben- 


ı) Aeltere Gebräuche, wo fie aut find, find in Ehren zu halten, aber 
die Kiturgie ift auf diefen Grundſatz anaefertiat. Da wo die Agende unzu- 
länglich befunden wird, Fönnen die ältern ausbelfen. 
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diger und Fräftiger, als anderswo, erbalten, und das Benehmen 
der Fatholifchen Kirche in Bezug auf die aemijchten Eben u. f. w. 
mache es nur zu nötbig, ihn nicht fallen zu laſſen und auch in den 
firchlichen formen jorgfältia zu bewahren. Daher werde jede Der: 
mannigfaltigung und Dermebrung der äußerlichen Gebräuche beim 
Hottesdienfte dem Dolfe als eine unzuläflige Annäherung an die 
katholiſche Kirche erjcheinen. Schon das Gerücht, dag eine ſolche 
Annäberung bevorjtebe, habe große Senjation erregt, und mur die 
Derficherung, dag nach dem Allerhöchſten Willen Sr. Majeſtät in 
Diefer Sache durchaus fein Zwang eintreten jolle, habe die Hemüther 
berubigt. Man balte es daber audı in patriotifcher Binficht für 
heilige Pflicht, in einer Seit, wo die Umſtände noch nicht geitatteten, 
die bürgerlichen Kajten zu erleichtern, Alles zu vermeiden, was die 
Gewiſſen eines fo beträchtlichen Theiles der Königlichen Untertbanen 
beijchweren und verwirren!) und gar dazu beitragen Fönnte, ihre 
Sufriedenbeit mit der Regierung und ihre treue liebevolle Anhäng— 
lichfeit an die gebeiligte Perjon ibres Königs zu ſchwächen. 

Sachjen, Wejtpreugen, Brandenburg. Würde aber 
jet oder Fünftig eine Aenderung der bisherigen gottesdienitlichen 
Ordnung für notwendig und ausführbar erachtet, jo könne doch 
dem Geiſtlichen Feine entjicheidende Stimme darüber zujtehn. Er fei 
nicht einmal befugt, verfuchsweile den Gottesdienſt nach einer von 
der bisherigen abweichenden Ordnung zu balten, um zu erfahren, 
ob die Hemeinde damit zufrieden ſei. Denn er würde, wenn ihm 
das Mipfallen der Gemeinde Fund würde und er die neue Einridr 
tung wieder abjtellen müßte, durch dieſes Aendern und Wiederän— 
dern die heilige Sadıe dem Urtbeile und Spott der Welt ausjegen ?). 
Noch weniger aber dürfe der Prediger definitiv eine neue Liturgie 
und Agende einführen obne Dorwijjen und Genehmigung feiner 
Gemeinde. Seine Stimme jei nur die eines Einzelnen; fie gelte 
nichts, wenn fie nicht auch die Stimme feiner Gemeinde jei. — Die 
epangelijchen Gemeinden fcbienen auch von jeber einen rechtlichen 
Anjpruch gehabt zu haben, bei dergleichen Deränderungen mit ihren 
Münfchen gebört zu werden, und fie dürften wohl nicht bejorgen, 
dag ihnen die gerade jet werde geweigert werden, wo unverfenn- 
bar eine regere Theilnabme an dem Chriſtenthum und den Firchli 
ben Anjtalten wieder erwacht jet. 

Weſtpreußen. Niemand könne den frommen Glauben ge: 


ı) Geſchwätz. 2) Geſchwätz. 


374 Beilagen. 


bieten. Keiner babe das Recht, an dem Kehrbeariff, in weldem 
der aemeinfame Hlaube ſich ausipredie, und am Ritus, der als 
jvmbolticher Ausdruck des gemeinfamen Glaubens anregend auf ibn 
zurückwirke, willfürlib zu ändern!) und durch Einführung einer 
neuen Ordnung des Hottesdienjtes die Mittel der gemeinichaftlichen 
Erbauung und die Art des Gebrauchs derjelben vorzuichreiben. 
Den evangeliichen Gemeinden allein jtebt das Recht zu, fich für 
denjenigen firchlichen Ritus zu erklären, welder ihrer Glaubens: 
Anficht am anaemeffeniten jei, und diejenige Ordnung des öffentlichen 
Hottesdienjtes zu wählen, welche ihrer Sehnſucht nach Erbauuna 
am meilten zufage. Dieſes Recht werde den evangeliichen Gemein: 
den auch durch das Geſetz zugefichert: A. K. R. Th. 2. Tit. XI. 
88 46, #7. 

Daß auch der Kandesberr als folder, alio abgejeben von jeiner 
Confeſſion, nicht berechtiat jein fönne, in Dingen diejer Art feinen 
epangeliichen Untertbanen Dorichriften zu geben, ergebe ſich ſchon 
daraus, weil ſich dieſes ſonſt auch auf Katbolifen und Juden er: 
jtredfen müßte, welches nie behauptet worden jet; dag er aber auch 
als evangeliicher Landes Herr dieles Recht nicht haben Fönne, lebre 
das Prädikat evangeliich, Durch welches angedeutet jet, daß er die 
Hrundjäge diefer Kirchenpartbei und aljo auch das Princip der Ge- 
meinfcbaftlichfeit in Allem, was Kebre und Lultus betreffe, anerfenne. 
Daß manche Rechtslebrer den Saß, der evangeliſche Kandesherr jei 
im Derhältnifje zu feinen evangelischen Untertbanen Summus episcopus, 
aufgeitellt haben, könne bierin Feine Nenderung madıen. Denn werde 
der Ausdruck Summus episcopus in dem gewöhnlichen Sinne genom: 
men, jo fage dieſer Sat etwas aus, dag einem Kandesherrn die 
Befugniſſe eines Biſchofs zujteben, was einen Wideripruch entbalte, 
da nicht nur der evangeliiche Landesherr die bifchöfliche Weihe nicht 
babe, jondern auch das Bilchöflibe Regiment, man möge dabei an 
die gegenwärtige Derfaflung der Römiſch Katbolifchen und der Hricchi- 
ſchen Kirche, nach welcher nicht einmal dem Biſchofe, feiner Diöceje eine 
neue Lituraie vorzuichreiben aeftattet jei, oder an die früheren Jahrhun— 
derte denken, der evangeliichen Kirche fremd jet und alfo aucd in 
ihr von einem Summus episcopus in diefem Sinne nicht die Rede 
jein könne. Sollte aber dieſer Ausdruck einen dem Geiſte der evan— 
aeliichen Kirche angemefjenen Sinne baben, jo jchreibe er dem evange— 
lichen Landesherrn in Beziehung auf die Liturgie nichts weiter zu, 


ı) Geichwätß. 
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als das Recht, im Salle der auf ficherer Wahrnehmung und auf 
von vielen Seiten ber vernommenen Wünfchen begründeten Gewiß— 
beit, daß die bisherige Liturgie den religiöjen Bedürfnifjen der 
Kirchengemeinjchaft, zu welcher Er jelbjt gehört, nicht mehr entipreche, 
auf die Mothwendigkeit einer auf Ausjcheidung des Erftorbenen be. 
rechneten Abänderung aufmerffam zu machen, Entwerfung einer 
angemefjenen Form durch Sachverjtändige und HSutrauen habende 
Männer zu veranlafjen, und diefem Entwurfe, wenn die Gemeinden, 
deren Sehnjucht nach Erbauung durch Einführung desfelben ge: 
winnen foll, fih für ibn erflärt haben, durd die Landesherrliche 
Bejtätigung öffentliches Anſehen zu geben!), woraus ſich, daß im 
entgegengefeßten falle diefer Entwurf bei Seite zu legen fei, von 
jelbit ergebe. 

Münjfter. Mo, wie in der Hrafichaft Mark, die Synodal- und 
Presbrterialverfafiung noch gejeßlich bejtehe, fönnten Deränderungen 
in firchlichen Dingen nur das Beiultat gemeinfamer Synodalbera: 
tungen fein. Weſtpreußen. 5o lange noch in mehreren Pro- 
vinzen des Staats die beiden evangelifchen Lonfefjionen jtreng ge 
jchieden wären, bätten nicht die Geiſtlichen beider Bekenntniſſe 
über die Unnabme Eines und desjelben Kiturgiichen Entwurfes be: 
fragt werden jollen?), jondern, je nach der Bejchaffenheit des Ent: 
wurfs, nur die Geiftlichen Einer Lonfeljion, weil der Entwurf doch 
nur dem Kehrbegriffe Einer Lonfejjion entiprechen Fönne. 

Pojen. Jedenfalls fcheine es rathſam, dieſe Angelegenheit 
bis zur gänzlichen Dollendung der Union auf fich beruhen zu lafjen; 
wolle man jegt damit vorfchreiten, jo Fönnte dadurch das heillame 
Werf der Dereinigung leicht gehindert und gejtört werden ?). 

Sachien, Oſtpreußen, Poſen. Da nad der Allerböchiten 
Willensäugerung Sr. Majejtät die fchon vor mehreren Jahren an— 
geordnete Derbefjerung der liturgifchen Sormen und des gejamten 
evangelifchen Kirchenwefens nicht aufgehalten, jondern nach Möglich— 
feit gefördert werden folle, jo jcheme es beſſer, das daraus fich 
ergebende Rejultat abzuwarten, als demfelben jegt durch Einführung 
einer neuen gottesdienjtlihen Ordnung vorjugreifen. Dieje neue 
Ordnung nur als ein Interim auf jo lange, bis eine vollitändige 
von der General:Synode berathen und gejeglich bejtätigt worden jei, 
einzuführen, balte man für jehr bedenklich und mit der Würde der 

1) Die älteren Ugenden bezeugen das Gegenteil. 

2) Geſchwätz. 3) Desal. 
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Kirche unverträglich, weil durch folche wiederholten Aenderungen 
auch das Heilige und Ewige gleichfam in den allgemeinen Wechſel 
irdifcher Dergänglichfeit werde herabgezogen werden. Auch werde 
der Hauptzweck Seiner Majejtät, die allgemeine Uebereinſtimmung 
der formen des Hottesdienftes in der ganzen evangeliichen Landes: 
fire (Pommern, Münjter, Brandenburg), auf dem Wege 
gemeinjamer Berathung auf einer Heneral:Synode viel ficherer und 
vollftändiger erreictt werden, als wenn ein Theil der Seiitlichen 
und Gemeinden die vorliegende Neue Agende, wohl gar mit allerlei 
Modifcationen und Aenderungen, annähmen und gebrauchten. Let: 
teres würde eine größere Ungleichheit in der Sorm des Hottesdienftes 
und der Ffirdylichen Handlungen berbeiführen, wie jemals zuvor 
itattaefunden habe, auch ſei zu befürchten, dag die an Einem Ort 
geichebene und am andern Ort nicht geichebene Annahme der Aaende 
Entzweiung und Spaltung zwifchen den Geiftlidyen und Gemeinden 
zur Folge haben, zu Neibereien u. |. w. Anlaß geben, Partheigeitt 
und Unruhen mancher Art berbeiführen Fönne?). 


II. Bedenfen im Bezug auf $Sorm und Inbalt der 
Dargebotenen Agende. 


Meftpreugen: Die Behauptung 5. III ff. der Dorrede: „die 
dort erwähnten drei Kiturgien wären die faſt in allen evangeliſchen 
Kändern aleichzeitigq angenommenen und das verfnüpfende Band aller 
evangeliichen Gemeinden gewejen“ haben nicht das Seugniß der Ge— 
ichichte für jih. Die Kirchenordnung zum Jahre 1540 auf Der: 
anftaltung des Kurfürjten von Brandenburg Joachim II. entwor: 
fen, jet evangelifchelutberiich und keineswegs gemeint gewejen, den 
Reformirten etwas nachzuaeben, habe aber, um den Kater für 
„die Evangelifchen zu gewinnen und die Dereinigung derjelben mit 
den Katholiichen zu erleichtern, manches von beiden evangeliſchen 
Kirchenparteien Ausgejchiedene aus der römiſch-katholiſchen Kirchen» 
form beibebalten, jei nicht einmal in den jämmtlichen Brandenbur: 
giichen Provinzen, jondern nur in dem Kurfürjtenthbum eingeführt 
und fchon im Jahre 1548 von eben dieſem Kurfürjten durch die 
Annabme des von feinem Bofprediger Johann Agricola und zwei 
Fatbolischen Seiftliben auf Betrieb des Kaijers entworfenem augs- 
burgiichen Interims wieder aufgeboben worden. — Die auf Der: 
anftaltung des Kurfürften Jobann Georg nach der Augsburgiichen 


ı) Auf folbe Weife läßt ſich fein erwünfchtes Nefultat erwarten. 
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Lonfejfion und £uthers Schriften entworfene Kirchenordnung vom 
Jahre 1572 habe zwar nicht eine Dereinigung der Evangeliichen 
und der Katholifchen beabfichtigt, jei aber auch nicht ein verknü— 
pfendes Band aller evangelifchen Gemeinden gewejen, denn fie eifere 
gegen die Abweichung der reformirten £chre wie gegen die Mien- 
Ichenfagungen in der fatbolifchen Kirche und behalte in ihrer den 
Reformirten mißfällig gewejenen £iturgie noch manches Tichtevan: 
aelijche aus jener Kirche bei. — Die für Preußen bejtimmte Kir- 
chenordnung vom Jahre 1558 jet von Johann Funck, Ofianders 
Schwiegerjohn, deſſen Leitung fich der Markgraf Albrecht in der 
legten Seit jeines Lebens in firchlichen Dingen überlafien habe, nach 
Dfianderichen Hrundjägen abgefaßt und habe zu vielen Streitigkeiten 
und Derfolgungen Anlaß gegeben, und an die Stelle derjelben jei, 
infolge der Unterjuchung einer von den Ständen bei dem polniſchen 
Könige Sigmund II. veranlagten Lommilfion, eine andre, mit der 
früberen vom Jabre 1544 zujammenftimmende Kirchenordnung ge: 
treten, welcher die Repetitio corporis doctrinae ecclesiae vom Jahre 
1567 von Moerlin und Martin Chemnig vorangegangen jei. Uebri— 
gens ſei in der mehr gedachten Kirchenordnung der Erorcismus 
bei der Taufe verworfen worden. » 

Die Bemerkung 5. V und VI, „wenn gleich die formen der 
firchlichen Gebräuche nicht das Wejentliche der GHottesperehrung 
ganz allein ausmachten: fo jolle doch durch die GHleichförmigfeit der: 
jelben nicht allein eine gemeinjchaftliche Ueberzeugung, jondern auch 
eine heitere Seelenrube und fromme Suverficdt in dem anipre: 
chenden Gedanken erzeugt werden, daß es diejelben Kobpreifungen 
find u. ſ. w.“ gebe zu Mißverſtändniſſen Anlaß. Die Form der 
fircblichen Gebräuche mache das Wejen der GHottesperehrung gar 
wicht?) aus, auch könne die GHleichförmigkeit derjelben an jich feine 
gemeinichaftliche Heberzeugung erzeugen, — noch weniger könne jie 
Seelenrube und fromme Zuverſicht geben, dieg vermöge allein die 
Hottesfraft des Evangeliums dem gläubigen Gemüthe. — 

Oſtpreußen, Weſtpreußen, Pojen, Brandenburg, 
Schlejien, Nieder-Khein: Das in der Venen» Agende be- 
jtimmte Seitmaaß — für den ganzen Hottesdienft von einer Stunde 
und für die Predigt von !/a Stunde — jei zu furz. In größeren Städ- 
ten, wo ein Jeder an jeden Sonntage und wenn er wolle, an jeden 
dritten oder vierten, wohl die Kirche beſuchen Fönne, möge ein ein: 


ı) Geſchwätz. 
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jtündiger GHottesdienit genügen, für das Kandvolf genüge er nicht. 
— Die Bejchränfung des Hottesdienftes auf eime jo furze Dauer 
würde der Benußung des Sonntags zu weltlicher £uft zu viel Spiel: 
raum geben oder der jchon ſehr allgemeinen Gewohnheit, den Sonn: 
taq gleich einem Werfeltage anzumenden, Vorſchub tun. — In 
einer gar zu furzen Predigt lajje fich irgend eine bibliiche Wahrheit 
oder Dorichrift nicht m das gehörige Kicht jegen, noch weniger zu 
voller Heberzeugung der Zuhörer fejtbegründen und zur Befjeruna 
oder Bernbigung derjelben anwenden. 

Auch würden um eines jo Furzen Beifammenjeins in der Kirche 
willen Diele es nicht des Anfleidens, und in großen Landgemeinden, 
wo die Dörfer oft mehr als eine Meile weit auseinanderliegen, des 
Anfpannens und des weiten, oft jebr bejchwerlichen Ganges werth 
balten, fondern lieber zu Hauſe fih aus irgend einer Predtatjamm: 
lung etwas vorlejen, wobei denn zu befürchten jei, dag fie nicht 
immer die rechte Wahl träfen?). 

Die eingepfarrten Landgemeinden Fönnten nicht am Sonnabend 
zur Abendmalsvorbereitung fommen, jondern müßten erjt am Sonn: 
tage beichten?), die zur Predigt gehörenden Fürbitten, Dankſagungen, 
Aufaebote, deren 3. B. in Schlefien an manchen Sonntagen 50 bis 
40 abzulejen jeien, nähmen allein jchon einen beträchtlichen Theil 
der zum Gottesdienſt beftimmten Stunde weg; ſonach würde bei 
diefer Beſchränkung nicht mur die durch frühere Verordnungen den 
Geiſtlichen jo jehr eingeichärfte und überaus beiljame Latechijation 
mit der Jugend, jondern wohl aar die Predigt jelbit oft ausfallen 
müjjen. — In Schylejien feien noch manche bejondere firchliche Hand: 
lungen mit dem Hottesdienfte verbunden, 3. B. das Singen der jo: 
genannten Hedächtnislieder zun Andenfen der im Kaufe der Woche 
verftorbenen Hemeindealieder, das Ableſen der Kebensläufe derjelben 
u.j.w.®). Dieſe Handlungen böten dem gewifjenbaften Geijtlichen 
reiche Deranlafjung dar, auf die Gemüther einzuwirfen, würden 
aber, wenn fünftig der Hottesdienit nur Eine Stunde dauern dürfte, 
wegfallen müſſen, weldies die Gemeinden jehr ſchmerzlich em- 
pfinden würden. Das allgemeine Totenfejt fönne dafür faum Er: 
ja gewähren, da bei diejen das Individuelle fich in dem Allge- 
meinen verliere. Auch würden Heiftlibe und Kirdien-Diener da: 

) Geſchwätz. 

2) Iſt ja ausdrücklich geſtattet. 

3) Iſt dies erforderlich, jo kann es nach der Predigt ftattfinden. 
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durch an ihrem Einfommen verlieren. 

Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Sachien, 
Schlejien, Niederrhein: Dem Gebete werde, im Derbält: 
niß zu den andern Stücken des Hottesdienftes, in der Neuen Agende 
ein zu großer Theil der gottesdienftlichen Heit zugewiejen. Predigt 
und Geſang ſeien Hauptſtücke des evanaelifchen Hottesdienjtes, und 
es jei zu wünſchen, daß fie dies immer bleiben. Die Predigt habe 
Kutber als das vornehmjte Mittel erfannt, der Unmifjenbeit zu 
itenern, in die zu jeiner Zeit das Dolf verjunfen geweſen jei, dar- 
um babe er ihr eine jo bedeutende Stelle im evanaelifchen Eultus 
eingeräumt. Obgleich in unjeren Tagen durch das verbefferte Schul: 
wejen mebr für die Unterweifung der geringern Dolfsklafje gejorat 
werde, jo genüge dies doch nicht. Die Erfahrung lehre, dag über: 
all, wo die Kirche nicht ausbelfe und durch die Predigt des Evan: 
geliums Licht und Erfenntnig verbreite, gar leicht wieder völlige 
Unwiſſenheit in göttlichen Dinaen ueberband nehme. Was die 
Kinder, wenn fie, 15 oder 14 Jahre alt, die Schule und den Eon: 
firmandenunterricht verließen, von den göttlichen Wahrheiten gefaßt 
hätten, könne nicht für ibr ganzes Keben ausreichen, es müſſe bei 
ihnen in reiferen Jabren durch die Prediat ergänzt und immer 
wieder von neuem belebt werden. 

Auch der Geſang der Hemeinde könne nicht obne Machtbeil für 
die Erbauung auf wenige Derje bejchränft werden. Der Choral: 
geſang habe wejentlid zur Gründung und Befeftiaung der evange: 
liichen Kirdre beigetragen, er jet von jeber eine Sterde derjelben 
aewejen und den Gemeinden als ein Bauptmittel zur Beförderung 
bei der Andacht lieb und theuer. Bei den Preußiichen und Kitthau: 
iihen Gemeinden fei die Bejchränfuna des Kirchengeſanges auf 
einige Derje durchaus nicht anwendbar. Letztere bätten in ibrer 
Spradhe ein ganz eigenes Wort dafür, wenn ein Kied nur teilweiie 
geſungen würde; fie nennten dieß: „Kiederzerbrechen“, und es jeien 
Beijpiele da, wo der Prediger etwa einmal nadı der Predigt bloß 
die legten Derje eines Kiedes haben fingen laſſen wollen, daß dem— 
ungeachtet die Derjammlung das Kied vom Anfange an geſungen 
und bis zum Ende durchaeführt habe. Unſre berrlichiten und kräf— 
tigſten Kirchenlieder jeien, jedes für fich, ein Ganzes, weldes un: 
verjtücelt gejungen werden müſſe, wie 3. B. Paul Gerhards: Befiehl 
du deine Wege, wo immer ein Ders mit dem andern dem Inhalte 
nad} genau zuſammen binge. Durch die Gebete, Reiponiorien und Chöre 
der Neuen Kituraie fönnte die Hemeinde für den Derlujt an Erbau: 
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ung, welchen fie durch Befchränfung des Gejanges erleiden würdet, 
nicht entjchädigt werden, da fie bei lefterem felbftthätig ſich erbaue, 
während der Liturgie aber nur höre und fich in einem paſſiven 
Zuſtande befinde. 

In vielen Gegenden habe fich noch die alte löbliche Sitte er- 
halten, dag Sonntags-Nacdmittags jeder Hausvater mit jeiner $a- 
milie einen Hausgottesdienft halte; dabei würden dann jedesmal 
die am Dormittage in der Kirche gelungenen £ieder wiederholt, wo: 
durch dann auch die erwedlichen Eindrüde, welche die Gemüther 
dort empfangen hätten, erneuert würden? So würde das Dolf 
mit feinem Sejangbuche, welches nächſt der Bibel jein größter Schatz 
jei, recht befannt und vertraut, die befjeren Kieder, welche der Pre- 
diger öfter fingen lafje, würden den Hemeindealiedern immer geläu— 
figer und Fönnten ihnen in Sreude und Leid Rath, Erbauung und 
Trojt gewähren. Die Mlles möchte nicht mebr gewonnen werden, 
wenn fünftig bei dem Hottesdienfte nur wenige Derje aejungen 
werden dürften. 

Meftpreugen, Brandenburg, Schlejien: Daß die 
Neue Agende Alles zum Gottesdienſt achörige Gebet in Ein Ganzes 
zufammenfafje und diejem jeine Stelle am Anfange des Gottesdienftes 
anweije, jet der Andacht und Erbauung der Gemeinden nicht för: 
derlib. Ber großen und zahlreichen Gemeinden lafje es ſich nicht 
erzwingen, daß alle Mitglieder gleichzeitig in der Kirche ericheinen 
und jchon beim Anfange des Hottesdienftes gegenwärtig wären, am 
wenigjten jei dies zu bewirfen da, wo wie in Schlejien, 50 und 
mebrere Ortichaften zu Einer Kirche eingepfarrt wären. Diejenigen 
man, welche erjt nach abaebaltener Liturgie fämen, gingen aller ge— 
meinamen Gebetserbauung verluftig?), die während der Kiturgie 
Anfommenden aber würden, da man fie zumal bei Kälte und 
übler Witterung nicht nötbigen Fönne, die Beendigung derjelben 
Draußen abzuwarten, durch ihren Eintritt die Andacht der im Ge— 
bet beariffenen Derjammlung ftören. Werde hingeaen das allge: 
meine Kirchengebet, die Sürbitte für den König u. ſ. w. nach der 
Predigt vorgetragen: jo könne die ganze dann vollftändig ver: 
jammelte Gemeinde mitbeten, und werde dieß um fo andächtiger 
thun, da fie dann ſchon durd die vorber angehörte Predigt zur 
Sammlung und Erhebung gejtimmt jei. Dieg Alles gelte auch na- 
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mentlich von dem allgemeinen Sündenbefenntnifje, womit die Neue 
Kiturgie anbebe. 

Schlefien: Die Stellung der Gebete in der Neuen Liturgie 
icheine dem religiöjen Hefühlsgange entaegen zu fein, 3. B. daß das 
Sündenbefenntnig den CLob⸗ und Dankgebeten vorangebe; ungern 
vermifje der Gläubige hier das, worauf jein Gemüt fich zuerjt hin: 
lenfe, ein Wort des Danfs gegen den Berrn, als ein Morgenopfer 
dem treuen Hüter in der Nacht, oder als ein Sejtopfer dem Lang: 
mätbigen dargebracht, der neue Srift zur Buße und Heiligung ſchenke!). 

Brandenburg, Weftpreußen: Dem Inhalt der Gebete 
feble es zum Theil an der Berzlichfeit, durch welche fih manche 
andre ältere lituraiiche Gebete auszeichneten 3. B. daß in der Feld: 
Agende von 1750: Beiliger Gott und Dater. Die einzujcaltenden 
Seftgebete jeien zu furz und obne genügende individuelle Beziehung, 
z. B. das Weihnachtsaebet. Die Worte: Du allein bift beilig u. ſ. w. 
fönnten leicht mißverjtanden werden?), nach dem evangeliichen Lebr- 
begriff jei Chriſtus mit dem Dater und dem heiligen Geift heilia 
u. ſ. w. „Wo tft ein Gott, der größer wäre als unſer Gott... 
die Böſen wird er verlafien . . . mit allen Engeln und Erzjengeln 
und dem ganzen Heere“, jei mebr altteftamementliche als evangeliſche 
Dorftellungs- und Redensweile. Im 5ten Artifel des Apoftolifchen 
Symboli genüge die Erwähnung einer „heiligen cbriftlichen Kirche“ ; 
der Zuſatz „allgemeine* bezeichne die katholiſche. 

Brandenburg: Die Rejponjorien und [höre unterbrechen 
zu häufig die Rede und das Gebet des Kituraen. Diejer zu oft 
und zu ſchnell auf einander folgende Wechiel ftöre den andächtigen 
Subörer?). In Anfebung der Mufit zu den Ehören fei zu win: 
ichen, daß fie zum Theil ernfter und mebr im kirchlichen Styl ge: 
halten wäre. 

Schleſien: Das jedesmalige Dorlefen beider Perifopen der 
Epiſtel und des Evangeliums verlängere ohne Motb die Liturgie; 
wenigjtens Fönne das Dorlejen derjenigen Peritopen wegfallen, über 
die gepredigt werde ®). 

Brandenburg: Statt das Apoftoliiche Symbolum jeden 
Sonntag vorlejen zu hören, finge die Kemeinde lieber das Be: 
fenntniglied: Wir glauben All an einen Gott, weil fie dabei jelbft: 
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thätig ſei!). 

Sachſen: Die Liturgie ſtehend anzuhören, könne nicht von 
der Gemeinde, am wenigſtens von Landleuten verlangt werden ?). 
Dieje fämen nodı müde von der jchweren £aft der Wochenarbeit 
und von den Gefchäften, die in den Sonntaasfrübftunden in der 
Haushaltung zu verrichten wären, dann von neuem ermüdet von dem 
oft jehr weiten Kirdwege, ins Gotteshaus und jehnten fich nadı 
Ruhe. In diefem Sujtande falle es ihnen jchon jchwer, eine Reihe 
von Gebeten mit anzuhören; jollten fie dabei ftehn, jo würden die 
Meijten dabei nur daran denken, daß es bald zu Ende jein möge. 

Schlejien, Maadebura, Wejtpreußen: Die Am: 
fangsworte des Taufformulars: der Heift des Ulnreinen gebe Raum 
dem heiligen Geift!?) erinnerten immer noch an den in der evan— 
aelifchen Kirche längjt außer Gebrauch gekommenen Erorcismus 
und an den Aberglauben, worauf derjelbe berubt habe; ebenjo das 
vorgeichriebene Seichen an Stirn und Bruſt. 

Wieder-Rhein: In den Rheinprovinzen würde dieg als 
ein Rücichritt zum Latbolicismus angejehen werden und großes 
Aergerniß anrichten). — 

Poſen: Auch fönne beides’) von den Gemeinden der evange— 
liichen Unität im Großherzogthum Pojen, jowie von der Reformirten 
Kirche überhaupt nicht angenommen werden. 

Nieder-Rhein: Die formel: dem Waſſer jet durch die 
Taufe Ehrifti im Jordan eine jündentilgende Kraft beigelegt, jet 
nicht bibliſch und nicht Firchlich rechtaläubig. Eine Erinnerung an 
die Pflichten der Taufzjeuaen werde gänzlich vermißt. 

Brandenburg: Bei der Dorbereitung zum Abendmahl jei 
der Selbftprüfung nicht gedacht, da doch zu dieſer in der Beichtrede 
vorzüglich Anleitung und Ermabnung gegeben werden müfje®). In 
dem Sormular der Beichte fehle der Schluß: „mir alle ſolche meine 
Sünden vergeben, auch zur Bejlerung meines Lebens deines heiligen 
Geiſtes Beiftand mildiglich verleihen.“ 

Meftpreußen: Sur feierlichen Einleitung der Abendimahls: 
bandlung fehle es ganz an Gemeindegefang. Das £ied: Ehrifte, du 
Lamm Gottes wolle die Hemeinde felbit fingen”), dafür fei der Chor: 
gejang nach der Lonfecration fein Erſatz. Das Dater Unjer vor 
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den Einjegungsworten jei von den ältejten Seiten her gebräuchlich 
und dürfe nicht wegfallen. 

Weſtpreußen, Schlejien: In der Anrede finde jich nir: 
gend die lutheriſche Anficht vom Sacrament; die Worte „an die 
empfangenen Seichen glauben“ fönnten die Meinung erregen, es 
jolle hier ein nener Glaube dargeboten werden; es ſei anjtößig, daß 
der Heijtliche nicht mehr in der Sprache des Glaubens jagen jolle: 
Das iſt der £eib u. ſ. w., ſondern bloß referierend: Chriſtus unjer 
Kerr, fpricht u. ſ. w.). Die BReformirten hingegen fönnten und 
würden an der Wiederaufnahme der Abjolution und Lonjecratton 
und an dem Schlagen des Kreuzes bei der leßtern Anſtoß nehmen 
und ſolches für Annäherung zum Latholicismus balten; auch da: 
Durch würde die Union gejtört werden. 

Wieder:Rhbein: Die Art und Weife, wie 5. I9 u. 20 die 
E£rlöjungslehre vorgetragen werde ?), könne leicht zum Nachtheil der 
Sittlichfeit und des Sleißes in der Heiligung ein unfruchtbares Der: 
trauen auf die ftellvertretende Genugthuung Chrijti befördern. 

Sachſen: Das Abjingen des Unfer Dater und der Einjegungs: 
worte bei der Lonfecration und des Segens nadı dem heiligen 
Abendmahl, dürfen da, wo es üblich, nicht wegfallen ?). 

Brandenburg, VNieder-Rhein, Schlejien: Jndem 
Trauformular fehle eine Dorhaltung und Einjchärfung der gegen: 
jeitigen Pflichten der Ebegatten u. j.w. Die Lopulationsformel: 
Jch heilige diefen Bund u. ſ. w. jtebe der alten nacht): Ich ipreche 
Euch als ein verordneter Diener, ordentlich, öffentlich und ehrlich zu: 
jammen im Wamen . . . In Schlejien jei bei Trauungen eine Eides- 
formel üblich, dieje dürfe nicht wegfallen, da man das Band der 
Ehe nicht heilig genug daritellen könne. 

Pofen: Das Ordinationsformular jei zu ausführlich. 
Es genüge, daß der Ordinandus angelobe: 1. gewijjenhaft alle 
Pflichten feines Amts zu erfüllen, namentlich 2. die Lehre des Evan 
gelii nach dem Inhalt der heiligen Schrift und der Symboliſchen 
Bücher lauter und rein vorjutragen; 5. als Staatsbürger den ſchul— 
digen Gehorſam Sr. Majejtät dem Könige, der Königlichen Regie: 
rung und feiner vorgefegten Behörde zu erweilen, auch feine Ge— 
meinde dazu zu ermahnen). 

Meftpreußen: Die Dorjchrift, dag die Ordination jedesmal 
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an einem Sonn: oder Feſttage gefchehen folle, jei in denjenigen Or: 
Dinations-Kirchen, wo jeden Sonntag nach der Predigt die Com: 
munion ausgetheilt werde, nicht ausführbar?); es genüge auch, dag 
die Ordination nur immer bei einem öffentlichen Sottesdienite, fei 
es auch im Wochengottesdienft, geichehe. 

Pojen: Die in den evangelifchen Unitäts-Gemeinden feit ihrem 
erjten Entitehen hergebrachte, in fünffacher Stufenfolge denen, die 
jih dem Geiftlichen Stande widmen, durch Auflegung der Hände zu 
ertheilende Ordination?) fönne von diefen Gemeinden nicht aufae: 
geben werden. Sie würde nach einem auf 2 General-:Synoden der 
aefammten Unität zu Orla 1655 und zu Wedowa 1654 entworfenen 
$ormular verrichtet, und als ein heiliger von den Apoftolijchen 
Helten durch die Waldenjer auf die Nachwelt vererbter Ritus hoch: 
gehalten, gereiche auch zu großer Erwedung und Erbauung der 
Ordinanden und der Gemeinden. Die Derpflichtung der GHeiftlichen 
auf ſymboliſche Bücher ftimme nicht mit den Grundſätzen der Unität, 
deren Prediger die ſymboliſchen Bücher niemals als Glaubensnorm 
anerfannt hätten, fondern allein die heilige Schrift. - 

Schlefien: Die Mltaufjtelling des Nicänifchen und des 
Athanafianifchen Symboli neben dem Apojftolifchen ſei dem Princip 
der evangelifchen Kirche entgegen; dieſe proteftire in reinem Gegen: 
jag zur Römiſch-Katholiſchen gegen alles menichliche Anfeben in 
Hlaubensjachen und wolle auf menfchlihe Hlaubensformeln weder 
bauen noch jchwören?), diejen gebühre, außer ihrer biftoriichen 
Wichtigkeit, keine weitere Ehre, als infofern ſie mit der heiligen 
Schrift übereinjtimmen. Der Ordinations:Eid habe, da er befannt 
geworden, eine jehr unerfreuliche Stimmung im Publifum bervor: 
gebracht, auch hätten fchon einige zum Predigtamt berufene Landi- 
daten vor ihrer Ordination gefragt, ob fie dieſen Eid leijten jollten, 
mit der Erklärung, daß ſie in diefem Salle fich in ihrem Gewiſſen 
verpflichtet achten würden, die Docationen zurüdzugeben und dem 
Heiftlichen Berufe zu entjagen. 

MDejtpreußen: Der in das Apoftolifche Symbolum aufge: 
genommene Ausdrud: eine heilige allgemeine Kirche, jei in der 
evangelijchen Gemeinde nicht üblich, Luther fege dafür: heilige 
chriftliche Kirche*). Die Heitbeftimmung bei dem Athanaftanifchen 
Symbole, daß ſolches vom Jahre 355 fei, ermangle des hiftorifchen 
Hrundes, da durch die jorgfältigen Sorfchungen nur habe ausge: 
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mittelt werden fönnen, daß es wahrjcheinlich einer fpäteren Seit 
angehöre. 

Nieder:-Rhein: Das Schwören auf jymbolifche Bücher fei 
längjt von den beiten und wärdigjten Theologen verworfen; jett, 
nachdem im Preußifchen Staate die Union ausgefprochen fei, könne 
es in der evangelijchen Landeskirche gar nicht mehr Statt finden. 
Denn welche jvmbolijche Bücher follten hier befchworen werden? 
Die der bisherigen Reformirten Kirche? oder die der bisherigen 
£utherifchen P oder die fymbolifchen Bücher beider Lonfeffionen ? 
Die beiden erjten Sälle löfeten alle Union auf. Denn den £ehrbe- 
griff der Einen beider evangelifcher Confefjionen in der unirten 
Kirche allein einführen wollen), heiße die andere Confeſſion vernichten. 
Der dritte Fall jchliege einen offenbaren Widerjpruch in fich, denn 
da 3. B. der lutherifche und der Heidelberger Katechismus ganz ent: 
gegengejegte Anfichten von der Gegenwart des Leibes und Blutes 
Ehrifti im Abendmahl aufitellten, jo würde ein jolcher Eid beide 
Anfichten zugleich für wahr und auch für verwerflich zu halten an- 
geloben. Bei der 5. 45 vorgefchriebenen Aufforderung zur Ab: 
legung des Hlaubensbefenntniffes bleibe es zweifelhaft, welches 
Glaubensbefenntnig gemeint fei. Das Apoftolifche Symbolum er- 
mangle aller Andeutung defjen, was die evangelifhe Kirche als 
ſolche bezeichnet, das Nicänifche und das Athanajifche ebenfalls, 
nicht zu gedenken der polemijchen Tendenz beider und der unchrift- 
lichen Derdammungasformel, womit das leßtere fchliege. Sollte ein 
von jedem Ordinandus frei zu entwerfendes Glaubens-Bekenntniß 
gemeint jein, fo würde diefes fehr unfirchlich fein. 

Weſtpreußen: Bier genüge, daß der Ordinandus angelobe, 
der Gemeinde, für welche er beftimmt tft, im Geiſte der Kirchenge- 
meinfchaft, zu welcher fie gehört, das Evangelium zu verfündigen 
und die Sacramente zu adminiftriren?). m der dritten der dem 
Ordinanden vorjulegenden Sragen jet der Ausdruck „die Derjöh- 
nung predigen zur Weisheit u. j. w.“ dunkel und nicht genau bib— 
lich); nach I. Cor. I, 50. müßte es heißen: Chriftum predigen, der 
uns gemacht ift von Gott zur Weisheit. 

Brandenburg, Münſter: Der in der Agende mit dem 
Amts-Eide verbundene Untertbaneneid fcheine, als ganz unfirchlich, 
bier nicht an der rechten Stelle zu jteben*). Er würde den Prediger, 
der ihn leitete, in mehr als einer Binficht in Gefahr bringen, jich 
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in jeinem Innern beunruhigt zu fühlen oder das Dertrauen feiner 

Gemeinde zu verlieren, er fompromittire die Würde des Altars, 

der Kirche und des geiftlichen Standes eben jo fehr, wie den alten 

guten Namen des Preußiichen Volks; jolcher Sicherungsmittel bedürfe 

Gottlob! der Preußifche Thron nicht. Nirgend habe auch die Schrift 

den Derfündigern des Evangeliums jolche Derpflichtungen aufgelegt. 

QNieder:-Rhein: Des Geiftlihen Pflicht fei, zu predigen: 
Gebet dem Kaifer, was des Kaifers ift, und Gott, was Gottes iſt, 
Jedermann fer unterthan der Obrigkeit u. |. w., aber der Schwur, 
politijche Dergehungen aufdecken zu wollen u. f. w. fordere von ihm et- 
was, das feinem Amte fremd jei!), er werde dann als Späher ge 
fürchtet und verhaßt fein, wo er als Seeljorger willtommen und 
mit vollem Dertrauen aufgenommen fein ſollte. 

Schlejien: Daß es dahin habe fommen müſſen, den evan- 
gelifchen GHeiftlichen einen folchen Eid zuzumuten, fei unausiprechlich 
betrübend und niederjchlagend; je treuer das Herz würdiger Diener 
der Kirche für König und Daterland ſchlage, deſto tiefer müßte es 
durch diefen Eid verwundet werden ?). 

Weſtpreußen: Der bier vorgefchriebene Eid fei höchit be- 
dentlih a) als Ordinations-Eid, b) an fich betrachtet. 

a) Der Unterthaneneid jtebe mit dem Weſen der Ordination in 
gar feinem Sufammenhange?). Die Ordination ſei ein rein 
firchlicher Act, vermöge deffen dem Ordinandus, als einem zur 
Derwaltung des Geiftlichen Amts fähig und würdig erfundenen 
Mann auf das Angelöbnig, wo er nur immer, jegt oder künftig, 
in diefem oder jenem Lande als Geiſtlicher werde angeitellt wer: 
den, im Geijte der Hlaubensaenofjenfchaft, welcher er angehört, 
das Evangelium zu verfündigen und die Sacramente zu admis- 
niftriren, die DBefuanig zu den Sunftionen des Geiſt— 
lihhen Amtes ertbeilt werde. Hier fei nur von dem Geiftlichen 
Berufe überbaupt die Rede*), nicht von den befonderen Derhält- 
niffen, Bejchränfungen und Obliegenheiten, welche mit einer be 
ftimmten Stellung in demfelben verbunden wären. Solle alſo bei 
diefem Akt eine Art von Dereidigung ftattfinden, jo könne jie 
nur in der Ableaung des vorgedachten Angelöbniges beftehen. 
Anders ſei es bei der Introduction in ein beſtimmtes geiſtliches 
Amt. Denn wie mit diefem bejondere Obliegenheiten und Rechte 
überhaupt verbunden feien, fo trete auch der einzuführende Geiſt— 
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liche als folcher in ein öffentliches Derhältnig zum Staate und 
dem Oberhaupte desjelben, daber denn, dag er vor feiner Be: 
ftätigung das Homagium leifte, ganz in der Ordnung ſei. — 

Bejonders fremdartig bei der Ordinationsfeierlichfeit er— 
fcheine aber das Derjprechen 5. 46 „Ebenmäßig will ich zur 
rechten Seit es aufdecken u. ſ. w.“. Da es fich von felbit verftehe, 
dag der Geiftliche, falls er eher, als die Obrigkeit, von aufrühre- 
rifchen Dorhaben Kunde erhielte, Anzeige davon zu machen ver- 
pflichtet fei?), jo würde die eidliche Sufage, diefer Pflicht nicht 
entgegen zu handeln, jchon wenn jie in den Unterthaneneid der 
Geiftlichen aufgenommen würde, ein fränfendes Mißtrauen vor- 
ausfegen, noch mehr aber müßte jie als ein Theil des Ordina— 
tions:£ids verlegend auf die Gemüther wirken. Denn da jolle 
Der jo fchwören, welcher in der eben abgelegten Erklärung, dag 
er dem geiftlihen Berufe alle feine Kräften widmen wolle, den 
Glauben an die Gottesfraft des Evangeliums zum heiligen Leben 
und die Hoffnung ausgefprochen habe, daß es, auch von ihm 
verfündigt, fo wirfen werde. In diefer Gemüthsſtimmung könne 
unmöglich ein Gedanke an fchändlichen Derratb, und dag fich ein 
Hlied feiner fünftigen Gemeinde damit befledden werde, in der 
Seele des Ordinanden Raum finden. Was würden die Ordi— 
natoren fühlen müjjen, wenn in dem Augenblide, wo durch fie 
die Weihung eines Dieners des Evangeliums bewirkt werden 
jolle, die Möglichkeit folchen Dorhabens zur Sprache gebradht 
werde, welches in chriftlihben Gemüthern niemals auffommen 
fönne, und es das Anfehn befonme, als fei der Ordinandus 
der eidlichen Derwahrung vor verbrecherifcher Hehlerei bedürf: 
tig, ohne Glauben und Kiebe, und fo auch fähig, hinter der Miene 
des Zutrauens Mißtrauen zu verbergen und darauf Anzeigen zu 
gründen, die treue Bürger des Schändlichjten verdächtig machen. 
Die verfammelte Gemeine aber werde ohne Zweifel ſchmerzlich 
verwundet werden ?), wenn ein Mann, der im Geiſte des Evan: 
geliums zu leben und zu wirken angelobt habe, foldhe Worte des 
Eides auszufprechen angewiefen würde bei feiner Weihung zu 
einem Amte, deſſen Zweck nur bei gegenjeitigem vollen Dertrauen 
zu erreichen ftehe. Der Ordination würde dadurch das Anjehen 
einer polizeilichen Handlung gegeben werden, die Herzen, welche 
Erbauung gefucht, würden zerrifjen und ihnen mit dem Zutrauen 
ı) ? 2) ? 

25 * 


888 Beilagen. 


zu der Geiftlichkeit der Geiftlichen die Liebe zum Kirchenthume 
entzogen werden. 

b) Auch abgefehen von der Derbindung diefes Eides mit der Ordi— 
nation jei gegen denfelben Diel Erhebliches zu erinnern. In 
einer Eidesformel müfje jedes Wort möglichit beftimmt und deut: 
lich fein, fo daß Fein Zweifel darüber entjtehen fönne, wie es ge: 
meint fei. Dieß werde hier vermißt 3. B. S. 46 5. 4 bei dem 
Ausdrud: auf jede Weiſe; — 5. 47 5. 10 zur Uebung des 
Sandesfriedens u. deral. m. Diel wichtiger aber noch fei, daß 
diefe Eides:formel in manchen Stellen Unmögliches fordre!). 
Dahin gehöre, daß der GHeiftliche fchwören folle: „Feine andere 
Lehre zu predigen, als die, welche verzeichnet fei in dem Apofto- 
lifchen, Nicänifchen und Athanafifchen, ſowie in den befannten 
und in der epangelifchen Kirche allgemein angenommenen fym- 
bolijchen Büchern, wie folche in den Landen Sr. Majeftät als 
Hlaubesnorm übereinftimmend angenommen, und in deren Geiſt 
die Agende v. 7. 1822 abgefaßt feil“ Denn in den ae 
nannten drei Symbolis fei, wenn gleich chriftliche Wahrheit, doch 
nicht die Geſammtheit der chriftlichen Wahrheit verzeichnet, von 
der heiligen Schrift, von Taufe und Abendmahl, von der Buße 
und der Liebe fomme fein Wort darin vor. Symbolijche Bücher, 
die in der evangelifchen, d. i. Iutherifchen und reformirten Kirche 
allgemein angenommen und in allen Preußifchen Staaten über- 
einjtimmend als Hlaubensnorm zu betrachten wären, gebe es gar 
nicht, da jede der genannten beiden Lonfefjionen ihre eignen Be- 
Penntnißichriften habe; fer aber hier unter der evangelifchen Kirche 
die unirte zu verjtehen, jo habe diefe ihren Glauben noch in 
feinem eignen fymbolifchen Buche ausgefprochen, fi auch nicht 
für die Befenntnißfchriften Einer der beiden bisherigen Lonfef- 
jionen erflärt. Der Ordinandus Fönne alfo nicht wijjen, an 
welche fymbolifche Bücher er hier zu denfen habe?). Die Aus- 
jage, dag die Agende im Geift der mehrgedachten 5 Symbole 
abgefaßt jei, vergrößere die Schwierigfeit noch, da leicht die Be» 
denfklichkeit entjtehen könne, daß die Stelle 5. I1 „Du allein biit 
heilig, Du allein bijt Herr u. f. w.“ mit den ausdrücklichen Bejtim- 
mungen des Athanafianifchen Symboli im Widerfprucdh jtehe. Auch 
fönne fein evangelifcher Geiftlicher angeloben, Sr. Majeftät als 
Oberſtem Bifchof getreu zu fein. für Sr. Majeſtät den König 
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ſchlage jedes Preußen Herz und Allerhöchft denenſelben, als 
£andesherrn, treu und ergeben zu fein, gelobe Jeder mit Sreuden, 
aber evangelifche Ehriften, die den Sundamental-Säßen ihres 
Glaubens treu geblieben, fennten nur Einen Erzhirten und Bi« 
jchof ihrer Seelen, Jeſum, den Heiland der Welt!); über den 
firchlichen Ritus zu beftimmen, behielten jie ihrer Gemeinfchaft 
vor, bereit, nöthig gewordene Abänderungen des Bisherigen der 
£andeshoheit ehrerbietig zur Prüfung nach den Hrundjägen des 
Staats vorzulegen. 

Nieder-Rhein: für die Einfegnung der Kinder fei ein 
Sormular nicht hinreichend?), noch weniger fönne bei der Eonfir- 
mation einer großen Anzahl von Latechumenen diejelbe Einfegnungs- 
formel 5. 54 bei jedem Kinde wiederholt werden; es müfje dem 
Geiftlichen freiftehen, mit andern Worten und Sormeln abzuwechfeln. 

Sachſen, Weftpreußen: für die Kranfen-Lommunion 
fönne wohl nicht füglich ein Sormular vorgefchrieben werden, die 
Dorlefung des Apoftolifchen Glaubensbekenntniſſes ſcheine hier nicht 
an ihrem Orte zu fein?). 

Schleſien: In Anfehung des Begräbniffes müffe es bei dem 
Ueblichen jeder Gegend und jeden Orts bleiben, wonach der Geift- 
liche die Zeichen nicht erft am Eingange des Kirchhofs empfange, 
jondern vom Sterbehaufe abhole und zum Grabe begleitet), Das 
Reden am Grabe fei überflüfiig, wo nach der Beerdigung eine 
£eichenpredigt in der Kirche gehalten werde. Das Bewerfen des 
Sarges mit Erde jei für den Geiftlichen nicht ſchicklich; ein Pre- 
diger, der es verjucht, habe jich überzeugt, daß es auf die Anwe— 
jenden feinen guten Eindruf gemacht habe. In Gegenden, wo 
Katholifen und Evangelijche untereinander wohnen, jei dieſe Cere— 
monie gar nicht anzurathen, indem die Evangeliichen fie für einen 
fatholiichen Gebrauch halten und ſich daran ärgern würden. 

Dornämlich jei aber zu bedenken, daß dieje Sitte Feine chriftliche 
Bedeutung habe. Dem Chriſten jei der Gedanke fremd, daß der 
Menich im Tode zu Erde werde; er wolle bei der Begräbnißfeier 
über die äußere Erjcheinung erhoben, nicht aber durch das Sym— 
bolifiren der Derwefung noch mehr auf das vergängliche Irdiſche 
hingewiefen jein. Eben diefer Ausdruck „zur Erde werden” fei auch 
in dem Gebet 5. 57 unbequem mit dem „Heimrufen“ verbunden, 
dem Chriſten fei, daß er, ob er gleich jterbe, leben werde, gewiß, 
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und daheim fein, heiße ihm bei dem Herrn fein ewiglich. 

Niederrhein: Jn dem Latechismus werde das 2te Gebot 
des Heidelberger Catechismus: Du follft dir Fein Bildnif machen pp. 
(2 Mof. 0. 4) vermißt?); desgleihen — Weſtpreußen — Die 
in £uthers Catechismus hinzugefügten Erflärungen der Hauptitüde. 
Der Ausdruf „Sacrament des Altars“ ſei in der dortigen Gegend 
nur bei Katholifen üblih. Die Lehre vom Amt der Schlüfjel eigne 
fich nicht, im Catechismus der evangelifchen Kirche angeführt zu 
werden, da auf fie die Fatholifche Kirche ihre bierarchiiche Anma— 
gung gründe, 

Sachfen, Poſen: Uebrigens fehle in der Neuen Agende 
noch ein Formular bei der frendigen oder traurigen Einfegnung 
einer Wöchnerin, bei der Beftätigung einer gefchehenen Nothtaufe, 
bei der Projelytentaufe, bei der Trauung verlobter Perfonen ver- 
jchiedener Confeſſion oder ungleichen Alters, bei Einführung eines 
Predigers, bei einer Amts: oder Ehejubelfeter, am Erntefeit, 
in der Pafjionszeit, in den Adventswochen, beim Nachmittags» und 
Mochengottesdienft?). Auch fei die Auswahl unter mehreren Formu— 
laren für jeden firchlichen Act eine erfreuliche und dem evangelifchen 
Geifte angemeffene Sreiheit. Die Neue Agende werde daher aud 
in diefer Hinficht noch vervollitändiat, oder dem Seiftlichen gejtattet 
werden müſſen, daß er zur Abwechjelung aus andern Agenden for: 
mulare wähle und gebrauche. Im Allgemeinen müſſe man bemer: 
fen, Daß die Neue Aaende in ihrem Inhalt und in ihrer Sprace 
zu jehr in die Dergangenheit zurüdgehe?). Bei allem Werthe der 
alten liturgijchen Formen fet doch auch das im Kaufe der Seit erzeugte 
Neue der Berücfichtigung und Aneignung nicht unwürdig. Wenn 
man auch den Namen Proteftantismus aufgebe, jo fönne man doch 
den Geiſt des freien Sorfchens in der Schrift und das Seithalten 
an dem Worte Gottes ohne Menichenfurcht und Mlenfchengefälligfeit 
nicht aufgeben. Wolle der evangelifche Chrift ein folcher bleiben 
und jich nicht, wie der Fatholifche, in dem einmal vorgezeichneten 
Kreife drehen: fo müffe er, wie Paulus, mit voller Heberjeugung 
denfen: Wicht, daß ich es ſchon ergriffen hätte, jondern ich jage ihm 
nach, daß ich es erareifen möge. Weder wir, noch unfere Dorfahren 
vor 100 und mehreren Jahren hätten es ergriffen, darum nicht zu: 
rüd, jondern vorwärts ®#)! 

D ? 2) Wo die Ugende nicht zureicht, Fönnen die alten benußt 
werden. 
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Sachjen: Sollte diefe Agende eingeführt werden: jo Fönne 
dies das Unionswerf nicht nur hemmen und aufhalten, fondern leicht 
ganz rückgängig machen?). Derzüglih würden in diefem Falle die 
bisherigen Reformirten der Union abgeneigt werden, weil der In— 
halt der Agende dem Lehrbegriffe auch der unirten reformirten Ge— 
meinden entgegen fei. Die evangelifche Kirche, wie fie bet dem 
Unionswerfe gedacht werden müſſe, könne ſich nur auf die Ausiprüche 
der Bibel ftügen, nicht auf die in der Agende aufgenommenen Sym: 
bole, welche bloß die Kutherifche Kirche im 16ten Jahrhundert an 
genommen habe. 

Oſtpreußen, Weftpreußen, Schlesien, Branden 
burg, Sachjen, Niederrhein: Das erheblicite Bedenken 
gegen die Neue Agende im Ganzen jei jedoch, daß die in ihr be- 
findliche Kiturgie an den Römifcr»Fatholifchen Lultus erinnere. Dies 
fönne nicht nur den Derdacht erregen, als fei es auf eine Hinnei— 
gung zum fatholifchen Gottesdienſt abgefehen, fondern es könne jo: 
gar dazu verleiten. Dazu gehöre I) die Zuſammenſtellung einer 
aroßen Anzahl von Gebeten, deren fonntäglich wiederholte wörtliche 
Ablefung leicht in einen todten Mechanismus ausarten und wie ein 
opus operatum betrachtet werden könne; 2) das Niederfnien und 
Kreuzmachen ?), welches bisher in der evangelifchen Kirche, wenig- 
ftens in vielen Theilen der preußifchen Staaten, nicht üblich gewe— 
jen; 5) daß bei diejer Kiturgie Alles von dem Geiftlichen und dem 
Sängerchore gejchehe, wobei der Eritere gleichſam als Mittelsperfon 
zwijchen Hott und der Gemeinde ericheine, die Gemeinde aber in 
gänzlicher Unthätigfeit bloß höre. Dieß ftehe der Neuen Agende 
ganz bejonders in den Rheinprovinzen entgegen, wo bisher Kreuze, 
Krusifire, brennende Kerzen in den Kirchen nicht geduldet, Intona« 
tionen, Refponjorien, Chöre abgeichafft, Chorröcde, Kafale, Meßge— 
wänder entfernt, und Alles nad dem Edict König Sriedrich Wil: 
helms I. vom 6. November 1756 eingerichtet worden. Dieje He: 
bräuche, welche jeit Jahrhunderten als papijtiiche abaeitellt worden, 
zum Theil wieder einführen zu wollen, würde dort den heftigiten 
MWiderjpruch finden, und die evangelifchen Pfarrfinder würden, ehe 
fie fich dazu verjtänden, lieber Kirche und Altar meiden. 

) ? 
2) Geſchwätz und Geift des Miderfpruches. 
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5. Auffaß des Königs über etwaige zu gejtattende Aenderungen 
und Erweiterungen der Agende vom 28. Mai 1825. 


(5. 117.) 

6. Im Namen 

6. Unfre Hülfe 

6. Allbarmherziger (Das Sündenbefenntnis kann auch mit andern 
Worten ausgedrüct werden, insbefondere wenn ein der 
Gemeinde befannteres von alten Zeiten her in Gebrauch 
gemwefen ift. In einem folchen $all fann, wenn es ge» 
wänfcht wird, ein ſolches in Dorfchlag gebradt 
werden) 

Th. Amen (Kann, wenn es gewünfcht wird, auch weggelafjen werden) 

6. Wo ift ein Gott (Wenn es gewünfcht wird, lafjen fich andre 
Sprüche in diefer Stelle einjchalten, die alsdann vor- 
zujchlagen find) 

Ch. Ehre ſei dem Dater 

Kyrie 
6. Ehre jei Gott in der Höhe 
Der Berr fei 

Chr. Und mit 

6. Kerr Gott, lieber Dater (Wenn es gewünfcht wird, lafjen fich 
andre Gebete in diefe Stelle einlegen, die aber vorge: 
ichlagen werden müffen) 

Ch. Amen (j. das erfte A) 

6. Die Epiftel 

6. Der Herr befchüget (j. wo iſt ein Gott) 

Ch. Ballelujah 

6. Das h. Evangel. 

G. Gelobt feift Du 

Eh. Amen (f. das erfte A) 

6. Ich glaube (Man kann auch, wenn es irgendwo in Gebrauch 
ift, ftatt Diefen zu Seiten den Nicän. oder Atbanaj. 
Glauben vorlefen) 

Ch. Amen (f. das erfte A) 

6. Es jeane uns (f. wo tft) 

G. Richtet auf 

6. Recht ift es 

Ch. Beilig 

6. Kerr Gott, himml. Dater (Wenn es gewünfcht wird, kann das 
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jog. allgemeine Hebetmehr nach dem gewohnten Hebrauch 
eingerichtet werden, nur muß die ermüdende Länge des- 
jelben vermieden werden, und find deshalb Dorjchläge 
zu machen) 

Ch. Amen (j. das erjte A) 

G. Unfer Dater 

Ch. Amen 

6. Die Predigt 

G. Der Berr fegne Dich (Wo ein andrer Segen im Gebrauch ift, 
mag dieſer bleiben, jedoch muß davon Anzeige gemacht 
werden) 

Ch. Amen 

6. Geliebte in dem Herrn (Wenn von altersher eine andre Anrede 
an die Communifanten in Gebrauch gewejen tft, die 
man gern beizubehalten wünfcht, fann dieje zur Ein: 
ficht eingereicht werden) 

6. Lafjet uns beten (f. Kerr Gott) 

Ch. Umen (j. das erjte A) 

5. Einfegungsworte (Dieje können auch früher und vor der An: 
rede an die Communikanten verlejen werden, infofern 
es in Gebrauch geweien und gewünjcht werden follte) 

6. Der $riede (Die Segensworte fönnten auch gleich nach dem Ge- 
bet, das hier vor den Einjegungsworten geiprocen 
wird, folgen, wenn leßtere eine andere Stellung be- 
fommen jollten) 

Ch. Amen (j. das erjte A) 

Ch. ® Lamm Gottes (Es kann hier auch ein anderes Lied gewählt 
werden, und der Chor wegfallen) 

6. Lommunion 

G. Lafjet uns beten (f. Herr Gott) 

6. Der Kerr jegne (j. o.) 

Ch. Amen 

Wegen des Sündenbefenntnifjes bei der Dorbereitung zum Abend- 
mahl ſ. Allbarmberziger. 

Sollte in dem Taufformular, in der Trauungsform, bei der 
Kinderfonftirmation, der Ordination und den Begräbnisregeln eins 
oder das andre gewünjcht werden, jo fönnen darüber Dorfchläge 
eingereicht werden, fie müſſen jedoch alle den älteften Evangelischen 
Kirchenordnungen gemäß fein und fich aljo auf diefe gründen, dabei 
aber das in die Länge Ziehende und Ermüdende vermieden werden, 
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6. Gutachten über das Rechtsverhältnis der liturgijhen Angelegen- 
heiten in Preußen. 
Berlin im Jahre 1825. 
(>. 120.) 

Seitdem in Preußen die neue Kirchen-Agende zum Gebraud 
hingegeben und theilweife fortichreitend eingeführt worden ift, ift in 
dem Streit und Zweifel darüber: wo denn eigentlich das Recht der 
liturgifchen Gefeßgebung beruhe? — ein folches Recht zum öfteren 
für die einzelnen Kirchengefellichaften in Anfpruch genommen worden, 
und es erjcheint fehr erheblich, zu prüfen, in wie weit dies mit 
Erfolg gefchehen fann? Die Sache läßt fich aber prüfen: nad 
jchon beftehendem poſitivem Gejeg — dies ift nicht ausreichend —; 
nach dem inneren Rechtsperhältnig — dies ift dergeftalt entjcheidend, 
daß joweit dasjelbe mit dem pofitiven Geſetz in Widerſpruch  jteht, 
legteres einer nothwendigen Deklaration unterliegen wird. 

Das Preuß. allgemeine Kandrecht enthält im Thl. 2 Tit. XI 
S 46—48 Solgendes: 

8 46. Wegen der äußeren form und feier des Hottesdienites 
kann jede Kirchengejellfchaft dienliche Ordnungen einführen. 

8 47. Dergleichen Anordnungen möüfjen jedoch dem Staate 
zur Prüfung, nach dem $ 15 bejtimmten Grundſatze vorgelegt 
werden, 

$ 48, Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit anderen 
Polizeigejegen gleiche Kraft und Derbindlichkeit. 

Schon der Zufammenhana, worin dieje Derordnungen fteben, 
und die Beziehung auf 

8 15. Jede Kirchengefellichaft ift verpflichtet, ihren Mitglie— 
dern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorſam aegen die Geſetze, 
Treue gegen den Staat und fittlich gute Hefinnungen gegen ihre 
Mitbürger einzuflößen, 

— welche fie enthält —, zeigen, daß hier von wirklich liturgifchen 
und nicht etwa blos polizeilichen Anordnungen die Rede, und fönnte 
bierüber noch Zweifel obwalten, jo würden jich diejelben durch einen 
Bli in die Materialien des Allgemeinen Kandrechts (Die bei dem 
Juftiz-Mlinifterium aufbewahrten Derhandlungen über die Entwer: 
fung desjelben) von jelbft erledigen, da die dort niedergelegten Dis: 
fuifionen, aus welchen jene Geſetze bervorgegangen find, eben aus 
drüdlich die religiöjen Beziehungen zum Gegenjtand gehabt haben. 
Einer wünfchenswerthen Uebereinftimmung in der liturgifchen Ein- 
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richtung der evang. Gejamt- Kirche des Landes wird fich daher 
dieſe pofitive, gejeßliche Bejtimmung immer hemmend entgegenitellen, 
und will man dem abhelfen, jo wird nichts übrig bleiben, als auf 
verfafjungsmäßigem Wege eine authentifche Deklaration dahin zu 
erlafien: 

daß die in den 88 46—48 Tit. XI Theil 2 des Allgemeinen Land» 
rechts den Kirchengefellichaften zugejtandene Befugniß (wegen der 
äußeren form und feier des Hottesdienftes dienliche Ordnungen 
einzuführen) — auf liturgifche Anordnungen nicht zu beziehen jet. 

Es ift gegen den Dorfchlag einer jolchen Gejeßes-Deflaration 
erinnert worden: 

daß darin nicht eine eigentliche Deklaration, jondern eine völlige 
Dernichtung eines an fich bejtimmten Geſetzes liege. 

Gleichwohl dürfte die Faſſung, wie fie hier vorgefchlagen worden, 
eben fo nothwendig als für den Zweck zureichend jein. 

Man darf nur die Preußifche Gefeß- Sammlung zur Hand neh- 
men, und man wird bald eine nicht geringe Anzahl von fogenann- 
ten Deflarationen finden, welche nicht blos erläuternde, fondern in 
der That abändernde oder ganz neue gejegliche Beftimmungen ent: 
halten. An der Benennung der hier beabfichtigten Deklaration wird 
man um jo weniger Anftand nehmen dürfen, als, wie fich weiterhin 
ergeben wird, noch feineswegs aus dem Inhalt der Deklaration 
entjchteden folgt, daß gar nichts übrig bleiben wird, was aus dem 
deflarirten Hefe noch zur Anwendung fommen könnte; — und 
jelbjt wenn man aus der Deflaration, wie fie gefaßt ift, eine reine 
Aufhebung des Geſetzes folgern wollte, jo wäre dies doch nur in 
der Eigenichaft eines pofitiven Verleihungs-Geſetzes, ohne eine Aende- 
rung in denjenigen Suftändigfeiten dadurch zu bewirken, welche in 
dem Weſen der Sache in diefem oder jenem Umfang begründet find. 

Man hat ferner erinnert: 

dag durch die Deklaration eine Lücke in der Geſetzgebung ent: 
ftehen würde, indem das liturgifche Recht, welches das pofitive Geſetz 
jegt den Gemeinden beilege, diefen entzogen werde, ohne gleichzeitig 
feitzujtellen, von wen, durch welche Organe, und in welcher Art 
diefes Recht jonft ausgeübt werden joll? 

Dieje Fragen find viel umfafjend. Jahrhunderte haben nicht 
bingereicht, fie zur allgemeinen Dereinbarung zu beantworten, und 
Disfufjionen erft darüber der fo dringend nötigen Deklaration vor: 
angehen lafjen, dürfte den Zweck derfelben weit hinausichieben, wo 
nicht vereiteln. 
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Wie in vielen Derhältniffen des Lebens jo in der Gejeggebung 
fann auch das Streben nach Dollftändigfeit in ungemefjener Bahn 
zur Stofung und Unthätigfeit oder zur Inconſequenz und Derwir: 
rung führen. Dieles ift gut, der Natur der Sache und der zeitge: 
mäßen Entwidlung anheim zu geben, ohne durch pofitive Normen 
einzugreifen, und wenn die jetzige Deklaration wirklich eine Lüde 
in der Geſetzgebung macht, fo follte man nicht für wohlthätig hal: 
ten, fie auszufüllen. 

Der allein niemals und von Feiner Seite beftrittene Rechtszus 
ftand in der Kiturgie it: Das Beftehende, — dieſen zu hand: 
haben und in Derbindung mit dem landesherrlichen jus circa sacra 
zu feßen, das heißt, die geiftliche Gerichtsbarkeit zu üben, darf es 
an organifchen Geſetzen nicht fehlen, und wir werden diefe auch 
nicht vermiffen, wenn wir auf die Inftruction für die Provinzial- 
Eonfiftorien vom 25. Oft. 1817 zurücdgehen. Wer aber, um die in 
Dorichlag gebrachte Gejeges-Deflaration zu hemmen, feine $ragen auf 
das liturgifche Recht ausdehnt, in fo fern darunter verjtanden wird, 

das Beitehende zu ändern oder das Neue einzuführen, 
der hätte billig erſt erörtern müſſen: ob denn außer der pri: 
mären aus der Geftattung der Kirche ſelbſt und dem Einklang der 
Kirchen-Sefellfchaft mit der Staatsgewalt fließenden Quelle des li. 
turgifchen Sujtandes, noch ein jolches zugetheiltes jus liturgicum 
eriftirt, worüber fich die Geſetzgebung pofitiv ausiprechen kann? 
Die Anfichten, welche in diefer Beziehung dem Allgemeinen Land: 
recht zum Grunde lagen, find nichts weniger als Mar. Die Mlate- 
rialien desjelben geben den Beleg dazu, wenn es das Geſetz jelbit 
nicht jchon thäte. Nicht zu gedenken, dag der $ 46 I.c. des Allge: 
meinen Landrechtes in die Hände der einzelnen Gemeinden (und 
daß hiermit jynonym der Ausdrud „jede Kirchengejellichaft” — zu 
verftehen, zeigen die vorangehenden 88) folche Beichlüffe legt, wo: 
bei ihrer Natur nach auf eine Hebereinftimmung in der bejonderen 
Gemeinde kaum, hinfichts des größeren Kirchenverbandes aber 
niemals zu rechnen, jo fehlt es diefem pofitiven Geſetz auch in der 
inneren Rechtsbegründung an aller Haltung, und es ift diefes fchon 
Motiv genug, es inſoweit zurüdzunehmen, wenn auch nichts anderes 
an die Stelle gefegt wird. Das Geſetz fteht ganz allgemein da, 
ohne einen Unterfchied zu machen, 

zwifchen einer blos geduldeten Kirchengefellihaft — wo man 
ihm unbedenklich feine Wirkſamkeit wird überlaffen fönnen, 
und zwifchen öffentlich aufgenommenen d. h. chriftlichen Kirchenge: 
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fellichaften, und bei diefen wieder ohne Unterjchied zwijchen fatho- 
lifchen Hlaubensgenoffen, wo bei der anerfannten Erijtenz der geift- 
lichen Hierarchie durch die Anwendung des Geſetzes das Gewiſſen 
in Feſſeln geichlagen und die Kirche felbft zerftört werden würde, 
und zwifchen den evangelifchen Glaubensgenojjen. 

Don leßteren ift hier allein noch die Rede, und gerade hier jind 
die zu ordnenden Derhältnifje jchwanfend und jchwierig. 

Wenn bierbei über die Zutheilung und Begrenzung des litur: 
giſchen Rechtes verhandelt werden foll, jo ftellt ſich zuvörderſt außer 
Zweifel und Streit, daß dem Kandesherrn als joldhen das in dem 
jure circa sacra gewurzelte Negativ-Recht zufteht, welches feinen 
Gemeinden überlafjen werden kann, vermöge defjen jede Art der 
Religionsübung des landesherrlichen, ftilljchweigenden oder ausdrück— 
lich erflärten Confenjes bedarf, und welches auch durch den 8 47 I. c. 
des Allgemeinen Kandrechts — wenn es deſſen bedürfte, in der po: 
fitiven Kegislatur ficher geftellt if. Anders verhält es fich mit dem 
aus der potestas ecclesiastica abzuleitenden jure liturgico positivo. 
Diejes unterliegt feiner Eriftenz und feinem Umfange nach großen 
Bedenken. Die Bedenken find aus dem Wejen der evangelifchen Kirche 
entnommen, denen daher auf dem Wege der menjchlichen Geſetzge— 
bung nicht begegnet werden kann. Dahin abzwedende Geſetze könn— 
ten nur in der vollen Ueberzeugung der inneren Begründung ge 
geben werden; und damit ohne weitere allgemein beruhigende und 
ficherjtellende Vorbereitungen einzufchreiten, dürfte fich nur durch 
die gerechte Beſorgniß eines allzuverderblichen Zujtandes der Un- 
gewißheit und der Unordnung rechtfertigen lafjen, welcher indefjen 
wenigjtens in einem jo hohem Grade noch nicht obzumalten fcheint, 
da der Rechtszjuftand des Beftehenden dagegen hinreichenden Schuß 
gewährt, und jelbjt in dem Zuftand der noch nicht allgemein, jon- 
dern erit fortichreitenden Umwandlung hier zum alten, dort zum 
neuen Anbalte dient. 

Die Wichtigkeit des Hegenftandes und die darüber in der neu: 
eren Seit erfchienenen, in der Hauptſache ſehr unbefriedigenden, die 
Begriffe mehr verwirrenden als zur Erfenntnig führenden, öffent: 
lichen Schriften, fämmtlich in der ercentrijchen Tendenz, der Staats- 
gewalt alles oder nichts einzuräumen, legen es als heilige Pflicht 
auf, dem evangeliichen Kandesherrn im allgemeinen Rechenjchaft zu 
geben von dem Gefichtspunft, welchen man nur vor Augen gehabt 
haben durfte, wenn, ohne weiter zu gehen, die Gejeßes:Deflaration, 
wie oben bemerft, in Vorſchlag gebracht wird. 


398 Beilagen. 


Es ift nicht zu verfennen, daß eine für beide Lonfefjionen — 
die reformirte, wie die hutherifche — gleicherweije hingegebene Kır- 
chen-Agende die Union beider zu einer evangelifchen Religionsge: 
jellihaft vorausjeßt, und daß in der Dorausjegung, worauf das 
Unions-Werk berubt, dag nämlich beide Lonfeffionen Feine weſent— 
lichen Unterfcheidungs-Symbole haben, die Union jelbjt liturgiicher 
Natur ift. Eine unterm 27. Sept. 1817 an fämmtliche Confijtorien, 
Synoden und Superintendenturen wegen der Union ergangene und 
zu feiner Seit durch die öffentlichen Blätter befannt gemachte Kal. 
Labinetts:Ordre enthält folgende Worte!): „Aber jo fehr ich wün— 
jchen muß, daß die reformirte und lutherifche Kirche in Meimen 
Staaten diefe meine wohlgeprüfte Ueberzeugung mit mir theilen 
möge, jo weit bin Ih, ihre Rechte und $reiheit achtend, davon 
entfernt, fie aufdringen und in diefer Angelegenheit etwas verfügen 
und beitimmen zu wollen. Auch hat diefe Union nur dann einen wahren 
Wertb, wenn weder Heberredung noch Indifferentismus an ihr 
Theil haben, wenn fie aus der freiheit eigener Heberzeugung rein 
hervorgeht, und fie nicht nur eine Dereinigung in der äußeren form 
ift, fondern in der Einigkeit der Kerzen, nach ächt biblifchen Grund: 
fägen, ihre Wurzeln und Kebensfräfte bat. So wie Ich felbit in 
diefem Geiſte das bevorftehende Säcular-feit der Reformation, in 
der Dereinigung der bisherigen reformirten und lutherifchen Hof: 
und Garniſon-Gemeine zu Potsdam, zu Einer evangelisch: chrift- 
lichen Gemeine feiern und mit derfelben das heilige Abendmahl 
genießen werde: jo hoffe Ich, daß dies mein Eigenes Beifpiel 
wohlthuend auf alle proteftantifchen Hemeinen in Mleinem Lande 
wirfen, und eine allgemeine Nachfolge, im Geiſt und in der Wahr: 
heit finden möge. Der weijen Leitung der Confiitorien, dem frommen 
Eifer der Geiftlichen und ihrer Synoden überlafje Ich die äußere 
übereinftimmende Form der Dereinigung, überzeugt, daß 
die Gemeinen in ächt chrütlichem Sinne dem gern folgen werden, und 
daß überall, wo der Blif nur ernjt und aufrichtig, olme alle un 
lautere Nebenabfichten auf das Wejentlihe und die große heilige 
Sache jelbit gerichtet ift, auch leicht die Form fich finden, und jo 
das Aeußere aus dem Inneren, einfach, würdevoll und wahr von 
jelbjit hervorgehen wird.“ 

Damit in Uebereinftimmung fteht eine auf das Gutachten der 
geijtlichen Commilfion wegen Derbefferung der Kirchenverfaflung 
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erlafjene Labinetts:Ordre vom 27ten Mai 1816, welche wörtlich 
enthält: 

„Es verſteht fich übrigens von jelbit?),...... daß, jo wie 
Jch über Angelegenheiten des Glaubens nicht befehle, noch weniger 
der Mlinifter (damals) des Innern darüber und über liturgijche 
und andere innere Angelegenheiten des Lultus gegen die Meinung 
der Geijtlichfeit einfeitig enticheide und auch über die Anordnung 
des Religions-Unterrichts auf Schulen und Univerjitäten die Geiſt— 
lichen zu Rath ziehe“ —. 

Auch jegt noch haben Seine Kagl. Majeftät ein von dem bis: 
herigen abweichendes Derfahren nicht beichloffen, und nur in einer 
wegen der Union der Gemeinden zu Düfjeldorf unterm 7. Januar 
1825 erlafjenen allerhöchiten Kabinetts:Ordre?) auf den möglichen 
Sall einer künftig durch ein Geſetz zu publicirenden Kirchen-Agende 
hingedeutet. Wenn bier von einem weltlicypojitiven Hefe, und 
nicht von einer weiterhin in ihren bedeutenden Unterjchieden näher 
zu erläuternden Kirchen-Derordnung die Rede wäre und wenn, viel: 
leicht herbeigeführt durch den neuerlichen ungemeſſenen öffentlichen 
Streit, jene Hindeutung auf einer von der früheren fich ablenfenden 
Anficht der Derhältniffe beruhen könnte, jo würde, wer Beruf und 
Dagegen Bedenken hat, die Zeit nicht verfäumen dürfen, dieſe Be: 
denken in Ehrfurcht dem Monarchen vorzutragen, der in feiner 
Weisheit die Wahrheit ertennen und in jedem Falle das rechtliche 
Streben nach ibm anerfennen wird. Die auf Kal. Befehl ebenfalls 
öffentlich befannt gemachte Kabinetts-Ordre vom 28. Mai 1825°) 
verbürgt dieß, wenn es defjen noch bedürfte. 

Unter dem liturgiichen Recht verftebt man allgemein das Recht, 
die Liturgie zum Beil der Kirche zu beftimmen. 

Georg Ludwig Boehmer — principia juris canonici $ 276. — 

Die Liturgie felbit, im Gegenſatz vom religiöjfen Glaubensbe— 
kenntniß, ift die Art der äußeren GottesVerehrung dem Glaubens: 
befenntnig gemäß. Alles, was nicht die innere Gottesverehrung be: 
trifft, jollte daher zu den liturgischen Vorſchriften oder Gebräuchen 
gerechnet werden; doch hat man in den Diskuffionen über das li- 
turgifche Recht davon ausnehmen müſſen, was in dem Evangelium 
jelbjt begründet iſt, als Taufe, Predigt und Abendmahl in ihren 
wejentlichen Beftandtheilen; und nur im Binficht der außerweſent— 
lichen Dinge, wodurch in der Religion jelbit Feine Aenderung ber- 
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vorgebracht werden Fann, hat man den Streit fortgejegt. Aber auch 
bei diefen jogenannten adiaphoris, wozu man unter andern zählte: 

— Bejtimmung der Feier und Derjfammlungstage — 

— Beftimmte Permanenz und Ordnung der Gebete und Ge: 

fänge — 

— Sprache des Hottesdienftes — 

— Innere Einrichtung der Kirchen — 

— Priejter-Kleidung — 

— Bilder-Derehrung — 

— Taufe: und Abendmahls:Hebräuche — 

— Erorcismus — 

— Öbhrenbeichte — 

— Kreuzfchlagen — 

— Kniebeugung — 
und bei den in den einzelnen Hegenjtänden derjelben vorfommenden 
Beziehungen hat feine Dereinigung darüber ftattgefunden, in wie 
fern fie, wenn auch nicht felbjt zu den Glaubens-Artikeln gehörig, 
doch in jo wejentlicher Einwirfung auf diejelben zu erachten, daf 
fie der liturgifchen Willfür nicht bingegeben werden dürfen. Es 
würde zu weit führen, bier, wo es nur darauf anfommt, den Grund: 
ja zu beleuchten, das Einzelne ‚weiter zu verfolaen, welches viel: 
mebr erjt da weiterhin in Betracht gezogen werden muß, wo der 
fejtgejtellte Hrundjag in Ausübung tritt. So viel iſt aus der Na: 
tur der Derhältnifje zu entnehmen, dag das Gebiet der Kiturgie 
auf der einen Seite begrenzt wird von dem des Glaubens und Ge: 
wifjens, welches unzugänglich ijt den menichlichen Anordnungen, auf 
der anderen Seite von dem des polizeilichen Wirfens, und daß, 
je nachdem die einzelnen Gegenftände innerhalb des liturgifchen 
Gebietes diejer oder jener Grenze näher liegen, dies oder jenes 
in den Anordnungen vorberrichender berüdjichtigt werden muß. 
Daher dürften fich leicht auch in den liturgifchen Hebräuchen Ab- 
theilungen für Hegenftände auffinden, welche für die Geſammtkirche 
jo völlig gleichgültig find, daß fie ohne Anftand den einzelnen Ge: 
meinden überlafien, oder wohl gar der Willfür eines Jeden der 
Mitglieder anheim gegeben werden fönnten; wogegen andere, von 
größerer Bedeutung, in Sufammenbang mit der Gejammtfirche zu 
bringen wären. Hätte fich die chriftliche Kirche in ihrer urjprüng: 
lichen Einfachbeit erbalten förmen, wie fie von ihrem göttlichen Stifter 
war eröffnet worden, jo würde die liturgifche Dorfchrift genügen, 
die in den Worten des Apojtels Paulus an die Lorinther, Cap. I4 
D. 40 liegt: 
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„Laßt alles ehrlidy und ordentlich zugeben.“ 

Weil aber der fchwache Menſch nicht geeignet ift, die Kirche 
vein in fich zu tragen, und der äußeren Zeichen bedarf, um die 
Hottes:Derehrung in feinem Innern kräftig zu erhalten, da die Ge: 
meinjchaft der Glaubens-Derwandten äußerer Mittel bedurfte, um 
jene allgemeine liturgifche Vorſchrift zu erfüllen, jo find Gebräuche 
entjtanden, die des ſteten MWächters gar ſehr von Nöthen haben, 
damit jie für den Zweck erjprießlich jeien und nicht im Segentheil 
denjelben zerjtören, indem fie zum Aberglauben führen. 

50 erjchien die Reformation, und jo find in der Solge evange— 
lijche Kirchen-Ordnungen gegeben worden, welche gleiche Beftrebung 
und Beſorgniß in fich tragen, daß die Gebräuche der Würde der 
Kirche entiprechen, ohne ihrem Weſen zu fchaden. 

So jagt die Magdeburgifche Kirchenordnung: 

„daß ſolche äußerliche Ceremonien und Ordnungen vor jich jelbit 
fein Gottesdienft feien, noch ein Stück desfelben, fondern daß jie 
allein der Urjach halber verordnet, auf daß der GHottesdienft zu 
gehöriger Seit und dem gewöhnlichen Ort fein ordentlich und 
ehrlich gehalten werde ;“ 

und Die Dorrede zur neuen Kirchen-Agende enthält im Weſentlichen 
daffelbe in den Worten: 

„Die evangelifche Kirche foll aber in ihrer Lehre und Anordnung 
die Gemeinschaft des chriftlichen Glaubens auf das Feſtſtehende und 
Ewige des Ehrijtentums begründen, und wenn gleich die formen 
der firchlichen Gebräuche nicht das Mejentliche der Hottesperehrung 
ganz allein ausmachen, jo joll doc durch die Hleichförmigfeit der: 
jelben nicht allein eine gemeinfchaftliche Heberzeugung, jondern auc 
eine heitere Seelenruhe und fromme Zuverſicht in dem entiprechen: 
den Gedanken erzeugt werden, daß es diejelben Lobpreifungen, 
Danfjagungen, Bitten, fürbitten und Gelübde find, welche unfere 
chriftlichen Dorfahren feit mehreren Jahrhunderten beteten, und die 
nach uns unfere Kinder, wills Gott — beten werden.“ 

fragt man mın, aus welder Machtvollfommenbheit jolche Kir: 
chenordnung gehandhabt wird, jo hört man, es fei dies urfprünglich 
ein der Kirche eigenthümliches Recht, ein Recht der Kirchengemeinen. 
Soll beides gleichbedeutend fein, und denft man fich unter dem 
Urfprünglichen die Kirche außer aller Beziehung zu dem Staats: 
verband, jo möchte man dies einräumen, ja man möchte vielleicht 
noch richtiger jagen, es jei, die Ordnung im Allgemeinen voraus- 
geießt, die Art und Weiſe derjelben eine res merae facultatis. 

Foerſter, Entitehung der preuß. Landeskirche. 17. 26 
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Sehr viel anders aber geftaltet fich das Derhältnig, jobald die 
Kirchengefellichaft mit der des Staats in Derbindung tritt. Ohne 
die Religion zum Mittel für Staatszwede herabwürdigen zu wollen, 
darf man doch annehmen, daß es ihr eigen fein müſſe, das Wohl 
des Staats zu begründen und zu befördern, und ift dies, jo liegt 
es auch in den Wechjelbeziehungen, daß der Staat fo Pflicht als 
Macht haben müſſe, darüber zu wachen, daß die Religions-Uebungen 
dem Staatsverbande heilbringend, wenigjtens nicht nachtheilig jeien. 
Je enger die Derbindung der Kirche und des Staates ift, um dejto 
fräftiger und einjchreitender wird fich das jus circa sacra erweilen, 
und eine engere Derbindung giebt es gar nicht, als wenn die Reli— 
gion, um deren liturgifche Ordnung es fich handelt, eine herrfchende 
im Lande ift. 

Das Recht, zu prüfen, zu erlauben und zu verbieten, d. i. das 
negative liturgifche Recht, ergiebt fich hieraus von jelbft, es ift fich 
unter allen Derhältniffen des Staats-Oberhauptes gleich und gebührt 
auch dem glaubensfremden Fürften. 

Das pofitive jus liturgicum aber, wenn man es in der Bezeich- 
nung, daß es das Recht jei, durch beftimmte Dorjchrift das Bejtehende 
zu ändern oder das Vene einzuführen, als einen Gegenjtand der 
Gejeßgebung überhaupt gelten lafjen will, ift jehr verfchiedenartig 
attribuirt worden: an der Spige der entgegengejegten Meinungen 
ftehen ältere canonijche Wechtslehrer der größten Autorität. So 
legen Thomafius, Juft Benning Boehmer, Brunnemann p.p. 
jenes pofitive Recht unbedingt der Staatsgewalt als folcher bei; 
jo widerjprechen dem Reinking, Larpzow, Mosheim p.p. Die, 
welche in neuerer Seit mit der dreiften Behauptung der Unbeftritten- 
heit des liturgiichen Rechts evang. Kandesfürften auftreten, verwech- 
jeln die hiftorische und factifche Begründung Ddesjelben mit der 
rechtlichen. 

Das Gewicht der Gründe gegen die Ableitung eines pofitiven 
liturgifchen Rechtes aus der landesherrlichen Oberaufficht ift nicht 
zu verfennen, denn es würde eine jolche Ableitung die religiöje 
Gewalt nicht blos in die Hände des glaubensperwandten Regen: 
ten, jondern auch in die Hände des einer anderen Religion ange 
hörigen legen und die evang. Gemeinde, — von welcher hier die 
Rede, — der fteten Gefahr des Glaubens: und Gewifjens-Swanges 
blos jtellen. 

Es käme dies in der Wirfung auf dafjelbe hinaus, wie die 
Priefter-Hewalt, wogegen der Art. 21 der Augsburgijchen Confeffion 
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eifert, mit den Eingangs Dorten: 

„Etliche haben geiftliche und weltliche Gewalt jehr erjchredfich 
Durcheinander gemengt. p.p.“ 

Man hat daher, um den nicht evang. Kandesherrn von dem 
liturgifchen Rechte ausschließen zu fönnen, dafjelbe dem evangelischen 
in der Eigenfchaft eines oberften Bifchofs der Kirche des Landes 
beizulegen unternommen, ohne zu bedenken, daß eben dadurch die 
evangelifche Religion fich von der Fatholifchen unterjcheidet, daß fie 
einzig und allein in dem geoffenbarten Evangelium begründet, Fein 
fichtbares Oberhaupt hat, noch — mit dem Karafter der päpftlichen 
Untrüglichfeit — haben kann, ohne fich jelbjt zu zerftören. 

Gleichergeftalt ift es nicht durchzuführen, daß den epangelifchen 
Ffürften das liturgifche Recht von den Gemeinden ausdrüdlich oder 
jtillfchweigend übertragen jei, da hier nicht von den einzelnen Ges 
meinden, wie fie zur Seit bejteben, jondern von der größeren Kirchen: 
gemeinde die Rede fein Fönnte, wo es an aller Norm zur rechts 
gültigen Vebertragung für Mitwelt und Nachwelt fehlt, wenn auch, 
was doch nicht ift, die pofitive Befugnis der Gemeinde felbft feit- 
ftände, und der Gegenftand an jich einer willfürlichen Heberweifung 
fähig wäre. 

Des Königs Majeität hat die nene Kirchen-Agende zum Zweck 
der allgemeinen Einführung im Lande hingegeben, ohne fie jedoch 
mit pojitiver Gejeßesfraft auszuſtatten; und es dürfte wohl dies 
der wahre Rechtszuſtand fein, der nur zu einem fjegensreichen Ziel 
und Ende führen kann. 

Diel glüdlicher und Sicherer als das Geltendmachen 
einer pofitiven liturgiichen Gewalt wird die Doppelte 
Eigenichaft des evangeliichen Sürften als Oberhaupt 
des Staats und als Mitglied der Kirchengejellichaft 
in ihrem vereinten Wirken das heilige Werf der Kirchen: 
verbejierung vollführen. 

Die Hleichitellung des Iiturgifchen Rechtes mit dem jus circa 
sacra würde, wenn fie begründet wäre, die eimwirfende Kraft der 
epangelifchen Fürſten eber fchwächen als vermehren, indem fie die: 
jelben mit dem nichtevangelifchen gleichitellte, welchen leßteren es 
nicht innwohnen fann, das Heil der evangelijchen Kirche zu berathen 
und bei ihren Bejtimmungen binfichts des Gottesdienftes vor Augen 
zu haben, fondern einzig und allein die suprema inspectio in blofer 
weltlicher Beachtung des Staatswohls zu üben. 

Nur von dem glaubensperwandtem Negenten fann das Gott 
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dienende Dolf mit Dertrauen erwarten, dag für ihn das Wohl der 
Kirche und des Staats gleichbedeutend fein werde, und nur ihm 
fann es zufommen, nicht blos abwehrend und negativ als weltliches 
Oberhaupt, fondern auch anregend und fördernd als Mitglied 
der Kirchengejellfichaft in die liturgifchen Derhältnifje einzu« 
gehn. Aus dem Bündniß diefer beiden Qualitäten wird jich der 
mit der Wiederheritellung oder Einführung des Beſſern beabjichtigte 
Erfolg hinreichend fichern lajjen. Denn wie dem Seringiten in der 
Kirchen⸗Gemeine der Beruf fommen und das Recht nicht beitritten 
werden kann, jeine Stimme in Angelegenheiten der Kirche berathend 
und belehrend zu erheben, jo wird im glaubensverwandten Landes: 
herrn diejer Beruf im höchiten Maaße immer vorausgejeßgt werden 
müjjen, und die Befugnig außer Sweifel fein. Seine Rede, wenn 
jie auch nicht in Geſetzes-Form ergeht, hat das voraus, daß fie die 
Staats-Henehmigung in ſich trägt. — Bat er in jich erfannt, daß die, 
wenn auch in dem urfprünglichem Zuftand der Kirche begründete 
Willkür und Abweichung in den liturgischen Hebräuchen die Folgen 
äußert oder äußern kann, daß das allgemeine Band, welches die 
fämtlichen evangelifchen Gemeinden des Landes zu einer einzigen 
in chriftlicher Uebereinftimmung zufammenhalten foll, ji um ein 
Mehreres gelöft bat, als es für das Heil der Kirche, und dadurdı 
auch für das Wohl des Staates zu wünfchen, daß daher das Heil 
der Kirche wie das Wohl des Staats würde befördert werden durch 
eine neue allgemein geltende liturgijche Norm, fo darf er nicht, wie 
der nicht evangelifche Landesherr, die Anregung dazu erjt aus der 
Mitte der Gemeinde blos erwarten, jondern kann fie, da er jelbit 
in diefer Mitte ftebt, auch felbit geben, und nichts kann in Redhts- 
beziehung verhindern, den neuen zum Gebrauch hingegebenen Ritus 
in der Derwaltung zum Zweck der allgemeinen Annahme defjelben 
ausfchlieglich von Staatswegen zu begünftigen und fpäter oder 
früher, jenes durch Gewohnheit und eigenes Entwicdeln, diefes durch 
einwirfendes, fachverftändiges Berathen, den Seitpunft herbeizuführen, 
wo in der gerechtfertigten Dorausjegung des übereinftimmenden 
Sinnes der Hefammt-Hemeine des Landes das Altbejtehende, ſoweit es 
dem Neueren widerftrebt, ex jure liturgico negativo aus dem Ge— 
brauch gejegt, und die neue Agende zu einer allgemeinen Landes: 
firchenordnung erhoben werden fann. Alan fage nicht, daß hierin 
eine beunruhigende Anwendung indirefter Mittel zu einem pofitiven 
Swede liege, die — nur auf einem Umwege — dem gemißbilligten 
pojitiv-liturgiichen Recht völlig gleich fomme. Bier find Schranfen, 
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die mit dem Begriff des Pofitiven unverträglich find, welche dem 
guten und glaubenstreuen Landesherrn zwar faum bemerfbar, doch 
gegen das mögliche Attentat rüdjichtslofen Wollens einen mächtigen 
Schuß gewähren. Es bleibt das adminijtrative Derfahren der Staats: 
gewalt auch in feiner Rehts-Begründung (aljo nicht blos 
moralijch) an das Bewußtjein des Kandesherrn gefnüpft: 

daß es dem Staate heilbringend jei, und die Kirche in ihrem 
Mefen mindejtens nicht verleße. 

Beides fommt nicht in Betracht, ja darf es nicht, fofern man 
das Kirchengeſetz in der Eigenichaft eines rein pojfitiven aufitellen 
will. So wie für liturgiiche Anordnungen, auch wenn für die Landes: 
Religion gefährdend, auch wenn jie vernichtend find, ſich leicht durch 
das landesherrliche jus reformandi die juriftijche Formel auffinden 
läßt, um ihnen die pofitive Begründung zu geben, wenn man die 
Gefahr und den Dorwurf des Religionswechjels nicht jcheut, jo 
vergebens würde das Bemühen fein, mit gleichzeitiger Auf: 
rechthaltung der bisherigen Kandesreligion ein ihr We: 
jen zerftörendes poſitives Geſetz walten lajjen zu wollen. 

Folgende Bemerkungen werden dies näher erläutern: Dermöge 
des der weltlich unbejchränften höchiten Staatsgewalt zuftehenden 
juris reformandi fann diejelbe unftreitig in jo fern eine Liturgie als 
Geſetz publiziren, als fie damit die Erflärung verbindet: außer 
diejer neuen Kiturgie joll die betreffende Religion aufhören, Kandes- 
religion zu fein. Auf den Inhalt der Kiturgie kommt's dabei weiter 
nicht an, er kann die bisherige Religion gefährdend, er kann jie 
vernichtend fein. Iſt leßteres der Fall, jo involviert es einen Reli— 
gionswechjel. Der Jurijt darf nicht, wie es neuere gethan haben, 
jagen: die neue Agende tjt materiell untadelhaft, alfo ift dem Regen: 
ten das Recht zu deren gefeßlichen Anordnung einzuräumen — denn 
das heißt nach weltlicher Kegislatur nicht einräumen. Der Jurift 
müßte jagen: die publizierte Agende iſt tadelhaft, und fie gilt 
dennoch als pofitives Geſetz. So verhält es fich mit jedem poſi— 
tiven Geſetz. Es kann gegen Moral und Naturrecht verftoßen und 
iit doch formal ex potestate legislatoria gültig, wenn es von der 
oberjten Staatsgewalt ausgegangen ift, und zwar jo lange, bis es 
durch veränderten Willen derfelben Gewalt, oder durch jein den 
Staats:Derein ſelbſt zerftörendes Wirken außer Kraft gejegt wird. 
Der Begriff des Pofitiven ijt eben der Gegenfag von Moral: und 
Naturrecht. 

Der Regent fann aber nicht jagen, die bisherige Kandesreligion 
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joll es bleiben, und ihr gleidyzeitigq eine Agende als pofitives Gefeß 
geben; — denn jo müßte der Satz fteben bleiben, auch wenn es 
eine dieſe Religion gefährdende oder vernichtende Agende wäre; 
und dies fann die Staatsgewalt jo wenig bewirken, als durch ein 
Hefe beftimmen, daß zwei mal zwei nicht mehr vier fein follte. 

Wird aber die Giltigfeit des Gejeges von jeinem Inhalt bedingt, 
fo ift es fein formal pojfitives mehr. 

Dadurch aljo würde fich der obgedachte Zuftand der auf indirek— 
tem Wege zu Stande gebrachten Kirchenreform von dem der poll: 
tiven Einwirfung unterjcheiden, 

daß auch die folchergejtalt ganz allgemein gewordene Liturgie 
nicht als ein unwandelbares Geſetz bejteht; und daß fie ihrem In— 
halte nach der teten Beurtheilung und Berathung frei gegeben bleibt. 

Beides aber dürfte nicht eine Unvollfommenheit der liturgifchen 
Derfaflung, fondern gerade der Beweis fein, daf fie im ächten Sinn 
des Evangeliums bejiteht. 

Die evangelifchen Gebräuche dürfen ihrer Natur nach nicht un— 
wandelbar fein, jchon die Augsburgiiche Confeſſion deutet dies an in 
Art. 7—15: und wenn es gleich als wohltätbig erfannt werden 
muß, daß der allgemeine Charafter in der Art und Weife der 
gottesdienftlichen Derrichtungen im ganzen Lande derjelbe fei, fo 
dürfte doch jelbft eine gewiſſe Nachfichtigkeit in abweichenden Meben: 
dingen das Gute mit fich führen, in der evangelijchen Gemeinde 
die Wahrheit lebendig zu erhalten, daß, wie großer Werth auch 
auf die übereinjtimmende Würde des Aeußern gelegt werden maa, 
dies doch nicht die Hauptiache ei. 

Die eifrigjten Derfechter der pofitiven landesherrlichen Rechte 
in liturgifchen Angelegenheiten haben nicht unterlaffen, Dorficht und 
möglichjte Schonung der öffentlichen Meinung zu empfehlen, damit 
die wohlgemeintejten Maßregeln nicht das Gegentheil von dem 
herbeiführen, was bezwecdt wird, und den Saamen des Unfriedens 
ausftreuen, während das Evangelium nur Srieden und Duldung 
gebietet. 

In diefem frommen Sinne hat des Königs Majeftät das Verf 
der Kirchenverbefjerung begonnen, und daß der Segen nicht aus: 
bleibe, thut ein Weiteres nicht noth. 

Auch die früheren Kirchenordnungen zeugen von der eigenen 
Anficht der Landesherren, dag diefe Ordnungen nicht aus reiner 
weltlicher Macht gleich andern Gejegen haben gejchöpft, fondern 
lediglich in Ausführung des höhern AReligionsgebotes ſelbſt und durch 
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Dasielbe bedingt haben gegeben werden jollen. 

So wird bereits durch eine Derordnung vom 6. April 1705 in dem 

Berzogthum Pommern die Kniebeugung mit der Weifung geboten: 
„dem großen Gott die Ehre und der hohen Obrigkeit den fchul: 
digſten Gehorſam zu leiften.“ 

Endlich würde es auch dem Weſen der evangelifchen Kirche am 
wenigjten entiprechen, daß durch das ihr eigene freiere Walten dem 
Böjen eine Macht gegeben wäre, welcher nur durch pofitive Be: 
Ichränfungen und Dorfchriften geftenert werden fönnte. Die Ge— 
jchichte der Reformation zeigt, wie aus dem Kampf der Derwirrungen 
das reine Evangelium jiegreich bervortritt. 


7. Bericht und Antrag Altenjteins an den König vom 10. Mai 1825 *). 
(5. 128.) 


Die ſchon jo fehr weit gediehene freiwillige Annahme der er: 
neuerten Agende fpricht nicht mur für deren innere Vorzüge und 
für die Heitgemäßheit ihrer Erjcheinung, fondern auch felbit für die 
Zweckmäßigkeit des gewählten Ganges zu deren Einführung. Es 
iſt Doppelt heilige Pflicht, das was jo fichtbar von der Vorſehung 
gejegnet, von des Köntgs Majeftät ausgegangen ijt, auf das jorg- 
fältiajte in der weiteren Entwidelung zu leiten und die mit fo vielem 
Glück betretene Bahn nicht ohne dringende Deranlafjung zu verlaſſen. 

Bei ernfter Erwägung des Gegenjtandes aus diefem Standpunfte 
fommt es wohl vorzüglich auf folgende Sragen an: 

1. Ob ein öffentlicher Schritt zur Beförderung des Sortganges 
der neuen Agende jegt als rathſam ericheine, oder ob fjolcher noch 
auszufegen fein dürfte und bis zu welchem Zeitpunfte. Ein Still: 
jtand in Beförderung der Einführung der neuen Agende darf nie 
eintreten und diejes iſt auch jegt nicht der Fall. Ich lafje den Ge: 
genjtand im Einzelnen durch die Konfiftorien beftändig verfolgen 
und benüße jede Deranlaffung, um Dorurtheile zu befeitigen, die 
Anfichten zu berichtigen und die Ungejchidlichfeit der Behörden oder 
Einzelner durch gehörige Anleitung über den richtigen Gang zu heben. 

Durch eine an jämtliche Konfiftorien früher erlaffene Aufforde- 





*) Die nummerierten Unmerfungen geben Randbemerfungen des Königs. 
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rung, wenn auch ohne ganz jpezielle Ausmittelung doch im Allge- 
meinen anzuzeigen, welche Agenden im Gebrauch feien und in wie 
weit auch von diefen abgewichen werde, und durch meine bejtimmte 
Aeußerung in einzelnen Fällen, daß, welche authorifirte Agende 
auch im Gebrauch fei, doch eine Millfür des Heiftlichen oder der 
Gemeinde davon abzumweichen, nicht ftattfinden dürfe; Durch die bejtimmte 
Zumuthung an die Geiftlichfeit, wenn folche der erneuerten Agende 
geneigt jet, derjelben auch durch ihr Anſehen und durch Belehrung 
Eingang bei der Gemeinde zu verjchaffen oder vielmehr ein ärger: 
lihes Widerftreben der legteren zu verhüten, und endlich durch die 
Aufforderung, über Peine Schwierigkeiten, wie die Einübung der 
Chöre p.p. vorerjt hinweg zu ſehen, ift überall Thätigfeit für die 
Derbreitung der erneuerten Agende geblieben, und es ift eine allge- 
meine Wiederaufnahme des Gegenſtandes dadurch angemefjen vor: 
bereitet. Daß es bei dieſer fortgejegten Chätigfeit gut war, der 
weiteren Entwicdelung mit einiger Ruhe entgegen zu jehen: davon 
bin ich überzeugt, und es wird ſich fünftig zeigen, daß folche bisher 
weit heilfamer gewirft und insbejondere zu weiteren Rejultaten vor: 
bereitet bat, als ein fortgejegtes Derfolgen der Sache mit allgemeinen 
Anordnungen. 

Die öffentliche Stimme entwicdelt fich bei einer jolchen anſchei— 
nenden Ruhe unbefangener. Es jind in der neueften Seit ungleich 
mehr und wichtigere Schriften für als gegen die erneuerte Agende 
erjchtenen. Inzwiſchen hat ein folches Derhalten feine Grenzen, und 
es ijt rathſam, dasjenige, was jo vorbereitet ift, und den dadurch ge- 
wonnenen quten Eindrud zu einem erheblichen allgemeinen Schritt 
zu benügen. Es giebt Schwierigkeiten, die im Einzelnen allen Der: 
juchen, fie zu befeitigen, widerjtehen, und die befjer durch eine allge- 
meine Maßregel beftegt werden. Mit Berüdjichtigung alles dieſes 
jcheint es mir räthlich, das jchon jo weit gediehene Werf durch 
einen weiteren allgemeinen Schritt möglichft bedeutend zu fördern, 
und ich halte den jegigen Zeitpunft dazu für geeignet. 

2. Bei der Wahl des Schrittes fommt es wohl vorzüglich dar- 
auf an, die zunächit liegende Maßregel zuerjt zu wählen und auf 
folche ganz vorzüglich zu bauen. Eine Anhäufung zu vieler Maß— 
regeln erichwert oft das Gelingen und ift eine Derfchwendung von 
Mitteln, die jpäter erft wirffamer angewendet werden fönnen. 

As Maßregel dürfte in Betrachtung fommen: 

a) eine ernftere Nöthigung zu einem angemejjenen fort: 
Ichritt. Ich glaube annehmen zu fönnen, daß Seine Majeftät nicht 
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geneigt find, die Annahme der erneuerten Agende jchon jeßt zu 
befehlen. Es würde jolches den ganzen Charakter des bisherigen 
Derfahrens verrüden und eine der glänzendften Erjcheinungen, die 
freiwillige Annahme einer neuen Liturgie auf den Vorſchlag des 
Negenten, wovon in diefer Art wohl noch Fein Beifpiel vorhanden 
ift, in der weiteren Entwidelung ftören. Ein ſolcher Schritt ift durch 
die Nothwendigfeit noch nicht geboten, da die freiwillige Annahme 
wenn auch langſam, doch noch immer im Sortichreiten ift, und würde 
zu früh fein, ehe fich der Gegenſtand und das, was noch hie und 
da zu berücjichtigen ift, ganz überfehen läßt. Ein indirecter 
Swang aber, damit wenigftens Diele aus dem Zuſtande des In: 
differentismus heraustreten, jcheint mir nicht blos zuläſſig, jondern 
auch ganz in der Grundidee der Auffaſſung des Ganzen zu liegen 
und rathjam. Seine Majejtät der König haben als Haupt-Grund— 
jag und Zweck die Abjtellung der Willkür ausgeiprochen und als 
Mittel hierzu die Annahme der erneuerten Agende empfohlen. Jetzt 
jcheint es Seit, dieſe Abſtellung der Willkür ohne Weiteres zu ver: 
fügen und die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, diefes durchzu- 
führen. Die Konfiftorien würden aufzufordern fein, biernach unge: 
jäumt die erforderlichen Einleitungen zu treffen, jedem GSeiftlichen, 
der die erneuerte Agende nicht angenommen hat oder jich bei der 
neuen Dernehmung durch die Superintendenten nicht erklärt, jolche 
annehmen zu wollen, zur Pflicht zu machen, wenn eine alte!) autho- 
rifierte Agende vorhanden ift, ſich ftreng ohne die mindejte Abwei:- 
dung an diefelbe zu halten und fich ihrer zu bedienen, im $all aber 
feine jolche Agende vorhanden fein follte, die Erlaubnig zum Ge— 
brauch einer bejtimmten, bisher angewendeten, aber noch nicht 
förmlich authorifirten Agende nachzujuchen ’). 

Wird hierbei mit Ernjt und Machdrud verfahren, jo werden 
mit Ausnahme der Gegenden, wo alte authorifierte Agenden im 
unveränderten Gebrauche find, die Geiftlichen vorziehen, lieber die 
erneuerte Agende anzunehmen, als ſich auf die Abftellung der will: 
fürlichen Aenderungen, da der Gemeinde ſolches doch auch als 
Neuerung erjcheinen würde, zu befchränfen oder erjt die Genehmi— 
gung?) zum Gebrauche einer beftimmten bisher eingeführten, aber 
nicht förmlich authorifierten Agende nachzujuchen. Es giebt dieje 
Mapregel Deranlajjung, die Gemeinden auf den richtigen Standpunft 

ı) Dom £andesherrn. 

2) Ich halte diefes nicht für ganz angemeffen. 

5) Wie oben. 
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zurüdzuführen und ihnen fühlbar zu machen, daß fie Feine Agende 
willfürlich annehmen oder eine Agende ohne landesherrliche Geneh— 
migung im Gebrauche behalten dürfen. Dieſe Mapregel ift von 
Seiten des Rechtes ganz unbejtritten, und wird fie mit Ernit durch: 
geführt, dürfte fie in Derbindung mit den übrigen Maßregeln, 
welche gleichzeitig angeordnet oder angekündigt werden, die Wirkung 
nicht verfehlen, eine große Sahl von Geiftlichen und Gemeinden 
zur Annahme der ernenerten Agende zu veranlafjen oder den Stand: 
punft wenigftens angemejjen zu berichtigen. Diejenigen Seiftlichen, 
welche durhaus eine zwingende Maßregel zur Beruhigung ihrer 
MHeberzeugung und zur Sicherftellung gegen die Gemeinde abwarten 
zu müſſen erflärt haben, werden durch dieſe Maßregel befriedigt. 
Durch fie läßt jich auch hier in Berlin mit Umgehung aller weiteren 
Rechtsfragen vorjchreiten und ein erneuerter Derjuch machen, die 
Einführung der Agende zu bewerfitelligen. 

Wird die Beibehaltung von bisher gebrauchten, nicht förmlich 
- authorifirten Agenden nachgejucht?), jo läßt jich, bei Dermweigerung 
der Genehmigung bierzu, auf mannigfache Art die Annahme der 
erneuerten Agende befördern. Die Anordnung ftrenger Mittel im 
Einzelnen fann ganz nadı Kofal- und anderen Verhältniſſen bewerf: 
ftelligt werden, und es ijt fein allgemeines nadhtheiliges Aufſehen 
davon zu befürchten. 

Eine andere Maßregel wird fein 

b) eine erneuerte angemejjene Belehrung und Berichtigung der 
Anfichten. Don dieſer Mafregel ift im Allgemeinen wenig zu er 
warten und fie ift jehr bedenklich, wenn jich alles blos auf Ermah- 
nung und Auseinanderfegung von Gründen beichränfen muß. Den 
Gründen werden wieder Gründe entgegen gejegt. In ganz anderer 
Art ftellt jich aber jegt das Derhältnig, wo man auch mit Umgehung 
des tiefern Eingehens auf Gründe vorzüglich auf die Erfahrung 
Bezug nehmen kann. Der Erfolg hat entichieden, ein großer Theil 
ſehr gewifienhafter, echt religiöfer Geiftlicher und ſehr religiöfer 
Gemeinden haben die erneuerte Agende auch da angenommen, wo 
bisher jowohl alte Agenden noch vorhanden waren, als auch, wo 
hierunter große Willfür und Ungebundenheit herrichte. Es ift jolche 
in Gegenden angenommen worden, wo die Nähe der Katholiken 
die Furcht vor einer Rückkehr zum Katholizismus bei den Ununter: 
richteten eintreten lafjen konnte. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 








ı) Fiele wea. 
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keine aller der Beſorgniſſe ſich beſtätigten, welche viele hegten. Jetzt 
kann man ſich alſo ſchon mit mehr Hoffnung eines Erfolges von 
dieſem Standpunkte der Erfahrung aus auf Ermahnungen und 
Belehrungen einlaſſen und Vorurtheile bekämpfen. Der Erfolg der 
freiwilligen Annahme der erneuerten Agende iſt noch nicht ſo be— 
kannt, wie er es ſein ſollte. Bei dieſer Gelegenheit wird es rathſam 
ſein), ſolchem die möglichſte Publicität zu geben und damit fo vieles 
unnütze Geſchreibe über diejen Gegenftand abzufertigen. Würde 
auch diefe ganze Maßregel obne eine ernften gleichzeitigen Präftigen 
Schritt, wie die vorgeichlagene Möthigung zu einer Enticheidung, 
jchwerlich von großem Erfolge fein, fo dient folche doch jett, diejen 
erjten Schritt zu rechtfertigen, und die durch jolchen herbeigeführten 
Derhandlungen geben Gelegenheit, die Ermahnungen und Belehrun- 
gen noch mehr wirffam zu machen, ohne daß man befürchten dürfte, 
eine Oppoſition in Schriften dadurch zu veranlaffen, da Schriftiteller 
gegen Erfahrungen und einen folchen Gang überhaupt wenig aus» 
richten zu Fönnen jich bewußt find. 

Endlich erjcheint es als eine Haupt-Maßregel, den Erfolg der 
erneuerten Agende fegenbringend zu fichern : 

c) die möglichite Sorge für die vollendete Anpaſſung des Ganzen 
an das Bedürfnig der Gemeinden nach befonderen Derhältnijfen und 
ein weiterer Schritt zur Beruhigung aller Gemüther bierunter durch 
das Dernehmen emer geiftlichen Stimme, welche als folche genannt 
wird. Auch diefes haben Seine Majejtät der König in Ihrer Weis: 
heit bereits durch die befohlenen General-Konfiftorien berücjichtiget. 

Die Sache ift von großer Wichtigkeit, nicht fowohl wegen des 
davon zu erwartenden Nefultats, als wegen der Beruhigung und 
der Sicherheit für fünftige Schritte, welche diefe Mapregel gewähren 
wird. Die Einführung der erneuerten Agende bleibt freiwillig, es 
tritt nur erneuerte Belehrung und eine Nöthigung zum Ernſt durch 
die Abjtellung der MWillfür ein. Durch £eßteres wird der Zuſtand 
im Einzelnen ganz genau ausgemittelt. Es ergiebt jich ſpeziell, was 
durch freien Willen nicht zu gewinnen ift, und zwar aus weldyen 
Hründen und unter welchen Verhältniſſen. Ehe nun das Ganze 
gefchlojien wird, erfolgt gewiß jehr zweckmäßig die Zuſammenbe— 
rufung der Generalfonfiitorien. Es tft der legte Verſuch, die Un: 
gleichheit, welche bei diefem Allen geblieben ift, durch Derjchmelzung 
des alten lieb Gewordenen aus früheren authoriiierten Agenden mit 


ı) Ganz meine eigene Meinung. 
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der erneuerten Agende, jo weit es geicheben fann, ohne das Wefent: 
liche derfelben zu jtören, fowie alle Mißverjtändnifje und Mißdeu— 
tungen durch die Dazwifchenfunft würdiger Geiftlichen, zu bejeitigen. 

Don großer Wirkung für die Annahme der erneuerten Agende 
wird es fein, wenn die Abhaltung der HGeneral-Konfijtorien jet 
ſchon vorläufig auf eine zwechmäßige Art angefündiget werden darf. 
Es wird noch der legte Einwand vieler redlich gejinnter Geiftlichen, 
welche das landesherrliche Recht nicht bezweifeln, weldıe aber wün« 
ichen, daß wiürdige Geiftliche, zu welchen der Regent Dertrauen 
habe, gehört werden möchten, bejeitigt werden. Pie General-Konji- 
ftorien werden da, wo die erneuerte Agende jchon größtentheils an- 
genommen ift und wo fich daher alle Derhältniffe überſehen laſſen, 
auch jogleich abgehalten werden fönnen, und im Derfolg ihrer allge: 
meinen Anfündigung wird immer weiter damit vorgejchritten werden 
fönnen, allein es jcheint mir wünfchenswertb, daß die von mir ada 
vorgeichlagene Maßregel nicht bis nach Abhaltung der General: 
Konſiſtorien ausgejegt bleibe, jondern daß folche gleichzeitig mit jener 
anfanae und allmählig fortichreite. 

Um ein Bild zu haben, wie jih das Ganze der von mir vor: 
geichlagenen Maßregeln geitalten dürfte, und wie diefe verjchiedenen 
Maßregeln fich zu einem Haupt-Schritt vereinigen lajien, habe ich 
in der Anlage verjucht, eine Derfügung des Mlinifteriums der 
Geiftlichen p. Angelegenheiten an die Konfiftorien zu entwerfen. 
Es wird dabei angenommen, daß foldhe im Derfolg der Genehmi— 
gung meiner Dorichläge von des Könias Majeftät und einer des- 
halb erlajienen Allerhöchiten Kabinets:Ordre ergehe. Ich halte 
eine Faſſung für rathſam, bei welcher mehr das Mlinifterium der 
Geiſtlichen Angelegenheiten, gejtügt auf die Allerhöchſte Willens» 
meinung, verfügend, als des Königs Majejtät Allerhöchitielbit be- 
feblend, bervortritt. Dieſes dürfte einem noch wichtigeren Schritt 
vorzubehalten fein. Es ift diefer Entwurf mur ein Derfuch zu einer 
jolchen Derordnung, die ich, wenn ich des Beifalls Seiner Majeftät 
des Königs im Wejentlichen verjichert bin, noch genauer bearbeiten 
werde. Die Sache ijt von jolcher Wichtigkeit, dag ich auch, im Sall 
eine Allerhöchite Ordre mich authorijieren würde, das Erforderliche 
zu veranlafjen, doch wünfchen müßte, daß Seine Majeftät die Der: 
fügung des Geiftlichen Minifteriums jpeziell zu genehmigen geruben 
möchten, da es oft auf einzelne Worte anfommt, um die Allerhöchite 
Intention ganz zu treffen. So wichtig diejes bei allen erheblichen 
Hegenftänden jchon ift, jo ift folches doch noch ungleich wichtiger 
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bei einem Gegenjtand, welcher jeine Entjtehung und die Haupt-Keitung 
lediglich von dem Hegenten unmittelbar erhalten hat. 

Sollte eine Entwidelung meiner Anficht, wie die vorjtehende, 
nur in angemejjenerer form und vielleicht Manches vollftändiger 
und klarer auseinandergefegt, auch nicht fo glücdlich fein, den Bei: 
fall Seiner Majeftät des Königs im Ganzen oder wenigjtens theil— 
weile zu erhalten, jo wird jie doch das Gute haben, daß des Königs 
Majeftät meine Anficht vollftändiger fennen. Ich glaube mich nicht 
jcheuen zu dürfen, folche Seiner Majeſtät offen vorzulegen, da we» 
nigjtens das ernftejte Beftreben, die heilige Sache und die Allerhöchite 
Abjicht Seiner Mageftät des Königs zu fördern, daraus hervorgehen 
wird. Sollte auch nur ein Theil meiner Dorjchläge durch den Bei: 
fall Seiner Majeftät beglüdt werden, jo wird es auf den Grund 
diejer Darftellung um fo leichter fein, das, was nach der Allerhöchiten 
Abficht abgeändert, verbejjert oder vervollftändiget werden joll, daran 
anzufnüpfen. 

Berlin, den 10. Mai 1825. 


8. Entwurf einer Minijterialverfügung an jämtliche Königliche Kon- 
liftorien, von Altenjtein dem Könige zur Genehmigung vorgelegt 
am 10. Mai 1825 *). 

(5. 128.) 


Die öffentliche Stimme und das Urtheil aller, welche das Weſen 
und das Derhältnig der Firchengefellfchaftlichen Derbindung richtig 
und mit wohlmeinender Cheilnahme würdigen, hat es jchon längit 
als dringend nöthig anerfannt, dag das Band einer gemeinfamen 
Ordnung und Form für die öffentliche Hottesperehrung die evan— 
geliſchen Kirchen-Hemeinden der Monarchie zu einem auch Außer: 
lich fejt verfnüpften Ganzen umfchlingen möge!), und Seine Wlaje- 
ftät der König bat durch die, den Geiftlichen des Landes zur frei: 
willigen Annahme empfohlene erneuerte Agende diefem Bedürfnig 
in ernjter und milder Fürſorge, auf eine landespäterliche Weiſe ab- 


*) S, die Unmerfung auf S. 407. 

ı) Wie foldyes zu Anfang der Reformation in den verfdiedenen landes: 
herrlichen Eerritorien ftattgefunden, als in Brandenburg, Preußen, Pommern, 
Magdeburg pp. 
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helfen zu wollen erklärt. Bis die ganze evangelijche Landesfirche, 
wie jich nach den bisherigen erfreulichen Erfolgen dieſer allerhöchiten 
Abficht, in dem Maße als äußere Hinderniffe gehoben werden, und 
die beffere Ueberzeugung mehr fiegt, erwarten läßt, fich diefer Wohl: 
that erfreut, ift es ganz unerläßlich und von Sr. Majeftät, dem 
Könige dem unterzeichneten Minifterio der Geiftlichen Angelegen- 
heiten ausdrüdlich zur Pflidyt gemacht, fejt darauf zu halten, daß 
an den Orten, an welchen die den obengedachten Zweck jo wejent: 
li fördernde Annahme der erneuerten Agende noch unterblieben 
ift, wenigjtens die Millfür ſich nicht von den im verfaffungsmäßigen 
Wege bereits früher getroffenen und von dem Staats-Oberhaupte 
genehmigten gottesdienftlichen Einrichtungen entferne, und wo diejes 
regelwidrige Abweichen von denjelben ftattgefunden bat, auf die 
Wiederberftellung der auten Ordnung mit Kraft und Nachdrud bin: 
zumirfen. Das Ergebniß der durch das Generalrejcript vom 27. 
Xovember v. J. angeordneten Unterſuchung der frage: ob und 
welche mit gefeglicher Authorifation verjebene Agenden und Kirchen: 
ordnungen in den einzelmen Kirchenfprengeln und Gemeinden im 
Gebrauche find, macht eine in diefer Hinſicht enticheidende Maß: 
regel bejonders dringend nothwendig, denn es weilt im Allge: 
meinen zur Genüge nach, welche eigenmäctige Deränderungen in 
den fanctionirten Formen des öffentlichen Gottesdienftes die Willkür 
fich erlaubt bat, wie die urfprüngliche Würde Firchlicher Gebräuche 
an vielen Orten durch die Dorliebe für Neuerungen und durch ein 
unbedachtiames Bequemen nach den Sinne der Weltlichfeit entjtellt 
worden tft, daß manche Prediger die Dorfchriften und Normen, 
welchen ihnen bei ihren geijtlichen Amtshandlungen zur Richtſchnur 
dienen jollen, Faum noch kennen, gejchweige denn ftreng beobachten, 
und daß endlich bin und wieder das Entbundenfein von aller Re: 
gel als die Regel ſelbſt betrachtet wird. Es ijt die Fräftigite Ein: 
wirfung zur Abjtellung diejes migbräuchlichen Derfahrens jowohl 
an fich, als auch deshalb dringende Pflicht, da die erneuerte Agende, 
deren Zweck es ift, jenen Anordnungen zu fteuern und den inneren 
und äußeren Sulammenbang der evangelifchen Hlaubensgenojjen 
im Königreiche durch eine gemeinfchaftliche Form der öffentlichen 
Erbauung zu vermitteln, eine jo willige Aufnahme gefunden hat 
und bereits in 5,545 Kirchen, welche fünf Siebentheile von der Ge: 
fammtzahl aller ausmachen, tbeils eingeführt, tbeils für fie zur Ein: 
führung erbeten worden tft. Die Erfahrung hat ihre Amwendbar- 
feit jonach ſattſam erwiejen, br trenes Feſthalten an dem Worte 
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Gottes und an den wejentlichen Glaubensjägen der evangelifchen 
Kirche ift anerfannt worden. Geiftliche von ausgezeichneten theo: 
logifchen Kenntniffen und erprobter $Srömmigfeit machen in der 
Hoffnung, dadurch jegensreich auf ihre gottesfürchtige Gemeinden 
wirfen zu fönnen, von ihr Gebrauch. Die Mehrzahl aller Gemein— 
den, bei welchen richtiger Sinn für firchliches Leben und rege Theil: 
nahme an den öffentlichen Andachtsübungen vorherrſcht, haben fich 
durch fie befriedigt gefunden und freuen fich aufrichtig, daß jie 
jih ihrer Einführung willig hingegeben haben. Das zum Theil 
von dem Mebelwollen und der Unwiffenheit in Umlauf gejegte, und 
ohne alle Prüfung nachgeſprochene Dorurtheil, dag mit ihr eine 
Annäherung zum Katholicismus verbunden fei, wird nicht nur von 
Sacdwerjtändigen und Wohlmeinenden als eine nichtige und 
grundloje Bejchuldigung betrachtet, fondern ift auch durch die be- 
reits hinreichend gemachte Erfahrung und die vorbemerften Beir 
ipiele genügend wiederlegt?). 

Das Mlinifterium fieht fich daher, wie durch die Wahrnehmung 
diejes glüdlichen Sortganges, jo durch den Rückblick auf den That: 
bejtand der eingedrungenen Regelloſigkeit, veranlaft, den Weg, auf 
welchem es zu einer feften und möglichit gemeinfamen Ordnung in 
dem Gottesdienjte der evangelifchen Landeskirche fommen muß, mit 
jtrenger Gewifjenhaftigfeit zu verfolgen. Es ijt Pflicht, die Geiſt— 
lichen und Gemeinden, weldye zur Erreichung des heilfamen Swedes 
mit frommem Sinn die Hand geboten haben, gegen die Störungen 
zu fichern, welche das ihnen gegenüber jtehende Bebarren in unge 
bundener MWillfür durch Derrüdung des richtigen Standpunftes ver: 
anlafjen Fann, und namentlich find diejenigen Mitalieder der Geiſt— 
lichkeit, welche die Freiheit, die vorgeichriebenen Formen des öffent: 
lichen Hottesdienites willfürlich zu bebandeln, als ein Recht anzu: 
jprechen jich erlauben, noch mehr aber diejenigen Kommunalbehörden 
und Gemeinden, welce ?) die Verpflichtung, zu jeder gottesdienftlichen 
Einrichtung die Landesherrliche Genehmigung einzuholen, verfennen 
und den Geiftlichen?) nicht zu rechtfertigende Schwierigkeiten ent: 
gegen jegen, ernftlich in die Schranten zurüdzuweiien. Dem Königl, 


ı) Noch mehr aber durch das Beifpiel der ältern, früber eingeführten 
Agenden, die alle nach den Anleitungen, die von Luther felbft in den Jahren 
1525 und 26 erfcdhienen, eingerichtet worden find und deren Lebereinftimmung 
mit der jetjigen jedem Sacverftändigen einleuchten muß. 

2) Durch blinden Widerfpruchseifer. 

5) Durch das, wozu fie nidyt berufen find, und das ihres Amtes nicht ift. 
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Konfiftorio wird daher aufgegeben, den Inhalt des gegenwärtigen 
Erlafjes denjenigen Predigern, welche jich noch nicht für die An: 
nahme der erneuerten Agende erflärt haben, wörtlich befannt zu machen, 
fie im Geiſte deſſelben zur erniten, die individuelle Derantwortlidy 
feit wohl beachtenden Erwägung des feiten Hrundjages aufzufordern, 
daß ihnen bei diejer Angelegenheit für die Zukunft weiter Feine 
Mahl frei gelaffen werden fönne, als entweder zum Hebrauche 
der im verfaffungsmäßigen Wege früher eingeführten und mit lan 
desherrlicher Genehmigung verjehenen Agende zurüdzufehren oder 
jich für die Anwendung der erneuerten zu beftimmen, ihnen auch 
die Entfräftung des in feiner Nichtigkeit leicht zu widerlegenden 
chimärifchen Dorurtheils, als ob durch legtere eine Hinneigung zum 
Katholicismus bedingt jei, wenn es in ihren Gemeinden Eingang 
gefunden haben follte, zur Pflicht zu machen. Das Mlinijterium 
muß einen für ihre weitere Derbreitung günftigen Erfolg um fo 
mehr erwarten, da es ihnen die Ausficht eröffnen lafien darf, dag 
die Beibehaltung ſolcher gottesdienftlichen Formen und Gebräuche, 
welche durch die älteren Kirchenordnungen eingeführt und den Ge: 
meinden lieb geworden jind, mit dem Beirathe geeigneter Heiftlicher 
aus der Provinz erwogen, und ihnen nach Befinden, jo weit es 
mit dem wejentlichen Character der erneuerten Agende vereinbar: 
lich ift, eine angemeffene Stelle in derjelben angewiejen werden wird. 
Da die Gemeinden auf das Fortbeſtehen defien, was Millfür ohne 
Loncurrenz der competenten Behörden eingeführt hat, kein Recht 
haben und in dem, was ihnen aus alter wohlbegründeter 
Ordnung jtanımend, theuer iſt, nicht beeinträchtigt zu werden 
hoffen dürfen, jo werden auch die Geiftlichen bei einer zweckmäßigen 
Anregung ihrer Gemeinden nach örtlichen und individuellen Der: 
hältniffen fih immer mehr die Zuverficht verfchaffen, dag die Ein- 
führung der erneuten Agende mit richtiger Würdigung und freund: 
lihem Sinne werde von ihnen aufgenommen werden. 

Die Erflärungen der Heiftlichen auf diefe erneuerte Aufforderung 
und Anweifung für die Annahme der erneuerten Agende find von 
dem p. Konfiftorium, jo wie ſolche einfommen, in Derzeichniffe ge 
bracht, einzureichen. 

Endlich hat das Konfiftorium allen Predigern, welche dem Dor- 
itehendem ohngeachtet, bei dem Ablehnen der erneuerten Agende 
beharren und dadurch, oder auch ausdrädlicd; erflären, daß fie fich 
für das Surücdgehen zum ftrengen Gebrauche der älteren, bei ihren 
Gemeinden verfafjungsmäßig eingeführten und fanctionirten Kir- 
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chenordmungen bejtimmen, aufzugeben, 
daß fie binnen 5 Monaten jchriftlich erflären, an welche mit Lan: 
desherrlicher Genehmigung verjehene Agenden fie fidh ohne alle 
Abweichung halten wollen, und zugleich nachweijen, daß fie frü— 
herbin bei ihren Gemeinden im Gebrauche gewefen jind. 
Das überfichtlihe Derzeicniß diejer Anzeigen ift unter Beifügung 
der betreffenden Agenden, in jo weit fie nicht fchon eingeſendet find, 
mittelft gutachtlichen Berichts, 6 Wochen nach Ablauf obiger $rift, 
anhero einzureichen. 

Das Mlinijterium macht darauf bejonders aufmerfiam, daß die 
betreffende Derfügung an diejenigen Prediger, welche jich für die 
neuere Agende erklärt haben, zu Dermeidung unnöthigen Befrem- 
dens nicht zu richten und eben jo wenig jo zu verftehen ift, als ob 
diefe Prediger ihre Erflärung zurücknehmen und allenfalls für den 
Gebrauch einer älteren Agende ich bejtimmen Fönnten. 

Dafjelbe empfiehlt dem Königl. Konjiftortum, diefem wichtigen 
Gegenjtande jeine volle Aufmerfjamfeit zu widmen und alles, was 
jeine amtliche Stellung an die Hand giebt, anzuwenden, um die 
Superintendenten mit gleichem Eifer zu erfüllen. Es bleibt ihm die 
Wahl der zweckmäßigſten Mittel lediglich überlaffen. Namentlich 
werden jedoch da, wo es dem Eifer und der Gejchidlichfeit der 
Superintendenten mißtraut, oder dieſe ſelbſt in diefem Fall find, 
daß fie von der gegenwärtigen Aufforderung betroffen werden, um 
die Ausführung zu fichern, bejondere Maßregeln zu ergreifen jein, 
wozu auch die Abfendung geeigneter Kommifjarien gehört, die auf 
eine offene und würdevolle Weile die vorhandenen Schwierigkeiten 
zu heben juchen. 

(Bei dem Konfiftortum der Provinz Brandenburg it zu ſetzen: 
Rückſichtlich der Stadt Berlin wird dem Königl. Konfiftorio noch 
eine befondere Anweifung über die Dollziehung diefer Derordnung 
zugehen.) 

Berlin, w. o. 


9. weiter Bericht Altenjteins vom 10. Mai 1825*). 
(5. 128.) 
In der Darftellung über die zur Beförderung der erneuerten 
Agende jegt zu ergreifenden Maßregeln habe ich, um das Ganze 


*) 5, die Anmerkung anf S. 407. 
Foerfler, Entftehung ber preuf. Landeskirche. TI. 27 
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nicht zu verwiceln, einige Punfte übergangen, deren Wichtigkeit ich 
nicht verfenne, welche aber doch nach meiner Anficht in diefem Au: 
genbli nicht jo dringend zur Sprache fommen, als die von mir 
berausgehobenen Mlaßregeln, jo wünfchenswerth es auch jein 
dürfte, daß bei der von dem Mlinifterio der Heiftlichen Angelegen: 
heiten zu erlafjenden Derordnung audı auf dieſe Punkte, zum Theil 
wenigitens, angemefjene Rückſicht genommen werden könnte. 

Es betreffen jolhe die Berädjichtigung einiger jehr lebhaft 
ausgeiprochener Wünſche über anderweite Bejtimmungen bei der 
vorliegenden erneuerten Agende. Es jind ſolche Punfte, welche ich 
zum Theil fchon in den allgemeinen Berichten über die Einfüh- 
rung der erneuerten Agende größtentheils auf Grund von 
Anträgen der Unterbehörden oder der Erflärung der Geift- 
lichen berührt habe, und die zum Theil in öffentlich erichtenenen 
Druckſchriften zur Sprache gebracht worden find. Ich habe bisher 
Bedenken getragen, tiefer auf folche einzugehen und mich volljtän: 
dig darüber ausjufprechen. Es ſchien mir rathfam, auch hier die 
Erfahrung bei dem weiteren $ortgang der Einführung der erneu: 
erten Agende abzuwarten. Ich bin der Meinung, dag ſolches auch 
noch jetzt zweckmäßig jei. Ein aroßer Theil diefer Punfte betrifft 
blos den Wunfc der Beibehaltung des ltiebaewonnenen Alten, der 
bisherigen Form. Dieſe Dorliebe wird ſich aber erjt bei genauerer 
Kenntnig der erneuerten Agende richtig ausiprechen. Ohne folche 
ift jie nur einfeitig und leicht blos auf Dorurtbeil begründet. Je 
mehr jich die Keidenjchaften legen, je mehr wird die Aeußerung 
der Geiſtlichen, die ſich bereitwillig gezeigt haben, das Befjere anzu: 
nehmen, Gewicht befommen, wenn jie die Rejultate ihrer Bemer: 
fungen über die Wirkung der erneuerten Agende vorlegen, und 
deito jicherer wird das Urtheil über die Nothwendigkeit und Räth— 
Itchfeit fein, auf die geäußerten Bedenken und Wünjche im Allge: 
meinen oder nach Umjtänden örtlich vorerft wenigitens Rücficht zu 
nehmen, Der größte Theil diefer Punfte muß, fo weit jie das alt 
hergebrachte und lieb Gewonnene betreffen, bei Gelegenheit der 
Heneral-Konfiftorien ohnehin zur Sprache fommen, Es jcheint mir 
vathjam, deren Reſultate abzuwarten. Inzwiſchen jind auch Punfte 
darunter, deren möglichit baldige Erledigung allerdings zur Beſei— 
tigung von Migverftändniffen, welche den Fortgang der ernenerten 
gende hindern, zu wänfchen ift. Ich halte daher für nothwendig, 
diefer Punkte bier wenigftens fürzlich zu gedenten. Es läßt jich 
nicht leugnen, daß, wenn Seine Majeftät der König über einen oder 
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den anderen Punkt etwas jo zu beftimmen geruhen follten, daß bei 
Gelegenheit der Derordnung über die weiteren Maßregeln zur Be: 
förderung der erneuerten Agende davon Gebraud gemacht und nur 
etwas Beruhigendes angedeutet werden fönnte, diefes die freiwillige 
Annahme außerordentlich erleichtern und dem aanzen eine febr vor: 
theilhafte Richtung geben wärde. 

Die Hauptpunkte find: 

a) Eine Beruhigung Dieler durch die Zuſiche— 
rung, Daß Durch Die Annahme der erneuerten Agen 
de die Union nicht indirect einzufübren und zu er 
zwingen beabfichtigt werde. 

Diele der erneuerten Agende jehr geneigte Geiftliche, welche aber 
Bedenken!) bei der Union finden, haben bis jegt die Annahme der 
erneuerten Agende blos aus diejem Grunde abgelehnt. 

Da, wo genau beobachtete alte Agenden vorhanden find, und der 
Untons: Ritus nicht angenommen ijt, äußert jich die Anbänglichkeit 
und Kiebe zum Alten vorzüglich bei dem auf altbergebrachte Weije 
ſonach gefeierten Abendmahls:Ritus, und die Geiftlichen halten es für 
höchft bedenklich, gerade in Diefem Punkte irgend eine Störung 
zu veranlafjen. Bei diefem Punkte wird auch eine Abneigung gegen 
eine Deränderung gar leicht zur Hewifjensfache und äußert ſich 
dann heftiger. Er wird daber auch bei den General-Konſiſtorien 
jehr zur Sprache fonımen. Die Erflärung, daß die erneuerte Agende 
die Union nicht indirect einzuführen beabjichtige, macht aber bei- 
nahe unerläßlich, daß vorerjt die Beibehaltung des alt beftehenden 
Ritus?) wenigftens für die, welche durchaus nur unter ſolchem com- 
municiren wollen und der Union nicht beigetreten jind, Statt finde. 
Ein jolches Nachgeben der feier des Abendmahls in einer Gemeinde 
nach dem Ritus einer althergebrachten Agende als eine nachgegebene 
Ausnahme von der Regel zugleich auch mit der Feier des Abend- 
mahls nach dem Ritus der Union und nach der erneuerten Agende 
als Regel würde eine der wichtigften und Bauptjchwierigfeiten 
bei dem SKortichreiten der ernenuerten Agende wohl heben und 
gewiß der Union felbjt mebr förderlih als hinderlich fein, da 
hierdurch die Bejorgniffe eines Swanges bejeitigt werden würden, 
welche jet verbindern, das Dargebotene unbefangen zu betrachten. 
Die Sache wird ſich von felbjt bald in anderer Art geitalten, wenn 








) Diefes Bedenken ift allerdings unbegreiflih und höchſt beflagenswerth, 
die Agende aber Feinesweges beftimmt, um die Union zu erzwingen, 
2) Welches ift der alt bejtehende Ritus? 


27° 
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der jegige Unterricht der Jugend, welcher den jcharfen Lonfeljions- 
Unterſchied nicht mehr begünftigt, in den Erwachjenen feine MWirf: 
jamfeit zeigt. Es wird in den der Annahme des Unions-Kitus ab: 
geneigten Gemeinden mit jedem Jahr jich eine größere Sahl von 
Mitgliedern finden, welche den Ritus der ernenerten Agende vor- 
jieben, und die Ungleichförmigfeit wird unmerklich verichwinden. 

b) Die Berubiaung derer, welchen die aänzliche 
Trennung der eigentlihen Gottesverehrung, der 
Anbetung, von der Predigt und dem übrigen Theil 
des Gottesdienftes zu weit gehenden Beforgnijfen 
Deranlafjung giebt. 

Man glaubt in der Seftiegung der erneuerten Agende eine Ber: 
abfegung der Predigt und des Geſangbuches zu finden. Man führt 
an, daß Feine Liturgie außer der Enalifchen in der biichöflichen 
Kirche’), diefe Trennung fo in fich aufgenommen habe, wie die er: 
neuerte Agende, 

Auch diefer Punft muß bei den General-Konſiſtorien da, wo 
alte Agenden vorbanden find, zur Sprache fommen. ch finde diefe 
Bejorgnig und dieje Abficht bei der Macht der Gewohnheit und 
der von Jugend auf, namentlich über die Wichtigkeit der Predigt 
angenommenen Grundfäge und bei der Anhänglichfeit an das Ge— 
jangbuch jehr natürlich, und es läßt fich leicht erflären, wie jelbjt 
die Geiftlichen dieſe Anficht jchwer aufgeben. Ich für meine Perjon 
theile folche allerdings nicht ganz. Nach meinem Gefühl bin ich 
der Mleinung, daß weder die Predigt, welche jo ganz der Indivi— 
Dualität, der bejonderen Ueberzeuaung und Geſchicklichkeit des Pre: 
digers hingegeben it, fo daß leider das, was er fpricht, oft jogar 
einem großen Theil feiner Suhörer anftößig werden fann, noch auch 
das Gejangbuch mit dem oft jehr gemifchten Inhalt und zum Theil 
beinahe anftößigen Kiedern zur Anbetung paßt, und daß die Aner: 
fennung diefer Säße ein wejentlicher Dorfchritt zum Befferen in der 
ernenerten Agende tft. Inzwiſchen verfenne ich auch den Werth 
der Predigt und des Hejangbuches nicht, und es läßt fich nicht leugnen, 


ı) Man fehe, um fich eines befferen zu überzeugen, £uthers Anordnung 
des Gottesdienftes 1523 u. 26, ſowie aller Kirchen: AUgenden aus der Mitte 
des ısten Jahrhunderts und vergleiche diefe mit der ernenerten AUgende. 
Ueber längere Dauer des Gefanges ift fehon nachgegeben worden, mit diefer 
und der längeren Dauer der Predigt wird der Mehrzahl gewiß; nicht gedient 
fein, wenn gleih aus Widerfpenftigfeitsaeift es hin und wieder behauptet 
wird, 


Zweiter Bericht Altenfteins v. 10. Mat 1825. 421 


daß es zum Theil mit dem Dolfe ſehr bedenklich ausjehben würde !), wenn 
es die Achtung für die Heiligkeit der Predigt und der Kieder des 
Hefangbuches verlieren follte, jo wie auch, daß Beforgnifje, hierüber 
erregt, weit heftigere Scenen noch veranlafjen fönnen, als früher und 
fogar noch in diefen Tagen die Einführung neuer oder verbejferter 
Hejangbücher zur Solge gehabt hat. Es fcheint daber eine ernite 
Erwägung zu verdienen, ob nicht bei der Beibehaltung der ftrengen 
Trennung der eigentlichen Anbetung und der Sürbitten mit dem 
Gebet von der Predigt doch das Ganze noch einfchlieglich der Pre: 
digt "als Hottesperehrung durch einige Bejtimmungen in der er- 
neuerten Liturgie umfaßt werden fönnte. Es ift die Meinung viel- 
fach geäußert worden, daß fich bei einem gejtatteten häufigern Ge— 
brauch der Abfürzung der erneuerten Kiturgie und bei der Hinzu: 
fügung eines allgemeinen Kirchengebets nach der Predigt zu der 
fiturgie überbaupt alle Beforanifje heben würden. Der Hebrauch 
der abgefürzten Liturgie ift ſchon unter gewiſſen Bedingungen nadı 
gegeben und bei Landgemeinden häufig unerläßlich. Es würde mit: 
bin nur darauf ankommen, die Regel dafür etwas zu erweitern. 

Der eigentliche Hof, Dom- und Militär-Hottesdienit, fo wie der 
Hottesdienft an hoben Seiten, bei bejonderen Deranlafjungen und 
an gewiſſen bejtimmten Sonntagen fönnte ganz ausgenommen blei- 
ben, Es würde vorerjt gar nicht nöthig fein, hierüber jogleich etwas 
feftzufegen. Es dürfte genügen, wenn als Gegenftand der General- 
Konfiftorien ausdrüclich bezeichnet würde, Dorichläge zur Dereini» 
gung des alten liebgewordenen in Beziehung auf die Stellung der 
Prediat mit dem Weſentlichen der erneuerten Agende zu machen. 
Die Wirfung auch nur diefer Andeutung in der von dem Miniſte— 
rium der Heiitlichen Angelegenheiten jetzt zu erlafjenden Derfügung 
würde für die Beförderung der Annabme der erneuerten Agende 
ſehr wichtig fein. 

ec) Als minder erheblibe Erinnerungen und 
Wünfche betrahte ich Dasjenige, was über die Er- 
laubnig zu Unterlafjung des Kreuzfchlagens, zu 
Weglaffung der brennenden Lichter auf dem Altar 


ı) Wie ift e8 möglich, eine ſolche Anficht zu faffen, wenn man die er- 
neuerte Agende Fennt? Man gebe doch in den Dom oder in die Garnifon- 
firche in Potsdam, um fich eines beffern zu überzeugen. 

Die guten Redner predigen dort gewiß; nicht vor leeren Bänfen, vielmehr 
find genannte Kirchen niemals häufiger beſucht und jogar überfüllt anzu- 
treffen, als eben jetit. 
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und des Erorcismus oder vielmehr derals folder 
bezeichneten Stelle des Tauf-$ormulars angeführt 
worden ift!). 

Dieje Münfche find vorzüglich nur da von Erheblichfeit, wo 
die Evangelifchen unter Katholifen wohnen, und wo folche jegt noch 
eine große Furcht beherrfcht, wenn auch nicht zum Katholicismus 
geführt zu werden, doch den Katholifen Gelegenbeit zu geben, ibnen 
jolches aus dem Gebrauch des Kreuzichlagens und der Lichter an: 
zudichten und die Schwachen unter ihnen zu beunrubigen. Es wird 
hier alles darauf anfommen, Seit zu gewinnen. So wie die Evanı 
gelijchen jener Gegend das Beijpiel ihrer Glaubens-Genoſſen in 
anderen Gegenden beruhigt und die Katbolifen von dem Ungrund 
ihrer Schadenfreude überzeugt, wird ſich der Widerjtand gegen 
diejen Gebrauch und dieje Form von felbit legen. Auch diejes wird 
da, wo es wichtig ift, von den General-Konfijtorien zur Sprache ge: 
bradıt werden und würde fich in folchen Sällen zur Beachtung in 
einigen Provinzen eignen, allein Feine befondere Erwähnung jeßt 
in der zu erlafienden Derfügung bedürfen, da es im Allgemeinen 
von minder Erheblichkeit iſt. 

Allgemein find die Bedenflichfeiten über den OrdinationsEid ?). 
Es erfordert aber deren Würdigung eine eigene gründliche Unter: 
juchung und Darjtellung. Es ift folche vorerjt minder dringend und 
es fcheint ratbjam, deshalb erſt weitere Erfahrungen abzuwarten. 
Sollte über einen oder den anderen diejer Punkte bei Gelegen— 
heit der Derordnung des Geiftlichen Minifteriums über die weiteren 
Maßregeln in der Agende-Angelegenheit etwas Beruhigendes auf: 
genommen werden Fönnen, jo wird jich folches leicht in den vorlie: 
genden Entwurf zu jener Derordnung angemefjen mit Behutſamkeit 
und auf eine vorjichtige Weile nachtragen lafjen. 

Berlin, den 10. Mai 1825. 


ı) Hat man denn ganz und gar die Anordnungen £uthers, des fo viel 
gepriefenen, vergeffen und glaubt man, daß diefer alles diefes zu Ehren der 
Katholifen aelaffen und aut geheifen hat? 

Wird denn jetzt allein die Ehre der Evangelifhen Kirche darin gefucht, 
daß man nur allein das Entgegengejettte von allem dem, was bei den Ka- 
tholifen in Gebrauch ift, thun muß? 

2) Diefer ift wörtlib aus der Schwedischen Kirhen-Ordnung entnommen, 
die erft vor ein paar Jahren erneuert erfchienen it. 
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10. Randbemerkungen des Königs zu der Eingabe der 12 Berliner 
Prediger vom 1. März 1826*). 
(5. 137. 

I. Eine höchſt freche Beurteilung, die höchſt ftrafbar zu nennen 
ift, da fie zum Deckmantel der Widerjpenftigfeit gebraucht wird! 

2. Nur durch Nebelwollende, die Unfraut unter den Waizen zu 
ftreuen bemüht find, fann ein ſolches Vorurteil verbreitet worden 
fein, wenn es hin und wieder befteben jollte. 

5. Eine höchſt infolente und ftrafbare Behauptung. 

4. Allerdings eine Sichtung, die aber nicht zum Dorteil der 
offenbaren Widerfpenftigfeit ftattfinden darf. 

5. Reiner Unfinn, denn, was £utber aebilligt und gefördert 
wiſſen wollte, kann zu einer fo verfehrten und verdrebten Anficht 
gewiß nicht berechtigen und kann nur durch Bösgefinnte verbreitet 
und aufgenommen werden. 

6. Der Ausdruf Mepkanon iſt vollfommen ımrichtia; denn jo 
wird von Cuther mur der Teil der Meile genannt, der niemals in 
der Ev. Kirche angenommen worden ift. 

7. Eben dies jogenannte Einjehen iſt Schuld, daß Alles in 
Millfür und Derwirrung ausgeartet ift, weil man aus bloßem Ei— 
genfinn und verfebrtem Sinn alles weaichaffen wollte, was an die 
katholiſchen Seiten erinnert; am Ende würde es dem ganzen Cbriiten- 
tum fo ergeben, weil denn doch nun einmal Katholifen auch für 
Ehriften gelten und Dieles glauben, was auch die Evangelijchen 
wenigitens glauben follten. 

8. Wenn man dies alaubt, fo zeigt es fich, wie weit man jich 
immer mebr von Kutbers Anfichten entfernt hat, obgleich man aus 
Eigenfinn dennoch die Benennung Cutheriſch nicht aufgeben will, 
von der er ſelbſt nie nichts wiffen wollte und nur die der evange- 
liichen Ebriften geitattet bat. Don Cuthers Dorliebe zum Katboli- 
cismus hat wohl niemand gebört; wenn alfo gegen folche Dinge 
Dorurteile fich eingefchlichen haben, fo ift allein der verkehrte Mille 
der Geiftlichen Schuld daran. 

9. Schon in Pommern bewilligt, kann überall zugegeben wer: 
den, wo mans wünicht. 

IO. Auch nach dem englischen Ritus, der doch eigentlich ein re: 
formierter zu nennen ijt. 


*) 5. Seite 137, Unmerfung 5. 
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Il. Das ijt nirgends bemerfbar, wenn der Altardienft zweck: 
mäßig und nicht mit jchleppenden Geſängen und jchleppender Sprache 
abgehalten wird, denn in Potsdam dauert die Kiturgie, ohne die 
Geſänge der Gemeinde, nur ungefähr 15 Minuten, 

12. Man kann unmöglich auf alle Meinungen derart Rüdjicht 
nebmen, auch finden fich feine Schwierigkeiten in folchen Gemeinden, 
wo Geiftliche find, die guten Willen haben und ihren Gemeinden 
die Sache in der wahren Geftalt zu zeigen fich bemühen, was aber 
grade umgekehrt der Fall bei denen ift, die eine Ehre in der Wider: 
ipenftigfeit jegen, da es fich bier Feineswegs um Slaubensiachen 
und Dogmen handelt. In Potsdam, im Berliner Dom pp. gebt 
alles ohne Schwierigfeiten, nur da, wo Maulerei fich ins Spiel 
mifcht und begünftigt wird, da gebt es nicht oder ſoll wenigftens 
das Anjehen haben, als könne es nicht geben. 

15. Ein trefflicher Dorjchlag, um die Derwirrung und Millfür 
zu erhalten, denn nun erjt gäbe es 5 authorifierte ganz verfchiedne 
Sormulare, der Dariationen nicht zu gedenken, die fich die Herren 
ganz befonders ausbedingen wollen, und als bliebe den Predigern nicht 
Raum und Heit genug, um, wern fie wollen, in der Predigt und 
andern antorifierten Anreden fo viel Trefflihes und Gutes, als 
Seichtes, Mattes, ja ſogar Derfälichtes, wenn es nicht zu arg kömmt, 
vortragen zu fönnen, als ihnen beliebt. 

14. Daß aus allem dem bier vorgeichlagnen durchaus nie und 
nimmermebr eine Uebereinſtimmung hervorgehen fann, tjt einleuchtend. 

15. Allerdings der Buchjtäblichkeit, denn ſonſt bleibt alles beim 
Alten. Der Geiit des Wirrwars ift wabrlich nicht der ächte Geiſt 
des evangelijchen Hottesdienjtes. Bier aber will man, daß jeder etwa 
machen joll, was ibm beliebt; in der That, das wäre eine jonderbare 
Derbefjerung. 

16. Wenn das Werk £utbers durch das willfürliche Derfahren 
jeiner Geiitlichen und Nachfolger untergegangen ijt, wie follte ſich 
wohl das Werk jolcher Männer, die jolche Dorjchläge machen, er- 
halten können? Es iſt wahrlich eine Anmaßlichfeit und Eitelfeit 
diefer Männer, die Faum glanblich fchiene, wenn es nicht da ſtände. 
Geſetzlich Hebliches ift nur in fehr wenig Kirchen gangbar. Das Wort 
Provinz in der Bedeutung, wie es in diefem Auffag gebraucht wird, 
ift ganz uneigentlich zu nennen, der gänzlichen Derfchiedenheit in 
den Gebräuchen wegen, es würde aljo Niemandem etwas zu Dante 
gemacht werden, denn Einer begehrt das Alte, der Andre weniger, 
der Dritte nichts. 
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17. In der That ein feltfamer Vorſchlag. Was würde die ge- 
lehrte Welt dazu jagen, wollte man 3. B. die Jliade oder das Wi: 
belungenlied von Zeit zu Zeit modernijieren? Der chriftliche Got: 
tesdienjt dagegen foll alle 20 Jahre nach dem Dünfel jeder Gene: 
ration gemodelt und ihm ein neues Mäntelchen nach dem modernften 
chriftlichen Modefchnitt umgeworfen werden. Wie chriftliche Geiſt— 
liche folchen Unfinn ausiprechen fönnen, gehört zu den Zeichen der 
Seit. Unfinn über Unfinn. So wie mit den Sormen, geht es bei 
ihnen leider auch mit den Hlaubensmaterien. 

Die Herren haben ihre Meinungen frei ausgeiprochen; qut! 
Auch ich jpreche nunmehr die meinige aus, und die ijt, daß 
alle dieje Vorſchläge nur gemacht zu fein jcheinen, um auf eine ver: 
fappte und feine Meile das ganze begonnene Werk zu bintertreiben 
und zu zerjtören, aljo zu nichts weiter führen würden, als die Gene: 
raltonfufion zu erhalten, die überall jet eingeriffen, und die ihnen 
jo wohltbätig ift und in der fie fich jo behaglich befinden; daß ich 
mitbin diejen Anfichten, wie fie es wohl felbjt erwartet baben 
müſſen, meinen Beifall gänzlich verjagen muß und nur meine Der: 
wunderung darüber ausdrüäden kann, wie jie ſich zu dergleichen 
Dorjchlägen verftehen Fonnten. Ein folcher Rüdjchritt kann und 
darf niemals aefchehen, ohne daß nicht alle redliche und wacere 
Geiftliche und Gemeinden, die fich für die Annahme vertrauungsvoll 
ausgejprochen haben und die Gottlob in 5 Provinzen in der bei 
weiten größeren Mehrzahl vorhanden, ſich jegt fompromittiert fühlen 
müßten. 

Modifikationen jind bereits gejtattet und diefe jind dem Pommer- 
ſchen Konſiſtorium mitgeteilt worden und können als die Bafis des audı 
in den andern Provinzen zu gejtattenden angejehen werden; mehr Fann 
und darf nicht geichehen. Das Ganze der Eingabe ift als ein 
Amalgam von verkehrten und widerjpenftigen Anjichten und frecher 
Behauptungen und Forderungen anzufehen, auf die gar nicht ge: 
rüdjichtigt werden darf. Wäre die Eingabe nicht unterjchrieben, 
jo hätte jie weniger auf ſich; fo aber ijt fie als das Nefultat einer 
unbefugten Afjociation anzufeben und zu betrachten und würde als 
eine jolche mit Strafe zu ahnden fein, wäre es nicht milder, jie 
lieber ganz ignorieren zu wollen, in der Erwartung, daß die Herren 
Afjociierten fich eines Beffern belehren werden. 
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11. Alleruntertänigjtes Gutachten über das Ordinationsformular 
v. 24. Juli 1826. 
(5. 148.) 


Auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeftät des Königs zujammen- 
berufen, um die gegen das ®rdinationsformular der er: 
neuerten Agende von verfchiedenen Seiten aufgeftellten Bedenklich 
feiten zur Berathung zu ziehen und unfer pflihmäßiges Gutachten 
darüber abzugeben, haben wir, die ehrfurchtspollft Unterzeichneten, 
es zupörderjt unlern Herzen gejtatten müſſen, die gemeinfamen Em- 
pfindungen unfers allerunterthänigften Danfes für das huldvolle 
Dertrauen, dejjen Se. Majejtät, unſer Allergnädigiter König und 
Herr, uns zu würdigen geruhet hat, auszudräden, und wir find 
uns, dDurchdrungen von der hohen Derpflichtung, die uns dadurch 
aufgelegt worden, im gegenfeitigen Angelöbnifje begegnet, die Er: 
örterung des wichtigen Geaenftandes mit gewiſſenhaftem Ernite und 
rubiger Bedachtſamkeit vorzunehmen und nur das, was wir in wohler: 
wogener und redlich geprüfter Heberzeugung für das Richtigjte und Räth- 
lichite halten, in unjer allerunterthänigftes Gutachten niederzulegen. 

Daß das gedachte Ordinationsformular im allgemeinen 
dem Geifte der heiligen Schrift und dem Kehrbegriffe der evange: 
lifchen Kirche gemäß ift, und daß darin alles, worauf es bei der 
Weihe zum chriftlichen Predigtamte hauptjächlich anfommt, in einer 
würdevollen Seitalt ericheint, darin ftimmen wohl alle redliche und 
unbefangene evanaelijche Heiftlihe mit uns in danfbarer Anerfen: 
nung überein. Die Erinnerungen, die man bin und wieder dagegen 
erhoben hat, betreffen eigentlich nur den darin aufgenommenen Eid 
und einige Theile desjelben. Es wird nämlich 

Il. gegen den von den jymbolifchen Büchern 5. 45 der Agende 
gebrauchten Ausdrud: Glaubensnorm, bemerkt, daß diefes Prädikat 
nach den Grundjägen der evangelijchen Kirche und nach den aus: 
drücklichen Beftimmungen ihrer Befenntnißfchriften nur der Heiligen 
Schrift zufomme. 

Das Princip, welches die evangelifche Kirche ins Leben gerufen 
und die Reformatoren ftets geleitet habe, jei dies, Daß feine menſch— 
liche Autorität, — dergleichen fymbolifche Schriften, Concilien-Be- 
ichlüffe u. f. w. find, — fondern nur die Heilige Schrift, als göttliche 
Autorität, für das, was von den Gliedern der Kirche geglaubt 
werden mäffe, eine beftimmende und enticheidende Norm und Regel 
abgeben fönne, wogegen in den jymbolifchen Schriften ausgedrädt 
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und feitgejegt werde, was von den Lehrern der Kirche öffentlich 
gelehrt werden jolle, und diejes Princip müſſe als ein wefentliches 
Merfmal angejehen werden, wodurd fich die evangelifche Kirche 
von der Fatholifchen unterfcheide. 

Dieſe Anficht ijt allerdings richtig und von den rechtgläubiajten 
Theologen unjerer Kirche aufrecht erhalten worden, daher auch die 
Unterzeichneten glauben, der Solgerung beitreten und ihren allerunter: 
thänigjten Antrag dahin richten zu müſſen, daf 

„zu Dermeidung des entfernteften Scheines, als jei jenes Princip 
„aufgegeben oder abgeändert worden, Se. Majeität zu befehlen 
„geruhen möchten, daß der Ausdrud: »unjerer alleinigen Glau- 
„bensnorme nach den Worten: Alten und Venen Tejtamentes 
„einzufchalten und weiter unten, wo von den fvmboltichen Büchern 
„die Rede iſt, wegzulaſſen jei.“ 

2. Es hat ferner zu Gegenbemerfungen Anlaß aegeben, dat 

die Derpflichtung aller evangelifchen Seijtlichen 
„aufdieinderepvangelifchen Kirche allgemein am 
„senommenen jymbolijchen Bücher, wie folce in 
„nen Landen Sr. Majejtät übereinftimmendange» 
mommenjind, 

jtatt finden folle. 

Man erinnert, daß es folche allgemein angenommene ſymboliſche 
Schriften, als öffentliche Urkunden betrachtet, gar nicht gebe, und 
daß die, vorfommenden Salls, von den zu Derpflichtenden aufge: 
worfene frage: welche ſymboliſche Schriften namentlich gemeint 
jeten, biernach garnicht beantwortet werden fönne; eine Ungewißheit, 
die befonders für die noch nicht unirten Gemeinden eine jehr be- 
denfliche Bedeutſamkeit babe und für die Heiftlichen jelbjt große 
Derlegenheiten berbeiführen fönne. 

Dieje Derpflichtungsformel jege voraus, daß die Union jchon 
überall zu Stande gefommen jei, fie könne daher auch, da dieles 
nicht der Sall fei, auf die Geiftlichen, die bei der großen Hahl noch 
nicht unirter Gemeinden angejtellt würden, Feine Anwendung leiden, 
weil dieje, fo lange fie jich noch nicht für die Union erklärt haben, 
auch arundjäglich zu erwarten berechtigt wären, daß ihre Geiftlichen 
auf die unterfcheidenden ſymboliſchen Schriften, fei es nun der luthe— 
rijchen oder der reformirten Confeſſion, verpflichtet würden. 

Derheblen dürfen wir, die ehrfurchtsvollft Unterzeichneten, es 
uns nicht, daß die gedachte Art der Derpflichtung bei dem noch 
häufig fortdauernden Unterjchiede der Confeſſion große Schwierig: 
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feiten finden und Widerſpruch erzeugen müſſe. 

Dieje Schwierigfeiten entipringen bier nicht, wie es leider ſonſt 
jo oft der Sall ift, aus bloßem Widerfpruchsgeifte, jondern liegen 
wirflich in der Natur der Sache jelbft und lafjen jich darum, jolange 
die Union noch nicht überall eingeführt iſt, auch nicht heben, müſſen 
vielmehr da, wo der Widerjpruch einmal eingetreten ift, wenn nicht 
auf eine vorfichtige Weife ausgebogen werden fönnte, nach der Er- 
fabrung die Annahme ſowohl der Agende als der Union erfchweren. 
Der vorgeichriebene Ordinationseid bezeichnet einen Zuftand, wie 
er im Geijte der Union fein fol und mit Gottes Hülfe auch werden 
wird; jo lange derfelbe aber noch im Werden begriffen ift, muß 
freilich alles entfernt und befeitiget werden, was feinen Fortgang 
hemmt und feine Entwidelung aufbält. 

Die Beantwortung der frage, welches bierbei der ratbjamifte 
Ausweg jei, wird weiter unten ihre gehörige Stelle finden. 

5. Auch gegen einige Ausdrüde und Wendungen in dem Bo- 
magtial-Eide 5. 46 bis 48 find Einwendungen gemacht worden, und 
das Lonfiftorium im Pommern, welches fich über diefen Geaenftand 
in den Worten äußert: 

„Mehrere recht wacere und fromme Seiftliche haben es mit Schmer; 
empfunden, daß durch diefen nenen Eid die Dorftellung erwedt 
werde, als ob den Geiftlichen in Hinficht der Erfüllung ihrer 
heiliaften Pflichten und ihrer ganzen Sittlichfeit weniger Dertrauen 
geichenft werde, als allen übrigen Staatsdienern. Und doch be: 
darf der geiftliche Stand dieſes Dertrauens fo fehr zu eimer ge 
jegneten Wirkſamkeit“ —, 
mag dabei wohl die in diefer, wie in andern Provinzen, laut ge 
wordene Anficht im Auge gebabt haben. Die Art und Weije, wie 
diefe Einwendungen ihre Erledigung finden können, wird ebenfalls 
in dem alleruntertbänigjten Schluß-Gutachten berücjichtiget werden. 

4. Endlich ift der Umftand, daß die feierliche Dereidigung des 
Heiftlichen bei der Ordinationshandlung ftatt finden foll, felbft in 
Anfpruch genommen worden. Man verfennt zwar nicht, daß diefe 
eidliche Derpflichtung, der heiligen Schrift und dem firchlichen Lehr: 
begriffe gemäß zu lebren und dem Landesherrn unverbrüchlichen 
Gehorſam zu beweifen, verbunden mit dem Ordinationsafte, feier: 
licher fein und einen tiefern Eindrucd zurück laffen könne, aber man 
erinnert auch, es fei die förmliche Dereidigung bei diefer Gelegenheit 
in der evangelifchen Kirche Deutichlands nicht herfömmlich und üblich, 
das von £uther entworfene Ordinationsformular erwähne diejelbe 
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ebenfalls nicht, es bleibe daher mindeftens zweifelhaft, ob das Bei: 
jpiel Schwedens, wo der gedachte Aft wegen der Suziehung eines 
weltlichen Kirchenbeamten fich etwas anders gejtalte, und für die 
Heiftlichen ein bejonderes Standesperhältnig erijtire, maßgebend 
jein könne, vielmehr jcheine es nach dem Geijte der Kiturgie, die 
mit jo viel ehrwürdiger Berücfichtigung des Altertbümlichen das 
hiftorijch Begründete in der evangeliichen Kirche bervoraezogen babe, 
conjequenter zu fein, wenn auch bier ein 300jähriges Herkommen 
befolgt werde. 

Menn nun mit Rüchjicht auf die bin und wieder erhobenen 
Bedenken und die dabei ausgejprochenen vielfachen Wünjche, außer 
der, nach dem, was ad | ausgeführt worden ift, allerdings als 
dringend notbwendig zu erachtenden Umftellung des Wortes: Glau— 
bensnorm, in dem abgedrudten Lonterte des Ordinations-Eides 
noch allerhand andere Deränderungen, Wealafiungen, Suläge und 
Einfchaltungen jtatt finden jollten, jo jcheint dies der Würde des 
Gegenitandes, als eines von des Königes Majeftät einmal Hegebenen 
und Ausgejprochenen, nicht angemefjen, und es würde bei leifen und 
behutjamen Deränderungen doch faum möglich jein, fie jo zu failen, 
daß bei den in der Natur der Sache liegenden Hinderniijen eine 
allgemeine Zufriedenheit und Annabme bewirft würde. 

Bei dieſer verwidelten Lage der Sache haben wir geglaubt, 
unjer allerunterthänigjtes Gutachten auf einen doppelten Ausweg 
itellen und die rätblichere Anwendbarkeit des einen oder des andern 
der Allerhöchſten Entjcheidung Sr. Majeftät anbeim geben zu müffen. 


I. 


Der erfte würde fein, daß des Königs Mlajejtät geruben möchten, 
Allergnädigſt zu geftatten: 

daß das in der Agende für die Ordinationshandlung beftimmte 
Formular nebft dem dazu gehörigen Eide, mit der Umitellung 
des Wortes Glaubensnorm, da, wo der weibende und zu wei: 
hende Geiftliche, leßterer bejonders mit Rüdficht auf feine der 
Union beigetretene Gemeinde, ſolches wünicht, gebraucht” werde, 
dagegen überall, wo der Gebrauch diefes Formulars und der 
dazu gehörigen Dereidigung wegen der noch nicht erfolaten Union 
Bedenklichfeiten hat und vielleicht die Annahme der Union und 
Agende hindern Fönnte, es bei der bisher geieglich beftandenen 
firchlichen Ordnung, wie Sr. Königlichen Majeſtät Ahnherren 
und Allerhöchſt Sieſelbſt joldhe gegeben haben, mit Befeitigung 
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alles Willfürlichen bei der Ordination der Geiftlihen fein Be- 
wendennoch ferner haben möge. 

Diefe Maßregel, jollte fie die Allerhöchjte Genehmigung finden, 
würde ganz der früheren Königlichen Verordnung analog fein, nach 
welcher in allen Hemeinen, wo die Einführung der ernenerten Agende 
noch Schwierigfeiten findet, nachgewiefen werden muß, welche alte 
janctionirte Agende gebraudyt worden und ferner im Gebrauche 
zu erhalten ift, jo wie denn auch in diefem Salle ſämmtliche Conſiſto— 
rien das alte, landesherrlich beftätigte Sormular, nadı welchem die 
Geiftlichen in den verjchiedenen Provinzen ordinirt wurden, dem Mini: 
jterio der geiftlichen ac. Angelegenheiten würden zur Kenntnißnahme 
einzureichen haben, damit auf diefe Weile alles Willfürliche und 
Geſetzloſe bejeitigt werde. 

Der Amts und Untertbanen-Eid würde dabei in der bisherigen 
Art abzuleiften und für die bei noch nicht unirten Gemeinden an: 
zujtellenden reformirten oder lutherifchen Geiſtlichen eine Derpflich- 
tungsformel auf die ſymboliſchen Schriften ihrer Kirche demjelben 
beizufügen jein. 

Da der Fall eintreten könnte, daß zwifchen dem Geijtlichen, der 
die Weihe ertbeilt und dem, der jie erhält, darüber, ob es wünſchens— 
werth jei, das in der erneuerten Agende enthaltene Ordinationsfor- 
mular zu gebrauchen, eine Derichiedenheit der Anficht ftatt fände, fo 
möchte wohl, um jeden Hweifel und jedes Mißverhältniß zu bejeitigen, 
die ausdrüdliche Allerhöchfte Beftimmung hinzuzufügen fein, daß es 
dabei zunächft auf den Wunſch des zu weibenden Heiftlichen anfomme. 

Es ift hierbei freilich nicht zu verfennen, daß als nächiter Erfolg 
der conftante Gebrauch der Agende in ihren jämtlichen Theilen 
damit noch etwas ins Ungewijje gejtellt und von der Wahl und 
Meinung der Einzelnen abhängig gemacht zu fein fcheint; da aber 
das ganze Unionswerf noch im Werden begriffen ift und ein fefter 
Huftand der evangeliichen Kirche erſt angeftrebt wird, fo hat nach 
unferm allerunterthäniaften Dafürhalten eine interimijtifche Maßregel 
etwas Empfehlenswerthes, es geht durch ibre Anwendung im Weſent— 
lichen nichts verloren, und jie wird beitragen, das, was jetzt das 
HBauptfächlichjte ift, die Annahme der Agende und Union fchneller 
zu fördern. 


II. 


Das zweite Ausfunftsmittel, das wir der Allerhöchiten Entſchei— 
dung anheimjtellen zu dürfen allerunterthänigjt bitten, würde dem 
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Wollen und Meinen der Einzelnen weniger freien Spielraum ge: 
ftatten und einen feftern Organismus, jo weit es bei dem Stande 
der Sache möglich ift, fchon jest zulaſſen. 

Wir gehen dabei von der Anficht aus, dag nicht fowohl das 
eigentliche Ordinationsformular, fondern nur der demjelben beigefügte 
Eid es ift, wogegen man Ausftellungen macht, und deijen Anwend— 
barfeit man in Sweifel zieht. Gegen das Ordinationsformular 
würden fich, wenn nur das Weogfallen des Eides an diejer Stelle 
geftattet wäre, gar feine gegründeten Einwendungen erheben lafjen, 
und es bedürfte dann dafür auch nicht einmal der außer dem jo 
notbwendigen Deränderung, deren ad | Erwähnung gejchehen iſt. 

In Erwägung diefer erheblichen Umftände erlauben wir unfer 
allerunterthänigftes Gutachten — als alternativen Ausweg — auch 
dahin zu richten: 

dag Se. Majeftät unjer Allergnädigfter König und Herr zu be- 
fehlen geruhen möchten: 

a) daß es in der Ordinationshandlung mit dem p. 44 der 
Agende zu gebenden Zujagen bewenden, ihre Befräftigung mitteljt 
Bandichlages erfolgen, die förmliche Dereidigung hier aber wegfallen 
jolle ; und daß 

b) wie es bisher gewöhnlich gewejen, der Betätigung der neu 
anzuftellenden Geiftlichen, mit welcher in Solge der neuejten Aller: 
höchjten Derordnungen wegen der Annahme und des Gebrauchs 
der Agende perjönliche Derhandlungen verbunden werden mäüjjen, 
die Dereidigung vor der Provinzial:Behörde in Gegenwart eines 
geiftlichen Rathes mit der erforderlichen Würde und Seierlichfeit 
porausgejchicht, und die von Sr. Majeftät dem Könige Allerhöchit 
jelbft genehmigte Eidesformel, (deren das Lonfiftorium in Stettin 
gedenkt) und die jeit dem Jahre 1815 in den älteren Provinzen der 
Monarchie gebräuchlich ift!), angewendet werde. 

Es dürfte diefer Eid in Beziehung auf die fraglichen Punkte 
und in Abzweckung auf das Fortichreiten der Union in folgender 
Art zu fafjen fein: 

Ich jchwöre, daß ich, . . . . Kräften fteht, befördern; in meiner Ge- 
meinde Feine andere Lehre, als welche gegründet iſt in Gottes 


i) Die Formel, welche furz und knapp die Pflichten des Geiftlichen als 
Staatsdiener ausfpricht, v. 24. April 1815 f. bei Kampt, Annalen, 1833, 
>. 945. Der Eid wurde vor das Plenum der Regierungen vermwiejen; 1. 
ebenda 1836, 5. 112. 
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lauterem und klarem Worte, den prophetifchen und apoftoliichen 
Schriften des Alten und Neuen Teftaments, unjerer alleinigen 
Hlaubensnorm, und in den 3 Hauptiymbolen, dem Apoftolifchen, 
Nicäniſchen und Athanafianifchen, jowie in den befannten 
(bei nicht unirten futherifchen Gemeinden) jymbolifchen Büchern 
der lutherifchen Confeifion der evangelijchen Kirche; 
(bei nicht unirten reformirten Gemeinden) hiefigen Landes ange: 
nommenen jymbolifchen Büchern der reformirten Confeſſion der 
evangeliichen Kirche; 
(bei unirten Gemeinden) ſymboliſchen Büchern der evanaelifchen 
Kirche, übereinftimmend verzeichnet, 
lehren und ausbreiten; auch, weil nach meiner gewiljenhaften 
Meberzeugung die Lehrſätze, worinnen beide Hauptconfejjionen 
der evangelifchen Kirche von einander abweichen, die änßerliche 
Kirchengemeimfchaft derjelben nicht bindern, zu dem heilfamen 
Werfe der Union treu, aufrichtig und jo viel ich vermag, mitwirken, 
die mir wohlbefannten Pflichten meines Amtes mit Gewiſſen— 
haftigfeit erfüllen, und als ein treuer Seelforger mit allem Ernit 
und Eifer bemüht fein will, das Reich Gottes und meines Herrn 
und Meifters Jeſu Chrifti zu bauen; Alles, jo wahr u. |. w. 
Bei der Derfegung der Prediger zu Gemeinden gleicher Con: 
feflion würde es der Wiederholung diejes Eides nicht bedürfen. 
Hiernach könnte alles, was gegen den Eid, der dem Ordina— 
tionsformulare der Agende beigefügt ift, erinnert wird, mit Still: 
ichweigen übergangen, und alles, was die verwidelte Cage der Sache 
als Bedürfnig der Abänderung anfpricht, der Würde des Buches 
unbejchadet, auf eine angemefjene Weiſe befriediget werden, ein 
Ausweg, den auch das Lonfiftorium in Stettin als den räthlichiten 
angefehen zu haben fcheint, ob es gleich darauf, daß neben der Der- 
pflichtung auf die ſymboliſchen Schriften auch der Sortichritt der Union 
ſicher geftellt werden muß, ebenfalls hätte Rückſicht nehmen follen. 


Endlich fühlen wir uns aus gewiljenhaftem Eifer für die glück— 
liche Derbreitung der Agende gedrungen, der Schwierigfeiten zu ge: 
denken, welche ihre Einführung bei den reformirten Gemeinden 
findet. Mach der Stimmung zu urtheilen, die wir zu beobachten 
Selegenheit haben, fcheint unter den gegenwärtigen Umjtänden von 
dieſer Seite faft ein entichtedenes Surüdtreten von dem Dereinigungs- 
punfte zu fürchten zu fein, wenn die Bedenken, welche von refor- 
mirten Geiftlichen und Gemeindealiedern gegen die Annahme und 
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den Gebrauch der Agende aufgejtellt werden, ganz unerlediat blieben. 

Ihre Bejeitigung würde jich wahrjcheinlidh hoffen laſſen, went 
noch einige $ormulare für die Firchlichen Handlungen, auch aus den 
älteren reformirten Agenden entlehnt und, jedod ohne den Lon- 
feffionsunterjchied jcharf berauszuftellen, nach Inhalt und form ver; 
bejiert, der Agende beigefügt und zur Auswahl freigegeben würden. 

Mit dem Auszuge aus der Liturgie würden fich die an einen 
einfachern Hang des Gottesdienftes gewöhnten reformirten Hemeinden 
ebenfalls leichter befreunden. Obgleich dieſer Gegenſtand nicht na- 
mentlich zu dem Gebiete des uns auf Allerböchiten Befebl ertheilten 
Auftrages gehört, jo hoffen wir doch, dag 5. Majeität unfer Aller- 
gnädigiter Köntg und Berr uns, die wir feinen heiligeren Wunſch 
haben, als daß jedes Hindernig Allerhöchſt Ihrer erbabenen und 
weijen Abjichten binweggeräumt, und die Einigkeit im Geifte unter 
den epangeliichen Confeſſionen auch äugerlich dem Siege entgegen: 
aeführt werden möge, das Berühren dejjelben huldreich verzeihen 
werden, und wir bitten daher in tiefiter Demuth und Unterwürftg: 
feit, dag 5. Majejtät der König diefe unjere allerunterthänigite, 
durcd die betrübendite Bejorgnig uns abgedrungene Aeußerung der 
Allerhöchften Berüdlichtigung nicht unwerth zu halten geruben wollen. 

Potsdam und Berlin, den 24. Juli 1826. 

gez. Eylert, Weander, Theremin, Straup. 


12a, Dorjtellung des Magijtrats zu Berlin an den König vom 29. Ja- 

nuar 1827 über die verjagte Beitätigung der für die Nikolai- 

und JIerufalemskirche präfentierten Prediger Piſchon und Deibel. 
(5. 167.) 


Allerdurchlauchteſter r. r. 

Ew. Kal. Majeität 'verfeblen wir nicht, allerunterthänigit anzu: 
zeigen, daß wir bei der Nicolaifirche den zeitigen Prediger am Wai— 
fenhauje Pifchon und an der Jerufalems und Neuen Kirche den 
zeitigen Ladettenprediger Deibel zur Miederbejegung der erledigten 
Stellen jchon in der erjten Hälfte des vor. Js. gewählt und prä- 
jentirt baben. Das Conſiſtorium hat aber die ntroduftion der: 
jelben verweigert, weil fie die ihnen zugemuthete Derpflichtung, die 

Foerfter, Entitepung der preuß. Landeslirche. II. 28 
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neue Agende zum Gebrauche für die Kirche, an welche fie berufen, 
anzunehmen und ihre Einführung nadı allen Kräften zu befördern, 
abgelehnt haben. 

In gleichem Sinne hat Ew. Kal. Maj. geiitliches Minifterium 
die ftrengen Mapregeln des Lonfittoriums unterm 21. VNov. v. 7. 
nicht nur beftätigt, jondern auch die Drohung hinzugefügt, daß wir 
binnen 6 Wochen andere Geiſtliche zu präjentiren oder zu erwarten 
hätten, dat das Lonfiftorium die erledigten Stellen bejegen würde. 

Vach wiederholter reiflicher Erwägung der Sache haben wir 
uns indefjen nicht überzeugen fönnen, daß die gedachten Behörden 
nach den bejtebenden Kandesgejegen hierzu berechtigt find. Wenn 
wir aber der Ausübung unieres Patronats:Rechtes in dem vorlie: 
genden Salle nicht verluftig geben, unjere Pflicht aetreulich erfüllen, 
wie auch die angedrohte anderweitige Einjegung diejer Stellen und 
damit die traurigjten Weiterungen verhüten wollten, welche durch 
ſolche Swangsmaßregel mit Störung des bisherigen quten Einver:- 
jtändniffes zwijchen den neuen Geiftlichen, dem Patrone und den 
Gemeinden zu beiorgen wären, wenn wir vielmehr den gegemwär- 
tigen friedlichen und fjeaensreichen Zuſtand erhalten und uns zu— 
gleich wider einen möglichen Regreß der Gewählten jichern wollten, 
jo blieb uns -- zumal bei der Kürze der Zeit, und nach jo vielen 
fruchtloien Dorjtellungen bei Ew. Majeſtät geijtlichen Behörden — 
zu unjerer großen Betrübnig Fein anderes Mlttel übrig, als den 
Weg Rechtens zu betreten und bei Ew. Kal. Majejtät Kammer: 
gericht Klage zu führen. 

Wie jehmerzlich indefjen diefer uns abaenötbigte Schritt bejon« 
ders deshalb für uns it, weil dabei die neue Agende felbit, wenn 
ichon nur beiläufig und jo weit es unvermeidlich war, berübrt wer- 
den mußte; jo bietet er uns doch zugleich eine Deranlafjung dar, 
die wir zu ergreifen uns gedrungen fühlen, um in Beziehung auf 
diefen wichtigen Gegenftand uns noch einmal demuths- und ehr: 
furchtsvoll an Ew. Kal. Majeſtät unmittelbar zu wenden. 

Es belebt uns dabei auch die Hoffnung, die in Deranlafjung 
dieſer Angelegenheit uns zugezogene Allerhöchite und für uns jo 
ichmerjbafte Ungnade wieder von uns abzuwenden, und dieje Hoff: 
nuna, das Wohl der evangelifchen Kirche, wie die Erhaltung der in 
ihr begründeten Hlaubensfreibeit, ermuthigen uns, die gegenwärtige 
Dorjtellung Ew. Kal. Maj. allerunterthäniaft zu überreichen. Wir 
betrachten ihren Swed als einen überaus hohen und heiligen, und 
erfleben für die Erreichung deflelben zuvörderſt Gottes jegensreichen 
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Beiftand. Hiernächſt aber bitten Ew. Kal. Maj. wir nicht nur ehr: 
erbietigft um die Gnade, offen und freimütbig reden und unjer 
volles Herz mit unbegrenzjtem findlichem Dertrauen ausichütten zu 
Dürfen, fondern auch um Allerhödyit Dero Nachficht, wenn wir der 
pflichtichuldigiten Sorafalt ungeachtet, dennoch in Sorm oder Aus: 
druck auf irgend eine Weiſe fehlen jollten. 

Wir glauben nämlich befürchten zu müſſen, dag Ew. Kal. Maje: 
jtät die Meinung hegen, als wären wir der Einführung der neuen 
Agende in die Kirchen unjeres Patronats nur aus Unwillfährigfeit 
entgegen gewejen, und weil wir nicht fühlten, wie wünfchenswerth 
eine erbauliche Ordnung bei Abhaltung des Gottesdienftes fei. Er- 
lauben uns aber Ew. Kal. Maj., bierauf allerunterthänigft zu be: 
theuern, daß dies wahrlich nicht der Fall ift, daß wir nichts mehr 
als jene fih an Glauben und Srömmigfeit verjündigende Willkür 
da, wo jie wirklich vorhanden iſt, ans der Kirche verbannt zu ſehen 
wünfchen, und dag wir nicht der Annahme und Einführung einer 
neuen Agende überhaupt, jondern zunächſt mur der Art, wie folche 
von Seiten der Geiſtlichen unjeres Patronats, als den Dienern der 
Kirche, den Gemeinden aufgedrungen wurde und ferner aufge: 
drungen werden jollte, entgegen aewejen find. Denn es wider: 
jtreitet nicht nur das bürgerliche und göttliche Hefe einem Swange 
in Gewiſſens- und Hlaubensangelegenbeiten, der uns im Allgemei: 
nen bei einer Dorichrift für die Form des GHottesdienjtes, wenn 
dieje ins Einzelne gebt, ſchwer zu vermeiden zu fein jcheint; fondern 
auch weltliche Rückſicht verbietet denjelben, da die Geſchichte lehrt, 
dag immerdar Spaltungen und Dermwirrungen die traurigen, nicht 
zu beredmenden $olgen folcher Maßregeln geweien find. Dor folchem 
Unglück unjere Gemeinden zn bewahren, erſchien uns als eine Amts» 
und GHewifjenspflicht, welcher gemäß wir jo handeln zu müſſen 
glaubten, wie wir gehandelt haben; wenigftens ijt dies unfere innigjfte 
Meberzeugung, in welcher wir nicht zu irren meinen. Ja, es ijt 
uns noch immer ſehr wahrjcheinlic, daß wenn die Kirchen-Mlini- 
jterien (überall) auf die Wünſche der Gemeinden, und die Heiftlichen 
Oberbebörden auf unfere Dorjtellungen gehört hätten, nodı ehe die 
Gemüther beunruhigt wurden, ein erwünichtes Siel zu aller Sufrie- 
denheit hätte erreicht werden können. 

Außer diejer uns allen gemeinfamen Bejorgnig wegen der Art 
des Derfabrens, fehlte es freilich auch damals jchon bei manchen 
Mitgliedern unferes Lollegii nicht an Bedenken geaen den Inhalt 
der neuen Agende, welche jih vorzüglich darauf gründeten, daß es 

28* 
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gar nicht befannt geworden, ob, und welche Dereinigung aeachteter 
und mit gründlicher Kenntniß des Zuſtandes der Gemeinen, der 
Kirhbe und der Theologie ausgerüjteter Geiftlichen an diejem jo 
wichtigen Werke acarbeitet und dasjelbe zur freiwilligen Annahme 
dargeboten hätte. 

Die Beforanifje, daß dies nicht geichehen, ſtützten jich beſonders 
auf den in der Agende in einer neuen form wieder aufgenommenen, 
Durch früheren Kandesgejete 

Edift vom 16ten Sept. 1664. C. C. M. 1. I. pag. 585; 

Edift vom Tten Sept. 1686. Ibid. J. 2. pag. 102, 

ſchon abgeftellten und ſeitdem nicht mehr gebrauchten Erorcismus, 
auf den jo viel weltliches und politijches entbaltenden und durch das 
MHebergehen der in den Landen Sr. Kal. Maj. als Hlaubensnorm über: 
einjtimmend angenommenen jymbolijchen Bücher die Gewiſſen be: 
ichwerenden Ordinations-Eid; auf den in diefem Ordinationseide Ew. 
Kal. Maj. beigelegten, die Befenner des Intherijchen Glaubens be- 
fremdenden Titel eines oberjten Bijchofs, auf die Zurückſetzung der 
Predigt, als des Haupttheiles des proteitantijchen Gottesdienftes, die 
in einzelnen fällen jelbjt für entbehrlich erflärt wird, und auf die 
aus dem Hebrauche der Liturgie folgende, dem Fatholifchen Ritus 
ähnliche Unthätigfeit der Gemeinen, welcher doch unjtreitig ein Hemüth 
und Herz erbebender allgemeiner Kirchengejang, der beim Gebrauch 
der Liturgie aber fait ganz wegfällt, vorzuziehen fein dürfte. 

Aber alle diefe Bedenfen wären unferer Ueberzeugung nach 
auf dem von uns in Dorichlag gebrachten Wege wahrfcheinlich be- 
jeitigt, und auch Durch das den Gemeinden geſchenkte Dertrauen 
die Gemüther unftreitig mehr dafür gewonnen worden, als dagegen 
eingenommen worden. Ganz anders hat jich indejjen die Sache 
während des jeitdem verfloffenen dreijährigen Zeitraumes ge: 
jtaltet, jie it nicht mehr Sache einzelner Hemeinen hiefiger Refiden;, 
nicht mehr einzelner Gemeinen in Ew. Kal. Maj. Staaten geblieben ; 
jte it vielmehr Sache der ganzen proteftantiichen Kirche geworden, 
joweit die deutſche Sprache reicht. Es ſind feitdem eine Menge 
Schriften für und wider die neue Agende erfihienen und gelefen 
worden, und man hat außer den obiaen Bemerfungen behaupten 
wollen, daß jie nicht blos der form des evangelifchen Gottesdienftes, 
jondern auch manchen evangeliichen Lehr: und Glaubensſätzen nicht ganz 
entjprechend jei, und jich befonders infoferne zum Katholizismus zu 
neigen fcheine, als jie die form an und für fich zu hoch ftelle, und 
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die lebendige Theilnahme am Gottesdienfte und die Kraft des Wortes 
dem flüchtigen, jinnlichen Eindrude und dem toten Buchftaben unter: 
ordne, dies aber dem Geiſte und dem Sinne unjerer Kirche durch 
aus entgegen jei, und daß jie endlich das von Ew. Kal. Maj. ge- 
gründete und begonnene, große, jegensreiche, Ihren Allerhöchiten 
Namen allein für ewige Seiten verherrlichende, aber noch nicht 
vollendete Werk der Union nicht nur hemmen, jondern wohl gar 
rüdgängig machen fönnte. 

Es liegt außer unferen Kräften, die Wahrheit diejer Behaup— 
tungen auf eine wifjenichaftliche theoloaijche Weiſe erichöpfend nad» 
zuweifen; wir dürfen aber die Bemerkung nicht unterdrüden, daß 
ichon bei den im Anfange des vorigen Jahrhunderts verfuchten 
Dereinigungen beider proteitantiicher Confeſſionen die Beichte und 
der Erorcismus zu den Haupthinderniffen derjelben gezählt, und 
deren Abichaffung zu diefem Zwecke für nothwendig erachtet wurde !), 
ſodaß es uns jcheint, als ob auch die übrigen vorgedachten Aus- 
jtellungen wohl begründet jeien, und daß bejonders die bisherige 
reformirte Lonfejjion und der jeit Jahrhunderten gebräuchliche 
Eultus diejer Kirche, welche doch einen Hauptbejtandtbeil der evan- 
gelifch-unirten bildet, in den neuen Formen ganz unberücfjichtigt bleibe. 
Es jind auch diefe Bedenken von Männern aufgejtellt, deren gründ: 
liche theologische Kenntniffe und lautere Geſinnungen allgemein an- 
erfannt jind, und die letzte der obigen Einwendungen ift in den 
vorliegenden Wahlfällen bei dem Prediger Pifchon auf eine Art zur 
Sprache gefommen, die gewiß für ein unwiderlegbares Zeugniß, 
daß jenes Bedenken aus einem wahrhaftigen und tief religiöfen 
Grunde hervorgegangen ſei, gelten kann. Denn es hat der erwähnte, 
Ew. Kal. Maj. Allerhöcht ſelbſt befannte, allgemein geachtete und 
geliebte SHeiftliche, der nach dem Zeugniß, welches ihm der verftor- 
bene Probjt Ribbeck bei feiner Wahl gab, zu den ausgezeichnetiten 
jüngeren Seiftlichen hiefiger Reſidenz gehört, nicht allein, um einem 
in der Unnahme und Empfehlung der neuen Agende liegenden Bruch 
feines auf die Confessio Sigismundi aeleifteten Eides auszumweichen, 
fich durch feine Weigerung dem ihm gedrohten Derluft feines guten 
Namens und jeines zeitlichen Glückes Preis gegeben, jondern Ew. 
Kol. Maj. Confiftorium hat jogar jelbjt in einer bei diefer Gelegen— 
heit an den Pijchon ertheilten Rejolution dahin zugejtanden, daß in 


ı) Walchs Geſchichte der Religionsitreitigfeiten, 3. Auflage, Januar 1733, 
paa. 512. 
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der neuen Agende Ausdrücde enthalten feien, die dem reformirten 
Typus fremd wären und darıım wabrjcheinlich geändert werden 
würden. 

Ja es haben jogar nach einer in Röhrs Kritifcher Prediger: 
bibliothef Band 7. Stüf 5. 5. 952 abgedrudten Doritellung bie- 
jiger Heiftlichen vom Junt v. J. an den Mlinifter von Altenjtein 
dieje geradehin bei demijelben auf Wiederaufbebung der Union an- 
getragen, wenn die zwangsweile, allgemeine Annahme und Einfüh- 
rung der neuen Algende jtattfinden follte, und es ijt nicht unwahr— 
icheinlich, daß unter ſolcher Dorausjegung dieſem Antrage auch bald 
Gemeinden beitreten werden. Wenn dem nun wirklich jo wäre und 
aljo die neue gende, wie jie vorliegt, den Fortgang und die Doll: 
endung der Union hinderte, jo können wir nicht glauben, daß es 
Ew. Kal. Maj. Allerhöchſte Abjicht jei, dieſe jener nachzuftellen, 
oder wohl gar aufzuopfern. Wir find vielmehr des Gegentheils 
gewiß, haben daher auch jchon mit großer Sreude aus der eben 
erwähnten, dem Piſchon ertheilten Rejolution des Conſiſtoriums) 
die Andentung entnommen, dag eine Reviſion der neuen Agende 
bevorſteht, und jchliegen hieran unsere er te alleruntertbäniaite Bitte, 

daß, falls Ew. Kal. May. nicht im Derfolg des jchon vor Jahren 
erlaſſenen Befehls die Sujammenberufung einer förmlichen Synode 
beichliegen jollten, Allerhöchft dDiejelben wenigftens geruben möchten, 
wie auch bei ähnlichen Gelegenheiten immer geſchehen, diefe Ar: 
beit in die Hände mehrerer Sachverftändiger Allergnädiajt zu 
legen, und lettere für diejen Fall fowohl aus der Zahl der Geiſt— 
lichen, welche fich für, als derer, welche jih wider die neue 
Agende erflärt haben, und jowohl aus der Hahl der bisherigen 
£utheraner als der bisherigen Reformirten zu erwählen. 

Einem jolchergejtalt nach dem Beiſpiele Ihrer alorreichen Dor: 
fahren ausgearbeiteten Werke wird die Annahme der Gemeinden 
ficherlich nicht entitehen, und mit $reuden werden wir uns in ſolchem 
Salle die Pflicht auflegen, diefer förderlich zu jein. 

Bei jolcher Lage der Dinge aber können wir uns nicht erklären, 
wie Ew. Kal. Maj. aeijtlihe Behörden gegen den Piſchon und 
Deibel eine Strenge anwenden wollen, die nicht bei der bloßen For— 
derung oder Androhung eines Glaubens: und Gewiljenszwanges 
ſtehen bleibt, jondern in eine Bedrückung auszuarten fcheint. Denn 
dafür müffen wir es erachten, wenn dieje geiftlichen Behörden nicht 


ı) Dom ı8. Auguſt 1826. 
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nur dem Piſchon und Deibel die Deriegung in eine gewünichte 
befiere Cage verweigert, jondern auch den eriteren fogar mit Strafe 
des Ungehorſams bedroht haben, wenn er ſich nicht der neuen Agende 
in jeinem bisherigen Amte als Prediger des Waifenhaufes bedienen 
und folche dort einführen würde. 

Die geiftlichen Staatsbehörden beziehen jib zwar wegen der 
verweigerten Beförderung der genannten Prediger zu ihrer Der: 
theidigung auf Ew. Kal. Maj. unmittelbare Befehle vom 4ten Juli 
1825 und 27ten $ebr. 1826'). Allein dieje Befehle, welche man uns 
gegen die Dorichrift der Geſetze (Allgem. Landrecht Theil 2 Tit. XX 
8 150) vorenthalten hat, jind bloß in Form einer Mlinifterial-Der: 
fügung dem Conſiſtorio und von diefem den Superintendenten mit 
getheilt und auf feine Weile den Untertbanen jelbit befannt ge: 
macht worden. Solbergejtalt jind wir und Ew. Kal. Maj. ſämmt— 
liche Untertbanen nicht im Stande, zu beurtbeilen, ob dieje Verfü— 
gung des geiltlichen Miniſteriums vom l4ten April v. \., welche 
wir in Abjchrift beifügen, Ew. Kal. Majeſtät Allerhöchiten Befehlen 
gemäß tft; ja wir jind vielmehr der unvorareiflichen Meinung, dag 
eine genaue MHebereinftimmung in allen Punkten zwiichen beiden 
nicht vorbanden fein fönne, und das Minifterium diefe Befeble in 
mancher Rückſicht migverjtanden und gegen Ew. Kal. Mlaj. Aller: 
höchjten Willen und Abficht ausgedehnt haben müfje. Denn jo, wie 
das geiſtliche Mlinifterium fie gedeutet und auf die vorliegenden 
Wahlfälle angewendet hat, würden jie, wie das vorliegende Beilpiel 
des Piichon lehrt, der jogar durch dieje Deutung zu einem Eides: 
bruche gezwungen zu werden behauptet, einen Glaubens und Ge: 
wiffenszwang mit jich führen, der Ew. Kal. Maj. wiederholt aus: 
geiprochenen Denf- und Handlungsweile ganz entgegen tft. 

Niemals werden Emw. Kal. Maj. Untertbanen vergefjen, mit 
wie hohem föniglichen und frommen Sinne Allerhöchjtdiejelben bei einer 
ähnlichen Helegenheit, wie die jetige iſt, bald nach dem Antritte 
Allerhöchſt Dero gejegneter Regierung in einer CabinetsOrdre vom 
I2ten Januar 1798 an den damaligen Mlinifter von Wöllner Sich 
aljo ausgejprochen haben ?): 

„Sch ſelbſt ebre die Religion, folge gerne ihren beglücdenden 
Dorftellungen und möchte um vieles nicht über ein Dolf herrichen, 
welches feine Neligion hätte. Aber Ich weig auch, daß fie die 
Sache des Herzens, des Gefühls und der eigenen Ueber: 





') 5. 130, 144. ) Bd. 1, 5. 98. 


440 Beilagen. 


zeugung feinund bleiben muß... . Wenn Ihr dafür forgt, dag Pre- 
Digte und Scmlämter mit rechtichaffenen und geichicften Männern 
befett werden, jo werdet Ihr bald einjehen Fönnen, daß weder 
Swangs-Hejege noch Erinnerungen nötbig find, um wahre Religion 
im Sande aufrecht zu erhalten.“ 

Der freudige Dank, welcher damals für dies jegensreiche Wort 
Ew. Kal. Maj. aus allen Theilen des Reichs entgegen jauchzte, 
Fann nicht wieder verjtummen, vielmehr uns nur in der Mleimung 
befeftigen, daß unjere Ew. Kal. Maj. eigenem Ausfpruche gemäße 
Bandlungsmweije von Allerhöchitdenenfelben nicht werden gemißbilligt 
werden. Die Wichtigkeit der hochverehrungswürdigen, jedermann 
anfprechenden Gründe, welche Ew. Kal. Maj. wiederholentlich zu 
der Erklärung bewogen baben, daß Mllerböchit diejelben nie in Kir- 
ben: und Glaubensfachen befeblen würden, fann auch gewiß Lie: 
mand Farer durchichauen, als Ew. Kal. Maj. von Allerhöchitdero 
erhabenen Throne. Denn follte das Oberhaupt des größten evan- 
geliſchen Staates, der geborene Schußgherr der evangelifchen Kirche, je: 
mals Gemwifjenszwang ausüben, ja ihn nur auf entfernte Weiſe gut 
beißen, welch’ ein trauriges Loos wäre dann der ganzen deutich- 
evangelifchen Ehriftenbeit gefallen, der Kirche, die frei und rein von 
Menfchenfagungen und auf dem göttlichen Worte allein begründet tft! 

Wie leicht wäre es dann, daß nicht allein andere evangelifche 
Fürſten, fondern felbit fatholifche Beherrfcher evangelifcher Unterthanen, 
denen doch unmöglich eine reine und heilige Liebe zu unferer Kirche 
einwohnen Fann, ſich auf folches Beifpiel berufen und dasjelbe zur 
Rechtfertigung jeglicher Einmifchuna in den evangeliichen Glauben 
benugen Fönnten. Und müßte nicht zugleich, wenn das von Em. 
Kal. Majejtät Behörden neuerdings eingeleitete Derfahren auch 
fernerbin befolgt würde, derjelbe Zweifel, welchen Emw. Kal. May. 
in der obenerwähnten Allerböchiten Cabinets-Ordre andeuten, aufs 
neue recht mächtig werden, ob nicht weniger wahrer Glaube und 
mehr Heuchelei bet den Heiftlichen unferes Landes fich finden möchte, 
weil der Gewiſſenhafte und Wahrhaftige zurücgejegt und nur der, 
welcher den Schein eines unbedingten Gehorſams in firchlichen 
Dingen annähme, befördert und geebrt würde P — Aber ein folcher 
Swang ift dem Kal. Herzen Ew. Maj. gewiß ganz fremd, würde 
auch in der bisherigen Geichichte des Preuß. Staates und feiner 
Regenten ohne Betipiel fein. 

Als der Hofcaplan D. Jablonsty im Anfange des vorigen 
Jahrhunderts Ew. Kal. Maj. Ahnherrn $riedrich I. für das Pro- 
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jeft zu gewinnen fuchte, in die biefigen reformirten Kirchen die 
englijche Kiturgie einzuführen, welche man damals als ein Mittel 
zur Dereinigung beider Lonfefjionen anſah, demmächit aber auf 
diefe leßtere die engliſche Episfopalverfafjung gründen und folgen 
lajfen wollte, die aber Sriedrich I. aus Beſorgniß, daß die Bijchöfe 
feiner landesberrlichen Macht und Autorität Abbruch thun möchten, 
bedenklich fand, hatte man nicht die Abficht, dabei einen Swang an— 
zumenden, bielt diejen vielmehr für aefährlich, und beabfichtigte nur, 
die englijche Liturgie durch Einführung in die Hofcapelle und einige 
andere Kirchen den übrigen zur freiwilligen Annahme darzubieten. 
Relation des mesures, qui furent prises dans les anndes 1711, 
1712, 1713, pour introduire la liturgie Anglicane dans le royaume 
Prusse .... Londres 1767. pag. 5. 20. 27. 33. 74- 85. 99°). 
Als der große Kurfürft im Jabre 1665 
Declaration vom 4ten Mai 1665, C. C. M. I. 1. p. 385, 
zwei Prediger an der hiefigen Nicolai-Kirche, unter Theil: 
nahme und Mitwirfung feines Lonfiftorii und Einiger aus den 
Ständen ihres Amtes entjeßte, geichab dies nur, weil fie nach 
fruchtlojer gütlicher Ermahnung das in befondern Edicten wieder: 
holt verbotene Schimpfen und Läſtern auf die Reformirten in ihren 
Kanzelvorträgen nicht unterliegen, und als Ew. Kal. Mlaj. Dater 
glorreichen Andenkens im Jahre 1792 die in ganz Deutichland Auf: 
fehen erregende gerichtliche Unterfuchung gegen den Prediger 
Schulz zu Gielsdorff einleiten ließ, geichab dies nur, weil derjelbe 
dem fur; vorber im Jahre 1788 erfchienenen ReligionsEdicte zu- 
wieder gelehrt und gepredigt hatte, ungeachtet ihm, nach eben diefen 
jo befannt gewordenen NReligions-Edicten völlige Glaubens: und 
Gemifjensfreiheit für feine Perfon zugefichert und ausdrüdlich ge 
ftattet war, Lehr- und Glaubensjäge, welche feiner Heberzeuguna 
nicht entfprächen, zu übergehen und unberührt zu laffen. Nicht zu 
vergleichen iſt aber hiermit die gegenwärtige Lage der GHeiftlichen 
und ihrer Gemeinen, in welche fie nach der Derfügung des Mlini- 
fteriums vom 14ten April v. J. verſetzt werden. Biernach follen die 
Prediger die neue Agende genau und wörtlich ohne irgend eine 
Abänderung gebrauchen, es ſteht aljo nicht in ihrer — von unge: 
bundener Millfür weit entfernten — Wahl, das, was fie darin den 
Grundſätzen des Evangeliums, ihrer eigenen und ihrer Gemeinen 
Heberzeugung nach, etwa entgegen halten möchten, zu übergehen, 
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jondern fie iind gezwungen, alles ohne Ausnahme in ihren Amts: 
handlungen anzuwenden und ihren Gemeinen vorzutragen. Ihre 
Sage wird aljo fchredlich, und der Glaubens: und Gewiſſenszwang 
für fie und ihre Gemeinen Far, wenn die neue Agende etwas ent: 
halten follte, was ihren und ihrer Gemeinen Glaubensfägen und 
Heberzeugung oder ihren Begriffen von der form des protejtan: 
tiichen Hottesdienftes als widerfprechend erjcheint. Solcher Swang 
würde num auch jett wie immer die beabfichtigte Wirfung ver: 
fehlen, Spaltungen und Erbitterung hervorbringen, der von Em. 
Kal. May. jo glücklich begonnenen rubmwäürdigen Dereinigung 
beider evangeliicher Confeffionen binderlich, ja jogar der von Ew. Kal. 
Maj. Allerhöchſt felbit, wie von Jhren erlauchten Dorfahren allen 
Unterthanen wiederholt zugeficherten und durch den Tten, 1öten 
und 18ten Artikel der Augsburgifchen Confeſſion und ihrer Apologie 
garantirten Glaubens: und Gewijlensfreibeit entgegenfein. Er 
würde endlich jowohl bei der erhofften Repifion und Umarbeitung 
der Agende nach Dollendung diefer letteren unjeren fehnlichiten 
Münfchen nach wahrjcheinlich ganz überflüffig werden, als auch den 
beftehenden Kandesgejegen zufolge als unerlaubt erjcheinen, und 
demnach jelbjt die Annahme der neuen Agende für die gedrängten 
Heiftlichen völlig unverbindlich fein. 

ACR. T. 1. Ti IV. 89 und 156. 

Aus folchen bedeutenden Gründen mußte es unfer innigiter 
Wunſch fein, dag Em. Kal. Maj. geiftliches Miniitertum anjtatt die 
Derordnung vom 14ten April v. Is. zu erlaffen und in fo ftrenge 
Anwendung zu bringen, diefe Bedenken Ew. Kal. Maj. unterthänigft 
vorgetragen haben möchte. 

Wir wenigitens haben als getrene Ew. Kal. Maj. mit Keib 
und Leben ergebene Untertbanen dies zu thun für unfere Pflicht 
erachtet und gründen hierauf unfere allerunterthäniafte zweite Bitte, 

da Ew. Kal. Maj. jeden durdy jene Derfügung ausgejprochenen 

Swang AUllergnädigft aufbeben und die unter obigen Doraus- 
fegungen nicht zu bezweifelnde Annahme der Agende als eine 
freie Herzensſache den SHeijtlichen und Gemeinen zu überlafien 
geruhen wollten. 

Endlich aber glauben wir annehmen zu fönnen, daß das Mini- 
jterium für die geiftlichen Angelegenheiten diejenigen Allerhöchiten 
Labinetsbefehle, auf welche ſich dasjelbe bei jeiner Derordnung vom 
I4ten April v. Js. beruft, auch bei der Anwendung auf die vor: 
liegenden Wahlen mißverjtanden habe und über den Willen und 
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die Abficht Ew. Kal. Maj. hinausgegangen fer. Schon der im Ein: 
gange der Derordnung angegebene Swed der gedachten Allerhöchften 
Labinetsbefehle, die Abftellung eingerifiener Millfür, deutet an, daß 
fie nicht auf Kirchen haben angewendet werden follen, welche, wie 
die unfrigen, diefer Dorwurf nach den eigenen Seugnijjen des geift- 
lichen Minifteriums nicht trifft und niemals getroffen hat. Serner 
jollen Ew. Kal. Maj. nach eben diefem Eingange der gedachten 
Minijtertal-Derfügung die nachfolgenden jpeciellen Bejtimmungen 
nur für nen anzuftellende Geiſtliche erlaffen haben, und dar: 
unter fönnen wir feine andern veriteben als jolche, die eine erite 
Anjtellung als Prediger oder Pfarrer fjuchen, während bier zwei 
jchon jeit 6 und 16 Jahren ordinirte und angeftellte Prediger nadı 
der Meinung des Mlinijterii dadurch gebunden werden ſollen. 
Eben fo wenig ift in der Derfügung von Kirchen die Rede, bei 
welchen mehrere Seiftliche jteben, und wo demmach nicht ein einzel: 
ner eine Agende einführen kann. Kerner wird in diejer Derordnung 
die in vielen Kirchen der Mark und namentlich auch in der hiefigen 
Nicolat-Kirche gebrauchte Golz'ſche Agende für eine nicht landes- 
herrlich autorifirte erflärt. Allein auch diefe Behauptung Fönnen 
wir nicht als richtig anerkennen, da ibr Derfajier Holz einer der 
erften proteftantiichen Seiftlichen zu Frankfurth a / O. und Mitglied 
des dortigen churfürftlichen Confiitorii war, und fie jeit dem Jahre 
1614, wo jie erfchienen, mitbin über 200 Jahre unter den Mugen 
der Kandesherren und ihrer oberjten geijtlichen Bebörden, auch von 
deren Mitgliedern felbjt und unter den Augen Ew. Kal. Maj. Aller: 
höchiter Perfon und mehrerer Mitglieder Allerhöchjtdero Samilie 
fortgejegt im Gebrauch geweſen it. Ebenfo haben wiederholte 
landesherrlihe Edicte und den Ständen gegebene Reverſe des 
I7ten und I8ten Jahrhunderts und zulegt noch die Derfügung der 
Kal. Immediat-Commiſſion vom 9ten April 1794 („die öffentlich 
eingeführten oder doch tacite gebilligten ritus ecclesiasticos betr.“) 
den Kirchen ihre bisherigen, gottesdienitlichen Gebräuche und mit: 
hin auch die bei der Nicolat- und Terufalems-Kirche feit 200 und 
100 Jahren gebräuchlichen Formen ausdrüdlich betätigt. Endlich 
würde aber auch die mehrgedachte Derfügung des geiftlichen Mini: 
jterit vom I4ten April v. J. als gine jpätere nirgends gehörig 
publicirte Derordmung auf die vorliegenden beiden früheren 
Wahlfälle nach bekannten RechtsGrundſätzen niemals eine An: 
wendung erleiden! Wir können daber noch immer nicht die Hoff: 
nung aufgeben, daß vielleicht mur ein Mißverſtändniß die verweigerte 
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Einführung der Prediger Pifchon und Deibel im die Aemter, zu 
denen fie ordmungs: und gejegmäßig berufen find, veranlaßt hat. 
Heberdies jollen beide ja nur zu Kirchen übergehen, bei denen die 
neue Agende noch gar nicht eingeführt ift, und wo folglich durch 
den Eintritt diefer beiden achtbaren Männer noch gar nichts und 
am wenigjten die chriftliche Frömmigkeit und glüdliche Eintracht 
geftört werden würde, in welcher fich die betreffenden Gemeinen 
bis hicher ununterbrochen fo wohl befunden haben. 

Sugleich machen wir allerunterthänigjt darauf aufmerfiam, daß 
nicht nur der Prediger Piſchon, fondern auch der Prediger Deibel 
reformirter Confeffion ift, und daß folglich ihr Ruf an zwei luthe- 
rifche Kirchen ganz in dem Geiſte der von Em. Kal. Maj. be- 
gonnenen und begründeten Union erfolgt it. Wir jchägen uns 
alücdlich, bier wiederum zwei Gelegenheiten gefunden und benußt 
zu haben, auch nach unferen jfchwachen Kräften diefes große und 
heilige Werf zu fördern, und halten uns für verpflichtet, Ew. Kal. 
Maj. die Möglichkeit anzudeuten, daß das weniger unterrichtete 
Publifum gerade durch Zurückweiſung diejer beiden Heiftlichen in 
Sweifel ſowohl über die gegenwärtige Lage der Unions-Angelegen- 
beit, als über die diesfällige Abfichten Ew. Kal. Majeftät jelbit 
verjeßt werden dürfte. Wenn aljo, wie wir mit findlicher Super: 
fiht boffen, eine folche Reviſion der neuen Titurgie und Agende 
erfolgt, daß alle die Hindernifje befeitigt werden, welche als die 
Gewiſſen bindend und ihrer allgemeinen Einführung jeßt noch ent: 
gegenjteben; jo zweifeln wir feinen Augenblid, wie alsdann jämmt: 
liche Seiftlihe und Gemeinen nicht blos in Ew. Kal. Majejtät 
Staaten, jondern auch deren viele in der ganzen proteftantiichen 
Ehrijtenheit ein jolches ihnen zur freien Annahme dargebotene 
Werk mit Sreuden ergreifen, zu ihrer wahren Erbauung benußen 
und Em. Kgl. Mat. als den Schöpfer diefer Ordnung dankbar ver: 
ebren werden. 

Und jo jprechen wir mit unbegrenztem Dertrauen zu unjerm 
Herrn und Könige, den wir zugleich wie einen Dater lieben, die 
allerunterthänigjte und inftändigfte Bitte aus: 

die Derfegung der gedachten beiden Prediger in die Pfarr» 

jtellen, zu denen fie berufen und wo fie mit Sehnfucht erwartet 

werden, allergnädiaft zu befeblen, — 
denn mit unendlich größerer freude würden wir Ew. Kal. Maj. 
Allerhöchſten Huld und Gnade dasjenige verdanfen, was die be: 
treffenden Behörden uns verweigert haben und weshalb wir im 
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Dertrauen auf unfer gutes Recht den Schuß der Geſetze — aber 
leider auf dem falten und weiten Weg des Prozefjes — nachzu: 
juchen genötbigt gewejen find. Hochbeglüden würde uns die Ge— 
währung unferer Bitte als ein tbeures Unterpfand der uns wieder: 
gefchentten Kal. Gnade und das längft erfebnte Zeichen fein, day 
die einzige Scheidewand fallen werde, welche uns von der Huld 
und dem Herzen unſeres innigjt geliebten Kandespaters jchmerzlich 
getrennt hat. 

Handelt es jich doch bier nicht um irdifche Dinae, jondern um 
nichts geringeres, als um die Freiheit ewiger Geiſter in dem Glan: 
ben an die von ihrem Herrn und Beilande jchon bienieden ge: 
jtiftete Kirche. 

Mie leicht trübt aber in dem Neiche, welches nicht von diejer 
Welt ijt, eine bloße form die Gemüther der armen, fündigen, noch 
in dem Dunkel diefer Erde befangenen WMenfchen! Wem daher 
Ew. Kal. Maj. auch die Bedenken der in Bezug auf die neue 
Kiturgie und Agende anders Gefinnten Allerhöchftielbit nicht follten 
theilen fönnen; jo geruhen Ew. Kal. Maj. doch von dem über alle 
weltliche Rüdjicht jo hoch erbabenen Standpunkte herab, auch hierin 
der Schwachen huldreichit zu fchonen und auch diefe mit derielben 
weltfundigen Liebe zu umfajjen, welche das Glück und der Stolz 
vieler Millionen iſt. 

Wir wiederholen die Derficherung, dag Feine andere Abficht, 
als die Erfüllung unferer Pflicht, wie jie die Stimme unferes Ge: 
wijlens uns auferlegt, uns den Muth verlieben hat, in diejer 
Religions: Angelegenheit unjere Ueberzeugung und Wünfche vor 
dem Throne Ew. Kal. Maj. auszufprechen; möge der Allmächtige 
ihnen in dem frommen Herzen Ew. Kgl. Maj. eine gute Stätte be- 
reiten! Unerfchütterlih und unmwandelbar wird aber unjer Ge: 
horſam, unter allen Umſtänden unfere Treue und unjere Anhäng- 
lichfeit an Ew. Kal. Maj. und an allerhöchftdero ganzes hocher: 
habenes Haus immerdar fein und bleiben, für die wir feinen 
beſſeren Ausdruf, als die heilige Stimme der ewigen Wahrheit 
finden fönnen. 

In tiefiter Ehrfurcht p. p. 

Ew. Königl. Majejtät 

allerunterthänigfter p. p. 

ÜOberbürgermeilter p. p. 
Berlin, den 29ten Januar 1827. 
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12b, Auszug*) aus der Klage des Magiltrats zu Berlin vom 
22. Dezember 1826 wider das Kal. Konlijtorium. 


(5. 167.) 


Be Daß in den beiden vorliegenden Fällen uns das Patronat 
über die hiefige St. Nikolai- und über die hiefige Jeruſalems- und 
Neue Kirche zuftebt, ift nicht nur in den mehrgedachten Derfügungen 
des Königl. Lonfiitorii und Miniſterii anerfannt, fondern auch 
notorifch. 

Daß in dem Patronat auch die Befugnig des Patrons ent» 
balten ift, eine erledigte Predigerftelle wieder zu befegen, ift gleich: 
falls vom Gegentheil anerfannt. 

Menn wir aljo verhindert werden jollten, dies Recht innerhalb 
der gejeglichen Schranfen auszuüben, fo liegt bierin eine Derlegung 
unjeres Rechts. Freilich trifft folche zugleich die gewählten Prediger, 
und dem Anichein nach diefe noch härter als uns. Wenn indefjen 
legtere es gerathen finden follten, deshalb nicht den richterlichen 
Schuß in Anfpruch zu nehmen, jo fann dies uns nicht verbinden, 
ein Gleiches zu tbun, um fo weniger, als bier nicht von dem Rechte 
eines jeden Einzelnen, ſondern des Lollegii und des Amtes die 
Rede ift, in dem wir fteben, und deſſen vollftändige und gewiſſen— 
hafte Derwaltung uns anvertraut ift. 

Gegen dieſe unferer Seits behauptete Rechtsverletzung läßt fich 
nicht einwenden, daß uns ja eine zweite und vielleicht noch eine 
weitere neue Wahl nachgelaffen fei. Denn abgejehen davon, da 
es dem Patron bei dem perjönlichen Dertrauen, welches bei der 
Mahl eines Predigers er und die Gemeinde auf den Präfentirten 
jegt, und welches bei wenigen Aemtern fo ſehr berücfichtigt wird 
und zu werden verdient, als bei diefem, und daß mithin unter 
mehreren gejeglich Qualificierten dennoch nur Einer der Auser— 
wählte und vorzugsweife Gewünſchte fein kann, fo liegt auch ſchon 
in der widerrechtlichen Derweigerung der Beftätigung feiner erjten 
Wahl dieje Derletung, und gerade eine folche ijt es, worüber wir 
uns im vorliegenden Salle beflagen. 

*) Die übrigen Ausführungen der Klage find denen der vorftehenden 
Eingabe inhaltlich gleichartig. 
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Daß uns hierüber rechtliches Gehör nicht verfagt werden dürfe, 
it außer Zweifel. Denn unjer verlegtes Recht, das Patronat, iſt 
ein Privatrecht. Nun hat fich zwar der Staat in gewifjen Sällen 
die Derlegung der Privatrechte feiner Unterthanen des allgemeinen 
Beiten wegen vorbehalten, allein dieje Fälle find nicht nur aus: 
drücklich und bejtimmt bezeichnet, und wir bejtreiten, daß der vor: 
liegende dazu gehört, jondern es ijt dabei zugleich auch immer die 
volljtändige Entichädigung des Derleßten zur Bedingung geitellt, 
dieje aber im vorliegenden Salle, wo die Derletung felbft feiner 
Schätzung fähig ift, weder möglich noch denkbar. 

Wenn fich nun das Oberhaupt des Staats jelbit in allen Fällen, 
wo die Privatrechte feiner Unterthanen verlegt werden, den Aus- 
jprüchen feiner Serichtshöfe unterwirft, fo muß dies auch im vor: 
liegenden Falle ftattfinden. 

Dadurch widerlegt es fihh auch, wenn etwa das verflagte 
Lonfiftorium durch die Bemerfung, daß uns über die Gründe der 
verweigerten Bejtätigung fein Urtheil zuftehe, hat andeuten wollen, 
daß feine Weigerung eine bloße Derwaltungsmaßregel fei. Denn 
bloge Derwaltungsmaßregeln müffen in den Grenzen der befteben- 
den Geſetze und Derfügungen bleiben, und daß dies bei der in 
Rede stehenden Derfügung nicht der Fall ift, liegt nicht nur zu 
Tage, fondern es wird auch fpäter fogar von uns gezeigt werden, 
daß fie geradehin den beftehenden Geſetzen zuwider ijt. 

Daß nun aber das verflagte Kal. Lonfiftorium zum Erlaf 
jolcher Derfügungen mit einer biezu erforderlichen Macht und 
Dolltonmenheit ausgerüjtet wäre, iſt uns fo wenig befannt als 
glaublich. 

Wir behaupten nun, in den vorliegenden Fällen unjer Wahl» 
recht in den gefeglichen Schranken ausgeübt zu haben, und wenn 
dies richtig ift, fo folgt daraus auch die Derbindlichkeit des Fisci, 
nicht mur uns daran nicht zu hindern, fordern auch diejenigen Förm— 
lichfeiten zu erfüllen, welche der Staat zur bejjeren Ausübung feiner 
Oberaufſicht annoch angeordnet bat, es mögen mun folche in der 
Lonftrmation und ntroduftion, oder bloß in der lekteren beiteheır. 
Denn jedem Rechte muß eine Verbindlichkeit gegenüberjtehen und 
dieſe ift im vorliegenden Falle Feine andere und kann Feine andere 
jein, als die, die ordnungsmäßig gewählten Heiftlichen in ihr Amt 
einzuführen. Sie folgt nicht blos aus der Sache felbjt, jondern fie 
ift auch deutlich in den Geſetzen ausgeiprochen. 

Das U. £. R. Thl. 2. Tit. XT $ 404 ſagt: 
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„Der erwählte und bejtätigte Pfarrer mug in fein Amt und zu 

allen Derrichtungen desjelben ordentlich eingewiejen werden,“ — 
und es fcheint, als dürfte hiernach das Bedenken erhoben werden 
fönnen, daß eben den von uns gewählten beiden Geiſtlichen die 
Bejtätigung noch fehle, und deshalb auch die Einweifung derjelben 
in ihr Amt noch nicht gefordert werden Fönne. 

Allein der ganze Sufammenbang der Materie ergiebt, daß das 
A. CL. R. die Beftätigung nur bei der erjten Präjentation als noth- 
wendig gedenft, folche aber bei einer zweiten Präfentation desfelben 
Subjects zu einer neuen Pfarritelle durchaus nicht erfordert. Denn 
nach 8 405, wo es heißt: „Sit der Präjentirte betätigt, jo muß ibm 
die Ordination, wenn er folche nicht fchon eines vorher be— 
fleideten Amtes wegen erhalten hat, verlieben werden;” — 
muß augenjcheinlich die Beftätigung fchon der Ordination voran- 
gegangen fein und bei leßterer offenbar jene fchon vorausgeſetzt 
werden, und die früberen Beftimmungen wegen der Dofation und 
Präjentation ergeben deutlich, daß das Geſetz nur den Fall vor 
Augen hatte, wo ein noch nicht qualificiertes, d. b. noch nicht 
ordinirtes Subjeft präjentirt wird, und es könnte auch billig dem 
Gejeßgeber nicht zugemuthet werden, bei einem ſchon ordinirten 
und eben dadurd für völlig qualificirt erflärten Subjecte noch eine 
Beftätigung von Neuem vorzufchreiben, die ihm fchon ertheilt war 
und nach dem Worte des Geſetzes ſchon ertheilt ſein mußte. 

Der Irrthum eimer anderen Auslegung des Geſetzes liegt zu 
Tage, weil ausdrüdlich nach vorgedachter Beftimmung des $ 405 
die Ordination nicht erneuert oder wiederholt werden darf, mithin 
auch die vor der erjten Ordination fchon erfolgte Beftätigung nicht 
noch einmal wiederholt zu werden braucht, und weil endlich auch 
nirgends bier die Beftätigung für ein Pfarranıt oder in einem 
jolchen, jondern die Beſtätigung des Pfarrers als folder, 
vorgefchrieben iſt. 

Iſt der Geiftlihe nach dem A. € R. einmal als Pfarrer be- 
jtätigt und ordinirt, jo bedarf es nach dieſem Geſetze weder einer 
neuen Bejtätigung, noch einer neuen Ordination. 

Die Stelle des A. £. R. Thl. 2. Tit. XI $ 391, welche fagt: 

„Wird von den geiftlichen ®bern der Präfentirte untauglich, 

oder die Wahl unregelmäßig befunden, jo muß eine neue Wahl 

und Präjentation erfolgen“, — 
ergiebt in ihrem Ausdrucde wie in ihrem Zufammenhange, daß von 
Bedingung der Tauglichkeit nur bei einer erjten Präfentation, der 
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noch die Ordination folgen muß, die Rede fein fann, und wenn 
hierüber noch Sweifel obwalten könnten, fo erledigt jolche Far $ 399, 
wo es heißt: „Wenn ein hiernähft beider Prüfung untaug- 
lich befundenes Subject präfentirt worden und darüber die gefeh- 
mäßige Srift verlaufen ift, jo fommt außer dem Salle des $ 592 
dem Präfentirenden noch eine Nachfrift von 6 Wochen zu Statten“. 

Sollte es aber dennoch einer folchen wiederholentlich und bei 
jedem Eintritte in ein neues Pfarramt nach dem A. €. R. wirklich 
bedürfen, wie jedoch nicht der Sall ift, jo würde daraus nur folgen, 
daß der Kgl. Siscus auch fchuldig wäre, dieje Sormalität zu er: 
gänzen. 

Wir halten aber dafür, daß es diejer in dem vorliegenden 
Salle nicht bedarf. Nur auf die Introduction fommt es hier an, 
und wenn über die Derbindlichfeit des Derklagten, diefe zu bewirken, 
noch Zweifel obwalten fönnten, fo widerlegen folche vollends und 
deutlich die für diefe Materie gegebenen fpeciellen Geſetze. 

Die Kirchenordnung im Kurfürftentbum der Marfen zu Bran- 
denburg de 1540 (Corpus constitutionum Marchicarum I, ı. pag. 
239) bejtimmt: „So follen auch diefelben (Prediger), ehe fie ad 
possessionem fommen, erft und zuvor von unjerem Superintendenten 
—— und anderen, ſo wir dazu ordnen, fürgeſtellt und fleißig 
verhöret werden, ob ſie in der Lehre rein und ſonſt eines ehr— 
lichen chriſtlichen Wandels ſein, und da ſolches befunden, 
ſollen fie alsdann durch den, dem es von Alters ge: 
bühret, institutionem et possessionem erlangen. 
Es joll auch Keiner feine Pfarren und Ampt verlaffen oder deren 
entjegt werden propria autoritate, ehe vorhergehende genugſame 
Erfenntnig jedes Orts da fichs gebübret“. 

Die Dijitations und Lonfiftorial-Ordnung von 1575 (Corpus 
constitutionum Marchicarum I, ı pag. 278) jetzt feft: „und foll der: 
jenige, jo berufen wird, dem Superintendenten präfentirt werden 
und diejelbige Präfentation neben glaubwürdige Seugniffe und 
Tejtimonium der Univerfität oder fonft der Derter, da er zuvor ge 
wejen, jeines Standes, vorigen Wandels, Weſens oder Abzugs zu 
zeigen und aufzulegen jchuldig fein. Wenn nun folhes Seug— 
niß feines Berufs und Sitten vorhanden und daran 
fein Mangel, anf daß er zuvor verhöret, ordinirt 
oderinunfer Kurfürftentbum bereitsPfarren ver- 
waltet, auch unfere chriftlihe Kirhenordnung ge 
halten befunden, jollunfer gemeiner Superintem 

Foerſter, Entftehung ber preuß. Landeskirche. II, 29 


450 Beilagen. 


dentihm in Beijein des Aſſeſſoren unfers Confi- 
ftorit allbier zu folcen feinem Ampte, dazu er berufen, 
aufnehmen und inftituiren“. In der erneuerten Derordnung 
wegen der ftudirenden Jugend auf Schulen und Univerfitäten, wie 
auch der Landidaten ministerii, vom 50ten September 1718 (Corp. 
const. March. I. 2. 8 236) heißt es, nachdem die Art und Weiſe 
des Eraminis genau bejtimmt ift, $ 25: „Wenn nun der Landidat 
folchen Eramen wohl bejtehet, zu Wittenberg nicht ftudiret bat, ſich 
auch übrigens unfern Edictis Gehorfam zu erzeigen erfläret, fo foll 
er hierauf ordinirt, in feiner Docation und Amte confirmiret, auch 
fowohl bei der Infroduction von dem Inſpectore unterrichtet wer: 
den, welcherlei ergangene Edicte und Derordnungen er in feinem 
Amte zu beobachten habe“. — Deutlicher und bejtimmter, als es in 
diefen fpeciellen, für den vorliegenden Sall gegebenen Geſetzen ge: 
fchehen ijt, fann die dem Dofations-Rechte des Patrons entgegen 
ftehende Derbindlichkeit des verflagten Königl. Lonfiftorii, die ihm 
präfentirten, tauglichen und. ordönungsmäßig gewählten Pfarrer zu 
introduciren, nicht ausgefprochen fein. 

Wenn nun nach dem Obigen von einem neuen Beweije der 
Qualification der Gewählten nicht weiter die Rede fein kann, weil 
hier nicht Landidaten, fondern bereits ordinirte Prediger 
präfentirt worden find, deren Qualification durch die ihnen ertheilte 
Ordination ein für alle Mal ausgefprochen tft, jo bleibt in Bezug 
auf einen bereits ordinirten Geiftlichen, wenn er aus einer 
Stelle in die andere berufen wird, durchaus fein anderer Grund 
des Widerfpruchs übrig, als eine Unregelmäßigfeit der Wahl, die 
aber hier nicht behauptet worden ift. Ja, es kann augenfcheinlich 
bei einem fchon ordinirten Pfarrer, zumal wenn er, wie hier der 
Fall it, noch bis diefen Augenblif im Amte fteht, nicht mehr von 
feiner Untauglichfeit zum Pfarramte die Rede fein, fondern nur 
davon, ob und wodurch er fich desjelben unwürdig gemacht habe 
und nach $ 550 ff. zur Unterfuchung zu ziehen und zu entlafjen fei. 
Das hat das Kal. Minifterium wohl gefühlt und fich daher be- 
gnügt, feinen Meigerungsgrund nur anzudeuten, allein das Königl. 
Lonfiftorium hat ſich darüber deutlich und unummunden in den 
Derfügungen vom 17. Aug. und 2. Oktober a. c. ausgefprochen, 
daß die Beftätigung nur deshalb verweigert werde, weil der Pifchon 
und Deibel nicht die Derpflichtung hätten eingehen wollen, die er: 
neuerte Agende jelbit anzunehmen und der Einführung derjelben 
in die Kirchen, wohin fie berufen, förderlich zu fein. Daß der 
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Pifchon und Deibel die Hebernahme einer folchen Derpflichtung ab- 
gelehnt haben, ift uns von ihnen unter abfchriftliher Mittheilung 
der diesfälligen Unterhandlungen felbft angezeigt und mithin richtig. 

Es fommt aljo lediglich darauf an, ob die Forderung einer 
folchen Derpflichtung in den Geſetzen oder jonft begründet ift, und 
das können wir nicht einräumen, 

Mit der in diefer Forderung erwähnten Agende, welche als die 
erneuerte bezeichnet wird, iſt wahrjcheinlich diejenige gemeint, welche 
im Jahre 1822 biejelbft unter dem Titel: Agende für die Hof: 
und Don-Gemeinde zu Berlin, 2te Auflage, erjchienen iſt. 

Mir glauben dies annehmen zu können, weil uns in neueren 
Seiten feine andere befannt geworden, und weil fchon einmal vor 
drei Jahren von Seiten des Mlinifterit der Nifolat- und Marien: 
Kirche der Derfuch gemaht worden ijt, diefelbe in diefen Kirchen 
einzuführen. Dies vorausgefeßt, bemerken wir, daß diefer Agende 
zur Seit alle Gejegesfraft fehlt, und folche in unferen bisherigen 
Geſetzſammlungen nicht zu finden ijt. Ihr Derfaffer ift unbekannt 
und ibre allgemeine Annahme und Einführimg nirgends auf einem 
gefeglichen Wege vorgeichrieben, vielmehr ihr Titel derjelben aus- 
drüdlich entgegen. 

Dennoch will das Königl. Eonfiftorium die obige Bedingung, 
wegen Annahme und Einführung diefer Agende durch die, angeb: 
lich auf Allerhöchſte Cabinets-Befehle vom 9. Juli v. und 27. Febr. 
d. J. fihh gründende Mlinifterial-Derfügung vom 14. April a. c., 
welche in dem foeben erfchienenen 10. Heft der von Kampsjchen 
Annalen 5. 348 abgedrudt ift, rechtfertigen, allein auch diefe Ca— 
binets-Befehle find weder in den Geſetzen zu finden, noch uns auf 
unfer wiederholtes Bitten mitgetheilt worden und können unter 
folchen Umftänden für die Nechtfertigung diefer Bedingung nicht 
zur Richtſchnur der Fünftigen rechtlichen Entjcheidung dienen, Es 
bleibt mithin jener den gewählten Seijtlichen geftellten Bedingung 
und der bierauf gegründeten Dermweigerung ihrer Introduction 
lediglich die gedachte Derfügung des Königl. Miniſterii der geift- 
lichen Angelegenheiten vom 14. April c. zur Seite. Wir können 
aber auch diejer Derfügung feine verbindende Kraft weder für 
uns, noch für die Heiftlichen, weder überhaupt noch für die vor: 
liegenden Wahlfälle einräumen. Denn fie gründet und bezieht ſich 
ja lediglich auf die uns nicht befannten und nicht mitgetheilten 
Labinets-Befehle, ift alfo bloßes referens sine relatis und als fol« 
ches für den fünftigen Richter nicht zu beachten. 

29* 
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Sie fann aber auch außerdem nicht einmal auf die vorliegen: 
den Fälle angewendet werden: 

I. weil fie weder in den Amtsblättern der hiefigen Provinz, 
noch in der Geſetzſammlung enthalten, vielmehr nur erft unterm 
2. Juni vom Königl. Confiftorio entworfen, blos den Superinten- 
denten mitgetheilt und uns erjt durch das Lonfiftorial-Refcript vom 
2. Oft. c. zugefommen. Es fehlt ihr alfo zur Zeit noch immer an 
einer gejegmäßigen Befanntmachung. 

2. Wäre diefe aber auch vorhanden, fo ift doch die gedachte 
Derordnung eine jpätere Dorfchrift, die auf die vorliegenden frübern, 
theils vor deren Erlafjung, theils vor deren Privat-Mittbeilung 
am 21. März und 6. Juni d. 7. erfolgten Wahlen und unterm 
2. Mai und 21. Juni a. c. ausgefertigten Docationen und gegen 
die davon erjt jpäter in Kenntniß gejeßten Geiftlihen und Patrone 
feine Anwendung finden kann. Dem pPiſchon ift die darin ent- 
baltene Derpflichtung erft durch eine Derfügung vom 16. Juli c., 
dem Deibel erjt durch eine Derfügung vom 28. Juli a. c. abge: 
fordert worden. Ein Mehreres hierüber, wenn es dejjen noch be- 
dürfen follte, behalten wir uns für die Deduction vor. 

3. ſpricht fih aber auch der Inhalt diefer Derordnung felbit 
deutlich dahin aus, daß ſolche auf die vorliegenden Fälle nicht an— 
gewendet werden kann, denn ihr Eingang jagt ausdrüdlich, daß 
ihre Dorjchriften nur bei Berufung und Beftätigung neu 
anzuftellender Geiftlichen feftgejeßt feien. Nun ift aber bier 
von feinen Berufungen der Conſiſtorien oder Regierungen, ſondern 
eines Privat-Patrons die Rede, und eben jo wenig von einer Be- 
ftätigung, weil, wie wir oben gezeigt haben, es jolcher im vor- 
liegenden Salle gar nicht mehr bedarf, noch weniger aber von der 
Beftätigung neu anzuftellender Seiftlichen, fondern vielmehr 
von der Berufung zweier fchon feit 16 und 6 Jahren angeftellter 
und ordinirter, fchon im Amte ftehender Pfarrer und deren bloßen 
Derjeßung aus einer Stelle im die andre, und mithin fteht die im 
8 2 und 3 enthaltene Ausdehnung in offenbarem Widerſpruche 
mit dem im Eingange angegebenen Jnhalte der Königl. Cabinets: 
Befehle. Nach eben diefem Eingange bezwedt diefe Labinets-Der- 
fügung die Steuer eingerifjener Millfür, und nadı dem uns in dem 
Rejcript vom 24. Juni 1824 gegebenen ZSeugnifje des Miniſterii 
fub. N. 6. war die bisherige gottesdienftlidhe Ordnung der Nifolai- 
und Marien-Kirche untadelhaft. 

4. it auch der wörtlihe Inhalt der 88 2 und 5 gedachter 
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Derordnung, abgejehen von ihrem Widerſpruch mit den allegirten 
Labinetsbefehlen, auf die vorliegenden Wahlfälle vom Derflagten 
nicht einmal richtig angewendet, indem auf diefelben Wahlfälle nicht 
der zweite, fondern der dritte Paragraph paſſend if. Denn wir be: 
haupten, und haben auch deshalb die Dermuthung für uns (dem 
verflagten Königl. Conſiſtorio liegt ob, die entgegengefegte Be: 
hauptung zu ermweijen), daß in jeder der beiden Kirchen eine landes- 
herrlich autorifirte Agende eingeführt und bisber unverändert im 
Gebrauch gewefen ift. 

In der Jeruſalems- und Neuen Kirche ift eine bei Gelegenheit 
ihrer Erbauung diefer, wie der Dreifaltigfeits-Kirche gegebene 
Agende im Gebrauch, deren Derfaffer uns zwar unbefannt, aus der 
aber fchon im Jahre 1756 der evangelifch-lutherifchen 
Gemeinde auf der Friedrichsftadt zur Nachricht 
und Erbauung die gewöhnliche Ordnung des Gottes: 
dienftes durch den Drud und mithin unter den Augen der Kandes» 
herren und der höchſten Staatsbehörden befannt gemacht worden 
it, und welche feitdem gebraucht und höchft erbaulich gefunden wird. 

Dies ergiebt die beiliegende amtliche Ausfunft des dortigen 
Minifterit. 

In der Nikolai-Kirche ift die Goltz'ſche Agende im Gebrauch 
mit Anwendung einiger von dem verjtorbenen Confiftorialrat Diete- 
rich entworfenen Sormulare für die Taufhandlung und Abendmahls- 
feier. 

Was nun die Goltiche, im Jahre 1614 erfchienene Agende an— 
betrifft, jo war ihr Derfaffer, Johann Golte, einer der erften evan— 
gelifchen Prediger zu Sranffurt a. ®., wofelbft er 1584 ftarb. Ihr 
Erjcheinen im Jahre 1614 und die Beftimmung auf ihrem Titel: 
„sür die Kirchen Augsburgifcher Confeiftion“, — welches nach dem 
damaligen Sprachgebrauch die evangelifch Intberifche Confeffion be- 
zeichnete, läßt vermuthen, daß fie herausgegeben fei, um den luthe- 
riichen Sottesdienft in den Marten fowohl von dem andringenden 
reformirten als von dem fatholifchen Hottesdienft frei zu erhalten. 
Der Umftand, daß fie fo fpät nach Goltzes Tode erjchien, deutet 
darauf hin, daß jie nicht als eine Privat-Arbeit des Derfaflers für 
Prediger zur Derwaltung ihres Amtes angejeben werden fönne; 
und der Umftand, dag zur Zeit ihrer Erfcheinung der General: 
Superintendent der Marken und das aeiftliche Conſiſtorium derfelben in 
Frankfurt a. ©. ihren Sit hatten, läßt kaum einen Zweifel übrig, 
daß diefe Agende mit Dorwifjen und Genehmigung der geiftlichen 
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Oberbehörde in Umlauf und Anwendung gefommen fei, zumal in 
einer Seit, wo Agenden nicht für Privatichriften galten. Erwägt 
man endlich hiezu, daß diefe Agende unter dem reformirten und 
reformirenden Kurfürften Johann Sigismund erfchien, der ihren 
firchlichen Gebrauch, wenn derfelbe nicht auf einem gejeßlichen Wege 
geltend gemacht worden wäre, zu Gunjten der reformirten Kirche 
gewiß nicht geftattet haben würde, daß fie fich feitdem länger als 
200 Jahre in hiefigen und in den meilten Kirchen der Mark in 
Gebrauch erhalten, daß dieſer Gebrauch hier vor den Augen der 
£Sandesherren und vor den Augen von Mitgliedern der oberften 
geiftlichen Staatsbehörden und namentlich der hiefigen Probjten fich 
erhalten hat, daß diefer Gebrauch auch noch unter den Augen des 
jegt regierenden Königs und der Königl. Samilie bis heute fort- 
gedauert hat, jo wird die Genehmigung feitens des Kandesherrn 
nicht beftritten werden fönnen, diefe Genehmigung vielmehr als 
notoriſch und unzweifelhaft gegen die sub. 2 der Mlinifterial- 
verfügung vom 14. April c. gemachte Bemerfung anzunehmen fein. 

Sollten diefe über die Entjtehung der Goltzſchen Agende an- 
geführten Thatjachen vom verklagten Fiskus bejtritten werden, fo 
berufen wir uns deshalb auf das Zeugniß der theologiichen Sacultät 
zu Breslau, als welche ſonſt in Sranffurt ihren Sit hatte. 

Eine befondere jchriftliche Genehmigung des Landesherrn iſt 
freilich nicht vorhanden, eine folche aber auch in der ebengedachten 
Derfügung vom 14. April c. nicht einmal gefordert. 

Dasjelbe gilt von den Dietrichichen Sormularen, die bei der 
Tauf: und Abendmahlsfeier gebraucht werden. Der Derfajler war 
Prediger an der Marien-Kirche und Königl. Confiftorialrath. Sie 
wurden von ihm vor etwa 40 Jahren entworfen und find feitdem gleich: 
falls unter den Augen der Monarchen und der oberften geiftlichen 
Behörden und von den Probjten als Mitglieder derfelben gebraucht 
worden. 

Ausdrädlih [chriftlich vom Landesherrn blos beftätigte 
Agenden für die lutberifche Kirche giebt es in unferen Geſetzſamm— 
lungen gar nicht, vielmebr ift darin überhaupt nur eine vom Kur: 
fürjten Joachim im Jahre 1540 mit Suziehung von Gelehrten und 
von den Ständen und mit Approbation des damaligen Bijchofs zu 
Brandenburg erlafjene und eigenhändig vollzogene Kirchen-®rdnung 
vorhanden. Sie erjchien gleich nach vollendeter Reformation, wo 
ihr Bedürfnig zur Sonderung der evangelijchen Kirche von der 
fatholifchen zu nahe lag und zu dringend war, als daß es nicht 
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hätte gefühlt und befriedigt werden müfjen. Sein Nachfolger Jo— 
hann George erließ zwar im Jahre 1572 eine zweite, die aber nicht 
im Corpus constitutionum Maschicarum enthalten ift. Seitdem aber 
hat feiner unferer Kandesherrn je wieder ein folches Bedürfnig für 
den äußeren Ritus der lutherifchen Kirche in der Ehurmarf Branden» 
burg gefühlt. Als fie aber zur reformirten Lonfejjion übergegangen 
waren, erjchien auch für diefe eine Agende durch Johann Sigismund 
und jpäterhin mehrere. 

Das Jahrhunderte lang fortgejegte Schweigen unſerer Geſetz— 
gebung in Beziehung auf die lutberifchen Kirchen läßt fich wohl 
nicht blos durch den Mebertritt des Sürftenhaufes zur reformirten 
Lonfeffion erflären; vielmehr hat gewiß daran auch die Abficht 
Theil, die Ausbildung des gottesdienftlichen Ritus, dem Geijte der 
Reformation gemäß, den Gemeinden felbit und dem Einfluß zu über: 
lafjen, welchen die FKortichritte in der Philofophie und Theologie, 
wie in der religiöfen und geiftlichen Bildung der Unterthanen über: 
haupt darauf unausbleiblich äußern würden, oder wenigjtens dem 
wirflich bieran wahrgenommenen, wenn auch abfidhtslofen Erfolge 
jelbft. Su gleicher Seit mußte dies Schweigen der Gefetgebung 
die Solge haben, daß nach und nach Gebräuche und Herfonmen an 
die Stelle der nicht mehr pafjenden veralteten Dorjchriften traten. 
Solches Herfommen hat überall in bürgerlichen Derhältnifien Ge— 
jeßesfraft, und diefe kann ihm noch weniger beftritten werden, wenn 
jie ausdrücdlich von den Gefeßgebern und Landesherrn ausgefprochen 
it, und das iſt hier wirklich gefchehen. Statt anſtelle der nicht 
mehr paffenden alten Kirchenordnung von 1540 neue Kirchen-Ord— 
mungen zu geben, haben die Kandesherrn neben diefer alten und 
auch ohne diefelbe, in jpäter den Ständen gegebenen Reverſen immer 
und bis auf die neuften Zeiten, in Hinficht auf die Sorm des Gottes: 
dienjtes Herkommen und Gebräuche ausdrüdlich bejtätigt, fo daß es 
in der That in der vorliegenden Beziehung gleichgültig ift, ob unjer 
firchliher Typus Agenden oder fpecielle Sormulare für einzelne 
firchliche Handlungen oder auch gar feine Schriften für jich habe; 
er bleibt nicht dejto weniger durch die den Gebräuchen ertheilte aus» 
drüdliche Bejtätigung gefeglich begründet. 
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13. Kurze Sujammenitellung einiger Hauptpunkte eines ausführ- 
lihen Gutachtens über die von Sr. Majejtät dem Könige beichloj- 
jene Herjtellung evangelijcher Bilchöfe. 

(5. 214.) 


Ein richtiges Auffaffen des wahren Bedürfens der evangelifchen 
Kirche im Preußifchen Staate giebt den ficherften Anhalt bei der 
Erörterung alles defjen, was zur Ausführung der von Sr. Majeftät 
dem Könige im Allgemeinen befchlofjenen Herftellung der evangelifchen 
Bifchöfe erforderlih if. Da fich das jeßige Bedürfnif aus der 
erjten Entſtehung der Kirche im Zeitverlauf gebildet hat, jo werden 
fih bei dem Ausgehen von diefem Punkte auch alle Maaßregeln 
zur Ausführung dem früher Bejtandenen und dem noch Beftehenden 
anfchliegen und mit dem Wefentlichen daher nicht nur nicht im 
Widerſpruch ftehen fondern folches fördern. Diefes verbürgt ſodann 
auch das Gedeihen der neuen Einrichtung. 

Das Wefen der evangelifchen Kirche nimmt die größtmöglichite 
Sreiheit in der Erforfchung chriftlich religiöfer Wahrheit aus der 
Heiligen Schrift und ein ftetes Sortfchreiten in folcher für die 
Kirheim Ganzen in Anfprud. Es fordert die Befreiung von 
bloßem $ormeldienft und ein ftets zeitgemäßes Gejtalten der litur- 
giichen Form des Gottesdienftes. Die Schulen richten fich in dem 
wichtiaften Punkt, der von folchen ausgehenden religiöfen Dolfs- 
bildung, ganz nach dem Standpunkte der epangelifchen Kirche. Die 
evangelijche Geiftlichfeit, frei von ftreng hierarchifcher Unterordnung, 
ohne äußeren Glanz und Priefterthum, tritt mit dem bürgerlichen 
£eben in vielfache nähere Berührung, und kann fich nur, indent fie 
fich über folches durch fromme Sitte und Ernit des Lebens erhebt, 
in Anfeben erhalten. Die Reformation hat, indem fie das Weſen 
der evangelifchen Kirche neu begründete, mebr die Berftellung der 
Reinheit der Lehre als die Abfaffung alles deffen, was zur äußeren 
Derfaljung gehörte und im Derfolg erforderlich werden fonnte, be- 
rüdjichtigt. In Deutjchland war folches ganz vorzüglich der Fall. 
Diele Umſtände machten diefes lange unfchädlich. Der fromme Eifer 
und die gediegene, Fräftige Einwirkung der Reformatoren und ihrer 
Nachfolger unter den Heiftlichen haben mit dem Eifer der evan- 
gelifchen Sürften lange jeden Mißbrauch verhütet und reges Leben 
in der Kirche erhalten. 
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Das Auffaffen theologifcher Spisfindigfeiten hat erft ſpäter bei 
mangelbafter Derfafjung zum Migbrauch geführt. Einzelne Geift- 
liche haben für ihre Irrlehre oder für ihre Millfür in der liturgifchen 
form die evangelifche Sreiheit, weldhe der Kirche 
nurim Ganzen zufteht, mit mehr oder minderem Erfolg in 
Anfpruch genommen. Die Schulen folgten größtentheils dieſer 
Richtung. Die ganze Dienftführung der Geiftlichen mußte bierunter 
leiden und von der einen Seite eine nachtheilige Ungebundenheit 
fo wie von der andern Seite ein Derfinfen eines großen Theils der 
Geiſtlichkeit, ſobald der Fräftigfte Antrieb zum Rechten, zum frommen 
ächt chriftlichen Glauben und zu wahrer ſteter fortgefegter Aus: 
bildung feblte, zur Folge haben. Es wurde mißfannt oder wenigftens 
nicht gehörig beachtet, daß die evangelifche Sreiheit n Be- 
ziehung auf Lehre und liturgifche Sorm nicht dem Einzelnen 
fondern der Kirche zufteht, von welcher folche mur in großen 
Zeitabſchnitten und Perioden unter angemefjenen Sormen hervor- 
geht, und daß bis zu deren Eintritt alles Streben nach Abänderungen, 
um eine bejiere Sejtaltung herbeizuführen, fich nicht in den einzelnen 
Kirchen felbjt äußern darf, fondern nur als willenfchaftliche Unter- 
juchung oder Gegenftand der Erörterung außerhalb der Kirche 
erjcheinen fannı. Ebenfo wurde das Derhältnig des Staats und 
namentlich des evangelifchen Regenten zur Kirche verfannt und bei 
vieler Hleichgültigfeit mancher evangelifcher Fürſten über ihren Ein- 
flug auf religiöje Gegenftände oder bei einem bei wenigjtens an- 
jcheinend drohender Gefahr heftigen und unzweckmäßigen Eingreifen 
und dadurch veranlaßten Widerftand eine große Derwirrung der 
Begriffe und Unficherheit der Rechte und Befugnifje veranlaßt. 

Es iſt immer mehr mißfannt worden, daß in der Wirklichkeit 
Kirche und Staat nach evangelifchen Grundſätzen fich nicht als etwas 
ganz Getrenntes betrachten lajien, und daß es zum Heil der evan- 
gelijchen Kirche nicht auf ein ſpitzfindiges Scheiden und Auseinander- 
halten der Rechte des Regenten und der Kirche, fondern darauf an- 
fomme, daß beide gemeinjchaftlich, das Weſen der ächt evangelifchen 
Lehre richtig auffaffend, ein Ziel verfolgen. Man hat, um neue 
Theorien aufzuftellen und jo angeblich die Begriffe von Kirche und 
Staat zu berichtigen, die Geſchichte ganz verlafjen, welche zeigt, wie 
fih in der evangelifchen Kirche die wichtigjten Anordnungen jo ge: 
ftaltet haben, daß das, was als Bedürfen allgemein mehr geahndet 
und gefühlt — als laut ausgeiprochen worden war, von den Landes: 
berrn unter dem Beirath bewährter Heiftlichen zur Wirklichkeit ge: 


458 Beilagen. 


bracht worden ift. Man hat eine mindere Zahl von Stimmen, 
welche fih oft einige Zeit lang gegen das fo in der Kirche Ge- 
ftaltete erhoben haben, als Stimme der ganzen Kirche gegen die 
landesherrliche Anordnung betrachtet, ftatt den fegensreichen Erfolg 
und die allgemeine Zufriedenheit der Kirche oft fchon nach furzer 
Seit, wenn fich die Dorurtheile gelegt hatten und die Schwierig: 
keiten, welche jede neue Anordnung begleiten, befeitigt waren, als 
die wahre und ficherjte Suftimmung der Kirche zu betrachten. 

Die neuere Seit hat durch die vielfachen Derfuche, dent Uebel 
abzuhelfen, gezeigt, wie fehr diefer Zuftand anerfannt wurde. Der: 
fuche, blos durch gefegliche Beftimmungen den Mligbrauch der 
größeren S$reiheit zu bejchränfen, waren fruchtlos oder von wenig 
Erfolg und veranlaßten die Bejorgniffe einer Bejchränfung der 
Sreiheit felbft, und war auch diefes nicht der Fall, fo fehlte es an 
Aufficht, Belehrung und Mufter des Beſſeren, wodurd das Dor- 
gejchriebene zum Leben gebracht werden Fonnte. 

Es hat fich allgemein die Stimme gegen die Confijtorien in ihrer 
jeßigen Derfafjung erklärt, indem anerfannt worden ift, daß folche, 
größtentheils mehr weltliche als geiftliche Behörden, feinen lebendigen 
und wohlthätigen Einfluß auf die Geiftlichen ausüben fönnten. 
Man wollte ihre Stimme in eigentlich religiöfen Angelegenheiten 
nicht als Stimme der Kirche anerfennen. Mancherlei Dorfchläge 
und Derjuche zur Derbefjerung deren Derfafjung fanden feinen 
Beifall. 

Don einer Presbyterial- und Synodal-Derfafiung wurde mannig: 
faltig mehr Heil erwartet, weil folche eine lebendigere Theilnahme 
der Gemeinden und der Geiftlichen felbjft an den Bejleren ver: 
anlagte. Allein die Mängel der Synodal-Derfaffung, und daß folche 
höchitens geeignet jei, das Aeltere zu erhalten, daß fie aber zur Der: 
bejjerung eines geſunkenen Suftandes oder zur Einführung eines 
Befjeren nicht pajle oder wenigftens allein nicht zureiche, fondern 
daß dazu ein äußerer Anftoß nöthig fei, wurde vielfach anerkannt. 

Das lebhaft gefühlte Bedürfen mehrerer Ordnung und mehr: 
facher wejentlidyer Derbejjerungen des ganzen religiöjen Suftandes, 
der Herjtellung einer ächt chriftlichen und evangelifchen Kebre ftatt 
einer bloßen Moral-Predigt, neuer zu wahrer Gottes-Derehrung 
anregender Formen des GHottesdienftes, die Wichtigkeit der Hebung 
des Hwielpaltes zwilchen den verfchiedenen HBaupt-Neligions-Par: 
theien der £utheraner und der Reformirten und anderer Anord— 
nungen — führten zu der dee, daß alle Derbefferungen von Eandes» 
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Synoden ausgehen müßten, und daß diefen auch eine richtige Be- 
ſtimmung der Lonfiftorial- und der befonderen Synodal-Derfafjung 
zu überlajjen ſei. Die erjten Derfuche haben die Schwierigkeiten 
jolcher Synoden gezeigt und ergeben, daß fchwerlich etwas Gedeih— 
liches von folchen zu erwarten jein dürfte, bis der Staat jelbjt über 
das Bedürfen der Kirche mit jich im Reinen fei, die Geiftlichen und 
die Gemeinen aber erſt wieder durch Herftellung einer beſſern Ord— 
nung in vielen Derhältniffen und einer befjern Tendenz für folche 
Berathungen mehr ausgebildet worden feien. Wenn man auch über 
viele Bedentklichkeiten hinweggehen will, welche folchen allgemeinen 
Sandes:Synoden in politifcher Beziehung vorerft noch im Wege 
jtehen, jo ergiebt fich wenigſtens ficher, daß folche für einen Staat, 
wie der Preußifche, bei einer fo großen Derjchiedenheit feiner Be 
jtandtbeile und feiner Größe noch mit befonderen Schwierigfeiten 
verfnüpft find, und daß wenigjtens nicht fo ſchnell von einer all- 
gemeinen Landes-Synode die Hilfe zu erwarten fein dürfte, welche 
zu wünſchen ijt. 

Ganz im Geijte der evangelifchen Kirche in Deutjchland und 
ganz bejonders auch der Hefchichte ihrer Heftaltung im Preußifchen 
Staate angemejjen ift es, daß der Regent das Bedürfnig der Kirche, 
welches fich fo laut und fo vielfach ausgefprochen hat, auffaßt und 
die zweckmäßigſten Mittel folchem abzuhelfen wählt. Wird das 
Richtige gewählt und ein angemefjener, vom frommen Geiſt befeelter, 
erniter, ruhiger und milder Weg eingefchlagen, und fommt das, was 
jich als Stimme der Kirche dem Landesherrn in oft vermwirrten und 
anfcheinend widerfprechenden Aeußerungen verfündigt hat, jo zur 
Ausführung, jo erfolgt bald ein freiwilliges Hinneigen aller zu dem 
Angeordneten, und es erfcheint jo das Derhältnig der Kirche zum 
Staat auf die würdigfte und wohlthätigfte Art als Derfolgung eines 
gemeinfchaftlichen Swedes. 

Ein großes Beifpiel hiervon ift durch die von Seiner Majejtät 
den König veranlafte Einleitung zur Union aufgeftellt worden, 
Ohne vorher die Suftimmung der Kirche zu verlangen, ift die vom 
Regenten veranlaßte Union größtentheils im Preußifchen Staat be- 
wirft und eine Aufgabe gelöft, welche in früherer Seit zu löſen 
durchaus nicht glücdte, — ein Heichen, daß das wahre Bedürfen der 
Zeit richtig erfannt und der rechte Weg eingefchlagen worden ift: 
Es ift erfreulich, daß diefes Einfchreiten Seiner Majejtät des Königs 
in eine der wichtiajten Religions-Iingelegenheiten nicht nur die Zu— 
ftimmung der evangelijchen Kirche im Preußifchen Staat jchon jo 
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weit erbalten hat, als es wirklich der Sall ift, fondern daß folche 
mit noch ungleich größerem Erfolg auch außerhalb desjelben da, wo 
die äußeren Derhältniffe es noch mehr durch beichränfßteren Umfang 
der Kirche, wie im Nafjauifchen und Badenjchen, begünftigten, voll- 
ftändig durchgeführt worden ift. 

Die Entichliegung Seiner Majeftät des Königs, die evan-« 
gelifchen Bifhöfe im Preußiſchen Staate zum Wohl 
und Anfehben der evangelijhenKirche berzjuftellen, 
erfcheint im Geiſt des Dorftehenden richtig gewürdigt als ein folches 
Auffafien des Bedürfnifjes der Kirche und als ein wichtiges Mittel, 
das wenigftens zum großen Theil zu geftalten, was die Stimme der 
Kirche als Bedürfnig anerfannt hat. Eine folche Entſchließung eines 
evangelifchen Kandesherrn, welcher fich mit frommem Sim und 
großem Ernft mit dem Bedürfnig der Kirche befchäftigt und viel« 
fahe Erfahrungen gefammelt hat, ift wie zu allen Seiten in der 
evangelifchen Kirche und namentlich im Preußifchen Staate vom 
eriten Augenblif der Reformation an bis jett, die ficherfte Be— 
glaubiaung für neue Einrichtungen. So nöthig es ift, jenem un: 
rubigem Treiben in der Kirche und der ungemefjenen Sucht nach 
Neuerungen und Derbefferungen nicht leichthin nachzugeben, fo 
wichtig ift es auch, das wahre Bedürfnig der Kirche nicht unbeachtet 
zu laffen. Wenn die Nothwendigfeit einer Maaßregel, diefem Be: 
dürfen abzuhelfen, Durch den Regenten in vorftehender Art beglaubiget 
iit, jo wird es Pflicht, fich über Fleinere Bedenflichfeiten wegzuſetzen 
und alles aufjubieten, dem erwählten Mittel und der zu treffenden 
Einrichtung den fegensreichften Erfolg zu fichern. 

it die Herſtellung evangelifcher Bifchöfe fo begründet, fo er- 
giebt fich von felbit, was folche erfordert, wenn es gleich eigenthüm: 
liche Schwierigfeiten hat, ihre Wirffamteit ganz genau zu beftimmen 
und ihre Stellung zu andern Behörden richtig abzugrenzen. Fol— 
gendes enthält einige Grundzüge dazu: 

I. Die neu anzuftellenden evangelifchen Bifchöfe follen ihrem 
Weſen nach, in Uebereinftimmung mit der erjten Derfalfung der 
chriftlichen Kirche, dem Bedürfen der jetigen Heftaltung der evan- 
gelifchen Kirche entjprechen. 

In Beziehung auf die ältere Derfaflung der chriftlichen Kirche 
ift der neu anzuftellende evangelische Bifchof ohne befondere Weihe, 
welche erft eine jpätere Lehre für erforderlich gehalten hat, der 
Heiftliche einer eigenen Kirche, ausgezeichnet durch feine 
Perfönlichkeit als Dorbild für alle andern Kirchen und Geiftliche 
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feines bifchöflichen Sprengels, und übt auf folche den geiftlichen Ein- 
flug aus, den ihm die Ordination der Prediger, deren Einführung 
in ihr Amt und jein Anjehen giebt. Alles weitere der früheren 
Derfaflung bezieht fih auf einen jett ganz veränderten Zuftand der 
bürgerlichen Derhältnifje und der Staaten, oder hat feinen Grund 
in einer Hierarchie, welche nicht heraeftellt werden foll. 

In Beziehung auf das wejentliche jetige Bedürfnig der evan— 
gelifchen Kirche erhält der Biſchof vom Staate das ſolchem 
zuftehbende Auffichtsrect auf die Lehre der Heiftlichen, die 
Bejorgung des Hottesdienftes durch ſolche in Beziehung auf form 
und Aeußeres, und auf ihren Wandel und ihre fortfchreitende Aus: 
bildung, fowie endlich auch auf die Schulen und deren Kehren. 

Je größer die Freiheit der evangelijchen Kirche und ihr Fort- 
jchreiten in der Ausbildung ift, je weniger der Hottesdienft ſelbſt 
auf bloße unabänderliche Sormeln gegründet iſt und eine ftete Der: 
beſſerung zuläßt, und je mehr die ganze Stellung der evange- 
lifchen Seiftlichen folche mit den Derhältnifien des bürgerlichen 
Lebens in mannigfache Berührung bringt und ihre fortichreitende 
Ausbildung unerläßlich macht: defto dringender wird eine ernite 
Aufjiht der Kirche und des Staates gegen Mißbräuche, eine Auf: 
ficht, weldhe blosperjönlihwohlthätig geführtwerden 
fann. Die Erfahrung aller Seiten bat gezeigt, daß es ein vergeb- 
liches Bemüben ijt, Mißbräuche vorzüglich in religiöfer Beziehung durch 
bloße Dorfchriften und Gefege verhüten zu wollen. Es erjcheinen jolche 
gewöhnlich, find fie auch mit der größten Dorjicht abgefaßt, als hart, 
werden als Gewifjenszwang mißdeutet und veranlafjen Widerſtand. 
Es läßt ſich Migbräuchen überall nur durch angemefjene perjönliche 
Auffiht vorbeugen. Ausgezeichnete Geiftliche, welche den Zweck 
richtig auffaffen, können allein, wenn fie eine angemejjene Stellwig 
erhalten, durch eigenes Beijpiel und durch die ihnen übertragene 
Gewalt die Abitellung vorhandener Migbräuche bewirken und ver- 
hüten, daß fich nicht neue einfchleichen. 

Ein evangelifcher Bifchof muß vorzüglich durch feine hervor: 
ragende Perjönlichfeit und feine geijtliche Stellung, durch eigenes 
Beifpiel und Lehre wirken. 

Deshalb und um ihn in ächt geiftlihem Sinne zu erhalten, ift 
es wichtig, daß er dem Dienfte des Altars und der Kanzel nicht 
entfremdet werde, fondern Seiftlicher einer bedeutenden Kirche fei. 
Seine Wirkjamfeit wird außerdem durch die ihm vom Staate über: 
tragenen Rechte der Aufjicht jehr erhöhet. Weit entfernt, daß er dem 
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fatholifchen Bifchofe wegen ermangelnder hierarchifcher Gewalt an 
Wirkſamkeit und Anfehen nachitehe, wird er folchen an Kraft, zu 
wirfen, übertreffen, da der Staat der Fatholifchen Kirche eiferfüchtig 
gegenüber ftehet und dagegen in der evangelifchen Kirche dem 
Bijchof mit vollen Dertrauen feine eigenen Rechte übertragen fann. 
Durch diefe Uebertragung der Rechte des Staats erhält der evan- 
gelifche Bifchof das Hecht der Zurechtweifung der nachgeordneten 
Geiftlichen, er befommt Einwirfung auf ihre Anftellung und ihre 
Entfernung vom Amte und Einfluß auf die mit der Leitung der 
geiftlichen Angelegenheiten beauftragten Behörden. 

Hiernach erhält der Bifchof einen Theil der Derpflichtungen und 
der Befugnifje der Lonfiftorien, allein nur den Theil, den jene nicht 
benußen können, der fich nur perfönlich von Seiftlichen in Derbindung 
mit einer ausgezeichneten firchlichen geiftlichen Stellung bei hervor: 
ragenden perjönlichen Eigenfchaften und dem bejonderen Dertrauen 
des Staats ausüben läßt. Die Eonfiftorien verlieren daher durch 
die Anftellung der Bifchöfe nichts, fondern geben nur an ſolche ab, 
was jie ohnehin nicht üben könnten, und erfreuen fich des wohl: 
thätigen Einfluffes der Bifchöfe auf den folchen verbleibenden Ge: 
chäftsfreis, bei welchen fie der Bifchof durch Rath und That unter: 
ftüßt, ohne ein Mitglied des Lonfiftoriums zu fein 
oder zu folchen in untergeordnetem Derhältnig zu ftehen. 

II. Das Derhältni der neuen Bijchöfe ift daher: 

I. Ihre eigenthümliche Wirkfamfeit betreffend: 

a) Die Bifchöfe find Geiftliche von tüchtiger wifjenfchaftlicher 
Bildung, wenn auch nicht eigentlich Gelehrte, von frommem Sinn 
und Wandel, womöglich ausgezeidmete Prediger, durch die Der: 
hältnifje des geiftlihen Standes durchgegangen und mit großer 
Amtserfahrung ausgeftattet. 

b) Sie find die erften Heiftlichen einer ausgezeichneten Kirche, 
einer Kirche, welche bei aller Einfachheit doch in jeder Beziehung 
geeignet ift, als Mufter auch für die äußere Form und die ganze 
Einrichtung des Hottesdienftes zu dienen. Auch bei der größten 
Einfachheit fann eine folhe Kirche zur Erhöhung des Eindrudes 
der Gottesperehrung bei ganz würdiger Ausftattung, beitragen. Es 
iſt wichtig, daß in einer folchen Kirche für Alles, was nur das religiöje 
Bedürfen einer Gemeinde fordern Fann, geforgt fei, und daß der 
Srüh- und Abend»Hottesdienjt, Wochen:Predigten und Faſten-An— 
dachten, Betjtunden und Dorbereitungs-Andachten nicht nur noth» 
dürftig, fondern mit vollem Ernſt würdig abgehalten werden. Ein 
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jolches Muſter wird die Dorwürfe entfernen, daß die evangelijche 
Kirche es an der Achtjamfeit auf diefes fehlen laffe, und wird den 
pietiftiichen Konventifeln den Dorwand für ihr feparatiftiiches Weſen 
nehmen. 

Es tft nothwendig, die Biſchöfe von der eigentlichen Seelforge 
zu befreien und fie dazu und überhaupt bei ihrer Stellung als 
Prediger mit der erforderlichen Hilfe durch andere Heiftliche bei der 
Baupt-Kirche zu verjehen, damit fie von ihren anderweiten Gefchäften 
nicht zu fehr durch die Abhaltung des GHottesdienites abgezogen 
werden. Es müſſen diefe Heijtliche, welche den Bijchof bei feierlichen 
Funktionen, Ordinationen, feierlicher Ermahmumg der Geijtlichen, auf 
eine würdige Art zur Erhöhung der Seierlichfeit umgeben, jowie 
der Biſchof felbjt durch den gediegenen Inhalt ihrer Predigt, durdı 
ernfte Würde, ftrenge Beobachtung der vorgeschriebenen formen, dem 
Zweck förderlich fein. j 

Der Gottesdienft in der Hauptkirche joll nicht mur die zu folcher 
gehörige Henteinde ergreifen und zur wahren Gottesperehrung hin- 
führen, fondern auch den Geiftlichen des Sprengels, die ſich bei 
Ordinationen und andern Gelegenheiten in der Kirche verfammeln, 
zum Mujter dienen und eine wohlthätige Gewalt über felbige jo wie 
über diejenigen, welche aus anderen Gemeinden die Kirche befuchen, 
ausüben. 

c) Die Bifchöfe haben nicht nur unmittelbar die Superintendenten 
in ihrer ganzen geiftlichen Wirffamfeit und Wefen, und deren Auf- 
ficht auf die folchen nachgeordneten Geiftlichen zu controlliren, und 
aljo mittelbar durch die Superintendenten auf die Geiftlichfeit ein- 
zumwirfen, fondern auch diefe legtere felbit in ihrer Amtsführung, jo 
wie in ihrer teten fortfchreitenden Ausbildung und der Befeftigung 
in der reinen Kehre und in der treuen Bejorgung des Gottesdienftes 
und in der fürforge für die Schulen und Achtfamfeit auf die Schul- 
lehrer unmittelbar zu beaufjichtigen. Sie werden zu dem Ende 
Difitationen an Ort und Stelle vornehmen, die Geiftlichen ihres 
Sprengels von Seit zu Heit um fich verfammeln und folche bei diejen 
Deranlafjungen durh Ermahnungen, Rügen und Belobungen im 
Guten zu erhalten, oder wanfen foldhe, zu befeftigen oder zu beſſern 
juchen. Um ihnen eine höhere Wirkſamkeit zu fichern, erhalten fie 
nicht nur die Ordination und Einführung der Geiftlichen, fondern 
auch das Hecht, die Superintendenten und die Geijtlichen zu geiſt— 
licher Befprechung um fich zu verfammeln und folche durch die Auf: 
gabe jchriftlicher Arbeiten zn fortgefegten theologifchen Studien zu 
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veranlajjen. Bei der Bejegung der Superintendenturen haben jie 
den Dorichlag und erhalten auf die Beförderung aller Geiftlichen 
ihres Sprengels, jo wie auf ihre NRemotion einen entfcheidenden 
Einfluß, indem ihre Stimme von den Konfiftorien jo beachtet werden 
muß, daß, im Fall feine Dereinigung ftattfindet, die Konfiftorien die 
höhere Enticheidung nachfuchen. 

2. Jn Beziebung auf andere Behörden find ſolche möglichit 
jebitftändig und zwar fo, daß fie, 

a) dem Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten unbedingt 
untergeordnet, diefem die erforderliche Ueberficht ihrer Ge— 
Ichäfts:-Derwaltung geben und von diefem bei wichtigen Deran- 
lafjungen, vorzüglich wenn allgemeine Anordnungen zur Sprache 
fommen, perfönlich oder fchriftlih zu Rathe gezogen werden, allein 
ohne außerdem über das Einzelne ihrer Geſchäftsführung in diref- 
ter Derbindung mit demjelben zu ftehen. 

Das Minifterium muß, ift es mit dem Gutachten der Bifchöfe 
nicht einverjtanden, dieſes Gutachten im fall der Berichtserjtattung 
an des Königs Maj. befonders beifügen. Im Fall einer Beſchwerde 
über die Amtsführung des Bilchofs veranlagt das Minijterium um: 
mittelbar eine nähere Unterjuchung. Die Bijchöfe werden von dem 
Minifterium von Bauptereignifjen, die Kirche betr., benachrichtigt, 
und es wird fich zwifchen folchen und dem Mlinifterium der Geift- 
lichen Angelegenheiten ein der Sache förderliches, auf perjönliches 
Dertrauen gegründetes, näheres Derhältniß ergeben. Die Bijchöfe 
als Theile des Mlinifteriums der Geiftlichen Angelegenheiten oder 
als defjen bejtändige Kommiffarien zu betrachten, würde dem Swecd 
nicht angemefjen fein. Es dürfte jolches dem Anſehen der Bifchöfe 
in rein geiftliher Beziehung mehr fchädlich als nüßlich fein, ihr 
Derhältnif zu den Konfiftorien ftören und unter gewiſſen Umjtänden 
auch der Stellung des Minifteriums nachtheilig werden können. 

b) Den Ober-Präfidenten und Konfiftorien find die Bifchöfe 
nicht untergeordnet, es ftehen folche unabhängig, find aber den Be» 
hörden doch in mehrfacher Beziehung beigeordnet, wirfen mit den- 
felben gemeinfchaftlih zu einem Swed und werden von denjelben 
wieder in ihrer Wirkſamkeit unterjtüßt. Es erfordert diefes eine 
genaue DBejtimmung der beiderfeitigen Derhältnifie. Die Ober— 
Präfidenten als Präjidenten der Konfiftorien und die Konfijtorien 
ſelbſt controlliren die Bifchöfe durch eine genaue Achtjamfeit auf 
die Nejultate ihrer Gefchäfts-führung, machen folcdhe auf das, was 
erforderlich ift, aufmerffam und führen nöthigenfalls Bejdiwerde 


Kurze Zufammenftellung ze. 465 


über fie bei dem Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten, wenn 
fie auf ihre Communication nicht achten. 

Die Bifchöfe geben folchen die erforderliche Ueberficht des Zu- 
ftandes der Heiftlichfeit und ihrer Amts-Derwaltung. Die Lonfi- 
ftorien haben das Recht, die Bifchöfe zur Abgabe ihres Gutachtens 
bei wichtigen Deranlaffungen aufzufordern, ohne daß die Stimme 
der Bifchöfe bei dem Befchluß mitgezählt werde, jedoch jo, daß im 
all ihrer abweichenden Stimme folche nicht unbeachtet bleiben darf, 
fondern daß dadurdı die Dorlegung der Sache zur höheren Ent- 
jcheidung veranlaßt wird. 

Die Bifchöfe haben das Hecht, den Situngen der Eonfiftorien 
beizuwohnen und Kenntnig von allen bei foldhen vorfommenden 
Sachen zu nehmen und ihr Gutachten abzugeben. Sie verweifen 
die eigentliche Bejtrafung der GHeiftlichen an die Confiftorien, nehmen 
bei dem Strafrefultat Kenntnig von dem Gange der Sache und 
fönnen ihre Meinung äußern. Eben fo verwenden fie fich bei den 
Confiftorien für das Bedürfnig der Geiftlichen, der Kirchen und 
Schulen. Endlich haben die Bifchöfe die Dorfchläge zur Ernennung 
der Superintendenten, und die Lonfiftorien nur das Recht, ihre ab- 
weichende Meinung der höheren Behörde vorjulegen. Bei der Be- 
ſetzung anderer geiftlicher Stellen haben fie blos eine Widerfpruchs- 
Stimme gegen die Wahl der Lonfiftorien, welche veranlaßt, daß 
höhere Entjcheidung eingeholt werden muß. 

Der Dorjchlag, die Bifchöfe zu Mitgliedern oder Dorfitenden 
der Eonjiftorien, wenigjtens in einer Abtheilung zu ernennen, fcheint 
init der Erfüllung des Swedes der Berjtellung von Bifchöfen un— 
vereinbarlich. Eine folche Stellung würde gleichfalls, wie fchon bei 
der Idee, fie als Commifjarien des Miniſteriums zu betrachten, an 
geführt iſt, ihrer Wirkſamkeit und ihrem Anſehen in rein geiitlicher 
Beziehung fchaden. Ihre Ernennung zu Mitgliedern der Konfi- 
jtorien würde nicht zu ihrem obigen Rang-Derhältnig paffen, und 
ihr Anfehen würde in dem FPollegialifchen Derhältniffe untergehen. 
Als Dorjigende würden fie zu fehr mit Gefchäften überladen, und 
zu jehr an den Schreibtifch und an den Seffionstifch gefeffelt, ihre 
Haupt-Bejtimmung vernachläfjigen müſſen. 

Es würde diefer Dorfit bei folchen eine Maffe von Kenntniffen 
der Derwaltung und eine jo ausgezeichnete Geſchäfts-Kenntniß vor- 
ausjegen, daß fich jchwerlich dazu geeignete Männer finden dürften. 

c. Die General-Superintendenten werden durch die Bifchöfe 
ganz überflüjjig. Die Superintendenten und Geiftlichen find den 
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Bifchöfen ganz untergeordnet und haben blos das Recht, die Be- 
jchwerden über den Bijchof bei dem Mlinijtertum der geiftl. Ange» 
legenheiten anzubringen, welches jodann erft die erforderliche Ein- 
wirfung der Konfiftorien, wo es nöthig ift, veranlaßt. 

Ob die fämmtlichen ev. Bijchöfe zu Mlitgliedern des Staats- 
Raths ernannt werden jollen, oder ob, wie es räthlicher ſcheint, in 
der Negel blos der Bifchof der Provinz Brandenburg Mitglied des 
Staats:Ratbs fein foll, jo dag die Ernennung anderer Bijchöfe zu 
Mitgliedern des Staatsratbs eine bejondre Auszeichnung bleibt; 
welche Stellung die Bifchöfe bei Kandes-Synoden erhalten dürften, 
und welche Einwirkung joldhen auf das theologiiche Studium auf 
Univerfitäten zu geben fein möchte, wird jegt jogleich bejtimmt wer: 
den fönnen, wenn es nicht gerathen jcheint, die nähere Beftimmung 
wenigjtens rücdfichtlich der legten Punfte noch auszufegen, damit 
nöthigenfalls die Wirfjamfeit und die Derpflichtung der neuen 
Bifchöfe noch verftärft werden kann. 

II. Um den neuen evangelifchen Bijchöfen ibre Wirfjamfeit 
und Stellung zu fichern, ift erforderlich, 

1. daß ihnen eine angemefjene Kirche übermwiefen, und wenn 
dieje nicht vorhanden ift, eine Kirche dazu befonders in Stand ge 
fett werde. 

Es iſt zu wünjchen, daß das Kirchen-Hebäude würdig und dem 
Zweck entiprehe. Es darf der Kirche an nichts fehlen, was der 
Gottesdienft erfordert. Die Orgel, die Sing-Chöre p. p. müjjen in 
gutem Stande fein! 

2. Die Beftimmung des Ranges, die Umtsfleidung und alles 
Aeußerliche muß mit Beibehaltung ächt evangelijcher Einfachheit, 
der Würde angemefjen fein. Das bereits Angeordnete wird ge: 
nügen !). 

Rüdjichtlih des Gehaltes und der Emolumente findet ein 
Gleiches ftatt. Die Ausftattung muß ausreichend und anftän- 
dig, jedoch jo fein, daß fie der ächt evangelijchen Einfachheit 
des geijtlichen Standes nicht fchadet. Sie müfjen eine dem Swed, 
große Derfammlungen von Heiftlichen bei fihh aufzunehmen, ent- 
jprehende Wohnung erhalten, welche einfah aber gut einge: 
richtet iſt. 

Als Heiftliche einer Baupt-Kirche würden fie den Gehalt der 
Prediger einer folchen Haupt-Kirche, welcher gewöhnlich zwijchen 


ı) S. Bd. l S. 248. 


Kurze Zufammenftellung ꝛc. 467 


1500 und 2000 Th. ift, erhalten. Es dürfte darauf zu fehen fein, 
daß fjolcher nicht geringer als 1500 Th. ilt. 

An Gehalt für die biichöflichen Amts-Geſchäfte wird folchen 
nicht unter den jest bewilligten 1000 und bei fehr vermehrten Ge— 
jchäften wohl eher 1500 bis 2000 Th. zu bewilligen fein. Es müſſen 
ſolche außerdem hinreichende Entichädigung für Suhren und Diäten 
und anderen Aufwand, wohl am beiten durch eine angemefjene 
Averfional:Summe, erhalten. 

5. Es ift Fürſorge für den erforderlichen Fonds zu verfchiedenen 
dem Ganzen förderlihen Ausgaben, auf die der Bifchof bei vielen 
Deranlafjungen zu Abftellung auffallender Mängel wird antragen 
müſſen, unerläßlich, wenn der Swed erreicht und den Bifchöfen 
eine wohlthätige, ihr Anjehen vorzüglich begründende Wirfjamfeit 
gefichert werden joll. 

IV. Die Ausmittlung der erforderlichen Zahl der Biſchöfe hat 
große Schwierigkeiten. Weder das Beijpiel der Fatholifchen Bi- 
fchöfe, noch auch der epangelifchen Bifchöfe außerhalb Deutichlands 
fann zum Anbalt dienen, da die Derfaflung fich überall nicht ſowohl 
nach dem Bedürfnig als nach befonderen Derhältnifjen gebildet hat. 
Das Bedürfnig iſt fchwer zu ermitteln und es fcheint geratben, für 
jede Provinz einen Bijchof anzunehmen. Somit würden nachftehende 
10 Bijchöfe angeftellt werden: 


Für Oſtpreußen mit 588 Parochien 
„ Weftpreußen „177 a 
„ Brandenburg „ 9A — 
„ Pommern „ 1086 — 
„Schleſien 576 A 
Poſen „ 106 . 
„ Sadien „ 22833 m 
„ Weftphalen „294 e 


„ Jülich und Berg „ 255 z 
„ 2. Qieder-RYhen ,„ 187 R 


Es läßt fih aber die Zahl der Bifchöfe vermindern, wenn die: 
jenigen Provinzen, deren Parochien minder zahlreich find, unter einen 
Bilchof zufammengezogen werden, namentlich: 


Oſtpreußen _ 
und Meftprenßen mit 565 Parochien. 
Brandenburg „ IA " 
Pommern „ 1086 " 
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— * mit 782 Parochien. 
Sachſen 2253 
Weſtphalen 
Jülich und Berg 
u. Nieder⸗Rhein 
wo ſodann nur 6 evang. Biſchöfe erforderlich find. Inzwiſchen iſt 
nicht zu mißfennen, daß ein Bifchof leichter eine große Sahl von 
Parochien auf einem Bleinen Slähen- Raum, als eine kleinere Zabl 
in weiter Entfernung in Aufficht halten kann. 
V. Der Aufwand im Ganzen ift zur Erreichung aller dieſer 
HSwede für jedes Bisthum: 
für den Bilchof. 
Als erfter Geiftlicher einer 
Haupt-Kirhe . . 1500 bis 2000 Thlr. 
als Bifshof . . . 1000 „ 2000 „ 


756 5 








— 23500 bis 4000 Thlr. 
Behufs feiner Dienft- Führung. 
für Pferde. . . 2... 900 bis 500 
für Diäten und Auslagen 1200 bis 1500 
= — 1700 bis 2000 Thlr. 


— 4200 bis 6000 Thlr. 


Außerdem 
Für Buream-Koften . . 2 2 2 2 20. 500 „ 1000 „ 
4700 bis 7000 Thir. 
Fonds für neue Einrichtungen etc. . . . 5000 „ 5000 „ 
7700 bis 10000 Thir. 
oder in runder Summe . . 2 2.2... 8000 „ 10000 „ 
welches bei 6 Diöcefen nur 458000 „ 60000 „ 
bei 8 he 64000 „ 80000 „ 


betragen würde. 

Nur ein Theil diefer Ausgaben wird neu zu fchöpfen fein, da 
hiervon die Befoldungen der neuen Bifchöfe als Seiftliche theil- 
weife abgehen und auch fihon einige bifchöfliche Befoldungen vor- 
handen find. 

Der Aufwand erjcheint für die Größe des Swedes nicht be- 
deutend. Er wird theilweife bei der Organifation der Lonfiftorien 
wieder erjpart werden Fönnen. 

Die neuen evangelijchen Bifchöfe werden an eigentlicher Be- 
joldung den Fatholifchen Bifchöfen nicht mur, jondern auch den 
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evangelifchen Bifchöfen außerhalb Deutichlands fehr nachftehen und 
auch den mit folchen in gleichem Range ftehenden Eivil-Dienern 
nicht gleich fommen. Es kann die Ausmittlung diefer Summe einen 
Staate wie dem Preußifchen nicht ſchwer fallen, zumal da folche 
nur nach und nach erforderlich wird. In feinem Staate ift wohl 
eine folche Einrichtung mit weniger Aufwand verfucht worden. 
Bei zu Pleinen Mitteln gehet die Wirkung verloren und dann ift 
auch ein Fleinerer Aufwand verwerflich. 

Wenn über das Ganze nach Seititellung der Haupt-Grundjähe 
ein Plan unter Suziehung einiger Geiftlicher, welche zu Bifchofs- 
ftellen geeignet find, mit Sorgfalt und Liebe ausgearbeitet und dann 
folhes nach und nach mit Rube und Ernft, der dee und der 
Wichtigkeit des Gegenftands angemeflen, mit nicht zu Heinen fon: 
dern ausreichenden Mitteln ausgeführt wird, fo läßt ſich hoffen, 
daß die ausgezeichnete Wirkſamkeit der ganzen nftitution ein be» 
deutendes Anfehen verjchaffen wird und daß alle nicht zu miß— 
fennende Schwierigfeiten, welche folcher, wie jedem Neuen und 
vorzüglih in NReligions-Sachen entgegenftehen, fchwinden dürften, 
und dag das Ganze eines der fchönften Monumente fein wird, 
welches des Königs Mlaj. Ihrer Allerhöchit vielfach ſchon bethätigten 
Teilnahme für das Wohl der Kirche jest. Manigfache nicht zu 
mißfennende Schwierigfeiten bei der Ausführung werden fich vor. 
züglich durch die Art der Behandlung befeitigen laffen und find 
nicht fo bedeutend, da deshalb der Plan im Ganzen aufgegeben 
werden dürfte. Eine Trennung der Preuß. ev. Kirche von den 
übrigen evg. Kirchen Deutjchlands ift nicht zu befürchten, wenn fich 
das Ganze in dem angegebenen Gange hält, und es ift fogar, wie 
jolches früher bei der Union der Fall war, zu erwarten, daß nodı 
andere deutiche Staaten nachfolgen werden. Eine offene Erflärung 
über den Sweck und Plan wird folches fehr befördern. Daß die 
neuen evang. Biichöfe in Ermangelung der Weihe und hierarchifchen 
Gewalt, ſowie eines gewiffen äußeren Glanzes, den Fathol. Bijchöfen 
im Anjehen nachitehen, ift ebenfalls nicht zu befürchten, da die ganze 
ev. Kirche der katholischen nicht im Anfeben nachitehet, fondern 
jolhes gerade durch die Nichtanerfenmung bloßer menjchlicher 
Saßungen und einer daraus entjtandenen hierarchiichen Gewalt be— 
hauptet. 

Die Union wird vielleicht auf einen Augenblid durch ein fal- 
jches Auffafjen der Sache vorzüglich von Seiten der Reformirten 
etwas leiden, allein die Anficht wird fich bald berichtigen, vorzüg- 
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lih wenn rücdfichtlich der Provinzen, wo die Synodal-Derfaflung 
ftattfindet, einige angemefjene Modificationen rüdfichtlich der Stel- 
lung des Bilchofes zu den Synoden eintreten. Eine Haupt- 
Schwierigkeit, der Mangel ganz tüchtiger Männer zu den Bifchofs- 
ftellen, wird minder fühlbar jein, wenn die Ausführung nach und 
nach erfolgt, jo wie fich ganz tüchtige Männer vorfinden. Mlanche 
Hegenftände, wie eine nothwendige, angemefjene Organifation der 
Konfiftorien und der Superintendenturen ſowie die Abftellung jo vieler 
Mängel der Kirche, werden durch die neue Einrichtung und die 
Beihilfe der Bifchöfe leichter berücfichtigt und in Ordnung gebracht 
werden Fönnen, als es außerdem der Sall fein würde; durch fie wird 
vorzüglich auf die Annahme der neuen Agende hingewirft werden 
fönnen. Es fehlt den meijten Heiftlichen durchaus nicht an gutem 
Willen, allein an Anleitung. Es wird an öffentlichem Tadel der 
neuen Einrichtung nicht fehlen, allein es läßt fich viel auf die eigene 
Kraft der neuen Einrichtung rechnen und Seiner Maj. fernere 
gnädige Fürſorge für diejen wichtigen Gegenftand und der für fol- 
chen zu erwartende fräftige Schuß kann über alle andere erhebliche 
Bedenfen und Bejorgnifje beruhigen. 


14. Bericht des Minijters über die Einführung von General- 
juperintendenten. 
(5. 221.) 


Schulpforte, den 23. Juli 1828. 


Die von Ew. Königl. Majeftät allergnädigft befchloffene und 
mir durch die Allerhöchite Kabinets:Ordre vom 7. Sebruar I. J. 
allerhuldreichit befannt gemachte allgemeine Einführung von Gene: 
ral-Superintendenten ift ein neuer Beweis der Kandespäter- 
lichen Huld und Fürſorge, deren ſich die evangelifche Kirche unter 
Allerhöchftdero erhabenem Scepter erfreut. Sie fann und wird um: 
endlich fegensreich wirfen, vielen Mängeln, denen fonjt nicht Teicht 
beizufonmen war, abhelfen, die Ordnung und Einheit der Kirche 
wejentlich fördern und ein heilfames Mittel werden, den Schlum- 
mer der Trägheit und des geiftlofen Mechanismus, der auf vielen 
Geiftlichen lajtet, zu unterbrechen, den Derirrungen von dem kirch— 
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lichen £ehrbegriffe auf eine ftille und von allem Geräufch und Auf: 
ſehen entfernte Weile zu wehren, und neues Leben in die ver- 
ftorbenen Glieder zu bringen, fo daß fie fünftig als eine wichtige 
Epoche in der Gefchichte der epangeliichen Kandesfirche glänzen 
wird. 

Um diefen glüdlichen Erfolg Ew. Königlichen Majeftät Aller: 
höchſten Entichliegung möglichit nach allen Richtungen zu fichern 
und zu bewirken, daß folcher überall in dem richtigen Lichte aner- 
fannt werde, jcheint mir erforderlich, daß 

I) der rechte Augenblick gewählt werde, ſowohl um Ew. Königl. 
Majeftät Allergnädigfte Entichliefung allgemein befannt zu machen, 
als auch um mit der Ausführung jelbjt vorzufchreiten; 

daß ferner 

2) bei diefer Ausführung mit der größten Dorjicht in Bezie- 
hung auf die Wahl der Perfonen verfahren werde, und end- 
lich, daß 

5) die neue Anordnung mit großer Kraft auftrete, um durch 
die erften Keiftungen fogleich das allgemeine Dertrauen zu ge: 
mwinnen. 

Die Ausmittelung des Erforderlihen nach allen diefen Be: 
ziehungen hat mich bisher abgehalten, Ew. Königlichen Majeftät 
meine Anfichten über die Ausführung des Ganzen ehrfurdtsvollit 
vorzulegen. Ich glaube inzwifchen jolches jet jo weit zu über: 
jehen, daß ich es wagen darf, Allerhöchitdenenfelben diejenigen 
Punfte zur allergnädigiten Enticheidung ebrerbietigjt vorzulegen, 
durch deren allerhuldreichite Enticheidung alles jo weit eingeleitet 
werden wird, daß fodann die Ausführung ohne weiteren Aufenthalt, 
wie es die Umſtände gejtatten, rajch erfolgen kann. 

In Anjehung 

ad I) des Seitpunftes zur öffentlichen Bekanntmachung des 
Planes bin ich des ehrfurchtsvolliten Dafürhaltens, dag es rathjam 
jein dürfte, den nicht mebr fernen Augenblick abzuwarten, wo die 
erneute Agende-Angelegenheit als ganz durchgeführt betrachtet wer: 
den kann. Diejer Augenblid wird eintreten, fobald jämmtliche 
Provinzen auf den Grund der genehmigten Provinzial-Ugenden 
den letzten Derfuch zur freiwilligen allgemeinen Annahme der Agende 
gemacht haben. Eine frühere Bekanntmachung dürfte mißbraucht 
werden, Bejorgnife zu erregen, als follte durch dieje neue Ein: 
richtung bloß die Einführung der neuen Agende erzwungen werden. 
Iſt davon auch feine große Gefahr zu beforaen, fo fcheint es doch 
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wünjchenswertb, daß auch diejes vermieden werde und daß der 
neuen nftitution durch Abwartung des Zeitpunftes, wo die neue 
Agende als durchgeführt betrachtet werden kann, eine deito allge- 
meinere Anerfenntnig ihrer Wohlthätigfeit gefichert werde. 

Wenn Ew. Königliche Majeſtät diefes allerhuldreichit zu ge— 
nehmigen geruben, jo wird folches doch nicht abhalten dürfen, mit 
der Ausführung im Einzelnen in jo weit vorzufchreiten, daß die 
vorhandenen Generaljuperintendenturen mit Bifchofsitellen verbun- 
den werden und daß den Bifchöfen und General-Superintendenten 
ein Theil der Obliegenheiten des neuen Plans übertragen wird. 
Der Moment dazu dürfte aber auch in den einzelnen Provinzen 
derjenige fein, wo die neue Agende in einer Provinz bereits fo be: 
deutende Sortichritte gemacht bat, daß folche mit Ew. Königlichen 
Majeftät Allerböchiten Sufriedenheit beglüdt find. Auch in den 
einzelnen Provinzen fcheint es ratbfam, bis die erneuerte Agende 
auf den vorjtehenden Punft gediehen ijt, alles zu vermeiden, was 
ungegründete Beforgniffe erregen Fönnte. Ich behalte mir ehr: 
erbietiaft bevor, hierauf am Schlufje zurüdzufommen und damit 
meine fpeziellen Anträge ehrfurchtsvollit zu begründen. 

Ganz vorzüglich viel fommt aber auch, um einen glüdlichen 
Erfolg zu fichern, 

ad 2) auf die Wahl der Männer an, denen Ew. Königliche 
Majejtät einen jo bedeutungsvollen Beruf zu überweifen geruhen 
werden, denn unter ihren Händen kann die weile und großartiae 
Einrichtung, die Allerhöchftdiefelben in das Keben einzuführen be- 
ichlofjen haben, fich zu einem, nach vielen Seiten hin erjprießlichen 
und wahrhaft geachteten Inſtitute geftalten, aber auch nicht nur 
völlig unfruchtbar bleiben, fondern fogar in den firchlichen Derhält- 
niffen Schaden ftiften und mithin auch ein Gegenftand der Der- 
kennung werden. Es hängt nämlich nicht blos von ihrer genauen 
und gründlichen Befanntjchaft mit der Theologie, fondern auch 
davon, daß fie felbft von dem chriftlichen Heijte ergriffen find, durch 
Reinheit und Sejtigfeit des Eharacters und durch Tadellofigkeit 
des Wandels fich auszeidmen, wie von ihrem fchnellen, fihern und 
Haren Bli in die Derhältniffe, von ihrer Geübtheit, das rechte 
Stel zu treffen, in der Wahl der Mittel Maß zu halten und von 
der Würde und Sreundlichkeit ihres Benehmens, darum, weil ihr 
Wirken hauptjächlich ein perjönliches fein wird, das Befultat ihrer 
CThätigfeit weit mehr ab, als wenn fie blos Mitglieder einer geift- 
lichen Behörde wären. Solche vorzüglidye Männer find aber felten, 
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und werden nicht ohne die forafältigfte Prüfung gefunden werden, 
daher ich Ew. Königliche Majeftät allerunterthänigft bitten muß, 
mir für die Provinzen, wo es noch gar feine Geiftlichen giebt, die 
in den Funktionen der General-Superintendenten ftehen, und für 
den weftlichen Theil der Monarchie, wo die Einführung derfelben 
mit der Sanction der eigenthümlichen Kirchenverfafjung zufammen- 
hängt, huldreichit die erforderliche Zeit zu geftatten, um meine ehr: 
furchtsvollften Perfonal-Anträge weiter vorbereiten zu fönnen. 

Supvörderft und um zur Auswahl der geeigneten Männer einen 
Maßſtab für mich zu gewinnen, erlaube ih mir Euer Königliche 
Majejtät über das Weſen und die Form ihrer Wirfjamteit, inglei- 
chen über die Mittel, die, um ein fräftiges Auftreten der neuen 
Einrichtung zu fichern, in Anwendung zu bringen fein dürften, 

ad 5) in Nachftehendem allerunterthänigften Dortrag zu halten, 
und um Allerhöchftdero Genehmigung der einzelnen Punkte ehr- 
furchtsvolljt zu bitten. 

Jch denfe mir unter den General-Superintendenten SHeiflliche, 
welche das Aufjichtsrecht über die evangeliiche Kirche in dem Um— 
fange mehrerer (zu einer Provinz oder zu einem Regierungs: 
Bezirfe gehörigen) Superintendenturen perfönlich aus- 
üben. 

I. Die Gegenftände, auf welche fie daber vornehmlich ihr Augen: 
merf zu richten hätten, würden fein: 

I. die Lehre und Kehrart der Geiftlichen; 

2. die Aufrechterhaltung und Wiederherftellung der Reinheit, 
Ordnung und Würde des öffentlichen Gottesdienftes; wobei fie 

a) namentlich darüber zu wachen hätten, daß in den Kirchen, 
wo die erneuerte Kirchen-Agende bereits angenommen ift, derjelben 
auch genaue Folge geleiftet werde, und 

b) dahin zu wirken, daß die Hinderniffe und Widerfprüche ge 
hoben werden, die fih im Einzelnen noch der Einführung derjelben 
in den Weg jtellen möchten; 

5. die Bejchaffenheit, der Gebrauch und die Derwaltung der 
für die firchlichen Swede bei den einzelnen Gemeinden vorhandenen 
änßerlichen Mittel; 

4. der bei den Gemeinden herrjchende Firchliche oder unkirch— 
liche Geiſt, die in ihnen etwa vorfommenden pietiftifchfeparatiftifchen 
Erfcheinungen und ihre religiös-fittliche Richtung im allgemeinen, 
joweit fie aus äußerlihen Wahrnehmungen erkennbar ift; 

5. der Wandel der Kirchenbeanten, ibr häusliches Keben, und 
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das Sortjchreiten der GHeiftlichen in ihrer wijfenjchaftlichen Bildung, 
damit fie nicht geiſtig finfen; ingleichen die Führung der in ihrem 
Sprengel ſich aufhaltenden Kandidaten und ihre Dorbereitung zum 
Predigtamte; 

6. die Befchaffenheit der Elementar- und niedern Bürgerjchulen 
als der Dorbereitungsanftalten für die Kirche; und 

7. die religiöfe und firchliche Tendenz der Gelehrten-Schulen 
und höheren Bürgerichulen. 

I. Da ihre Einwirfung hauptiächlich eine perfönliche fein wird, 
jo werden fie fich Dadurch wejentlich von den Lonfiftorien und Kirchen- 
und Schul-Abtbeilungen der Regierungen untericheiden. 

I. Es würde ihnen daber auf den Grund des Herkommens 
und in Beziehung auf die oben angedeuteten Swede zu über: 
tragen fein: 

a) die Ordination der zum Predigtamte berufenen Kandidaten, 

b) die Einführung der Superintendenten und die Befugnif, 
auch einzelne Prediger zu inftalliren, wenn es wegen bejonderer 
Umftände nöthig gefunden wird; 

c) die Difitation der Superintendentur-Kirchen und das Recht, 
den Difitationen der Superintendenten in einzelnen Parochien bei. 
zumwohnen oder das Difitationsgeichäft in denjelben, wenn es ihnen 
erforderlich und nüglich fcheint, jelbjt und allein vorzunehmen. 

d) Der Dorfig und die Leitung des Gejchäftes bei den Der- 
fammlungen der GHeiftlichen ihres Bezirks, wenn dieje angeordnet 
oder auf befondern Antrag nachgelafjen werden. 

2. Sie würden für ihre $unctionen, um ihnen eine würdige 
Stellung zu erhalten, und damit ihre freie Bewegung, zu welcher 
insbefondere ein fchmelles und unerwartetes Auftreten und Unter— 
fuchen an Ort und Stelle gehört, nicht durch den gewöhnlichen Ge— 
fchäftsgang gehemmt werde, den Lonfiftorien und Abtheilungen der 
Regierungen für das Kirchen: und Schulwesen nicht unter fondern 
beizuordnen fein, fo daß fie für ihr Difitationsaefchäft nicht 
erft in jedem einzelnen Salle Auftrag zu erwarten hätten. 

a) Sie ftänden demnach als General-Superintendenten, gleich 
den gedachten Behörden, unter dem Mlinifterio der Geiftlichen An: 
gelegenbeiten, 

b) hätten jedoch ihre Anzeigen, Anträge und Gutachten in der 
Regel zunächit an die betreffende Provinzial-:Behörde zur Entichei- 
dung abzugeben, und 

ce) alljäbrlih an das Miniſterium einen ausführlichen Der: 
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waltungsbericht zu erjtatten; 

d) für den wahrjcheinlich bisweilen vorfommenden Fall, dag 
fie nicht felbft Mitglieder der geiftlichen Provinzial-Behörde wären, 
würde ihnen die Befugniß zu geben fein, den Dorträgen, in welchen 
die von ihnen zur Sprache gebrachten Angelegenheiten verhandelt 
werden, beizuwohnen; und 

e) die Pflicht aufzulegen, an den Beratbichlagungen der geiſt— 
lichen Provinzial:Bebörden über die gegen Geijtliche zu verhängende 
Disciplinar-Unterfuchung, jowie über deren Remotion oder unfrei- 
willige Derjegung und Emeritirung Theil zu nehmen, wobei ihnen 
zu geftatten fein möchte, wenn das Conclusum gegen die von ihnen 
geltend gemachte Anficht ausfiele, die Sache vor dem weitern Der- 
folge zur Entfcheidung des Minifteriums zu bringen; 

f) auf die Requijitionen der Provinzial-Behörden in den Fällen, 
wo ihre Kenntnig der perjönlichen und örtlichen Derhältnifje etwas 
zur Entfcheidung beitragen kann, ihr Hutachten an diefe abzu- 
geben; auch 

g) würden die Superintendenten die jährlichen Londuiten-Kiften 
über die Prediger und Schullehrer durch die General-Superinten: 
denten an die geiftlichen Provinzialbehörden zu befördern haben, 
damit von denfelben das ihnen Erforderlichicheinende noch beige- 
fügt werden könne. 

II. Anlangend die Mittel ihrer Einwirfung auf die unter ihrer 
Aufficht ftehenden Perfonen und Gemeinden, fo würden 

I. die directen Mittel auf perjönliche Rüdiprache, mündliche 
oder jchriftliche Belehrung, Ermahnung und Zurechtweifung zu be- 
jchränfen fein, 

2. Der Einfluß derfelben läßt jich aber wefentlich durch indirecte 
Mittel verjtärfen; und zu diejen gehört: 

a) die würdige Stellung der Generaljuperintendenten und ihre 
Derfönlichkeit; 

b) das Gewicht, das auf ihr Fürwort bei Derbejjerungen und 
Auszeichnungen der Geiftlichen, wie bei der Unterjtägung einzelner 
Kirchenſyſteme geleat wird. 

c) Es ift daher nicht mur an jich und wegen der ihnen bei: 
wohnenden Perjonalfenntnig, jfondern auch wegen des ihren perjön- 
lihen Ermahnungen beizulegenden Einflufjes wichtig, daß über die: 
jenigen Kandidaten und Geiftlichen, welche die Provinzial-Behörde, 
behufs der Berufung zu Pfarrämtern und Superintendenturen auf 
die engere Wahl gebracht hat, ihr Gutachten erfordert werde. 
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IV. Was endlich die zur Ausführung Ew. Königlichen Mlajeftät 
Allerböchiten Befchlufies erforderlichen Fonds betrifft, jo wird zwar 

I. für mehrere der Generalfuperintendenten, um ihnen ein 
ihrer Stellung und vermehrten Berufstbätigfeit angemefjenes Ein: 
fommen zu gewähren, eine Gehaltsjulage nöthig werden, doch bitte 
ich Ew. Königl. Majeſtät alleruntertbänigft, meine ebrfurdtsvollften 
Anträge über die Höhe derjelben mir auf die einzelnen Ernennungs: 
fälle vorbehalten zu dürfen, weil fie fich nach dem bisherigen Ge- 
halte der Auszuwählenden am beften wird normiren laffen. 

2. Dagegen wird es, weil die Wirffamfeit der General-Super: 
intendenten vornehmlich und faſt ganz allein durch ihr öfteres 
Reifen bedingt ift, und fie fich mithin an den Sonntagen von den 
Kirchen, an welchen fie angeftellt find, oft werden entfernen müſſen, 
unumgänglich nöthbig, da wo nicht fchon durch eine zablreiche Mit: 
geijtlichfeit für ihre regelmäßige Dertretung, obne Bejdwerden von 
Seiten der Mlitgeiftlichen oder der Gemeinden mit Grund beforgen 
zu dürfen, hinlänglich geforgt ift, ordinirte Hülfsgeiftliche für fie 
anzuftellen, denen dieje Dertretung aufgetragen werden fann. Diefe 
Hülfsgeiftlichen werden die Generaljuperintendenten auch außerdem 
bei ihren General-Superintendentur-Gefchäften manniafach unter: 
ſtützen können und fich, werden fie gut gewählt, für höhere geiftliche 
Stellen ausbilden. Für jeden diejer Hülfsgeiftlichen wird nadı Be- 
fchaffenheit der Orte, wo fie wohnen, eine Bejoldung von 600 Th. 
bis 800 Th. erforderlich fein; 

5. Ebenfo wird es eines fonds zu Erftattung der Neifefoften, 
Diäten und baaren Auslagen für fie bedürfen. für jeden Ein- 
zelnen läßt fich der Betrag der Summe ebenfalls nicht wohl im 
Doraus beftimmen, und es dürfte daher, um das Zuviel und Zu: 
wenig zu vermeiden, am räthlichiten fein, ihn erjt durch die Praris 
zu fuchen. Für die nächiten 2 Jahre Fönnten fie nämlich ihre 
iquidationen bei dem mir Allergnädigft anvertrauten Minifterio 
einreichen, und die Erfahrung würde lehren, was ihnen allenfalls 
als firirtes Aequivalent zu bewilligen wäre. 

4. Auch zu Bureaufoften wird eine bejtimmte Summe für jeden 
General-Superintendenten erforderlich und folche gleichfalls durch 
die Erfahrung auszumitteln fein. Da nach meinem ebrerbietiajten 
Dorfchlage die Organifation der General-Superintendenturen nur 
allmählig vorfchreiten wird, jo dürfte auch vorerft mit einer mäßigen 
Summe für die vorftehenden Swede ausgereicht werden, um das 
Nöthige in den Gang zu fegen, und ich erlaube mir bei Ew. Könial. 
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Majeftät ehrfurchtsvollft darauf anzutragen, mir, bis ich den fpe- 
ziellen etatsmäßigen Bedarf ausmitteln fann, die Summe von 
6000 Th. zu diefem Behuf ad Extraordinaria der General-Staats- 
Kaffe allerhuldreichft zur Erhebung nach dem Bedarf und zur 
weiteren Berechnung für diefen Zweck allergnädigjt zu überweijen. 

Sollten Ew. Königliche Majeftät meine in Dorftehendem ehr: 
erbietigjt entwicdelten Anfichten allerhuldreichit mit Allerböchftdero 
Beifall zu beglüden geruben, jo würde ich 

Il. eine angemefjene allgemeine Befanntmachung über die ganze 
neue Einrichtung, welche, wenn der geeignete Heitpunft eintritt, zu 
erlafjen fein würde, ausarbeiten und Ew. Königlichen Majejtät zur 
Allergnädigjten Genehmigung ehrerbietigjt vorlegen. 

2. In der Provinz; Pommern, wo die Agende bereits als an— 
genommen betrachtet werden kann, und der General-Superintendent 
Biſchof Ritſchl bereits in Wirkſamkeit it, würde ich deſſen Ein- 
wirfung nach Dorjtehendem vorläufig requliren und dadurch die 
nöthigen Erfahrungen zu den weitern Ausmittlungen jammeln. 
Jc würde 

5. zunächit damit auch in der Provinz Sachjen vorgehen, wo 
beinahe ein gleiches Derhältnig eintritt. it die Agende auch nicht 
jo weit durchgeführt, wie in Pommern, fo läßt jich doch jicher er: 
warten, daß ſolches nächitens der Fall fein wird, wenn die Sache 
durch die Allerhöchite Ertheilung einer Provinzjial-Agende einen 
neuen Anſtoß erhält. 

4. In den übrigen Provinzen möchte blos mit dem Sortichreiten 
der Agende zur Anordnung der General-Superintendenten vorzu— 
ichreiten fein. Dorausfichtlid wird überall mit einem Seneral- 
Superintendenten und Biſchof vorerjt auszureichen fein und wenig: 
jtens würde ich mir darüber das Nähere noch ehrerbietigft vorbe- 
halten, je nachdem fih 3. B. am Rhein und in Wejtfalen die 
Kirchen-Derfafjung gejtattet. Nur 

5. in der Provinz; Brandenburg wird, wenn auch ein General— 
juperintendent genügt, das Derhältnig des bisherigen evangelijchen 
Biichofs Berüdjichtigung verdienen, 

Sum Öeneral-Superintendenten der Provinz Brandenburg würde 
ich mir ehrfurchtsvollft vorbehalten, fo wie die Agende-Angelegen- 
heit weiter vorfchreitet, einen geeigneten Seiftlichen vorzuſchlagen. 

Wenn Em. Königliche Majeftät folchen mit der Würde eines 
evangelijchen Bijchofs zu befleiden geruben, jo würden zwei evan- 
gelifche Bifchöfe der Provinz Brandenburg vorhanden fein, ohne 
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daß der Bifchof Eylert eine General-Superintendentur füglich bei- 
gelegt erhalten fünnte. Es würde daher darauf anfommen, daf 
Ew. Königliche Majeftät dem Bifchof Eylert eine anderweite ange 
meſſene Bezeidnung als Bifchof zu geben geruhten. Ew. Königl. 
Majeftät wage ich ehrfurchtsvolfft anheim zu jtellen, ob nicht die 
Bezeidnung als Erjter evangelifcher Bischoff oder die Bezeichnung 
als Bifchof des Königlichen Hofes und der Schloß-Gemeinden dem 
Zweck entjprechen dürfte. 
(ge3.) v. Altenitein. Nicolovius. Neander. 


15. Denkichrift des Minijters über Sörderung der Union. 
(5. 240.) 


Berlin, den 16. April 1850. 


Die Säcularfeier der Augsburgijchen Confeffion, worüber Ew. 
pp. ich unter dem heutigen Tage meinen allerunterthänigften Bericht 
erftattet habe, jcheint mir den günftigften Seitpunft darzubieten, um 
die UnionsSache durch einen neuen und allgemeinen Jmpuls im 
Ganzen und Großen weiterzuführen. Diefe wichtige Angelegenheit 
bat zwar feit ihrer erften Anregung immer $ortichritte gemacht, 
doch find fie, nachdem die erfte Wirkung des bei der Reformations- 
Jubelfeier 1817 gegebenen Anlafjes vorüber war, nur bei einzelnen 
Gemeinden vorgefommen. Bei dem imnigen Sufammenhange, in 
welchen die Union mit der allgemeinen Einführung der Agende 
ftand, mußte die große Bewegung, welche diefe hervorbrachte, noth- 
wendig auch die Entwidelung jener, eine Seitlang hemmend, be- 
rühren, und es zeigte fich bald auf das unverfennbarfte, daß die 
Erreichung beider Zwecke gefährdet werde, wenn man verfuchen 
wolle, den einen wie den anderen auf einmal und Hand in Hand 
durchzuführen. Die Agende jelbft tritt nun vermittelnd zwifchen beide 
Lonfeffionen, indem fie ihre Beftimmung, das Kirchenbuch der evan- 
gelifchen Kirche zu fein, nicht blos anfündigt, fondern audı erfüllt 
und durch die in ihr enthaltene Anordnung eines gemeinfchaftlichen 
Rituals für gottesdienftliche Handlungen fchon im Doraus dem Be- 
dürfniffe abgeholfen hat, das gleich nadı vollzogener Union, wie es 
in andern Ländern wirklich gejchehen, ſich batte fühlbar machen 
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müſſen. Nach allen Beobachtungen, zu welchen der Zeitraum feit 
1817 Gelegenheit gegeben hat, tft die Stimmung der meiften evan— 
gelifchen Geiftlichen der Union günftig!). Sie wird als ein zeit 
gemäßes und der Kirche heilfames Werf betrachtet, und wenn es 
gelingt, die Bedenklichfeiten zu heben, die ihr die Rückſicht auf 
äußerliche Intereſſen noch bier und da entgegenftellt, dann läßt fich 
auf eimen guten Erfolg im Großen wohl mit Wahrfcheinlichkeit 
rechnen. Angejchlofien an das bevorftehende Jubelfeft der Augs- 
burgiſchen Confeſſion werden die Schritte, die für fie geichehen, 
hoffentlich eine um fo allgemeinere und ergreifendere Wirkung hervor: 
bringen, je bedeutungsvoller diefes Feſt für beide evangelifche Con— 
feſſionen ift. 

Dieje Maßregeln find doppelter Art. 

Es muß nämlich 

I. die allgemeine Form feitgejegt werden, unter welcher die 
Union, als bei den einzelnen Gemeinden vollendet, fich äußerlich an- 
fündigen foll; und 

2. durch einige Beftimmungen den Hinderniffen vorgebeugt 
werden, welche die perjönliche Abneigung gegen fie, das Halten auf 
bergebrachte Rechte und die Rücficht auf pecuniäre Dortheile dem 
Beitritte zu ihr und der völligen Derjchmelzung unirter Gemeinden 
entgegenjegen können. 

ad I. Da die Agende für alle evangelifche Hemeinden einerlei 
Ritual für die feier des heiligen Abendmahls angeordnet hat, fo 
ift hinfichtlich deffen, was von dem Geiſtlichen dabei gejprochen wird, 
und namentlich was die Ausipendungsformel anlangt, die früher 
zwijchen beiden Confefjionen beftandene Differenz; gehoben. Es wird 
daher nur noch darauf anfommen, daß das Brechen des gereichten 
Brotes für den jymbolifchen Ausdrud des Beitritts zur Union er: 
Härt, und bei den Gemeinden, wo es fich, wie 3. B. bei vielen ur: 
jprünglich Tutberifchen, noch nicht findet, eingeführt wird. Das 
Letztere wird aber aller Wahrjcheinlichfeit nach mur dann gelingen, 
wenn die Materie des Brotes bei jeder Gemeinde die hergebrachte 
bleibt und hinfichtlich der Form derjelben nur fo viel geändert wird, 
als nöthig ift, um das Brechen auf eine ſchickliche Weife möglich 
zu machen ?). 





ı) Mach einer im Juli 1830 gemadhten Zufammenftellung war eine 
ftärfere Gegnerfhaft nur in Preußen und einem Teile von Sadıfen vorhanden. 

2) Das hatte Altenftein fchon am 26. Sebruar 1828 beantragt, aber Feine 
Antwort erhalten. 
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Neben diefem jymbolifchen Ausdrud des Beitritts zur Union 
fteht eine zweite Art, fih dafür zu erklären, jedoch fo, daß jener 
dabei nicht fehlen darf. Es ift das Aufgeben des der Confeſſion 
(reformirt oder lutherifch) eigenthümlichen Unterfcheidungsnamens. 
Scheint auch eine urfundliche Derzichtleiftung auf denfelben, wo fie 
ohne Schwierigfeit zu erlangen tft, wünjchenswerth, jo ift es doch 
nicht rathſam, auf diefe Sormalität zu bejtehen, indem dadurch Be- 
denken und Widerjpruch bei den Gemeinden erregt werden fönnte. 
Daher dürfte es zweckmäßig fein, die bloße Erflärung für gültig zu 
erachten, daß man die unterfcheidende Lonfefjions-Benennung fallen 
lafje. Dem Abgeben einer ſolchen Erflärung konnte bei einzelnen 
Gemeinden die Bejorgniß entgegentreten, daß fie vielleicht an ihren 
Rechten und Stiftungen einen Derlujt erleiden fönnten, daher würde 
eine diefes Bedenken bejeitigende Allerhöchſte Declaration erforder: 
lich fein), auf welche ich fpäter zurückzukommen nicht verfehlen werde. 
Ich halte es für das angemefjenfte, durch die General-Superinten- 
denten bei den Geiftlichen und Gemeinden auf die Erreictung des 
mit obigen beiden Maßregeln beabfichtigten Sweds nocd vor dem 
Jubelfejte wirken zu laſſen, und die Lonfiftorien und Regierungen 
von dem, was gefcheben, zu unterrichten und ihnen die Mitwirfung 
dazu zur Pflicht zu machen. 

Ew, pp. bitte ich allerunterthänigft, mich zu der fraglichen In— 
ftruftion an die General-Superintendenten und die betreffenden Pro- 
pinzialbehörden Allergnädigft autorifiren zu wollen. Don den meiften 
Regierungen ift zwar bei Befeßung evangelijcher Pfarritellen Landes- 
herrlichen Patronats fchon jegt der Unterfchied nicht gemacht worden, 
ob der Landidat urjprünglich derjelben Lonfeffion jei, welcher die 
Gemeinde, bei der die Stelle erledigt ift, angehört. Damit jedoch 
auch bei ſolchen Gemeinden, welche der Union noch nicht beitreten 
wollen, die Willfährigfeit allmählig und für einen fünftigen Fall 
vorbereitet werde, ift es nöthig, den Regierungen dieſes Derfahren, 
fo weit es nämlich ohne Unzufriedenheit zu erregen, anwendbar ijt, 
im allgemeinen zu empfehlen, und ich fehe auch darüber der Aller- 
höchſten Genehmigung Ew. pp. ehrfurchtspollft entgegen. 

Mas nun 

ad 2 die vorbeugenden Beftimmungen betrifft, welche zu erlafjen 
fein werden, damit nicht da, wo mehrere Gemeinden urjprüänglich 
verjchiedener Lonfefjion an einem Orte nebeneinander beftehen, bei 





ı) KO v. 30. April 1830, G⸗S. 1830, S. 64. 
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Derfchiedenheit der Laften und Gebührenſätze, auf der einen Seite 
Kirche, Pfarrer u. f.w. in ihrem Einfommen beeinträchtigt werden, 
und auf der andern das pefuniäre Intereſſe einen Weiz darbiete, 
den Beitritt zur Union zu verjagen oder der Derjchmelzung mit 
einer andern Gemeinde zu widerftreben, jo ift hierbei 

a) der Fall zu berüdjichtigen, wenn alle Gemeinden eines Ortes, 
die urjprünglich verjchiedener Confeifion waren, der Union bei- 
getreten find. Der frühere Parochial:Derband hat dabei Feine Der- 
änderung erlitten, und alle ehemaligen Mitglieder jeder Gemeinde 
bleiben ihr, da der Beitritt zur Union fein Confeffionswechfel ift, 
auch ferner pflichtig. Wenn es daher auch dem Mitgliede der einen 
Gemeinde gejtattet werden fann, fich hinfichtlich der Ausübung firch- 
licher Handlungen an die andere anzufchliegen, jo müſſen doch feine 
Derpflichtungen gegen die erjtere diefelben bleiben. Wäre dies nicht 
der Fall, jo würde die Union, weil fie durch die Gleichheit des 
Ritus den Hebertritt in firchlicher Hinficht an fich fchon erleichtert, 
eine Derjuchung werden, des äußeren Dortheils wegen an die minder 
belajtete Gemeinde fich anzufchliegen, wodurch die hauptfächlich auf 
Stolgebühren angewiefenen Geiftlichen mit Derluften bedroht werden, 
welche auf ihre Geneigtheit für die Beförderung der Union hinder: 
lich einwirfen fönnten. Nehmen lutherifche oder reformirte Perfonen, 
die von anderswo herfommen, an einem folchen ®rte ihren Wohn- 
fig, jo fan es ihrer Wahl freigeftellt werden, zu welcher Gemeinde 
fie fi halten wollen. Damit aber das pecuniäre Intereſſe auf 
diefe Wahl feinen Einfluß äußern kann, ift es nöthig, daß fie ihre 
Gebühren und Firchlichen Beiträge nach den Sätzen der nächften 
minder günjtig gejtellten Gemeinde bei der von ihnen gewählten 
entrichten, und daß dasjenige, was fie in Derhältniß zu den bei der 
legten gewöhnlichen Stolgebühren mehr bezahlen, nicht dem &Keift- 
lichen, jondern der Kirchenfaffe zu gute fonıme. Dieſe Einrichtung 
würde ihnen in der Sorm eines Dorbehalts von dem Geiftlichen der 
Gemeinde, die fie ſich wählen, befannt zu machen fein. 

b) In dem Salle, dag nicht alle Gemeinden eines Ortes der 
Union beitreten, werden folgende Derwaltungsmaßregeln feftgehalten 
werden müſſen. Iſt die Gemeinde der Confeſſion A. der Union bei« 
getreten, die Gemeinde der Lonfefjion B. aber nicht, jo wird den 
einzelnen Mitgliedern der Gemeinde B,, welche es wünfchen, geftattet 
werden müſſen, jich an die Gemeinde A. anzufchließen, doch unter 
der Bedingung, daß jie der Gemeinde B. in Betreff der Beiträge 
und Gebühren jo lange pflichtig bleiben, als fie in diefer die Minder- 

Foerſter, Entftehung der preuß. Landeskirche. IT. 31 
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zahl ausmachen. Sobald fie aber zur Mehrzahl herangewachfen 
find, wird die Gemeinde B. als unirt anzufehen, und durch Stimmen- 
mehrheit darüber zu entjcheiden jein, ob fie als eine jolche für fich 
beitehen oder fich mit der Hemeinde A. verfchmelzen wolle. In dem 
einen fowohl als in dem andern falle wird dafür zu forgen fein, 
daß die der Union abgeneigten Perjonen bei dem Abendmahle nadı 
ihrem bisherigen Ritus bedient werden. Es kann fich in diefem 
Derhältnifje auch ereignen, daß ein Mitglied der Gemeinde, welche 
der Union beitritt, lieber zu der nicht unirten Gemeinde der andern 
Eonfeffion übertrete, als bei jener verbliebe. Daran würde es, da 
hier ein wirklicher Confeffionswechfel Statt fände, nicht verhindert 
werden fönnen. Um aber das pecuniäre Interefje dabei zu ent- 
fräften, wird darauf gehalten werden müſſen, daß ein folches zu der 
nicht unirten Gemeinde der andern Eonfeljion bergetretenes Mlit- 
glied feine Beiträge und Gebühren nacht den Säßen der minder 
günftig geftellten Gemeinde zahle, die aber auch nicht dem Pfarrer 
jondern der Kirchenfafje der neugewählten Gemeinde zufliegen müſſen. 
Solche tadelnswerthe und in der Regel wohl nur den unlauteren 
Quellen des Eigenfinnes und Eigennußges angehörige Derjuche müffen 
aber, damit fie der Union nicht hemmend entgegentreten, auch auf 
einer anderen Weiſe fchon im Doraus möglichft erfchwert werden. 
Dies wird fich zum Teil jchon dadurch auf eine zweckdienliche Weiſe 
bewirfen laflen, wenn die geiftlichen Behörden darauf halten, daß 
die Theilnahme an dem Abendmahlsgenuß bei einer evangelifchen 
Gemeinde der andern Eonfeffion nicht mehr als Zeichen des Ueber: 
tritts zu diefer Confeffion angefehen würde. Da nämlich die Abend» 
mahls · Handlung, jeitdem die Grundfäge der Union Raum gewonnen 
haben, nicht mehr als eine zwifchen beiden evangelifchen Confeſſionen 
differente zu betrachten ift, und andere firchliche Handlungen von 
diefem Charakter der Differenz es außerdem zwifchen beiden nicht 
giebt, jo kann die, bloß für das frühere Verhältniß berechnete Be- 
ftimmung des $ 42 Th. 2 Tit. XI des Allgemeinen Eandrechts jeßt 
gar feine Anwendung mehr leiden, und ich beabfichtige mit Ew. 
pp. Allerhöchiter Genehmigung die geiftlichen Behörden hiernach 
anzuweiſen. 

Endlich ſind 

c) die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche die Derbindung zweier 
Gemeinden verfchiedener Eonfefjion, die der Union beigetreten find, 
erfchweren fönnen. Im allgemeinen ift dabei zu bemerken, daß es 
rathfam erfcheint, den Beitritt zur Union und die Dereinigung zweier 
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evangelifcher Gemeinden als zwei verfchiedene Acte zu behandeln, 
und die leßtere erft dann zur Sprache zu bringen, wenn die Er: 
Härung des erfteren bereits erfolgt ift. Was nun jene Hinderniſſe 
der Lombination zu einer Parochie betrifft, jo liegen fie 

aa. in der Derjchiedenheit der Laften und Gebühren, zu welchen 
die zu verfchmelzenden Gemeinden verpflichtet find, und die in der 
Regel bei den urfpränglich reformirten Gemeinden bedeutend weniger 
betragen, als bei den lutherifchen. Die Löfung der dadurch herbei- 
geführten Aufgabe muß nach der Sachlage der einzelnen Fälle, und 
zwar immer auf dem Wege der Unterhandlung bewirkt werden. 
Mill fich nämlich die günftiger geftellte Gemeinde die höhern Laften 
und Gebührenfäge der mehr bejchwerten weder für ſich noch für 
ihre erjte und zweite Dejcendenz gefallen laflen, jo bleibt fein anderer 
Ausweg, als die, welche ftärfer belaftet ift, ihr gleichzuftellen, und 
das Deftcit auf andere Weiſe, entweder durch Gehaltstheile der 
durch die Combination entbehrlich gewordenen und einzuziehenden 
Predigerftellen, oder aus den betreffenden CLommunal: und Kirchen- 
fafien zu decken, oder endlich auf Staatsfonds zu übernehmen. für 
den lettern Fall erlaube ich mir Euer pp. um allergnädigjte Be: 
willigung einer etatsmäßigen Summe von 5000 Thr. zur Beftreitung 
diefes und anderer durch das Weiterfchreiten der Union noch hervor; 
tretenden fortlaufenden Bedürfniffe allerunterthänigft zu bitten, wo- 
bei ich jedoch ehrfurchtsvollit zu bemerken nicht unterlafjen darf, daß 
der wirklich erforderliche Betrag fich erft nach und nach wird er- 
meſſen lafjen, weshalb ich mir meine fünftigen weitern Anträge bei 
Emw. pp. fubmiffeft vorbehalten muß. Sur Derwendung der vor: 
ftehenden Summe werde ich übrigens Ew. Königl. Majeftät fpezielle 
Genehmigung in jedem $alle ehrfurchtspollft mir erbitten. 

bb. $erner kann die Combination zweier unirten Gemeinden zu 
einer Parochie dadurch erjchwert werden, daß für die eine oder die 
andere befondere Stiftungen und ihr zuftehende Rechte vorhanden 
find, welche fie nicht mit der andern zu theilen geneigt ift. Die 
Erfahrung hat gelehrt, daß die Beforgniß eines möglichen Derluftes 
fich oft jedem Unionsperfuche entjcheidend entgegenftellt, und es fann 
hierauf von den geiftlichen Behörden um fo weniger mit Erfolg 
eingewirft werden, als die Entjcheidung über Anfprüche von Erben 
der Stifter oder von folchen Perfonen, welche für den Fall nicht 
ftiftungsmäßiger Derwendung oder des Aufhörens der berechtigten 
Kirchengejfellfchaft fubftituirt find, nicht ihnen, fondern den Gerichten 
zufteht. Dornehmlich tritt diefer Fall ein, wenn eine Stiftung in 
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den Seiten des heftigeren Lonflicts zwijchen beiden evangelifchen 
Eonfeffionen für eine reformirte oder lutherifche geiftliche Stelle 
fundirt ift, und jegt mit einem der Union beigetretenen Geiftlichen 
der andern Confeſſion bejegt wird. Hier kann für die richterliche 
Auslegung der Stiftungsurfunde nach dem muthmaßlichen Willen 
des Stifters nicht gebürgt werden, und ich muß, da hierin ein 
wejentliches Hinderniß der Union unverfennbar liegt, eine gejeßliche 
Beftimmung, welche Prozeffen diefer Art vorbeugt und jedenfalls 
die richtige Entjcheidung der Gerichte verbürgt, für eine unerläßliche 
Bedingung der Dereinigung aller evangelijchen Gemeinden durch 
die Union erachten. Deshalb erlaube ich mir den anliegenden Ent- 
wurf einer durch die Geſetzſammlung zu publicirenden Derordnung !) 
zur Allerhöchſten Genehmigung und Dollziehung Ew. pp. ehrfurchts: 
vollft vorzulegen. 

Außer dem, was durch diefe Allerhöchſte Beftimmung und durch 
die Erlafje der General-Superintendenten zur öffentlichen Kenntnig 
fommen foll, wird eine förmliche Publifation der übrigen Grund: 
füge nicht nöthig und auch nicht räthlich fein, dagegen zur Be: 
förderung des Swedes es hinreichen, wenn fie nur den Derwaltungs- 
Behörden als Regel für ihr Derfahren mitgetheilt werden. Ew. 
pp. Alleranädigiten Entſchließung über diefe wichtige Angelegenheit 
der evangelifchen Kirche in der Monarchie fehe ich demnächſt ehr- 
furchtsvollft entgegen. 


16. Einige Betradhtungen über den Zuſtand der evang. Kirche in 
dem Preuß. Staate, in Beziehung auf Rechtgläubigkeit der Geilt- 
lihen und vorzüglidy über die wegen der Bildung diejer Geiſt— 

lihen auf den Univerjitäten angeregten Bedenklichkeiten. 

(Dom 10. Augujt 1850.) 
(5. 248.) 

Ich habe mich in dem, über den Angriff auf einige Profejforen 

der Theologie zu Halle in der Evang. Kirchenzeitung ehrerbietigit er- 
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ftatteten Berichte über den Suftand der evang. Kirche in dem Preuß. 
Staate, in Beziehung auf Rechtgläubigfeit und vorzüglich auch über 
die Bedenklichkeiten geäußert, welhe über die Bildung der 
Geiftlihen auf den Univerfitäten angeregt worden find, 
Inzwifchen war es mir nicht möglich, diejen letteren Gegenftand 
bei jener Gelegenheit jo erjchöpfend und überfichtlich zu behandeln, 
wie es defjen Wichtigkeit erheifchen dürfte. Es ſchien mir wichtig, 
mich bei jener BerichtsErftattung zunächft nur auf die Srage zu 
befchränten, was fid} von jenem Angriffe auf die Profefjoren Weg: 
fcheider und Geſenius in der Evang. Kirchenzeitg, als von dem Der: 
fafjer der Anklage erwiejen dargeftellt habe und was zunächft des» 
halb zu veranlaffen fein dürfte, um nicht die an fich weitläufige 
Berihts-Erftattung noch mehr auszudehnen. Es könnte leicht fein, 
daß ich deshalb aber auch meine Anficht über den Gegenftand im 
Allgemeinen, über das, was wirflich Beforgnifje für die Kirche er- 
regen könnte, und über das, was vorzüglich geeignet fein dürfte, 
um jolche zu befeitigen und den befjern Suftand zu fichern, nicht fo 
umfafjend, Mar und confequent geäußert hätte, als es die Wichtig- 
feit des Gegenftandes erfordert. Es liegt mir ſehr daran, meine 
Anficht und Ueberzeugung ganz Far und offen ausjufprechen. 

Bei diefem Gegenſtand, jo wie bei allen denen, welche fich zu« 
nächft mit der Leitung geiftiger Kräfte bejchäftigen, beruht die 
Hauptitärfe des Eingreifens und der Leitung nicht fo wohl in ein. 
zelnen auffallenden Schritten, als in dem unmerflichen, ftillen, unab: 
läffigen Derfolgen eines Sieles, in der Benutzung jeder dazu auch 
dem Anfcheine nach nur entfernt gehörigen Mittel, und in der 
ganzen Haltung bei dem Derfahren in der Sache. Es ift für mich 
von der größten Wichtigfeit, der Allerh. Billigung meiner Anficht 
verfichert zu fein, weil ich nur dann für die einzelnen Schritte und 
die ganze Richtung meines Derfahrens, welche fo leicht einer Miß— 
deutung von allen Seiten nach individueller Auffafjung unterworfen 
fein fönnen, auf das erforderliche Dertrauen auch da rechnen darf, 
wo es der Natur der Sache nach nicht zuläffig ift, fich über die 
Gründe des Derfahrens öffentlih zu rechtfertigen. Ich wünjche, 
daß es der folgenden Sufammenftellung gelingen möge, die mir ge 
ftellte Aufgabe zu löfen. 

Bei der Erörterung der Beforgniffe über den Zuftand der 
evang. Kirche in dem Preuß. Staate, in Beziehung auf die Seft- 
haltung beftimmter Dogmen des evang. Glaubens und die Bildung 
der Geiftlichen in diefer Rückſicht auf Univerfitäten, fommt es vor: 
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züglich auf folgende $ragen an: 

I. Was ſteht von dem, was als Grund der Beforgnig ange- 
führt wird, factifch feft, wie muß das factifch Seftgeitellte in 
Beziehung auf die Kirche betrachtet werden, und in wie weit 
liegt in diefen beiden die Deranlafjung zu einem Einfchreiten 
von Seiten des Staates? 

II. Welches Einfchreiten von Seiten des Staates ift nach dem, 
was factifch feftiteht, und nach dem Urtheile der Kirche über 
die fih daraus ergebenden Gefahren für den evangel. Hlau- 
ben erforderlich, und welche Maaßregeln rechtfertigt das Dor- 
ftehende, welches find die ficherften und wirffamjten Maas: 
regeln, und was erheifcht ihre Durchführung ? 

Es ift höchft wichtig, diefe Fragen ganz gefchieden zu halten 
und folche nur in der angegebenen Ordnung zu erörtern. Nicht 
leicht ift überhaupt etwas gefährlicher, als fich mit Mitteln gegen 
Mebel zu befchäftigen, welche in ihrem Grunde und Umfange nicht 
gehörig unterfucht find, da fehr leicht dadurch ein bloßes Geſpenſt 
oder wenigftens eine ganz unrichtige Geftaltung verfolgt und dabei 
das wahre Hebel überjehen, oder ein ganz neues erft durch defjen 
Dorausjegung gejchaffen wird. Ganz vorzüglich gefährlich ift diefes 
Herumgreifen nach Mitteln gegen Hebel, die noch nicht gehörig feft- 
geftellt find, in Religions-Sachen. Es werden dadurch erft Ideen 
über verkehrte Richtungen hervorgerufen oder in das Dolf gebracht. 
Die ftrenge Sefthaltung des Grundjages in Beziehung auf die Er- 
örterung folcher Gegenftände ift vorzüglich dann von großer Wichtig- 
feit, wenn es wahrjcheinlich wird, daß eine Parthei durch keckes 
Beichuldigen die Aufmerkſamkeit von der genaueren Erörterung 
diefer Befchuldigung, durch Schilderung der dringenden Gefahr jo: 
gleich auf das Einfchreiten und die deshalb erforderlichen Maaß— 
regeln zu lenken und jonach zu veranlafjen fucht, daß wenigitens 
durch dieſes Einfchreiten etwas veranlaft werde, was die beftehende 
Ordnung auflöfe. Es war diejes von jeher die Taftif derer, welche 
ihre Anjicht mit Hilfe des Staates oder des großen Haufens durdh- 
fegen wollten. Die Beifpiele liegen in politifcher Beziehung jehr 
nahe. Das richtige Gefühl, daß es unrecht fei, einem folchen Parthei- 
beginnen nachzugeben, veranlaßt aber fehr oft ein entgegengejeßtes 
Hebel, nämlich das, gar nicht auf die Sache zu achten und alle 
Spuren derfelben zu verachten. Diefes ift eben fo bedenklich, denn 
daß die Sache zur Sprache fommt, zeigt fchon, daß etwas zu bes 
achtendes da fei, wenn es gleich vielleicht noch in ganz anderer 
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Richtung Aufmerfjamfeit verdient; fo wie denn oft ein Gefchrei 
über die der Kirche drohende Gefahr blos ein Derfuch ift, beab- 
fichtigte andere Angriffe auf die Kirche zu masquiren. 

Es hat 

ad I. große Schwierigkeiten im Allgemeinen und auch in der 
jegigen Zeit, dasjenige genau factifch fetzuftellen, was als Grund 
der Beforgniß, in Beziehung auf die Feithaltung der zum evang. 
Glauben gehörigen Dogmen oder die Bildung der Geiftlichen für 
die Kirche angegeben wird, und noch größeren Schwierigkeit, ein 
Urtheil über den Grund der Beforgnig, wozu das factifch Ermittelte 
Deranlafjung giebt, feitzuftellen. 

I. Die Ausmittlung des Factiſchen betreffend, jo fehlt es ge 
wöhnlich ganz an einem gehörig feitgeftellten Begriffe für die Be- 
zeichnung der Haupt-Richtungen, welche hier zur Sprache fommen. 
Auch in dem vorliegenden Salle tritt folches ein. Unter der Be- 
nennung Nationalismus, Supernaturalismus, Pietismus 2c. werden 
die verfchiedenartigften Richtungen eines gänzlichen Unglaubens 
und eines bloßen Hinweiſens auf die Dernunft, fo wie im Gegen— 
fage einer gänzlichen Derwerfung aller Dernunft und einer bloßen 
Bingebung an den Glauben, und alle nur erdenkliche Mittelzuftände 
der Unterordnung des Glaubens unter die Dernunft, in fo weit 
folche nicht vereinigt werden fönnen, oder der Dermunft unter den 
Glauben, wenn die Dernunft die Enticheidung nicht dem Glauben 
übereinftimmend abgiebt, begriffen. Es iſt in den meiften Fällen 
gar nicht möglich, zu einem klaren Begriffe zu gelangen, da alle 
Parteien abfichtlich folchen im Dunkel halten. Nur durch diefes 
ins Dunfle ftellen des Begriffes gelingen die Partei-Angriffe gewöhn- 
lich. Läßt es fih auch in einzelnen Fällen fo weit bringen, daß 
ein gewiſſer Begriff aufgeftellt wird, fo entjteht wieder die Frage, 
wie diefe Richtung feftgehalten wird; ob als Lehre oder blos als 
wiſſenſchaftlich unbeendigte Unterfuchung; und follte auch feititehen, 
daß fie als abgefchlojjene Unterfuchung aufgeftellt wird, jo entiteht 
die Frage, auf welchem Gebiet, auf dem der philofophijchen Unter: 
fuchung und blos wiffenfchaftlich, mit ausdrüdlicher Derwahrung, 
daß ſolche dem Glauben nicht nachtheilig werden fönne, weil die 
Religion nur dem Glauben und nicht der wifjenfchaftlichen Specu- 
lation angehöre; oder mit mehr oder weniger Einfluß auf Berich 
tigung des Glaubens, welcher wenigftens mit der Dernunft und 
ihren Ergebnifjen nicht im Widerfpruche ftehen könne; und zwar 
wieder, blos als wijjenjchaftliche Aufgabe betrachtet, oder zur Seft- 
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ftellung des Dogma in der Kirche, ſowie endlich wieder, mit gänz- 
licher Befeitigung eines beftehenden Dogma oder mit bloßer Be- 
richtigung und Erflärung desfelben. 

Die Schwierigkeiten der factifchen Seftitellung häufen jich, wenn 
von dem Einflufje die Rede ijt, welchen ein Syjtem des Lehrers auf 
der Univerfität hat. Er kann als Schriftiteller Meinungen äußern, 
die er für den Dortrag bei Studenten nicht geeignet hält, und die 
er wenigjtens in Beziehung auf das Derhältnis zur Kirche modi— 
ficirt. Es tritt diefer Sall zum Theil bei dem Prof. Wegicheider 
ein. Iſt eine folche Meinung nicht ganz abgefchloffen und eim 
Gegenftand fortgejegter wifjenfchaftlicher Erörterung, jo ändert fich 
der Standpunft mit jedem Dortrag, und es fällt ſehr jchwer, factifch 
feftzuftellen, was er geäußert habe oder noch äußere. Auch diefes 
hat ſich bei der Unterfuchung in Balle vielfach ergeben. Endlich 
bleibt in diefer Beziehung der Dortrag eines Kehrers immer nur 
ein Theil der ganzen Erörterung des theologifchen Wiſſens. Er 
fann einen Standpunft wählen, durch den er die anderen Kehrer 
zu ergänzen fucht, und mit Rückſicht hierauf äußern, was er gar 
nicht in anderer Art äußern würde, wenn er nicht darauf rechnen 
fönnte, Daß es mit Berücjichtigung der Dorträge anderer £ehrer, 
auch in anderer Art werde aufgefaßt werden und daß es jo erjt 
ein Ganzes ausmachen und fich berichtigen werde. Zu allen diejen 
Schwierigkeiten giebt die nähere Prüfung der über den Zuftand 
der evang. Kirche überhaupt und namentlich die Bildung der fünf: 
tigen Geiftlichen in der Berliner Kirchenzeitg angeregten Belorg- 
niffe Belege. Selbft die eingeleitete Unterfuchung hat die Schwierig. 
keiten nicht gelöf, Es ift weder das, was der Benennung Ra- 
tionalismus eigentlich und bejtimmt zum Grunde liegt, noch audı 
das, was nach der Anficht derer, von welchen der Angriff erfolgte, 
in den £ehr-Dorträgen eigentlich Anftoß giebt, factifch ausgemittelt, 
und ebenjowenig, daß die Lehre auf das fünftige Derhältnis der 
Studirenden als Diener der Kirche nach der Abficht der Kehrer 
Einfluß haben foll, nachgewiefen, und noch weniger, daß der Dor- 
trag diefe Wirkung haben kann oder wirflih habe, ins £icht 
geſetzt. 

So lange dieſes aber nicht der Fall iſt, kann auch 

2. ein Urtheil nicht gefällt werden, in wie weit von Seiten der 
£ehrer das Dogma der Kirche an ſich oder die Bildung der künf— 
tigen Seiftlichen gefährdet werde. 

Ein Urtheil über ein Dogma fcheint gewöhnlich höchft einfach 
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und leicht, es erfordert aber ein tief begründetes theologifches 
Miffen. Die Erfahrung bei der Einführung der neuen Agende 
und das Durchführen der Union hat hinlänglich gezeigt, wie fchwer 
es iſt, Dogmatifche Sweifel und Spißfindigfeiten richtig zu würdigen, 
und wie fehr mit Unrecht Dieles für die Derlegnng eines Dogma 
ausgegeben wird, was mit folchem noch wohl bejtehen fanı, wäh- 
rend im Gegentheil Dieles, was ſehr gleichgiltig fcheint, in diefer 
Beziehung von großer Bedeutung if. Das Urtheil über folche 
Sragen, ſteht das Faktiſche gehörig feft, fällt der Kirche unter 
landesherrlicher und oberbifhöflicher Genehmigung 
anheim; die theologischen Fakultäten und die Konfijtorien, vor: 
züglich die General-Superintendenten, find zunächit zur Begründung 
des Urtheils der Kirche geeignet. Diejes Urteil erfordert aber eine 
doppelte Richtung und Begründung, ob nämlich die Erfcheinung 
das Dogma der Kirche verleße, und ob folche fo befchaffen jei, daß 
fie felbjt außerhalb der Kirche, bei dem Dortrag des Theologen 
vorfonmend einer bejonderen Beftimmung, damit fie nicht als un— 
abweisbarer Zweifel ftehen bleibe, erheifche. Das Erfordern eines 
jolchen Urtheils der Kirche bedarf großer Dorficht, da hierdurch 
der Zweifel erjt in der Kirche förmlich zur Sprache fomnt, und 
diejer unglaublich verftärft wird, wenn das Urtbeil der Kirche 
nicht gegen folchen ausfällt. Entjcheidet fich aber auch die Kirche 
gegen den Zweifel und verwirft fie ihn als Irrlehre, jo entjteht 
dann leicht in der Kirche ſelbſt über die Anerfennung des Urtheils 
eine Spaltung. Deshalb ift bei dem Schritte, ein folches Urtheil 
zu fordern, jo viel Dorficht nöthig, wenn auch wirklich eine Deran- 
laffung zu folhem durch die factifche Ausmittlung vorliegt. Es 
läßt fih ein folcher Schritt, ift er einmal gejchehen, nicht mehr 
zurüdnehmen, und die Folgen find, wie die Kirchen-Geſchichte zeigt, 
jchwer zu berechnen. Ganz Bar ift es inzwifchen, daß, wenn die 
factifche Ausmittelung wirklich eine nahe erhebliche Gefahr für die 
Kirche und in Anfehung der Bildung der Geiftlichen für die Kirche 
zeigt, allerdings alle diefe Bedenflichkeiten nicht abhalten dürfen, 
das Erforderliche vorzufehren und alfjo das Urtheil der Kirche 
über das, was zur Sprache fommt, zu erfordern. 

Nach alle dem, was die Unterfjuchung in Halle ergeben hat, 
liegt aber die Sache nicht fo factifch begründet, daß fich zur Ein» 
holung eines folchen Gutachtens fchreiten läßt. 

3. Wenn fich aber auch aus einer folchen allgemeinen Unter: 
fuchung über den Zuftand der Nechtgläubigfeit in der Kirche, fo 
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wie in dem vorliegenden Salle, factifch nicht ergiebt, daß eine Der- 
letzung des Dogma wirklich in der Kirche herrfchend fei, oder daß 
bei der Bildung der jungen Theologen darauf hingearbeitet werde, 
daß fich ein folches in die Kirche einfchleiche, und es daher gar 
nicht möglich ift, das Urtheil der Kirche darüber zu veranlaffen, 
fo ift doch foriel Flar, daß etwas vorhanden ift, was Aufmerfjam- 
feit verdient und nicht blos auf fich beruhen bleiben fann. &s läßt 
fih nicht abläugnen, daß in der Theologie als Wiſſenſchaft wenig- 
ftens eine Bewegung vorhanden ift, welche leicht zu einem Miß— 
verftändnig Deranlaffung geben kann, und welche als der Kirche 
mehr oder minder, theils durch Derfälfchung des Glaubens an 
Dogmen, theils durch Dorbildung der künftigen Geiftlichen Gefahr 
drohend, wenn auch von einer Pleinen Partei dargeftellt wird. Der 
Gegenftand ift fo ernft und wichtig, daß fchon diefes Reſultat die 
größte Achtfamfeit verdient, und es durchaus erforderlich ift, eine 
fejte Anficht darüber zu faffen. 

Hierbei nun verdient Erwägung: 

a) daß die eigentliche Aufforderung, dDrohender Gefahr entgegen 
zu treten, nicht aus der Kirche felbft hervorgeht. Es findet fich 
feine Spur, daß die Kirche, die theologijchen Sacultäten, die Lonfi- 
ftorien und Seneral-Superintendenten und felbft nicht, daß ausge: 
zeichnete recht- und ftrenggläubige Geiftliche in der Mehrheit diefe 
Anficht theilten. Die Aufforderung geht von einer Richtung in der 
Kirche aus, von dem fogen. Pietismus und dem Conventikel-Weſen, 
welche die Kirche als gleichfalls felbjt in Jrrlehre befangen be» 
trachtet, von einer Richtuna, welche der bejtehenden Kirche felbit, 
wenn fich folche nicht unbedingt zu den Kehren des Pietismus be» 
quemen will, mehr oder weniger der Abweichung von dem Dogma 
und des Nationalismus befchuldigt und deren Dertreibung verlangt. 
Die Aufforderung zur Abwendung der Gefahr von der Kirche ijt 
mehr oder weniger ein Angriff auf die Kirche felbft, in fo weit ſich 
folche nicht an jene Richtung des Pietismus und Conventifel-Mejens 
anjchließt, ſondern folcher entgegentritt. 

b) Die Erjcheinung, daß wiffenfchaftliche Unterfuchungen in der 
Theologie auf den Hochfchulen von vielen rechtgläubigen Geijt- 
lichen, auch folchen, die nicht dem Pietismus und Conventifel-Mejen 
hingegeben find, und vorzüglich von Laien, als mit der Aufrecht- 
haltung des Dogma nicht vereinbarlich angeſehen werden, ift feine 
neue Erfcheinung, fondern eine zu allen Zeiten vorhanden gewejene. 
Auch die, welche folche mißbilligen und nicht ohne Beſorgniß find, 
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müſſen aber doch zugeben, daß folche, theils nach der Befchaffenheit 
der Lehre, joweit fich diefelbe ohne gehörige factifche Seftftellung 
beurtheilen läßt, theils nach der Art des Dortrages, des Anftan- 
des und der Schonung des firchlichen Glaubens dabei, nicht fchlim- 
mer als in früheren Zeiten, fondern eher milder und weniger be- 
denflich find. Nur die dem Glauben überhaupt mehr zugewandte 
Seit und Kirche macht die Erfcheinung jegt auffallender, als das 
frühere Bervortreten eines gänzlichen Unglaubens und einer Der: 
fpottung der Hlaubenswahrheiten, und veranlaßt daher auch leichter 
ein Migverftändniß. 

c) Der Zuftand der Kirche verbeffert fich fichtbar. Es ift nicht 
zu leugnen, daß fich in der Beförderung der Union, in der An 
nahme und dem Gebrauche der neuen Agende und in der ganzen 
Behandlung der Seeljorge eine durchaus wärdige, mehr dem ächt 
evangel. Glauben zugewendete Geftaltung ausjpricht, und es ift 
nur eine Stimme darüber, daß die in den legten Decennien ge: 
bildeten jungen Geiftlichen, nicht blos durch vollendete, wiffenfchaft- 
liche Bildung, fondern auch durch mehr Hlaubensfeftigfeit den in 
der früheren Periode gebildeten nicht machjtehen und im Gegen: 
theil folchen ſogar vorzuziehen find. 

Wenn alles dieſes zufammengenommen wird, jo ergiebt jich, 
daß es allerdings nicht an Grund zur Achtfamfeit auf die wiſſen— 
fchaftliche Behandlung der Theologie auf den Univerfitäten fehlt, 
daß aber die Beforgniffe doch nicht durch die Stimme aus der 
Kirche felbjt begründet worden, daß im Gegentheil auch von folcher 
anerfannt wird, daß der Zuſtand eher befier als fchlimmer, als 
früher ift und dag nach dem ganzen Zuftand der Kirche und der 
Beichaffenheit der angehenden Geiftlichen die Beforgniffe nicht fo 
dringend find, daß ſolche zu einem ſchnellen und gewaltfamen Ein- 
greifen auffordern dürften. Der Standpunkt der Sache ift hiernach, 
daß nicht gegen ein fchon vorhandenes wirkliches Hebel ein Ein- 
fchreiten, fondern Achtfamteit, um zu verhüten, daß nicht ein Uebel 
fich ausbilde, erforderlich erfcheint. Es ift ein Abwehren eines mög- 
lichen Uebels. Nicht gegen etwas Ausgebildetes und Abgejchlof- 
jenes find Maaßregeln nötbig, und es wird Achtfamfeit auf das, 
was fich bildet und geftaltet und gegen Ausartung zu fchüßen if, 
erforderlich. 

Hieraus ergiebt fich, dag die Maafregeln, auf die es anfommt, 
nicht auf ein befonderes Eingehen in das Dorhandene und ein 
factifches Ausmitteln desfelben und in deſſen Derfolg auf das Der: 
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anlafien eines Urtheils der Kirche darüber zu richten find, fondern 
auf ein gehöriges Beobachten, auf die Sorge für Alles, was einer 
Ausartung widerftehen und die Bürgfchaft für das Gedeihen der 
Kirche durch Bildung der GHeiftlichen befördern fann. 

Hierauf führt num ganz vorzüglich die nähere Betrachtung 

ad II. der Srage, welches Einjchreiten ift von Seiten des Staates, 
nach dem, was factifch fetftebt, und nach dem Urtheile der Kirche 
über die fich daraus ergebende Gefahr für den evangel. Glauben 
erforderlich, und welche Maasregeln rechtfertigt die Kage der Sache 
überhaupt, wenn auch nach folcher fein durchgreifendes oder gar 
gewaltjames Einfchreiten an der Seit ift. Ungeachtet in dem vor- 
liegenden Falle wohl nur von dem Keßteren die Rede jein kann, jo 
fcheint es doch zwecmäßig, auch Erfteres zu prüfen. Eine folche 
Prüfung der Schritte, welche eine wirflich vorhandene Gefahr er- 
heifcht oder zuläjfig macht, zeigt, was von folchen zu erwarten ijt. 
Ergiebt fich, daß wenig darauf zu rechnen it, fo erhöht folches die 
Wichtigkeit der für den Sall einer bloßen Abwehr von Bejorg- 
nifjen ſich empfehlenden Mittel und beruhigt um jo eher bei diefem 
Suftande auch in dem Falle, dat das Gefühl geneigt fein follte, 
den Fall anzunehmen, daß wirklich fchon eine Gefahr vorhanden 
fei, an deren Nadmeifung und Erörterung es blos fehle. 

Wenn ſonach 

a) im Allgemeinen factifch ausgemittelt fein und durch das Urtheil 
der Kirche mit Suftimmung des Staates feftitehen follte, dag durch 
die dogmatische Auffaffung eines wichtigen evang. Glaubensjages 
das Dogma der Kirche verlegt und der Glaube in der Kirche ver- 
nichtet werde, jo fragt es fich, ob es räthlich und Pflicht ſei, diefer 
Entartung in der Kirche durd eine Derordnung entgegenzutreten, 
Die bejahende Beantwortung diefer Srage fcheint auf den erjten 
Blick ganz unbedenklich, bei einer genauen Prüfung derfelben er- 
geben fich aber erhebliche Bedenken, nicht jowohl über das Recht 
zu einer folchen Derordnung, als über deren Räthlichkeit. Es fommt 
dabei jehr viel auf die Derbreitung diefes feßerifchen Dogmas in 
der Kirche an. Bei einer fehr großen Derbreitung wird der Schritt 
bedenklich, da es fo fehr fchwer ift, den nothwendigen Strafbe- 
ftimmungen, der Entjegung der Geiftlichen, Folge zu geben. it 
die Derbreitung aber nicht ſehr allgemein und nur bei wenigen erjt 
das Uebel hervorgetreten, jo entjteht die Srage, ob es rathjam jei, 
das Dajein der Irrlehre durch eine Derordnung erft zur allge 
meinen Kenntniß zu bringen, und bei Einzelnen, die als Opfer 
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fallen müffen, ein Märtyrerthbum zu veranlaffen. In beiden Sällen 
entfteht die Frage, ob es nicht rathfam fein dürfte, durch andere 
Mittel der Derbreitung der Irrlehre entgegen zu treten, und im 
erften Salle die Zahl der Anhänger zu vermindern, im letzteren 
jolche ohne Aufjebn zu entfernen. 

Eine fehr wichtige Rücficht verdient der Umftand, daß es zu 
den Seltenheiten gehört, daß ein Seijtlicher die Irrlehre, das ver: 
unftaltete oder ganz vernichtete Dogma, förmlich auf der Kanzel 
vorträgt. Was Beforgniß erregt und Abhülfe erheiſcht, ijt die 
Meberzeugung, daß er der Irrlehre anhänge, und daß aljo dadurch, 
auch wenn er folche nicht ausjpreche, doch fein ganzer Kehr-Dortrag 
vergiftet oder befledt werde. In dem vorliegenden Angriffe auf die 
HGlaubens-Richtung der evangelifchen Geiftlichen wird nicht fowohl 
der Dortrag des falfchen Dogma, 3. B. der Ableugnung der Gott: 
heit Chrifti, als Gegenjtand der Bejorgniß vorgegeben, jondern dag 
von einem folchen Seiftlichen der Dortrag aller andern Beilswahr- 
beiten des ächt chriftlichen Glaubens entbehre. Durch eine Der: 
ordnung wird diefem Uebel nicht gejtenert, fondern im Gegenteil 
es wird ein um fo verderblicheres Derbergen des Grundes des 
Uebels herbeigeführt. Man bejchuldigt folche Derordnungen daher 
auch gewöhnlich, dag fie blos Heuchler machen und das nicht be- 
wirfen, was durch fie beabfichtigt wird. Es ergiebt fich aus Dor- 
jtebendem jchon die große Schwierigkeit, welche es hat, mit Derord- 
nungen von Seiten des Staates in einem folchem Salle einzugreifen. 
Die Geſchichte aller Seiten bejtätigt jolches. Inzwiſchen läßt fich 
biernach doch nicht behaupten, daß Derordnungen ganz unzuläffig 
feien, es ergiebt jich blos, daß folche nur bei gewijjen und zwar 
höchit dringenden Deranlafjungen mit großer Dorficht Pla greifen 
fönnen, und daß von folchen allein das Beil nicht zu erwarten ift, 
welches gewöhnlich von denjelben erwartet worden it. 

Jit das Sactiiche richtig ermittelt, das Urtheil der Kirche un— 
befangen und richtig und die Derordnung jonach zeitgemäß, dem 
Suftande der Kirche mit Berücjichtigung aller Derhältniffe ange: 
mefjen, jo liegt in folcher audı eine gewijje Gewalt der Wahrheit, 
die nicht zu gering anzufchlagen if. Wird durch folche mehr mur 
die Mipbilligung ausgefprochen als ein Straf-Derfabren angeordnet, 
jo wirft fie in den meijten Sällen ficherer, als wenn das Kettere 
hinzufommt. Ferner: 

b) wenn durch die factiſche Ausmittelung und durch das Ur— 
theil der Kirche feititeben follte, daß eine folche Irrlehre der Kirche 
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fchon Gefahr drohe, wenn fie auf Univerfitäten gelehrt würde und 
dadurch die fünftigen Geiftlichen der Gefahr ausgefegt jein würden, 
folche aufzufafien, fo entfteht gleichfalls die Srage, ob hier durch 
eine directe Derfügung des Staates diefe Irrlehre zu verbieten 
oder wenigftens zu befchränfen fe. Das Recht dazu fann feinem 
Sweifel unterworfen fein, allein die Ausführung erjcheint als jehr 
“ bedenklich und mißlich. Iſt eine folche Irrlehre nicht jehr ver- 
breitet und finden fich nur Einzelne, von welchen fie ausgeht, jo 
wird dieſen durch das Derbot und die Befchränfung erſt Wichtig: 
feit gegeben, und oft der Zweifel veranlaßt, ob nicht aus Miß- 
trauen gegen die Stärfe der Gründe der entgegengefehten Lehre 
eingegriffen werde. Es liegt die Anficht fehr nahe, daß die Wahr- 
heit in der freien Erörterung fiege und des weltlichen Arms nicht 
bedürfe, um fich geltend zu machen. Iſt die Irrlehre ſehr ver- 
breitet, jo nußt eine Bejchränfung auf der inländifchen Univerfität 
nichts, fo lange nicht auch der Befuch ausländifcher Univerjfitäten 
verboten wird. Ein folches Derbot von Kehren oder deren Be- 
fchränfung hat eigenthümliche Schwierigfeiten an fich, felbft in An— 
fehung der Saflung. Das Erwähnen der Lehre fann nicht ver- 
boten werden, denn dadurch würde eine Küce im Unterricht bleiben. 
Das Gebot kann fich daher nur darauf befchränfen, daß die Lehre 
nicht als das Wahre und die Gründe für folche nicht als die fieg- 
reichen vorgetragen werden, fondern daß ausgeführt werden joll, 
daß die Kehre jchwach begründet und falfch fei. Daß diefes ver- 
fügt werden fann, leidet feinen Zweifel, allein in der Wirkung 
hängt doch alles von dem guten Willen des Lehrers und von dem 
Suftande der Zuhörer ab. Die Gründe,- man mag über fie ein 
Urtheil fällen, welches man will, überzeugen» oder widerftehen der 
Heberzeugung durch ihre eigene Kraft. 

Auch bei diefem Eingreifen durch Derordnungen findet das» 
jenige ftatt, was bei der Kirche in diefer Beziehung geäußert wor- 
den ift. Ein zeitgemäßes Ausfprechen über den Gegenftand muß 
Dabei die Haupt-Wirfung hervorbringen. Die Gefchichte der Uni- 
verfitäten beftätigt, daß durch dergl. Derordnungen der Swed ift 
nie erreicht worden, daß aber diejenigen noch am meiften gewirkt 
haben, welche den Gegenftand weniger mit Strafbefehlen zu er- 
zwingen als durch Ermahnung zu fördern gefucht haben. Eine 
jolche leiſe Anmahnung wirft bei Anhänglichkeit an den Landes 
herren und Achtung gegen die vorgefegte Behörde fowie gegen die 
Kirche gewöhnlich mehr als ftrenge Strafbefehle. 
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Wenn endlich 

c) aber das Sactifche nicht jo feitfteht, daß ein pofitives Ein» 
fchreiten gerechtfertigt erjcheint und es nicht für räthlich gehalten 
werden fann, in die Kirche oder in den Unterricht auf den Uni- 
verfitäten durch Derordnungen einzufchreiten, fo fommt es darauf 
an, da aller Grund zur Beforgnig doch nicht ganz unterdrüdt, und 
daß etwas Bedenkliches vorwalte, nicht geleugnet werden fann, die 
Mittel, welche zur Sicherung der evangel. Kirche und der Bildung 
der Heiftlichen für folche vorhanden find, genau ins Auge zu fafjen, 
zu erwägen, was von folchen zu erwarten fteht, und zu unterjuchen, 
ob eine verftärfte Wirfung durch eigne Deranftaltungen oder eine 
befondere Achtſamkeit auf den Gegenftand bervorzubringen fei. 

Dor allen Dingen ijt es wichtig: 

I. Die Studirenden genau ins Auge zu faffen und zu unter- 
juchen, wie für ihren religiöfen Glauben geforat ift. 

a) Die Studirenden der Theologie follen ihren religiöfen Glau— 
ben nicht erft auf der Univerfität erhalten, wie folches von denen, 
welche Beforgnifje über ihre Bildung auf der Univerfität zu er- 
regen fuchen, fäljchlich dargeftellt wird. Sie werden auf den Gym- 
nafien nicht blos bis zu ihrer Lonfirmation in der Religion unter- 
richtet, fondern auch zu ihrem befonderen Berufe nachher noch, und 
bis zu ihrem Abgange zur Univerfität vorbereitet. Sie erhalten 
zu dem Ende nicht nur einen fortgefegten angemeffenen Religions: 
Unterricht, welcher nach den Dogmen der evang. Kirche ertheilt 
wird, fondern fie beichäftigen fich auch damit, das alte und das 
neue Teftament im Hrundtert zu lefen. Es wird auf dem Gym— 
naſium darauf gehalten, daß fie fich die einem Geiftlichen ange: 
mefjene Haltung aneignen. &s läßt jich daher mit Sicherheit an- 
nehmen, daß folche mit einem vorzüglich chriftlichen evangelifchen aus— 
gebildeten Glauben auf die Univerfität fommen. In neuern Seiten 
ift diefem Gegenftande eine bejondere Aufmerkſamkeit auf dem 
Gymnaſium gewidmet worden, und es wird unabläfjig darauf hin- 
gearbeitet, den Erfolg zu erhöhen. Es kann daher nicht davon die 
Rede fein, daß den Studirenden erft auf der Uiverſität der chrift- 
lihe Glaube beigebracht werde, was der Zweck der Univerfität 
nicht ift. Es fommt darauf an, daß fie dort eine wiljenjchaftliche 
theologifche Bildung, wie foldhe der Dienft der Kirche erheifcht, er- 


ı) Die Zahlen am Rande beziehen ſich auf die folgenden eigenhändigen 
Randbemerfungen des Königs. 
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halten. Der evangeliſche Glaube kann dadurch bei ihnen, iſt er rech— 
ter Art, nicht leiden, da er auch gegen die Zweifel vorhalten muß, 
welche ſich ihnen bei wiſſenſchaftlichen Erörterungen aufdringen. 
Sie lernen ſolche abzuweiſen, wenn ſie ſich ihrer Ausbildung nach 
allen Richtungen mit Ernſt hingeben und ihr kirchliches Verhältniß 
feſthalten. 

b) Ueberdieß find in neuern Seiten auf Preuß. Univerſitäten 
Anftalten getroffen !), die Studirenden der Theologie in ihrem Firch- 
lihen Glauben feftzuhalten. Der Studirende der Theologie war 
fih jonft ganz ſelbſt überlafjen und ftand in feiner engeren Der: 
Bindung mit der Kirche. Jett muß er fich einen Beichtvater wählen 
und fich bei feiner Prüfung, daß er fich während feiner Studien: 
zeit zur Kirche gehalten habe, ausmweifen. Es wird mit ungleich 
mehr Strenge als früher darauf gehalten, daß die Studirenden der 
Theologie auch in ihrem Außern Leben ihrer fünftigen Bejtim- 
mung entjprechen. War es früher auch vielleicht möglih, daß 
der Studirende der Theologie von wiffenfchaftlich bei ihm ange: 
regten Zweifeln in feinem Glauben erjchüttert, fich felbit über- 
lafien, dem Glauben entfremdet und gegen die firchlichen Kehrbe- 
griffe gleichgiltiger wurde, fo tit folches jeßt bei feiner genauern 
Derbindung mit feinem Seelforger und bei der Sortjegung feiner 
Gemeinfchaft mit der Kirche nicht wahrfcheinlich. 

Endlich: 

ec) ift dem Studirenden befannt, daß er bei feinen Prüfungen 
in den Dogmen der evang. Kirche ganz feft fein muß, und daß die 
Prüfung nicht nach befondren wifjenfchaftlichen Richtungen, fondern 
nach den Kehrbegriffen der Kirche erfolgt. Alle Zweifel, die dar: 
über, ob Ketteres der Fall jei, angeregt worden find, beruhen auf 
einer Unkenntniß der Derhältniffe oder einer abfichtlichen höhnijchen 
Mißkennung derjelben. Der Studirende muß ſich ganz genau mit 
den Dogmen der Kirche befannt machen, und, foll nicht an der Kraft 
der Wahrheit in den ihm fonach befannten Kehren der Kirche ge- 
zweifelt werden, fo läßt fich nicht annehmen, daß die Jrrlehre, von 
welcher er Kenntniß erhalten bat, feinen Glauben an das Dogma 
jo erjchüttert haben fönne, daß eine bleibende Gefahr für ihn zu 
befürchten fein follte. In diefer Dorbildung der Theologie Stu: 
direnden fchon vor der Univerfität, in der Einwirfung auf ihre 
Slaubensfejtigfeit während ihrer Studienzeit und in der Voth— 
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wendigfeit, fich für die Prüfung in den Dogmen der evang. Kirche 
Seftigfeit zu erfchaffen, liegt eine vorzägliche Bürgfchaft für ihre 
angemefjene Bildung als fünftige Geiftliche, und jollte die Gefahr 
für die NRechtgläubigfeit wirflih momentan größer erjcheinen, fo 
würde es darauf ankommen, durch die vorbemerften Anftalten diefer 
Beforgniß noch mehr entgegen zu wirfen und folchen noch mehr 
Ausdehnung zu geben. Ganz vorzüglich gehört hierher die größt- 
möglichite Sorgfalt für die Prüfungen und die Hinwegräumung 
mancher Binderniffe, welche blos durch die Erfparniß eines größeren 
Koften-Aufwandes in Beziehung auf deren Vollſtändigkeit und Strenge 
veranlaßt werden. 

Sunäcft den Studirenden fommt 

2. die Derfaflung und der Suftand der Univerfität in Betracht. 
So richtig es ift, daß die Univerfitäten einen bedeutenden Einfluß 
auf die Kirche durch die Bildung der Theologie Studirenden haben, 
fo ficher ift es auch, daß die Univerfitäten unter dem allgemeinen 
Einflufje der Kirche ftehen. Daß jeit den letten Decennien fich ein 
ungleich fräftigerer religiöfer Geift in der Kirche geltend gemacht 
und der evangelifche Glauben fich befeftigt hat, ift nicht von den 
Univerfitäten allein ausgegangen. Die großen Erjchütterungen, 
welche diefen Erfolg hervorbrachten, haben auch auf die Univerjitäten 
eingewirft, und die wifjenfchaftlichen Unterfuchungen haben offenbar 
auf folchen an Tiefe, in der Einwirfung des Glaubens auf felbige 
und an befierer Haltung gewonnen, fo wie durch dieje Geftaltung 
auf den Univerfitäten allerdings auch die Befeftigung und weitere 
Ausbildung eines bejjeren Suftandes der Kirche und der Geiftlichen 
gewonnen hat. Es it diefes fehr wichtig und verdient vorzügliche 
Beachtung, wenn ohne ein pofitives Eingreifen auf die Sicherung 
des Kehrvortrages im Geifte der evangelifchen Kirche gewirft 
werden foll. Alles, was zur Sicherung des Lehrbegriffes in der 
evangelijchen Kirche erfolgt, wirft auch auf die Univerfitäten zurück. 
Die Derbefjerung der Liturgie, die Einführung der neuen Agende 
und die große Wirkſamkeit der Lonfiftorien durch die General. 
Superintendenten verfehlt ficher ihre Rückwirkung nicht. 

Ein directes Einwirfen auf die Lehrer hat große Schwierig. 
feiten.. Es hält fehr fchwer, ihre Richtung ganz genau zu kennen 
und verfichert zu fein, daß fie fich in ihrer Ausbildung nicht fpäter 
in einer Richtung, die an fich unvermwerflich ift, einem Ertreme hin- 
geben, welches Beſorgniß erregen fann. Namentlich iſt bei der 
größten Gelehrjamfeit oft ein Hingeben an Unterfuchungen und An— 
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fichten, welche bedenklich erfcheinen, und bei vorberrfchendem Glauben 
ein Hinmeigen zu dem, was als Pietismus und Hang zum Sepora- 
tismus erfcheint, zu beforgen. Inzwiſchen läßt fich bei der Wahl 
der Profefloren der Theologie, fo felten auch ausgezeichnete Männer 
find, doch viel zur Sicherung der Bildung der jungen Theologen, 
auch in den Glaubens-Wahrheiten der evangelijchen Kirche wirken. 
Das Wichtigfte ift, bei der Anftellung aller Profefjoren der Theo- 
logie ernftlih darauf zu halten, daß fie mit Gelehrfamfeit auch 
firhlichen Sinn verbinden, jo daß man von ihnen verfichert 
fein fann, daß fie, wohin auch ihre Richtung fie führe, der beſtehen— 
den Kirche feinen VNachtheil zu bringen beabfichtigen. Es 
ift diefes für das Befte der Kirche ungleich wirfjamer, als man 
glaubt, und giebt eine Sicherheit im Ganzen für die Richtung des 
£ehrers in woiflenfchaftliher Beziehung. Ein ganz vorzüglicher 
Werth ift aber auf die allerdings fehr jelten vorfommenden Männer 
zu fegen, welche mit umfaflender Gelehrſamkeit auch entjchieden 
dem Dogma der Kirche und dem evangelifchen firchlichen Glauben 
fo zugethan find, daß deſſen Beförderung ihnen vor Allem am 
Herzen liegt, und daß folches ihre ganze wiljenfchaftliche Richtung 
durchdringt und belebt. Die Erfahrung hat zu allen Seiten gezeigt, 
wie wohlthätig auch nur ein folcher Mann auf die jungen Theo- 
logen wirft, und in welchem fchönen Derhältniffe Profefloren der 
verfchiedenften Richtungen mit einem folchen Mann in der Regel 
ftehen, fo daß durch dieles Derhältnig felbit ſchon jehr wohlthätia 
auf die Studirenden eingewirft wird. Die Entfernung eines 
Lehrers, von welchem gehörig erwiejen wäre, daß er gegründete 
Bejorgnig in Beziehung auf die Bildung der jungen Theologen 
für die Kirche durch feine wilfenjchaftliche Richtung veranlaffe, wenn 
folche auch auf die mildefte Art bewirkt wird, verfehlt gewöhnlich 
den Swed, indem diefe Maaßregel immer als ein Mißtrauen in die 
fiegreiche Kraft der folchem gegenüberftehenden Kehre erjcheint, wo—⸗ 
durch die Irrlehre felbft, vorzüglich in den Augen der Studirenden 
einen höheren Werth erhält. Nur wenn fich ein folcher £ehrer ver- 
werflicher Mittel bedienen follte, feiner Jrrlehre Gewicht zu geben, 
wird fich die allgemeine Stimme für feine Entfernung erklären. 
Weit wirkſamer ift es, wo Letzteres nicht der Fall ift, dafür zu 
forgen, daß £ehrer der erft angegebenen Art in größerer Zahl wo— 
möglich, der Fakultät hinzutreten. Es ift folches nicht leicht und 
wird jegt oft durch die Bejchränftheit der Fonds unendlich erfchwert. 
Sollte aber wirklich eine Beforgniß rücfichtlich einer Fakultät vor: 
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handen fein, folche nicht Mar vorliegen aber auch nicht ganz ab» 
zuweifen fein, fo wird es darauf anfommen, von diefem Mittel, fo 
viel es nur immer die Umftände geftatten, Gebrauch zu machen. Es 
ift in diefer Beziehung für Halle das Erforderliche durch die Seft- 
haltung des Profeffors Tholuc mit einem bedeutenden Opfer und 
durch die Beförderung des Profefjors Guericke gejchehen und nur 
zu bedauern, daß beide Männer, indem fie für den Pietismus und 
das Conventikel-Weſen Parthei und an den Angriffen auf die theo- 
logische Fakultät zu Halle verftekt und daher diefen unangenehmen 
Antheil genommen haben, ihre Wirkſamkeit ftörten. Es wird fich 
aber folches bei gehöriger Feſtigkeit in der Leitung diefer Angelegen» 
heit wieder, wenigftens in Beziehung auf den Profeflor Tholud, der 
wirklich Gelehrſamkeit befizt und dem es nur noch zumeilen an 
äußerer Haltung fehlt, beffer geftalten, und dann auf eine angemefjene 
Wirkung zu rechnen fein. Ein Mann von dem wifjenfchaftlichen 
Werthe, wie der Prof. Tholuf, wird von Derirrungen, die feine 
Wirkſamkeit fchwächen, zurückkommen, wenn er fieht, daß die Der- 
irrung gemißbilligt wird. 

Endlich 

5. verdient es auch eine genaue Prüfung, ob die evangelifche 
Kirche und der Zuftand ihrer Inftitutionen geeignet ift, Beforgnifje 
über die Derlegung des Dogma und namentlich über die Richtung 
angehender Geiftlicher zu erregen, oder ob folche nicht vielmehr 
Beruhigung gewährt. Ein Heberblid der Kirche in diefer Beziehung 
ergiebt folgendes: 

a) Der erjte Schritt zur Erlangung des geiftlichen Amtes tft 
das Beftehen der beiden theologifchen Prüfungen. Es ift jchon im 
Dorhergehenden bemerft worden, daß ſolche eine gehörige Aus« 
bildung des Landidaten im Dogma der Kirche erfordert. Iſt es 
auch richtig, daß das Innere des Glaubens des zu Prüfenden bei 
diefer Gelegenheit nicht erforjcht werden fann, fo jpricht doch alles 
für die Annahme, daß es ihm mit dem, was er äußere, auch ernft 
fei, und daß er, wenn er vom Glauben nicht durchaus ergriffen 
ift, doch auch nicht im entfchiedenen Unglauben befangen etwas 
äußere, was nach feiner Heberzeugung durchaus faljch fei. Es ge: 
hört zu den gemachteften und wahrhaft unchriftlichiten Befchuldigungen, 
daß junge Theologen, welche das Gewicht der Zweifels-Hründe- bei 
verjchiedenen Dogmen anerfennen, deshalb, weil fie fich bei der 
Prüfung doch für die firchliche Annahme des Dogma erklären, 
Heuchler feien. Bei jungen Männern, die von dem Gefühle für 
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Wahrheit erfüllt zu fein pflegen, hat folches gar feine innere Wahr- 
fcheinlichkeit. Es läßt fich blos annehmen, daß folche junge Männer 
nicht fo entichieden in ihren Anfichten find, als es wünfchenswerth 
erfcheinen fönnte, und es dürfte allerdings Grund zu einiger Be» 
forgnig bleiben, wenn nicht von der zunehmenden Reife auch der 
Sieg der Wahrheit erwartet werden Fönnte, und wenn nicht die 
Jnftitutionen der Kirche dazu mitwirften. Die Landidaten der 
Theologie find mehr als früher zum größten Ernft bei ihren 
Prüfungen in Beziehung auf die Glaubens-Dogmen veranlaft, da 
fie fih über die Annahme der Union und Agende erklären müffen, 
und vorzüglich die Letztere fich jo bejtimmt über die Haupt-Dogmen 
ausipricht. 

b) Die Landidaten der Theologie ftehen unter der Aufjicht der 
Superintendenten. Es find einige Anftalten vorbanden, welche der 
Ausbildung der Landidaten für die Kirche gewidmet find. Das 
Wittenberger Seminar ftehbt in dem Rufe der Rechtgläubigfeit. Es 
wäre zu wünjchen, daß die Landidaten der Theologie nicht jo jchnell, 
als es oft der Fall ift, zum Prediger-Amte befördert und einige 
Jahre wenigftens unter der Aufficht ausgezeichneter, frommer und 
würdiger Geiftlicher zur Seeljorge angeleitet und in folcher febr 
genau controlirt würden. Ein Plan dazu, welcher auch für die 
bejjere Geftaltung der Superintendenturen wirffam werden würde, 
liegt vor, und es wird blos darauf anfommen, den erforderlichen 
Koften- Aufwand beizufchaffen, um eine Einrichtung zu treffen, wonach 
alle fünftige Geiftliche eine Zeit lang bei den ausgezeichnet ge— 
bildeten, im Glauben feften Geiftlichen der Diözefe eine vollendetere 
Ausbildung erhalten?). Dieje Einrichtung wird mehr als irgend 
eine andere geeignet fein, eine fichere Bürgfchaft für die Tüchtig- 
feit der jungen Seiftlichen, vorzüglich auch in Beziehung auf Seftig- 
feit in dem Glauben, zu geben. Sollten daher wirklich fich Bejorg- 
nifje über die Bildung der jungen Theologen auf den Univerfitäten 
aufdringen, fo würde es wichtig fein, diefe Einrichtung zur Sicherung 
gegen jeden Schaden um fo fchneller und Präftiger ins Leben zu 
rufen. Auf jeden Fall ift in neuerer Zeit die Aufficht der Super- 
intendenten auf die Prediger und auf die ganze Nichtung und 
Haltung der fich in ihrer Diöcefe aufhaltenden Landidaten der 
Theologie gegen frübere Zeiten fehr verjchärft worden und wird 
es immer mehr werden, je mehr die General-Superintendenten in 


1) Auf diefen Plan ift man vorerft nicht zurüdigefommen. 
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Wirkſamkeit treten und hierunter die Superintendenten controliren, 

c) Die neu angejitellten GHeiftlichen ftehen gleichfalls unter der 
fpeciellen Aufficht der Superintendenten, und namentlich wird die 
Art, wie fie Gottes Wort von der Kanzel verfünden, controlirt. 
Es wird darauf gehalten, daß fie die Predigten gehörig ausarbeiten, 
fodag fie folche zur Prüfung auf Derlangen einreichen fönnen, und 
es ift in neueren Zeiten jede Spur eines Mißbrauches der Kanzel 
durch eine verkehrte Richtung des Geiftlichen oder durch feine Un- 
gejchidlichkeit ermftlich berichtet worden. Auch bier wird die Auf- 
fiht der Superintendenten in dem Grade verfchärft werden, als die 
Eontrole der General-Superintendenten gegen die Superintendenten 
fih verftärft. 

d) Unendlich wichtig ift endlich auch in Beziehung auf die 
Sicherung der Glaubens: Wahrheiten der evangelifchen Kirche im 
Dortrag der Geiftlichen auf der Kanzel und für die ganze Bildung, 
vorzüglich jüngerer GHeiftlicher, die Einführung der neuen Agende. 
Es läßt deren Gebrauch gar nicht zu, daß der Geiftliche in feinen 
Predigten im Widerfpruche damit, was er aus der neuen Agende 
feierlich als Glaubens-Wahrheiten vorgetragen bat, offenbare Jrr- 
lehre offen und frei verfündige. Sollte er folches wagen wollen, 
jo müßte er die Migbilligung der Gemeinen und gar bald eine An: 
Hage erwarten. Auch daß er, was er in der Agende beftimmt und 
offen ausgeiprochen, in der Predigt verftecht leugnen oder entkräften 
follte, läßt fich nicht annehmen, da es offenbar von wenig oder gar 
feinem Erfolge fein Fönnte und er dabei die größte Gefahr laufen 
würde. Es läßt fich weit eher annehmen, daß der Geiftliche felbit 
durch diefe Beichäftigung mit den feften Glaubens Wahrheiten, wenn 
er in feinem Glauben gewanft haben follte, die Gewalt des Hin 
gebens an den Glauben in fich fühlen und felbit fefter werden wird. 
Die nene Agende iſt eben deshalb von fo großer Wichtigkeit für die 
Kirche, weil fie diefen innern Zwang ausübt. Deshalb hat ihre 
Annahme auch vielfach Widerftand gefunden, und die Ueberwindung 
dejjelben wird nicht ohne fegensreichen Erfolg für das innere Weſen 
bleiben, wenn fie auch nur als die form feitftellend betrachtet worden 
ift. Allerdings ift einige Zeit erforderlich, bis diefe Wirkung her- 
vortritt. 

Alles diefes zufammengenommen fichert wohl den Zuſtand der 
evangelifchen Kirche des Preußifchen Staates in Beziehung auf die 
Glaubens-Wahrheiten, und verbürgt die angemefjene Bildung der 
jungen Geiftlichen in diefer Hinficht fo fehr, daß es, wäre auch die 
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Beforgnig factifch und im Urtheil über ihren Werth mehr be- 
gründet, als es der Fall ift, doch kaum nöthig fein dürfte, zu außer- 
ordentlichen Maaßregeln zu fchreiten, welche in ihrer Wirkſamkeit jo 
fehr mißlich und in ihrem Erfolge fo jehr zweifelhaft jind. Es tritt 
inzwifchen auch noch außerdem eine wichtige Betrachtung ein. Schon 
im Kaufe der vorftehenden Unterfuchung ift des jehr erheblichen Um— 
ftandes gedacht, daß fich in der Zeit-Seftaltung der legten Decennien 
ein fräftiger religiöfer Sinn entwidelt hat. Iſt folches auch vor- 
züglich durch die großen Zeitereigniffe und fonach durch die unmittel- 
bare Einwirkung Gottes in den Mlenfchen angeregt worden und 
von einem faum bemerfbaren religiöfen Gefühle zum feften evan- 
gelifchen Glauben übergegangen, jo hat derjelbe doch auch ebenjo 
auf die Gejamt-Kirche und auf die Theologie als Wiſſenſchaft ein: 
gewirkt, und es ift durch das in der Kirche bewirkte fräftige Leben 
und die Derbefjerung ihrer nftitutionen, jo wie durch eine dem 
Glauben mehr zugewendete Wifjenfchaft das, was die große Seit 
anregte, feitgehalten und feine fernere wohlthätige Entwidlung ge- 
fichert worden. Als Begründer diefer glüdlichen und fegensreichen 
Geftaltung wird nicht blos in dem Preußischen Staate, fondern in 
der ganzen epangelijchen Kirche Deutfchlands des Königs Majeität 
betrachtet und wahrhaft innigft verehrt. Wenn auch, wie es bei 
religiöfen Gegenftänden in der Natur der Sache liegt, abweichende 
Anfichten und Richtungen fich nicht fchnell umgeftalten und einzeln 
mehr oder minder feitgehalten werden, fo ift doch auch bei folchen 
das Dertrauen zu des Königs Mlajeftät feft begründet. Allgemein 
wird der große Ernft und die weife Mäßigung und Milde, mit der 
des Königs Majeftät die Union und die Annahme der neuen Agende 
bewirft haben, die unabläfjige Sorgfalt, den Bedürfniffen der Kirche 
nach allen Richtungen großmäthig zu Bilfe zu fommen, und der 
hierdurch bewirkte, gegen frühere Zeiten fo ausgezeichnete Zuftand 
der evangelifchen Kirche im Preußifchen Staate mit Bewunderung 
und Danfbarfeit anerfannt. Es iſt die Wichtigkeit diefes Zuftandes 
nicht leicht zu hoch anzufchlagen und verdient die höchfte Beachtung, 
vorzüglich wenn von weitern Schritten Sr. Majeftät des Königs in 
Beziehung auf die evangelifche Kirche die Rede if. Auch in dem 
vorliegenden Salle glaube ich hierauf das größte Gewicht legen zu 
müſſen. 

Es ergiebt ſich nämlich aus einer richtigen Würdigung dieſes 
Verhältniſſes, daß auch eine nur leiſe Andeutung und Aeußerung 
Sr. Majeftät des Königs über dieſen Gegenſtand von großer Wirkung 
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it. Wenn es bedenklich fcheint, mit bejtimmten Derordnungen ein» 
zugreifen, fo wird bei diefen Derhältnig auch jchon das bloße Aus» 
fprechen der Anficht Sr. Majeftät von bedeutender Wirkjamteit fein. 
Die Art des Ausiprechens der Anficht erhält dadurch aber auch 
eine unendliche Wichtigkeit. Es ijt unverkennbar, daß die Art, in 
welcher Se. Majeftät der König Allerhöchft Sich bei Gelegenheit 
der Seier der Hebergabe der Augsburger Lonfejjion über deren 
Werth und über die Union ausgefprochen haben, fehr viel dazu 
beigetragen hat, dieje Feier jo allgemein und jo würdig zu geftalten, 
und dogmatifche Streitigkeiten, welche bei diefer Gelegenheit fich 
nachtheilig geltend zu machen beabfichtigten, zurüczudrängen. Auch 
bei dem vorliegenden Gegenjtande wird bei gleichem Gange auch 
ein gleicher Erfolg zu erwarten fein. Es fommt hier nicht darauf 
an, eine Richtung, die Beforgnifjfe zu erregen fcheint, zu vernichten, 
jondern der entgegengejegten Richtung durch das Gewicht des Hin— 
neigens Sr. Majeftät des Königs ein Uebergewicht zu verfchaffen, 
welches fich unmerflich, aber nur defto ficherer zur Bewirfung der 
gewünschten Sicherheit geltend macht. 

Ich werde mich unendlich glüclich fchäßen, wenn Se. Majejtät 
der König die Anfichten desjenigen, welchen Allerhöchitdero Gnade 
und Dertrauen an die Spige der Leitung der Firchlichen Angelegen: 
heiten geftellt haben, über den Zuftand der evangelifchen Kirche in 
Beziehung auf die Sefthaltung wichtiger Hlaubens-Tormen und auf 
die Bildung der Geiftlichen für den Dienft der Kirche huldreichft 
zu billigen geruhen follten, und fjchmeichle ich mir mwenigftens, 
durch diefe Sufammenftellung zu bethätigen, daß ich mich bemüht 
habe, eine umfaßende Ueberficht des Ganzen und Einzelnen zu er- 
halten, daß es mir ernft ift, dem Swed Sr. Mlajeftät des Königs 
zu entjprechen, und daß ich dringend wünfche, Allerhöchitdemfelben 
meine Anfichten, mein Derfahren und deren Motive, fo offen und 
flar als möglich ehrfurchtsvollft vorzulegen. 

Berlin, den 10. Augujt 1850. 

(ge3.) von Altenftein, 
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Randbemerkungen des Königs zu voritehenden Betrachtungen 
vom 10. Augujt 1830. 
(5. 248.) 


? 


. Dein, er wird aber dort wieder herausgebracht! 
. Diefe Dorausjeßung fcheint nicht haltbar. 
. Dies unterliegt wohl feinem Zweifel. 


? 


. Zur müſſen die Konfiftorialräte nicht ſelbſt offenbare Ra- 


ttionale ꝛc. fein, wie es der fall bei vielen it. 


. Allerdings, es fommt aber hierbei vor allem darauf an, dag 


nur ſolche Männer zu Profefjoren der Theologie gewählt werden, 
von denen man jchon die Gewißheit hat, daß fie nicht in 
offenbar rationaliftiichem Syſtem lehren werden. — Darüber 
fann fein Sweifel obwalten. 


. In diefer Dorausfegung könnte alfo ebenfogut zugegeben werden, 


daß man fatholifche Theologie, den Indicismus, die Hindus- 
lehren oder dergl. mehr lehren dürfe. 


. Warum eben hat man im Gegenfaß vor einigen Jahren mit 


einem bedeutenden Opfer einen der berüchtigften Profeſſoren 
zum Bleiben vermogt. 


. Eine folche Einrichtung fann zum Zweck fübren. 
1. 


2. 


Allerdings. 

Da der nhalt der Agende, die aus guter Quelle hervorgeht, 
oft fehr verftümmelt wird durch Weglafjungen, fo tft hierin 
feine fonderliche Sicherheit. Nur durch die Digilanz der Herren 
Superintendenten kann diefem offenbaren Uebel geftenert 
werden. 


. Dies ift allerdings anzuerkennen und darf nicht in Zweifel ge 


zogen werden. 
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18. Bericht des Minijters über die Scheibeljhen Unruhen vom 
30. Juni 1831. 
(5. 272.) 


Auf den Grund des von Ew. Kgl. Maj. mir ertheilten Aller- 
höchiten Befehls vom 6. Okt. v. Js. habe ich zu Beilegung der in 
Breslau durch den Diaconus und Prof. Scheibel und feine Anhänger 
in Beziehung auf die Agende und Union erregten Differenzen das 
dafige Lonfiftorium mit einem ausführlichen Befcheide verjehen, 
und den gedachten fich abjondernden Perfonen darnach eröffnen 
lafjen, daß ihr Antrag fich zu einer befondern, fog. altlutherifchen 
Kirchengemeinde conjtituiren zu dürfen, ganz unzuläfjig fei, daß die 
Einführung der Agende keineswegs, wie fie gleichwohl vorgeben, 
eine Ölaubensveränderung mit fich führe, daß der Beitritt zur 
Union Keinem abgenöthigt, fondern dem freien Entjchluffe eines 
Jeden überlafjen worden, und daß für diejenigen, welche fich der 
Union nicht anfchliegen wollten, die Einrichtung getroffen fei, daß, 
wenn fie das heilige Abendmahl feierten, der Unions-Ritus nicht 
in Anwendung fomme, fondern ihnen wie früher ungebrochene 
Oblaten gereicht würden. Dieje Maasregel brachte jedoch den ge- 
mwünjchten Erfolg einer Deränderung in dem Benehmen der ge 
dachten Perjonen nicht hervor. Der p. Scheibel verharrte in feinem 
Widerfpruche gegen die Agende. Seine Anhänger zogen fich fort 
während von dem öffentlichen Gottesdienfte zurück, nahmen feinen 
Theil an der Feier der Saframente, und einige derfelben weigerten 
fih fogar, ihre neugeborenen Kinder von einem der übrigen evan- 
gelifchen Seiftlihen taufen zu lafjen. Gewöhnlich verfammelten fie 
fih in der Kirche des nahe bei Breslau liegenden Dorfes Herr— 
mannsdorf, wo der Prediger Berger der Einführung der Agende 
fich ebenfalls widerfeßt, gegen. diefelbe gepredigt und der Auf: 
forderung des Lonfiftoriums, feine Gemeinde Damit befannt zu 
machen und für ihre Annahme zu wirken, beharrlich verfagt hat. 
Dertrauend auf die fo oft beftätigte Erfahrung, daß das mit ruhiger 
Haltung verbundene Beftehen auf die Ordnung den leidenfchaft- 
lichften Widerftand am Beſten entfräfte, und ausgehend von dem 
Gedanken, daß vor Anwendung der Strenge, welche das Geſetz 
rechtfertigt, die nur felten dem Swed vollftommen entipricht und 
vielmehr gar leicht das Uebel noch erhöhet, vorzüglich, wenn folche 
nicht mit der größten Lonfequenz bis zur äußerjten Grenze durch— 
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geführt wird, bejonders in der vorliegenden Angelegenheit jedes 
mit den hohen ntereflen der öffentlichen Ruhe und des Firchlichen 
Sriedens verträgliche Mittel der Nachlicht zu verfjuchen fei, babe 
ich mich verpflichtet gehalten, die Frage: welcher gütliche Weg der 
Ausgleichung noch übrig bleibe, und in wie ferne er ohne Vach— 
theil für die beftehende Firchliche Ordnung einzufchlagen ſei, in die 
forgfältigfte Erwägung zu ziehen. Daher wies ich fogar einen Ge— 
danken, der bei dem erften Anblick etwas Ueberrafchendes hatte, 
nicht zurüd, daß nämlich der hiefige Prof. Schleiermacher, weil er 
mit einigen bedeutenden Mitgliedern der Scheibel’fchen Parthei aus 
früheren Zeiten befreundet, für die Union günftig geftimmt und auch 
der Einführung der Agende beigetreten ift, zu einer Darlegung 
feiner Anfichten über einen Dermittlungsweg aufgefordert werden 
fönne. Seine Meinung ging ebenfalls dahin, daß nichts geichehen 
dürfe, was als ein thatjächliches Sugeftändnig der Behauptung er- 
fcheinen würde, durch die Agende ſei eine Glaubensperänderung 
für die Mitglieder des Iutherifchen und reformirten Bekenntniſſes 
herbeigeführt, und er erflärte jich daher auf das Bejtimmtejte gegen 
die GHeftattung des Derlangens der Widerftrebenden, fich zu einer 
abgeionderten altIutherifchen Gemeinde vereinigen zu dürfen. Es 
werde dagegen nach feinem Dafürhalten jeder Dorwand der Glau— 
bensbedrücdung wegfallen, wenn die Geiftlichen, in deren Gemeinden 
der fragliche Fall vorfäme, angewiejen würden, bei der eier der 
Saframente mit den in Rede ftehenden Perfonen fich der alten 
Sormulare zu bedienen. Ein anderer Vorſchlag desjelben, daß 
nämlich dem Scheibel mit aufzubebender Suspenfion das Predigen 
geftattet, ihm aber, wenn er die übrigen geiftlichen Sunftionen nicht 
nach der Dorjchrift verrichten wolle, aufgegeben werden jolle, für 
einen Dertreter in denfelben zu forgen, erjchien nicht als practifch, 
und würde gewiß nach feiner Seite hin einen befriedigenden Erfolg 
gehabt haben. In Begriff, Ew. Kgl. Maj. hiernach ehrfurchtsvoll 
Bericht zu erjtatten und jedes immer mögliche Ausfunftsmittel zu 
gütlicher Bejeitigung der Differenz ehrerbietigft vorzufchlagen, hat 
ſich mir inzwifchen in einem ausführlichen Geſpräche mit dem 
p. Scheibel, der fich feit geraumer Seit hier aufhält, und eines mit 
ihm hieher gefommenen Mitgliedes feiner Anhänger, die Ueber- 
zengung aufgedrungen, daß auch das Nachlafjen der in der Witten. 
berger Agende befindlichen Sormulare die Sache nicht erledigen 
werde, und daß es dem p. Scheibel und feinen Anhängern um 
etwas Anderes zu thun jei. 
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Ich machte ihm das Unhaltbare und Jrrige feiner Anfichten 
in Beziehung auf Agende und Union bemerflich; erinnerte ihn, daß 
der Prediger Thiel in Breslau, der fich früher feiner Richtung fo 
eifrig angefchlofjen, durch die Einführung der Agende zu feiner 
Pflicht zurückgekehrt fei, ich zeigte ihm fogar meine Bereitwilligfeit, 
bei Ew. Kal. Maj. allerunterthänigft darauf anzutragen, daß ihm 
das Gebrauch jener Sormulare huldreichit geitattet werde; aber 
meine Bemühungen, ihn umzujtimmen, waren vergeblich. Er trat 
mit der Erflärung hervor, daß folche Nachlafjungen ihn nicht be- 
friedigten, und daß es ihm, oder wie er es nannte, feiner Hemeinde* 
hauptjächlih auf die Geftattung einer felbjtändigen Kirche an- 
fomme, welche hinfichtlich der Regulierung ihrer Angelegenheiten 
der Anordnung des Landesherren — felbft die gleiche Confeſſion 
desjelben, die lutherifche, vorausgejegt — nicht unterworfen, fondern 
nur von der Gemeinde abhängig jet. In diefem Derlangen ftimmen 
auch diejenigen feiner Anhänger mit ihm überein, welche die in 
Abjchrift ehrfurchtsvollſt beigefügte und mittelft erläuternden Schrei» 
bens des p. Scheibel vom Iſten vor. Mts. wovon ich ebenfalls eine 
Copie allerunterthänigjt beizulegen mir erlaube?), überreichte Eingabe, 
unterzeichnet haben. Es ift daraus erfichtlich, daß von ihnen nicht 
jowohl eine presbyteriale Einrichtung, als vielmehr eine ganz nach 
republicanifchen Grundfägen geformte Kirchen-Derfafiung in An- 
jpruch genommen wird, eine Kirchenverfaffung, wo das jus sacrorum 
im weiteften Sinne an die Gemeinde gewiefen fein, und dem Kandes- 
herrn nur das jus circa sacra, und zwar möglichit befchränft zu— 
jtehen foll, ſodaß die Gemeinde auf alles, was zur Erreichung ihres 
gefellfchaftlichen Zweckes gehört, einen Einfluß äußern würde, wel- 
cher alles bisher Beftandene überbietet und — nach dem eigenen 
Ausdrucde des p. Scheibel — in den bisher verfaßten fogenannten 
Presbyterial-O®rdnungen nirgends auf dieſe Weife angegeben ift. 
Ew. Kal. Maj. wollen mir huldreichit geftatten, die allgemeinen 
Betrachtungen, die bei der Frage über die Zuläffigkeit einer folchen 
Kirchen-Derfafjung zur Sprache fommen, zu übergehen, und mich 
auf die Bemerfung zu befchränfen, daß fie dem Befigftande und 
dem Herfommen entgegen fei, daß es höchit bedenklich erfcheine, das 
von den Scheibelichen Anhängern in Antrag gebrachte Zugeftändniß 
an das Benehmen zu fnüpfen, das fie bis jeßt beobachtet haben, 
und ſomit die Befchuldigungen, die fie gegen Agende und Union 
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vorgebract haben, durch eine folche Thatfache einzuräumen. Ihr 
Beifpiel könnte anderen Geiftlichen und Gemeinden leicht zur Der- 
fuchung werden, Gleiches zu fordern, und es läßt ſich nicht abſehen, 
wie weit dies in einem Zeitalter führen möchte, in welchem jede 
Art des Gelüftens nach gänzlicher Ungebundenheit jo leicht einen 
Stüßpunft findet, von welchem aus fodann eine Geftaltung erfolgt, 
welche dem erften Beginnen fremd oder wenigftens in den Solgen 
nicht gehörig überfchaut, unfägliches Unglüd verbreitet. Es ift 
diefes um fo bedenklicher, als zwijchen fämmtlichen Sreunden der 
pietiftifch-feparatiftiichen Richtung, zu welcher der p. Scheibel und 
feine Anhänger urjpränglich gehörten, ein mit der gegenwärtigen 
firchlichen Ordnung unvereinbares gemeinjchaftliches Beftreben zu 
beftehen fcheint, welches an den verfchiedenften Orten fich gleich- 
mäßig, wenn auch mehr oder minder bejtimmt und heftig durch 
allgemeine Klagen über den Derfall der Kirche in £ehre und Zucht, 
durch die Behauptung des Rechts und der Derpflichtung der Ge- 
meinde, fich ihre Hlaubensnormen und Kirchen-Derfafjung ganz un— 
abhängig ſelbſt zu geben, durch die Dertheidigung des Conventifel- 
weiens und durch Mißbilligung, wenn auch nicht der Agende und 
Union felbit, doch aber der zu deren Einführung ergriffenen Maag: 
regeln ausſpricht. Es ift wichtig, diefes in Anfchlag zu bringen, 
weil folches über die Folgen der zu ergreifenden Maaßregeln Eicht 
verbreitet. Eine unumgängliche Solge eines Nachgebens gegen die 
Anmaßungen des Predigers Scheibel und feiner Anhänger, daf 
andere Gemeinden und Prediger, welche in die allerhöchften Ab- 
fihten Ew. Kal. Maj. willig eingegangen find, und die Breslani« 
chen zunächit, Durch einen folchen aleichfam belehrenden Erfolg des 
MWiderftrebens, irre gemacht werden fönnten, — bedarf feiner Aus- 
führung. Wenn ich nun zwar hiernach mit Gewißheit annehmen 
zu dürfen glaube, daß Ew. Kal. Maj. nicht geneigt fein werden, 
jenem Antrage die Allerhöchite Genehmigung zu ertheilen, jo bleibt 
doch noch die Srage über das weitere Derfahren gegen die, welche 
fich in diefer Art abzufondern beabfichtigen, übria, indem die Sache 
in den gegenwärtigen Zuftande nicht bleiben kann, fondern zur 
Entjcheidung geführt werden muß. Gegen den Derfuch, eine Aus- 
gleichung durch Nachlafjungen zu bewirken, erklärt fich der ©ber: 
Präfident von Merkel auf das allerbeftimmtefte, und in der Aus« 
drucksweiſe, deren er fich bedient, ift die Andentung der nachtheiligen 
Folgen, die aus einem folchem Schritte entjtehen würden, und die 
Abficht, davor zu warnen, jo unverkennbar, daß ich, den örtlichen 
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Derhälmnifjen fern ftehend, denfelben nicht empfehlen und die Der: 
antwortlichfeit dafür übernehmen kann. Zudem erklärt auch der 
p. Scheibel, der zufolge der eingezogenen Erfundigungen und nach 
feinem eigenen Geftändniffe fich nicht immer und genau an die 
Sormulare der Wittenbergifchen Agende gehalten, fondern fich der 
in dem ehrfurchtspoll beigefügten, handfchriftlihen Eremplare be- 
findlichen bedient hat, jelbit, daß die fraglichen Lonzeffionen dig 
Sache nicht erledigen würden. Das Einzige aljo, was gefchehen 
fann, ift, die Kraft der Geſetze geltend zu machen und den eigen: 
willigen Störern der Ordnung mit Nachdrudf entgegen zu treten, 
dies aber auf eine Art zu thun, wobei es fich für jeden Unbe— 
fangenen überzeugend herausitellt, wie ſehr fie im Unrecht find, 
und ftatt den Ruhm des Märtyrerthums zu erringen, die fchädlichen 
Solgen, von denen fie getroffen werden, fich ſelbſt zuzufchreiben 
haben. ch unterjcheide dabei zwifchen dem p. Scheibel und den 
ihm anhängenden Gemeindemitgliedern. Bei den legten muß noch 
erwartet werden, was fie thun, ob fie zu feparatiitiichen Lonventifeln 
fich vereinigen und die Sacramente vielleicht von Nichtgeiftlichen 
verwalten lafjen, wie ich jedoch nicht vorausjegen zu dürfen glaube, 
oder, ob fie wohl unruhige Auftritte veranlafjen und fich an der 
öffentlichen Ordnung vergehen, was fich wohl, wenigjtens abficht- 
lich von folchen, fo weit fie in ihrem Derhältnig befannt find, nicht 
erwarten läßt, wenn gleich oft ein dem Anjchein nach minder be- 
denkliches Widerftreben in diefer Seit zu dem Schlimmern ausartet, 
oder endlich, ob einige derfelben, wie man bisweilen jedoch auf un- 
verbürgte Weiſe und nur mündlich gegen mich zu verjtehen ge: 
geben hat, auf Erlaubniß zur Auswanderung antragen werden, 
eine Erlaubnig, die ihnen nicht zu verfagen fein würde, aber auch 
um fo weniger von vielen benugt werden dürfte, da jolches durch- 
zuführen an fich ſchon mit bedeutenden Schwierigkeiten verfnüpft 
ift, und fich vorausfehen läßt, daß ihnen nicht leicht in einem Staate 
geftattet werden dürfte, eine eigene Kirche nach den beabfichtigten 
Grundfäßen zu errichten. Gegen den p. Scheibel läßt fich dagegen 
jofort einfchreiten. Da er fich weigert, fein geiftliches Amt nach der 
bei feiner Gemeinde unter landesherrlicher Autorität eingeführten 
Ordnung zu verwalten, fo kann er in demjelben nicht gelaſſen, fon- 
dern muß auf dem Wege der Disciplinar-Unterfuchung daraus ent- 
fernt werden. Dabei ift aber zur Beobachtung der Form, und weil 
er bereits fjuspendirt ift, nöthig, daß er unter ausdrüädlicher Der: 
warnung vor der Disciplinar-Unterfuchung und ihren Solgen an- 
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gewiejen werde, feine geiftlichen Sunftionen nach jener Ordnung 
gleich den übrigen Geiftlichen der Elifabethgemeinde zu verrichten. 
Ich beabfichtige, in dem in Abfchrift allerunterthänigft angefchloffenen 
Erlafie an das Lonfiftorium diefem aufzugeben, eine ſolche Der: 
fügung an ihn zu richten, worauf demnächſt weiter zu verfahren 
fein wird, und ich erlaube mir daher Ew. Kal. Maj. ehrfurchts- 
vollft zu bitten, mich durch einen allerhöchiten Befehl dazu aus- 
drücklich zu ermächtigen, weil die fich Abfondernden fchon einigemale 
mit dem bier, wo die freiwillige Annahme von der Gemeinde in 
entichiedener Mehrheit und von fämmtlichen GHeiftlichen mit Aus: 
ſchluß des p. Scheibel erfolgt ift, allerdings doppelt unzuläffigen 
Einwande hervorgetreten find, daß der Einführung der Agende 
nur der Wunfh Ew. Kal. Maj., nicht aber ein beftimmter Befehl 
porausgegangen fei, und daß mithin Allerhöchftdiejelben ein Straf- 
verfahren gegen einen Geiftlichen, der bloß diefen Wunſch nicht er- 
fülle, nicht billigen würden. Die Entlafjung des p. Scheibel aus 
feinem geiftlichen Amte als Refultat der Unterfuchung ift nicht 
zweifelhaft, aber fie wird auch von feiner Profeflur erfolgen müffen, 
wenn er es bis zur Dienftentfegung als Seiftlicher fommen läßt, 
indem nicht zugegeben werden fann, daß er auf dem theologifchen 
Lehrftuhl fich in einer Angriffs:Stellung gegen die in der evang. 
Landeskirche beftehenden Einrichtungen behaupte. Da indeß jeme 
Entlafjung nur eine Solge des in einem andern Amte begangenen 
Dergehens fein würde, jo halte ich, damit jeder Schein des Un— 
rechts vermieden werde, für das angemefjenfte, ihn, wenn er felbit 
jest fchon die Hand dazu bietet, ohne Derluft an feinem Einfommen 
als Profeffor, und mit dem Bedeuten, fich alles Polemifirens gegen 
Agende und Union zu enthalten, an eine andere Univerfität, am 
beften nach Halle, zu verjegen, wo von feiner Richtung feine jo be- 
denklichen Solgen zu beforgen find, als in Breslau, dem eigentlichen 
Heerd des Streites. Das in Abfchrift ehrfurchtsvollft angebogene 
Schreiben an ihn hat den Zwed, ihm dieſe Ausficht zu eröffnen, 
zugleich aber auch die Momente an die Hand zu geben, die ihn 
noch beftimmen fönnen, durch eine Aenderung feines Betragens fich 
feinem geiftlihen Amte zu erhalten, und ihn demnäcft in eine 
Stellung zu bringen, wo ihm fein Dorwand zur Klage über Be- 
drückung mehr übrig ift. 

Jch ftelle daher Ew. Kal. Maj. Allerhöchiter Entjcheidung ehr- 
furchtsvollft anheim, ob ich dasfelbe an ihn abgehen lafjen foll. 
Die Derfügung an das Konfiftorium in Breslau ift jo gefaßt, daß 
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fie den Anhängern des p. Scheibel mitgetheilt werden kann, und foll 
dazu dienen, ihr Urtheil auf einen richtigen Standpunkt zu führen, 
jo daß, wie doch immer noch zu hoffen ift, vielleicht manche zu dem 
Entichluffe fommen, fih von der Parthei zu trennen und zu der 
Gemeinde zurüdzufehren. Den Prediger Berger in Hermannsdorf, 
aus defjen Gemeine mehrere Mitglieder den Wunſch geäußert haben, 
durch den Gebrauch beim öffentlichen Gottesdienfte mit der Agende 
befannt zu werden, beabjichtige ich, um den Breslauer Anhängern 
des p. Scheibel diefen Anlehnungspunft zu entziehen, auf den Grund 
Ew. Kgl. Maj. Unordnung anweijen zu lafjen, die erneuerte Agende 
für Schlejien, bei Dermeidung der gefeglichen Strafen des Ungehor- 
fams zu gebrauchen. Es ift nach feinem bisherigen Benehmen zu 
urtheilen, wahrjcheinlich, daß er dies verweigern wird, dann wird 
auch gegen ihn mit der Suspenfion vom Amte und mit der Dis- 
ciplinar-Unterfuchung vorzugehen fein. . . [Schluß unmwefentlich.) 


19. Bericht des Minijters über den anhaltenden Widerjtand der 
lutherijhen Separatijten in Schlejien vom 11. Oktober 1834, 


(5. 295.) 


Die, .. Eingaben gehen wieder von der jchon jo oft zurückgewie— 
jenen irrthümlichen Anficht aus: die Einführung der erneuerten Agende 
jei für lutherifche Gemeinden eine Deränderung ihrer Lonfeffion, 
eine Derunreinigung ihres Gottesdienftes und eine Derlegung ihrer 
verfaflungsmäßigen Rechte. 

Die darin verfuchte Beweisführung kurz zufammengefaßt, find 
es hauptjächlich zwei Meinungen, welche die Bittiteller für ihre Be- 
hauptungen aufjtellen. Die eine, daß der Beitritt zur Union mit 
dem Gebrauche der Agende identifch fei, und daß durch leßtere 
mindeftens ein indirectes Aufgeben der den Reformirten gegenüber- 
ftehenden, aber zum Iutheriichen Glauben gehörigen Dogmen be 
wirft werde, und die andere, daß ein der reformirten Confeſſion 
angehöriger Eandesherr fein Recht habe, für Iutherifche Gemeinden, 
hinfichtlih ihrer inneren Kirchen-Angelegenheiten, namentlich der 
gottesdienftlichen Formen (felbft den bei der Agende beobachteten 
Gang einer vorhervernommenen Begutachtung durch Seijtliche voraus- 
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gefegt), Enticheidungen und Anordnungen zu treffen. Daß die 
erfte diefer Behauptungen jegt noch wiederholt wird, nachdem Em. 
Kal. Maj. Allerhöchit felbft jo huldreich geruht haben, in dem Aller- 
höchiten Erlaß vom 28. Februar a. cr.!) die bündigften und aus- 
reichenditen Erklärungen über die Agende und Union, ihr Derhält- 
niß zu einander und den Confefjions-Beftand zu geben, muß allerdings 
fehr befremden, aber es zeigt auch, daß die Remonftranten für jede 
Belehrung und Widerlegung ihrer Meinungen unzugänglich find. 
Die zweite, welche als ein unverhohlenes und keckes Beftreiten der 
von Ew. Kal. Majeftät in Beziehung auf die lutherifche Kirchen 
Gemeinſchaft im Staate ausgeübten oberbifchöflichen Rechte auftritt, 
ift von der größten Bedentjamfeit. Aus ihr würde folgen, daß 
nicht nur das hinfichtlich der Einführung der Agende und anderer 
das Kirchenwefen, die Kirchengebräuche und firchliche Feſte betreffen- 
der Einrichtungen in allen Provinzen befolgte Derfahren in Beziehung 
auf Jlutherifche Gemeinden als ein unrechtliches betrachtet werden 
müßte, jondern auch, daß die Anordnung gemifchter, aus lutherijchen 
und reformirten Mitgliedern bejtebender Kirchen-Derwaltungs-Be- 
hörden als eine Rechtsverlegung beider Lonfefjionen anzufehen fei. 
Auf dem Wege einer conjequenten Durchführung würden diefe von 
den BRemonftranten aufgeftellten Grundſätze Fein anderes Refultat 
haben, als die Einführung eines von demofratifchen Prinzipien aus- 
gehenden und nach conftitutionellen Formen gebildeten Kirchen: 
regiments. 

In der zuverfichtlichen Dorausfegung, daß Ew. Kal. Majejftät, 
abgejehen von allen ftaatsrechtlichen, gegen diefes ungebührliche Der- 
langen fprechenden Gründen, aus buldreicher Fürſorge für das Heil 
der evangelifchen Kirche Allerhöchft Sich nicht entfchliegen werden, 
demjelben Raum zu geben, glaube ich einer befonderen Auseinander- 
fegung der Unhaltbarkeit und Schädlichkeit des aufgeftellten Anfpruchs 
mich enthalten zu mäfjen, und erlaube mir nur den allerunter: 
thänigften Antrag, dag Ew. Kal. Majeftät mir den allergnädigften 
Befehl zu ertheilen geruhen wollen, die Bittfteller abfällig zu 
befcheiden. 

Der Paftor Kellner, deſſen Eingabe eine ausführlichere Er- 
örterung des Sachverhältniffes nöthig macht, befindet fich ebenfalls 
in der im Obigen näher bezeichneten Richtung, ift einer der unbeug- 
famften Anhänger derfelben und darin feinem Schwager ?), dem vor- 

ı) S. S. 288. 

2) Er war der Gatte von Scheibels Nichte. 
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maligen Diaconus Scheibel, volltommen ähnlich. Es ijt feinen Be- 
mübhungen gelungen, den größten Theil feiner Gemeinde gegen die 
erneuerte Agende einzunehmen und mit denfelben rrthümern an- 
zuftecen, auf welche feine Weigerung, diefelbe zu gebrauchen, fich 
ſtützt; und fo ift in dieſer Parochie die Nenitenz zu einer Höhe 
binaufgetrieben, die fie anderwärts nirgends erreicht bat. Das 
Lonfiftorium in Breslau, deſſen in Gemeinfchaft mit der dafigen 
Regierung an mich und den Mlinifter des Innern und der Polizei 
unter dem 2öten v. Mts. erftatteten Bericht ich... beizufügen mir ehr- 
furchtsvoll erlaube, hat, dem gefjeglichen Gange gemäß, es zuerft 
verjucht, den 2c. Kellner durch Ordnungsitrafen zum Gehorſam zu 
bringen, und nachdem dieje Maaßregel fich als fruchtlos erwiesen, 
feine Suspenfion vom Amte beichlofjen und mit der Ausführung 
derjelben den Kreis:Landrath von Ohlen und den Superintendenten 
Kelſch beauftragt. Nach dem Berichte des p. v. Ohlen vom I2ten 
September a. cr., auf deflen ausführlichen Inhalt ich der Kürze 
wegen Bezug nehmen zu dürfen allerunterthänigft bitte, ift dem 
p. Kellner an feinem Wohnorte der Bejchluß des Conſiſtoriums er- 
öffnet, und ihm nach nochmaliger Befragung: ob er fich der An— 
weifung des Confiitoriums fügen wolle? — auf feine entfchiedene 
Derneinung die Suspenfion als in Kraft getreten angekündigt worden. 
Er hat darauf erflärt, dag er diejelbe, weil fie von einem unirten 
Lonfiftorio, als einer für ihn nicht competenten Behörde, ausgehe, 
nicht anerfenne und nicht annehme, und auf die Aufforderung, die 
Kirchenfchlüffel, Kirchenbücher und Kirchenfiegel herauszugeben, ift 
von ihm erwidert worden, daß er dies alles nicht mehr babe, und 
daß es in den Händen der 40 Gemeinde-Deputirten jei, denen er 
diefe Gerätbichaften für den Sall feiner Suspenfion fchon früher 
zur Empfangnahme überlajjen habe. Um dem zur Stellvertretung 
des p. Kellner auserfehenen und mit anwejenden Pfarrer Bauch 
aus Simmenau diefe zur Pfarramts:Derwaltung nöthigen Gegen- 
ſtände einhändigen zu Fönnen, hat der Kreis-Landrath die ebenfalls 
gegenwärtigen, fogenannten Deputirten der Gemeinde aufgefordert, 
dieſelben herauszugeben; dieſe haben fich deſſen aber ebenfalls ge- 
weigert. Damit num nicht durch dieſes Widerftreben die Anordnung 
der Behörde gänzlich vereitelt werde, hat es der von Ohlen ver: 
jucht, den Stellvertreter wenigjtens in die Kirche einzuführen, und 
hat fich mit dem Dorfage, eine der verjchlofienen Thüren gewaltjam 
öffnen zu lafjen, nach der Kirche hinbegeben. Er ift aber durch 
eine inzwijchen verfammelte Menjchenmenge, die er auf 2000 jchäßt, 
Foerfter, Entſtehung ber preuß. Zanbeslirde. II. 35 
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in deren Dorderreihben fich, wie er meint, nach einem bedachten 
Plan die Weiber befanden, und die ihn unter Drohungen und 
tumultuarifchem Gefchrei umringt hat, an der Annäherung zur 
Kirche gehindert worden und hat fich unverrichteter Sache zurüd: 
ziehen müflen. Der p. Kellner hat ſich an die über ihn verhängte 
Suspenfion nicht gefehrt, ſondern am nächitfolgenden Sonntage den 
Gottesdienft nach wie vor gehalten. Don den beiden Provinzial: 
Eollegien ift Darauf bejchloffen worden, den Regierungs⸗Rath Storch 
als außerordentlichen Commifjarius abzuordnen, um die Ordnung 
herzuftellen, und im Salle, daß dies nicht gelinge, den p. Kellner 
von Hönigern zu entfernen. Inzwiſchen, und zwar den Tag nach 
der erfolgten Suspenfion hat auch 5. K. Hoheit der Herr Berjog 
Eugen von Würtemberg als Gutsherr fich perfönlich der Bemühung 
unterzogen, die Gemeinde zur Ordnung zurücdzuführen, aber fein 
wohlgemeintes Bejtreben tft erfolglos geblieben. 

Da nun der p. Kellner auch auf die nochmalige Aufforderung 
des NRegierungs:-Lommifjarius, der Amts:Suspenfion fich zu fügen 
und der geiftlichen Sunftionen fich zu enthalten, bei feiner Weigerung 
und Nichtanerfennung des Lonfiftoriums verblieben ift, jo hat der 
p. Storch ihn von Landes-Polizei wegen verhaftet und mit nach 
Breslau genommen, wo er aber nach einem gegebenen Bandgelöb- 
niße wieder auf freien Fuß geſetzt und ihm die Stadt Breslau zu 
feinem Aufenthalte angewiejen worden if. Am 21ten v. AT. ijt von 
dem Kandratb von Ohlen mit dem Superintendenten Kelch nach 
Anweifung der Behörden ein abermaliger Derfuc gemacht worden, 
den Stellvertreter des p. Kellner in feine Hefchäfts-Derwaltung ein 
zuführen und die Kirchthüren zu öffnen, er bat aber ohneradhtet 
aller Ermahnungen, die von ihm und dem p. Kelfch an die zahl: 
reich verfammelte Menge gerichtet worden find, Diejelbe Weigerung 
und diejelbe thatjächliche Hinderung gefunden. Man bat ihm den 
Weg zur Kirchthüre vertreten, und dies ift namentlich von drei 
in ihren Montirungen anwejenden Militär-Perfonen gejchehen, die 
ſich abfichtlich ihm gegenüber aufgeftellt haben. Darauf haben die 
beiden Provinzial-Lollegien den Ober » Präfident von Merkel er 
jucht, die zur Handhabung der Ordnung erforderliche militärifche 
Hülfe zu requiriren. Auch der Ober-Präfident hat, nach Inhalt des 
unter dem 30ten v. Mts. an mich erftatteten . . Berichts den Weg 
der Ermahnung und Warnung zuvÖrderft noch einmal einjchlagen 
zu müfjen geglaubt und deshalb dem Reg.Rath Storch den Auf 
trag ertheilt, Durch perjönliche Einwirfung, um welche er auch des 
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Herrn Herzogs Eugen von Würtemberg Kal. Hoheit erfucht hat, 
den Anordnungen der Behörden Solge zu verjchaffen. Der Herr 
Herzog hat, wie der eines Auszugs nicht wohl fähige commiffarifche 
Bericht bejagt, jih den Bemühungen des p. Storch gern an- 
gefchlofjen, auch der Stellvertreter des p. Kellner hat eindringlich 
zu den Derfammelten geiprochen, aber alles Zureden, Ermahnen 
und Warnen ift an der Unbeugiamfeit der irregeleiteten und fana- 
tijirten Menge gejcheitert, und jelbjt die Erflärung, daß man zur 
Anwendung der militärifchen Gewalt werde jchreiten müfjen, ift 
erfolglos geblieben, und die von den Widerftrebenden bejetten 
Kirchthüren haben nicht geöffnet werden fönnen. Der Ober-Präfident 
von Merkel ift mın mit den beiden Provinzial-Lollegien der Meinung, 
daß ohne militäriiche Gewalt ein weiteres Handeln zur Befeitigung 
des offenfundigen Widerjtandes gegen die Anordnungen der Be: 
hörden unthunlich und zwedlos jein würde. Diefelbe Anficht hat 
Se. Kal. Hoheit der Herzog von MWürtemberg in den beiden an 
den Ober-Präſidenten gerichteten Schreiben ausgeiprochen, welche 
dem Berichte desjelben beiliegen, und auch ich halte mich verpflichtet, 
ihr beizutreten. Es ſteht jet die Srage im Dordergrunde, ob der 
MWiderftand, den eine Gemeinde dem Derfabren der Behörde, welche 
die Stellvertretung für einen fuspendirten Geiftlichen ins Werk fegen 
will, entgegenftellt, nöthigenfalls mit Gewalt der Waffen zu brechen 
fei? — Dieje Srage fann in vielen anderen Sällen, wo ein juspen- 
dirter Heiftlicher die Gemeinde zu feinen Hunften aufzuregen ver: 
fteht, vorfommen, und jie fann nach meiner Meinung, ganz ab- 
gejehen von dem Grunde der Suspenjion, nicht anders als bejahend 
entichtieden werden. In wie fern das Widerftreben gegen die Ein- 
führung der Agende bis zur Aufjtellung und factifchen Durchführung 
eines die bejtehenden Rechte Ew. Kal. Majeftät bejtreitenden und 
verwerfenden Prinzips, wie im vorliegenden Falle verfucht ift, hinauf: 
getrieben wird, injofern iſt die Rückſicht auf jenes Widerftreben gegen 
die Agende bei dem Ergreifen der anzuwendenden Gewalt nur 
von untergeordnetem Gewichte, und die Betrachtung, daß es darauf 
anfomme, den durch Empörungsperjuche bedrohten Rechtsbeitand 
der landesherrlichen Autorität zu fichern, wird die hauptjächlich ent- 
jcheidende fein müſſen. Endlich darf ich nicht unbemerkt lafjen, daß 
nach den Berichten der Provinzial-Behörden, und namentlich des den 
Gemeinden nabejtehenden und mit ihrer Stimmung vertrauten Land: 
raths, das Beifpiel des Kirchipiels Hönigern jehr nachtheilig wirfen 
und ähnliche Auftritte mit kirchlicher und politischer Tendenz hervor: 
33 * 
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rufen fann, wenn die verabredete und verwegene Auflehnung gegen 
die Schritte der Obrigkeit nicht durch ein Fräftig entjcheidendes Ein- 
fchreiten gebeugt würde, Unter diefen Umftänden halte ich mich 
verpflichtet, bei Ew. Kal. Majeftät allerunterthänigft darauf an- 
zutragen, 
dag Allerhöchftdiefelben geruhen wollen, mich allergnädigft dazu 
zu autorifiren, daß ich den Ober-Präjidenten von Merkel anweife, 
die erforderliche militärische Hilfe zu requiriren, um die Ordnung 
in dem Kirchfpiele Hönigern herzuftellen, und wenn eine nodımals 
vorzunehmende Aufforderung zum Gehorſam fich als vergeblich 
zeigen jollte, den thätlichen Widerftand zu befeitigen, welchen die 
Eingepfarrten dem Stellvertreter des p. Kellner bei der Ausübung 
feiner amtlichen $Sunftionen entgegen jeßen. 

Erft dann, wenn diefer Stellvertreter ungehindert wirfen fann, 
wird die Möglichkeit eintreten, die verblendeten und verführten Ge— 
müther durch die Belehrung und durch die Praris nach und nach 
mit dem Gebrauch der Agende zu befreunden. Ich habe dem 
Minifter des Innern und der Polizei von dem gleichmäßig an ihn 
erftatteten Berichte Abjchrift mitgetheilt und angezeigt, daß ich mich 
der Dringlichkeit diefer Sache wegen genöthigt gefehen habe, um 
Ew. Kol. Majeftät allergnädigfte Entjcheidung ohne Derzug zu 
bitten, 

Berlin, den II. Oktober 1854. 

(ge3.) von Altenftein. 


20. Ergänzungsberiht vom 13. Oktober 1834. 
(5. 295.) 


In Derfolg meines allerunterthänigften Berichts vom I Iten d. M., 
die Widerjeglichfeit des Pfarrers und der Gemeinde in Hönigern 
betreffend, halte ich mich verpflichtet, die nach Abſendung desielben 
eingegangenen urfchriftlichen Anzeigen des Confiftoriums und der 
Regierung zu Breslau vom 4. und des Ober-Präfidenten von Merfel 
vom 6. d. M. über denfelben Gegenftand ehrfurchtsvollit zu über- 
reichen. Bejage ihres Inhalts ift der Stand der Sache im wejent- 
lichen derfelbe geblieben. Der Landrath von Ohlen hat zwar 
durch den Umftand, daß einige der jogenannten Deputirten fich von 
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diefer Gemeinschaft getrennt haben, veranlagt, einen nochmaligen 
Derjuch gemacht, eine andere Stimmung hervorzurufen oder we: 
nigftens eine noch größere Trennung Befjergejinnter zu bewirken. 
Statt des Erjcheinens Einzelner aber, mit welchen leichter zu ver- 
handeln gewejen wäre, hat jich wieder ein Kaufe von Männern 
und Weibern, die er auf 1000 Perfonen fchäßt, eingefunden und ift, 
da Einzelne von ihm befragt worden, ob fie fich den getroffenen 
Anordnungen gehorjamlich fügen wollten, befonders auf Anreizung 
eines Landwehr-Unteroffiziers Heinze und eines Müllers Wegehaupt 
mit den Worten, „jie hätten nicht nöthig, fich zu erflären” aus» 
einander gelaufen. 

Unverfennbar ift, daß die in Fällen folcher Art am nachtheiligften 
wirfende Macht der Terrorismus auch bei diefer irregeleiteten 
Menge ihren Einfluß äußert und diejenigen, welche der Heberlegung 
noch fähig wären, einfchüchtert und von dem Kosfagen von dem 
pflihtwidrigen Treiben zurüdichredt. Es ift Daher auch um diefer 
Wahrnehmung willen befonders nöthig, durch das Aufftellen einer 
andern äußerlichen Gewalt jenen terroriftiichen Einfluß zu paraly- 
firen und denen, die für das Bejlere zugänglich find, den Schuß zu 
gewähren, unter welchem jie ihren Dorfat, zur Ordnung zurüd: 
zufehren, darzulegen wagen fönnen. Die Heberzeugung des Ober: 
Präfidenten und der beiden Provinzial-Lollegien ſpricht fich wieder: 
holt dahin aus, daß nur durch das Auftreten einer jtarfen, mili- 
tärijchen Macht geholfen werden fönne, und fie tragen auf An— 
wendung derjelben auf das dringendite an. Dielleicht wirft jchon 
das Einquartiren des Militärs in dem Kirchipiele, wenn es einige 
Tage vorher, ehe das Oeffnen der Kirchthüren verfucht wird, fchon 
Statt findet, foviel, daß durch den Abfall der Befonnenen der Zu— 
jammenhang geiprengt und der Muth der Derwegenen gebrochen 
wird. 

Nach meinem unterthänigften Berichte vom Uten d. Mlts. war 
der Pfarrer Kellner unter der Bedingung, fich nicht von Breslau 
zu entfernen, fich der geiftlichen Funktionen gänzlich zu enthalten und 
etwaige Beziehungen zu feiner Gemeinde nicht anders als zur Ab- 
mahnung derjelben vom Widerjtande gegen die Obrigkeit zu be— 
nußen, wieder auf freien Fuß geitellt worden. Er hat jedoch jpäter 
in einer dem Berichte der Provinzial-Lollegien vom 4. d. Mts. ab» 
fchriftlich beigefügten, die Hefinnung des Mannes und vielleicht auch 
den Einfluß, unter welchem er fteht, characterifirenden Eingabe er: 
Härt, daß er gewiffenshalber dieje Derfprechungen nicht halten 
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fönne, und wenn ihm bis zum 8. d. Mlts. feine Rejolution zufomme, 
fih als von ihnen entbunden betrachte. Er ift darauf verhaftet 
worden, eine Maßregel, die ich nach folchen Dorgängen und in Er- 
wägung, daß feine Rückkehr nach Hönigern die Sache im höchiten 
Grade verfchlimmert haben würde, für völlig gerechtfertigt halte. 
Seitens der Provinzial-Behörden wird darauf aufmerfiam gemacht, 
daß es, wegen der großen Bewegung, welche diejer Dorgang bei 
den fogenannten Alt-£utherifchen in Breslau bewirken dürfte, beſſer 
fein möchte, den p. Kellner nach einer Seftung, 3. B. Glaß, zu bringen, 
bis die Umftände feine Sreilaffung geftatteten. Auch darüber jehe 
ich der Allerhöchten Enticheidung Ew. Kal. Majeftät ehrfurchts- 
vollft entgegen. 
Berlin, den 15. Oftober 1854. 
(ge3.) von Altenftein. 


21. Letter Bericht Altenjteins über unerläßliche militärijche Ex— 
pedition nach Hönigern vom 4. Dezember 1834. 
(5. 300.) 


Ew. Kal. Maj. allergnädigjtem Befehle vom 29. Oft. gemäß, 
find der Landrath von Ohlen und der Prediger Bauch von 
Hoenigern hieher berufen und über den ganzen Hergang der Sache 
bei der Amts-Suspenfion des Predigers Kellner vernommen worden. 
Ich überreiche anbei ehrfurchtsvollft Abjchrift der Dernehmungs- 
Derhandlungen vom 15. und 21. v. Mts., welche die in meinen 
allerunterthänigjten Berichten vom 11. und 15. Okt. entwicelte, 
dringende Nothwendigfeit, ernfte Maßregeln zu ergreifen, noch mehr 
begründen. Allerdings erfcheint der widerfpenftige Teil der Ge— 
meinde Hoenigern als durch das Dertrauen auf ihren Seeljorger 
irregeführt, der fie auf liftig berechnete Weife, insbefondere durch 
die Macht des eigenen Beifpieles eines entjchiedenen Ungehorfams 
und Widerftrebens, unter dem Dorgeben einer Gott wohlgefälligen 
Hlaubensbeharrlichfeit fanatifirt hat, und eben deshalb kann die 
Milde, womit bis dahin verfahren worden, nur gebilligt werden. 
Allein zu unterfcheiden ift die vorliegende Thatjache der bis zur 
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äußerten Grenze getriebenen Widerfeglichfeit gegen obrigfeitliche 
Anordnungen von ihrem Anlafje: den faljchen Kehren, welche der 
p. Kellner der Gemeinde für feine Partheizwede beigebracht hat. 
Die geftörte öffentliche Ordnung muß wieder hergeftellt werden; 
denn das Beifpiel eines erfolgreichen Widerftandes gegen landes: 
herrliche Anordnungen fann, was auch ihr Gegenftand fein mag, 
nicht geduldet werden, ohne Rüdwirfungen herbeizuführen, welche 
fich nicht beredimen lafjen. Je entfchiedener die jehr große Mlehr- 
zahl in Schlefien die Beweggründe der MWiderjpenftigen für unhalt- 
bar, ja jelbft für leere Dorwände erachtet, deſto auffallender ift die 
Duldung folcher Widerfeglichkeit, und es liegt jehr nahe, daß die 
Milde gegen Jrregeführte als Schwäche der Behörden gegen eine 
ihnen entgegentretende größere Mafje mißdeutet und zur Deran- 
lafjung weiterer $revel gemigbraucht werde, wie denn auch alle 
Stimmen fich dahin vereinigen, und nahe Anzeichen vorhanden find, 
daß dergleichen wirklich beabfichtigt werde. Die Anwendung der 
erforderlichen Gewalt ift daher von dem vorherrichenden polizei« 
lichen Standpunfte aus eine unerläßliche Pflicht. 

Erjt wenn die Ordnung wiederhergeftellt ift, Fönnen Schritte 
gejchehen, im firchlichen Gebiete auf die irregeleiteten Gemeinde: 
mitglieder einzuwirfen und durch Belehrung und Aufforderung zur 
eigenen Prüfung den blinden Wahn zu befiegen, der bis dahin ihr 
Urtheil gefangen hält. Es läßt fich dies durch beftimmte Er- 
FHärungen und die zu ergreifenden Maßregeln ſelbſt fo klar aus» 
fprechen, daß durchaus fein Zweifel darüber bleiben fann, die Ge- 
walt werde nicht auf Firchlichem Gebiete geübt, fondern der niemals 
zu duldenden Störung der Öffentlichen Ruhe und Ordnung ent: 
gegengeftellt. Don diefem Standpuntte aus fommt es jetzt auf Er- 
wägung der zunächit zu ergreifenden polizeilichen Maßregeln zur 
Herbeiführung des Hehorjams, namentlich der Eröffnung der Kirche 
und der zur vollftändigen Einfegung des an die Stelle des Kellner 
tretenden Pfarr-Derwefers erforderlichen Herausgabe der Kirchen- 
bücher und des fonftigen Kirchengutes, an. Nach dem überein- 
jftimmenden Urtheile des Landraths und der höheren Provinzial: 
Behörden, welches durch die bisherigen vergeblichen Derfuche unter- 
ſtützt wird, ift nur von Aufftellung einer bedeutenden Militär Macht 
ein Erfolg zu erwarten, und diefer Meinung entipricht, was von 
den Wortführern der Parthei, unter deren Einfluffe, wie nicht zu 
bezweifeln ift, die Widerſtrebenden fortgejeßt ftehen, gelegentlich an- 
gedeutet worden, dag man nur wirklicher d. h. nicht zu befiegender 
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Gewalt ohne Derlegung des Gewiſſens weichen dürfe. ch finde 
fein Bedenken, dem Dorichlage des Kandraths, ein Bataillon In— 
fanterie nach Namslau zu verlegen und 100 Mann Lavallerie auf 
die mächften Dörfer um Hoenigern zu vertheilen, beizupflichten. 
Dieje Maßregel ift noch nicht die wirkliche Anwendung von Gewalt, 
vielmehr ein Mittel, die Wirkſamkeit der Behörden zu fichern, und 
die Dorbereitung des erniteren polizeilichen Einjchreitens, wenn 
diefes unerläßlich fein follte. Es ift aber wohl möglich, daß die 
Widerjpenftigen folches jchon als eine nicht zu befiegende Gewalt 
betrachten und daß fie fich fügen. Die Dorftellungen hierüber wer: 
den umjomehr Eindrucd machen, je größer die drohende Macht it. 
Die ftrengeren Maßregeln erfcheinen aus diefem Geſichtspunkte als 
die milderen und jind vielleicht geeignet, größern Dergehungen vor: 
zubeugen, welche die Derirrten jchwer büßen müßten. Der nächte 
Schritt wird alsdann eine nochmalige Aufforderung zur Rückkehr 
in die gejegliche Ordnung, namentlich zur Herausgabe der Kirchen- 
jchlüffel und des Kirchenguts, fein können. Die Hoffnung, daß eine 
folche, geftügt auf die in der Nähe bereit gehaltenen Gewaltmittel, 
Erfolg haben fönne, iſt nach dem Mittheilungen der Predigers 
Bauch nicht ganz aufzugeben, insbejondere, wern es gelänge, die, 
wie der Bauch anführt, bei Dielen vorherrichende, ihnen wohl mit 
Bedacht beigebrachte Meinung zu befeitigen, daß, was die Behörden 
thun, nicht Ew. K. Maj. Wille fei. In diefer Binficht fcheint es 
mir fehr wichtig und zugleich der Milde zu entiprechen, welche ftets 
auch ernite Maaßregeln in kirchlichen Angelegenheiten, jo weit fie, 
wie folches hier der Fall ift, zum Anlaß der Unordnung benußt 
werden, begleiten muß, dag Ew. K. Maj. Sich Allerhöchitielbit 
gegen die Gemeine über ihr Derjchulden und über die Agende und 
deren Derhältnig zur lutheriſchen Confeſſion ausfprechen, und hieran 
ſich die legte Aufforderung zum Gehorſam anichliege. Ich erlaube 
mir, zur Allerhöchiten Prüfung anbei den Entwurf einer zu erlafjen: 
den Labinets:Ordre ehrerbietigft vorzulegen, und bemerfe dabei 
alleruntertbänigft, daß der Allerhöchite Befehl in mehreren Erem- 
plaren, auch in polnifcher Sprache, in die verjchiedenen zur Gemeine 
Hoenigern gehörigen ©rtjchaften zu verbreiten jein wird. Erit, 
wenn auch die bei diefer legten Aufforderung zum Gehorjam der 
Gemeine zu gewährende Bedenfzeit, deren Dauer dem Ermefjen 
des Lommifjarius zu überlaffen ift, fruchtlos verfliegt, würde der 
Lommifjarius mit der BHerftellung der polizeilichen Ordnung, wel- 
cher das Sufammenrotten Mehrerer zur Durchjegung ihres Willens 


dieſer Gememnſchaft geirennt haben, peranlagl, einen nochmaligen 
Derfuch gemacht, eine andere Stimmung hervorzurufen oder we: 
nigftens eine noch größere Trennung Befjergejinnter zu bewirfen. 
Statt des Erjcheinens Einzelner aber, mit welchen leichter zu ver- 
handeln gewejen wäre, hat fich wieder ein Haufe von Männern 
und Weibern, die er auf 1000 Perſonen jchäßt, eingefunden und ift, 
da Einzelne von ihm befragt worden, ob fie fich den getroffenen 
Anordnungen gehorjamlich fügen wollten, befonders auf Anreizung 
eines Landwehr-Unteroffiziers Heinze und eines Müllers Wegehaupt 
mit den Worten, „jie hätten nicht nöthig, fich zu erflären“ aus— 
einander gelaufen. 

Unverfennbar ift, daß die in Fällen folcher Art am nachtheiligften 
wirfende Macht der Terrorismus auch bei dieſer irregeleiteten 
Menge ihren Einfluß äußert und diejenigen, welche der Ueberlegung 
noch fähig wären, einjchüchtert und von dem Kosjagen von dem 
pflichtwidrigen Treiben zurüdichredt. Es ift daher auch um diefer 
Wahrnehmung willen bejonders nöthig, durch das Aufftellen einer 
andern äußerlichen Gewalt jenen terroriftiichen Einfluß zu paraly- 
jiren und denen, die für das Beffere zugänglich find, den Schuß zu 
gewähren, unter welchem fie ihren Dorfaß, zur Ordnung zurüd: 
zufehren, darzulegen wagen fönnen. Die Ueberzeugung des Ober: 
Präfidenten und der beiden Provinzial-Eollegien ſpricht fich wieder: 
holt dahin aus, daß nur durch das Auftreten einer ſtarken, mili- 
tärijchen Macht geholfen werden fönne, und fie tragen auf An- 
wendung derjelben auf das dringendfte an. Dielleicht wirft ſchon 
das Einquartiren des Militärs in dem Kirchipiele, wenn es einige 
Tage vorher, ehe das Deffnen der Kirchthüren verfucht wird, jchon 
Statt findet, joviel, daß durch den Abfall der Bejonnenen der Zu- 
jammenhang geiprengt und der Muth der Derwegenen gebrochen 
wird. 

Nach meinem unterthänigften Berichte vom IIten d. Mts. war 
der Pfarrer Kellner unter der Bedingung, fich nicht von Breslau 
zu entfernen, fich der geiftlichen Funktionen gänzlich zu enthalten und 
etwaige Beziehungen zu feiner Gemeinde nicht anders als zur Ab: 
mahnung derjelben vom Widerjtande gegen die Obrigfeit zu be- 
nußen, wieder auf freien Fuß geftellt worden. Er hat jedoch jpäter 
in einer dem Berichte der Provinzial-Tollegien vom 4. d. Mlts. ab» 
fchriftlich beigefügten, die Gefinnung des Mannes und vielleicht auch 
den Einfluß, unter welchem er fteht, characterifirenden Eingabe er- 
flärt, daß er gewiſſenshalber dieſe Derjprechungen nicht halten 
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er felbft nicht im Stande vorherzubeftimmen. Es hängt dies von 
dem Erfolge der zu ergreifenden Maßregeln und jeiner Ein- 
wirfung auf die Gemeine jo wejentlich ab, daß darüber feine An— 
ordnung zu treffen ift, und er jet nur auf den Zweck: durch Be- 
lehrung über den Inhalt der Agende deren — möglich zu 
machen und zu fichern, verwiefen werden fann ..... 

Die forgfältige Erwägung aller Derhältnifje und die von den 
verfchiedenften Seiten her eingegangenen Nachrichten laffen darüber 
feinen Sweifel, daß die Befeitigung des Widerftandes, den die welt- 
liche Gewandheit des Predigers Kellner vermöge der in Predigten 
und Lonventiteln lange Seit hindurch fortgefegten Bearbeitung 
jeiner Gemeine den Behörden entgegengeftellt hat, unerläßlich ift, 
wenn nicht das jegensreiche wejentlich vollendete Werf der Ein- 
führung der neuen Agende rüdgängig gemacht und einer unheil- 
bringenden Derwirrung in der Kirche der Weg geöffnet werden 
joll. Für die daraus entftehenden Folgen, wenn durch der fanatt- 
firten Gemeine zu Hoenigern gemachte ZSugeftändnifje nicht blos 
das Dertrauen der Gemeinen auf die HRechtgläubigfeit ihrer Geift- 
lichen, welche die Agende angenommen haben, erfchüttert, jondern 
jelbft Mißtrauen gegen den Kandesherrn erregt wird, defjen An— 
ordnung fie befolgt haben, fann Niemand eine Bürgfchaft über- 
nehmen. Grade in dem Dorwande, als ob der £utherifche Glaube 
angegriffen werde, liegt überdies die dringende Aufforderung, durch 
die Entfchiedenheit der leider nothwendig gewordenen ernten Maß- 
regeln die bei den Schwachen leicht zu erregenden Zweifel nieder: 
zufchlagen, denen, welche der Stimme ihres Landesherrn willig ge- 
folgt find, gegen die Anfeindungen der Widerfacher unverfennbaren 
Schuß zu gewähren und die legten Anftrengungen zu vereiteln, 
welche eine fanatifch gefinnte Parthei dem endlichen Erfolg Ew. 
Kal. Maj. vieljähriger Bemühungen zur Einführung einer die un- 
verfälfchte Erhaltung der Evangelijchen £ehre fichernden kirchlichen 
Ordnung mit kecker Beharrlichfeit entgegenitellt. 

Wie fchwer es auch dem landespäterlichen Herzen Ew. K. Maj. 
fallen mag, Swangsmaßregeln gegen Derführte zu geftatten, jo ift 
dies Doch, man mag die Lage der Dinge vom politifchen oder vom 
firchlichen Standpunfte aus erwägen, um größeren MHebeln, welche 
leicht jchmerzlichere Opfer koſten fönnen, vorzubeugen, unerläßlich, 


ı) Es folgen Dorfdläge über die Perfonen der zu entfendenden Kom- 
miffare. 
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und auf diefe meine pflichtmäßige Heberzeugung ift der Antrag ge- 
gründet, welchen Ew. Kgl. Maj. ich in diefem Berichte ehrfurcht- 
vollit vorgelegt habe. 
Berlin, den 4. Dez. 1834. 
(ge3.) von Altenftein. 


22. Schreiben des Konjiltorialrat Hahn an den Minijter über die 
Erpedition nach Hönigern. 
(5. 300.) 


Namslau (in d. Mähe von Hönigern) 
am 25. Dez. 1854. 


Emw. Ercellenz eile ich in froher Bewegung meines Herzens 
vorläufig von dem glüdlichen Erfolge unterthänigften Bericht ab- 
zuftatten, welchen unjere Miffion nadı Hoenigern gehabt hat. Es ift 
fein Tropfen Blut gefloffen, und fchon heute darf gejagt werden, 
daß der Grund zu einer neuen Ordnung der Firchlichen Derhältnifje 
in jenem nicht unbedeutenden Kirchfpiel unter den günftigften Aus— 
fihten gelegt worden if. Am Montage, den 22. c., famen wir, 
nachdem die vorgängigen wiederholten Bemühungen des Kandraths 
vergeblich gewefen waren, in Hönigern an; nach vorläufiger Der- 
abredung mit den Herren Commifjarien, Polizeipräfident Heinfe, (der 
durchweg eben jo einfichtsvoll als fräftig, mild und ernit gehandelt 
hat, fo daß ich ihn ſehr hochachten und lieben gelernt habe,) und 
Sandrath v. Ohlen, (der überall den redlichiten Eifer zeigt und durch 
feine Perfonal: und Lofal-Kenntniß, jo wie durch zeitgemäße Mit: 
theilungen ſehr nüßlich wirft,) theilten wir uns die Arbeit; die 
Herren Lommiffarien behandelten insbejondere die Schuljen und 
Serichtsleute vorzugsweife aus dem bürgerlichen Gejichtspunft, von 
wo fie als Empörer betrachtet werden mußten, ich fah fie vom 
religiös-firchlihem Standpunfte aus vornämlich als Jrrende und 
Derleitete an, und bemühte mich, ihre Mißverftändnifje zu löſen und 
ihnen neues Dertrauen zu den Abfichten Sr. Kal. Majejtät und der 
geiftlichen Behörden einzuflögen. Nachdem die Kal. Kabinets:Ordre 
den verjammelten Schulen und Serichtsleuten von dem Präfident 
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Heinfe und Landrath v. Ohlen nebjt mir war eingehändigt und 
eine hinreichende Sahl von Eremplaren des gemeinjchaftlih von 
uns abgefaßten und unterzeichneten Publifandi zum Anheften in den 
verfchiedenen Kirchdörfern war übergeben worden, womit die Auf- 
forderung zur Herausgabe der Kirchenjchlüjfel p. p. verbunden wurde, 
ließ ich die Schullehrer vor mir erfcheinen, von denen 4 als dem 
Paitor Kellner und feinen feparatiftifchen Anfichten ergeben, gefchildert 
worden waren. Da diefe Männer, als die intelligenteren in der 
Maſſe, mir als bejonders bedeutend erjchienen, jo juchte ich vor 
Allem, diefen das Jrrige ihrer Dorausfegungen, wodurch ihr bis- 
heriges jeparatiftiiches Streben bedingt worden war, zu zeigen, und, 
um dies mit möglichitem Erfolge thun zu fönnen, ließ ich fie, durch 
Sutrauen erwedende Anſprache und Mittheilungen aufgefordert, 
recht offen ausiprechen, was ihr Inneres bewegte. Drei von ihnen 
zeigten ſich bald empfänglich, nur einer blieb auch nach mehr- 
ftündigem Geſpräch unerfchütter. Da mir die Forderung, tief: 
gewurzelte und lange genährte Ideen jobald hinzugeben, unbillig 
und jelbjt unnatürlich jchien, jo forderte ich fie auf, am folgenden 
Tage wieder zu erfcheinen, wenn einer oder der andere nach reif: 
licher Ueberlegung noch einige Bedenken haben follte. Es famen 
drei, und fie jchieden nach langem Geipräch jo von mir, daß ich das 
Beite zu hoffen waate, auch hatte ich die Freude, aus dem Munde 
eines fatholifchen Schulzen zu hören, daß der Dierte, welcher dies- 
mal nicht wieder fam, welcher aber am Tage vorher bejonders viel 
geiprochen und allerlei Bedenken geäußert hatte, noch an demielben 
Abende — in Folge einer Aufforderung von mir an alle — die 
Bewohner feines Orts in dem Schulbaufe unter Mitwifjen des 
Schulzen und in feiner Gegenwart über den wahren Swed der 
erneuerten Agende mit gutem Erfolge belehrt hatte. Achnliche Er- 
fahrungen machte ich auch unter den Bauern, die fih an mich 
wandten, jo daß ich mich überzeugte, es jet noch eine gute Sahl, welche, 
obwohl vom Separatismus berührt, doch noch nicht ganz benommen 
und unempfänglich für befjere Dorftellungen waren. So urtheilten 
auch meine Berren Genofjen, welche unterdefjen in gleicher Weiſe 
durch Dorftellungen und Belehrungen, die, welche vor ihnen er- 
ichienen waren, zu enttäufchen gefucht hatten, und nun gingen wir 
in Gemeinjchaft zur Kirche bin, wo jich mittlerweile eine große 
Mafje, wohl gegen [000 Menjchen, verjammelt hatten. Don einer 
Anrede an die Menge durften wir freilich nicht viel hoffen, da ver: 
lautete, dag man fich vorgenommen habe, namentlich einen fremden 
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Geiftlichen gar nicht zu Wort kommen zu lafien. 
auch; — denn, nachdem Herr Präjident Heinfe 
mäßige Worte des Ernftes und der Liebe an 

dann in Bezug auf das AReligiöfe an mich gew 
ein paar Sefunden gejprochen hatte, jo fingen 
an zu fingen, damit ich nicht verftanden werd 
mißbilligte dies ein großer Theil der nahe ftehen? 
mit entblößtem Haupte aufmerffam zu, obmwol, 
unter diefen Umftänden nicht lange zu reden. 9 
drei uns in die Mafje, und jeder juchte nun, un 
jo gut es ging, durch Dorftellungen der manı 
feine Umgebung, in welcher die frauen bejo 
zu wirfen. Daß diefe Derfuche, obwohl ſcheit 
Erfolg, doch nicht ganz wirkungslos geblieben 
nächiten Tage. Am 25. erhielten wir allerd 
minder entfchiedene Erflärung von allen Dörfer: ı 
und Serichtsmänner, man werde die Kirche mi: 
man will beim alten Glauben bleiben ꝛc., au! 
blicandum an vielen Orten abgerijjen habe, a: 
Schulzen und Gerichtsleuten ſagten offen, dag | 
nur nicht im Stande gewejen wären, die übr ı 
Danfen zu bringen; wenige wagten, der eig 
zeugung zu folgen, aus $urcht vor den Nad 
haupt nicht Sache der MHeberzjeugaung der | 
nirgends fanden fich haltbare Gründe, — es war | 
Glaube, und es fchien fich zu ergeben, daß die! 
oder feierliche Suficherungen oder auch Drohi 

Da blieb denn nichts übrig, als das Militär 3 . 
alsbald erichien und einquartirt wurde. A 
gejtern früh, wurde, wie Ew. Ercellenz fchor 

Kirche von dem Militär genommen. Der Be ı 
hat mit feinen Offizieren ſich trefflich benomm ı 
lich erſt noch einmal ermahnt und gewarnt, | 
in Bewegung gejeßt und erft, als alles doch n | 
Hand angelegt, jedoch fo, daß zwar Einzelne | 
geichlagen werden müſſen, aber niemand verw 

Kirche wurde nun geftern fogleich gefeat, die 

Schlüffel beforgt, da von den alten nun mehre | 
neben die Kirche waren hingeworfen worden), | 
und jonftige Dorbereitungen zur feierlichen J 


— 
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Dieje erfolgte heute, dem Allerhöchiten Auftrage gemäß, durch mich, 
in Derbindung mit dem Superintendenten Keljich, der ungeachtet 
feiner Kränflichfeit doch von Bernftadt dahin fam, und eine nicht 
geringe Zahl aus allen Dörfern, befonders Männer, waren erichienen. 
— Die Rede und Predigt machten fichtbaren Eindrud, die ganze 
Derfammlung war tief gerührt, und nach beendigtem Gottes- 
dienft ließen viele danken und zeigten an, (wozu nun freilih auch 
wohl die fühlbar werdende £aft der Einquartierung trieb), daß fie 
der Sache des Separatismus entfagten und Fünftig als gehorjame 
Untertbanen fich fügen, auch fleißig die Kirche befuchen würden, in 
welcher, wie fie mın wußten, ihr alter Glaube fernerhin folle ge- 
predigt werden. Gegen 5 Uhr, wo ich wieder hierher ging (weil 
es in Hönigern an Wohnungen fehlt), hatten von 40 Samilienvätern 
in Hönigern jelbft bereits alle, bis auf ungefähr 4—6, ſolche Er- 
färungen gegen den Schullehrer, der mich mit Sreuden davon unter: 
richtete, abgegeben, von einem andern Dorfe auch fchon die Hälfte; 
von den übrigen waren noch nicht jo bejtimmte Nachrichten ein- 
gegangen. Diejer Erfolg übertrifft alle unfere Erwartungen. Mor— 
gen und übermorgen werden wir noch neue Kirchenvorfteher und 
Däter wählen, um ein neues Kirchenfyjtem zu bilden und alle Ort- 
ichaften nach einander noch befuchen, um mehr die Einzelnen auf: 
zufinden, die uns etwa noch Sprechen möchten, da in größeren Maſſen 
die Einzelnen nicht wagen, abweichende Meinungen zuoffenbaren. Dann 
halte ich meinen Auftrag, durch den Se. Maj. und Ew. Erc. mich eben fo 
geehrt als erfreut haben, für erledigt, indem ich das Meifte von 
der Wirkung der befjer erfannten Wahrheit und der Thätigfeit des 
p. Bauch erwarte. Herr Präjtdent Heinfe wird mit dem Kandrath 
noch I oder 2 Tage länger bleiben, um ein vollkommen ficheres 
Urtheil über die herrichende Stimmung fällen und demnach ent: 
jcheiden zu fönnen, ob das Militär zurücgehen dürfe oder nicht. — 
Sollten die Bewohner aller Ortichaften ſich nun in bereits er: 
wähnter Weiſe den höhern Anordnungen fügen, fo wäre wohl auch 
zu wänjchen, daß die Gefangenen bier in Namslau (gegen 20 an 
der Zahl, darunter 10 am 24. c. arretirt), wenn fie gelobten, das- 
jelbe zu thun, und fonjt feine ftrafbaren Ercejje begangen haben, 
bald freigegeben würden. Denn fajt ohne Ausnahme haben fie 
unfelbitftändig gehandelt und im vollen Sinne des Worts nicht ge: 
wußt, was fie thaten. — 

Ew. Ercellenz geruhen die Ausführlichkeit diefes Schreibens, 
welches wohl viel Seichen der Eil, in der es abgefaßt werden 
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mußte, an fich tragen mag, gnädigft zu entjchuldi 
mich, hochdenenjelben ſchnell einige Kunde zug ı 
welche Theilnahme Sie diefer Sache widmen. 

In tieffter Ehrfurcht, mit Gefühlen inniger 
unter den wärmften MWünfchen für einen gejeg 
neuen Jahres verharre 

Ew. Ercellenz 
unterthänigft gehoric 
3. Auguft E 
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Ihr habt Euch fchwer verfchuldet. Ermahnın 
und zulegt Drohungen, Monate hindurch fortgeie | 
angewendet worden, Euch auf den gejeßlichen W 
und des Gehorfams zurüdzuführen, felbft der 
wendigfeit gewordenen Militärgewalt habt hr 
fegen gewagt. Euer Derbrechen würde die fchwer | 
fich ziehen, wenn Jch das Geſetz walten ließe, ab: 
als Derführte anfehen und den Derficherungen de 
irn Euerer durch den Eonfiftorialrath Bahn ei 
ftellung fund gegeben habt, Glauben jchenten; ı 
jenigen unter Euch zur Unterfuchung gejogen w 
bei der allgemeinen Theilnahme am Aufftand beſond 
verübt haben. Ich erwarte mit Suverficht, daß 
gebührend anertennen und daß Ihr niemals w 
Gehör geben werdet, deren faliche Dorfpiegelung 
Derderben ftürzen müffen. 

Berlin, den 7. Februar 1855. 


(ge3.) Friedri 


An die 
Mitglieder der Kirchengemeinde 
zu Hoenigern, 
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